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I. 

IP den altchinesischen Klassikern begegnen wir häufig dem 
Gedanken staatlicher Eingriffe znm Schutze der Armen gegen die 
Reichen und um die Tendenz zu ungleicher Güterverteilung zu 
bekämpfen. Außerdem aber sehen wir solche Gedanken durch 
die a1tchinesische Staatsordnung bis zu einem gewissen Grade 
auch in die Praxis übergeführt. So mag denn wohl auch die 
Behauptung gerechtfertigt erscheinen, daß Staatssozialismus in 
Altchina existiert habe, wenn wir den Begriff „Staatssozialis­
nrns" in dem weiten Sinne staatlicher Intervention und Regu­
lierung mit dem Ziel einer Heilung gesellschaftlicher und wirt­
schaftlicher Übel auffassen. Vergleicht man die Lehren der 
altchinesischen Philosophen mit den modern-europäischen Sozial­
theorien, so finden wir sie natürlich von diesen sowohl dem Geist 
als auch der F'orm nach sehr verschieden. Bei genauerem Zusehen 
jedoch zeigen sich manche Analogien. Es ist ja auch nicht 
verwunderlich, daß ähnliche Gesellschaftsverhältnisse auf dem 
Gebiete des sozialen Denkens und der Gesetzgebung Gleich­
artigkeit zeitigen; und wer anerkennt, daß geistige Entwicklung 
und ökonomischer Fortschritt im alten China eine bemerkens­
werte Höhe erreicht haben, wird kaum erstaunt sein, daselbst 
schon vor dem Beginn der christlichen Zeitrechnung auf Staats­
sozialismus zu stoßen. 

1) Aus dem englischen Manuskript übersetzt von H. G. 
Archiv f. Geschichte d. ~ozblismus lII, hrsg. v. Grünberg. 1 
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Im alten China gab es schon so manche große Stadt, in der 
Gewerbe und Handel blühten. Fälle großzügiger Unternehmungen 
waren nicht selten. Oft kam es zu Anhäufung großer Vermögen. 
Die Giiterverteilung, insbesondere die Verteilung des Grund­
besitzes, bewegte sich in der Richtung wachsender Ungleichheit. 
Nichts natürlicher daher, als daß in einem solchen Milieu ver­
schiedene soziale Theorien auftauchten, und darunter auch die 
staatssozialistische. 

In der älteren Kan-(Han-) 1)Periode (206v. Chr. bis 7 n. Chr.) 
wurden soziale Probleme sehr lüiufig erörtert und manchmal auch so­
zialistische Maßnahmen vorgeschlagen. Zuletzt finden wir, daß unter 
der Herrschaft des Usurpators 0- M ö-( Wang-21fong, 8-23 n. Chr.) 
radikale Versuche sozialistischen Gepriiges gemacht wurden, die 
aber fehlschlugen. 

Mit allen diesen E'ragen kann ich mich nun in den nach­
folgenden Ausführungen nicht befassen. Wohl aber möchte ich 
einiges über die Wirtschaftsentwicklung im alten China mitteilen 
und eine vorliiufige Übersicht bieten über die sozialen 'l'heorien 
in der Vor-Sh i 11-(C/z'in-)Periode, d. h. de1jenigen, die der Ver­
einigung Chinas unter dem ersten Kaiser aus der Sh in - ( C/1' in-) 
Dynastie (221 v. Chr.) vorausging. 

II. 

Das Reich der Mitte hat ursprünglich keineswegs slimtliche 
Provinzen umfaßt, aus denen es sich g·egenwiirtig zusammen­
setzt, sondern seine heutige Ausdehnung erst im Laufe der Zeiten 
gewonnen. Es ist eine wohlbekannte 'Tatsache, daß die chinesische 
Zivilisation ihren Ausgang vorn Nordwesten des Landes genommen 
und sich von da allmählich nach dem Osten und Süden aus-

1) Ich habe keine Sonderstudien Uber modern - chinesische Aussprache 
gemacht und bin natürliclt gewöhnt, chinesische Schriftzeichen in japanischer 
Weise auszusprechen. So habe ich auch in diesem Aufsatz chinesische Schrift­
zeichen nach der japanischen Aussprache transskribiert. I eh füg c je do eh 
auch - unter Zugrundelegung des chinesischen W'örterbuches von IWAMURA 

(Tokyö 1905) d i e m oder n e chi n es i s c h e Aus s p r ach e u u t e r 
Klammer in Kursiv,ehrift bei. 
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g·ebreitet hat. So befand sich die zentrale Region, die das 
fruchtbare Kö-(Chiang-)Tal in sich schließt, in der Sh ii-(Cltou­
oder Chow-)Periode noch auf niederer Kulturstufe, so daß ein 
Teil als Landschaft der K e 'i (Chiny) und So (Ch'u) bezeichnet 
wurde. Die Provinz San tü (Shan 'l'ung) war auch ursprüng­
lich Kolonialgebiet, und ihre Bewohner hießen i (J) oder „Bar­
baren". 

An Hypothesen und Theorien über die Entstehung der niitz­
lichen Kiinste und üher die Entwicklungsphasen des Wirtschafts­
lebens fehlt es in den klassischen Schriften Altchinas nicht. 
Merkwiirdii'·c Ausführungen hieriiber sind in dem B u eh des 
Verkehres zn finden 1

). Unter den Werken spiiterer Schrift­
steller ist die sehr weitläufige Darstellung in dem Bi a k k o -1' s ü 

(Pr!t lio11 t'1111g) 2
) hervorzuheben, einem philosophischen rrraktal, 

der den großen Gcschichtschreiber HANKO (erm Ku oder Pan Koo) 
zum V erfass er hat. Im ersten Buch dieses Werkes wird berichtet: 
das Volk habe sich in den alten Zeiten vom Fleisch wilder 'riere 
und von Vogelwild genährt. In der Epoche des Smxxö (Shen 
Xung oder Shan-nang) aher sei infolge Anwachsens der Be­
völkerung- diese Nahrungsquelle zu karg geworden, ,rnrauf sodann 
Snrn::rn, ,,der übernatiirliche oder geistcriihnliche Landmann", das 
Volk in der Kunst des Landbaues unterwiesen habe. Die Chrono~ 
logie der altchinesischen Geschichte nun ist sehr unsicher. Genaue 
Bestimmung des Zeitpunktes, in dem erstmals der Ackerbau 
eingesetzt hat, ist demnach äußerst schwierig. Zweifellos aber 
reicht der Beginn der Bodenheurbarung und des Getreidehaues 
im Nordwesten Chinas in Zeiten vorgeschichtlicher mimmerung 
zurück. 

Wie war nun die Grundeigenturnsorduung im alten China 
beschaffen? Diese Frage führt von selbst zur Erörterung des 
sog. Se 'i den -(Clting T' ien-)Systems. Dessen wahre Natur ist völlig 
dunkel und iinßerst schwer aufzuhellen. Wörtlich genommen 

1) Vgl. ,,Sacrcd Books of the East", edit. by F. ll:Ax MüLLEH. Vol. XVf: 
,,The Yi King", translat. by ,LBIES LEGCH<J, Oxford 1882, S. 383-886. 

2) Vgl. die bibliographische Notiz über diesen Traktat in der Nenamgnbe 
von A. \VYLrn, Notes on Chinese Literature, Shanghai 1901, S. 159. 

1 * 
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bedeutet Sei'den „Brunnen-Feld", d. h. Feld in Form des chine­
sischen Zeiehens -¼:f- Se 1 ( Ching) oder „Brunnen" abgeteilt. 
Was aber seine soziale und ökonomische Bedeutung anbelangt, 
so ist vermutet worden, daß es ein Ausdruck sei für den Geist 
des ursprünglichen Kommunismus. 

Wie dem nun aber immer sein mag, jedenfalls stand das 
Se'iden -System bei den Chinesen in größter Verehrung und 
wurde von ihnen als die ideale, durch die Weisen des höchsten 
Altertums begrUndete Grundeigentumsordnung angesehen. Alt­
japanische Gelehrte, welche die klassischen Schriften der Chinesen 
studierten und aus ihnen ihre Gedanken über Politik und Moral 
übernahmen, teilten ebenfalls diese Meinung. Folglich kann es 
keinem Zweifel unterliegen, daß die Idee des alten Sc"iden die 
I;::ntwicklung des ökonomischen Denkens im fernen Osten bedeut­
samst beeinflußt hat t). 

Die Hauptquellen, aus denen die Gelehrten ihre Kenntnis 
dieses alten Se"idcn-Systems schöpfen, sind in erster Linie: das 
Shukan (Chou Kuan oder Chow Kwc111), das sog. Shurai 
(Chou li oder Chow le), d. h. das Chou-Ritual; zweitens die Werke 

1) Das Sei:den-Problem ist sowohl von chinesischen wie von japanischen 
Schriftstellern immer wieder erörtert worden. Die Literatur über dasselbe 
ist denn auch sehr reichhaltig. Unter den ·werken japanischer Forscher aus 
der 'fokugawa-Periode (1600-1867) mUchte ich besonders hervorheben: ,,Go­
rui" (GeHprliche) von SoKö YA,rAUA; ,,J\loshi Kogi" (ein Kommentar über 
M1<:Ncn;s) von JrNsAr ITö; ,,Se'ido-Tsn" (eine allgemeine geschichtliche 
Skizze der Eimichtungen in China und Japan) von TOGAI l'rö; ,,Se'iden­
Shfiran" (ThcHaurus der Meinungen und Auffassungen über das Sei:den­
Systcm) von MASAHIDE KoMIYAMA. Das letztgenannte Werk ist bis jetzt 
nicht zur Veröffentlichung gelangt. Das Manuskript wird in der kaiserlichen 
Bibliothek zu Tökyö aufbewahrt. Es stellt sich dar als sehr nützliche Kom­
pilation aus zahlreichen chinesischen und japanischen Autoren mit gedanken­
reichen Bemerkungen von KmHYAMA selbst. Von neueren Schriften seien 
genannt: SEi"icm TAKD!OTO, der in seinem Nihon Kei:zrt"i Gakusetsu no Yöryö 
(Umriß d. japan. Volkswirtschaftslehre), Tökyö 1908, S. 37-43, die Geschichte 
der Se'iden-Theorien behandelt; Professor UNOKICl!I IlATTOm, Sei:dcn Shikö 
(Abhandlg. üb. d. Sei:den-System), i. d. Zeitschrift „Kangaku", II. Bd., 'l'ökyö 
1911; SmGERU KATö, i. d. histor. Ztschr. ,,Shigaku Zasshi", ebenda 1911. 
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des MENCIUS. Die im Sh il k an mitgeteilten Vorschriften iiber 
das Sei"den-System gehen bis in die kleinsten Einzelheiten. Sie 
erscheinen mir aber als völlig idealen und utopischen Gepräges 
und keineswegs urzuständlicher Natur. Diese Quelle ist nur 
äußerst vorsichtig zu benützen. Was die Mitteilungen des MENCIUS 

anbelangt, so scheinen sie hauptsächlich auf der Tradition zu 
beruhen und sind nicht sehr klar. Ich glaube aber, daß man 
sich auf ihn mit größerer Sicherheit verlassen kann. Die Haupt­
quelle für die nachfolgende Darstellung des Se'iden-Systems ist 
denn auch MENCIUS, und außerdem folge ich vornehmlich der Auf­
fassung unserer beiden großen heimischen Sinologen JrnsAr lTö 
und dessen Sohn TöGAI. 

Das Se1den ist in kurzen Worten Kulturland, das in neun 
Lose abgeteilt ist, wie die nachfolgende quadratische Figur zeigt. 

1-iA-: 1-~,-
' \ l 

Der mittlere dieser Anteile (A) ist öffentliches Land oder Land 
des Herrn, die übrigen ihn umgebenden acht Anteile dagegen 
sind an ebensoviele bäuerliche Wirte oder Familien ausgetan. 
Jede dieser Familien bebaut das ihr zugewiesene Los für sich 
allein; das mittlere - öffentliche - Feldstück aber bebauen 
sie gemeinsam. Der Anbau des öffentlichen Feldes ist also 
eine Last, die sämtliche acht Familien in Gemeinschaft zu tragen 
haben, und das Erzeugnis von demselben ist an den Herrn ab­
zuführen 1). Die Abgabe stellt sich also auf 1/9 des ganzen Feldes, 
d. h. nahezu auf jenes 1/10, das im alten China als das gerechteste 
Ausmaß der Grundsteuer angesehen wurde. 

1) Im „Buch der Poesie" heißt es: 
„Mag der Regen herniederfallen auf unser öffentliches Feld 
Und sodann auf unsere eigenen privaten Felder." 

Dies scheint das Vorhandensein öffentlichen und privaten Ackerlandes zu be­
stätigen und auf die Gefühle der Bauern hinzudeuten, die mehr um das 
öffentliche als um ihr eigenes Feld besorgt sind. M1<,xcrns beruft sich auch 
zugunsten dieser Auffassung auf die zitierte Stelle. 



6 Grxzo UcmDA. 

In einer ackerbautreibenden Gesellschaft, in der so geartete 
Grundbesitzverhältnisse vorherrschen, darf man logischerweise 
das Vorhandensein kommunistischen Geistes voraussetzen; und 
sicherlich muß in ihr unter den Nachbarn gegenseitiger Beistand 
und das Gefühl der Brilderlichkeit üblich gewesen sein. MENCIUS 

meint denn auch, daß die denselben Feldervierecken Zugehörigen 
einander innerhalb und außerhalb des Dorfes alle Unterstiltzung 
liehen, miteinander Tag und Nacht zu gegenseitiger Wehr zu­
sammenstanden, einander in Krankheitsfällen Hilfe leisteten, 
und so dahin gebracht werden, in Liebe und Eintracht zu 
leben 1). Wir dilrfen aber hieraus nicht voreilig den Schluß ziehen, 
dass dieses Se'iden-System im Kollektivismus am Grund und 
Boden seinen Ursprung hat und von Anfang an kommunistischer 
Struktur war. Meines Bediinkcns ist vielmehr der lTrsprung eines 
solchen Systems in der Gemcinl1aftung fiir die Grundsteuer zu 
suchen, und diese ihrerseits erst hat gegenseitige Hilfe und gemein­
schaftliche Beurbarung des öffentlichen Landes gezeitigt. Dafür, 
daß im alten China von Anfang an Gemeineigentum am Acker­
land allgemein bestanden habe, ist ein entscheidender Nachweis 
schwer. Berge und Sii.mpfe, Wiilder und Dschungel wurden 
vielleicht gemeinsam genutzt. Daß aber auch in den ältesten 
Zeiten Kollektiveigentum am Kulturland vorgeherrscht habe, dafür 
fehlt es an ausreichenden Nach weisen. Von den spiiteren Schrift­
stellern meint ToYir ( Tu Yu oder Tou Yho, der Verfasser des 
T su t e n (T'ung tien oder 'l"ung ti!en), einer allgemeinen Geschichte 
der chinesischen Einrichtungen: Das Se'i-System sei in der Zeit 
des KöTE'i (Huang 1'1), des Nachfolgers von BmNNÜ (Shennun,q) in 
der Herrschaft Uber China, entstanden 2); und So.TUN (Su Hsün) 
wieder glaubt, es sei zu Zeiten des GYö ( Y ao oder Yaou) und SHUN 
(Shun) ins Leben getreten. Beides ist jedoch ungewiß. MENCIUS 

zufolge soll es seit der In-( Yin-)Periode zu überwiegender Übung 
gelangt und das Steuersystem sowie die Rechtsordnung des Grund-

1) Vgl. JA}!EN LEGGE, The Chinese Clussics Vol. II (Hongkong und 
London 1861): 'fhe works of llI1cNcms, III. Buch, I. Teil, III. Kap., S. 121. 

2) Tsuten, III. Buch. 
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besitzes in der der In-Periode vorangegang·enen K a - (Hsia- oder 
Hea-)Periode anders geartet gewesen sein, indem damals die 
Bauern dem Herrn einen fest bestimmten Abgabenbetrag besonders 
zu bezahlen hatten. 

Das Sei'den-System verschwand allmiihlich gegen Ende der 
Sh ii- (Clwu-) Dynastie. Zu l\h:xcrcs' Zeit scheint es keine prak­
tische Bedeutung mehr gehabt zu haben; auch M1rncrns, der sich 
für sein Wesen sehr interessierte, konnte es an der Hand eigener 
Beobachtungen nicht mehr erkliiren. Er berichtete dem Fii.rsten 
von T o ('1" eng oder '1" äng) lediglich das, was durch 'l'radition 
iiherliefort war, sowie seinen eigenen Plan, das System im Fiirsten­
tum Tö einzuführen. 

Die Aufhebung des Se'iden ist lüiufig den von Snö-ö (Shang 
Yang) ins Werk gesetzten Reformen zugeschrieben worden. Allein 
es ist eher anzunehmen, daß der Verfall dieser Agrarverfassung 
allmählich eingetreten ist und daß S1Iö-ö lediglich ohnehin schon 
lebendige Aufliisungstendenzen beschleunigt hat. 

Parallel zum Niedergang dieses Systems vollzog sich die 
Konzentration des Grundbesitzes, so daß sich eine an Zahl kleine 
Klasse von Landlords auf der einen und von landlosen Pächtern 
auf der anderen Seite bildete. Gleichzeitig begannen Handel und 
Gewerbe zu blühen und die Geldwirtschaft verallgemeinerte 
sich. In politischer Beziehung trat eine Abschwächung der 
Zentralgewalt ein. Die Einzelfürsten erlangten tatsächliche Un­
abhiingigkeit und lagen - um der Enveiterung ihrer Hausmacht 
willen - in unaufhörlichem Kampfe untereinander. Die Re­
gierungsausgaben nahmen stetig und in hohem :Maße zu und es 
wurde notwendig, die Einnahmequellen durch Schaffung neuer 
oder Erhöhung der bereits vorhandenen Abgaben zu vermehren. 
So gestalteten sich die Verhältnisse in der sog·. ,,Sh u n - j u" - ( Ch' un 

Clt'iu-) und der „Sen g ok u" - ( C!wn kuo-) Periode, der Bliitezeit 
verschiedener Philosophenschulen, dem goldenen Zeitalter in der 
Geschichte der chinesischen Weltweisheit, und in den Werken der 
damaligen Philosophen begegnen wir höchst beachtenswerten so­
zialen und politischen Theorien. 
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III. 
Auch in den tlprüchen CoNFucrns' finden sich politische und 

ökonomische Betrachtungen, die vollste Aufmerksamkeit verdienen. 
Vorzüglich aber sind es MENCIUs' Schriften, in denen gesellschaft­
liche und wirtschaftliche Probleme besonders eingehend erörtert 
werden. Nachdrücklich betont MENCICS die Notwendigkeit einer 
Steuerleichterung sowie der Rückkehr zum einstigen System der 
Alleinerhebung des Zehents. Dem Fürsten von 'l'ö rieth er, wie 
ich bereits erwfümt habe, zur Wiederherstellung des Sei'den­
Systems. Er huldigte der Meinung, daß es Pfücht der Fürsten 
sei, für gute wirtschaftliche Einrichtungen zu sorgen und sieh 
zumeist des hilflosesten 'l'eiles des Volkes anzunehmen. ,, Nur 
Mfümer von sittlicher und geistig·er Ausbildung - schrieb er 
sind fähig, ohne Sicherheit des Lebensunterhalts Festigkeit der 
Seele zu bewahren. Anders daher Leute aus dem Volke. Fehlt 
diesen der sichere Lebensunterhalt, so kommt ihnen auch die 
seelische Standhaftig·keit abhanden und es gibt dann keinen Tief­
punkt von Selbstvergessenheit, sittlicher Verkommenheit, Ver­
derbtheit und wilder Zügellosigkeit, zu dem sie nicht herabsinken 
würden". ,,Daher muß der einsichtige Herr den Lebensunterhalt 
des Volkes derart regeln, daß jeder über genügende Mittel verfüge, 
um in erster Linie seine Eltern und sodann Weib und Kind zu 
erhalten, um in guten Jahren sich an Überfluß zu erfreuen, in 
schlechten aber geschützt zu sein vor der Gefahr umzukommen" 1

). 

Und er zitiert aus dem „Buch der Poesie" die V crse: 
,,Dem Reichen ist es möglich, sich durchzubringen, 
,v ehe aber dem Elenden und Verlassenen!", 

und verrät große Sympathie mit dem Alter, mit Alleinstehenden 
und mit Waisen 2

). U n<l soweit ich wahrnehme, hält MENCIUS 
die Regierung für verbunden, die wirtschaftlich und gesellschaft­
lich Schwachen zu schützen und Maßnahmen zur Verbesserung 
ihrer Lage zu ergTeifen. In diesem Sinne mag man denn auch 

1) The work, of l\IExcru;;, I. Buch, III. Teil, VII. Kap. (hei LEUGE a. a. 0. 
S. 23- 24); III. Buch, I. Teil, III. Kap. ( ebenda S. 116). 

2) A. a. 0. I. Buch, II. Teil, V. Kap. (ebenda S. 38). 
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behaupten, daß l\IENcn:s sozialistische Tendenzen gehabt habe 
oder daß er wenigstens der Schule der Sozialreformer zugehöre. 

MENCIUs war jedoch in dieser Beziehung keineswegs radikal 
gesinnt. Er anerkannte wohl die Notwendigkeit von Reformen 
und sein Ideal lag in der Vergangenheit, im Zeitalter der alten 
Weisen, allein er war dabei kein Freund von Extremen. Weit 
radikaler dagegen und phantastischer waren die Lehrmeinungen 
der von MENCIUS erwfümten SmNNö-(Slien-nung-)Schule. Diese er­
klärte nach den vVorten SHINNö's, des alten vVeisen und Herrschers 
handeln zu wollen, der als erster den Landbau eingeführt hatte. 
Zu der Zeit, da MENCIUS sich im Fürstentum 'l'ö (1"eng) aufhielt, 
kam aus dem Süden, aus dem Lande Sö (Oh'u oder 1's'oo) ein 
gewisser dieser Schule zugehöriger KY6Kö (Hsii Hsing oder 
H1u IIinq) mit einigen Zehn seiner Schiiler, die alle in ~iußerster 
Einfachheit lebten. KYöKö scheint gelehrt zu haben, daß ein 
einsichtsvoller Mann und edler Fürst, gleichermaßen wie das 
gemeine Volk und zusammen mit ihm, selbst den Boden be­
bauen und die Früchte seiner eigenen Arbeit konsumieren sollte, 
ohne Abgaben zu fordern und ohne sich auf den Arbeitsertrag 
des übrigen Volkes zu verlassen. Mit andern Worten, dieser 
Schule zufolge sollte jeder sich produktiver Tätigkeit widmen, 
selbst sein Brod sich erwerben und sich selbst genügen. Denn 
Iü6Kö und seine Schüler hielten die Existenz einer herrschenden, 
von produktiver Arbeit im engeren Sinne des Wortes sich fern­
haltenden Klasse für widersinnig. 

Die Argumente, mit denen MENCIUS diese Doktrinen bekämpft, 
sind höchst interessant. Unter scharfer Hervorhebung des Um­
standes , daß K YoKö und dessen Schüler gleichfalls nicht selbst 
alles zu erzeugen vermöchten , was sie benötigen , setzt er die 
Vorteile und die Notwendigkeit der gesellschaftlichen Arbeits­
teilung in helles Licht und erklärt das Vorhandensein zweier 
unterschiedener Gesellschaftsklassen - einer herrschenden und 
regulierenden sowie einer beherrschten nahrnngschatfenden - für 
begründet. Nachdrücklich betont er ferner, daß gleichzeitige Aus­
übung von spezialisierter gewerblicher Tätigkeit und Landwirt­
schaft unmöglich sei, und füg't hinzu: ,,Sollte also die Leitung 
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des Staates allein mit der Ausübung des landwirtschaftlichen 
Berufes vereinbar sein? Große Männer haben ihren eigenen 
Wirkungskreis und so auch kleine, d. h. das niedere Volk; des­
wegen wirken die einen mit ihrer geistigen, die anderen mit 
ihrer körperlichen Kraft. Jene beherrschen diese; diese werden 
von jenen beherrscht. Diejenigen, die beherrscht werden, ernähren 
ihre Gebieter, und die zur Herrschaft Berufenen werden von den 
anderen erhalten. Dies ist ein allgemein anerkanntes Prinzip" l). 

Was die SmNNö-Schule anbelangt, so scheint die soziale Gleich­
heit ihr Ideal gewesen zu sein, wiihrcnd ~hfäcn:s die soziale 
Differenzierung und die Arbeitsteilung verteidigte. In der Tat 
ging die SmNNö -Schule bei der Anwendung des Gleichheits­
gedankens so weit, zu fordern: daß der Preis gleicher Mengen 
Korn oder gleich großer Stücke Seide auch der gleiche sein 
solle. Die Qualitätsverschiedenheiten beachteten sie nicht. MBNCIUS 

aber wendete sich dagegen mit den Worten: ,,Die Ungleichartig­
keit liegt im Wesen der Dinge. Die einen sind der (zu ihrer Her­
stellung erforderlichen) Zeit nach im Vergleiche mit anderen auf 
das 2-, 5-, 100-, 1000-, 10,000-fache zu schätzen. Wollte man 
sie aber alle gleich bemessen, so müßte dies das Reich in Ver­
wirrung stürzen" 2

). 

Kurz, M1rncrcs respektierte die bestehende Ordnung und sah 
in der Klassendifferenzierung eine ausgemachte 'l'atsache. Er 
wünschte jedoch eine Beseitigung der sozialen Übelsfände im 
Wege sozialer Reformen oder gemäßigt-sozialistischer Regierungs­
maßnahmen. Der Shinnoist KYöKö anderseits und dessen Schüler 
waren von dem Ideal der Gleichheit erfiillt und erstrebten dies auch 
im wirklichen Leben nach allen Seiten hin. Hegten sie nun aber 
auch den Wunsch nach Organisation einer utopischen und von 
der bestehenden sehr verschiedenen Gesellschaftsordnung, so 
dachten sie doch allem Anschein nach keineswegs daran, sie 
durch Gewaltmittel oder revolutioniire Methoden zu verwirklichen. 
Vielmehr haben sie, soweit man sehen kann, sich damit begnügt> 

1) III. Buch, I. Teil, IV. Kap. (ebenda S. 122-126). 
2) Ebenda S. 132. 
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eine Gemeinschaft für sich zu bilden und ein ihren eigentümlichen 
Lehrmeinungen entsprechendes einfaches und friedliches Leben 
zu führen. 

IV. 

Zu MENcrcs' Zeiten haben, wie es scheint, die Schulen von 
YosHu (Yang Chu oder Yang Choo) und BoKUTEKI (Mo Cliai, Mih 
Teih oder .Micius) durch ihre Doktrinen großen Einfluß geii.bt. ,,Die 
Worte YANG Cnu's und Mo ÜHAI's - schreibt er --- erfüllen das 
Reich"; und: ,,das Volk hat sich den Anschauungen beider, YANG's 
oder Mo's zugewendet." Yösuc's Lehre war individualistisch und 
egoistisch, die BüKl:Cl'EKI's dagegen vielleicht allzu altruistisch 
und kosmopolitisch. So wird Yö von MENCIGS wegen seines 
Leitsatzes: ,,Jeder für sich selbst", und ·weil er demgemäß keine 
besondere Schuldigkeit dem Herrn gegenüber anerkannte, ge­
tadelt. Auf der anderen Seite wieder rügt er B01rn, weil dessen 
Prinzip „gleiche Liebe allen unterschiedlos gegenüber" war, das 
für die besondere, dem Vater geschuldete Zuneigung keinen 
Raum ließ 1

). 

Die Schriften B01rn's oder Mrcrns, d. i. BOKDSHI (irfo t.zü 
oder M'lli tsze) sind noch vorhanden, und man vermag, trotzdem 
sie recht undeutlich und schwer zu erfassen sind, aus ihnen die 
allgemeinen Richtlinien seines Systems zu entnehmen 2). Er er­
wähnt als Übel seiner Zeit die Anfälle grosser Staaten auf die 
kleinen, die Bedrohung der Schwachen durch Starke, die Unter-

1) III. Buch, II. 'reil., IX. Kap. (ebenda S. 158); im III. Buch, I. Teil, 
Y. Kap. (ebenda S. 133) findet sich auch eine An,;pieluug auf BoKUTEKI. 

2) Y gl. Prof. T. TAKAsi-;, Yöhokn Tetsugaku (Philos. Systeme von Yö 
und Boku). Tökyö 1902; sowie die zwar nur kurzen, aber treffenden Be­
mrrknngen über BoKUTEKI bei YAKlCHI YA~IADJI, Shina Shisö-shi (Geschichte 
des chinesischen Denkens). Tökyö 1907; S. 10/11, 29. - Eine Skizze von 
B01n;'s Lehre bringt auch LEGGE im III. Kapitel (Sekt. II) seiner Einleitung 
zur zit. englischen Übersetzung von .MENCIUS' Werken. Mein Kollege 
Prof. N. Kano macht mich auch auf die - mir unzugänglich gebliebene -
Schrift von E. FABER, Die Grullllgedanken des alten chinesischen Sozialismus 
oder die Lehre des Philosophen ]\Hcius. Elberfeld 1877, aufmerksam. - Eine 
Studie über BoKl:TEKI ist auch <las Buch von ALEXANDHA DA vm, Socialisme 
chinois. Le philosophe Meh-Ti et l'idee de solidarite. London 1907. 
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drückung der Minder- durch die Mehrzahl, den Übermut des Adels 
gegen den gemeinen Mann. ,,Die Menschen - schreibt er -
lieben einander im allgemeinen nicht; der Starke beraubt den 
Schwachen, der Reiche verachtet den Armen, der Adelige zeigt 
sich anmaßend dem Mann aus dem Volk gegenüber und der 
Hinterlistige täuscht den Einfältigen. Und fragt man nach dem 
Urgrund alles Elends, aller Unrechtmäßigkeit, aller Feindschaften 
und alles Hasses in der Welt, so findet man ihn in dem Mangel 
an gegenseitiger Liebe 1

)." Und daher machte er diese zur Basis 
und die Wechselseitigkeit der Unterstützung zum :F'undament 
seiner Lehre. Er verdammte die Üppigkeit, eiferte gegen den 
Krieg, erklärte den Pomp der Leichenfeierlichkeiten für völlig 
nutzlos und riet zu größter Einfachheit derselben. Überdies 
predigte er, daß jeglich Ding praktisch sein solle. Die Menschen 
müßten sich an Fleiß gewöhnen und daran, stetig für die Förde­
rung des Gemeinwohles zu arbeiten. Er war ein Feind aristokra­
tischer Kultur, insbesondere der Musik, und forderte von den 
Fürsten, sie sollten größte Frugalifät in Kleidung und Nahrung 
zur Schau tragen. Desgleichen hekiimpfte er den Fatalismus. 

BOI{C'TEKr's Lehre war zu MENcrus' Zeit sehr verbreitet. Sie 
hat aber allem Anschein nach rasch jeden Einfluß verloren. 

V. 
Auf andere Philosophen der Shun-jfi- und Sengoku-Periode 

kann ich leider nicht mit voller Ausführlichkeit eingehen. So 
begniige ich mich denn mit der Erwähnung von RöSHI (Lao tzu 
oder Laou faze), Sösm (Chouaug tzu oder Chwang tsze), REssm 
(Lieh tzn oder Le'lh tsze), KANSIII (Kuan tzü oder Kwc'tn tsze), 
JuNsm (IIsiln tzü oder Seun tszr1) und KAMPISHI (IIan fei tzu 
oder Han fei tsze). 

Rösm war bekanntlich ein Anlüinger des laisser faire, laissez 
passer und demgenüiJl gegen eingehende staatliche Regulierung. 
In seinem Buche kommt der Spruch vor: ,,Einen großen Staat 
leiten ist so, als wollte man einen kleinen Fisch braten," womit 

1) X,tch 1ler zit. fönlt:itung von LEGGE. 
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er sagen will, ein Staatsmann solle nicht zu viel regulieren und 
sich einmischen. 

Große Ähnlichkeit hiermit haben auch die Anschauungen 
Sösm's und REssm's. Sie alle suchen die Q11elle der Mißstände 
und des Elends in der vorgeschrittenen Zivilisation und sprechen 
daher der Rückkehr zur Natur das Wort. Der :Mensch solle, fordern 
sie, einfach und zufrieden leben. Ihr Ideal war das „Nichts", so 
daß man sie auch als Nihilisten bezeichnen könnte. Ihr „Nihil" 
ist jedoch eine eigentümliche philosophische Konzeption und ihre 
Lehre hat mit der der russischen Nihilisten nichts gemein 1). 

KANSHI ist gemeinhin unter dem Namen KANCHu (Kuan 
C!tung) bekannt. Als Minister des Fürsten von Sei (Ch'i), Kan 
(Huan), entwickelte er den Reichtum und die Macht dieser Land­
schaft und brachte sie in die vorderste Reihe der damals exi­
stierenden Feudalstaaten. In dem ihm zugeschriebenen Werk 
,,KANSHI" werden ökonomische Probleme ausgiebig erörtert, so­
daß es eine der wichtigsten Quellen für die geschichtliche Er­
forschung der chinesischen Anschauungen über das Wirtschafts­
leben bildet. Wir finden daselbst im I. Teil: BoKU.MIN ( Mu min) 
den berühmten Ausspruch: ,, Menschen halten sich an Zeremonien 
und gute Sitten, wenn die Speicher mit Getreide gefüllt sind, 
und das Volk hat Kenntnis von Ehre und Schande, wenn es 
Nahrung und Kleidung im Überfluß hat." Er erkannte die 
Wichtigkeit des ökonomischen Faktors für das Leben der ein­
zelnen wie der Nationen in ihrer vollen Ausdehnung. So stoßen 
wir denn auch im „Kanshi" auf den Gedanken vom justt1m 
pretium. KANSHI wird im „Kokugo" (Kuo Yü oder Kico yü, 
Geschichten der Staaten) 2) als nachdrücklicher Verteidiger der 
Klassenunterschiede geschildert, der forderte: man solle seinen 
Beruf nicht wechseln und dem väterlichen Stande folgen. 

1) Vgl. über die Idee des KYom; oder Nichts in der Rö- und Sö-Schule 
den Art. ,,Kyomu" von Prof. NAOKI KANO, im II. Bd. von „Ke'izai Daijisho" 
(Wörterbuch f. Volkswirtschaft). Tökyö 1911. 

2) vVYLIE übersetzt den Titel der Schrift mit: ,,Bemerkungen über die 
Staaten". Sie bildet eine der wichtigsten Quellen für das Studium der Vor­
Shin-Periode. 
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Ji:rnsm gehörte zur Schule des CüNFucri:::s. Doch weisen seine 
Lehren Besonderheiten auf. Er geht von ganz anderen Gesichts­
punkten aus als Rö, So und RETSi:::. Dabei ist seine Auffassung 
der menschlichen Natur auch durchaus der von MENcrns ent­
gegengesetzt. Hält sie dieser für ursprilnglich gut, so glaubt 
umgekehrt JGNSHI, daß sie von Anbeginn böse gewesen sei und 
durch Erziehung und Disziplin sowie durch Einwirkung poli­
tischer, rechtlicher und zeremonieller Eimichtung besser gestaltet 
werden müsse. Als besonders wichtig empfiehlt er die „Zere­
monien" (Rei [ Li]) - ein Begriff, der bei ihm sehr umfassende 
Bedeutung hat. 

Lumsm schließlich blühte am Ausgang der Sengoku-Periode. 
Trotzdem er Schiiler Ji:::Ks1-n's war, stimmten seine Lehrmeinungen 
nicht völlig mit denen seines Meisters überein. Anders als dieser 
maß er nicht den „Zeremonien" ausschlaggebende Wichtigkeit zu, 
sondern zwei Hilfsmitteln der Fürsten bei Ausübung des Regenten­
amtes: dem Gesetz (Hö [Ji'a]) und dem Takt (Jmsi::: [Shu]). Er 
verachtete und mißbilligte als unproduktiv Handels-, gewerbliche 
und literarische Tätigkeit und forderte : der Staat solle die land­
wirtschaftliche Produktion unterstützen. Er trachtete nach Macht 
und Reichtum, war aber ein Gegner der Caritas, weil Almosen­
spenden lediglich das Volk zum Müßiggang verleite. Deshalb 
sprach er sich auch gegen Landausteilungen an das Proletariat 
aus 1). 

Aus der bisherigen Darstellung geht hervor, daß die politischen 
und sozialen 'l'heorien im alten China während der Vor-Shin­
Periode, d. h. vor seiner Vereinig·ung unter der Shin-( Ch' in­
oder '.l'sin-)Dynastic, mannigfaltig und einander oft entgegen­
gesetzt waren. Die einen befürworteten staatliche Intervention, die 
anderen bekämpften sie; neben sozialistischen machten sich in­
dividualistische Gedankenreihen bemerkbar. Jedenfalls aber setzt 
das Emporkommen dieser verschiedenen Schulen einen hohen 
Grad geistiger Entwicklung voraus; und der l;mstand, daß man 

1) Vgl. den Artikel „Kampishi" von SmGEIW KATü, in „Kei:zai Daijisho" 
{Wörterb. der Volkswirtschaft, II. Bd.). 
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sich so viel mit sozialen Fragen beschäftigte, beweist, daß die 
wirtschaftliche Entwicklung des Landes bereits zu beträchtlicher 
Höhe gelangt war und daß die Gesellschaft in mannigfacher 
Hinsicht einen „modernen" Zug aufwies. 

,VI. 
Zum Schluß miichtc ich noch eimge Worte sagen über den 

SnüKAN (Chou kuan) oder Sm:RAI (Choit li), das ist das Chou­
Ritual, das ich bereits erw:Hmt habe und das niemand unberiick­
sichtigt lassen darf, der sich mit Forschungen über den Staats­
sozialismus im alten China befaßt. 

Der Shukan wird von der orthodoxen Schule der chinesischen 
Forscher als eiu sehr wertvolles Werk angesehen, , in dem die 
Institutionen der Shu-( Cliou-)Dynastie klar und ausführlich be­
schrieben seien. In China zollen ihm die Gelehrten hohe Ver­
ehrung als einem Buch, welches das Ideal in Gesetzgebung und 
Politik aufzeige. Der Einfluß des Shukan auf die Ausbildung 
der praktischen Einrichtungen sowie auf die Theorie der Staats­
weisheit in politischer legislativer und wirtschaftlicher Beziehung 
der spiiteren Zeit ist denn auch tatsächlich sehr bedeutsam ge­
wesen. Es enthält detaillierte Vorschriften über die Rechtsord­
nung des Grundbesitzes sowie über Landwirtschaft, Industrie und 
Handel, und man erkennt auf dem Grunde dieser Vorschriften 
staatssozialistische Ideen. 

In bezug auf die Authentizfüit oder Echtheit des Shukan 
gehen die Ansichten sehr auseinander. Nach der Tradition soll 
er von SHilKOTAN (Chou-kung Tan) selbst, dem großen Gesetz­
geber aus der Shu-(Chou-)Dynastie verfaßt sein. Manche Gelehrte 
leugnen, daß, was noch davon erhalten ist, wirklich in dieser 
Form von Shukotan herrühre, bezweifeln aber nicht die Echtheit 
des Shukan im ganzen und daß er aus der Vor-Shin-Periode 
stamme, sowie daß die in ihm enthaltenen Schilderungen ein 
leidlich getreues Bild der Zusfände w1ihrend der Glanzperiode 
der Shil- Dynastie bieten. Andere dagegen verhalten sich 
durchaus skeptisch. Sie weisen auf die Widersprüche in den 
Vorschriften des Shukan hin und betonen, daß das in ihm bis 
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ins kleinste Detail beschriebene Verwaltungssystem nicht habe 
praktisch gehandhabt werden können. Manche schließlich gehen 
so weit, in ihm schlechthin bloß eine Fälschung zu erblicken, 
die auf Befehl des Usurpators ÖMö ( JVang Man,q) von RYüKIN 
(Liu Hsin oder Lew Hin) verfaßt worden sei. Mir meinerseits 
scheint die Annahme sehr schwierig, daß alle im Shu.kan ent­
haltenen minutiösen Anordnungen sollten tatsächlich in dem auf 
feudaler Grundlage organisierten Staat der SM-Dynastie prakti­
ziert worden sein. Eher möchte ich annehmen, daß das Buch 
von einem oder mehreren Gelehrten aus späterer Zeit verfaßt 
worden sei und daß sie in ihm niederlegten, was sie als Ideal­
institutionen des geschwundenen goldenen Zeitalters betrachteten. 
Wie dem nun aber sein mag, sicherlich ist der Shilkan eine 
Quelle chinesischer Gedanken über Staat und Wirtschaft, die 
eifriges Studium verdient. Mag das Buch vom SM-Ritual immer­
hin ein Staatsroman sein, seine Wichtigkeit läßt sich dessen­
ungeachtet nicht bestreiten. Und man darf es etwa mit PLATO's 
,,Staat" oder dessen „Gesetzen" vergleichen, obgleich es aller­
dings diesem gegenüber in Form und Wesen große Unterschiede 
aufweist. 



Die Entwicklung des juristischen Sozialismus. 
Von 

Edmond Laskine-Paris 1). 

Die Schwierigkeit zutreffender Definition des Sozialismus is­
oft schon betont worden. Sie wird noch gesteigert durch die 
Einführung neuer Kunstausdrücke wie „konservativer", ,,christ­
licher", ,, munizipaler", ,,juristischer" Sozialismus; woz_u noch 
kommt, daß die Unbestimmtheit in der Erfassung des Oberbegriffes 
sich auch auf die Unterbegriffe überträgt. Besonders unklar ist 
der neue Terminus „juristischer Sozialismus" 2). Es soll 
daher im folgenden versucht werden, ihn an der Hand der Ge­
schichte der sozialen Ideen festzustellen. 

Eine Sonderuntersuchung über den jur. Soz. oder bestimmt 
tere Umschreibung von dessen Tendenz wird man vergeblich auch 
bei denjenigen suchen, die an der Ausarbeitung desselben mit­
gewirkt haben. Bald erblickt man im jur. Soz. eine selbständige, 
von anderen sozialen Tendenzen deutlich unterschiedene Lehre 3); 
bald wirft man ihn schlechthin mit dem „Solidarismus" zusam­
men 4); bald wieder spricht man ihm gleichzeitig autonomen Cha­
rakter und Zugehörigkeit zu den Lehren der französischen und 
italienischen Solidaristen zu 5). Die einen sehen in ihm bloß eine 
Anpassung juristischer Methoden an sozialistische Zwecke 6) oder 

1) Aus dem französischen Manuskript übersetzt von H. G. 2) Im folgen• 
den abgekürzt mit: jur. Soz. 3) C. BR0UILHET, Le conflit des doctrines 
dans l'economie politique contemporaine, Paris 1910. 4) GmE et RrsT, 
Histoire des doctrines economiques, Paris 1909, S. 691 u. S. 692 Amm. 2. 
5) SERGIO PANUNZIO, Critique du socialisme juridique, in „Le mouvement 
socialiste", XVIII (1906), S. 308f. 6) ANDRE MATER, Le socialismejuridique, 
in .La revue socialiste", 1904/II, S. 1. 

Archiv f. Geschichte d. Sozialismus III, hrsg, v. Grünberg, 2 
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eine Taktik des Sozialismus, der seine revolutionären Utopien 
aufgebe 1), die anderen den Sozialismus der Juristen 2). Manchen 
erscheint er lediglich als Bezeichnung für ein Sonderrecht der 
Industrie und der Arbeiterklasse, nach Analogie etwa des Photo­
graphie-, Automobil- oder Luftschiffahrtsrechtes, trotzdem sie ihn 
in einem Atem damit erklären, daß die Sozialisten beginnen, ihre 
Forderungen juristisch zu formulieren 3

). Andere hinwiederum, die 
den jur. Soz. genauer von verwandten Erscheinungen unterschei­
den und ihm auch größere Wichtigkeit zuerkennen, halten ihn 
„ für die letzte doktrinäre Entwicklung des Sozialismus" 4), für jene 
Form desselben, die künftig die bedeutendste Rolle spielen werde, 
und gehen so weit, zu behaupten: der Sozialismus werde entweder 
Rechtssozialismus oder gar nicht sein 5

). 

Angesichts dieser Verschiedenheiten in der Auffassung dar­
über, wie die Lehre zu definieren sei, kann es nicht wunder­
nehmen, wenn weder über ihre Bedeutung noch über ihren Ur­
sprung und ihr Verhältnis zu den anderen sozialistischen Lehren 
Einigkeit besteht, sowie daß man so weit geht, zu sagen: es sei 
schwer, ihre Geschichte zu schreiben, und so gut wie unmöglich, 
ihre Ursachen festzustellen und ihre Entwicklung zu schildern 6

). 

I. 

Genügte es zum Vorhandensein von jur. Soz., daß Sozialisten 
ihre Forderungen in ein juristisches Gewand kleiden, so würde 
die Geschichte des juristischen mit der des Sozialismus überhaupt 
zusammenfallen; und zum gleichen Schluß gelangt man, wenn 
man mit ANDLER als sozialistisch jene Lehren bezeichnet, die die 
Beseitigung des Elends durch eine Reform des Rechts erreichen 
zu können glauben 7). Jede gegebene Gesellschaftsordnung findet 

1) ALB. SCHATZ, L'individualisme economique et social, Paris 1907, 
S. 314. 2) ENGELS und KAUTSKY, Juristensozialismus, in „Die Neue 
Zeit", 1878. 3) Ei.rnmm PrcARD, Le droit nouveau, in „Pandectes belges", 
1907, S. 11. 4) J. HrrrER, Le socialisme juridique, in "Revue d'econ. 
politique", 1906. 5) BROUILHET a. a. 0. s. 242. 6) MATER a. a. 0. s. 2. 
7) Vgl. CHARLES ANDLER, Les origines du socialisme d'etat en Allmagne, 
Paris 1897, S. 6. 
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ihren Ausdruck in einer bestimmten Rechtsordnung. Die gegen 
jene gerichtete Kritik, die pars destruens jeglicher sozialistischer 
Doktrin, richtet sich also notwendig auch gegen diese; und die 
Schilderung der idealen Gesellschaft, durch welche die Reformer 
die vorhandene ersetzen wollen, die pars aedificans jedes sozia­
listischen Systems, enthält zugleich das Ideal einer Rechtsordnung 
an Stelle der positiven. Das meint auch STAMMLER, wenn er 
fragt: ,,Enthalten das Werk des MoRus oder die Phantasie des 
BELLAJIY nicht etwa voll ausgeführte Rechtssysteme? " 1

) Man 
kann nun als Systeme utopischen jur. Soz. alle soziali­
stischen Systeme bezeichnen, die der herrschenden 
Rechtsordnung eine andere gegenüberstellen, die 
auf d e m Na tu r r e c ht o d er i r g e n d einem M oral i de a 1 
auf g· e baut ist. Die sozialistischen Lehren, welche die Ge­
schichte kennt, entsprechen auch in ihrer großen Mehrheit dieser 
Definition. Ebendeshalb pflegen sie häufig in Form einer Ver­
fasstmg aufzutreten, wie „Der Staat" von PLATO oder die Schrift 
von MoRus „De optimo reipublicae statu" (1516), oder eines Ge­
setzbuches, wie der „Code de la nature" von MoRELLY (1755). 
Nur kommt dem juristischen Gehalt dieser Systeme verschiedene 
Wichtigkeit zu: während in den einen allgemeine Kritik sowie 
ethische und ökonomische Schilderungen vorherrschen, begegnet 
man in den anderen vertiefter juristischer Kritik der hauptsäch­
lichsten Gesellschaftseinrichtungen im Verein mit einer juristisch-sy­
stematischen Darlegung der angestrebten Ersatzeinrichtungen und 
der Mittel und Wege, um zu ihnen zu gelangen. Nur diesen 
letzteren aber gebührt insbesondere die Kennzeichnung als „jur. 
Soz.", und sie haben mehr als die anderen zur Ausbildung dieser 
Lehre beigetragen. Aber auch die erstgenannten haben mehr oder 
weniger in gleicher Art gewirkt, indem sie ihr Augenmerk nicht 
mehr einzig auf die großen politischen Institutionen, wie Monar­
chie, Aristokratie oder Demokratie, richteten, sondern auch auf 
die grundlegenden Gesellschaftseinrichtungen, wie das Eigentum. 

1) RuD. STAMMLER, Wirtschaft und Recht nach der materialist. Geschichts­
auffassung, Leipzig 1896, S. 175. 

2* 
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Sämtliche sozialistische Lehren, die auf einem bestimmten 
rechtsphilosophischen System oder auf dem Naturrecht schlechthin 
beruhen, münden in die Forderung dessen, was ANTON MENGER 
„ökonomische Grundrechte" nennt 1). Trotzdem aber MENGER sich 
die Formulierung dieser Grundrechte zur besonderen Aufgabe 
machte 2), ist er auf ihre mehr oder weniger scharfe Prägung in der 
vorausgehenden sozialistischen Literatur nirgends gestoßen. Dies 
ist auch nicht verwunderlich, wenn, wie er selbst feststellt, der 
Sozialismus bis auf RlcARDO dem Wesen und der Form nach 
eine rechts philosophische Theorie gewesen ist, und wenn die 
Rechtsphilosophie als die eigentliche Essenz des Sozialismus 
anzusehen ist. Es würde zu weit und dabei zu keinen neuen 
Resultaten führen, wollte man unter diesem Gesichtspunkt die 
Geschichte der sozialistischen Lehren darstellen. Zur Verdeut­
lichung dessen, was ich unter u topischem j ur. So z. verstehe~ 
genügen vielmehr einige Beispiele. RousSEAu betrachtet die 
Zivilisation und ihre Ursache, das Privateigentum, als naturrechts­
widrig. MoRELLY bekämpft das Eigentum als Quelle aller Lastert 
des Hochmuts und der Selbstsucht, und er entwirft den Plan 
einer kommunistischen Gesellschaft, in der „jeder Bürger eine 
öffentliche Person sein, d. h. von Staatswegen erhalten und be­
schäftigt werden wird". In „De la legislation ou prin­
c i p es des 1 o i s" (177 6), der Schrift, deren 'l'itel schon anzeigt, 
daß es Rechtsprobleme sind, die den Verfasser beschäftigen, zeich­
net MABLY den Grundriß einer sozialen Ordnung mit kommuni­
stischer Basis. Der berühmte Jurist HuGo greift das Eigentum 
als ungerecht und verderblich nur an, weil er es nicht aus dem 
Naturrecht abzuleiten vermag. Das ökonomische System schließ­
lich J. G. FICHTES in dessen „Geschlossenem Handelsstaat" (1800), 
bringt bloß die von ihm bereits in der „Grundlage des 
Naturrechtes" (1796) und im „System der Sittenlehre" 
(1798) niedergelegten Grundsätze zur Anwendung. Wie MENGER 
erkannt und treffend gezeigt hat, läßt sich jede Lehre des uto-

1) Vgl. A.. MENGER, Das Recht au1 den vollen Arbeitsertrag, Stuttgart 
1886, S. 5 ff. 2) Ebenda S. 6. 
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pischen jur. Soz. auf eines der drei Grundrechte: Recht auf Ar­
beit,· auf Existenz, auf den vollen Arbeitsertrag, zurückführen. 

In diesen Lehren fließen aber Recht und Moral zusammen: 
ihre Kritik des positiven Rechtes entspringt nicht vorangegangener 
Prüfung des geltenden Rechtszustandes und seiner historischen Ent­
wicklung, und sie richtet sich auch im allgemeinen eher gegen 
die positivrechtliche Gesamtgestaltung als gegen eine besondere 
als fundamental angesehene Rechtseinrichtung. Wendet man sich 
von diesen Lehren zu denen der SAINT-SIMONISTEN, RoDBERTus' 
oder PROUDHONS, so fällt sofort die weit größere juristische Prä­
zision dieser letzteren in negativer und positiver Beziehung auf. 

Man hat behauptet: dem Saint-Simonismus komme in Frank­
reich dieselbe Bedeutung zu wie der Rechtsphilosophie in Deutsch­
land. Das mag gelten, wenn man hinzufügt, daß wenigstens die 
saint-simonistische Rechtsphilosophie sich nicht mehr einerseits 
über die Rechtsgeschichte und andererseits über die Rechtstechnik 
hinwegsetzt. Die Saint-Simonisten gehen auf den Ursprung des 
Eigentums zurück und finden die Eroberung. Sie begnügen sich 
aber nicht damit, sondern bemühen sich, in jeder der Gegenwarts­
formen des Eigentums den schöpferischen Gewaltakt aufzufinden. 
,,Auf welche Autorität gestützt genießt der gegenwärtige Eigen­
tümer sein Eigentum? Auf Grund einer Gesetzgebung, deren 
Quelle die Gewalt war, und die trotz alles zeitlichen Abstandes 
noch zutage tritt in der Ausbeutung von Menschen durch Men­
schen, von arm durch reich 1)." ,,Die Ausbeutung von Menschen 
durch Menschen, die unmittelbarst durch die Sklaverei sich voll­
zieht, findet in sehr hohem Maße ihre Fortsetzung in den Be­
ziehungen zwischen Eigentümern und Arbeitern. Der Arbeiter 
ist der direkte Nachfolger des Sklaven und Hörigen" 2

). ,,Trotz 
seines vielfachen Wandels ist das Gesetz für die Abkömmlinge 
der Sieger, d. h. die Besitzer des Bodens, noch immer günstiger 
als für die Nachkommen der Besiegten, die den Boden bebauen'' 3

). 

1) BAZARD, Exposition de la doctrine de Saint-Simon, 1830, S. 187. 
2) Ebenda, S. 175f. 3) L'industrie, II• partie. l\foyens etc. Oeuvres 
de SAINT·SDroN et D'ENFANTrN, XIX, 86. 
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Auch bei PIERRE LEROUX 1
) findet man dieses Thema in inter­

essanter Weise variiert. Überdies aber bemüht, aus der Ge­
schichte des Eigentums dessen Zukunft herauszulesen, bemerken 
die Saint-Simonisten, daß das Eigentumsrecht stetig einschrumpft, 
so daß es heute bei den zivilisierten Völkern nicht mehr wie einst 
Menschen und Sachen, sondern nur mehr die gegenständliche Welt 
erfaßt. Gleichermaßen knüpft die saint-simonistische Kritik des 
Erbrechtes an dessen Geschichte an, in deren Verlauf wir immer 
stärkerer Einschränkung des Erblasserwillens durch das Gesetz 
und die stetig zunehmende Zahl der Pflichtteilsberechtigten be­
gegnen: erst besteht absolute Testierfreiheit des Eigentümers; 
dann bezeichnet ihm das Gesetz seinen Erben; schließlich erscheint 
nicht mehr der älteste Sohn allein erbberechtigt, sondern sämt­
liche Kinder zu gleichen Teilen 2). Am meisten haben jedoch die 
Saint-Simonisten den Fortschritt des jur. Soz. durch die beiden 
Gedanken gefördert, daß das Eigentum ein gesellschaftliches und 
dabei ein dem Wechsel unterworfenes Phänomen ist 3). Gedanken, 
auf denen auch heute noch der jur. Soz. basiert. ,, Das Individual­
eigentum kann nur auf dem Gemeinnutzen begründet sein, der 
sich mit der Zeit ändert" 4

). Wie alle anderen sozialen Tatsachen 
ist auch das Eigentumsrecht im Wechsel oder, genauer, im Fort­
schritt begriffen, ., und es ist eitel, es auf göttliches oder Naturrecht 
zurückzuführen, denn auch dieses wie jenes schreiten fort" 5

). 

Trotzdem also die Saint-Simonisten noch in dem Sinne „ Uto­
pisten" sind, daß auch sie im Namen eines „höheren und allge­
meinen Gesetzes", des Naturgesetzes, sprechen, sind sie sich doch 
schon darüber im klaren, daß ihre „ wirtschaftlichen Dekrete" 
aus der Tatsache, daß die historische Entwicklung ihre Durch-

1) Vgl. LERoux, Malthus et les economistes, 1849, S. 89-41. 2) Vgl. 
BAZARD, Exposition, S. 181. Es ist klar, daß im weiteren Verlaufe dieser 
Entwicklung das Erbrecht schließlich nicht mehr auf die Familie beschränkt 
sein, sondern auf den Staat und die Assoziation der Arbeiter übergehen wird. 
Ebenda S. 45. 3) Vgl. hierzu die interessanten Bemerkungen bei FoURNIERE, 
Les systemes socialistes, in „La Revue socialiste" 1908/II, S. 263 ff. 4) L'in du­
s tri e, II• part. Moyens (Oeuvres XVIII, 89 f.). 5) BAZAim, Exposition, 
II• annee. I e seance. 
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föhrung begünstigte, ihren Wert herleiten ; sie suchen daher zu 
beweisen, daß die von ihnen vorgeschlagenen Maßnahmen den 
Hebel dieser Entwicklung verlängern und daß die von ihnen be­
kämpften Einrichtungen wie in der Vergangenheit so auch in der 
Zukunft dem Wechsel unterworfen sind. 

Ebenso kann man bei mehreren sozialistischen Schrift­
stellern nach SAINT-SIMON, ob sie nun dessen Schüler sind oder 
nicht, neben naturrechtlichen Überbleibseln auch Spuren dieses 
historischen und evolutionistischen Geistes aufzeigen. Im Eigen­
tum, sagt PECQUEUR, ,, ist die Verbindlichkeit, die Last, das soziale 
Ziel vor der Aneignung, vor den Sondervorteilen und dem Privat­
genuß vorhanden. Hieraus erklärt sich die geschichtliche Tat­
sache, daß Eigentums- und Erbrecht gleichem Wechsel unterliegen 
wie sämtliche dauernd sozialen Erscheinungen und den gleichen 
Fortschritt aufweisen wie die allgemeine Bewegung der Mensch­
heit" 1

). Die Geschichte lehrt also, daß das Eigentumsrecht sich 
den gesellschaftlichen Bedürfnissen gemäß ändert.· Und VrnAL, 
hierin ein Vorläufer der hervorragendsten Vertreter des jur. Soz. 
unserer Zeit, zeigt, wie der Sozialismus die Normen des positiven 
Rechtes selbst seinen Zwecken dienstbar machen kann: ,,Der 
Tag ist nahe, an dem man im Interesse des Gemeinwohls und um 
der Befreiung der Arbeit aus der drückendsten Knechtschaft willen 
gegen die Eigentümer das Enteignungsrecht wird anrufen müssen." 

Was RonnERTUS anbetrifft, so bringen seine Ausführungen zu 
einem Teil zwar sein persönliches Sittlichkeitsideal zum Ausdruck, 
zu einem andern aber ersc.heinen sie als Resultat seiner histori­
schen Studien, die ihn überzeugt haben, daß das moderne Recht 
die bloß juristische Persönlichkeit des römischen und Feudal­
rechtes durch die m e n s c h 1 ich e ersetze, indem die gesamtge­
schichtliche Entwicklung die Sozialisierung gleichzeitig· ermögliche 
und notwendig mache~), indem die Wandlungen in der Arbeits­
teilung stets von Umgestaltungen des Privatrechtes begleitet seien 3). 

1) PECQUEUR, Des interets du commerce, 1839, II, S. X. 2) Vgl. 
RODBER'l'US, Zur Geschichte der römischen Tributsteuern, in „Jahrbücher f. 
Nationalökon." VIII (1867); vgl. auch .A.NDLER a. a. 0. S. 64 f. 3) Vgl. 
RODBERTUS, Dritter sozialer Brief, 1851. 
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Eine der Tendenzen des jur. Soz. ist: aus den wirtschaftlichen Er­
scheinungen das herauszuschälen, was sich als Wirkung der von 
Individuen oder Klassen aus historischen Gründen erworbenen 
Machtstellungen darstellt, was nicht Ergebnis ist des Spiels der 
wirtschaftlichen Kräfte allein, sondern des positiven Rechts. 
RoDBERTUS hat nun stets in diesem Sinne unterschieden, weil 
ihn - anders als LIST und THüNEN - juristische Probleme be­
schäftigten 1). Von anderer Seite her betrachtet aber erscheint 
der jur. Soz. RoDBERTus' so recht eigentlich utopisch: seine Auf­
merksamkeit gilt der menschlichen Persönlichkeit und der Frei­
heit; ein ideales Gerechtigkeitsprinzip beherrscht ihn; er hält Grund­
rente und Kapitalzins für naturrechtlich illegitim 2), für dem Arbeiter 
entrissen mit Hilfe des auf Gewalt gebauten und durch sie auf­
rechterhaltenen positiven Rechtes. Dagegen nähert er sich wieder 
dem jur. Soz. der Gegenwart, wenn er die Mittel zu präzisieren 
sucht, vermöge deren der Übergang von der herrschenden zur 
kommunistischen Organisation der Zukunft, in der das Privat­
eigentum an Kapital und Boden vollständig aufgehoben sein würde, 
sich vollziehen soll. 

PR0UDH0N steht ebenfalls auf halbem Weg zwischen utopischem 
und wissenschaftlichem jur. Soz. Sicherlich ist es richtig, daß er 
und LAsSALLE allein die juristischen Gedankenreihen des Sozia­
lismus zu systematischer Darstellung gebracht haben 3

). Auch 
sind PR0UDHONS Schriften sehr reich an juristischen Ausführungen. 
Diese knüpfen jedoch - vornehmlich in den Jugendwerken -
an die naturrechtliche Tradition an. Mit Recht hat man denn 
auch die Charakterisierung des Eigentums als Diebstahl in den 
„Recherches philosophiques sur le droit de propriete 
et sur le vol" (1780) BRISSOTS mit den Ausführungen PR0UDH0NS 

1) Vgl. ANDLER a. a. 0. S. 355. So erklärt sich auch für R0DBERTUS 
die Grundrente nicht durch die ökonomische Funktionierung der Güterwelt, 
:sondern durch die rechtliche Verteilung des Eigentums. Vgl. ANDLER, ebda.; 
M:ENGER a. a. O. 83 f. 2) Vgl. RoDBERTUS, Zur Beleuchtung der sozialen 
:Frage, I, 115. 3) Vgl. ANDLER, Introduction z. franz. Übersetzung d, 
,,Systems der erworb. Rechte": ,,Theorie systematique des droits acquis", 
Paris 1904, S. V. 
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in „ Qu'est-ce que la propriete? Jer memoire" (1840) zusammen­
gehalten, in dem das Eigentum als Beuterecht, d. h. als durch 
Gewalt erzwungenes arbeitsloses Einkommen gekennzeichnet wird, 
und in „De la celebration du dimanche" (1839), in der es 
heißt, daß „jede Durchbrechung des Prinzips des gleichen Erb­
rechts, jede willkürlich geforderte und gewaltsam erhobene Prä­
mie, sei es im Tauschverkehr, sei es von fremder Arbeit, eine 
Verletzung der Gerechtigkeit und erpresserisch sei". Gerade aber, 
weil er seine Untersuchungen speziell dem Eigentum widmete 
und für ihn die ganze soziale Frage auf dieses hinauslief1), ge­
rade weil er die Organisation des Sondereigentums als bestim­
menden Faktor ansah ebensowohl der ökonomischen wie der poli­
tischen, militärischen und Verwaltungsorganisation und nicht minder 
der Familie, der Religion und der Philosophie 2), sah er sich zu 
scharfer Formulierung seiner juristischen Gedanken genötigt. So 
unterscheidet er denn sorgfältig den prekarischen, durch auf 
ihm ruhende Servituten beschränkten „Besitz" (possession) vom 
,,Eigentum" (propriete), der „absolut-selbstherrlichen, ausschließ­
lichen Herrschaft von Menschen über die gegenständliche Welt", 
wobei er erst dem Besitz den Vorzug gab, gegen Ende seines 
Lebens aber, vornehmlich aus politischen Rücksichten, dem Eigen­
tum 3

). Besitz und Eigentum sind ihm auch da nicht mehr ab­
strakte, willkürlich von Philosophen geschaffene Typen; vielmehr 
versucht er, sie an der Hand der· Rechtsgeschichte zu konkreti­
sieren, sie zu erörtern und miteinander nicht nur ideale Einrich­
tungen, sondern solche zu vergleichen, die tatsächlich eine ge­
schichtliche Rolle gespielt haben. Nun will er gleichermaßen den 
Terminus „Besitz" im Sinne der klassischen Jurisprudenz Roms 
und des Code eivil gebrauchen 4), wie den in Rom am schärfsten 
.ausgebildeten und bei den älteren französischen Juristen wieder-

1) Vgl. PROUDHON, Resume de la question sociale (Oeuvres completes, 
VI, 170. 2) Vgl. PROUDHON, Qu'est-ce que la propriete? II0 memoire, 
S. 281. 3) Vgl. hierzu die treffliche Schrift von ArME BERTHOUD, 
P.-J. Proudhon et la propriete, Paris 1910, S. 159 ff. 4) PROUDHON, II• 
memoire, I, 313. Übrigens zeigt BERTHOUD a. 11. 0. S. 30, daß PROUDHON 
in diesem Punkt geirrt hat. 
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kehrenden „Eigentums"begriff übernehmen. Auch diese haben, 
erklärt er, nach Analogie des Prätors, der die possessio neben 
der proprietas anerkannte; wohl unterschieden zwischen dem Domi­
nium und dem Nutznießungs-, Gebrauchs- und Wohnungsrechte. 
Dieses sei, auf seine natürlichen Schranken zurückgeführt, schlecht­
hin ein Ausdruck der Gerechtigkeit und werde zuletzt jenes ver­
drängen, um alleinige Grundlage der Jurisprudenz zu werden. 
Zu der Zeit, da er noch für das System eintritt, in dem das 
Familienoberhaupt lediglich Nutznießer ist, das Obereigentum aber 
dem Staat vorbehalten bleibt, beruft sich PROUDHON auf das 
Zeugnis der Geschichte, um zu beweisen, daß dieses System ur­
sprünglich allen Völkern - den Ägyptern, Arabern, .Juden, Kelten, 
Germanen, Slawen und sogar den Römern - geeignet habe und 
keineswegs ein Phantasiebild sei. Unzweifelhaft komme dem 
Besitz, trotz seiner bescheidenen Form, in der bisherigen Zivili­
sation größere Wichtigkeit zu als dem Eigentum. Denn soweit 
dieBodenbebauer nicht schollenpflichtige Leibeigene gewesen seien, 
hätten sie in ihrer ungeheuren Masse ihre Ländereien als Kolonen, 
Erbpächter, Prekaristen, Zeitpächter usw. innegehabt: lauter Be­
zeichnungen, die gleichbedeutend seien mit Besitz 1

). 

Diese Ausführungen entstammen der „Theorie de 1 a pro­
p riete", die erst nach PR0UDHONs Tode veröffentlicht worden ist, 
aber - wie wir von ihm selbst wissen - auf geschichtlichen Studien 
über die Rechtszustände Roms, des Mittelalters· und Polens be­
ruht 2). PROUDHON verdeutlicht in dieser Schrift seinen Besitz­
begriff durch den Hinweis auf das Lehen, das Eigentum durch 
den Hinweis auf das Allod und gibt zuletzt diesem den Vorzug 
vor jenem. 

Er bedient sich aber der Rechtsgeschichte nicht nur zur be­
grifflichen Abgrenzung der wichtigsten sozialen Einrichtungen, 
sondern auch, um deren Entwicklung vorauszusehen. Mit Recht 
ist auf „ dieses stetige Streben nach Beobachtung der Tatsachen 
und der Tendenzen in ihnen sowie nach Erfassung der Richtung~ 

1) P1wuDHON ebenda I, 284; Theorie de la propriete, S. 88, 90, 91. 
2) Vgl. PROUDHONs Brief an GRANDCLEMEN'l' v. 28. II. 1863 (Correspon­
dance XII, 312). 



Die Entwicklung des juristischen Sozialismus. 27 

in der sich die Gesellschaft bewegt, als tür den Historismus und 
Reformismus PROUDHONS charakteristisch" hingewiesen worden 1). 

So konstatiert auch PROUDHON eine objektive Tendenz, wenn er 
im Hinblick auf Darlehen und Zins bemerkt, daß „das schöpfe­
rische Prinzip des alten Rechtes, die Autorität, vollständig zurück­
getreten sei hinter der allgemeinsten Formel, dem synthetischen 
Ausdruck des neuen Rechtes: dem Mutualismus" 2

). In der Tat, 
das Recht ist nicht unbeweglich, sondern paßt sich unaufhörlich 
und auch uns selbst wahrnehmbar den neu entstehenden Bedürf­
nissen und ökonomischen Gestaltungen an. ,,Der Code Napoleon 
entspricht ebensowenig der neuen Gesellschaft wie die Republik 
PLATOS, und da dank dem ökonomischen Element all­
überall das relative und bewegliche Recht der indu­
s tri e 11 e n Mutualität das absolute Eigentumsrecht ver­
drängt, so wird man dieses Kartenhaus von Grund auf re­
konstruieren müssen" 3). Das Recht des Eigentums namentlich 
hat, wie seine stetigen geschichtlichen Wandlungen lehren, nichts 
an sich Absolutes. ,,Seit dem Beginn der Zivilisation wächst es 
und schrumpft wieder ein ad libitum, so daß zwischen Eigentum 
und Servitut überhaupt keine deutliche Scheidungslinie besteht 
und man diese wie jenes nur in ihrer extremen Ausbildung· klar 
zu erfassen vermag" 4). Wie sollte es auch anders sein? Ver­
trägt sich ja das Eigentum mit allen andern sozialen Einrich­
tungen und wandelt sich parallel mit ihnen. ,,Das Eigentum, 
so, groß auch seine soziale Wichtigkeit sein mag, existiert nicht 
allein als politische Funktion, als wirtschaftliche und soziale In­
stitution ... es lebt in einem organisierten Mittel, innerhalb einer 
gewissen Zahl analoger Funktionen und besonderer Einrichtungen, 
ohne die es nicht bestehen könnte, auf die es also angewiesen 
ist" 5). Daraus folgt, daß das Wort „Eigentum" zunächst nur ein 
Wort ist, dessen Sinn inhaltlich und umfänglich sehr wechseln 
kann, so daß es methodisch verfehlt ist, sich begrifflich über ihn 
herumzustreiten. ,, Was ist das Eigentum heute? Ein häufig nur 

1) Vgl. BERTHOUD a. a. o. s. 118. 2) PROUDHON, Idee generale de 
la revolution, X, 201 f. 3) P1wum1m1, Revolution sociale, VII. 149. 
4) Pnoum1m1, Theorie de Ja propriete, S. 173. 5) Ebenda S. 176. 
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nomineller Titel, dessen Wert nicht wie einst auf persönlicher 
Arbeit des Eigentümers, sondern auf der allgemeinen Zirkulation 
beruht und der für sich allein ebensowenig Anwartschaft auch 
nur auf eine Mahlzeit gewährt wie die alten Titel Marquis, Baron 1

). 

Ebendeshalb kann auch P1wuDHON gegen Ende seines Lebens, 
ohne sich zu widersprechen, als Verteidiger des Eigentums auf­
treten. ,,Grund und Boden kann man auf fünf oder sechs ver­
schiedene Arten besitzen. Sollen wir nun das Wort Eigentum 
proskribieren? Keineswegs! Nicht Worte gilt es anzugreifen, son­
dern in unsere Gedankenwelt den Begriff der Bewegung einzu­
führen" 2

). Gerade dieses Element der Bewegung aber finden wir 
an der Wurzel des zeitgenössischen jur. Soz., bei JEAN JAURES 
wie bei EMMANUEL LEVY. 

Es führte zu weit, wollten wir alle Punkte aufzählen, in denen 
PRounnoN sich mit dem wissenschaftlichen jur. Soz. berührt. So 
sei denn zum Schluß nur festgehalten, daß er sehr früh schon 
aufgezeigt hat: wie es die „gesetzliche Sanktion, d. h. die 
gesellschaftliche Anerkennung" war, welche die brutale Tat­
sache der „ von Jedermann bestreitbaren" Okkupation in ein Recht 
verwandelt hat 3

); daß er für seine Kritik des Eigentumsrechtes 
der TROPLONGschen Theorie über den Bestandvertrag, die dem 
Mieter ein dingliches Recht an der Bestandsache einräumt 4), be­
nützt und damit eine der fruchtbarsten Methoden des jur. Soz. 
erstmals angewendet hat; daß er schließlich durch seine Zurück­
führung aller Erklärungen der Menschenrechte und -pflichten so­
wie aller Verfassung·en und sonstigen Gesetze auf zwei Artikel: 
das Recht auf Arbeit und das Recht auf Austausch 5

), die wesent­
liche Aufgabe des jur. Soz. umschrieben hat: ein „Recht der Wirt­
schaft" zu begründen. 

II. 
An der Formulierung dieses Rechtes haben in der zweiten 

Hälfte des 19. Jahrhunderts drei hervorragende Denker gear-

1) P1t0UDHON, Banque d'echange, VI, 50. 2) PIWUDHON, Correspon-
dance, XII, 8. 3) P1:ot:DH0N, Contradictions economiques, II, 188 ff. 
4) Ebenda, II, 240. 5) P1wunHoN, Philosophie du progres (Oeuvres, XX, 56). 
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beitet - alle darin verwandt, daß sie Recht und Wirtschaft ein­
ander nähern, sich auf umfassendes rechtsgeschichtliches Wissen 
stützen, Anhänger eines dem positiven entgegengesetzten Ideal­
rechts sind und mehr oder weniger ausgesprochen an das Naturrecht 
und hierdurch auch an die Tradition des utopischen Sozialismus 
anknüpfen, nämlich EuGEN DtHRING, AUGUST SCHROEDER und 
ANTON MENGER. 

DüHRING protestiert im Namen der „selbsfändigen Rechtsver­
nunft" 1

) gegen die Hegenomie des römischen Rechtes und die 
abergläubische Verehrung der historischen Schule vor den bestehen­
den Rechtseinrichtungen. Heftig bekämpft er das „Halbrecht der 
Jurisprudenz", die „Halbjuristerei mit der Unzulänglichkeit und 
Zweideutigkeit". Die Pandekten sind ihm bloß eine „ Bibel des 
formellen und autoritären Rechtsaberglaubens" 2

). Was die Juristen 
Gerechtigkeit nennen, tritt stets „einseitig, zugunsten herrschen­
der • Klassen und Elemente", als „Standesjustiz", welche die 
Klassenprivilegien schützt, zutage 3). ,,Die Juristerei ist etwas 
Passives im Dienste der Machthaber von vornherein gewesen und 
hinterher auch meist geblieben. Es war stets eine politische 
Macht und meist auch eine raubpolitische, von der die sogenannte 
Rechtspflege ausging 4). Von den Juristen hat man also für die 
soziale Reform nichts zu hoffen, ebensowenig, wie vom modernen 
Sozialismus, der unter dem Einfluß von KARL MARX, dem DüHRING 
den Mangel juristischer Bildung vorwirft) ,,den letzten Rest von 
früheren Ansätzen zu Rechtsgedanken" verloren habe, wie denn 
,,keine .Art von Kommunismus irgendein wirkliches Recht kennt 5

) •. 

Dennoch ist „die Hauptaufgabe eine entscheidende Orientierung 
im Bereiche wirklichen Rechts": das Recht hat systematische 
Anwendung zu finden auf wirtschaftliche Verhältnisse. DüHRING 
ist überzeugt, ,,daß es außer dem gewöhnlichen juristischen 
Rechtsschutze noch Bürgschaften der wirtschaftlichen Gerechtig­
keit geben müsse" 6). Man hat - eine von der Rechtswissen-

1) Vgl. DüHRING, Sache, Leben und Feinde, Karlsruhe 1882, S. 74, 336 .. 
2) DüHRING, Soziale Rettung durch wirkliches Recht usw., Leipzig 1907, S. 15~ 
3) DüHRING, Sache usw., S. 398. 4) DüHRING, Soziale Rettung, S. 112h 

5) Ebenda, S. 238ff. 6) DüHRING, Kapital und Arbeit, Berlin 1865, S. VlL 



30 EDMOND LASKINE. 

schaft bisher vernachfässigte Aufgabe - das Recht in Beziehung 
zu bringen zu den sozialen Grundfragen, ,,eine rechtlich-ökono­
mische Systematik" zu schaffen, ,, ökonomische Gerechtigkeitsge­
danken" abzuleiten und zu verbreiten 1

). All das ist höchst wich­
tig. Denn „schon die bloße Jurisprudenz vermag, wenn sie sich 
regeneriert, mindestens in ihrem eigenen Bereich für eine echte 
soziale Ausgleichung und Harmonisierung manches zu tun 2

); man 
würde dann das gesamte Wirtschaftsleben „in einen Gerechtig­
keitsrahmen" fassen; Recht und Wissenschaft wären dann voll­
ständig verschmolzen. Und DünRING fügt hinzu: ,,Indem wir 
uns nicht scheuen, den Gerechtigkeitsbegriff unmittelbar mit der 
ökonomischen Grundvorstellung zu verbinden, bringen wir zwei 
Gebiete, die der Sache und dem Wesen nach bisher einander 
fremd geblieben, nicht bloß in innigste Berührung, sondern ver­
schmelzen auch ihre Axiome und Fundamentalsätze miteinander 
zu einer einheitlichen Lehre" 3

) und gestalten „nicht bloß die 
Volkswirtschaft gerecht, sondern auch die Gerechtigkeit volks­
wirtschaftlich" 4

). 

Diese Gedanken hängen mit der gesamten Sozialphilosophie 
Dümmws zusammen, die von P1wuDHON und mehr noch von 
R01mERTUS eingegeben ist 5). ,,Recht" ist ihm nur ein Name 
für die von der Geschichte sanktionierte Gewalt; das Eigentum 
betrachtet er als Folge von Knechtung und Eroberung, den gegen­
wärtigen Gewaltstaat bloß als Organisation ungerechter Privi­
legien, die gesetzliche Verfassung des Eigentums durch den Staat 
als Raub am Arbeitsertrag der Arbeiter; das Eigentum an sich 
erscheint ihm als vollkommen legitim, aber nicht das Gewalt­
element in ihm sowie seine Ausnützung durch die Eigentümer 
zur Ausbeutung der Nichteigentümer. ,,Ich unterschied scharf -
schreibt DüIIRING im Hinblick auf seine ersten Universitätsvor­
träge - zwischen den gesetzlichen Regeln, vermöge deren die 
ungehörige Bereicherung der einen auf Kosten der anderen statt-

1) Dü1mr:m, Soziale Rettung, S. 287. 2) Ebenda, S. 143. 3) Eben-
da, S. 210. 4) Ebenda, S. 217. 5) Vgl. meine Introduction zu (franz. 
'Übersetzung) ENGELs, Philosophie, Economie, Politique, Socialisme. Contre 
,EUGENE DüIIRING, Paris 1911, S. LVI-LXX. 
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findet, und dem tatsächlichen Vermögens- und Besitzstande. Jene 
Gesetze nnd Regeln im Sinne der Freiheit und der Gleichheit 
zu lindern, erschien mir als Forderung der Gerechtigkeit ... Ich 
glaube, daß, sobald die Gesetze und Bedingungen der laufenden 
V erteilnng geändert würden, die Ungebührlichkeiten im augen­
blicklichen Vermögensstande nicht lange vorhalten könnten" 1 

). 

DümnNGS jur. Soz. anerkennt zwar das Eigentum, bekämpft aber 
„die damit verkuppelte Anmaßung öffentlicher Hoheitsrechte" und 
gestaltet es so nicht nur unsehit<llich, sondern sogar wohltätig. 
,,Man wende alle zn Gebote stehende .Macht geg·en die Zwangs­
mittel der wirtschaftlichen Beherrschung der Menschen, und der 
unvermeidliche Bestand der juristischen Formen des Eigentums 
wird die in sozialer Hinsicht gleichgültigste 'l'atsache von der 
Welt sein." Diese juristische Reform des Eigentums würde gleich­
zeitig auch eine vollsfändige ökonomische sein. Ist ja „jede Be­
hinderung der freien und gleichen Konkurrenz auch zugleich eine 
Beeinträchtigung der rechtlichen Gestaltung der Wert- und Preis­
verlüiltnisse" 2

). Nur wo soziale Gerechtigkeit herrscht, halten 
sich „Leistung und Gegenleistung" das Gleichgewicht und wird 
der „antirechtlichc W crt der Gegenwartswirtschaft" durch den 
,, rechtlich sozialen \Vert" verdrängt. 

Mit dieser „rechtlich sozialen Richtung" DtmuNGs hat ScmwE-
1n:us „Rechtssozialismus" mehr als einen Zug g·emein. ScnROEDER 
ist ein begeisterter Anhiinger des Naturrechts, auf dessen Grund­
sätzen ebensowohl sein „Recht der Wirtschaft" wie sein 
,,Recht der :E'reiheit" aufgebaut ist. Im Namen des „Ideal­
rechtes" will er im „Rechtsstaat" sogar die herrschende bürger­
liche Rechtsordnung· mit den Forderungen des revolutionären 
Sozialismus versöhnen. Aber er ergänzt die Rechtsphilosophie durch 
Rechtsvergleichung und durch wirtschaftliches Studium des Wirt­
schaftslebens 3). Nichtsdestoweniger ist sein jur. Soz. vornehmlich 
utopisch; und wenn er den Kathedersozialisten „den Mangel des 

1) DüHmNn, Sache S. 72. 2) DüIIRING, Soziale Rettung, S. 217. 
3) Vgl. Scmt0EDER, Das Recht der Wirtschaft, kritisch, systematisch und 
kodifizit,rt, Leipzig 1896, S. VI, 73, 90. 
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Rechtsstandpunktes" vorwirft 1), so offenbar wegen seines Indivi­
dualismus, der von den naturrechtlichen Moralisten herstammt, und 
wegen der „Heiligkeit der unverletzlichen Individualrechte" 2

). Man 
höre z.B. seine Kritik der Fideikommisse: ,,Das ewig heilige Prinzip 
der Gerechtigkeit ist vom Familienfideikommis verbannt; denn 
das natürliche Recht der Erbschaft, die Verteilung der Güter an 
alle Erben desselben Grades in gleichmäßiger gerechter Weise, ist 
vom Familienfideikommis auf kiinstliche Art hinweggenommen, 
und während oft der Unverständigste die große Erbschaft antritt, 
miissen würdige ... Personen das Haus ihrer Väter verlassen und 
in der kalten Welt gegen die künstlichen, mechanischen Einrich­
tungen der heutigen Gesellschaft den Kampf ums Dasein auf­
nehmen" 3

). Wie die Kollektivisten, so weist auch ScHROEDEit 
häufig auf den Klassenprivilegscharakter der meisten Rechtsin­
stitute hin; mit ANTON MENGER zeigt er, daß die privilegierten 
Klassen ihre Ausnahmestellung mit allen möglichen Mitteln auf­
rechterhalten und auf die anderen Klassen die Prinzipien, auf 
denen ihre eigene soziale Lage beruht, auszudehnen streben, daß 
die allzugroße Kompliziertheit des Gerichtsverfahrens lediglich den 
Reichen zugute komme, weil die Kostspieligkeit der Prozeßfüh­
rung den Armen die Rechtsverfolgung unmöglich mache 4). 

Sc1moEDERS Rechtsideal ist ein rein demokratisches Recht mit 
voller Gleichheit aller Individuen, Abweisung jeglichen Kasten­
interesses, Aufhebung jedes Klassenunterschiedes und dem Streben 
nach strenger Übereinstimmung des Einzelinteresses mit dem der 
Gemeinschaft. Dennoch ist ScnROEDERS „Rechtssozialismus" 
durchaus vom Kollektivismus entfernt. Sein Ziel ist die Zunahme 
der besitzenden Klassen und die Absorption der Armen durch 
sie. Unter dem Einfluß sozialistischer Ideen fixiert er ein Exi­
stenzmaximum und -minimum; im iibrigen aber verharrt er zur 
Gänze auf individualistischem Boden. Die Staatsgewalt und so­
gar das Eigentumsrecht will er eng beschränkt wissen, weil das 
Recht älter sei als der Staat und ihm iibergeordnet. ,, Wo immer 

1) Ebenda, S. 82. 2) Ebenda, S. 236. 3) Ebenda, S. 169. 4) Ebenda, 
S. 203, 169, 231, 198; vgl. MENGER, Das bürgerliche Recht und die besitz­
losen Volksklassen, Tübingen 1890, S. 210. 
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die ideelle Wahrheit gesucht wurde, da war auch Recht, ohne 
daß ein Staat sein mußte. Das Recht kann ohne Staat, der Staat 
nicht ohne Recht bestehen." Die individuelle Freiheit auf öko­
nomischem Gebiete, die wirtschaftliche Freiheit, bildet den Angel­
punkt seines Systems 1). Und von diesen Prinzipien beherrscht, 
formuliert er sein „wirtschaftliches Grundgesetz", verteidigt er 
r1as Erb-, Schenkungs- und Stiftungsrecht gegen sozialistische 
Angriffe und umschreibt er die Tragweite der von ihm geforderten 
Sozialreform. ,,Der große Einfluß (dieser Einkommenzweige) auf 
die Vermögensverteilung (habe) ihnen von seiten der sozialistischen 
Schulen schärfster Richtung viel Feindschaft eingetragen." Er 
sei überzeugt, daß sie „ tatsächlich natürliche Volkswirtschaftsor­
gane sind, begründet in den elementaren Sozialkräften des Men­
schen, und daß sie darum nicht aus der Welt geschafft werden 
kiinnen. Diese mühelosen Einkommensarten (seien) unzweifelhaft 
unter dem Einfluß einer künstlichen Gesetzgebung zur Quelle einer 
Reihe großer Ungerechtigkeiten geworden. Sie auf einen natiir­
lichen Boden zu stellen, ihre volkswirtschaftliche Funktion und 
ihre Aufgabe der Verteilung des Kapitals frei und ungezwungen, 
entsprechend den Postulaten der elementaren Sozialkräfte im 
Menschen, sich entfalten zu lassen, (sei) ein Hauptzweck des 
Rechtssystems" 2

). Besonderen Wert legt Scmw1m1m auch auf die 
Heimst:itte als den schiirfsten Ausdruck des Individualeigentums, 
des Allods, wie PROUDHON sagen würde. ,,Die Heimstätte ist die 
berechtigste Entwicklungsspitze und der Inbegriff des Eigentums 
als Rechtsphänomens. Das starre, unverletzliche Eigentum des 
riimischen Rechts lernen wir erst in der Heimsfütte vollsfändig er­
kennen ... (Sie), als Inbegriff des Existenzminimums im unbeweg­
lichen Kapital, ist der wichtigste Baustein im Recht der Wirtschaft. 
Und der Fundamentalartikel 39 in ScmwEDERS Entwurf eines 
Wirtschaftsrechts lautet: ,,Das Privateigentum ist unverletzlich" 3). 

Der Sozialismus des Dritten im Bunde, ANTON MENGERS, ist 
unendlich radikaler. Auch er hängt übrigens mit der Tradition ----

1) ScmwEDER ebenda, S. 251 f., 258, 271. 2) Ebenda, S. 323. 
:) Ebenda, S. 341 f., 380; vgl. über SCHROEDER im allgemeinen: LEo GELLER, 
im „Oesterr. Zentralblatt f. d. jur. Praxis", XIV. 

Archiv f. d. Geschichte des Sozialismus III, hrsg. v, Grünberg, 3 
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der Utopisten zusammen; und GRÜNBERG hat darauf hinweisen 
können, daß sich die Kette von ihm zu MORELLY schlingt 1). 

Nicht nur daß alle seine Liebe dem vormarxistischen Sozialis­
mus gehört; er verhehlt auch nicht, als wie ungerecht und gefähr­
lich er die Mißachtung ansehe, in welche die befreiende Lehre vom 
Naturrecht durch die historische Schule geraten sei. Neben der 
rechtsgeschichtlichen und dogmatischen Jurisprudenz müsse noch 
für die 1 e g i s 1 a ti v-p o 1 i ti sehe Raum geschaffen werden. Dieser 
falle die Aufgabe zu, ,,den überlieferten Rechtsstoff mit den Zu­
ständen der Gegenwart zu vergleichen und daraus zu schließen, 
welche Änderungen desselben in der Zukunft notwendig sein 
werd.en" 2

). Die wichtigsten dieser Reformen aber würden ge­
fordert dureh die Umgestaltung der Beziehungen zwischen den 
verschiedenen Gesellschaftsklassen. Die allgemeine Schul- und 
Militärpflicht, das allgemeine Stimmrecht, die großindustrielle Ent­
wicklung und die Zusammendrängung der Arbeiterbevölkerung in 
den Großstädten hätten die Machtverhiiltnisse unter den Klassen 
so verschoben und die soziale Frage so zugespitzt, daß nun die 
Hauptrolle in der legislativ-politischen Jurisprµdenz unstreitig der 
sozialen Rechtswissenschaft zufalle. Diese müsse nun, 
mit den höchsten Problemen der Menschheit verknii.pft, das Recht 
der tatsächlichen Lebensentwicklung anpassen, um rechtzeitig der 
Gefahr aus dem Zwiespalt zwischen beiden vorzubauen. Tue sie 
das mit voller U nabhiingigkeit, so werde ihr das Schiedsrichteramt 
zwischen den verschiedenen Klassen der bürgerlichen Gesell­
schaft zufallen und sie werde Staat und Gesellschaft für alle be­
wohnbar machen 3

). 

Ganz unter der Herrschaft der Machttheorie, sieht nämlich 
MENGER im Staat und Recht der Gegenwart eine Schöpfung einzig 
zugunsten einer privilegierten Minderheit, die die Macht auf 
ihrer Seite hat. Die Eigentumsordnung glaubt er wesentlich auf 

1) Vgl. CARL GRCNllErtG, Anton Menger, sein Leben und sein Lebens­
werk, i. d. ,,Zeitschrift f. Volksw.; Sozialpol. u. Vrwltg.", XVIII; Derselbe, 
Antoine l\icnger, in „Revue d'histoire des doctrines econ. et sociales", II. 
2) Vgl. l\IENGER, Die sozialen Aufgaben der Rechtswissenschaft, 2. Aufl., 
Wien 1905, S. 4 ff., 20. 3) Ebenda, S. 20 f., 22. 
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das siegreiche Schwert gegründet, durch gewalttätige Besitzneh­
mung hervorgerufen und durch Selbstsucht bestimmt; das Recht 
aber ist ihm die Gesamtheit der Herrschafts- und Unterordnungs-, 
d. h. der Machtverlüiltnisse in jedem Laude. So sei es denn nun 
selbstverständlich, daß das ganze geltende Rechtssystem die 
Starken auf Kosten der Schwachen, die Besitzenden auf Kosten 
der Besitzlosen, die Arbeitgeber auf Kosten der Arbeiter begün­
stige; die Vertragsfreiheit nütze nur clen Reichen und zeitige ledig­
lich die Unterwerfnng der einen unter die Macht der anderen 1). 

Durch die Unterlassung einer Regulierung des Wirtschaftslebens 
schätze der Staat die Besitzenden mehr als durch jedes positive 
Eingreifen 2). Nicht minder würden diese durch das geltende 
I)rivatrecht ungebührlich bevorzugt mit Hilfe juristischer Fiktionen, 
wie z. B.: der „Gleichheit aller vor dem Gesetze" bei Anfrecht­
lialtung jeglicher sonstiger Ungleichheit) oder der Nichtentschuld­
barkeit von Rechtsirrtum angesichts des Rechtskenntnismonopols 
der Besitzenden. Indem daher MENfmR nachzuweisen bemüht 
ist, daß, ,,auch wenn man die grundlegenden Prinzipien unseres 
Privatrechts als Ausgangspunkt anerkennt, die Interessen der 
besitzlosen Volksklassen verletzt oder nicht genügend berücksich­
tigt werden" 8), hat er einige sofort mögliche Reformen im Inter­
esse der besitzlosen Volksklassen aufgezeigt. Seine Kritik hat 
denn auch größeren praktischen :fäfolg gehabt, als er sonst einem 
Gelehrten beschieden zu sein pflegt. Das deutsche bi.irgerliche 
Gesetzbuch hat sie im Hinblick auf die noch im ersten Entwurf 
festgehaltene Unentschuldbarkeit des Rechtsirrtums, die analoge 
Rechtsanwendung, die Ausdehnung des Wucherbeg·riffes, den 
Schutz von Leben, Gesundheit und Sittlichkeit des Arbeiters 
berücksichtigt; der Gedanke einer -Cbertragung der Offizial­
maxime auf das Verfahren in biirgerlichen Rechtsstreitigkeiten 
ist in der österreichischen Zivilprozeßgesetzgebung von 1895 
verwirklicht ,vorden ; und in nicht geringem Maße hat MENGims 
----------

1) MENGER, Neue Staatslehre, Jena 1903, II. Buch, Kap. 3, 9, 10, III. Buch, 
Kap. 2. 2) Ebenda, I. Buch, Kap. 3. 3) MENGER, Das bürgerliche 
Recht, s. 17 ff. 

3* 
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jur. Soz. auch auf die Struktur des Schweizer. bürgerl. Gesetz­
buches eingewirkt 1). 

MENGER hat sich jedoch nicht auf diese kritische und nega­
tive Tätigkeit beschränkt. Er möchte vielmehr das ganze geistige 
Leben - Philosophie, Moral, Literatur und vor allem Recht - von 
sozialistischen Gedanken durchtränkt sehen 2). Ebendeshalb war­
er bemüht, ,,den Sozialismus als Rechtssystem darzustellen", und 
erblickte „in dieser juristischen Bearbeitung des Sozialismus die 
wichtigste Aufgabe der Rechtsphilosophie unserer Zeit". Denn von 
ihrer richtigen Lösung hänge die Durchführung der „ unerläßlichen 
Abänderung unserer Rechtsordnung im Wege einer friedlichen 
Reform" ab; die Schaffung einer „ von erfahrungsmäßigen Gesichts­
punkten geleiteten sozialistischen Staatslehre" würde im Schoße der 
Regierungen Beachtung finden; nur dann würden „die Völker sich 
zu einem eingreifenden sozialistischen Experiment entschließen" 3). 

Das sozialistische Recht, wie MENGER es auffaßt, ist vor allem 
ein Recht der menschlichen Persönlichkeit. MENGERS Forderung 
einer radikalen 1nderung des Vermögens- und Familienrechts 4) 

bezweckt in erster Linie die Sicherung ungestörten individuellen 
Daseins der Bürger sowie der Fortpflanzung der Gattung. Seine 
am Entwurf des deutschen Bürgerlichen Gesetzbuchs gelibte Kritik 
ist durch das Recht auf eine ansfändige und materiell fundierte 
Existenz eingegeben; und was er hauptsächlich dem geltenden 
Privatrecht vorwirft, ist der Mangel eines juristischen Prinzips 
in diesem Sinne 5). 'l'atsächlich aber ist sein Ziel höhergesteckt: er 
möchte das sozialistische Recht aufgebaut wissen auf dem Ge­
danken, ,,daß jeder Arbeiter den von ihm erzeugten Wert in 
seinem vollen Betrag zu empfangen hat, ohne daß ein Abzug zu­
gunsten des Grund- und Kapitaleigentums stattfindet" 6). 

Zu diesem Zweck schfägt er die Ersetzung des Sondereigen­
tmns dureh das kollektive vor sowie eine Verschmelzung von 

1) Vgl. Menger, Neue Staatslehre, II. Buch, Kap. 14; vgl. auch GRÜNBERG, 
Anton Menger, a. a. 0. S. 76. 2) Ebenda, Vorwort, IV. Buch, Kap. 6. 
3) MENGER, Recht auf den vollen Arbeitsertrag, Vorrede u. S. 111. 4) Neue 
Staatslehre, I. Buch, Kap. 3. 5) Vgl. A:sDLER a. a. O. S. XXXVIII; 
MENGER, Recht auf den vollen Arbeitsertrag, S. 3f. 6) Ebenda, S. 149. 
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1Jrivat- und öffentlichem Recht, die ein Hauptmerkmal seiner 
Konzeption des jur. Soz. ist. Tüiger der Rechte auf die Sach­
güter, d. h. auf die zum Unterhalt und zur Entwicklung der 
Individuen nötigen Naturreichtümer, sollen der Staat und die 
sonstigen öffentlich-rechtlichen Organisationen sein; und in dieser 
Übertragung der Vermögensrechte von den einzelnen auf die 
Gemeinschaft erblickt er das unterscheidende Kennzeichen des 
sozialistischen Programms von den Bestrebungen bloß teilweiser 
Sozialreform 1); durch sie wandelt sich das Privateigentum, dessen 
Typus wir von den Römern liberkommen haben, in ein Eigentum 
öffentlich - rechtlicher Struktur, wie denn l\'b:xmm in der so­
zialistischen Ordnung jeden Gegensatz zwischen Privat- und öffent­
lichem Recht aufgehoben wissen will 2). Wie der Staat seit dem 
Ausgang des Mittelalters alle Herrschaftsrechte öffentlich-rechtlicher 
Art (Justiz, Verwaltung, Militär- und Finanzhoheit) an sich g·e­
zogen hat, so muß dies weiterhin auch auf dem Gebiet der 
privatrechtlichen Unterwerfungsverlüiltnisse geschehen. Alle Privat­
rechte wiirden in die Domäne des durch Staatsorgane ausgeiibten 
Verwaltungsrechts fallen, die dermaligen Schranken zwischen Zivil­
prozeß- und Straf- sowie Adrninistrativverfahren wlirden schwinden, 
alle drei Prozeßarten wiirden zu einer einzig·en verschmelzen, die 
sich als Untersuchung· von Amts wegen darstellte 3). Dieses neue 
füfontliche und Verwaltungsrecht aber würde zugleich auch seiner­
seits parallel zum Überwiegen der wirtschaftlichen über die Ge­
waltverhältnisse im Staatsleben Umbildung erfahren. 

Fragen wir nun nach MENGERS Bedeutung für die Entwick­
lung des jur. Soz., so ist festzuhalten, daß MENGEI{ mit vollem 
Bewußtsein von der Tradition des Naturrechts ausgeht. Seine 
Kritik des positiven wie seine Systematisierung des Zukunfts­
rechts erscheinen ihm in der reinen Vernunft begründet. Im 
geltenden Privatrecht sieht er nur einen Haufen von Ruinen und 
Überlebseln; auf allen Gebieten soll daher das naturwiichsige 
Recht durch das reflektierte, das Privateigentum durch ein System 

1) Neue Staatslehre, I. Buch, Kap. 4; II. Buch, Kap. 2. 2) Ebenda, 
II. Buch, Kap. 3. 3) Ebenda, II. Buch, Kap. 3, 15, 16. 
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sozialistischer Verteilung ersetzt werden 1); und mitunter scheint 
es, als ob für MENGER ein natürlicher Übergang zwischen diesem 
und jenem gar nicht existierte, wie er denn auch in seiner 1867 
bis 1869 begonnenen und unvollendet gebliebenen Monographie 
„Zur Lehre von der Systematik des Zivilrechts" ,,das 
kommunistische und das privatrechtliche System als die beiden 
Extreme aller möglichen Rechtsordnung einander gegenüberstellte 2)~ 

so daß kein Weg von dem einen zum anderen führe. 

Dennoch hat er selbst zu anderen Malen aufgezeigt, daß die 
von ihm gepredigte Rechtsordnung nicht rein idealer Natur sei, 
sondern durch die soziale Entwicklung selbst vorbereitet werde, 
in deren Gefolge denn auch die herrschende Ordnung der Dinge 
notwendig verschwinden müsse. So gesehen gewinnt seine Lehre 
für uns besondere Wichtigkeit. Die Umbildung zum Sozialismus 
hin bildet danach für die Menschheit kein Problem ohne geschicht­
liche Analogie, weshalb denn auch MENGER von den überlieferten 
Anschauungen über Recht und Staat ausgehen und nur die der 
welthistorischen Praxis bisher geläufigen Mittel der sozialen Um­
gestaltung empfehlen kann. Die spontane Entwicklung des Rechts 
ist Schrittmacher für die sozialistische Ordnung; schon jetzt er­
strebt sie eine Korrektur der liberalen Auffassung und den 
Schutz der Massen gegen die unheilvollen Wirkungen der Ver­
tragsfreiheit; schon gegenwärtig ist das moderne Privateigentum 
nur ein Schattenbild des römischen; die einstige absolute Testier­
freiheit erscheint durch Staat und Verwaltung eingeschränkt; 
die Bewegungsfreiheit des Eigentümers ist durch Feld-, Forst-, 
Bergwerks-, Industrie-, Verkehrs-, Gesundheitspolizei usw. ein­
geengt; und nicht minder hat die Entwicklung des Fiskalwesens 
das Einkommen aus dem Eigentum geschmälert. Der Eigentümer 
nimmt denn auch bei den wichtigsten Sachen kaum mehr als die 
bescheidene Stellung eines Verwalters ein, der auf Schritt und 
Tritt an die Zustimmung der staatlichen Gewalthaber gebunden ist 4). 

1) Ebenda, I. Buch, Kap. 5; II. Buch, Kap. 7. 2) Vgl. GRÜNBERG 

a. a. 0. S. 38. 3) N. Staatslehre, Vorrede. 4) Ebenda, I. Buch, Kap. 3; 
II. Buch, Kap. 2; ill. Buch, Kap. 5. 
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Wie kann nun angesichts all dessen Th,fENGER behaupten, daß 
,,das sozialistische Rechtssystem in allen Beziehungen in durch­
greifendem Gegensatz zu unserem heutigen Privatrecht steht"? 
Man muß vielmehr mit ihm selbst zum Schluß gelangen, daß das 
sozialistische Recht keineswegs ex nihilo geschaffen werden wird, 
sondern daß seine Keime bereits im gegenwärtigen entlialten siml 
und daß eine einsichtsvolle sozialistische Regierung zur Verwirk­
lichung des volkstiimlichen Arbeitsstaates sich keinerdings von 
den überkommenen Formen des Rechts nnd seiner Durchsetzung 
zu weit zu entfernen brauchte. Auf der andern Seite anerkennt 
?.IENGER bei all seiner Feindschaft gegen den historischen Materia­
lismus, daß die ökonomische Entwicklung an dem Heraufkommen 
des Sozialismus wirke. Das bestehende positive Recht wird nicht 
bloß verschwinden, weil es ungerecht und unvernünftig, sondern 
auch weil es nicht mehr mit der sozialen und ökonomischen 
Wirklichkeit übereinstimmt und weil es nicht mehr der Schich­
tung der Machtverhältnisse zwischen Kapitalisten und Proletariern 
entspricht 1). Freilich erklärt MENGER den stetig wachsenden Ein­
fluß der letzteren durch Steigerung ihrer Bildung und ihres 
Standesbewußtseins~). Wenn er aber ein ungünstiges Verhältnis 
zwischen Recht und Macht beim Groß- und Mittelbesitz konstatiert, 
so geschieht es, weil der tatsächliche und sichere Besitz durch 
einen Forderungstitel ersetzt ist, so daß es an faktischer Macht 
des Berechtigten überhaupt fehlt und der Gesetzgeber diese 
Rechte jeden Augenblick durch Entziehung seiner Anerkennung 
aufheben kann 3). In dieser wachsenden Sonderung von Recht 
und Macht aber erkennt M1rnGER gleichermaßen ein Charakseri­
stikon unserer Epoche sowie den wichtigsten Faktor für die Um­
gestaltung unserer in die sozialistische Rechtsordnung. 

Wenn ich so lange bei l\IENGER verweilt habe, so aus dem 
Wunsche heraus, in den Anschauungen dieses großen Juristen 
auseinanderzuhalten, was noch dem utopischen und was bereits 
dem wissenschaftlichen jur. Soz. angehört. ---

1) Soz. Aufg. d. Rechtswiss., S. 22f.; Neue Staatslehre, II. Bd., Kap. 3, 
III. Bd., Kap. 4; Recht auf d. voll. Arbeitsertrag, S. 4. 2) Recht auf d. 
voll. Arbeitsertrag, S. 164. 3) Ebenda, S. 122 f. 
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III. 
Bei der Bildung dieses letzteren haben verschiedene Einflüsse 

mitgewirkt, darunter hauptsächlich die Volkswirtschaftslehre, die 
moderne Jurisprudenz und der Marxismus. 

Außerhalb der Systeme des utopischen jur. Soz. wurde an 
den Rechtsinstitutionen lang·e Zeit nur im Ökonomisten Kritik 
geübt, wfüuend sie von den Berufsjuristen vernachfässigt wurde 1

). 

Besonders betonten jene den Schaden im Gefolge veralteter 
Rechts- und Verwaltungseinrichtungen für die Volkswirtschaft. 
Schon 1840 hat PELLEGRINO Rossr von diesem Standpunkt aus 
den französischen Code civil mit den Worten kritisiert: Der Ge­
setzgeber hat angesichts der Prinzipien der Volkswirtschaftslehre 
versagt .... Gesellschaft und Gesetz passen nicht mehr 
vollkommen zueinander. Unser sozialer Zustand fordert 
gebieterisch als sein Komplement eine g·leichzeitig kühne und 
besonnene Organisation von Industrie, Handel, Verkehr und 
Kredit 2). Rossr ist nun zweifellos kein Sozialist, aber mit seiner 
Zurii.ckfiihrung der sozialen Krise auf die Spaltung zwischen Wirt­
schaft und Recht hat er ein Prinzip formuliert, das, durch den 
Marxismus noch vertieft, wesentliche Bedeutung für den wissen­
schaftlichen jur. Soz. gewonnen hat. 

Viel verdankt dieser auch der Bewegung, die die historische 
Schule der Nationalökonomie und später den „Verein für Sozial­
politik" haben mitschaffen helfen. Solange man die Wirtschafts­
gesetze für universal, ewig und von der Gestaltung des sozialen 
Milieus absolut unabhängig hielt, mußten die Beziehungen und 
die Konflikte zwischen Recht und Wirtschaft fast unbemerkt 
und jedenfalls unbeachtet bleiben. Der historischen Schule fielen 
sie jedoch bald auf; sie begann die Begleiterscheinungen auf 
den Gebieten von Recht und Wirtschaft sowie die Reflexwirkung 
von Privat- und öffentlichem Recht in ihrer jeweiligen Verfassung 

1) Vgl. 1\IENGER, 8oz. Aufg. d. Rechtswiss., passim. 2) Vgl. P. Rossr, 
Observations sur le droit civil frangais, considerii dans ses rapports avec 
l'etat economique frangais, in „Revue de legislat. et de jurispru­
dence", 1840. 
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auf. die Organisation der Volkswirtschaft in Zeit und Raum zu 
studieren ; und RoscnER schon beschäftigte sich mit diesem 
Problem 1). 

In seiner kapitalen Wichtigkeit aber trat dasselbe erst hervor, 
als die Mitglieder der historischen Schule aus seiner theoretischen 
Formulierung praktische Folgerungen zu ziehen begannen. Denn 
aus dem Gedanken der Sozialpolitik selbst ergibt sich, daß wenn 
man das Wirtschaftsleben nicht mehr sich selbst iiberläßt, sondern es 
reg·uliert und iiberwacht, man auch den Wert der herrschenden 
Rechtseinrichtungen unter dem Gesichtspunkt ihrer schädigenden 
oder niitzlichen Wirkungen priift und daß man anderseits die 
juristische Organisation in die ökonomische Domiine eindringen 
lassen wird. Recht und Wirtschaft ,verden einander durchdringen 
und die Idee eines so z i a 1 e n Rechtes erzeugen, wie das auch 
tatsiiehlich in den Schriften GusTAV ScmIOLLERS und ADOLF 
WAGNERS geschehen ist. 

Als ScmrnLLim daranging, die sozialpolitischen Prinzipien gegen 
H. VON TREITSCHKE zu verteidigen, tat er es im Bewußtsein, ein 
wir t s c h a f t 1 ich es Recht auszuarbeiten, das ganz anders basiert 
war als auf der unbegrenzten individuellen Freiheit 2). Aber, schrieb 
er, ein im juristischen Sinn wahrhaft freier Vertrag kommt in 
den ökonomischen Übereinkiinften gar selten vor; zudem bildet 
die Freiheit keine notwendige Voraussetzung jeglicher juristischer 
Ordnung; kein Recht darf ewigen Bestand beanspruchen; 
vielmehr muß das Recht sich in seiner Form der Bewegung des 
tatsächlichen Lebens anschmiegen. Und von diesem Gesichtspunkt 
aus kritisierte ScmrnLLER die individualistische und romanistische 
Eigentumsauffassung. Das Eigentumsrecht, führte er aus, bedarf 
wie jedes andere der Anerkennung durch den Staat, der es daher 
auch allen vom Gemeininteresse geforderten Beschränkungen 
unterwerfen kann 3). Und er erinnert an die reaktionäre Geistes-

1) Vgl. Rü8CHER, Zur Lehre vom Zusammenhang zwischen National­
ökonomie untl Rechtswissenschaft, in „Ansichten d. Volkswirtschaft aus d. 
geschieht!. Standpunkt", 1861, I. Ed. 2) Vgl. ScHMOLLER, Über einige 
Grumlfragen tles Rechts und der Volkswirtschaft, Jena 1875, S. 53 ff. 
3) Ebentla, S. 56. 
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verfassung der englischen Juristen sowie an „die Rede des alten 
Lordkanzlers ELDON, der behauptete, mit der Aufhebung der 
rotten boroughs sei alles Eigentum in England bedroht" ! In Wirk­
lichkeit müsse die Gesetzgebung stets darauf ausgehen , eine 
gerechte Eigentumsverteilung anzubahnen und „jede Änderung 
des Steuerwesens, jede Vorschrift über Niederlassung, Gewerbe­
wesen, Bauwesen, jeder öffentliehe Straßen-, Kanal-, Wegebau, 
jede Änderung der Handelspolitik. greife indirekt in die Verteilung 
des Eigentums ein, beeinflusse die künftige Eigentumsordnung" 1

). 

Absurd sei es daher, Prinzip und konkrete Organisation des 
Eigentums zusammenzuwerfen und jede legale Reform dieser 
als einen Angriff auf jenes darzustellen, als ob aus dem Prin­
zip auch schon Unverletzlichkeit und Ewigkeit auch ungerechter 
Verteilung folge. Desgleichen müsse auch das Erbrecht mit 
der distributiven Gerechtigkeit in Einklang gebracht werden. 
Das Wirtschaftsleben müsse auf einem Recht beruhen, das, tech­
nisch vollendet und klar formuliert, die möglichste Abmilderung 
der ökonomischen Ungerechtigkeit bezwecke. Deshalb könnten 
auch die Fortschritte des wirtschaftlichen Rechts nicht von 
vornherein vorausgesehen und begrenzt werden; es sei wahr­
scheinlich, daß neue Normen gegen wirtschaftliche Delikte 
entstehen, die Rechtsverfolgung den Armen erleichtert werde, die 
Rechtsprechung weniger hart gegen die Schwachen und strenger 
g·egen die Starken sich gestalte, die rechtliche Verantwortlichkeit 
und die Pflichten des Unternehmers präzisiert umschrieben werden, 
die staatliche Überwachung der Preise, des Wuchers, der Aus­
beutung in allen Formen immer ausgiebiger angewendet werde, 
kurz, das wir t s c h a f t l ich e Recht stetig das Übergewicht über 
die ökonomische Ungerechtigkeit gewinnen werde. Keine Ein­
richtung, das Eigentums- und Erbrecht ebensowenig wie das 
Obligationenrecht, stehe außerhalb der geschichtlichen Rechts­
entwicklung; es gebe kein Rechtsinstitut, das immer existiert 
hat und immer existieren muß 2

). 

Man sieht: der Gedanke unendlicher W andlungsfähigkeit des 

1) Ebenda, S. 58. 2) Ebenda, S. 60 ff. 
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Rechtes eignet wie <lern wissenschaftlichen jur. Soz. auch der 
historischen Schule. In noch viel stärkerem Maße aber begegnen 
wir ihr bei ADOLF WAGNER. Dieser „ist wesentlich von der 
Statistik und Jurisprudenz zur Volkswirtschaftslehre herüber­
gekommen. Seine Methode und Richtung erklären sich mit 
daraus 1). Ihm erscheint das ganze Wirtschaftsleben durch das. 
Recht, einschließlich des Privatrechts, beherrscht, und als wesent­
liche Aufgabe der Volkswirtschaftslehre: eine Kritik der haupt­
sächlichsten Prinzipien dieses Rechtes, vorab der Vertragsfreiheit 
und des Sondereigentums von ökonomischen Gesichtspunkten aus. 
In seinem großen Werk über die Finanzwissenschaft fordert er 
für die Finanzpolitik eine „sozialrechtliche Richtung". Ganz 
unter dem Einfluß der Idee von der Variabilifät der Rechts­
einrichtungen, wirft er dem ökonomischen Liberalismus vor: als. 
natürliche Wirtschaftskategorien aufzufassen, was nur historisch 
bedingte und daher wechselnde Rechtsgestaltung sei; und des­
gleichen, daß er es unterlassen habe, den wirtschaftlichen Ein­
fluß des Sondereigentums auf Produktion und Einkommensver­
teilung zu untersuchen 2). Dies getan zu haben, sei gerade ein 
Hauptverdienst des wissenschaftlichen Sozialismus. In der Tat 
zeige das Wirtschaftsleben eine ganz verschiedene Struktur im 
System der Unfreiheit und der Freiheit, des Sonder- und des 
Kollektiveigentums, der absoluten oder der regulierten Vertrags­
freiheit, der gesetzlich geregelten oder der sich selbst überlassenen 
Produktion und Verteilung 3). Objekt der Volkswirtschaftslehre 
sei stets ein sozialer Zustand innerhalb eines gegebenen Staats­
organismus, der also gleichermaßen gewisse juristische Voraus­
setzungen habe, wie er gewisse juristische Wirkungen zeitige. 
Das positive Recht entscheide über die Verdinglichung von 
Menschen und die Extrakommerzialität von Sachen. Ohne eine 
Gesetzgebung, die das Eigentum an Produktionsmitteln und das 
Recht auf Renten- und Zinsbezug aus ihnen anerkennt, sei der 

1) Art. WAGNER, in „Handwörterb. d. Staatswiss., III. Aufl., VIII, 530. 
2) Vgl. W AGNEH, Grundlegung d. polit. Ökon., 3. Aufl., II. Teil (Volkswirt­
schaft u. Recht, bes. Vennögensrecht). Leipzig 1894. 3) WAGNER a. a. o. 
S. 4:ff. 
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Kapitalbesitz nicht zn denken. Verwirklichten sich die sozia­
listischen Forderungen, ginge das jetzt in Händen Privater befind­
liche Nationalkapital aus der Rechtsform des Sonder- in die des 
Gemeineigentums über, so würden Grund und Boden sowie das 
Geldkapital ebenso aufhören, Objekt des Eigentums zu bilden, 
wie das in Menschen bestehende Kapital mit der Sklaverei selbst 
verschwunden ist. Von diesem theoretischen Ausgangspunkt ge­
langt WAGNER zu juristischer Kritik der Eigentumsorganisation; 
der Eigentumsbegriff hat für ihn keinen absoluten Charakter; 
das Eigentum enthält danach nur eine gewisse Verfügungsgewalt 
über die gegenständliche Welt; und da es, wie schon KNIES 
bemerkt hat, nirgends je absolut unbeschränktes Sondereigentum 
gegeben hat, so kann man eigentlich weniger von Eigentum sprechen 
als von einer Summe von Verfügungsrechten an Sachen; der 
römische Eigentumsbegriff ist somit nicht der Eigentumsbegriff 
schlechthin. Prüft man freilich die Rechtsordnung ausschließlich 
unter dem Gesichtspunkt des Individualinteresses, so wird man 
zweifellos, wie es die meisten Juristen und Rechtsphilosophen 
tun, kritiklos die individualistischen römisch-rechtlichen Prinzipien 
blind annehmen. Zieht man aber die Existenzbedingungen der 
Gesellschaft in Betracht, versucht man mit Rücksicht auf sie 
die Befugnisse des Eigentümers zu bestimmen, will man das 
Privatrecht in seiner Gesamtheit und das Eigentumsrecht ins­
besondere den Kollektivinteressen und -bedürfnissen anpassen, 
so gelangt man zum sozialen Recht und knüpft damit an 
die humanifäreren und großzügigeren Traditionen des germa­
nischen Rechtes an. Man strebt sodann danach, die private 
durch Gemeinwirtschaft zu ersetzen und das Individualeigentum 
zugunsten des Staats- und Gemeindeeigentums immer mehr zu­
rückzudrängen 1). 

Das juristische System des Staatssozialismus scheint so mit 
dem des jur. Soz. zusammenzufallen. Es unterscheidet sich aber 
von diesem dadurch, daß es zwar im sozialen Interesse das 
Privateigentum beschdinken, dieses aber nicht aufheben will; ferner 

1) Ebenda, S. 280ff. 



Die Entwicklung des juristischen Sozialismus. 45 

darin, daß ihm die Grenzen zwischen Sonder- und Gemeineigen­
tum nicht als fixe erscheinen, sondern als unendlicher, den wech­
selnden Gesellschaftsbedürfnissen angepasster Variationen fähig. 

Ahnlichen Gedankengängen wie bei WAGNER begegnet man 
auch bei HANS VON SCHEEL 1

) und ADOLF SAMTER, der, ein 
Schüler WAGNERS, diesem auch sein Hauptwerk gewidmet hat, 
in welchem er eine Reform der Rechtsordnung als Mittel zu 
friedlicher Lösung der sozialen Frage darstellt 2). 

So wird, dank der theoretischen Richtung der historischen 
Schule und den praktischen Bestrebungen der Sozialpolitiker,, 
das Problem der Beziehungen zwischen Recht und Wirtschaft 
zum wichtigsten der Sozialwissenschaft. Nicht minder aber wird 
es durch eine zweite Lehre in den Vordergrund gerückt, die 
den wissenschaftlichen jur. Soz. bedeutsamst gefördert hat: durch 
den Marxismus. 

IV. 

Es ist oft - von Freunden und Gegnern des Marxismus -
behauptet worden, daß diesem die juristische Seite fehle und 
daß die Rechtsprobleme von den Marxisten vollständig vernach­
liissigt werden. So vermißt MENGEH bei MARX „eine rechts­
philosophische Kritik des Privateigentums und eine gründliche 
Darlegung des Rechts auf den vollen Arbeitsertrag" 3). ANDT,Im 
~iußert sich in gleicher Weise 4), und unter den Schriftstellern, 
die sich speziell mit dem jur. Soz. befassen, halten MA'rER und 
IfamTIER denselben aus dem gleichen Grunde als durch eine 
weite Kluft vom Marxismus geschieden. Man hat sich sogar 
gefragt, warum MARX so wenig Jurist sei, und dies mit seiner 
Antipathie gegen die Rechtswissenschaft zu erklären versucht, 
zu deren Studium er durch seinen Vater gezwungen worden sei. 

1) SCHEEL, Erbschaftssteuer und Erbrechtsreform, 2. Aufl., Jena 1878; 
Volkswirtschaftliche Bemerkungen zur Reform d. Erbrechts, 1877; Eigentum 
und Erbrecht 1877. 2) SAMTER, Das Eigentum in seiner sozialen Be• 
deutung, Jena 1879; vgl. über SAMTER Allg. Deutsch. Biogr., XXX. Bd. 
3) MENGER, Recht auf d. voll. Arbeitsertr., S. 98. 4) ANDLER, Intro­
duction zu LASSALLE, Theorie des droits acquis ; DERSELBE, im Vorwort zu 
E. LEVY, L'affirmation du droit collectif, S. 5. 
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Jedenfalls aber bezweifelt niemand den „Mangel an juristischer 
Schulung", den Dümmw und STA11n1n,1m ihm vorwerfen 1

). So 
paradox es aber scheint, angesichts all dessen und namentlich 
der Erkliirungen der Marxisten selbst, die SAINT-SIMON, Focm1m 
und Ow1rn feiern, weil sie den Boden juristischer Betrachtungen 
verlassen lüitten ~), noeh Zweifel zu hegen, so glaube ich doch, 
daß alle die zitierten Behauptung·cn auf falschen Voraussetzungen 
beruhen und daß der Marxismus ganz wohl sich als Theorie der 
Rechtsentwicklung darstellt oder wenigstens eine solche enthiilt. 
In diesem Sinne hat denn auch der Marxist KARNER, nachdem 
er den Mangel einer Kritik der bürgerlichen Jurisprudenz in 
MARX' Lebenwerk beklagt hat, anerkannt, daß sich in demselben 
alle Elemente einer solchen finden 3

). 

In der Tat, MARX hat zunächst mit dem utopischen jur. Soz. 
begonnen: unter dem Einfluß von EDUARD GANS, bei dem er 
Vorlesungen über Strafrecht und preuß. Landrecht hörte, wird 
er anfänglich eingefleischter Rationalist und Gegner der histo­
rischen Schule. Die Institutionen der Vergangenheit wie der 
Gegenwart erscheinen ihm gleichermaßen unvernünftig, absurd, 
pathologisch und wert, unterzugehen. ,,Der schamlose Conci -
schrieb er gegen Ikao, den Begründer der historischen Schule --, 
der nackt umherläuft und sich höchstens mit Schlamm bedeckt, 
ist so positiv, als der Franzose, der sich nicht nur kleidet, sondern 
elegant kleidet . . . Der Hautausschlag ist so positiv als die 
Haut 4)." Wie die Ctopisten, die er später ihrerseits verurteilen 
wird, verwirft MAux mit diesen \Vorten im Namen des Ver­
nunftrechts das tatsiichlich geltende. 

Nach der Begriindung der materialistischen Geschichtsauf­
fassung freilich drängt sich ihm auch eine durchaus neue An­
schauung vom Recht auf. Der von seinen Rechtsfiktionen 

1) Vgl. Dü1m1NG, 8oz. Rettung, S. 238; STA:\IMLER, Wirtschaft u. Recht, 
S. 343. 2) Vgl. (fü,GELS u. KAUT1,KY,) Juristensozialismus, in „D. Neue 
Zeit" 1887, S. 4\l ff. 3) .Jm,. KARNmi (pseudon. für KARL RENNER), Die 
soziale Funktion der Rechtsinstitute, in „llfarxstudien", I. Bd. (1904), S. 65. 
4) ~fARx, Das philos. lYfanifest der hi,tor. Rechtsschule, in d. von FRz. MEIIRINU 
herausg. Nachlaß usw. I, 270. 
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beherrschte Jurist mag immerhin das Recht als etwas sich selbst 
Genügendes ansehen und als Ausfluß ewiger Gerechtigkeit, was 
die Klasse geschaffen hat, deren Glied und Werkzeug er gleich­
zeitig ist. Er mag sich immerhin einbilden, daß der Staat im­
stande sei, mit Hilfe des Rechts nach Belieben das soziale Leben 
zn modeln 1

). Tatsächlich jedoch sind ebensowohl die herrschen­
den Rechtsprinzipien wie die Detailnormen ein Produkt der 
ökonomischen Verhältnisse. Das Prinzip der Vertragsfreiheit 
ebensowohl wie der Gleichheit vor dem Gesetz sind nur eine 
I•'onnulierung des Wettbewerbs zwischen den Warenerzeugern. 
Das für die historische Rechtsschule absolut unlösbare R:Hsel 
der Rezeption des römischen Rechts bietet der marxistischen 
Auffassung keine Schwierigkeit: das römische Recht ist der aus­
gebildetste Rechtstypus in einer Gesellschaft von Warenerzeugern, 
und das ist der Grund, weshalb es allüberall in Westeuropa 
parallel zur Ausbildung der Bourgeoisie die nationalen Rechte 
zurii.ck- und zuletzt verdri.ingt 2

). 

Wenn nun auch so das Recht stets den wirtschaftlichen Zu­
ständen sich anpaßt und das Wirtschaftsleben wieder eine ihm 
adäquate Rechtsgestaltung hervorruft, so gehen doch diese und 
jenes nicht Hand in Hand. Oder genauer: es gibt keine spontane 
Rechtsentwicklung. Das Wirtschaftsleben entwickelt und modi­
fiziert sich selbsttätig, dem Recht dagegen fehlt die Fähigkeit 
hierzu. Es bleibt in die alten Formen gebannt, die einst den 
wirtschaftlichen Verhältnissen entsprachen, auch ·wenn dies nicht 
mehr der Fall ist. Hierdurch entstehen soziale Krisen, die so 
lange andauern, bis die Rechtsordnung sich dem Stande des Wirt­
schaftslebens gemiiß gewandelt hat. Die ökonomische Entwick­
lung ist eine stetige. Die Rechtsgeschichte dagegen ermangelt der 
Stetigkeit und zeigt revolutionäre Zäsuren, die, durch den Wider­
spruch zwischen Recht und Wissenschaft gezeitigt, etappenweise 
das Gleichgewicht zwischen beiden wieder herstellen. So kenn-

1) ExGELS, Herrn Eugen Dührings Umwillzung d. Wissenschaft, 3. Aufl., 
315; EX<lELS-KAUT8KY, Juristensozialismus a. a. 0. 2) E:,;GEL8-KAl'TSKY, 
ebenda S. 49 f.; ENGELS, Anti-Dühriug, S. 102 f.; ANT. LABIUOLA, Essais sur 
la conception materialiste de l'histoirc, Paris 1897. 
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zeichnet sich auch die soziale Krise der Gegenwart dadurch, daß 
die rechtliche Privateigentumsorganisation, die während des Mittel­
alters mit der Produktionstechnik vollkommen übereinstimmte, 
diese überdauert hat und nun auch für die Kooperation in der 
Gütererzeugung Geltung beansprucht 1

). STAMMLER resümiert diese 
Anschauungsweise sehr gut mit den Worten: ,,Die Art der so­
zialen Produktion ist verschieden , die rechtliche Ordnung ist 
immer noch dieselbe . . . Ein innerer Konflikt ist in einem 
Gemeinwesen alsdann vorhanden, wenn die soziale Wirtschaft 
in ihrer dermaligen Weise mit dem überlieferten Recht nicht zu­
sammenstimmt und dieses für jene nicht mehr paßt. Sozialer 
Konflikt ist Widerstreit zwischen Wissenschaft und Recht" 2

). 

So hat der Marxismus den jur. Soz. außerordentlich befruchtet und 
viele Seiten der herrschenden Rechtsordnung klargelegt. Zugleich 
hat er die allgemeinen Tendenzen der Rechtsentwicklung direkt 
oder indirekt festgestellt. Schließlich hat er auch das große prak­
tische Problem der modernen Rechtswissenschaft, die Notwendig­
keit möglichst vollständiger Ausgleichung zwischen den Rechtsein­
richtungen und dem ökonomischen Entwicklungsniveau, aufgehellt. 

Der Marxismus hat aber nicht bloß seine Anhänger nach diesen 
Richtungen hin stark beeinflußt, soni1ern auch Juristen, die dem 
historischen Materialismus ablehnend gegenüberstehen. 

Die marxistischen Juristen haben sich bemüht, die Beziehungen 
zwischen Rechts- und Wirtschaftseinrichtungen zu präzisieren, den 
Klassencharakter des positiven Rechts und dessen Zuschnitt auf 
die kapitalistischen Interessen aufzuzeigen und das Verbrechen 
als Resultat der ökonomischen Verhältnisse, das nur mit diesen 
verschwinden könne, darzustellen 3). Doch begnügen sie sich 

1) Vgl. ENGELS, Anti-Dühring, S. 287 ff. 2) STAMMLER, Wirtschaft 
und Recht, S. 406. 3) Wir nennen nur: M. HILLQUIT, Socialism in 
theory and practice, S. 68 ff.; BELr'ORT BAx, The religion of socialism, S. 147; 
LomA, Die wirtschaftl. Grundlagen d. herrsch. Gesellschaftsordnung ( deutsch 
v. CARL GRÜNBERG), 1894; ALPR. Tmnom, Socialisme et dorit prive, in „Le 
devenir social" II, (1896) 251 ff.; ADOLFO ZERBOGLro, La lutte de classe 
dans Ja legislat. penale (ebenda S. 142ff.); ENmco FEmn, Kriminelle Anthro• 
pologie und Sozialismus, in „D. Neue Zeit", 1896/II, S. 452 ff.; DERSJ<JLBE, 
Die Mikroben der Verbrecherwelt, in „Sozialist. Monatshefte", 1898, S. 241 ff. 
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meist damit, die Grundthese zu entwickeln und zu illustrieren. Eine 
Ausnahme macht nur KARNER (RENNER), der in beachtenswerter 
Weise an das Problem vom Juristischen herangetreten ist. ,,Ob 
und inwieweit das Recht durch die Wirtschaft bestimmt ist -
schreibt er - , ob es sein eigenes, von der Ökonomie un­
abhängiges Dasein führt, ist für uns von hoher theoretischer und 
praktischer Bedeutung. Wachsen wir auch juristisch in 
unseren Rechts ins ti tuten hin ein in den Zukunfts­
staat oder müssen wir unser Recht, das soziale Recht, durch 
Reflexion finden, um es an Stelle des bürgerlichen zu setzen und so 
die künftige Menschheit durch unseren Schöpfergeist zu begliicken ?" 
KARNER unterscheidet zwischen dem „Normbestand" und der so­
zialen Funktion der Rechtsinstitute, besonders des Eigentums. Es 
kann die ökonomische Rolle eines Rechtsinstitutes sich ändern, 
während es selbst keine Modifikation erleidet: dann hat sich das 
Wirtschaftsleben, nicht aber auch das Recht entwickelt; dieses ist 
Bedingung, aber nicht Ursache von jenem. Und weil die Ent­
wicklung des Wirtschaftslebens eine ganz innerliche ist, bleibt sie 
meist „dem bloß juristischen Denken verborgen". Die gleiche 
juristische, z. B. eine Kontraktsform dient verschiedensten öko­
nomischen und außerökonomischen Zwecken; der gleiche öko­
nomische Zweck kann auf mannigfachem juristischen Wege 
realisiert werden. ,,Aus dieser Differenz, aus der fortwährenden 
Scheidung von Rechtsform und sozialer Materie, erklärt sich erst ... 
die Entwicklung des Rechts . . . Hier erst setzt der Zweig der 
Rechtslehre ein, die nicht bloße Rechtskunde, bloße Jurisprudenz 
ist, sondern Rechtswissenschaft ... Wo die Jurisprudenz aufhört, 
dort erst beginnt die Wissenschaft vom Recht, die dasselbe in 
den Zusammenhang aller nicht rechtlichen Tatsachen unseres 
Lebens setzt und als ein Rädchen in das gesamte Triebwerk 
des Geschehens einordnet" 1). So gesehen erscheint das große 
ökonomische Werk MARX' auch als ein juristisches. ,, Was wir 
auf dem Gebiete des Rechtes MARX verdanken, ist die genaueste 
Analyse der Funktionsweise jedes Stückes Eigentum in jeder 

1) KAllNER a. a. 0. s. 66 f., 7l f. 
Archiv !'. Geschichte d. Sozialismus III, hrsg. v. Grünberg. 4 
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Phase des Gesellschaftsbetriebes ... Niemand hat vor und nach­
her in jedem Punkte der Ökonomie, in jedem kleinsten Teil­
prozesse, so bewußt und erschöpfend die Funktion der in Betracht 
kommenden Rechtsinstitute erfaßt und geschildert wie MARX. 
Kein ökonomisches System gibt . . . solche Aufschlüsse über den 
Zusammenhang von Wirtschaft und Recht wie das seine" 1

). 

Was uns nun die Rechtswissenschaft lehrt, ist „der Gesetzes­
wandel, insbesondere das Umschlagen des bürgerlichen 
Rechts in das soziale Recht des Zukunftsgemeinwesens". Wir 
haben nicht, wie es der utopische jur. Soz. tat, absolut neue Rechts­
einrichtungen auszudenken und sie den positiven zu substituieren. 
Denn „ es sind bis heute fast alle Rechtsformen gegeben, die in 
einem sozialistischen Gemeinwesen Verwendung finden können, 
aber sie stehen nur wenig in Funktion". Auch brauchen wir sie nicht 
willkürlich und gewaltsam oder mittelst Überredung und Über­
zeugung an Stelle der herrschenden treten zu lassen. Denn die freie 
und objektive Entwicklung vollzieht diesen Übergang. Das alte 
Regime wird sein eigener Totengräber, wie denn MARX bereits es 
ausgesprochen hat: ,,Das Recht des Eigentums ist dasselbe geblieben 
toto c'oelo. Die Normen des Code civil, des preußischen Land­
rechts, des österreichischen Bürgerlichen Gesetzbuches etc. gelten 
heute noch; das Eigentum des neuen deutschen Bürg·erlichen Ge­
setzbuches ist eher noch strikter gefaßt als in jenen Kodifikationen. 
Normwandel liegt nicht vor. Tatsächlich aber hat sich so viel 
geändert, daß es überrascht. Das Einfamilienhaus, der ganze es 
durchwebende Mikrokosmos ist buchstäblich in Stücke geschlagen. 
Wir haben kein Haus mehr, wir haben nur eine Wohnung ... 
Gar kein gesetzgeberischer Akt hat in einigen hundert Para­
graphen den Mikrokosmos pulverisiert ... Es liegt kein Norm­
wandel vor und dennoch eine ungeheure Umwälzung . . . Die 
soziale Funktion des Eigentums, soweit es Gesellschaftseigentum 
ist, ist erstens, daß der Eigentümer selbst funktionslos und seine 
Entbehrlichkeit offenbar wird; zweitens, daß das Privateigentum 
sich innerhalb der kapitalistischen Produktionsweise selbst auf-

l) Ebenda, S. 179, 74. 
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hebt - der Eigentümer ist auch juristisch nicht mehr 
Eigentümer, aber bloßes, einflußloses Glied einer Eigentümer­
vielheit - ; drittens, daß die Kapitalistenfunktion auf bezahlte 
Dirigenten übergeht, daß also die letzte der Gesamtheit dienende 
Funktion des Rechtsinstituts Eigentum übernommen wird von 
der locatio conductio operarum, dem Arbeitsvertrag. 
Dieses vordem unscheinbare Rechtsinstitut hat also 
dem Eigentum nacheinander alle Funktionen der 
gesellschaftlichen Produktion und Reproduktion ab­
genommen , das Eigentum selbst funktionslos, das ist antisozial, 
gemacht 1). So wird durch die Entwicklung des Rechts selbst 
oder vielmehr seiner ökonomischen Grundlage und nicht durch 
den Willen der Individuen oder Völker die bürgerliche Rechts­
ordnung des privaten Individualeigentums durch die sozialistische 
des kollektiven verdrängt. Und mit dieser Feststellung ist man 
vom utopischen zum wissenschaftlichen jur. Soz. gelangt. 

V. 
MARX' Einfluß auf die Rechtsideen ist weit größer gewesen, 

als es auf den ersten Blick scheint, wenn man festhält, daß all­
überall die Juristen in ihrer ungeheuren Mehrheit dem Sozialis­
mus feindlich sind. MARX ist es zu danken, wenn sich der 
Gedanke durchgesetzt hat und herrschend geworden ist: daß das 
fundamentale Problem des Rechtes dessen Beziehung zur Wirt­
schaft bildet, sowie daß die Organisation des Rechts stets auf 
die Interessen der herrschenden Klassen zugeschnitten ist und 
die Beherrschten benachteiligt. Gerade diese Gedanken aber 
kehren oft, ohne daß sich dessen diejenigen bewußt werden, die sie 
vorbringen, in den zeitgenössischen Erörterungen immer wieder. 

So wurde z. B. das Werk STAMMLERS „ Wirtschaft ·und Recht 
nach der materialistischen Geschichtsauffassung" allgemein als 
Widerlegung der letzteren angesehen. Dennoch nähert sich 
STAMMLER ungemein dem Marxisten KARNER, wenn er schreibt: 
.,Die wissenschaftliche Durchführung der Rechtsgeschichte be-

l) Ebenda, S. 67, 86 Anm. 1, 88 f., 149. 
4* 
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steht in dem Begreifen der Wandlungen des Rechts aus voran­
gegangenen sozialen Phänomenen her .... Die Bearbeiter der 
Rechtsgeschichte haben es sich demgegenüber mit der Besinnung 
auf ihre Aufgabe sehr leicht gemacht" 1

). Seinerseits würdigt 
er genau die Wechselwirkung zwischen Recht und Wirtschaft, 
oder besser: er betrachtet, da der vague Ausdruck ,, W echscl­
wirkung" seinen klaren Geist nicht befriedigt, das Gesellschafts­
leben in marxistischer Weise als etwas, was zugleich unlöslich 
Wirtschaft und Recht, Materie und Form ist 2). ,,Beide bilden, 
als geregelte Wirtschaft, überhaupt erst den Gegenstand sozial­
wissenschaftlicher Untersuchungen und sind für diese im beson­
deren Auftreten stets in einheitlicher Verbindung nur vorhanden. 
Bloß in theoretischer Abstraktion vermögen wir die beiden das 
soziale Leben jeweils in der Erfahrung konstituierenden Elemente 
zu trennen. . . . Die Art und Weise der Regelung kann ver­
schieden sein, und damit ist die soziale Wirtschaft verschieden. 
Aber es ist nicht eine Beeinflussung der selbständig für sich 
dastehenden sozialen Wirtschaft, ... sondern diese Sozialwirtschaft 
besteht ohne irgendwelche bestimmte (rechtliche) Regelung über­
haupt nicht" 3

). 

Aus dieser Grundauffassung ergibt sich einerseits eine im 
Gegensatz zu der der meisten Juristen weitaus konkretere und 
„materialistischere" Anschauung vom Rechtsleben und anderseits 
eine lebhafte und eindringende Kritik der überkommenen Methoden 
der Volkswirtschaftslehre, die in dem kühnen Schluß gipfelt: 
,,Es gibt keine allgemeingültigen nationalökonomischen Wahr­
heiten" 4

). Wenn die Nationalökonomen doch an solche glauben, 
so zu Unrecht und weil sie das Wirtschaftsleben als von der 
Rechtsordnung unabhängig anzusehen pflegen, wie ja z. B. 
auch ADOLF WAGNER vermeint habe, einen rein ökonomischen, 
vom juristischen ganz geschiedenen „Vermögens"begriff aufstellen 
zu können. ,, Soziale Wirtschaft - folgert daher STAMMLER -
ist nur bestimmt geregeltes Zusammenwirken, und alles Wünschen ..• 
der Volkswirte, daß sie einen Lehrvortrag ohne Rücksicht auf 

1) STAMMLER a. a. 0. S. 326. 2) Ebenda, S. 229 ff., 160. 3) Ebenda,. 
S. 657, 177, 336 4) Ebenda, S. 225. 
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eine bestimmte soziale Ordnung ... vorbringen möchten, ist in 
sich eitel und vergeblich, ein Versuch am absolut untauglichen 
Objekt. ... In dem Augenblick, da man diese bestimmte, jeweils 
notgedrungen vorausgesetzte Regelung in Gedanken entfernt, 
wird der erwähnte nationalökonomische Begriff und Lehrsatz 
völlig in sich zusammenfallen. . . . Jede Erörterung der Grund­
rechte, des Arbeitslohnes, des Kapitalzinses oder des Unter­
nehmergewinnes ist von dem Bestehen einer konkreten Rechts­
ordnung ebenso abhängig wie alle Lehren ii.ber Geld, Kredit, 
Preisbildung oder irgendein sonstiges Kapitel nationalökono­
mischer Forschung. Alle Lehrsätze, die etwa für eine Rechts­
ordnung mit Privateigentum an Produktionsmitteln ganz berechtigt 
gewesen waren, hören unter dem entgegengesetzten sozialistischen 
Rechtssystem auf, irgendeinen Sinn noch zu haben; mit dem, 
was die Bedingung ihrer Existenzberechtigung und Wahrheit 
gewesen war, mit einer bestimmten rechtlichen Regelung des 
sozialen Lebens, fallen sie ganz von selbst in sich zusammen" 1

). 

Nun ist bekanntlich für STAMMLER alles Recht und auch das 
Naturrecht etwas durchaus Variables. Demgemäß erscheint ihm 
auch das gesamte System des Gesellschaftslebens aus jener Un­
beweglichkeit herausgehoben, welche jene ihm zusprechen, die 
an der Existenz ewig gültiger Rechtsprinzipien und ökonomischer 
Gesetze festhalten. 

Variabilität und wesentlich soziale Struktur des Rechts, ein­
seitiger Klassencharakter des herrschenden Rechts, Notwendigkeit 
einer Anpassung des Rechts an das Ganze der sozialen und 
ökonomischen Entwicklung: diese Ideen beherrschen in grund­
legender Weise alle Juristen, die an die Rechtsprobleme vom 
Standpunkt des sozialen Interesses aus herangetreten sind. Man 
findet sie bei dem hervorragenden Juristen C. :F'. H. RösLER, 
den AD. WAGNER gegen die Feindseligkeiten der liberalen Schule 
in Schutz genommen hat und der als Vorläufer des jur. Soz. 
gelten kann 2). Nicht minder in den kathedersozialistisch ge-

1) Ebenda S. 221 f., 188 f., 191, 173 f., 204, 189. 2) Vgl. RösLER, 
Lehrb. d. deutsch. Verwaltungsrechts, I. (einz.) Bel. in 2 'l'eilcn, Erlangen 
1872/73. 
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richteten Schriften des Romanisten Juuus BARON 1
). Besonders 

bezeichnend für den Fortschritt sozialer Orientierung bei den 
Juristen ist es ferner, daß der berühmteste Lehrer des römischen 
Rechts im 19. Jahrhundert, RuDOLF VON !HERING, den römischen 
Privateigentumsbegriff verworfen hat und es leugnet, daß der 
Eigentumsgedanke absolute Verfügungsfreiheit in sich schließe 2). 
!HERING verknüpft das Freiheits- und Eigentumsproblem mit den 
Bedingungen des Zusammenlebens und befreit den Geist der 
Juristen von der sklavischen Formelkleberei, indem er immer 
wieder darauf hinweist, das Recht sei um der Menschen willen 
da, als Mittel für ihre Zwecke und nicht, um sie zu hindern. 
„Alles, was auf dem Boden des Rechts sich findet, ist durch 
den Zweck ins Leben gerufen und um eines Zweckes willen da. 
Das ganze Recht ist nichts als eine einzige Zweckschöpfung" 3

), 

woraus dann der jur. Soz. folgerte, daß das Eigentumsrecht, so­
bald es nicht mehr den sozialen Bedürfnissen entspricht, diesen 
adäquat zu gestalten ist. Schließlich hat !HERING den Geist der 
Reform mächtig gefördert, indem er das andere maßgebende 
Prinzip des jur. Soz. aufstellte: daß die Menschheit einen un­
verjährbaren Anspruch auf Fortentwicklung habe, daß das Recht 
in „ ewigem Werden" sei 4). 

Weich tiefe Wurzeln die sozial wirtschaftlichen und sozial­
rechtlichen Anschauungen in den Köpfen der Juristen geschlagen 
haben, konnte man - nicht ohne Überraschung - anläßlich 
der vor etwa 25 Jahren durch den Entwurf eines Bürgerlichen 
Gesetzbuchs für das Deutsche Reich veranlaßten Erörterungen 
wahrnehmen. Nicht nur ausgesprochene Sozialisten wie MENGER 
wandten sich gegen den individualistischen Charakter des Ent­
wurfs, sondern auch Juristen, die sich außerhalb der sozialen 
Kämpfe hielten oder dem Sozialismus direkt feindlich sind. So 
BRUNNER, der bei der Besprechung der Normen über den Dienst-

1) BARcrn, Über Erbschaftssteuer, in „Jahrb. f. Nat. u. Stat." 1870, S. 256 ff.; 
Angriffe auf d. Erbrecht, in „Deutsche Zeit- u. Streitfragen" 1877; Zur Fort­
bildung des Haftpflichtgesetzes, in „Arch. f. zivilist. Praxis", 75. Bd., S. 177 ff. 
2) !HERING, Geist d. röm. Rechts, III. Teil, 1873, I, 7; Zweck i. Recht, I, 510. 
3) Zweck i. Recht, I, 442. 4) D. Kampf ums Recht, 4. Aufl., 1874, S. 9. 
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vertrag erklärte: ,,Das bürgerliche Gesetzbuch ist von vornherein 
eine Totgeburt, wenn sein Gesetzgeber nicht mit einem 'l'ropfen 
sozialpolitischen Öls gesalbt war" ; desgleichen DERNBURG, der 
am Entwurf die Vernachlässigung der Bedürfnisse der besitzlosen 
Klassen tadelte, sowie BÄHR und LöwENFELD, die ihm geradezu 
manehesterlich individualistische und kapitalistische Tendenzen 
vorwarfen; nicht minder schließlich KLÖPPEL, der ökonomische 
Gesichtspunkte und besonders Verständnis für das Wesen der 
Unternehmung forderte, und SCHILLING, der im Obligationen­
recht „ die Vertiefung in das innere Wesen der wirtschaftlichen 
Neubildungen sowie die Erkenntnis der dadurch der Gesetz­
gebung gestellten Aufgaben" vermißte 1 

). Den stärksten Wider­
hall aber fand die Kritik 0•1Tro GrnRKES. 

Gerade er, der als „Freund der gegenwärtigen Gesellschafts­
ordnung ... den Umsturz der Grundmauern des Privatrechts 2) zu­
gunsten einer sozialistischen Zwangsordnung als Rückfall in Unfrei­
heit und Barbarei verabscheut", stellt gegenüber jenen, die dem 
Entwurf „strengste Neutralität in allen wirtschaftlichen und sozialen 
Fragen" nachrühmten, fest, daß „dies eben der Ausdruck des 
vollen Manchestertums" sei, und hält diesem seinerseits den 
sozialen Geist entgegen, der nach ihm das alte germanische 
Recht und das deutsche Rechtsbewußtsein auszeichnet 3

). Be­
sonders charakteristisch ist seine Ablehnung der „schrankenlosen 
Vertragsfreiheit". Denn diese zerstört sich selbst. Eine furcht­
bare Waffe in der Hand des Starken, ein stumpfes Werkzeug 
in der Hand des Schwachen, wird sie zum Mittel der Unter­
drückung des einen durch den anderen, der schonungslosen Aus­
beutung geistiger und wirtschaftlicher Übermacht. Das Gesetz ... 
bringt unter dem Schein einer Friedensordnung das bellum om­
nium contra omnes in legale Formen. Mehr als je hat heute 
auch das Privatrecht den Beruf, den Schwachen gegen den 
Starken, das Wohl der Gesamtheit gegen die Selbstsucht des 

1) Zit. bei GIERKE, D. Entwurf d. bürgerl. Gesetzh. u. d. deutsche Recht, 
Leipzig 1889, S. 24, Anm. 1. 2) GrERKE a. a. 0., D. soziale Aufgabe d. 
Privatrechts, Berlin 1889. 3) GIERKE, Entwurf, S. 25 f.; Soz. Aufgabe, 
s. 20. 
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einzelnen zu schützen. . .. Eine Privatrechtsordnung, die ihres 
sozialen Berufes eingedenk ist, wird zugleich auf einen mate­
riellen Schutz der durch die Vertragsfreiheit gefährdeten Gesell­
schaftsschichten gegen den Druck wirtschaftlicher Übermacht 
hinarbeiten müssen 1). Nicht minder lebhaft verwirft er die 
sklavische Rezeption des römisch-rechtlichen Eigentumsbegriffs, 
die einen Rückschritt des Entwurfs sogar hinter den geltenden 
Rechtszustand bedeute. So regle derselbe „das Grundeigentum 
ohne alle Rücksichtnahme auf die Fülle deutschrechtlicher Ver­
hältnisse, welche auch fernerhin hier den römischen Eigentums­
begriff Lügen strafen sollen. . . . Das Grundeigentum, welches 
bis zum Mittelpunkt der Erde reicht, sei gegenüber den modernen 
unterirdischen Anlagen ein Unding .... Mit dem Eigentum an 
der Luftsäule steht es .•. in unsern Großstädten kaum anders." 
Den „allgemeinen Satz, welcher dem Eigentümer das Recht zu­
gesteht, mit Ausschließung anderer nach W i 11 k ü r mit der 
Sache zu verfahren und über dieselbe zu verfügen, verkehrt 
zwar in Wirklichkeit glücklicherweise schon heute unser gelten­
des deutsches Recht . . . bei dem Eigentum an Grund und Boden 
in das Gegenteil! Der Entwurf kann das nicht ändern. Allein 
er wahrt zum mindesten den Schein, als stehe das romanistische 
Dogma für alle Zeiten unantastbar fest" 2

). ,,Im Notfall darf 
die Rechtsordnung nicht davor zurückscheuen, nicht bloß den 
Mißbrauch des Eigentums zu verbieten, sondern auch die Pflicht 
des rechten Gebrauchs, in dem sozial gebotenen Umfange, zur 
Rechtspflicht zu stempeln. Ist doch schon heute das Bergwerks­
eigentum, das Erfinderrecht, zum Teil auch das Jagdrecht mit 
einer derartigen Verbindlichkeit durchmischt. Zuletzt aber ist 
j e de privatrechtliche Befugnis dem einzelnen nicht bloß um 
seiner selbst willen verliehen, sondern gleichzeitig als ein Kultur­
mittel anvertraut, dessen er sich zum Wohle der menschlichen 
Gesellschaft wirklich bedienen soll. . . . Mit dem Satze „kein 
Recht ohne Pflicht" hängt innig unsere germanische Anschauung 
.zusammen, daß jedes Recht eine ihm immanente Schranke hat. 

1) 8oz. Aufgabe, S. 28f.; Entwurf, S. 103 ff. 2) Der Entwurf, S .101 f. 
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Das romanistische System an sich schrankenloser Befugnisse, 
welche nur von außen her durch entgegenstehende Befugnisse ein­
geschränkt werden, widerspricht jedem sozialen Rechtsbegriff. 
Uns reicht schon an sich keine rechtlfohe Herrschaft weiter, als 
das in ihr geschützte vernünftige Interesse es fordert und die 
Lebensbedingungen der Gesellschaft es zulassen. Damit entfällt 
der absolutistische Begriff des Eigentums, wie er in unseren 
Pandektenlehrbüchern sich spreizt. . . . Ausschließliche Willkür­
herrschaft ist eine bloße Fiktion. Aber diese Fiktion ist gemein­
gefährlich" 1

). - Und geht auch GIERKE nicht so weit, mit 
MENGER Privat- und öffentliches Recht in eins zusammenfließen 
lassen zu wollen, so nähert er sie einander doch in hohem Maße. 

Nicht unerwähnt sei schließlich, daß R. SoHM, obschon keines­
wegs Sozialist, ganz im marxistischen Geist ausdrücklich darauf 
hingewiesen bat, daß der französische Code civil ebenso ein 
bourgeoises, ein Gesetzeswerk des dritten Standes sei wie das 
deutsche Bürgerliche Gesetzbuch 2). 

Analogen, hauptsächlich von MENGER beeinflußten Gedanken­
reihen begegnet man im jur. Soz. in Italien, einem der aktivsten 
Elemente des heutigen italienischen Sozialismus 3). G. SALVIOLI 
zeigt, wie mangelhaft die modernen bürgerlichen Gesetzgebungen 
sind, wenn es sich um die Regelung der ganz neuen und so 
komplexen Erscheinungen der Wirtschaftsentwicklung handelt. 
Das Gesetz, wünscht er, solle redseliger sein, wenn es die Ver­
teidigung der Arbeitskraft gilt, des einzigen, was der Arbeiter 
besitzt. Das Recht solle die Vertragsfreiheit einschränken und 
.auch jene Rechtsausübung verbieten, die eine Schädigung an­
derer bezweckt. F:U. GABBA fordert in der Gesetzgebung an 
Stelle eines unbarmherzigen Individualismus den Geist des Altruis­
mus und Solidarismus. E. ÜIMBALI möchte ebenfalls das atomi-

1) 8oz. Aufgabe, S. 17, 19, 20. 2) SoHM, Mitteilung an den Congres 
internat. de droit compare von 1900, zit. bei ÜHARMONT, Le droit et l'esprit 
,democratique, Montpellier 1908. 3) Vgl. PANUNzro, Il socialismo giuridico, 
-Genova 1906, und La persistenza del diritto, Pescara 1910; B. DoNATI, 
Il socialismo giuridico, e la riforma del diritto, Turino 1910; CosENTINI, 
Il socialismo giuridico, Catania 1910. 



58 EDMOND LASKINE. 

stisch-individualistiscbe durch das organisch-soziale Element ver­
drängt wissen. CESARE VIVANTE erhofft vom Kollektivertrag die 
Beseitigung der Ungleichheit bei der Vertragsabschließung zwischen 
Besitzenden und Nichtbesitzenden. GIANTURCO schließlich ist mit 
ihnen allen darin einig, daß der Codice civile aus der zweiten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts den Bedürfnissen im Gefolge des starken indu­
striellen Aufschwunges der letzten Jahre keineswegs mehr entspreche. 

Auf französischem Boden hängt die Entwicklung des jur. Soz. 
gleichermaßen innig zusammen mit der Erneuerung der rechtswissen­
schaftlichen Methoden wie mit der Politik der sozialistischen Parteien. 

Lange Zeit ist die napoleonische Kodifikation in Frankreich 
als ratio scripta und als unvergänglichen Charakters angesehen 
worden. Zudem hatte die Revolution jede Rechtsbildung außer­
halb des Gesetzes verboten. So begnügten sich denn Theorie 
und Praxis mit logischer Interpretation des letztem und damit, 
nach der Absicht des Gesetzgebers zu forschen, unbekümmert 
darum, ob nicht auch die Judikatur eine Rechtsquelle bilde. 
Eine Reaktion gegen die beschränkte Auffassung dieser „Inter­
preten des Code" machte sich erst am Ausgang des abgelaufenen 
Jahrhunderts bemerkbar, zum Teil unter !HERINGS Einfluß, zum 
Teil aber dank genauer Analyse der. Judikate, die, zunächst aus 
rein praktischen Rücksichten begonnen, sehr wichtige theoretische 
Konsequenzen gezeitigt bat. Denn man nahm bald wahr, daß 
das Recht stets beweglich und in steter Anpassung an die wech­
selnden Zwecke des Gesellschaftslebens begriffen sei; daß die 
Gesetze seit der napoleonischen Kodifikation und namentlich 

0

die 
schöpferische Arbeit der Jurisprudenz das Recht einschneidend 
verändert hätten und noch weiterhin veränderten ; daß mecha­
nische Bucbstabenklauberei die Gefahr einer gleichermaßen un­
genauen wie unvollständigen Vorstellung von dem im Lande 
herrschenden Recht in sich schließe. Der richterlichen Logik 
stellte man die soziale Nützlichkeit gegenüber, der Interpretation 
der Texte die „prätorische Macht der Rechtsprechung" 1). 

1) An einer zusammenfassenden Darstellung dieser geistigen Bewegung 
fehlt es leider noch. Wichtige Aufschlüsse über sie bieten: C. BoUGLE, Le 
solidarisme, Paris 1904 (im Kap. »L'esprit nouveau et la science du droit"); 
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An sich war diese Bewegung durchaus nicht sozialistisch. 
Denn die Forderung, daß die Rechtsinterpretation von sozialen 
Zwecken sich bestimmen lassen muß, besagt noch nichts über 
das Wesen dieser Zwecke; und ebensowenig wird dadurch, daß 
man der Judikatur eine schöpferische Rolle zuweist, diese auch 
schon inhaltlich umschrieben. Was aber Sozialisten wie MATER 
die neuen Tendenzen freudig begrüßen ließ, war ihr nicht kon­
servativer Charakter. Mit Recht hat dies der ausgezeichnete 
Jurist LAMBERT 1) betont, und es ist in der Tat klar, daß wenn 
die Jurisprudenz in einer Demokratie maßgebenden Einfluß übt, 
dies nur in demokratischem Sinne geschehen kann, sowie daß 
die Ziele, die ihr gesteckt· werden, im allgemeinen nur demo­
kratische sein werden. In gleicher Richtung mußte auch die 
wachsende Macht der sozialistischen Parteien und der Arbeiter­
organisationen wirken. Von dieser Anschauung ließe~ sich denn 
auch immer mehr Richter erfüllen. Gelegentlich der Jahrhundert­
feier des Code civil erklärte der Erste Präsident des Kassations­
hofes, daß man bei der Interpretation des Gesetzes „nicht hart­
näckig nach den gesetzgeberischen Motiven im Augenblick der 
Abfassung dieses oder jenes Artikels fragen müsse, sondern da­
nach, von welchen Motiven der Gesetzgeber sich leiten ließe, 
wenn er diese Norm heute formulierte" ; und er fügte hinzu: 
der Richter habe die Aufgabe, ,,in liberaler und humaner Weise 
den Gesetzestext der Wirklichkeit und den Anforderungen des 
modernen Lebens gemäß anzuwenden" 2

). Zu gleicher Zeit lenkte 
der Präsident des Tribunals von Chateau-Thierry, MAGNAUD, 
durch seine kühnen und von sozialistischem Geist erfüllten Ur­
teile in Frankreich und Italien die allgemeine und insbesondere 
die Aufmerksamkeit der Sozialisten auf sich. Zeigten sie ja die 
Möglichkeit wichtiger Umänderungen des Rechts durch die Recht-

CHARMONT a. a. O. ; HITIER a. a. O.; ANDRE MATER, Sources et origines 
du socialisme juridique, in "La revue socialiste", 1908/II, S. 816 ff.; DER­
SELBE, Le socialisme juridique, ebenda, 1904/Il, S. 1 ff.; PLANIOL, Traite 
elementaire de droit civil, I. Bd. passim. 

l) LAMBERT, La fonction du droit civil compare, S. 906. 2) Livre 
centennaire, I. Bd., S. 27. 
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sprechung statt durch Revolution. Dabei war das „Phänomen 
MAGNAUD" kein vereinzeltes. Denn die französische Recht­
sprechung hatte in den vorangegangenen Jahren die Theorie 
herausgebildet, daß die Haftung für einen durch eine Sache ver­
ursachten Schaden eine notwendige Begleiterscheinung des Eigen­
tums an derselben sei und damit die Verantwortlichkeit der 
Unternehmer für die Arbeiterunfälle in ihren Betrieben begründet 
- eine Theorie, welche unabhängig von einer legislativen 
Reform die erst im Ges. v. 9. IV. 1898 festgelegte Haftung für 
Berufsgefahren vorwegnahm. Auf gleichem Wege war der alte 
Rechtssatz „Nullus videtur dolo facere qui suo iure utitur" im · 
sozialen Interesse außer Kraft gesetzt und durch die Theorie 
vom Rechtsmißbrauch ersetzt worden, die jedes R~cht und speziell 
auch das Eigentum einschränkt. Gleichzeitig wurde - etwas 
ganz Neues in der französischen Rechtsgeschichte! - diese neue 
Richtung in der Jurisprudenz auch von den Rechtslehrern ver­
stärkt und weitergebildet. 

So fanden die Sozialisten Unterstützung von seiten der tradi­
tionellen Hüter des konservativen Geistes und durften sich des 
mit Recht freuen 1

). Aber noch mehr, sie durften hierin auch einen· 
wichtigen sozialen Fortschritt und ein mustergebendes Beispiel 
erblicken. In der Tat, ist die Humanisierung und Demokrati­
sierung des Code einfach durch dessen Interpretation im Sinne 
der neuen sozialen Bedürfnisse möglich, was sollte dann die 
allmähliche Überführung des Sozialismus in das Recht hindern, 
mit Hilfe derselben Methode und ohne Revolution, ja ohne die 
Interessen der Besitzenden durch Gesetzesvorschläge direkt an­
zugreifen? Was, das bürgerliche Recht materiell vollständig in 
sozialistisches zu wandeln, ohne auch nur die Form zu ändern? 

1) Vgl. HENRY LEYRET, Les jugements du president .MAGNAUD, reunis 
et commentes. Paris 1900; DERSELBE, Les nouveaux jugements du president 
.MAGNAUD, Paris 1903. Besonders zu beachten sind die Rubriken: Droit a 
la vie, droit des femmes, droit des travailleurs. - Vgl. dazu: ROUANET, in 
„La revue socialiste", 1900/II, S. 745ff.; .MAXIME LEROY, Des transformations 
de la jurisprudence penale, ebd. 1901/II, S. 585 ff. ; RAFFAELLE MAJETTI, Le 
phenomene .Magnaud, ebd. 1903/II, S. 651 ff. 
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Für den Marxismus besteht die soziale Frage im Widerspruch 
zwischen dem starren Recht und der fließenden Wirtschaft. Wenn 
aber das Recht starr ist, sobald man es als ein buchstäblich 
anzuwendendes Gesetz auffaßt und mit SAVIGNY den Geist des 
Richters durch den Wortlaut der Normen gebunden erachtet, so 
daß diese jeder Verbesserung durch Gewohnheitsrecht unzugäng­
lich werden, so vermag doch anderseits die Rechtsprechung, die 
ihrem Wesen nach beweglich ist, keine allgemeinen Prinzipien 
aufstellt und lediglich konkrete Fälle entscheidet, sich den wech­
selnden Gestaltungen des Wirtschaftslebens anzuschmiegen und 
so der Gesellschaft revolutionäre Erschütterungen zu ersparen. 
So würde im Wege einer systematisch-tendenziösen Judikatur 
unmerkliche Überleitung der kapitalistischen in die kollekti­
vistische Gesellschaft möglich. Es bedürfte hierzu nur nach der 
treffenden Formel MATERS einer „ Verwendung des Rechts gegen 
das Recht 1)", eine Formel, die offensichtlich mit dem reformisti­
schen oder revisionistischen Sozialismus nahe verwandt ist, der 
ebenfalls unter Verzicht auf gewaltsamen Umsturz und auf einen 
plötzlichen Übergang aus der alten in die neue Gesellschaft schritt­
weise und unter unmerklicher Modifizierung der gegenwärtigen 
Einrichtungen das sozialistische Endziel erreichen will. 

Diese Konzeption des jur. Soz. ist von Utopismus weit ent­
fernt. Nach ihr handelt es sich nicht darum, die Welt zu neuen 
Rechtsideen zu bekehren, sondern darum, die alten auszunützen, 
um über sie hinauszugelangen. Der Ausgangspunkt zur Zukunft 
hin liegt so in der Gegenwart. Durch subtile oder, um mit 
MATER zu sprechen, ,,heuchlerische" Auslegung soll aus dem 
geltenden bürgerlichen Recht ein ihm fremder - sozialistischer -
Inhalt gezogen werden! Das scheint nun künstlich und will­
kürlich und ebendeshalb wieder utopistisch. Frei gewählten sozia-

1) »:L'empJoi du droit contre Je droit." MATER in einer Besprechung 
des .Buches von MARCEL MoRNET, Du roJe et des droits de Ja jurisprudence 
en matiere civile (1804-1904), in "La revue sociaJiste", 1905/1, S. 488. Vgl. 
DERSELBE: L'etat socialiste et la theorie juridique de la gestion und Sources. 
et origines du socialisme juridique, ebenda 1903/Il, S. 58 ff., 316 ff.; L'interpre­
tation juridique du soeialisme municipal, ebenda 1905/1. 
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listischen Zielen sollen Institutionen dienstbar gemacht werden, 
die, wenn sie ungehindert funktionieren könnten und nicht Sozia­
listen eingTiffen, um sie zu deformieren, sich ohne weiteres so 
erhalten könnten, wie sie sind. Diese Auffassung des jur. Soz., 
die übrigens in Detailfragen, z. B. bei Munzipalisationen, sich 
praktisch fruchtbar erweist, ist denn auch noch nicht zu wissen­
ßchaftlich scharfer Ausprägung gediehen. _ Scheint es ja ihr zu­
folge, daß, wenn die Juristen nur über genügende Schärfe und 
Geschicklichkeit verfügen, jegliche, auch nicht in der natürlichen 
Entwicklungslinie liegende Auslegung des bürgerlichen Rechts 
durchsetzbar wäre. Nun erfüllt sich aber dieses offenbar mit 
sozialistischem Geist nicht allein deshalb, weil Richter und Rechts­
lehrer sich haben durch geistvolle juristische Konstruktionen ver­
führen lassen, sondern, weil die Gestaltung des Gesellschafts­
ganzen diese Konstruktionen als Ausdruck der neuen Bedürfnisse 
erscheinen läßt. Hauptaufgabe des wissenschaftlichen jur. Soz., 
dessen bedeutendste Vertreter JEAN JAURES und EMMANUEL LEVY 
sind, ist daher, zu zeigen, daß die Institute des bürgerlichen 
Rechts an sich und nicht erst dank der Gesetzgebung und Rechts­
lehre sozialistische Keime enthalten ; zu erklären, weshalb diese 
Keime sich unaufhaltsam entwickeln und weshalb das Gesell­
schaftseigentum in wachsendem Maße das individuelle ersetzt; 
m. a. W. das Recht der gleichen Analyse zu unterwerfen, die 
MARX am Wirtschaftsleben durchgeführt hat. 

JAURES' Studien über die Entwicklung des Rechts sind durch 
-eine politische Kontroverse veranlaßt worden. Die radikale Partei 
-hatte, um sich von der sozialistischen zu unterscheiden, in ihr 
Programm die Aufrechterhaltung des Privateigentums aufgenommen. 
JAURES bemüht sich nun, zu erweisen, daß dieser Programmpunkt 
inhaltslos und abstrakt ist, daß das Eigentum unaufhörlich die 
Form wechselt und daß namentlich das Individual- und kapi­
.talistische Eigentum spontan - gerade infolge der großindu­
striellen Entwicklung und der parallelen Aktion des Proletariats -
.über sich selbst hinauswächst 1). Das Eigentum, führt er aus, 

1) JAURES, Etudes socialistes, Paris 1901, S. XLI, LXXXVI, 257. 
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ist kein unzerstörbarer Block, nichts Einfaches, sondern ein 
Bündel sehr differenzierter Befugnisse, die bald in einer Hand 
vereinigt, bald unter viele aufgeteilt sind. Scheinbar hat der 
Code civil für immer das Individualeigentum sanktioniert. Zu­
gleich aber hat es die Revolution durch das Prinzip der gleichen 
Erbportionen schwer erschüttert. Auch heutzutage wird es durch 
Kollektivierung, Enteignung, Zersplitterung ständig zurückgedrängt 
und namentlich das Bodeneigentum von Grund aus revolutioniert 1). 

Wohl wird die vom Sozialismus durchzuführende Umgestaltung 
des Eigentums viel tiefer und weiter greifen als die 1789 voll­
brachte. Genau so aber, wie die Revolution lange vorher - durch 
Heraushebung ganzer Gegenden und Industrien aus dem Zunft­
zwang, sowie durch Befreiung zahlreicher bäuerlicher Wirtschaften 
von den Feudallasten - sich vorbereitet hatte, so bauen schon 
jetzt ökonomische Entwicklung und reale Bewegung an den 
komplexen Verhältnissen, nach denen die Ordnung der Zukunfts­
gesellschaft sich vollziehen wird 2). Und das Individualeigentum? 
Hat es nicht oft schon Form, Substanz und Sinn geändert? Sind 
nicht nacheinander Sklaverei, Hörigkeit und freier Lohnvertrag, der 
einer Minorität Verfügungs- und Tributgewalt über die Arbeitskraft 
der Proletarier einräumt, Erscheinungsformen des Eigentums ge­
wesen? Bald aber kommt dies in verwickelterer Weise zum Aus­
druck, z. B. bei der Umwandlung der Sklaverei in Hörigkeit, bald 
vereinfacht es sich, wie in der Gesetzgebung der Revolution. Gegen­
wärtig entwickelt es sich in der Richtung stärkerer Komplikation: 
es entsteht mit Notwendigkeit zugunsten der Arbeiter soziales, 
nationales, kommunales, korporatives Eigentum. Dem abstrakten 
und unbeweglichen Eigentumsbegriff stellt die Wissenschaft die 
Realität geschichtlicher Bewegung entgegen, die restlos das Eigen­
tum zersetzt und neu bildet. Dieses zu zerstückeln und aufzusaugen, 
um die soziale Bewegung zum Kollektivismus hinzulenken, braucht 
der Sozialismus nur gewisse Praktiken der bürgerlichen Gesell­
schaft zu erweitern und den Gang der Gesetzgebung auf der Bahn, 
die sie bereits eingeschlagen hat, zu beschleunigen 3). 

1) Ebenda, S. LXXXVII, 11. 2) Ebenda, S. 89, 49-50. 3) Ebenda, 
S.152-162. 

• 
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Der Code civil hat auch beschränkte Formen des Eigentums 
oder Ausschnitte aus demselben, wie die Fruchtnießung, anerkannt: 
das Individualeigentum bildet also kein absolutes, unteilbares 
Ganzes, sondern läßt sich auflösen. Auch das Gebrauchs- und 
Wohnungsrecht, die Servituten und Hypotheken sind Beispiele 
hierfür 1). Anders als MATER bestreitet allerdings JAURES, daß 
das sozialistische Recht auf dem Wege von Textinterpretation und 
prozessualen Kunstgriffen aus dem bürgerlichen hervorgehen könne. 
Er weiß wohl, daß alle jene Einschränkungen und Zerteilungen 
das Eigentum nicht aufheben. Aber auch er meint, daß ihm 
absoluter Charakter nicht eignet und daß es ohne Eingriff von 
Staat und Proletariat automatisch stufenweise Einengung und Zer­
setzung erfährt 2). 

W eitere Einschränkung erleidet das Einzeleigentum. durch die 
Expansion der staatlichen Steuerwirtschaft, die Erbrechtsnormen 
und die Enteignungen im. öffentlichen Interesse. Die Steuer ent-

. zieht den Eigentümern einen ·beträchtlichen Teil des National­
einkommens und bildet daraus staatliches Kollektiveigentum., das 
allmählich in kommunistisches Gesellschaftseigentum übergehen 
mag. Und faßt man Art. 732 des Code civil ins Auge, so sieht 
man die freie Verfügungsgewalt des Eigentümers durch die An­
sprüche der Pflichtteilsberechtigten aufgehoben.·· Er ist nicht 
so sehr Eigentümer als Depositar. Das volle Individual­
eigentum. existiert nicht in Frankreich; und wenn die indivi­
dualistische Revolution von 1789 so den Staat in den Vermögens­
übergang von Todes wegen eingreifen ließ, so aus der sozialistischen 
Idee heraus, daß das Eigentum eine soziale Erscheinung ist, die 
in der Gesellschaft ihren Ursprung, ihre Existenzbasis, ihre Zweck­
bestimmung hat. Diese Auffassung des Eigentums als eines so­
zialen Phänomens kann daher auch weitere Anwendung 
finden, als bisher geschehen.3). Wozu noch kommt, daß die Ent­
eignu~g aus Gründen des öffentlichen Wohls bereits in der Er-

1) Ebenda, 163 f., 166 f., 172 f. 2) Ebenda, S. 171 ff. Ähnlicher Auf-
fassung begegnet man bei: E. TARBOURIECH, Essai sur la propriete, 1904; 
PICARD, a. a. 0.; M. LER0Y, Le code civil et le droit nouveau, 1904. 
8) JAURES a. a. 0. S. 179, 187-225. 
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klärung der Menschenrechte festgelegt erscheint, so daß heute 
schon die Form des Individualeigentums nur aus Gnaden der 
sozialen Gewalten besteht. Gestützt hierauf hat der Konvent 
das Maximum dekretiert. Nun aber ist der Begriff des Gemein­
nutzens parallell zu den sozialen Wandlungen in steter Er­
weiterung begriffen. So „ werden denn die Juristen der sozialen 
Revolution den Übergang von der bürgerlichen zur kommunistischen 
Legalität vollziehen können, indem sie sich auf eine Norm der 
bürgerlichen Kodifikation berufen" 1

). 

DieArbeiterschutzgesetzgebung, deren Bedeutung täglich wächst, 
stellt sich nicht minder als Ausdehnung des kollektiven gegen­
über dem individualistischen Recht dar. ,,Jede demokratische 
Reform, jede Norm zum Schutz der Arbeit und in der Richtung 
sozialer Solidarität engt den Rechtskreis der Kapitalbesitzer, d. h. 
des bürgerlichen Sondereigentums, ein" 2). Schließlich ist nicht zu 
übersehen, daß die höchsten Entwicklungsformen des Kapitalis­
mus auch die gebrechlichsten sind. In der Aktiengesellschaft er­
scheint jede persönliche Verbindung zwischen Eigentümer und 
Eigentumsobjekt gelöst oder unendlich abgeschwächt a). 

In allen diesen Analysen und namentlich in derjenigen des 
Erbrechts findet man die Theorien wieder, die LASSALLE in seinem 
System der erworbenen Rechte niedergelegt hat, ohne sich da­
mals ihrer Tragweite voll bewußt zu sein. In der Tat, hat nicht 
schon LASSALLE gezeigt, daß das Erbrecht die Tendenz hat, 
durch Beseitigung der Erbfolge die Familie aufzuheben, daß die 
Geschichte des Eigentums in einer Folge von Einengungen be­
steht 4), und daß die Entwicklung des :Rechts zur Abschaffung 

1) Ebenda, S. 237, 227-240. 2) Ebenda, S. 163. 3) Ebenda, 
S. 257, 260. 4) ,,So paradox diese Behauptung auf den ersten Blick auch 
erscheinen mag, so besteht dennoch im allgemeinen der kultur h-i s t o ris c h e 
Gang aller Rech tsge s eh ich t e eben darin, immer mehr die Eigen­
tumssphäre des Privatindividuums zu beschränken, immer mehr 
Objekte außerhalb des Privateigentums zu setzen. Und wenn eine 
wahrhafte Rechtshistorie vom k u 1 tu r h ist o r i s c h e n Standpunkt aus 
geschrieben werden sollte, so müßte dies einer der hauptsächlich leitenden 
Gedanken sein. Freilich ist dies noch nie versucht worden. . .. Das Recht der 
Eigentumsverfügung ist selbst der Familie gegenüber das unbeschränkte voll-

Archiv f, Geschichte d. Sozialiamus III, hrsg, v. Grünber~. 5 
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aller Privilegien und zur gleichen Freiheit ~ller hin sich 
bewegt? 

An eine der Fundamentalideen des „Systems der erworbenen 
Rechte" knüpft auch der jur. Soz. E. L:fuvys an. 

Bekanntlich anerkennt LASSALLE eine Handlung als rechts­
gültig nur, wenn sie dem gewohnheitsrechtlich oder gesetzlich 
festgelegten Kollektivwillen konform ist. Eine Aneignung ist 
bloß innerhalb der Grenzen des· allgemeinen Rechtsbewußtseins 
über die Aneignungsfähigkeit zulässig. Mit der Gesetzgebung, 
auf der sie beruhen, werden auch die erworbenen Rechte hin­
fällig. Das Recht des einzelnen, könnte man sagen, ist auf der 
beweglichen Rechtsüberzeugung aller aufgebaut. Diesen LASSALLE­

schen Gedanken nimmt LEVY auf und führt ihn ebenso formell 
prägnant wie inhaltlich tief und originell durch 1). 

Die Rechtsüberzeugung, erklärt er, schafft das Recht. Dieses 
ist der Religion durch den sozialen Glauben verwandt, auf dem 
es basiert. Die Überzeugungen des Staates sind jene, welche 
die Gewalt sanktioniert. Er sichert oder nimmt den einzelnen 
ihre Rechte: er durch das Gesetz, d. h. seinen, der Gesetzgeber, 
der Administrativorgane, der Richter Willen. Da somit die Rechts­
verhältnisse aus dem Spiel der Rechtsüberzeugungen hervor­
gehen, so sind sie ihrer Natur nach nur relativ. Sie hängen in 
ihrer Existenz von der Meinung über sie ab. Von Besitz kann 
nur so lange gesprochen werden, als diese den animus possidendi 

ständiger Enterbung. Die mählich entstehenden Gesetze über Pflichtteile 
bei Vermächtnissen und Schenkungen sind ebenso viele Beschränkungen und 
Aufhebungen von Eigentumsrechten. Die Sklaverei mildert sich zur Leib­
eigenschaft, das Eigentumsrecht an dem Leben des Menschen vermindert sich 
zu einem Eigentum an seiner lebenslänglichen Arbeitskraft. . . . Die Leib-
eigenschaft vermindert sich zur Hörigkeit in verschiedenen Abstufungen ... . 
Das Wort "emanzipieren", welches man jetzt in einem verwischten und .. . 
undeutlichen Sinne auf jedes Freiheitsbestreben anzuwenden pflegt, ist gerade 
dann ganz zutreffend, wenn man es in seinem ursprünglichen strengen Sinn 
auffaßt: e mancipio, außer dem Eigentum erklären". (Syst. d. erworb. Rechte, 
2. Aufl., I. 217, Anm. 2). 

1) Vgl. über LEVY: HuvEr,rN, Individualisme et socialisme, in "Revue de 
synthese historique", XVIII (1908), 170ff. 
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-anerkennt. Dem Recht eignet daher in Zeit und Raum nur 
Telative Kraft. Klar zeigt sich dies durch eine Analyse des 
Haftungsbegriffs. Es gibt unrechtmäßige Handlungen, die uns 
haftpflichtig machen, jene nämlich, die fremde Rechte verletzen. 
Nicht immer aber kristallisiert sich ein fremde1;1 Interesse zu einem 
Recht. So läßt sich denn auch nicht a priori sagen , was recht 
und unrecht ist. An einem allgemeingültigen Prinzip hierüber 
fehlt es. Denn wollte man die Norm des § 1382 des Code civil 
anwenden, der jeden für schadenersatzpflichtig erklärt, durch 
dessen Verschulden ein anderer geschädigt worden ist, so würde 
man die soziale Revolution ins We;rk setzen, indem man der 
Arbeit wiedergäbe, was ihr zukommt. Ich bin verantwortlich, 
wenn mich ein Verschulden trifft, und dies ist der Fall, wenn 
ich anders handle, als es der Erwartung meines sozialen Milieus 
entspricht, ,, wenn ich das berechtigte Vertrauen der anderen 
täusche". ,,Innerhalb der sozialen Gruppe ist jedermann den 
:anderen gegenüber in dem Maße verantwortlich, in dem diese, um 
selbst zu handeln, auf das Vertrauen in ihn angewiesen sind" 1). 

Der Jurist hat die Rechtsüberzeugungen und die auf ihnen 
basierenden Einrichtungen als Tatsachen hinzunehmen, die er 
feststellen, aber nicht durch Prinzipien legitimieren und erklären 
.soll. Nicht die Prinzipien geben Auskunft über die Institutionen, 
sondern diese über jene. Die Prinzipien sind nur Etiketten, welche 
llie Einrichtungen überdauern. Eine Tatsache ist als solche an­
-zusehen, und es ist unwissenschaftlich, zu sagen: die Theorie über 

\ 
den Rechtsmißbrauch sei unzutreffend, denn sie existiert nun ein-
mal; und ebenso unwissenschaftlich ist es, das Streikrecht zu 
leugnen, ,,denn es wird nun einmal gestreikt, und alle Vorschläge, 
Streiks hintanzuhalten, bedeuten indirekt ihre Anerkennung" 2

). 

1) Vgl. LEVY, Preuve par titre de droit immobilier; Le droit repose sur 
des croyances. Questions pratiques de legislation 1908, S. 176, 179; La tran­
.sition du droit a la valeur, S. 3; Le bien juridique, S. 7; Responsabilite et 
contrat. Lettre sur la responsabilite et le risque, in „Rev. trimestr. de droit civ." 
1910, S. 351. 2) Vgl. LEVY, L'affinnation du droit collectif, 1903, S. 24; 
Le droit repose sur des croyances, S. 296 f.; Volonte et arbitrage, in „La 
revue socialiste", 1911/I, S. 238. 

5* 
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Es erübrigt nur noch, zu wissen, ob die Rechtsentwicklung 
als solche hinzunehmen ist und welches ihr Ziel ist. Gibt es 
nur provisorisches, beschränktes Recht, gibt es keine Befugnisse 
ohne den Staat, die legale Ordnung und die Kollektivität, die sie 
sanktionieren und schützen, so ist es um so notwendiger, daß die 
Wissenschaft die Richtung der Rechtsentwicklung bestimme. Nun 
entwickelt sich aber offenbar das Recht dem Sozialismus zu. Das 
Proletariat wird sich vom Kapitalismus befreien und ihn beerben; 
das sozialistische Recht wird bloß auf einen bereits gebahnten 
Weg führen; es bildet sich ein Recht für die Besitzlosen 1). Vor 
allem sehen wir vor unseren Augen Einrichtungen entstehen, die 
auf ökonomischem und politischem Wege das Recht des Syn­
dikats, das Kollektivrecht, realisieren. Diese letzte Tatsache ist 
von höchster Bedeutung: im Individualvertrag ist die Arbeit noch, 
immer ebensowohl Objekt wie Subjekt; erst der Kollektivvertrag 
befreit sie um so sicherer, als er berufen ist, in einer Gesell­
schaftsordnung zu wirken, die nicht mehr als Regime des Be­
sitzes, sondern der Werte sich darstellt. 

Das will besagen, daß eine tiefgreifende ökonomische Um­
wandlung die dinglichen durch Forderungsrechte ersetzt hat. 
"Die Dinge sind nicht mehr, was sie sind, sondern, was sie ·wert 
sind." Kapital ist, was Einkommen gewährt, Kapitalist der In­
haber von Aktien und Schuldtiteln. Er besitzt nicht, sondern hat 
einen Anspruch auf Zins, Dividende, Pachtschilling. So groß diese 
Umgestaltung ist, so gefährlich ist sie auch dem Kapital. Fortan 
gibt es keine erworbenen Rechte; eine Krise kann die Dividende 
vernichten; der Wert ist nun ein schwankender, in seiner Höhe 
von allen möglichen Einflüssen und Risken abhängiger Kurs. 
Fortan gibt es keine Sachen mehr, sondern nur Meinungen, die 
den Kurswert steigen und fallen lassen. Das subjektive Recht ist 
immer daran, zu zerbrechen. Unter dem Druck der Schwankungen 
des Weltmarkts erscheint der Wert internationalisiert und dem­
gemäß auch der Staat und die Gesellschaft. Und es ist leicht 
zu begreifen, welch revolutionäre Kraft dem Wert innewohnt, 

1) LEVY, La personne et le patrimoine, ebenda 1911/I, S. 545ft'.; Transition: 
du droit, S. 5; Le mariage in "La revue socialiste", 1910/I, S. 444. 
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der mit allem solidarisch , schlechthin variabel , immer von der 
Zukunft abhängig, seiner Natur nach international und ebensowohl 
durch seine unendliche Teilbarkeit sich mit Individuen wie mit 
Kollektivitäten verknüpfen läßt 1). 

Die Werte, die zu den Teilen der natürlichen gegenständ­
lichen Welt hinzutreten, sind durch menschliche Tätigkeit, durch 
Arbeit, geschaffen. In der Ordnung des Individualbesitzes gehören 
die Sachgüter , die durch Arbeit eine Wertvermehrung erfahren 
haben, auch weiterhin ihrem Besitzer. Der durch Arbeit ge­
schaffene Wert der Forderungen gehört nicht der Arbeit. Macht 
aber die Arbeit nicht zum Eigentümer, so doch zum Gläubiger. 
Der Arbeiter nun ist bloß Gläubiger, wenn er arbeitet, er hat 
aber kein Recht auf Arbeit. Dabei steht den kapitalistischen 
Schuldtiteln Wert nur zu, weil man glaubt, der Arbeiter werde 
arbeiten; ,,sie rep~äsentieren eine Hoffnung auf Ausbeutung von 
Menschen in deren Eigenschaft als Produzenten". Die Arbeit 
wird zum Recht, indem sie zum Wert wird. Sie ist oder wird 
wenigstens immer mehr für den Arbeiter Vermögen, Kapital, Wert. 
Der Kapitalist wieder besitzt nicht effektiv, sondern hat nur 
Forderungen, die weder einzelnen noch dem Staat gegenüber 
.sich als erworbene Rechte darstellen. Das soziale Problem be­
steht fortan in einer Deplacierung der Wertaufteilung unter die 
beiden Kollektivgläubiger Kapital und Arbeit. Der isolierte Ar­
beiter vermag seine Forderung nicht durchzusetzen, denn „das 
von ihm geschaffene Eigentum vernichtet seine Macht". Ist sein 
Hungerlohn bezahlt, so hat er keinen Anspruch auf sein Produkt. 
Die Arbeiter sind aber nicht mehr isoliert. Gewerkschaftlich 
organisiert kontrahieren sie nicht mehr individuell, sondern kollektiv 
und stellen ihre Fordemng der des Kapitals entgegen. Außer­
dem aber sind diese Forderungen ungleich stark; eine muß 
die andere aufsaugen. Dank der Koalition aber ist die Macht 
des Proletariats unendlich gesteigert; macht es von seinem Streik­
recht Gebrauch, so vernichtet es die Forderung des Kapita)s, die 
Wert nur hat, wenn die Arbeit ihr solchen verleiht. Auf diesem 

1) LEvY, L'affirmat. du dr. collect.; Transit. du droit a la valeur, S. 1-2; 
Lien jurid., S. 3-5; Le droit repose sur des croyances, S. 256-258. 
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Wege bereitet sich denn auch vor und verwirklicht sich fort­
schreitend die endgültige Befreiung des Proletariats 1). 

* * * 
Überblicken wir zum Schluß die Ergebnisse unserer Unter-

suchung, so bietet sich uns folgendes Bild: Erst entwerfen 
sozialistische Denker Pläne sozialer Neuordnung, die zugleich 
neue Rechtsauffassungen in sich begreifen, welche außer Zu­
sammenhang mit der gegenwärtigen Rechtsordnung stehen, un­
bekümmert um den Weg, der aus dieser zur künftigen führen 
soll. Einige unter ihnen versuchen sodann an der Hand der 
Geschichte, das Wesen der Institutionen der Vergangenheit zu 
bestimmen und zu zeigen, wie einerseits die Gegenwart durch 
die Vergangenheit vorbereitet worden sei und anderseits jene­
an der Schaffung der Zukunft arbeite. Andere formulieren die 
Beziehungen zwischen Recht und Wissenschaft mit größerer 
Schärfe und machen die sozialistische Rechtsordnung zum Gegen­
stand eindringenderer Untersuchung. Durch das Zusammenwirken 
von Juristen, Ökonomisten und marxistischer Schule gewinnt so­
dann dieses Problem des Zusammenhanges zwischen Recht und 
Wirtschaft jene hervorragende Bedeutung, die den wissenschaft­
lichen jur. Soz. kennzeichnet. Andere Juristen wieder begnügen sich 
nicht mit den allgemeinen marxistischen Formeln, sondern suchen 
im bürgerlichen Recht die Keime des sozialistischen festzustellent 
wobei freilich nur zu oft diese Keime als durch taktische Künste­
leien aufgepropft erscheinen. Schließlich zeigen zwei französische 
Sozialisten, wie die herrschenden Rechtseinrichtungen mit innerer 
Notwendigkeit und selbstätig über sich selbst hinauswachsen, mit 
sich selbst in Widerspruch geraten und das neue Recht erzeugen. 
War der jur. Soz. ursprünglich nur ein Ausdruck tür ideale Be­
strebungen einzelner, so wird er zuletzt zur wissenschaftlichen 
Feststellung des objektiven Sozialisationsprozesses innerhalb des 
Rechts. So betrachtet erscheint die Entwicklung des jur. Soz. als 
Fortschritt von der Utopie zur Wissenschaft. 

1) LEVY , Le droit repose sur des croyances, S. 258-260; Trausit. du 
droit a la valeur, S. 4. 



Die christlich-soziale Bewegung in Frankreich. 
Von 

Georges Weill-Caen 1) 2). 

Inh al tsü b e rsicht: 

Einleitung S. 71. I. Die kath.-soz. Bewegung bis zum Ende der Februar­
revolution S. 72. II. Das zweite Kaiserreich S. 77. III. Die verschiedenen 
kath. Schulen seit 1870 S. 82. IV. Die gegenwärtige Lage, hauptsächliche 
Tendenzen und hauptsächliche praktische Werke S. 89. V. Die protest.-soz• 
Bewegung S. 102. 

Die Protestanten bilden innerhalb der Bevölkerung Frank­
reichs eine schwache Minderheit. So trägt denn auch die ehr.­
soziale Bewegung auf französischem Boden fast ausschließlich kath. 
Gepräge. Alle Chr. - Sozialen erstreben eine Verbesserung der 
Lage der arbeitenden Klasse, indem sie vom Evangelium und 
den religiösen Vorschriften ausgehen. Über den Weg zum Ziele 
herrscht jedoch keine Übereinstimmung. Es gibt daher unter 
ihnen verschiedene Tendenzen und entgegengesetzte Schulen. 
Stets minder wichtig und tätig als der Sozialismus, hat sich doch 
der ehr. Sozialismus gleichzeitig und auf dieselbe Art entwickelt 
wie dieser. Ein Blick auf die Geschichte der sozialen Ideen in 
Frankreich während des 19. Jahrhunderts zeigt uns zwischen 
1800-1830 einige einsame Denker wie SAINT-SIMON und FOURIER, 
deren Schriften in weiteren Kreisen unbeachtet bleiben. Im 
Gefolge der Julirevolution tritt sodann eine Plejade von Theoretikern 

1) Aus dem franz. Manuskript übersetzt von A. Sz. 2) Nachstehend 
werden folgende Abkürzungen gebraucht: c h r., resp. k a t h., e v., prot. = christ­
lich, resp. katholisch, evangelisch, protestantisch. 
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auf, die bis 1848 unermüdlich eine soziale Umgestaltung fordern. 
Nach der Niederlage der Februarrevolution beginnt eine Periode 
der Entmutigung und der Unterwerfung unter die ökonomischen 
Gesetze. Schließlich bildet sich nach dem Sturz Napoleons III.~ 
durch den Krieg von 1870, der Kommune und dem Sieg der 
demokratischen Republik allmählich eine Serie neuer, zum Teil 
von außen und namentlich von Deutschland her beeinflußter, so­
zialistischer Doktrinen. - Ein gleiches Bild bietet auch die ehr.­
soziale Bewegung. Auch in ihm begegnen wir einigen unbekannten 
Vorläufern, einer ersten umfassenderen Bewegung sodann während 
des Julikönigtums und zuletzt, nach dem Stillschweigen von 
1852-1870, einem Wiedererwachen, das mit dem „Oeuvre de 
cercles catholiques" einsetzt und sodann parallel zur Erstarkung 
der sozialen Ideen stetig anwächst. Ich werde im folgenden mich 
vornehmlich mit der gegenwärtigen Lage des kath. Sozialismus 
befassen und seine früheren Entwicklungstadien nur kurz be­
rühren 1). 

I. 

Vor 1830 sind die Vorläufer spärlich. Die großen Apologisten 
wie JOSEPH DE MAISTRE und BoNALD befassen sich nicht mit 
ökonomischen Fragen oder höchstens nur nebenbei, um Ver­
dammungsargumente gegen die neue Zeit zu finden. So konstatiert 
BoNALD in seinen „Observations sur la revolution fran~aise" als 
Begleiterscheinung der neuen Industrie eine Zunahme des Elends 
in Frankreich. Erwähnung aber verdient ein Schriftsteller, der 
seine Lehre bereits vor 1830 ausgebildet hat, obschon seine 
„Economie politique chretienne ou recherches sur 
la nature et les causes du pauperisme en France et 
en Europe" (3 Bde.) erst 1834 erschienen ist. Ich meine ALLAN 

1) Aus der neuen Literatur seien besonders genannt: GrnE et RrsT, 
Histoire des doctrines economiques, Paris 1909, Buch IV, Cap. 4; R. DE W AHA, 
Die Nationalökonomie in Frankreich, Stuttgart 1910, S. 184-354; Abbe 
CHARLES CALIPPE, L'attitude sociale des catholiques fram;ais au 19° siecle, 
2 vol., Paris 1911. (I. Les premiers essais de synthese; II. Les tendances 
sociales des catholiques liberaux.) Bei WAHA und CALII'PE eine ausführliche 
Bibliographie. 
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DE VILLENEUVE-BARGEMON'r. Er selbst hat im Vorwort dieses 
seines Hauptwerkes erzählt, wie er dazu gekommen ist, sich 
mit Arbeiterfragen zu beschäftigen. Von 1812-1830 in ver­
schiedenen Departements als Präfekt tätig, konstatierte er, daß 
die ackerbautreibenden Gegenden überall Wohlstand aufwiesen, 
während die Industriestädte Zentren des Elends und Bettels 
waren. Im reichen Departement Tarn-et-Garonne waren nur 
die Arbeiter von Montauban unzufrieden und zerstörten die 
Maschinen; in Nantes wimmelte es von Armen; vor allem aber 
im Departement Nord, wo er seit 1828 wirkte und wo er zu 
seiner großen Überraschung in Lille 32 000 Personen, d. h. fast 
die Hälfte der Bevölkerung, auf öffentliche oder private Unter­
stützung angewiesen fand. Seine persönlichen Eindrücke er­
fuhren durch Mitteilungen aus anderen Gegenden Bestätigung, 
und gleichzeitig stellte er fest, daß all dem Elend nur durch 
Caritas in ebenso bewunderungswürdiger wie taktisch erfinderischer 
Weise entgegengearbeitet werde. So brach er denn - ebenso wie 
andere durch die Erfahrung eines Besseren belehrte Ökonomisten, 
unter denen er außer Klerikern auch MALTHUS, SISMONDI, DRoz, 
SAINT-CHAMANS und BrnoT DE MoRGUES nennt - mit den Lehren 
von ADAM SMITH und JEAN-BAPTISTE SAY. Die Produktion des 
Reichtums, erklärte er, dürfe nicht auf Kosten des Wohlbefindens 
der Menschen stattfinden; die Volkswirtschaftslehre müsse auf dem 
Christentum beruhen. Dabei werde übrigens die Produktion 
keinen Schaden leiden, denn die Religion rege die Menschen zur 
Assoziation, zur Arbeit, zur Vervollkommnung von Ackerbau und 
Industrie an. Sie wirke so reichtumschaffend, lehre aber auch 
die Genüsse regeln und begünstige eine richtige Güterverteilung, 
indem sie den Reichen Gerechtigkeit und Caritas, den Armen 
Tätigkeit und Sparsamkeit predige. 

Als Mittel empfiehlt VILLENEUVE gleichermaßen Staatsinter­
vention und Privatwohltätigkeit. Der Staat solle die Kinder­
arbeit verbieten, die Fabrikanten verpflichten, nur lese- und 
schreibkundige Arbeiter anzustellen, hygienische Vorschriften 
erlassen und deren Anwendung durch seine Inspektoren über­
wachen, ferner die Fachbildung sowie die Schaffung von Spar-
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und Unterstützungskassen fördern und schließlich das Übergewicht 
des Ackerbaus und des Grundbesitzes über die Industrie aufrecht­
erhalten. Den Arbeitern soll das Recht zustehen, zu Fachvereinen 
sich zusammenzuschließen. Der Staat soll auch die Armenpflege 
organisieren, ihre Funktionierung aber der Caritas Privatert 
vor a11em dem Klerus, überlassen. VILLENEUVE behauptet eine 
Zunahme der Armut in den prot. Ländern seit der Reformation, 
in Frankreich seit der Revolution , weil der Klerus durch diese 
und jene seiner Güter beraubt worden sei. 

VILLENEUVE trat mit seinen Ideen hervor, nachdem er durch 
die Julirevolution sein Amt verloren hatte. Man kann ihn also 
nicht als ganz originellen Vorläufer ansehen , denn er kannte 
bereits die Theorien von LAMENNAIS und dessen Schule. Auf 
LAMENNAIS muß man denn auch zurückgreifen, wenn man die 
Geschichte des französischen Katholizismus im 19. Jahrhundert 
studieren will. Auf den berühmten bretonischen Priester und 
die kleine Gruppe, die sich 1825-1832 um ihn scharte, geht 
alles zurück, was seit 1830 auf den Gebieten der Wissen­
schaft, Politik und Sozialreform von kath. Seite unternommen 
worden ist. Als er mit Rom brach, unterwarfen sich allerdings 
seine Schüler der Kirche, sie blieben aber dabei vom Geist des 
Meisters durchtränkt. 

Während der ganzen Periode, die LAMENNAIS für die Kirche 
kämpfte, beschäftigte er sich mit Arbeiterfragen nur indirekt und 
begnügte sich mit der Mahnung: der Priester solle ein Freund 
der Armen, ein „Volksmann" sein. Auch kündigte er einen furcht­
baren Kampf zwischen Kapitalisten und Arbeitern an, in dem der 
Priester als Friedensbote mäßigend werde eingreifen müssen. 
Seine Schüler aber traten während der Jahre 1830-1831 in 
seinem Journal „L'a v e n i r" viel mehr an die sozialen Probleme 
heran. Einer von ihnen, DE Coux, ward zum Ökonomisten der 
Schule und verteidigte energisch die Rechte der Proletarier 1). 

MoNTALEMBERT befand sich in Lyon während des großen Arbeiter-

1) VILLENEUVE (a. a. 0. I, 83) zitiert ihn höchst zustimmend. DE Coux 
hat als erster volkswirtschaftliche Vorlesungen an der kath. Universität 
Louvain gehalten. 
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aufstandes daselbst (1830), hörte die Arbeiter rufen: ,,Es lebe die 
Religion, es leben die Priester!" und sah, daß die Verwundeten 
vor allem nach einem Priester und dann erst nach einem Wund­
arzt verlangten 1). So ward dieser Aristokrat zur Arbeitersache 
hingezogen. ,,L'avenir" befaßte sich mit ihr zu wiederholten 
Malen. Er wies z. B. am 22. VI. 1831 auf die unheilvollen 
Wirkungen der Maschinen hin und fragte, weshalb die Regie­
rungen bloß auf die Verbesserung· der Rinderrassen bedacht seien, 
die Menschen aber degenerieren ließen, und weshalb man den 
Arbeitern nicht gestatte, sich zur Verteidigung ihrer Interessen 
zu koalieren? 

Später behandelte MoNTALEllBERT mitunter diese Probleme 
auch von der Tribüne der Pairskammer aus. 1840 verteidigte er 
das Verbot der Fabrikarbeit von Kindern unter 8 Jahren; und 
1846 bekämpfte er den Regierungsvorschlag auf Einführung des 
obligatorischen Arbeitsbuches. Bis zum Ende des Julikönigtums 
aber waren die kämpfenden Katholiken zu sehr mit dem Ringen 
um die Unterrichtsfreiheit beschäftigt, als daß sie sich mehr als 
nebenbei mit Arbeiterfragen hätten abgeben können. Immer­
hin zeigten sie zumeist eine gewisse Sympathie für die Theorien 
der Neuerer, wie umgekehrt auch die hervorragendsten Sozialisten 
- mit einziger Ausnahme PROUDHONS - der kath. Religion mit 
viel Rücksicht begegneten. Fast alle waren von jenem um das 
Jahr 1840 so verbreiteten Geist religiöser Romantik erfüllt. SAINT­
SIMON hatte am Schlusse seines Lebens „Le nouveau chri­
s t i an i s m e" geschrieben ; ohne U nterlaß hatte ENFANTIN nach 
-Religion gerufen; bei aller Kritik gegen die Tendenzen des 
Klerus rühmte LOUIS BLANC die Förderung der Zivilisation durch 
die Kirche; BucHEZ widmete sein ganzes Leben dem Nachweis 
der Übereinstimmung zwischen Katholizismus und Demokratie 2). 

Nicht minder rücksichtsvoll für die Kirche zeigten sich auch die 
sozialistischen Arbeiter. Das von den Schülern BucHEZ' 1840 bis 

1) MoNTALEMBERT, Oeuvres polemiques, I, 235. 2) Diese Religiosität 
der französischen Sozialisten verwunderte sehr die deutschen Demokraten. 
Vgl. CH. BouGLE, L'alliance intellectuelle franco-allemande, in „La grande 
Revue" v. 25. VIII. 1910. 
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1859 publizierte Arbeiterblatt „L'a t e li er" wandte sich zwar 
heftig gegen die Mönche, bewies aber dabei dem Katholizismus 
größte Achtung, wie denn auch in zahlreichen Arbeiterbroschüren 
Jesus als Personifikation des Proletariats, des guten gekreuzigten 
Volkes, dargestellt wurde. 

Diese Tendenzen erklären die Vorgänge während der Re­
volution von 1848. Die Februarkiimpfer bezeugten dem Klerus 
so viel Achtung, daß Pws IX. sie in einem Breve vom 18. III. 
hierzu beglückwiinschte; die Bischöfe schlossen sich zahlreich 
der Republik an; die Priester segneten in allen Gemeinden die 
Freiheitsbiiume ein; während einiger Wochen mochte man glauben, 
die Republik werde zugleich religiös und sozial sein. Gerade 
aber weil die Februarrevolution die Arbeiterfrage in voller Schärfe 
aufwarf, trat das Gegenteil ein. Nun handelte es sich nicht mehr 
um allgemeingehaltene Zustimmung zu großherzigen und utopischen 
Formeln, sondern um klare Stellungnahme zu konkreten Plänen. 
Hierüber kam es zu Meinungsstreit zwischen den Katholiken. 
Ein Teil schloß sich der Linken an und sprach sich für eine 
Politik der Reformen aus. Er wurde geführt von dem großen 
Redner, dem Dominikaner LACORDAIRE, dem Professor an der 
Sorbonne ÜzANAM und dem bekannten Philosophen Abbe MARET. 
Sie gründeten mit Zustimmung des Pariser Erzbischofs ein Blatt, 
„L'ere nouvelle", welches die Einig·ung zwischen „dem Volk 
und Jesus Christus" verfocht. Die furchtbaren Juniustage aber, 
die allüberall in Frankreich die öffentliche Meinung gegen die 
Kommunisten kehrten, erschreckten auch LACORDAIRI<~. Er ließ 
das Blatt im Stich. MARET harrte jedoch aus. Er verfocht einen 
,,wahren und friedlichen Sozialismus" und ermahnte die Katl10-
liken, die gerechten Tendenzen der Zeit nicht zu bekämpfen 
sowie das Recht auf Arbeit durch Arbeit und die progressive Ein­
kommensteuer anzuerkennen. Die große Mehrheit der kämpfenden 
Katholiken war jedoch im Bündnis mit den Legitimisten. Be­
fanden sich ja unter ihnen viele Grundbesitzer. Sie wendeten 
sich somit der Rechten zu und verschmolzen allmählich mit der 
konservativen Partei. Lours V EUILLOT griff im „Uni ver s" die 
„ t r e n o u v e 11 e" an, und auch MoNTAI,EMBERT erwies sich ihr 
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feindselig, so daß das Blatt bald einging 1). Und gegenüber 
dieser reaktionären Welle hatte es wenig zu bedeuten, daß auch 
einige kath. Sozialisten auftraten, wie CHEvt, der an PROUDHONS 
„L e peu p l e" mitarbeitete, und andere, die Journale ins Leben 
riefen, welche rasch wieder von der Bildfläche verschwanden, 
z.B. ,,Revue du socialisme chretien" und „Revue des 
reformes et du progres" 2). Alliibcrall auf dem flachen 
Lande stellte sich der Klerus gegen Sozialismus und demokratische 
Theorien; der neue Bischof von Poitiers, PIE, der unter Na­
poleon III. eine so bedeutende Rolle spielen sollte, versprach 
klar und offen der Bourgeoisie die Verteidigung des Eigentums, 
wenn sie nur den Proletariern in Glauben und Glaubensübung 
mit gutem Beispiel vorangehen würde; in vielen Gemeinden er­
setzten die Bürgermeister die als revolutionär verschrienen Laien­
lehrer durch geistliche Brüder; und MoNTALEMBERT erklärte am 
17. I. 1850 auf der Tribüne der Nationalversammlung: ,,Es giut 
keine Mittelstellung; heute muß man zwischen Katholizismus 
und Sozialismus wählen" 3

). 

II. 
Der Mißerfolg der Februarrevolution entmutigte alle Neuerer 

aufs tiefste. Er besiegelte auch den endgültigen Bruch zwischen 
den Parteien der Linken und den kath. Kämpfern. Jene warfen 
der Kirche vor, daß sie an der Spitze der Reaktion marschiere, 
die 1849 eingesetzt und am 2. XII. 1851 triumphiert hatte. In 
der 'l'at schien nach dem Staatsstreich das Bündnis zwischen 
dem kath. Klerus und dem autoritären Kaiserreich für immer 
geschlossen; und als es später zwischen beiden über die 

1) Vgl. über die Geschichte der "Ere nouvelle": BAzrN, Vie de Mgr. 
Maret, 3 Bde., 1891. Auch DE Coux hat an ihm mitgearbeitet. 2) Vgl. 
HENRY JoLY, Le socialisme chretien, 1892. Der neue Pariser Erzbischof 
wurde wegen eines Hirtenbriefs, in dem er guten und bösen Sozialismus 
unterschied, laut getadelt. 3) Eine Ausnahme machte der kath. Philan­
throp Vicomte AnMAND DE MELUN, Mitglied der Nationalversammlung, der 
seinen politischen Freunden Vorwürfe machte, weil sie die Sozialreform und 
die Organisation des Unterstützungswesens durch den Staat ablehnten. VgL 
FEim. DnEYFus, L'assistanee sous la seconde republique, Paris 1907. 
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Römische Frage zum Bruch kam, erstand es doch sofort wieder, 
als es die demokratischen Tendenzen zu bekämpfen galt. Der 
Ausspruch :MoNTALEMBERTS von der Unvereinbarkeit des Katho­
lizismus mit dem Sozialismus wurde verstärkt von PROUDHON 
aufgenommen. In seinem großen Werk „La just i c e da n s I a 
revolution et dans l'eglise" stellt er auf allen Punkten die 
kath. der demokratischen Auffassung gegenüber und zeigt die 
Kirche allilberall gleichgültig gegen das Recht, voll Verachtung 
gegen das Individuum und nur darauf bedacht, arbiträre Wohl­
tätigkeit und erstickenden Despotismus den Völkern zu bringen, 
die so weit sind, nur mehr beten und gehorchen zu können. 

Die Katholiken schienen durch ihre Abneigung gegen alles, 
was Sozialismus hieß, diese Angriffe rechtfertigen zu wollen. Aus 
ihr heraus stimmten sie nun jenem wirtschaftlichen Liberalismus zu, 
dessen materialistischen und antichristlichen Charakter ihre Vor­
gänger frilher an den Pranger gestellt hatten; und das gleiche 
taten praktisch auch diejenigen, die dieser Schule vorwarfen, daß 
sie zuviel der Produktion und zu wenig der Produzenten gedenke. 
Genau so wie damals die kath. Theologen den ,,Konkordismus" 
lehrten, d. h. die Übereinstimmung zwischen der biblischen 
Schöpfungsgeschichte und den Entdeckungen der Geologie und 
Paläontologie, so die kath. Ökonomisten den Gleichklang zwischen 
Moral- und Wirtschaftsgesetzen. Ein Beispiel hierfür ist das 

~ 

Werk der Abhe CoRBIERE „L'economie soeiale au point de 
v u e c h r et i e n" (2 Bde., 1863). Ein anderer Theoretiker, METZ­
N oLLAT, ist in seinem Buche „Les Jois economiques" (1867) 
weniger optimistisch und anerkennt, daß der durch den Sünden­
fall verdorbene Mensch oft die Wirtschaftsgesetze mißbraucht 
hat. Das hindert ihn aber nicht, diese für wahr anzusehen. 
Einer der großherzigsten und kühnsten aus dieser Gruppe, 
P. GRATRY, betonte in mehreren Werken die Mißbräuche der 
Spekulation und des Kapitalismus und forderte die Intervention 
der Kirche zugunsten der Armen , bewunderte aber zugleich 
BASTIATS „Harmonies economiques" 1

). Einer der Hauptführer 

1) Vgl. CHAUVrN, Le pere Gratry, Neuausg, Paris 1910. 
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der Katholiken im Corps legislatif, KELLER, wandte sich gegen 
die Auswüchse des Liberalismus und forderte die gesetzgeberische 
Repression von Wucher und Spekulation; eine Verbesserung der 
Lage der Massen aber erwartete er in erster Linie von un­
beschränkter Freiheit der Kongregationen und Wohltätigkeits­
assoziationen religiöser Struktur 1 

). Der einzige Schriftsteller, der 
die Antithese von Katholizismus und Sozialismus für falsch er­
klärte, war ein fast ketzerischer Christ, der wegen seines Kampfes 
gegen den Ultramontanismus beiseitegeschoben ward, der noch 
ganz vom Geist des Jahrs 1848 erfüllte Philosoph HL'ET 2). 

Manche kath. Orthodoxe hielten es jedoch für verfehlt, sich 
zu Schleppträgern BASTIATS zu machen. Wortführer dieser An­
schauung ward ein Mann, der später zu den vornehmlichsten 
Mitarbeitern des Grafen DE MuN an „L'association catho-
1 i q u e" gehörte, J. BOURGEOIS. Die Lehren füIITHS und BASTIATS, 
erklärte er in einer kleinen Schrift „Le ca t h o li c i s m e et l es q u e­
s ti o n s sociales" (1867), haben die wirtschaftliche Unordnung, 
d. h. die fessellose Konkurrenz, die Entstehung der großen 1'-,inanz­
unternehmungen, den Lohndruck, Unsittlichkeit, Habsucht, Agio­
tage, Geldheiraten und Malthusianismus gefördert. Der Sozialismus 
sei nur der natürliche Widerhall von all dem. So müßten denn 
die Katholiken einen Mittelweg zwischen diesen beiden Schulen 
suchen, und zwar den Kommunismus (der jeden 'l'ag wieder­
erwachen könne) bekämpfen, aber auch des eingedenk sein, daß 
das Eigentum kein jus utendi et abutendi und daß der Eigen­
tümer Gott verantwortlich sei. 

BomWEOIS war freilich wenig bekannt. Um so mehr Gehör fand 
dafür LE PLAY, der hauptsächlichste Vertreter des ehr. Sozialismus 
in Frankreich unter dem zweiten Kaiserreich 3). Einst Schüler 

1) Vgl. KELLER, L'encycliquc du 8 decembre 1864 et les principes de 
1789, Paris 1865. 2) Im Vorwort zu seinem ·werk „Le regne social du 
christianisme", 1853, bemerkt er selbst, es sei vor dem 2. Dezember verfaßt 
worden. Er fordert „den wahren, spiritualistischen, religiösen Sozialismus, 
den c h r. Soz. ". 3) Zu den zahlreichen Werken über LE PI,A Y ist kürz­
lich ein neues hinzugekommen: P. Lunonc DE BESSE, Le clerge de Ifrance 
et Frederic Le Play, San Remo 1910. 



80 GEORGES WEILL. 

der polytechnischen Schule und einen Augenblick lang auch 
Saint-Simonist, hatte er es unternommen, die wahren Wirtschafts­
gesetze an der Hand der Tatsachen auf Reisen durch die Welt 
zu ergründen. Er schuf die „Methode der Familienmonographien", 
d. h. von minutiösen Beschreibungen, die mit der Aufstellung des 
(Einnahmen- und Ausgaben-)Budgets einer als Typus untersuchten 
Familie abschlossen. Nachdem er 36 derartige Monographien 
in seinem Werke „Les ouvriers europeens (1855) ver­
öffentlicht hatte, machte er sich an eine systematische Darstellung 
seiner Lehre und legte diese in verschiedenen Schriften nieder, 
deren bedeutendste „La reforme sociale en France" (1864} 
ist. Der Zustand Frankreichs erschien ihm schlecht und gefahr­
drohend. Man dürfe sich durch den materiellen Aufschwung 
seit dem Beginn des Kaiserreiches nicht täuschen lassen. Seine 
Vorteile würden durch die Steigerung des Luxus aufgewogen. 
Auch der durch die Regierungsgewalt aufrechterhaltene soziale 
Friede sei mehr Schein als Wirklichkeit. Das eigentliche Un­
glück Frankreichs jedoch sei der Aufbau seiner gesetzlichen und 
politischen Verfassung auf den falschen und schädlichen Prin­
zipien von 1789. Daher der Mangel an Stabilität, die Ver­
werfung jeglicher Hierarchie, die bis zum Wahnsinne getriebene 
Leidenschaft für die Gleichheit; daher auch die wachsende 
Tyrannei einer zentralisierten Verwaltung, die alle Lokalorganismen 
verdrängt hat; daher die Unfähigkeit und Brutalität der unteren, 
die Korruption und Irreligiosität der oberen Klassen! Eine 
Reform sei notwendig, und zwar vor allem eine sittliche, die auf 
der einzigen Basis jeglicher Gesellschaft beruhen müsse: der 
Religion, dem Dekalog. Der Staat aber sei außerstande, sie zu 
verwirklichen. Man müsse vielmehr den unteren Klassen das 
Recht einräumen, sich in Arbeiterassoziationen zu versuchen, auf 
die sie große Hoffnungen setzen. Nur in der harten Schule der 
Erfahrung, nur durch den Ruin infolge ihrer Unfähigkeit würden 
sie von ihren Illusionen geheilt werden. Was aber die oberen 
Klassen betrifft, so obliege ihnen die Pflicht, Luxus und Korruption 
fahren zu lassen, den Patronat zu organisieren und zu üben, 
den Schutz der Armen durch die Reichen, der Arbeiter durch 
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die Unternehmer 1). Die sittliche würde durch die politische 
Reform vervollständigt werden, die vornehmlich in der Wieder­
belebung der Provinzen und Gemeinden und der Beschränkung 
der Übelstände im Gefolge der Zentralisation und Bureaukratie 
bestehen müsse. Schließlich könne die Zukunft nur durch eine 
Reform der Familie gesichert werden. Durch das Prinzip des 
gleichen Kindeserbrechts habe der Code civil die Stahilifät der 
Familie zerstört, so daß jede Generation die Arbeit der voran­
gegangenen stets von neuem beginnen müsse. Wohl könne 
man nicht mehr auf die „patriarchalische Familie" mit ihrem 
Erstgeburtsrecht und ihrer zu großen Begünstigung des kon­
servativen Geistes und der Routine zurückgreifen. Wohl aber 
könne man, indem man dem Hausvater die Testierfreiheit 
einräume, die „Stammfamilie" schaffen. Er werde das Vermögen 
dem fähigsten Kind hinterlassen, und dieses werde die Heim­
stätte erhalten, während die übrigen ihr Glück in der Welt 
suchen würden. So werde einerseits die väterliche Gewalt ge­
stärkt werden und anderseits die Familie einen Mittelpunkt sich 
erhalten und eine Stetigkeit erwerben, wie sie Englands Kraft 
ausmacht. 

Mit diesen Ideen nähert sich LE PLAY seinem Zeitgenossen 
AuausTE ÜO:MTE, der ebenfalls für Familienautorität, Testier­
freiheit des Vaters und Patronat eintritt, während er sich ander­
seits von der klassischen Oekonomie und deren Indifferentismus 
der Moral gegenüber sch-eidet. Bezeichnete er ja die Academie 
des sciences morales et politiques, in der sie dominierte, als 
,,Academie des sciences immorales et impolitiques". Selbst durch­
tränkt von ehr. Pessimismus, verdammte er vor allem ihren 
Optimismus. Die Vorteile, die sie aus der freien Konkurrenz 
der Individuen erhofft, erhoffte er vom autoritären Patronat des 

1) 1866 schrieb LE PLAY an einen Freund: ,,L'homme riche, intelligent, 
place dans les eorporations privilegiees qui ne pense qu'a lui, qui prend sa 
personnalite pour mesure de son activite, pour regle de sa doctrine, est un 
Jleau sociali: car il occupe la place d'un onvrier utile, et il excite l'antagonisme 
des classes inferieures qui ne respecteront Ja classe dirigeante que quand celle­
ci fera son devoir". 

Archiv f. Geschichte d, Sozialismus III, hrsg. v. Grünberg. 6 
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Hausvaters in der Familie, des Unternehmers in der Fabrik, des 
Großgrundbesitzers in der Gemeinde. 

Trotz dieses vollständigen prinzipiellen Gegensatzes zu BASTIAT 
unterscheidet sich LE PLAY von diesem praktisch viel weniger. 
Beide sind Gegner der Staatsintervention und brandmarken Zen­
tralisation und Bureaukratie; beide rühmen die Tätigkeit in 
Landwirtschaft und Industrie und beklagen die übergroße Hoch­
schätzung der liberalen Berufe in Frankreich; beide endlich sind 
von Mißtrauen gegen die Arbeiterklasse erfüllt. So kam es denn, 
daß die chr.-soziale Schule LE PLAYS schließlich beim „laissez 
faire, laissez passer" anlangte. 

III. 

Nach dem Kriege von 1870 erlebte man in Frankreich eine 
große kath. Bewegung. Der Klerus stellte die erlittene Nieder­
lage als himmlische Strafe dar für die Vernachlässigung der 
Religion und dafür, daß das Land den Sturz der weltlichen 
Gewalt des Papstes geduldet habe. Das Entsetzen über die 
Kommune sowie über die Ermordung des Erzbischofs von Paris 
uud mehrerer Priester zeitigte in den höheren Klassen eine Rück­
kehr zur Kirche. Die Mehrheit in der Nationalversammlung setzte 
sich aus konservativen Gruppen zusammen, die zwar in politischen 
Fragen auseinandergingen, in religiösen aber zusammenhielten. 
Der Arbeiterfrage gegenüber verharrten sie im traditionellen 
klassischen Liberalismus des Kaiserreichs. Deutlich geht dies 
aus zwei Berichten einer Enquetekommission an die National­
versammlung hervor. Der eine, von DucARRE, erklärte im Hin­
blick auf die Arbeitsverhältnisse die Lage für gut und nur 
durch Bildung von Arbeitersyndikaten für gefährdet, und daß 
man den freien Arbeitsvertrag aufrechterhalten müsse. Der andere, 
vom Bruder AmvrAND DE MELUNs, dem Grafen MELUN, her­
rührende über die materielle Lage der Arbeiter war nicht 
weniger optimistisch, konstatierte Fortschritte von Hygiene, 
Wohnungszuständen und Ernährung und sprach die Hoffnung 
aus: die notwendigen Fortschritte würden sich im Anschluß an 
das durch Erziehung gefestigte Gefühl ehr. Brüderlichkeit ein-
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,stellen 1). Die konservative Mehrheit der Versammlung beschloß 
denn auch nur einen einzigen Fall gesetzlicher Intervention: zu­
gunsten der Kinder. An Stelle des - praktisch nicht gehand­
habten - Gesetzes von 1841 trat das von 187 4, welches einer­
seits die Fabrikarbeit von Kindern unter zwölf Jahren verbot 
und anderseits eine staatliche, 15 Regionalinspektoren anvertraute, 
Fabrikinspektion ins Leben rief. 

Der Klerus seinerseits konnte sich nicht genug tun in 
.Schaffung von Wohltätigkeitsvereinen zur Unterstützung gleicher­
maßen wie zur Beherrschung der Arbeiter. Auf dem Kongreß 
von N evers (September 1871) schlossen sich dieselben zur „Union 
des associations ouvrieres catholiques de France" 
zusammen, die Jahreskongresse „der Leiter und Protektoren" der 
förderierten Vereine einrichtete, auf denen die Arbeiterklasse 
gar keine Rolle spielte. Gleichzeitig erstarkte die LE PLA Ysche 
Schule. Dieser Theoretiker hatte 1856 die „Societe d'economie 
so c i a l e" geschaffen. Anfänglich wenig zahlreich, gelangte sie 
unter dem Eindruck des Unglücks von 1871, das LE PLAY vor­
hergesagt hatte, zu großem Einfluß. Dem Verlangen seiner 
Schüler gemäß: er solle Vereine zur Verbreitung seiner Ideen 
und zur inneren Pazifikation schaffen, entstanden seit 1871 die 
„Unions de la paix sociale" und wurden in den folgenden 
Jahren vollständig organisiert. 

Um dieselbe Zeit betrat eine neue Gruppe, die bald die Auf­
merksamkeit aller Katholiken auf sich ziehen sollte, die Bühne. 
Zwei adelige Offiziere, ALBERT m~ MuN und LA TouR DU Pm 
CHAMBLY, hatten als Kriegsgefangene im Jahre 1870 das oben 
erwähnte KELLERSehe Buch studiert und sich vom Gedanken 
erfüllen lassen: die soziale Reorganisation müsse sich auf Grund 
der Religion und des Syllabus vollziehen. Sie hatten sodann 
an der Wiedereroberung von Paris teilgenommen, und die furcht­
bare Repression gegen die Kommune hatte in ihnen den Wunsch 
angeregt, an einem Werk mitzuarbeiten, das die Wiederkehr 
solcher Biirgerkriege verhindern könnte 2). Mit Hilfe eines an-

1) Vgl. Journal officie 1 v. 14. VIII. und 15.-26. XI. 1875. 2) DE Mm,, 
Ma vocation sociale, Paris 1908, und Discours, 7 Bde., 1888-1904. 

6* 
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gesehenen Katholiken, MAURICE MAIGNON, der in dem Pariser 
Bezirk l\fontparnasse einen Verein katholischer Arbeiter gegründet 
hatte, traten sie in Verbindung mit Proletariern und beschlossen 
in der Weihnachtsnacht 1871 die Schaffung des „ 0 e u v r e des 
cercles catholiques d'ouvriers", das gleichzeitig eine 
soziale Doktrin ausbilden und die Aktionsorgane beistellen sollte. 
Die Doktrin war die des Syllabus: Verdammung des Liberalis­
mus, Vorherrschaft der Kirche, Notwendigkeit der Kontrerevolution. 
Die Aktionsorgane sollten in allen großen Städten entstehen und 
sich je aus einem „Cercle" und einem „Comite" zusammensetzen~ 
dieses aus Angehörigen der höheren Klassen, denen die leitende 
Rolle vorbehalten blieb, jener aus Lohnarbeitern, denen im 
Cercle billige Wohnung, Versammlungssäle, eine Bibliothek und. 
eine Kapelle mit einem Geistlichen zur Verfügung stehen sollte. 
Sodann ging man zur Schaffung einer wirtschaftlichen Organisation, 
von gemischten Syndikaten aus Unternehmern und Arbeitern, 
über, Diese stellten sich als wahrhaftige Zünfte dar, hatten. 
wie jene des Mittelalters religiösen Charakter und umfaßten 
Sonderorganisationen der Unternehmer und Arbeiter mit ge­
mischten Kommissionen zur Behandlung gemeinsamer oder strit­
tiger Fragen 1). 

In den Dienst dieser Ideen stellte DE MuN seine große Redner­
gabe. Allüberall in :Frankreich predigte er sie vor Adel und hoher 
Bourgeosie und versicherte, daß die politische und militärische 
Wiedererhebung nach der religiösen und sozialen nicht aus­
bleiben könne. Anfänglich schienen seine Bemühungen auch• 
erfolgreich. Als 1876 die Zeitschrift „L'association catho­
lique" zur Verbreitung des „Oeuvre"-Programms geschaffen. 
wurde, konnte sie auf die Bildung von 200 Arbeiterzirkeln und. 
ebensoviel überwachenden Comites hinweisen. 

Bemerkenswert ist die fast vollständige Einigkeit aller kath. 
Gruppen um 1871. Alle waren von der Wirksamkeit des gleichen 
Mittels sozialer Reform überzeugt, des Patronats, wenngleich 
die Meinungen über die Prinzipien und die tatsächliche Lage 

1) Dieses Programm war bereits in der Fabrik des kathol. Industriellen. 
LEON HARMEL in Val-des-Bois (Marne) durchgeführt. 
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der Arbeiterklasse differenziert sein mochten. Die liberalen Katho­
liken in der Nationalversammlung waren optimistischer, die An­
hänger des „Oeuvre" verwarfen die klassische Nationalökonomie, 
diese und jene aber erwarteten alles Heil von der wohltätigen 
Autorität der herrschenden Klassen. Zudem war in den Gründern 
des „Oeuvre" die Erinnerung an die feudalen Traditionen ihrer 
Vorfahren lebendig. Ein damals unter den französischen Katho­
liken sehr angesehener belgischer Ökonomist, CHARLES PERIN, 
verfocht analoge Anschauungen. Die meisten glaubten auch, 
-das Patronatsystem werde um so nachhaltiger wirken, wenn erst 
der allerchristlichste König, der Graf VON ÜHAMBORD, den Thron 
wieder bestiegen hätte. 

Um 1880 aber traten unter den Häuptern der „Union des 
,cercles catholiques d'ouvriers" neue Ideen hervor. Sie 
begannen die Notwendigkeit staatlicher Intervention einzusehen, 
und zwar in logischer Entwicklung ihres Systems. Ihr Ver­
dammungsurteil über den Liberalismus in Politik und Moral 
mußte zuletzt auch das soziale Gebiet erfassen 1

). Hierzu gesellte 
sich der Einfluß ausländischer Katholiken, die seit langem sich auch 
mit dem staatlichen Schutz der Schwachen abgefunden hatten. 
KETTELERS Schriften fanden in Frankreich Verbreitung, und LA 
TouR DU PIN sowie seine Freunde traten in persönliche Ver­
bindung mit den bedeutendsten Führern des österreichischen 
Katholizismus KuEFSTEIN, BLOME und V OGELSANG. Besprechungen 
.zwischen den beiden erstgenannten und LA TouR DU PIN in 
:lfreiburg in der Schweiz z~itigten 1884 die „Union ca t hol i q u e 
d'etudes democratiques et sociales", die selbst die regel­
mäßigen Vorträge organisierte und durch den Kardinal MERMILLOD 
mit Rom in Verbindung stand 2). In den Vorträgen wurde die 
Notwendigkeit internationalen Arbeiterschutzes betont. Der in 
der Schweiz entstandene und dann von WILHELM II. ausgeführte 

1) Im Vorwort der 1908 publizierten Sammlung seiner Artikel : Vers un 
-ordre social chretien, sagt LA Tnmt DU Pm: ,,La rupture d'avec le libernlisme 
.in religion, en economie, en politique, en est le fil conducteur du premier 
pas au dernier". 2) Vgl. H. Lourn, L'oricntation sociale de Ja pensee 
catholique au 19• siecle. Conference faite a Ja Semaine sociale de Roucn 1910. 
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Plan einer Internationalen Arbeiterschutzkonferenz bereitete der 
Encyclica „Rerum novarum" zustimmende Aufnahme, die ihrer­
seits wieder eine bedeutsame Unterstützung war für diejenigenr 
die endgültig die Bezeichnung „Kath. Soziale" angenommen hatten 
unter Zurückweisung des ihnen von ihren konservativen Gegnern 
beigelegten Namens „Chr. Sozialisten". 

Die Rath. Sozialen waren nun nicht mehr im „ 0 e u v r e des 
c er c I es ca t h o li q u es" vereinigt, sondern zerfielen in ver­
schiedene Gesellschaften und gaben mehrere Zeitschriften heraus, 
deren Leiter gemeinsame Konferenzen abhielten. 1877 nahm die 
,,Reunion des revues catholiq ues d'economie sociale" 
endgültig ein gemeinsames Programm an, welches die Reorgani­
sation Frankreichs auf korporativer Grundlage als Ideal aufstellte. 
Frankreich soll danach in Berufssprengel zerfallen, i11 deren jedem 
die Regierung die Angehörigen der einzelnen Gewerbe registrieren 
wird, die sodann eine Berufskörperschaft bilden. Diese als Ganzes 
wird obligatorischen Normen unterworfen; in ihrem Schoße aber 
sind Syndikate zuHissig, deren von ihnen ernannte Delegierte die 
Gesamtkorporation zu leiten und die Reglements zu entwerfen 
haben werden, welche dem Referendum aller Korporations­
angehörigen und sodann der Bestätigung der Regierung zu unter­
breiten sind, bevor sie in Kraft treten 1). Bis zur Verwirklichung 
dieses Ideals aber wollten die Rath. Sozialen am Zustande­
kommen der seit einigen Jahren von der republikanischen Par­
lamentsmajorifät ausgearbeiteten Arbeitergesetzgebung mitwirken .. 
Und insbesondere war die 1902 unter dem Vorsitz von HENRI 
LomN organisierte „Union d'etudes des catholiques 
sociaux" bemüht, sämtlich Rath. zu bewegen, sich mit der 
Entwicklung der Arbeitersyndikate, den Gesetzen über die Ar­
beiterunfallhaftung und den übrigen von der Kammer votierten 
Maßnahmen abzufinden, unter denen namentlich die 1906 fest­
gelegte Sonntagsruhe bei ihnen enthusiastische Zustimmung fand. 

Inzwischen war eine neue kühnere Gruppe auf dem Plan er­
schienen: die „ehr. Demokraten". Wandten sich die Rath. 

1) Dieses Programm findet sich an der Spitze jedes Bandes von „L'as so­
ci a t i o n catholique" seit 1897. 
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Sozialen vorwiegend an die höheren Klassen, um sie zur Initiative 
auf dem Gebiet der notwendigen Sozialreform zu veranlassen, 
so kehrten die ehr. Demokraten zu den Ideen LA;\II<;NNAIS' und 
MARETS zurück: sie wollten sich ans Volk wenden und die 
Allianz zwischen Kirche und Demokratie wieder herstellen. 
Von Priestern geführt, die aus dem niederen, dem Volke ent­
stammenden niederen Klerus hervorgegangen waren, der oft 
unter der nützlichen, aber herrischen Protektion der katholischen 
Schloßbesitzer zu leiden hat, entwarfen sie zunächst ein Kampf­
programm, das LuEGERS und STOECKERS, und schrieben den 
von EDOUARD DRmIONT seit 1885 propagierten Antisemitismus 
auf ihre Fahne. Ihr positives Programm enthielt außer einer 
Reihe von Teilreformen die Forderung des Schutzes von Hand­
werk und Kleinhandel, vollständiger Syndikatsfreiheit und ge­
mischter (aus Unternehmern und Arbeitern bestehender) Schieds­
kommissionen. 

Die ehr. Demokratie hatte ihre Tagesblätter, die oft in herben 
Angriffen auf die Missetaten des Kapitalismus mit den Sozialisten 
wetteiferten, darunter am kühnsten „Just i c e so c i a 1 e", vom 
Abbe NAUDET und „ Vie ca th o l i q u e", vom Abbe DABRY redigiert; 
ferner ihre Zeitschriften, wie die in Lille erscheinende „Demo­
c rat i e c h r et i e n n e", die namentlich der Darstellung der Doktrin 
gewidmet waren ; ihre Redner in der Kammer, zwei durch ihre 
Beredsamkeit populäre Priester, die Abbes GAYRAUD und LEMIRE, 
die trotz des Widerstandes der Royalisten gewählt wurden, 
jener in der Bretagne, dieser in Flandern; endlich Unterstützung 
von seiten der neuen großen Vereinigung „L e s i 11 o n". 

Schöpfer und Seele der letzteren war ein ehemaliger Artillerie­
offizier, MARC SANGNIER, dem zufolge die Demokratie die für Frank­
reich beste Verfassung darstellt, wenn sie nur über eine sittliche 
Elite verfügte, die stets das allgemeine Interesse über die parti­
kulären stellte. Diese Elite wird aber unter dem wohltätigen 
Einfluß der Religion erstehen, und dem „Sillon" fällt die Auf­
gabe zu, die moralischen Kräfte des Katholizismus in den Dienst 
der französischen Demokratie zu stellen. Er rekrutierte sich vor­
nehmlich aus der Jugend, war aber Kath. aller Klassen zugäng-
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lieh und nahm zuletzt auch Nicht. - Kath. auf, die am Werk 
sozialer Reorganisation mitarbeiten wollten 1

). 

Die ehr. Demokratie verbreitete sich seit 1896, in welchem 
Jahre viele kath. Kongresse in ganz Frankreich stattfanden, mit 
reißender Schnelligkeit. Die kath. Sozialen warfen ihr vor, zu 
sehr die Rolle der herrschenden Klassen zu verkennen, und LA 
TouR DU PIN betonte: er und seine Freunde wollten eine 
hierarchisch gegliederte Gesellschaft, während die ehr. Demo­
kraten einem egalitären Individualismus zustrebten 2). Nichts­
destoweniger gingen die beiden Gruppen meist Hand in Hand, 
gemeinsam bemüht, die Trägheit ihrer Glaubensgenossen ab­
zuschütteln. Sie fanden die Unterstii.tzung einer großen, vom 
Philosophen FoNSEGIUVE geleiteten weltlichen Revue, ,,La quin­
z a in e", und einer der bedeutendsten Theoretiker dieser Richtung, 
GiwRGES GoYAU, der Historiker des deutschen Katholizismus, 
suchte die Einigkeit zu erhalten 3). Auch Roms Sympathien 
standen, dank der Befürwortung durch den bereits genannten 
Industriellen LEON HARMEL, der ehr. Demokratie zur Seite, und 
wenn auch LEo XIII. in seiner Encyclica „Graves de communi" 
von 1901 gewisse Übertreibungen der neuen Schule tadelte, so 
war er doch keineswegs auf ihren Untergang bedacht. 

Seit 1903, unter Pws X., haben jedoch die Dinge eine andere 
Wendnng genommen. Nach der Verdammung des Modernismus 
hat sich der neue Papst auch gegen die ehr. Demokratie ge­
wendet. Nicht bloß ihre sozialen Gedanken schienen ihm ver­
dammlich; ihre Anhiinger hatten vielfach auch dem Modernismus 
sich zugewendet und im Augenblick der Trennung von Kirche 
und Staat beim Papst durch Schaffung von Kultusgenossenschaften 
eine Anpassung an das Gesetz von 1905 befürwortet. 1907 ver-

1) Vgl. über ,,Le sillon" die gleichnamige Revue und das Tagblatt 
,,L'e v ei 1 dem o c rat i q u e". Die beste Zusammenfassung bei: MARC SANG· 
NIER, Le sillon, esprit et methode, 1905. Von gegnerischen Schriften seien 
erwähnt: Abbe EarnA:s.i;EL BA1mrn:R, Les idees du Sillon, 1905, und La deca­
dence du Sillon, 1908. 2) ,,L'a s so c. ca t h. ", t. 68, S. 205 ff. 3) Vgl. 
G. GoYAJ;, Autour du catholicisme social, 4 Bde., Paris 18\J7 bis 1909, eine 
Sammlung von Artikeln des Verf., die das vollständigste Bild der Bewegung 
bieten. 
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schwand „La q uinz ain e": ihre kath. Leser waren ihr abtrünnig 
geworden. Die kühne Lyoner kath. Revue „Demain" stellte im 
selben Jahr freiwillig ihr Erscheinen ein. 1908 gingen die beiden 
ehr. demokratischen Hauptblätter „Justicc sociale" und „ Vie catho­
lique" ein unter dem Druck eines verdammenden Dekrets des 
heiligen Stuhls. Was „Le sillon" anbelangt, so sprachen sich 
mehrere Bischöfe gegen ihn aus und verboten das Lesen seiner 
Publikationen sowie die Teilnahme an seinen Kongressen, während 
andere ihn allerdings noch weiter verteidigten, bis Pius X. seine 
Verurteilung über ihn in einem Brief an die französichen Bischöfe 
vom 25. VIII. 1910 ausprach. Die Sillonisten, heißt es in dem­
.selben, kommen auf die revolutionäre Formel „Liberte, fraternite, 
egalite" zurück und interpretieren sie in höchst verdammlichem 
Sinn. Die Freiheit, wie sie sie auffassen, läßt keinen Raum für 
Autorität und Gehorsam; ihr Gleichheitsgedanke verführt sie zur 
Behauptung, die Demokratie sei die einzige gute Regierungsfonn; 
und während die Brüderlichkeit von der kath. Caritas untrenn­
bar ist, dehnen sie sie auf Angehörige aller Klassen und Re­
ligionen aus. So habe denn auch der „Sillon" seinen kath. 
Charakter durch die Aufnahme von Freidenkern und Häretikern 
verloren. Der Papst hob also den „Sillon" auf. Gleichzeitig 
aber empfahl er den Bischöfen, ihr Interesse den sozialen Fragen 
zuzuwenden und in jeder Diözese einige Priester mit praktischen 
Studien ii.ber nützliche Maßregeln zu deren Lösung zu betrauen 1). 

IV. 
Fragen wir nun nach dem gegenwärtigen Stande der kath. 

Bewegung, so stoßen wir, seitdem die ehr. Demokraten zum 
Schweigen verurteilt worden sind, haupts~ichlich auf zwei Rich­
tungen: die konservativ- und die sozialkatholische. 

1) Dieser Brief verbot den Sillonisten ihre nationale Assoziation, gestattete 
aber die Bildung von Diözesangruppen, wenn diese die bischöfliche Autorität 
anerkennen und sich als „Si 11 o n ca t hol i q u e" bezeichnen würden. Die 
Bildung solcher Gruppen hat auch begonnen. 1\Luw SANGNIEl! hat die Leitung 
des von ihm 1910 in Paris gegründeten Tagblattes „Democratie" beibehalten, 
doch nehmen nun religiöse Fragen in demselben wenig Raum ein. 
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Jener ist gemeinsam das Mißtrauen gegen den Staat, das noch 
durch den politischen Charakter der französischen Republik ge­
steigert wird, die nach langen Kämpfen gegen den Klerikalismus 
die Trennung von Kirche und Staat durchgeführt hat. Lange 
ist diese konservative Richtung innerhalb des hohen Klerus durch 
einen berühmten Prälaten, den Bischof von Angers, FREPPEL, ver­
fochten worden. Seine Anhänger bildeten - bis in die jüngste 
Zeit herein - die Schule v o n Angers. Der gleiche Geist 
beseelt auch die „ k a t h. Juristen", die seit mehr als einem 
Menschenalter Jahreskongresse abhalten und die „Revue ca t h o­
li q u e des institutions et du droit" herausgeben, die jüngst 
erst - unter Berufung auf das siebente Gebot - die Alters­
versicherung der Arbeiter als dem Naturrecht und dem absoluten 
Wesen des Privateigentums zuwider heftig angriff 1). Die gleiche 
Tendenz vertritt innerhalb des Klerus P. FoNTAINE S. J., der durch 
eifrige Bekämpfung des Modernismus in Philosophie und Theo­
logie sich bekanntgemacht hat. Er hat hierdurch an der Ent­
stehung der Encyclica „Pascendi" mitgewirkt. Seither wendet 
er sich gegen den „soziologischen Modernismus", u. a. auch des 
Präsidenten der „S e m a in es so c i a 1 es" und Führers der kath. 
Sozialen, HENRY LoRIN, dessen Betonung der Rolle des Staates 
und _der sozialen Gesetze ihm ebenso irrig, wie die Bedeutung der 
Familie und des überkommenen Eigentumsbegriffes zu gefährden 
scheinen 2

). 

Die regsamsten unter den kath. Konservativen sind nach wie 
vor die Schüler LE PLAYs, d. h. diejenigen, die dessen Ideen 
und Methoden zur Gänze treu geblieben und in der Pariser 
Societe d'economie sociale sowie in den über die Provinz 
zerstreuten Unions de 1 a p a i x so c i a 1 e organisiert sind. Diese 
Vereine rekrutieren sich bloß aus den wohlhabenden Klassen, 
verfügen also über eine nur geringe Mitgliederzahl, deren große 
Mehrheit aber durch Reichtum, Grundbesitz und Untermehrstellung 

1) Vgl. die Revue des instit. usw. vom August 1911. Der bedeutemlste 
Vertreter dieser Richtung an den Hochschulen ist der Verfasser der „Histoire 
des doctrines economiqueH" (3. Aufl., Paris 1909), JosicPHE RAMBAUD 
2) FoNTAINE, Le modernisme sociologique, Paris 1909. 
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hervorragen. Die Pariser Vereinigung hält regelmäßig Sitzungen 
ab, in denen häufig auch außenstehende Fachgelehrte über Gegen­
stände ihres Spezialstudiums zu Worte kommen. Sämtliche Mit­
glieder - in Paris und der Provinz - erhalten die tätige und 
gut informierte Zeitschrift „La reforme sociale". Je im Mai 
findet in Paris eine Jahresversammlung statt, auf deren Tages­
ordnung ein mehrere Monate vorher bestimmtes Problem gestellt 
wird, dessen Behandlung durch Vorberichte vorbereitet wird und 
zu dem alle Teilnehmer das Wort ergreifen können; so wurden 
z. B. im Jahre 1910 die Verhältnisse des Mittelstandes erörtert, 
19ll die Mittel, die Jugend zu erziehen und vor dem Laster zu 
beschützen. Ein „Comite de defense et de progres so­
c i a l" endlich veranstaltet mitunter propagandistische Vorträge. 
Trotz dieser Regsamkeit jedoch stößt die LE PLAYsche Schule 
auf so nachdrückliche Hemmungen von seiten der in Frankreich 
herrschenden Tendenzen, daß die Entmutigung· ihrer Anhänger 
stetig wächst 1). Zudem ist ihr Nachwuchs gering. Sie ist bemüht, 
sich mit den kath. Sozialen zu verhalten und auf die Annäherung 
an dieselben hinzuarbeiten. So gelangt LEPELLETIER auf Grund 
einer Vergleichung der Ideen von LE Pr..AY und LA TocR DU PIN 
zum Schluß, daß zwischen ihnen kein anderer Unterschied bestehe. 
als daß LE PLAY sich in Abwehr befinde gegenüber dem heid­
nischen Staat, wie er heute existiert, während LA TouR DU PrN 
an den ehr. Staat appelliere, wie er vielleicht eines Tages 
existieren werde 2). 

Nichtsdestoweniger hat die LE PLAYsche Schule nicht gezögert. 
mitunter den übermäßigen Interventionismus der jungen kath. 
Sozialen zu tadeln 3) und namentlich alle während der letzten 

1) So schreibt cler Professor am kath. Institut und Generalsekretär der 
„Societe d'economie sociale", LEPELLETIER: ,,Dans les correspondancesechang·ees 
recemment avec un grand nombre de nos amis de province, nous avons ete 
frappes de constater a quel point le decouragement est profond parmi eux" 
(La r e f. so c. v. 16. II. 1911). 2) Vgl. LEPELLETIER ebenda v. 1. IV. 1911. 
3) Vgl. z. B. die sehr lebhafte Kritik des durch seine Tätigkeit auf dem 
Gebiete des Volkskredits bekannten EuGENE RosTAND gegen den „interventio­
nisme instable" mancher Redner während der Sem a in e so c i a l e in Bor­
deaux, in „La ref. soc." v. 16. XI. 1909. 
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fünfzehn Jahre verabschiedeten Arbeiterschutzgesetze zu bekämpfen. 
So anerkennt sie zwar, daß das Gesetz von 1898 über die Ar­
beiterunfälle sich eingelebt hat, wird aber nicht müde, zu be­
tonen, daß es die Arbeiter zu Lüge und dazu verleite, Unfälle 
zu simulieren 1

); nicht minder sorgfältig verzeichnet sie alle Kon­
:flikte aus der Anwendung des Gesetzes von 1910 über Alters­
versorgung und aus dem Widerstand der Arbeiter gegen ihre Bei­
tragspflicht; die namentlich seit 1910 in Erscheinung getretene 
'l'euerung endlich führt sie auf die durch diese Gesetze verur­
sachte Steigerung der Produktionskosten zurück und ist bestrebt, 
so neuen Maßregeln zum Schutz der Arbeiter vorzubeugen. Gegen 
das Projekt einer Beseitigung der Nachtarbeit in den Bäckereien 
wird geltendgemacht: sie werde die Qualität des Brotes schä­
digen 2

); wird von der Notwendigkeit einer Abhilfe gesprochen 
gegen die Hungerlöhne der durch das sweating system ausge­
beuteten Heimarbeiter, so heißt es: für die letzteren sei es unter 
allen Umständen besser, im eigenen Heim zu arbeiten, als es um 
der gesetzlich überwachten Fabrik willen zu verlassen 3

). Nichts 
fürchtet nämlich die LE PLAYsche Schule mehr als die industrielle 
und landwirtschaftliche Konzentration, da diese die Patronage und 
das Familienleben erschwere. Ebendeshalb hat sie auch freudigst 
das Heimstättengesetz vom 12. VII. 1909 begrüßt, welches nach 
amerikanischem Muster die Unangreifbarkeit der Familienheimstätte 
festlegt 4

). 

Neben der durch „La reforme sociale" vertretenen Schule 
geht die dissidierende einher, welche „La s c i e n c e so c i a 1 e" 
herausgibt, in der sorgfältig vorbereitete und gut geschriebene 
Monographien erscheinen. Ihre ]'iihrer, HENRI DE TouRVILLE, 
EoJVIOND DEMOLINS und PAUL DE RousrnRs stehen zwar unter 

1) Vgl. ebenda v. 16. IV. u. 1. V. 1910. 2) Ebenda v. 1. X. 1910. -
Der Pariser Erzbischof und andere Prälaten sind dagegen öffentlich für diese 
Reform eingetreten. 3) Ebenda v. 16. IV. 1910. 4) Am stärksten 
von LE Pr,A Yschen Ideen beeinflußt sind die Patronatsorganisationen mit 
religiösem Charakter, welche die lrnth. Industriellen in den Departements Nord 
und Pas de Calais ins Leben gemfcn haben. Es gab ihrer mehr als 31, jüngst 
aher sind zwei Sondergruppen in den beiden Departements gebildet worden. 
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LE PLAYS Einfluß, haben aber dessen Methode verbessert und 
sind zu praktischen Schlußfolgerungen gelangt, die weit weniger 
in Widerspruch stehen mit den herrschenden sozialen 'l'endenzen_ 
Im Patronat sehen sie keineswegs ein Allheilmittel, und DEMOLINS 
hat sogar aufgezeigt, daß der jede freie Bewegung hemmende und 
qui:ilerische „Paternalismus" gewisser Großindustrieller ebenso schäd­
lich sei wie der gesetzgeberische, da er ohne dauernden ökono­
mischen Nutzen die Arbeiter bloß erbittere 1). Gleichermaßen an­
erkennen sie unter Hinweis auf die industrielle Konzentration die 
Existenzberechtigung und Notwendigkeit der Gewerkschaften 2); 
und BUREAU hat die Vorteile des Kollektivvertrages hervor­
gehoben, wenngleich er den meisten französischen Arbeitern noch 
die Fähigkeit abspricht, ihn mit Vorteil auszunützen 3). Kurz, 
die Gruppe der „Science sociale" ist vom konservativen Katho­
lizismus ausgegangen und beim sozialen angelangt. 

Die kath. Sozialen sind in Frankreich vielleicht weniger zahl­
reich als die Konservativen, erscheinen aber gegenwärtig als die 
fätigeren. Die Verurteilung der ehr. Demokratie durch Pius X. 
hat ihre Bedeutung gesteigert. Indem sie die Unterschiede zwischen 
ihnen und der aufgelösten Gruppe aufzeigten, haben sie jeden 
Zweifel an ihrer Orthodoxie zerstreut und alle an sich gezogen, 
die bisher zweifelnd zwischen beiden Schulen standen. Ihre 
Theorien werden seit acht Jahren in den „Sernaines sociales" 
formuliert, die von den ehemaligen Schöpfern der Union d'ctudes 
des ca t h o 1 i q es so c i au x veranstaltet werden. Die „sociale 
Woche" ist eine Art von Unterrichtskongreß, der jiihrlich durch 
5-6 aufeinanderfolgende Tage stattfindet. Den 'l'eilnehmern werden 
einige theoretische Vorträge, ferner Schilderungen tatsiichlicher 
Zustände sowie im allgemeinen für das große Publikum bestimmte 
Vorlesungen geboten. Aus propagandistischen Rücksichten werden 
diese Versammlungen abwechselnd in verschiedenen Teilen Frank-

1) In gleichem Sinne äußerte sich auch PAUL BUREAU (,,Quinzaine" 
V. 1. IV. 1902) anläßlich des Streiks in Montceau-les-Mines. 2) Vgl. das 
wissenschaftlich-objektive Buch von ÜLPHE-GAILLARD, L'organisation des 
classes ouvrieres, Paris 1911. 3) Vgl. P. BUREAU, Le contrat cle travail,, 
1902, und in „ La ref. soc." v. 16. IV. u. 1. V. 1911. 
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.reichs abgehalten - 1904 in Lyon, 1905 in Orleans, 1906 in 
Dijon, 1907 in Amiens, 1908 in Marseille, 1909 in Bordeaux, 
1910 in Rouen, 1911 in Saint-Etienne - und ihnen nebst dem 
päpstlichen Segen auch die Zustimmung des Bischofs gesichert, 
in dessen Sprengel sie stattfinden 1

). 

Alle Theoretiker auf diesen Kongressen suchen zu erweisen, 
·daß die Gesellschaftswissenschaft von der Religion beherrscht 
13ein müsse. So stellt z.B. der Präsident der „Semaines sociales", 
HENRY LORIN ~), die beiden großen sozialen Dokumente des 
19. Jahrhunderts, den Code civil und die Encyclica „Rerum 
novarum", einander gegenüber. Jener beruhe auf der absoluten 
Vertragsfreiheit und liefere die Lohnarbeiter der Willkür der 
wirtschaftlich stärkeren Unternehmer aus; diese dagegen stelle 
fest, daß auch Parteivereinbarungen unbillig sein können, wenn 
sie die höheren, von Gott gegebenen Gerechtigkeitsprinzipien 
.verletzen. Jeder Tausch, mag er sich nun auf Sachgüter oder 
Dienstleistungen beziehen - führt wieder der Abbe DESBUQUOIS 
aus 3) -, muß der Gerechtigkeit entsprechen. Daß freier Wett­
bewerh Platz gegriffen habe und ein Vertrag zustande gekommen 
sei, genüge hierzu nicht. Es müsse auch beiderseits das pretium 
justum sein, d. h. konform dem Naturrecht, dem göttlichen Willen. 

Ob man die Vortriige der „Semaines sociales" liest oder die 
großen Revuen dieser Schule: ,,La Chronique sociale de 
France" oder „Le mouvement social", stets begegnet man den 

1) Die Berichte über diese Versammlungen sind in Buchform erschienen. 
Auf der Tagesordnung derjenigen von Rouen (1910) standen beispielsweise 
folgende Punkte: I. Problemes sociaux de l'heure presente. La fonction sociale 
des pouvoirs publics. L'impot. Le probleme de la population. L'injustice 
usuaire vis-a-vis du droit moderne. La lutte contre le chomage. Le travail 
de l'homme et le travail de la femme. Le travail de nuit des enfants. Le 
minimum de salaire dans le travail a domicile. Syndicats ou associations. -
II. Les Jois sociales. - III. Les institutions sociales: syndicats feminins, asso­
ciations agricoles. - IV. Education sociale: education dans la famille; for­
mation de l'clite ouvriere. V. Conferences generales. 2) Vgl. Lomxs 
Vortrag auf der Semaine sociale von Rouen 1910. 3) Ebenda von Saint­
Etienne 1911. Die beBte Gesamtdarstellung des soz. Katholizismus bietet: 
P. A;,;rTOIXE S. J., Courn d'economie sociale, 3. Aufl., 1905. 
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beiden grundlegenden Gedanken: Notwendigkeit gesetzgeberischer 
Intervention und der Berufsorganisation. Sie billigen die Arbeiter­
schutzgesetze, auch wenn eine Regierung sie schafft, der sie miß­
trauen und die ihnen antipathisch ist, wie die der Republik; 
mehrfach haben sie von der Agitation gegen die Altersversiche­
rung von 1910 abgemahnt 1); vielfach sind sie zu einem gesetz­
lichen Lohnminimum bereit, um dem Elend der Heimarbeiter ab­
zuhelfen 2); sie bestreiten, daß die Teuerung durch die Sozial­
gesetzgebung verursacht sei;;) ; sie stimmen endlich den Studien 
in der Richtung der Schaffung internationalen Arbeiterschutzes 
zu. Ein Hauptvertreter des Interventionismus, der Professor RAour„ 
JAY, hat an den Konferenzen der Internationalen Gesellschaft fiir 
gesetzlichen Arbeiterschutz tätigen Anteil genommen, und einer 
der Führer der kath. Bewegung hat erklärt: man könne ebenso­
wohl eine soziale Christenheit sich vorstellen, wie es im 13. Jahr­
hundert eine politische gegeben habe 4). Nach der Auffassung 
der kath. Sozialen hat diese Christenheit auf einer starken Berufs­
organisation sich aufzubauen. Die ehr. Korporation ist ihr Zu­
kunftsideal, und ihr freundliches Urteil über die Gewerkvereine, die 
Korporativgenossenschaften und den Kollektivvertrag erklärt sich 
durch die Hoffnung, mit ihrer Hilfe die Basis zur künftigen, vom 
revolutioniirenlndividualismus geheilten Gesellschaft zu gewinnen 5). 

Der Propaganda der kath. sozialen Theorien dient zur Zeit 
nachdrücklich die in Reims von zwei Abbes begründete Gesell­
schaft „L'action populaire" 6

), in deren Besitz auch das 1876 

1) ,,Gardons nous cette fois - schreibt A. DE Mm, im Echo de Paris 
v. 16. V. 1911 - de la faute commise en 1884, qnand nous avons, par d'aveugles 
repugnances, compromis le mouvement syndical en l'abandonnant ou en 
l'entravant." 2) Vgl. Abbe MJi:NY, Le trnvail a domicile, Paris 1910. 
3) Vgl. ZAlllANSKY in „Le mouvement social" v. Okt. 1910. Nach den 
Parlamentswahlen von 1910 hat Z. (ebenda ,Juli 1910) den kath. sozialen De­
putierten empfohlen, nicht in der konserv. Rechten aufzugehen, sondern eine 
Sondergruppe nach Muster der belgischen „Jungen Rechten" (Jeune droite) 
und der österreichischen Lu e g er-Partei zu bilden. 4) Vgl. die Rede von 
BAZmE, ebenda Juni 1911. 5) Vgl. DuTn.orr, Vers l'organisation profes­
sionelle, Paris 1910. 6) Nicht zu verwechseln mit dem großen, von den Kath. 
gegründeten politischen und ,v ahlverein „ L'a c t i o n l i b er a I e p o p u I a i r e". 
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geschaffene ehemalige Organ des „ Oeuvre des cercles", ,,L' Asso­
ciation catholique", übergegangen ist. Es beißt seit 1909 „Le 
m o u v e m e n t so c i a l" und bringt auch zahlreiche Mitteilungen 
aus fremden Ländern, seit dem Juli 1910 sogar auch Artikel 
nichtfranzösischer Autoren in der Originalsprache. Außerdem ver­
öffentlicht „L'action populaire" jährlich einen „Guide social", 
in dem die Aktionsergebnisse des abgelaufenen Jahres zusammen­
gefaßt werden, schließlich auch - sonstiger Publikationen zu 
geschweigen - zahlreiche Flugschriften zur Popularisierung wich­
tiger Probleme und deren kath. sozialer Lösungen. Der von ihr 
1911 in Paris veranstaltete Kongreß ist stark besucht gewesen 1). 

Auch das so viel ältere „ 0 e u v r e d es c er c l es ca t h o­
li q u es" besteht, hält Jahreskongresse ab und genießt noch, dank 
der Person seines Gründers DE MuN, Ansehen. Zählt es aber 
auch Anhänger in den gebildeten Klassen, so sind doch seine 
Bemühungen, auch in die arbeitende zu dringen, vollständig ge­
scheitert. Viel lebendiger dagegen ist die „A(s so c ia t i o n) 
C(atholique) de la J(eunesse) f(ran<,;aise)", die sich 1886 
von ihr abgezweigt hat und autonom geworden ist. Lange vor­
nehmlich politisch gerichtet und zur Bekämpfung der linken Par­
teien bestimmt, hat sie sieb seit 1903 sozialen Fragen zugewendet. 
Auf jedem ihrer Jahreskongresse werden solche - z. B. die 
Gegenseitigkeit, Gewerkschaften, Arbeit von Jugendlieben - theo­
retisch und praktisch diskutiert. Auf der Tagesordnung desjenigen 
von 1912 steht die Altersversicherung. Daneben befaßt sich die 
A. C. J. F. mit der Schaffung: auf dem flachen Lande von Syn­
dikaten, Gegenseitigkeitsvereinen, Darlehenskassen, Versicherungs­
gesellschaften gegen Viehfall; in den Städten von Arbeiterkredit­
genossenschaften, billigen Wohnungen, Angestellten-Syndikaten. 
Sie zählt daher in ihren Reiben nicht nur Adelige und Bürger­
liche, sondern auch junge Bauern und Arbeiter. Gleich wie die 

1) Auf demselben hat der Direktor der „Action populaire„ Abbe DES­

BUQUOIS, folgende programmatische Erklärung abgegeben: ,,Nous travaillerons, 
suivant les principes de l'Eglise, a l'education des masses laborieuses, a l'or­
ganisation de Ja profession; bref, pour notre modeste part, a la restauration 
de l'ordre social chretien" (,,La ref. soc." v. 16. V. 1911). 
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Verdammung der ehr. Demokraten den kath. Sozialen, hat die Zer­
störung des „Sillon" der A. C. J. F. Anhänger zugeführt. Diese 
hat denn auch auf dem Pariser Kongreß von 1911 ihren 25jäh­
rigen Bestand mit Glanz gefeiert; und ein junger Adeliger, der 
sich in der Bewegung betätigt, hat 1909 erklärt: er und seine 
Genossen wollten sich nicht wie ihre Väter seitab vom nationalen 
Leben halten, sondern durch Beteiligung an demselben und Ver­
dienste um das Volk dessen eisige Feindseligkeit überwinden 1). 

Fragen wir nun, in welchem Maße die kath. soziale Bewegung 
die Volksmassen erfaßt hat, so Hißt sich schwer priizis antworten. 
Ihre bedeutendsten Erfolge sind auf dem Lande erzielt worden. 
Sie haben daselbst landwirtschaftliche Syndikate ins Leben ge­
rufen, die seit dreißig Jahren ständig wachsen und die Mehrheit 
der Kleingütler umfassen, die einen beträchtlichen Teil der biiuer­
lichen Bevölkerung ausmachen. An der Spitze dieser Syndikate 
stehen sehr hiiufig Großgrundbesitzer, die zumeist kath. gesinnt 
sind. Die Syndikate sind wieder zu großen Verbänden zusammen­
geschlossen, wie die „Societe des agriculteurs de France", 
die aus 1600 Syndikaten mit 600 000 Mitgliedern besteht. Diese 
Federationen werden regelmäßig von kath. Gesinnten geleitet, und 
Konservative wie Soziale sind darin einig, die Großgrundbesitzer 
zu tätiger Mitwirkung anzueifern. Am 1. I. 1910 zählte man im 
ganzen 4948 landwirtschaftliche Syndikate mit 813 038 Mitglie­
dern"), doch ist es unmöglich, zu sagen, wie viel darunter kath. 
sind. 

Außerdem spielen die Kreditgenossenschaften eine Rolle, ge­
wöhnlich Ra i ff eisen - Kassen. Der Schüler LE PLAYs, Em1irnE 
RosTAND, hat sie 1889 im „Centre federatif de France" 
vereinigt. Als liberaler Katholik wollte er sie allgemein zu­
gänglich wissen. Von anderer Seite aber wünschte man rein 
kath. Vereine. So gründete denn Louis DuRAND einen zweiten 

1) Vgl. Lours Im CLERMONT-TONNERRE, Pourquoi nous sommes sociaux, 
in „Le correspondant" v. 25. XI. 1909. - Das regelmäßige Organ der A. C. J. F. 
ist gegenwärtig „La V i e n o u v e 11 e". Die Regionalsektionen verfügen meist 
über ein W ochcnblatt oder Bulletin. 2) Vgl. B u 11 et in de l'Offtce du 
travail v. Nov. 1910. 

An:hiv f. d. Geschichte des Sozialismus III, hrsg. v. G rii 1i b o r g. 7 
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Verband: ,,Union des caisses rurales". Die demselben an­
gegliederten Kassen nehmen nur Kath. auf und sind in vielen 
Dörfern von den Pfarrern eingerichtet worden. Solcher Kassen · 
gab es 1909: 657 mit 25 078 Mitgliedern und einer Kassenbewe­
gung von 17 891 907 Frs. Am 1. I. 1910 betrug die Gesamtzahl 
der kath. Darlehenskassen 800 1). 

Diese und viele andere, namentlich korporative, Genossen­
schaften zeigen, daß die Kath. auf dem flachen Laude eine be­
achtenswerte Rolle gespielt haben. Dagegen ist es ihnen im all­
gemeinen nicht gelungen, auch auf die Taglöhner und ländlichen 
Arbeiter Einfluß zu gewinnen. Auch würde man irren, wollte 
man annehmen, daß der kath. Geist auch nur in den von ihnen 
gebildeten landwirtschaftlichen Genossenschaften dominiere. Mehr 
als einmal haben zwar die Bauern nützlichen Rat von Groß­
grundbesitzern oder Gruppen der A. C. J. F. angenommen, nicht 
aber auch den Geist und die Überzeugungen, die diesen Rat 
diktierten. 

Weit geringer sind die Erfolge der Kath. in den Städten. Ich 
lasse ihre -- zahlreichen - charitativen Einrichtungen beiseite. 
Die aber sozialen Gepräges sind und an die Initiative der Massen 
appellieren, sind - verglichen mit den Gewerkschaften radikaler 
oder sozialistischer Tendenz - sehr schwach. Immerhin aber 
sind auch in einigen Städten, dank den Bemühungen eines 
Pfarrers oder einer besonders eifrigen Gruppe, Resultate erzielt 
worden. So besitzt z. B. eines der ärmsten und volkreichsten 
Pariser Viertel, das Quartier de Plaisance, mehrere wichtige Grün­
dungen des Pfarrers SouLANGE-BODIN. In der Handlungsgehilfen­
klasse, die zwischen Bourgeoisie und Arbeiterschaft steht, zählt 
der Katholizismus viele Anhänger, und unter allen kath. Syndi­
katen ist heute das blühendste das „Syndicat des employes 
du commerce et de l'industrie" in Paris mit fast 60000 
Mitgliedern 2). Die kath. Arbeitersyndikate hingegen sind im ganzen 
wenig zahlreich. Die Mitgliederziffer festzustellen, ist schwer. 
Denn viele kath. Gruppen vermeiden es, ihren kath. Charakter 

1) Vgl. L. DtmAND im „B u 11 et in de l'Off. d. trav." v. Jan. 1911. 
2) Vgl. über die wichtigsten kath. Syndikate: ,,L'assoc. cath." von 1908. 
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zu proklamieren. Ein mit den Verhältnissen vertrauter Mann nimmt 
für 1911 bloß 12000 „ehr. Gewerkvereinler" an 1

). 

Soll man diesen auch die Mitglieder der „gelben Syndikate" 
zuzählen, die, seit 1903 entstanden, von Anbeginn sich den „roten" 
feindlich entgegenstellten? Ihr Begründer PrnRRE BitrnY erklärt 
sie für religiös-neutral. Tatsächlich aber sind sie häufig von den 
Kath., namentlich von den konservativen, gelobt und ermutigt 
worden. Die kath. Sozialen haben ihnen gegenüber Bedenken 
gezeigt: sie billigen zwar ihren Kampf gegen den revolutionären 
Sozialismus, mißtrauen aber dem Zwiespalt, den sie in die ge­
werkschaftliche Bewegung g·ebracht haben i). Die gelben Gewerk­
schaften, deren genaue Stärke zu erfassen übrig·ens unmöglich ist, 
erscheinen so zwar als Verbündete der kath. Bewegung, gehen aber 
nicht vollständig in ihr auf. 

Die Propaganda des sozialen Katholizismus in den Städten 
erfolgt gegenw::irtig durch die „sozialen Sekretariate" (Sec r et a­
r i a t s so e i au x), die - nach ausländischem Muster - in einigen 
großen Städten geschaffen wurden, um den Arbeitern mit Rat an 
die Hand zu gehen, sobald es sich um Vereinsg-riindungen, juri­
stische Fragen, Bibliothekswesen handelt. Einige derselben haben 
wirtschaftliche Aufgaben in die Hand genommen, so in Paris im 
März 1910 nach den Seine-Überschwemmungen die Griindung 
einer Volkskreditkasse. Ihr Hauptzweck aber bleibt ein propa­
gandistischer. Sie erreichen ihn vornehmlich durch „soziale 'fäge" 
(journees sociales), auf denen nach dem Vorbild der „sozialen 
Wochen" Vorträge und Diskussionen stattfinden. 

Zur Gewinnung nicht nur der bereits wahlberechtigten, son­
dern auch der noch nicht wahlfähigen Jugend können sich die 
Kath. der Uberall in Frankreich ins Leben gerufenen „Studienzirkel" 

1) ,,La ref. Hoc." v. 1. u. 16. IX. 1911, S. 315. Auch der Anteil der Kath. 
an den gemischten Syndikaten - deren es am 1. I. 1910 184: mit 38005 l\iit­
g·liedern gab ist nicht zu fixieren. Erwiihnt sei schließlich, um eine rich­
tige Vorstellung von dem Verhältnis zu geben, daß die für denselben Tag amt~ 
lieh erhobene Zahl der Arbeiterg·ewcrkschalten 977 350 hctragen hat. Vgl. 
Bulletin de l'Off. d. trav. v. Nov. 1910. 2) Vg-1. ,,Tlassociat. cath." 
v. 1908, S. 429 und PAWLOWSKY, Les syndicatH jaunes, Paris 1911. 

7* 
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(Cercles d'ctudes) bedienen, in denen soziale Fragen dargelegt 
und diskutiert werden. Der Präsident der „Commis s i o n des 
cercles d'ctudes de l'Union des associations ouvrieres 
catholiques", HENRY DE FRANCE, hat gezeigt, daß dieselben 
häufig versagen mangels tüchtiger Leiter, die die praktischen 
Probleme beherrschen und allen in den Debatten vorkommenden 
Einwendungen gewachsen sind 1

). 

In allen geschilderten kath. Bestrebungen fällt natürlich dem 
Klerus eine große Rolle zu. Vielfach hatten sie sogar in den öko­
nomischen Gründungen Funktionen übernommen, die eine finan­
zielle Verantwortlichkeit in sich schlossen, bis der Heil. Stuhl es 
ihnen mit Dekret vom 18. XII. 1910 untersagte. Das hindert sie 
aber nicht, die Gründer solcher sozialer Werke zu inspirieren und 
zu leiten. Natürlich bedürfen sie, sollen sie es mit Nutzen tun 
können, einer Vorbereitung schon vom Priesterseminar ab, und die 
Bischöfe haben daher in den meisten großen Seminaren eine 
„Conference d'oouvres" eingerichtet, in denen die künftigen 
Priester lernen, wie man bei der Grüdung von Syndikaten, länd­
lichen Darlehenskassen usw. vorzugehen hat. Nicht genug daran 
aber haben viele kath. Soziale gefordert: es solle in den 
Seminaren auch Sozialwirtschaftslehre vorgetragen werden. Sie 
begründen dies damit, daß man zur Gewinnung eines Volkes,. 
welches sich immer mehr von der Religion abwendet, es verstehen 
müsse, ihrn davon zu sprechen, was es interessiert, neben dieser 
opportunistischen, aber auch mit der prinzipiellen Erwägung, daß 
die Kirche, betraut mit der Morallehre, auch die ehr. Grundsätze· 
verbreiten müsse, welche die Gesellschaft beherrschen. In einigen 
Diözesen ist denn auch diesem Wunsche Rechnung getragen worden. 
Wie aber der von der „Alliance des grands serninaires" 
im Juli 1911 veranstaltete Kongreß gezeigt hat, ist die ganze 
Frage noch recht ungeklärt 2). 

Noch ein anderes, viel schwierigeres Problem wird seit Jahren 
unter den Kath. lebhaft diskutiert. Sollen die von den letzteren 
geschaffenen Institutionen jedem offenstehen oder streng konfes-

1) ,,La ref. 8oc." v. 1. u. 16. IX. 1911. 2) Vgl. CALIPPE, La iormation. 
8ociale des seminaristes, in „Revue du clerge fran<,ais" v. 15. XI. 1911. 
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sionell sein? Wir haben gesehen, wie diese Frage in bezug auf 
die Volkskreditvereine aufgeworfen wurde. Sie ist aber auch für 
~ne anderen Bildungen ökonomischen Charakters zu beantworten. 
Die Kath., sagen die einen, sollen gemeinnützige Arbeit verrichten, 
mit ihrer Sachkunde finanziell neutrale Assoziationen unter­
stützen und so populär werden; sie werden so feindselige Vor­
urteile zerstreuen, erst den Katholizismus lieben lehren und dann 
'ZU ihm hinüberziehen. Handelten sie so, sagen andere, so würden 
sie nur zu oft von Vereinen zum Narren gehalten werden, die 
direkt religionsfeindlich oder wenigstens religiös indifferent sind; 
sie müßten daher allzeit und überall Kath. sein und nicht vor 
den Volksklassen, an die sie sich wenden, ihre Fahne verstecken. 
Diese Debatte zwischen liberalen und intransigenten Kath. ist auf 
dem Kongreß der „Action populaire" von 1911 wieder aufge­
nommen worden. Es wurde in ihr zwischen Berufsorganisationen 
unterschieden, die, wie die Patronage, kath. Prägung tragen müßten, 
und anderen, bei denen dies nicht notwendig sei, wie bei Gewerk­
vereinen. Die intransigente Richtung gewinnt jedoch stetigen 
Boden, und zwar um so mehr, als sie sich der Unterstützung Pius' X. 
erfreut, der mit gewohnter Klarheit gefordert hat, Kath. sollten 
sich nur untereinander assoziieren. Auch viele Bischöfe haben 
sich in diesem Sinne ausgesprochen 1). Und insbesondere werden 
die kath. Arbeiter gewarnt, nur mit großer Vorsicht in revolutio­
näre und sozialistische Gesellschaften einzudringen. 

Dennoch existieren noch neutrale Gebilde, die zwar kath. sozial 
inspiriert, dabei aber jedermann zugänglich sind. Unter ihnen 
ist die Pariser „soziale Käuferliga" (Ligue sociale d'ache­
teurs) zu nennen, die nach dem Vorbild mehrerer Städte in den 
Vereinigten Staaten sich hauptsächlich an die wohlhabenden Klassen 
wendet. Sie will die Käufer, insbesondere die Damen, dafür 
gewinnen, nur dort einzukaufen, wo die Angestellten gut behandelt 

1) Vgl. hierii.ber die sehr ausführlichen Abhandlungen von CRi,;TINON in 
.,Chronique sociale de France" v. Dez. 1910, Jan. und Febr. 1911; für die Neu­
tralität spricht sich aus: P. Luoovrc in „Etudes franciscaines" v. 1900, 
t. III/IV; für die Konfessionalität: DEsnmiums in „Le mouvement social" 
v. Jan. 1910 und Lours DuRAND, L'esprit des amvres sociales, Paris 1910. 
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und die Arbeiterschutzgesetze, namentlich die Sonntagsruhe, voll 
eingehalten werden. Diese Liga hat an dem Genfer Internatio­
nalen Kongreß der Käuferligen von 1908 ti:itigen Anteil ge­
nommen 1

). 

Die kath. soziale Bewegung in Frankreish ist seit zwei Jahr­
zehnten sehr lebhaft gewesen. Sie hat viele interessante Bestre­
bungen gezeitig-t und viele treue Vertreter gefunden. Auch wäre 
es ungerecht, sie als ganz unfruchtbar zu bezeichnen. Allein ihre 
Ergebnisse sind unbedeutend geblieben. Erstens, weil die Kath. 
stets die sozialen den politischen Fragen untergeordnet haben, 
sodann, weil es ihnen bisher nicht gelungen ist, tiefer in die 
Massen zu dringen. Wohl hat die ländliche Bevölkerung mannig­
fach die von Kath. inaugurierte Syndikatsbewegung ausge­
nützt, der Führung derselben aber hat sie sich nicht unterstellt. 
Die Arbeiter wieder sind in ihrem Großteil ihnen feindselig ge­
blieben. Jedenfalls hält das Wirken der kath. Sozialen in Frank­
reich in seinen Resultaten noch keinen Vergleich aus mit dem in 
Belgien, Deutschland und Österreich. 

v.2) 

Wie die Katholiken, so sind auch die Protestanten lange der 
Beschi:iftigung mit sozialen Problemen fremd geblieben, denn sie 
waren erst durch die Wiederherstellung ihrer kaum der Ver­
folgung entronnenen Kirchen in Anspruch genommen und sodann 
durch die Kämpfe zwischen Orthodoxen und Liberalen. 

Der Vorläufer des sozialen Protestantismus war der elsässische 
Pastor ÜBERLlN (t 1825f1

), der von seinem verlorenen Vogesen­
winkel Ban de la Roche aus die halbwilden Bauern zu evange-

1) Vgl. l\ilAumcE DESLANDilES, L'acheteur, 1911. 2) Vgl. zum 
folgenden: Duciw;;, Le mouvement social actuel dans le protestautisme 
frarn,ais, Paris 1901; CoLLAim, Le mouvemeut social daus le protestautisme 
fraui;ais, Dijon 1909; hauptsächlich aber die 1887 begründete „Revue de 
th e ol o gi e JJr a ti q u e", die später „Re v. du chri sti anism e p rat." hieß 
und jetzt den Titel „Le christianisme social" triigt. Demokratischeren 
Charakter hat die Zeitschrift „L'a van t -gar de. 3) Vgl. PARCSSOT, 
Oberlin, Paris 1905. 
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lisieren, sich mit ihrem Wohl und Wehe zu befassen und sie aus 
Unwissenheit und Elend zu ziehen verstand. Außerdem fanden 
sich im Elsaß wie in Frankreich einige auf die Verbesserung 
des Loses ihrer Arbeiter bedachte Industrielle, darunter ein 
Schüler ÜBERLINS, DANIEL LEGRAND, der seit 1841 den Gedanken 
internationalen Arbeiterschutzes verfocht 1). Die Mühlhausener 
Fabrikanten schufen gegen 1835 die von allen Philanthropen 
bewunderten Arbeiterhäuser 2), ein schönes Beispiel jenes von 
LE PLAY gepredigten Patronats. Gehörten ja auch mehrere prot. 
Industrielle dessen Schule an, da er sich nicht bloß an kath., 
sondern an Christen im allgemeinen wendete. Nach 1870 trat 
ein - ebenfalls elsässischer - Pastor auf, C. FALLOT, der sieh 
für die Verbesserung des Loses der Massen begeisterte. An­
fänglich Sozialist, suchte er sodann die prot. Kirchen für die 
neuen Probleme zu interessieren 3

), um endlich, entmutigt durch 
seinen Mißerfolg uml angeekelt von der Theorie, sich den Bauern 
eines Dorfes im Departement de la Drome zu widmen, die er 
in günstigster Weise beeinflußte, so daß er ebenso endete wie 
ÜBERLIN. 

Indessen begriffen einige Pastoren um 1880 die Notwendig­
keit, die Augen ihrer Glaubensgenossen auf die sozialen Fragen 
zu lenken; und auf der andern Seite förderten einige Laien, 
darunter besonders DE BoYNE in Ntmes und der bekannte Rechts­
lehrer CHARLES GmE, die Konsumvereine in der Hoffnung auf 
eine Versöhnung der Klassen. 1887 vereinigten sich diese und 
jene in der „Association protestante pour l'etude des 
questions sociales", die seit 1888 regelmäßig Jahreskongresse 
abhält. Man befaßt sich auf denselben vornehmlich mit Theorie 
und Propaganda, während die praktische Tätigkeit dem freien 

1) Vgl. KRAWTCHI<JNKo, Un precurseur du droit international ouvrier, Daniel 
Legrand, in „Revue generale de droit internat. public", 1910. 2) H. HERK)-;Eit, 

Die oberelsässische Baumwollindustrie, Straßburg 1887. 3) Er schrieb 
damals: ,,Eut-on reussi a demontrer Ja faussete de toutes les mesures econo­
miques 1>ronees par !es socialistes, que le socialisme lui-memc resterait intact." 
Seine bedeutendsten Schriften sind gfäammelt in „Christianisme social" von 
FALurr, Paris 1911. 
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Ermessen der Individuen und Gruppen überlassen bleibt 1). Der 
Großteil ihrer Mitglieder verwirft gleichermaßen ökonomischen 
Liberalismus wie Sozialismus und erblickt in der Kooperation 
das Mittel zu wohltätiger sozialer Umgestaltung. Gleichzeitig 
beteiligten sich die prot. Sozialen - Laien wie Pastoren - leb­
haft an der Propaganda gegen Alkoholismus und Pornographie. 
1899 schufen die in der „Conference fraternelle" in Lyon ver­
einigten Vertreter der prot. Kirchen eine „Commission d'action 
protestante evangelique sur le terrain moral et 
social", die sodann auf der prot. Generalversammlung zu Nimes 
1909 erneuert worden ist, aber keine große 'l'iitigkeit ent­
faltet hat. 

All das erschien jedoch einigen Pastoren unzureichend. Sie 
wünschten eine praktische und wahrhaft demokratische Aktion. 
Die eifrigsten unter ihnen lebten in großen Industriestädten und 
kannten aus eigener Anschauung das moralische und physische 
Elend der Arbeiter. So versuchten denn WILFRED MoNOD in 
Rouen, Co:MTE in Saint-Etienne, GouNELLI<, in Roubaix u. a. die 
Trägheit ihrer Glaubensgenossen aufzurütteln. Diese Chr.-Sozialen 
beschlossen nach einigen Vorkonferenzen die Einberufung eines 
Kongresses nach Besarn;on durch die „Association protestante pour 
l'etude des questions sociales". Derselbe fand am 10. VI. 1910 
statt und zugleich während desselben eine „Journee chretienne­
sociale internationale", an der neben französischen auch zahlreiche 
Delegierte aus der Schweiz und einige aus anderen Liindern teil­
nahmen. Man einigte sich daselbst auf eine programmatische 
Erklärung, die unter anderem prinzipiell anerkannte: die Staats­
intervention, die Nützlichkeit der Kooperation sowie der Ver­
gesellschaftung gewisser Werte, die Legitimität des Gewerkschafts­
wesens, die Ablehnung von Gewalt, die Notwendigkeit internatio­
naler Schiedsgerichte. Gleichzeitig beschloß man die Bildung· 
nationaler Gruppen einer neuen Gesellschaft, die nicht mehr bloß 
mit Studien sich befassen, sondern zur rrat übergehen sollte. 
Die französische Gruppe sollte den Namen tragen: ,, Union 

1) Die Kong-reßberichte lic)gen in Buchform vor. 
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frall(;aise des chretiens sociaux". Sie hat sich auf dem Kongreß 
von Saint-Quentin im Juni 1911 endgültig unter der Bezeichnung 
,,Action chretienne sociale" konstituiert, hat Statuten aus­
gearbeitet und einen Nationalrat mit CHARLES GrnE als Präsi­
denten und GouNELLE als Generalsekretär gewählt. 

Die von prot. Sozialen seit einigen Jahren geschaffenen haupt­
sächlichen Organisationen sind die „ Brüderschaften" (Frater­
n i t es, Solid a rite s) , miuser, vornehmlich in großen Städten, 
die, in erster Linie zur sittlichen und religiösen Erziehung be­
stimmt, aber den Arbeitern auch Versammlungs- und Vortragssäle 
bieten und mitunter Zentren von Genossenschaften und Gegen­
seitigkeitsvereinen. Auch die Bildung ländlicher Solidarites ist 
im Gange. Doch ist man über bescheidene Anfänge noch nicht 
hinausgekommen. Auf dem Kongreß von Saint-Quentin wurde 
beschlossen: die neue Gesellschaft solle ihre Anstrengungen zu­
nächst auf die Entwicklung dieser Institutionen konzentrieren. 
Die Zukunft allein kann lehren, welcher Erfolg ihnen beschieden 
ist. Ist ja die soziale Bewegung innerhalb des Protestantismus 
erst in ihrem Beginn 1). 

1) Eine kleine Gruppe unter Führung von PAUI, PAStlY, dem Sohne des 
liberalen Ökonomisten und berühmten Pazifisten FRtDJ\mrc P ASSY, ist ins 
sozialistische Lager übergegangen und hat 1909 die „Union de 8 so c i a­
li s t es chretiens" gebildet. Sie hat auch zur Schaffung einer kommuni­
stischen landwirtschaftlichen Kolonie in Ostfrankreich, der Lief r a (Li­
berte, Egalite, Fr a ternite) beigetragen. 



Gesohiohte der englischen Labour Party1)2). 
Von 

Edward R. Pease (London). 

Am 27. Februar 1900 konstituierte sich - unter der Bezeichnung 
zunächst eines Arbeitervertretungskomitees (L. R. C. 3

) - formell 
und endgültig die Arbeiterpartei (L. P.). Will man aber ihre 
geschichtliche Bedeutung erfassen, so muß man auch die ihrer Be­
gründung vorangegangene Entwicklung kennen. 

Die große Wahlreformaktion von 1832 gab Großbritannien eine 
Verfassung, die, auf Vorrechten aufgebaut, alle Proletarier vom 
Wahlrecht ausschloß. 1867 erst wurde dieses den städtischen 
Arbeitern zugestanden mit dem Erfolge, daß nun die lange 
Herrschaft der Whigs ihr Ende fand. Wohl brachte niimlich 
GLADSTONES tatkräftige Regierung während der Jahre 1868-1874 
große Reformen. Allein er entfremdete sich die Gewerkvereinler 
dadurch, daß er das Gesetz, das den Streik tatsiichlich, wenn 
auch nicht dem Namen nach zum Verbrechen stempelte, wieder 
in Kraft setzte, statt es aufzuheben. So schlugen sich denn die 
Trade Unionisten auf die Seite der Konservativen, und mit ihrer 
Hilfe hauptsächlich siegten diese bei den allgemeinen Wahlen von 
1874. 

Seit einem halben Jahrhundert schon waren die 'l'rade Unions 
eine Macht im Lande. Aber erst die Ereignisse des Jahres 187 4 

1) Aus dem englischen Manuskript übersetzt von AUGUSTE SzANT0. 
2) Das Manuskript befand sich seit Oktober 1911 in den Händen der 

Redaktion. 
3) Im nachfolgenden sind folgende Abkürzungen gebraucht: L. R. C. = 

Labour Representation Commitee; L. P. Labour Party; F. S. = Fabian Society ;. 
S. D. F. = Social Democratic Federation; I. L. P. = Independent Labonr Party. 
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brachten den Arbeitern zum Bewußtsein, daß die Zeit gekommen 
sei, ihre politische Macht auszunützen. Zwei Bergarbeiter wurden 
ins Parlament entsendet. Der eine von ihnen starb wenige Jahre 
später. Der andere aber, THOMAS BuRT, nahm durch die Stimmen 
und auf Kosten des N orthumberlander Bergarbeiterverbands als 
Abgeordneter für Morpeth in Northumberland seinen Sitz im Haus 
der Gemeinen ein. Er ist jetzt dessen Senior, d. h. dasjenige 
Mitglied, das demselben am längsten ohne Unterbrechung an­
gehört hat. Im liberalen Kabinett von 1892-1895 hatte er eine 
unbedeutende Stelle inne und unlängst wurde ihm die Auszeich­
nung zuteil (mehr bedeutet es nicht), in Anerkennung seiner langen 
und ehrenvollen Laufbahn in den Privy Council berufen zu werden 
- eine Ehre, die mit dem Titel eines Right Honourable ver­
bunden ist. - Natürlich gehört er zur alten Schule und hat es 
abgelehnt, in die L. P. einzutreten. Kein vernünftiger Mensch 
hat aber auch erwartet, daß der alte Mann neue Ideen in sich 
aufnehmen werde, und auch die Extremsten verehren in ihm 
einen Pionier der neuen Ordnung der Dinge. - Er war De­
legierter auf dem Gewerkvereinskongreß von 1911 und seine 
Rede über den internationalen Frieden war die bedeutsamste in 
dieser Versammlung. 

Die Wahlen von 1880 brachten 3 Trade Unionisten ins Par­
lament. Nach der Ausdehnung des Wahlrechts auf die Graf­
schaften und die Verleihung des Stimmrechts an alle Haushaltungs­
vorstände (household suffrage) durch die Reformbill von 1884 
wuchs diese Zahl im darauffolgenden Jahre auf 11. Bei den 
Wahlen von 1892 endlich errangen 15 Gewerkvereinler Parlaments­
sitze, darunter JOHN BuRNS, gegenwärtig Präsident des Local 
Governement board, und J. KEm HARDIE, beide vielleicht nicht aus­
drücklich als Sozialisten, aber andrerseits auch nicht als Liberale. 

Die direkte Vertretung der Arbeiterschaft im Unterhause hat 
also eine lange und nicht unrühmliche Geschichte gehabt, bevor 
die Arbeiterpartei ins Leben getreten ist. Sie begann als eine 
Empörung gegen die herrschenden Parteien, aber die Liberalen 
anerkannten rasch die Forderungen der Arbeiter, und zwei Jahr­
zehnte vor 1900 wie in diesem Jahre selbst wurden Trade Unionisten 
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als liberale Kandidaten aufgestellt. Ja, zwei von ihnen, HirnRY 

BROADIIURST und TnoMAS BuRT, saßen in liberalen Ministerien. 
Die Arbeiter hatten zwar nicht alles erreicht, was sie forderten, 
aber sie hatten vieles durchgesetzt. Erwähnung verdient überdies, 
daß ein Gewerkschaftsführer, der Obmann der Baumwollspinnerei­
vercinigung, bei einer Nachwahl im Juli 1899 als konservativer 
Kandidat für Oldham, einen zum Besitzstande der Tories gehörigen 
,v ahlkreis, auftrat, was aber nur zum Verluste desselben führte. 

Mittlerweile aber gewann eine neue Bewegung immer mehr 
an Boden. Im Jahre 1884 begann man in England vom So­
zialismus zu hören, und 1885 stellte die S. D. F. zwei Wahlbewerber 
auf, die jedoch unerwarteterweise so wenig Stimmen erhielten, 
daß ihre Kandidatur lächerlich erschien. In den nächsten paar 
Jahren verursachte der Sozialismus eine gewaltige Aufregung. 
Die Sozialdemokraten aber verharrten in ihrem Doktrinarismus 
sowie in ihrer Überzeugung von der Notwendigkeit einer physisch­
gewaltsamen Revolution und bekämpften daher die Gewerk­
vereine. Anderseits begegnete der Vorschlag H. H. CHAMPIONS 
auf Schaffung einer Arbeiterpartei mit eigenem politischen Pro­
gramm starkem Mißtrauen wegen dessen angeblicher Beziehungen 
zu den Tories, die nur allzu eifrig auf eine Spaltung ihrer Gegner 
bedacht waren. 

Im Jahre 1892 waren, wie bereits erwähnt, sowohl BORNS 
als HARDIE ins Unterhaus entsendet worden, nicht gerade als 
Trade Unionisten, sondern vielmehr als Repräsentanten des So­
zialismus. 1894 hatte sodann KErn HARDIE die I. L. P. ins Leben 
gerufen, die, wie ihr Name besagt, programmatisch eine Arbeiter­
und nicht ausdrücklich eine sozialistische Partei sein soll. 
Darin liegt der Gegensatz zwischen dem englischen und dem 
deutschen Typus der Sozialisten. Wie ich bereits in einem früheren 
Artikel 1

) gezeigt habe, war es die F. S. gewesen, die den Kampf 
gegen die Herrschaft des Marxismus aufgenommen hatte; und 
die Veröffentlichung der „Fabian Essays in Socialism" hatte 
in den Jahren 1888/90 den Gedanken eines englischen, verfässungs-

1) ,,Die Fabian Society", in diesem Archiv I, 333--353. 
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mäßigen Sozialismus popularisiert, der in seinem Zusammen­
wirken mit Gewerkvereinen und Kooperativgenossenschaften eher 
eine Weiterbildung der bestehenden politischen und sozialen Ein­
richtungen darstellt als deren Verdrängung. Die eigentümlichen 
Formen und die Politik der F. S. entsprachen jedoch nicht dem 
Ideenkreis der arbeitenden Klassen. So befriedigte denn die 
BegrUndung der I. L. P. ein wirkliches Bedürfnis. 

Die neue Organisation, die fast von ihrem Anbeginn mehr 
eine Vereinigung für sozialistische Propaganda war denn eine 
Arbeiterpartei , verbreitete während der nächsten fünf Jahre, 
1894-1899, mit aller Kraft ihre Ideen in Gewerkschaften und 
bekehrte rasch eine große Zahl jUngerer Männer unter den 
Gewerkschaftsführern zum Sozialismus. Ihre Kandidaten ins 
Parlament zu bringen vermochte sie jedoch nicht, und auch KEm 
HARDIE verlor 1895, als die konservative Welle Uber das Land 
hinwegging, sein Mandat. 

Wir kennen nun die beiden Mächte, die sich zur Schaffung 
der L. P. zusammenschlossen. Auf der einen Seite waren es die 
Trade Unionisten, die 1899 etwa 15 Vertreter, meist Bergarbeiter, 
im Unterhause zählten: alle, einschließlich JOHN Bmrns, in den 
Reihen der Liberalen. Auf der andern Seite waren die Sozialisten, 
die im ganzen den Liberalen spinnefeind waren, vielleicht größten­
teils deshalb, weil eine solche Feindseligkeit als für Sozialisten 
korrekt galt und weil die Unabhängkeit, die sie leidenschaftlich 
herbeiwünschten, die Unabhängigkeit von den Liberalen bedeutete. 
Denn mit den Konservativen war jegliche Allianz unmöglich. 

Auf dem Gewerkschaftskongreß von Plymouth im Septembe·r 
1899 nun sprachen sich die Vertreter von 546 000 gegen 434 000, 
Stimmen für folgende Resolution aus: 

"Dieser Kongreß beauftragt im Hinblick auf die in früheren Jahren ge­
faßten BeschlüsBC und in der Absicht, für eine bessere Vertretung der Arbeiter­
interessen im Unterhause zu sorgen, das parlamentarische Komitee, alle 
kooperativen, gewerkschaftlichen, sozialistischen und sonstigen Organisationen 
der Arbeiterklasse zur Beschickung eines Spezialkongresses einzuladen, auf 
dem gemeinsam Wege und Mittel ausfindig gemacht werden sollen , durch 
welche die Rückkehr einer stärkeren Zahl von Arbeitervertretern in das nächste, 
Parlament gesichert würde." 
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Demgemäß wurden die drei nationalen sozialistischen Or­
ganisationen, nämlich die S. D. F., die I. L. P. und die F. S., 
vom parlamentarischen Komitee eingeladen: zum Zwecke der 
Erstellung eines Programms Delegierte zu entsenden, und der 
nächste Schritt war, daß ein aus KErn HARDIE, RAMSAY MACDONALD, 
BERNARD SHAW, WILL TuoRNE und mir selbst bestehender Aus­
schuß für den 27. Februar 1900 eine Konferenz von Gewerk­
vereinlern Sozialisten und Genossenschaftlern nach London in die 
Memorial Hall einberief. Die Kooperativgenossenschaften, die 
jede Teilnahme an den Vorarbeiten der Konferenz abgelehnt 
hatten, lehnten auch die Einladung zu deren Beschickung ab. 
Dagegen leisteten derselben Folge 129 Delegierte als Vertreter 
von 545316 Gewerkvereinlern und 22861 Sozialisten. Die andern 
Arbeiterorganisationen waren nicht eigentlich eingeladen worden. 
Der Konferenz präsidierte W. C. STEADMAN, Sekretär der Schiffs­
bauarbeiter. Damals war er liberales Parlamentsmitglied für 
Shepney und er blieb als solches auch bis 1910 im Rahmen der 
liberalen Partei, obgleich der L. P. innner freundlich gesinnt. Als 
er im Juli 1911 starb, war er Sekreüir der parlamentarischen 
Kommission auf dem Gewerkschaftskongreß, stand also auf dem 
ersten Platz in der Welt der Trade Unions. - Ein anderer aus­
gezeichneter Teilnehmer an jenen Griindungsarbeiten war JOHN 
BuRNS, damals wie jetzt Parlamentsmitglied für Battersea, der 
sich in späteren Jahren der Partei gegenüber, die er mit ins Leben 
rufen geholfen, nichts weniger als freundlich erwiesen hat. 

Zweck der Konferenz war, Schritte zu tun in der Richtung 
einer Vermehrung der Arbeitervertreter im Unterhause. Die erste 
Abstimmung war bezeichnend. Mit 102 Stimmen gegen 3 wurde 
eine Resolution verworfen, die sich für die Vertretung der Ar­
beiter durch solche Miinner aussprach, welche „die Wiinsche und 
Forderungen der Arbeiterschaft mitfühlten". Gleich zu Beginn also 
lehnte es damit die Konferenz ab, die Mitarbeit von Nicht­
angehörigen der Arbeiterklasse auszuschließen. Dies war natiir­
lich ein sozialistischer Sieg, denn gar manche Sozialistenführer 
sind keine Arbeiter. - Mit 59 gegen 35 Stimmen wurde ferner 
der Klassenkampfstandpunkt verworfen. - Schließlich wurde auf 
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die von JOHN BuRNS unterstützte Anregung KEm HARDIEs hin 
die Bildung einer Arbeitergruppe beschlossen, die mit jeder Partei 
zusammenwirken sollte, welche bereit wäre, die Gesetzgebung 
im Interesse der Arbeiter zu beeinflussen. 

Die eigentliche Bedeutung dieser Resulution liegt in dem Wort 
Gruppe. Zwischen einer solchen und einer Partei besteht ein 
weltenweiter Unterschied. Eine Gruppe besteht aus Mitgliedern 
jedweder Partei, die sich zu einem gemeinsamen Zweck zusammen­
tun; die Partei ist ein Körper, dessen Angehörige alle Zwecke 
gemeinsam haben und der sich von andern Parteien trennt. Die 
Arbeiterpartei nun wurde in ihrem Beginn als Gruppe konstituiert. 
Ihre Mitglieder konnten als Liberale, Sozialisten, oder wenn sie 
mochten, auch als Tories auftreten. Alle sollten in der neuen 
Vereinigung gleichberechtigt sein, vorausgesetzt, daß sie in die 
Gruppe eintraten und in Arbeiterfragen sich mitbetätigten. 

Die Verfassung der Gruppe war föderalistisch. Die Exekutive 
bestand aus 7 Trade Unionisten, 2 Sozialdemokraten, 2 Mit­
gliedern der I. L. P. und einem Fabier. J. RAMSAY MACDONALD 
wurde einstimmig zum Sekretär gewählt. 

Man sieht: die Sozialisten nahmen in der L. P. von 
Anfang an eine Ausnahmestellung ein. Auf dem Kongreß , wo 
(wenn es verlangt wurde) mittelst Stimmzettel abgestimmt wurde, 
kam auf je 1000 Mitglieder 1 Stimme, so daß die Sozialisten nur 
über 23 Stimmen gegen nahezu 600 gewerkschaftliche verfügten. 
Dennoch erhielten sie im Exekutivkomitee 5 von 12 Sitzen, und 
auch der Sekretär wurde ihren Reihen entnommen. Dies ist für 
englische Art charakteristisch. Die Konferenz lehnte es. ab, sich 
durch irgendwelche Formeln auf den Sozialismus festzulegen. 
Sie war jedoch durchaus bereit, den praktischen Wert sozialistischer 
Begeisterung anzuerkennen, und schätzte die Macht der Sozialisten 
im Verhältnis zu ihrer Tätigkeit und ihrer Energie ein, nicht aber 
im Verhältnis zu ihrer Zahl. 

Von den Mitgliedern des ersten Komitees sind außer mir die 
Parlamentsmitglieder J. KEm HARDIE und JOHN HoDGE die ein­
zigen, die noch der Exekutive angehören. Der Sekretär J. RAMSAY 
MACDOALD wurde jedes Jahr einstimmig wiedergewählt und ist 
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nur deshalb im Begriffe, sich zurückzuziehen, weil er nunmehr 
das bedeutungsvollere Amt des Parteiführers im Unterhause 
innehat. 

Die Partei bestand erst 6 Monate lang, als die allgemeinen 
Wahlen von 1900 stattfanden. Bei diesen wurden 15 Kandidaten 
vom Komitee empfohlen, von denen zwei, KErn HARDIE in Merthyr 
(Wales) und R. BELL in Derby, auch Erfolg hatten. BELL war, 
ganz in Übereinstimmung mit der damaligen Struktur der L. P.,. 
Liberaler. 

Auf der ersten im Februar 1901 abgehaltenen Jahreskonferenz 
hatte die Partei eine Mitgliedschaft von 339 577 Gewerkvereinlern 
und 22 861 Sozialisten, ferner 5 Trade Councils, d. s. Ver­
einigungen von Trade Unions, die für lokale Zwecke in ver­
schiedenen Städten gebildet werden. Die Einnahmen beliefen 
sich auf 344 Pfd. Während des folgenden Jahres erhöhte sich 
die Zahl der angeschlossenen Gewerkschaften um 100000. Da­
gegen zog sich die S. D. F. von der Partei zurück und behandelte 
dieselbe von da ab mit Feindseligkeit, was aber für sie selbst 
von schlimmeren Folgen begleitet war als fiir die von ihr ver­
lassene L. P. 

Nicht wenig trug zur Konsolidierung der letzteren eine Gerichts­
hofentscheidung bei. 

Damit hatte es folgende Bewandtnis. Nach Common Law galten 
Gewerkschaften, die hemmend auf das Gewerbe einwirkten, als 
ungesetzliche Organisationen. Nun war es allerdings zur Erlassung 
von Normen gekommen, durch die sie für besondere Zwecke 
legalisiert wurden. Für andere Zwecke aber blieben sie ausdrück­
lich außerhalb des Gesetzes. Dies hatte zur Folge, daß gegen 
sie eine Aktion weder von ihren eigenen Mitgliedern eingeleitet 
werden konnte, denen sie vertragswidrig die zugesagten Vorteile 
nicht gewiihrten, noch von Unternehmern, deren Betriebe 
durch ihre Funktionierung Schaden gelitten hatten. Dieser Zu­
stand hatte, wie es scheint, zur Zufriedenheit aller Parteien, durch 
ungefähr 30 Jahre gedauert. Im Jahre 1901 jedoch entschied 
das Haus der Lords in seiner Eigenschaft als Oberster Gerichts­
hof ( die wohl von der anderen als gesetzgebender Körper zu 
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unterscheiden ist) in der „Taff Vale-Eisenbahnaffäre": 
daß die Unternehmer, die durch einen Streik geschädigt würden, 
hierfür die in Betracht kommenden Gewerkschaften schadenersatz­
pflichtig machen könnten. - Diese Entscheidung mußte die Trade 
Unions lähmen, weil die Unternehmer sie nun wegen schädigender 
Handlungen bedrängen, ja zerstören konnten, wenn irgendeines 
ihrer Mitglieder sich im Verlauf eines Streiks auch nur die ge­
ringste Ungesetzlichkeit zuschulden kommen ließ. Ebendeshalb 
aber bewirkte dieser vom Boden des Gesetzes aus gegen die 
Sicherheit der Gewerkschaften geführte Schlag eine Stärkung der 
L. P., die nun natürlich den Auftrag erhielt, so bald als möglich 
die Annullierung· der Taft' Vale-Entscheidung durch das Parlament 
durchzusetzen. Das Jahr 1902 und die Konferenz von Ncwcastle 
im Februar 1903 waren kritisch für die Geschichte der Partei. 
Durch die einstimmige Wiederwahl DAVID SHACKLETONS für 
Clitheroe in Lancashire erhöhte sich die Zahl ihrer Vertreter im 
Parlament von 2 auf 3. Daß niemand den Sitz gegen ihn er­
kiimpfen wollte, obgleich er als Kandidat des unbedeutenden 
L. R. C. auftrat, bedeutete eine Anerkennung des Einflusses der 
Baumwollarbeiter. Bei spiiteren Wahlen behauptete sich SHACKLE­
TON, bis er 1910 in den Dienst der Regierung trat - Die Mitglieder­
zahl der Partei war um 85°/o, auf 861150, angewachsen, und 
das Wichtigste: ihre Basis wurde durch die Konferenz gänzlich 
verändert. 

Der bei der Konstituierung des L. R. C. maßgebend gewesenen 
,, Gruppen "idee hatte die I. L. P. von Anfang an widerstrebt, 
und es war zu starken Meinungskämpfen gekommen zwischen 
den Anhängern des Gruppensystems und den Befürwortern einer 
selbständigen Parteibildung. Zuletzt gab der Anschluß von 103 000 
Baumwollspinnern den Ausschlag in diesem zweiten Sinne. 

Praktisch hieß Verbindung mit andern Parteien nichts als Ver­
bindung mit den Liberalen. Die Baumwollspinner aber bilden 
innerhalb der organisierten Arbeiterschaft die einzige großenteils, 
wenn nicht vorwiegend, konservative Sektion. Viele der großen 
Baumwollindustriestädte von Lancashire, düstere Fabrikzentren, 
die nur von solchen bewohnt werden, die nicht anderwärts unter-

Archiv f. Geschichte d. Sozialismus Ill, hrsg. v. Grünberg. 8 
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zukommen venucigen, sind und waren Generationen hindurch 
überwiegend aufseiten der Tories. Sie und andere nicht liberale 
Trade Unionisten bekämpften natiirlich die Bewilligung von 
Geldern, die praktisch zur Durchbringung gewerkschaftlicher 
Kandidaten bestimmt waren, welche mit den Liberalen zusammen­
gehen sollten; und sie fanden Unterstützung bei den Sozialisten, 
die aus ganz andern Gründen Unabhängkeit forderten. 

Nach heftiger Debatte sprach sich eine Mehrheit, die 650 000 
Mitglieder vertrat, gegen die Vertretung einer Minderheit von 
bloß 154000 für die Schaffung einer unabhängigen Labour Party 
aus. Die Entscheidung war eine endgültige. Wer ( wie der Schreiber 
dieser Zeilen) die Klugheit der Vorwärtspolitik bezweifelt hatte, 
war zufrieden, daß seine Furcht unbegründet gewesen war. Wer 
bisher mit den Liberalen zusammengearbeitet hatte, überzeugte 
sich, daß die Majorität eine unabhängige Arbeiterpolitik wünsche, 
und diese neue Politik wurde nun ohne weitere Bedenken an­
genommen. 

Diese Einmütigkeit wurde nur durch einen einzigen Dissens 
gestört. RICHARD BELL, Sekretär der Eisenbahnbediensteten und 
Parlamentsmitglied für Derby, weigerte sich, dem Zug der Zeit 
zu folgen. Als Liberaler gewählt, beschloß er Liberaler zu bleiben. 
Seine Union war gegen ihn; aber er verweigerte die Unterzeich­
nung des Parteistatuts, welche die Konferenz forderte, um klarzu­
stellen, wer Mitglied der neuen Partei sei und wer nicht. So 
bestand denn jahrelang ein etwas unwürdiger Zwiespalt zwischen 
dem allgemein als Trade Unionisten respektierten Manne, der aus 
nichtigen Gründen, wobei Fragen der Überzeugung oder Politik 
nicht in Betracht kamen, es ablehnte, eine Partei anzuerkennen, 
und den Männern, die ibm sein Gehalt bezahlten und jener 
Partei den Vorzug gaben. Dieser Streit nahm einige Jahre später 
ein Ende, als BELL ein Zivilamt antrat und sich von der Politik 
zurückzog. Die Bewegung in seiner Union führte aber zur 
0 s b o rn e-Afüire, auf die ich noch (S. 119) zurückkommen werde. 

Noch ein anderer wichtiger Schritt wurde in Newcastle getan. 
Die größte Schwierigkeit fiir die Vertretung der Arbeiter im Par­
lament lag darin, daß die Kandidaten nicht nur alle Wahlkosten 
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aufzubringen hatten, sondern auch keine Diäten erhielten. Erst 
im August 1911 wurde den Parlamentsmitgliedern eine Ent­
sclüidigung von 400 Pfd. jährlich bewilligt. Die großen Gewerk­
vereine hatten wohl Wahl- und Diätenfonds. Oft aber gehörten 
gerade die fähigsten Männer kleinen Unionen an, die außerstande 
waren, Geld für politische Zwecke aufzubringen. Überdies 
wünschte die L. P., ihre Mitglieder möchten der Partei als solcher 
Gefolgschaft leisten und nicht irgendeiner Gewerkschaft, deren 
Interessen möglicherweise nicht mit denen der übrigen überein­
stimmten. Es wurde deshalb beschlossen, durch Beitriige von 
1 d. per Mitglied einen Parlamentsfonds zu gründen, aus dem alle 
Abgeordneten mit jährlich 200 Pfd. zu dotieren wären und aus 
dem auch ein kleiner Beitrag zu den Wahlkosten geleistet werden 
sollte. Die Mitgliedsbeiträge zu diesem Fonds wurden später auf 
2 d. erhöht. So konnte jeder Arbeitervertreter eine Jahresent­
schädigung von 200 Pfd. nebst einer besonderen Zulage für 
Herbstsessionen erhalten, wie auch ein Viertel der offiziellen Aus­
gaben bei der Wahl, d. h. etwa lO°lo der Gesamtausgaben. Der 
Rest muß von der Gewerkschaft oder der sonstigen anerkannten 
Körperschaft aufgebracht werden , die sich für die Kandidatur 
einsetzt. 

Im Jahre 1903 zogen zwei außerordentliche Erfolge die 
Aufmerksamkeit auf die neu gegründete Partei. W oohvich, 
jener Teil von London, der das königliche Arsenal in sich 
scl1ließt, war von den Tories ohne Kampf oder mit Majo­
ritäten von 2000 bis 3000 Stimmen behauptet worden. Durch 
Mandatsverzicht des Lord CHARLES BERESFORD ergab sieh eine 
Vakanz. Ein Küfer, WILL CRO0KS, als Mitglied des Londoner 
County Couneil wohlbekannt, wurde nun als Arbeitervertreter 
kandidiert und mit einer Majorität von 3229 Stimmen gegen den 
Tory gewählt. - Wenige Monate später stand der Eisengießer 
ARTHUR HENDERSON als Kandidat für den Barnard Castle-Kreis 
von Durham einem Liberalen und einem Konservativen gegen­
über und gelangte mit der knappen Mehrheit von 47 Stimmen 
gegen den Konservativen an die Spitze der Kandidatenliste. 

Drei Siege bei Gelegenheit von Ersatzwahlen be(leuteten einen 
8* 
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Rekord für eine Partei, die bei den vorangegangenen Haupt­
wahlen nur 2 Sitze hatte erringen können. Die Partei hatte nun 
eine feste GrundJage. Ende 1905 umfaßte sie 158 Trade Unions 
und 2 sozialistische Gesellschaften mit 921 280 Mitgliedern, sowie 
73 Trade Councils. Ihr Vollzugsausschuß bestand aus 9 Gewerk­
vereinlern und 3 Sozialisten. Ihre Jahreseinnahmen überstiegen 
6000 Pfd., und ihr Vermögen betrug nahezu 7000 Pfö. 

Im Januiu 1906 fanden die lange erwarteten Hauptwahlen 
statt. Das konservative Ministerium hatte wenige Wochen zuvor 
demissioniert. Das Land war der Unfähigkeit der Konservativen, 
die über zehn Jahre an der Herrschaft gewesen waren, aufs. 
äußerste überdrüssig. Allgemein wurde denn auch mit einer Nieder­
lage der Konservativen gerechnet. Niemand aber sah ihre Ver­
nichtung voraus. Die L. P. zog mit 50 Kandidaten - die zu­
meist seit Jahren oder Monaten dazu ausersehen waren - und 
einer aktionsfähigen Organisation in den Kampf. Das Resultat 
war überraschend. Die Konservativen wurden aus Orten ver­
drängt, die man für uneinnehmbar gehalten hatte, und die Liberalen 
errangen eine Mehrheit, wie sie der Zahl und der fortschrittlichen 
Struktur nach seit Menschengedenken nicht erlebt worden war. 
Die Liberalen verfolgten weiterhin ihre Politik der Arbeiterfreund­
lichkeit. Sie waren sich bewußt, daß die L. P. im ganzen auf 
ihrer Seite stand, und stellten daher deren Kandidaten in einer 
großen Zahl von Wahlkreisen, namentlich in mittelgroßen Städten 
mit je 2 Abgeordnetensitzen, in denen jeder Wähler zwei Stimmen 
hat, keine Gegenkandidaten entgegen, oder überließen in vielen 
dieser Gemeinden einen der beiden Sitze einem Arbeiter. So, 
wurden 29 von den 50 Kandidaten der L. P. gewählt, und diese 
war nun endlich eine leistungsfähige Macht, die im Laude Ein­
druck machen konnte, wenngleich sie natürlich außerstande blieb~ 
die überwältigende liberale Majorität zu erschüttern. 

Die neue Partei war gemischt. Einige ihrer Mitglieder, wie 
KEIR HARDIE und RAMSAY MACDONALD, waren Sozialisten; andere 
machten kein Geheimnis daraus, daß sie - obgleich im Rahmen 
der Partei - politisch Liberale seien und zu bleiben gedächten. 
Als aber die schwierige Aufgabe, einen Führer zu wählen, gelöst 
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werden mußte, ergab sich praktische Übereinstimmung beider 
Richtungen. Die Wahl fiel auf einen Sozialisten, J. KEIR HARDIE, 
den Gründer der I. L. P.; und unter seiner klugen und gemäßigten 
Führung machte sich die Partei an ihr Werk konstruktiver Politik. 

Der Erfolg der L. P. rief in England große Sensation hervor. 
Bis dahin hatte man die Sozialisten als eine kleine Clique von 
Schwindlern betrachtet. Jeder Alltagspolitiker war auch über­
zeugt, daß der gefühlvolle und anständige englische Arbeiter nie­
mals ihren Tiraden sein Ohr öffnen werde. Und nun stand !{Ern 
RARDIE an der Spitze von 29 Abgeordneten, die beanspruchten, 
als besondere Partei zu gelten, und die sich überdies durch ihre 
persönliche Bedeutung rasch die Anerkennung als neuer Faktor 
in der Politik erzwangen. 

1908 kam ein neues Mitglied hinzu, nämlich der seither ver­
storbene PETE CuRRAN, der in Jarrow einen sensationellen Sieg 
über nicht weniger als drei Kandidaten davontrug; und im selben 
Jahre gewann VICTOR GRAYSON, ein sozialistischer Kandidat der 
I. L. P., gegen zwei Gegenkandidaten einen Sitz in Colne Valley 
in Y orkshire. Diese beiden bedeutungsvollen Siege riefen große 
Verwunderung hervor, indessen trat GRAYSON nicht der L. P. bei, 
und sein Verhalten schwächte diese fortgesetzt, bis er in den 
Wahlen vom Januar 1910 seinen Sitz einbüßte. 

In diesem Parlament waren tatsächlich zwei Arbeiterparteien 
vorhanden: die L. P. kurzweg, mit 31 Mitgliedern (1 Mitglied 
hatte sich ihr nach der Wahl angeschlossen), und ungefähr 
15 liberale Abgeordnete aus dem Arbeiterstand, Trade Unionisten, 
«lie -- wie in frühem Zeiten - meist von den Liberalen gewählt 
worden waren. Diese beiden Gruppen hatten viel Gemeinsames. 
Auf den Gewerkschaftskongressen waren sie jahrelang zusammen­
gesessen, und bis auf ein <tder zwei Ausnahmen beobachteten sie 
streng die ungeschriebene Regel, daß ohne Rücksicht auf die Partei­
zugehörigkeit kein Arbeitervertreter einem andern oder einem 
Sozialisten öffentlich opponieren dürfe. Klassengeist wurde immer 
höher bewertet als Parteigeist. 

Es gibt in Großbritannien ungefähr 550 000 organisierte Kohlen­
arbeiter, von denen nur wenige der L. P. angehörten, obgleich 
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sie mehr Abgeordnete in ihren Reihen zählen als andere Ver­
einigungen. Um das Jahr 1908 faßte nun diese gewaltige Körper­
schaft den Majorifätsbeschluß, sich der L. P. anzugliedern. Bis 
zu den Hauptwahlen sollte allerdings der status quo erhalten 
bleiben ; nach deren Ankiindigung jedoch sollten die Bergleute 
samt ihren Parlamentsvertretern sich unter das Banner der Arbeit 
stellen. Das geschah denn auch nach der Parlamentsauflösung 
im Januar 1910. Von den 18 Bergarbeiterabgeordneten hielten 
sich nur 3 der L. P. ferne und wurden als Liberale wieder­
gewählt. füitte nun die Arbeiterpartei ihre frühere Zahl erreicht, 
so wäre sie mit 46 Mitgliedern ins Haus zurückgekehrt. Allein wie 
der Liberalismus verlor auch die Arbeit an Boden, und so zogen nur 
40 ihrer Vertreter in das neue Parlament ein. 'l'rotz c;les Verlustes 
an Sitzen bedeutete das immerhin eine Verstärkung der Partei. 

Das neu gewählte Parlament hatte nur kurze Lebensdauer. 
Bei der neuerlichen Wahl im Dezember 1910, in der um die­
selben Prinzipien gekämpft wurde, wie elf Monate zuvor, ver­
mochte unter allen englischen Parteien einzig die L. P. ihre 
Stellung zu verbessern, indem sie zu ihrem früheren Besitzstand 
2 Sitze hinzugewann, so daß sie gegenwärtig 42 Mitglieder zählt 
- die höchste bis jetzt erreichte Zahl. 

Um einer iibersichtlichcn Darstellung der Wahlergebnisse willen 
war ich genötigt, vorläufig die politische Taktik und das Vor­
gehen der Partei unbesprochen zu lassen, und will nun das Ver­
säumte nachholen. 

Der Taft' Vale-Fall war im Jahr 1906 einer der Gegenstände, 
bei denen die gesamte Partei fest zusammenhielt. Solange die 
oberhausrichterliche Entscheidung ihre Geltung behauptete, waren 
die Gewerkvereine ihrer hauptsächlichsten Kriegswaffen beraubt. 
Die liberale Regierung machte jedoch keine ernsten Schwierig­
keiten, diesen Zustand zu beendigen, wiewohl sich der von ihr 
vorgeschlagene Modus im einzelnen von dem durch die Trade 
Unions geforderten unterschied. Schließlich drang die L. P. durch, 
und das Gesetz iiber die Arbeitsstreitigkeiten von 1906 gab den 
Unions die Sicherheit wieder vor fremden Einmischungen, welche 
die Taft' Vale-Entschcidung ihnen entzogen lrntte. 
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Bald aber ergab sich ein neuer Zwischenfall. Ein Eisen­
bahnbediensteter, aufgeregt durch die früher erwähnte Bewegung 
über RICHARD BELL, versuchte durch Anrufung der Gerichte 
seine Union an der Verwendung von Geldern fUr politische 
Zwecke zu verhilldern. Seit 187 4 hatten Gewerkschaften für 
ihre Angehörigen die Kostell des Mandats bestritten, und selbst­
verständlich war dem Parlament bekallnt, daß Gewerkvereins­
gelder auf diese Weise verwendet wiirden. Nichtsdestoweniger 
glaubten die Richter den Vorgang als etwas Neues behandeln zu 
sollen, trotzdem der Regierungskommisslir, da Gewerkschaften 
registriert werden können, Jahr für Jahr Bestimmungen auf­
gezeichnet hatte, die jedes Mitglied zu einem Beitrag für die 
Arbeiterpartei verpflichteten. Das war der beriihmtc „Fa 11 0 s -
b o rn e", der monatelang von Gericht zu Gericht geschleppt und 
endlich im Dezember 1909, wenige Wochen vor den Neuwahlen, 
endgültig dahin entschieden wurde, daß die Eisenbahnerunion 
kein Recht habe, ihre Gelder für politische Zwecke oder für 
irgendwelche mit der Politik zusammenhängende Angelegenheiten 
zu verausgaben. Zugleich wurde den Verbandsfunktionären die 
Einstellung derartiger Zahlullgen aufgetragen. 

Diese Entscheidung betraf glücklicherweise nur die Union selbst, 
gegen die sie ergangen war. Freilich kann jedes Mitglied auch 
irgendeiner anderen einen analogen Richterspruch erwirken; und 
in der Tat wurde eine ganze Anzahl solcher Entscheidungen 
herbeigeführt. Allein die vernichtende Wirkung auf die L. P., 
die man danach hätte erwarten können, blieb aus. Die Sache 
hatte eigentlich, wie sich bald zeigte, praktisch wenig zu be­
deuten. Die betroffenen Gewerkschaften haben es meist zustande­
gebracht, ihre politischen Ausgaben ganz oder teilweise aus frei­
willigen Spenden zu bestreiten. Jedenfalls verfügt die L. P. 
über genug Geld, um damit auszukommen, und die inzwischen 
erfolgte gesetzliche Einführung von Abgeordnetendiäten hat ihre 
finanziellen Lasten um ungefähr 8000 Pfd. jährlich vermindert. 

Die politischen Veränderungen aber haben der Arbeiterpartei 
in den letzten zwei Jahren zu größerer Macht verholfen, als sie 
Je früher besessen hatte. 
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Die beiden Wahlgänge von 1910 brachten Liberalen und Tories 
nahezu die gleiche Zahl von Mandaten. Die Entscheidung lag 
und liegt also bei den etwa 82 Irländern und den 42 Arbeiter­
vertretern. Diese haben das liberale Regiment unentwegt unter­
stützt, weil seine Politik darin besteht, das Veto des Oberhauses 
zu bekämpfen und Irland die Home Rule zu verschaffen. Würde 
aber die L. P. mit den Tories stimmen, so wäre die Regierungs­
majorität eine sehr kleine, besonders wenn man die Tatsache 
in Rechnung zieht, daß die Iren nur selten in voller Stärke in 
Westminster erscheinen. Praktisch hängt danach die Existenz 
der Regierung von der Unterstützung der L. P. ab. Darum muß 
die liberale Regierung, ob sie will oder nicht, gewähren, was die 
Arbeiterpartei verlangt. Der „Osborne-Fall" wird daher ebenso 
durch Parlamentsbeschluß erledigt werden wie die „ Taff Vale­
Affäre,:' im Jahre 1906; und in sehr kurzer Zeit werden die 
Trade Unions die Macht zurückgewinnen, die sie so lange be­
besessen haben: die Freiheit nämlich, ihre Gelder nach Gutdünken 
und ohne andere Einschränkung als durch den Willen ihrer eigenen 
Mitglieder verwenden zu können. 

Bevor wir die Taktik der L. P. besprechen, dürften einige 
statistische Daten über die Zusammensetzung derselben von 
Interesse sein. 

Ende 1910 umfaßte die Partei 1430 539 Angehörige der ihr 
affiliierten Gewerkvereine sowie 31 377 Mitglieder der beiden 
sozialistischen Gesellschaften, der 1. L. P. (28 000) und der F. S. 
(3 377). Daneben gibt es 148 Trade Councils, die 760 Genossen­
schaften und 4000 Mitglieder der „ Liga arbeiten der Frauen" 
(Women's Labour Leag·ue) in sich schließen. 

Hier muß erwähnt werden, daß die Partei, die sich, wie wir 
wissen, zuerst als „Arbeitervertretungskomitee" (L. R. C.) kon­
stituiert hatte, 1906 ihren Namen in „Arbeiterpartei" (L. P.) 
änderte, weil sie schon damals tatsächlich eine Partei bildete 
und nicht mehr ein Komitee zur Schaffung einer solchen. Der 
Name gibt leicht Anlaß zur Verwechslung mit der 1. L. P., einer 
der der Partei einverleibten Körperschaften. Das war jedoch 
nicht zu vermeiden. 
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Die Jahreseinnahmen der Partei, die auf zwei Fonds, einen 
Parlaments- und einen allgemeinen Fonds, aufgeteilt werden, be­
tragen etwa 12 000 Pfd. und fließen aus Ratenzahlungen der Mit­
glieder. Sowohl die Einnahmen wie die Mitgliederzahl bleiben 
hinter dem ordnungsgemäßen Niveau zurück, weil ja gewissen 
Gewerkvereinen durch die Gerichtshöfe verboten ist, Gelder an 
die Partei abzuführen. 

Die L. P. hat eine zweifache Organisation: nämlich je eine 
innerhalb und außerhalb des Parlaments. Die Parlamentsmit­
glieder haben einen Obmann - gegenwärtig J. RAMSAY MAC­
DONALD - und andere Funktionäre, ein eigenes Beratungszimmer 
im Unterhause und einen oder zwei bezahlte Beamte. Sie kommen 
allwöchentlich zusammen, um die Taktik für jeden einzelnen Tag 
zu besprechen, Redner für die Debatten im Hause zu designieren 
sowie Anträge und Interpellationen vorzubereiten. Die allgemeine 
Geschäftsführung der Organisation außerhalb des Parlaments ob­
liegt einem Exekutivkomitee aus 15 Mitgliedern, von denen 11 
durch die Gewerkschaften, je 1 von den Trade Councils und der 
F. S. und 2 von der I. L. P. entsendet werden. Das Exekutiv­
komitee wird auf der jährlich im Januar zusammentretenden 
Delegiertenkonferenz gewählt. Diese wählt auch den Sekretär; 
doch war dies bisher nur eine Formalität, da gegen die Wahl 
MACDONALDs niemals Einspruch erhoben wurde. Die Exekutive 
wählt sodann für das Amtsjahr: ihren Obmann (wobei üblich ist, 
daß niemand länger als ein Jahr die Geschäfte führt), den Kassier 
(jahrelang bekleidete das Parlamentsmitglied ARTHUR HENDERS0N 
diese Stelle) und andere Funktionäre. Die Exekutive ist ein 
administrativer Körper; die Verfassung und in ausgedehntem 
Maße die politische Haltung der Partei werden durch die Jahres­
konferenz bestimmt, welche die höchste leitende Instanz der Partei 
bildet. - Zwei Dinge aber muß man festhalten : In England 
wird die Politik sehr stark durch Personen beeinflußt. Das Halb­
dutzend Parteiführer kann fast immer eigene Wege gehen. Über­
dies besteht die Masse der L. P. aus großen Vereinigungen, die 
gewöhnlich geschlossen stimmen. Eisen, Kohle und Baumwolle 
wiegen vereinigt sämtliche sonstigen Stimmen auf. Und die tüch-
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tigen Männer, welche an der Spitze dieser f,'TOßen Unionen stehen, 
begehen selten Mißgriffe. Die Führer großer Gewerkvereine, die 
durch natürliche Auswahl aus vielleicht hunderterttausend Gleich­
strebenden emporgehoben, einerseits gewöhnt, mit den Unter­
nehmern auf gleichem Fuß zu verhandeln, und andrerseits geiibt, 
große Versammlungen aufgeregter Arbeiter zu beherrschen, sind 
Männer von ausgebreiteter Geschäftserfahrung und großer Menschen­
kenntnis. 

Parlamentskandidaten, die von qer Partei anerkannt werden 
wollen, müssen durch eine der Partei zugehörige Organisation 
aufgestellt werden, welche die Kosten der Wahl, abgesehen von 
dem kleinen Zuschuß aus dem Parteifonds, übernimmt. Das Exe­
kutivkomitee muß dafür sorgen, daß jeder Kandidat seinen Rücken 
gedeckt hat und auch die Zustimmung der lokalen Org·anisation 
seines Wahlkreises besitzt. Ist alles in Ordnung, so setzt es 
seinen Namen auf die Liste. Riickt die (Haupt- oder Nach-)Wahl 
heran, so erhält er Beistand durch Redner und Wahlschriften. 
Das Exekutivkomitee giht auch die Wahlliteratur der Partei heraus 
und kündigt auf diese Weise ihre 'l'aktik wirksam an. 

Die Partei ist blos eine Parlamentspartei und beteiligt sich in 
nur sehr geringem Maße an Lokalwahlen. 

Ihre Organisation ist an verschiedenen Orten des Landes sehr 
verschieden. Mancherorten gibt es lokale Arbeitervereine, die 
zu dem besondern Zweck gegriindet sind, die Parteiinteressen zu 
pflegen. Anderwärts ist der lokale 'l'rade Council der Partei 
affiliiert. In manchen Landgemeinden ist die dominierende Union, 
häufig die der Bergleute, die wirklich verantwortliche Partei­
instanz. In vielen , vielleicht in den meisten Orten schließlich 
besteht eine Sektion der I. L. P., der die geistig regsamsten Leute 
angehören und welche die Führung in politischen Angelegen­
heiten hat. 

Welche Rolle spielt nun der Sozialismus innerhalb der L. P. ?' 
Diese Frage fordert ausführlichere Antwort. Man muß be­

denken , daß die Bewegung in ihren Anfängen merkwiirdig un­
logisch war. Eine Konferenz von Sozialisten und Gewerkschaftern 
wurde einberufen, nicht, um Sozialismus oder 'l'rade Unionismus 
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oder irgendwelche spezifische Reformen, sondern um die Ver­
tretung der Arbeiterschaft im Parlament zu fördern. An diesem 
Werke haben die Sozialisten stets tätig und loyal .mitgesehaffen, 
und die Gewerkschafter haben diese Loyalität damit erwidert, 
daß sie alle Vorschläge ablehnten, welche auf die Vernichtung 
der Vorzugsstellung abzielten, die den Sozialisten insofern ein­
geräumt ist, als ihre Vertretung sowohl im Parlament wie im 
Exekutivkomitee ganz außer VerlüiJtnis zu ihrer Zahl erscheint. 
Tatsächlich und abgesehen von dieser technischen Unterscheidung, 
konnte man niemals eine feste Linie zwischen der sozialistischen 
und der unionistisehen Sektion innerhalb der L. P. ziehen. Einige 
der entschiedensten Sozialisten saßen immer in der Exekutive 
oder im Parlament als Trade Unionisten, und der strengste 
Gewerkschafter hat niemals irgendein durchführbares Projekt 
der Sozialisten bekämpft. Streit gab es nur über Worte, nie­
mals über ernsthafte Dinge. Sozialistische Delegierte auf der 
Jahreskonferenz haben oft vorgeschlagen: die Partei möge ein 
Programm aufstellen. Dagegen erhob die Exekutive mit Ein­
schluß der in ihr sitzenden Sozialisten den Einwand, daß die 
Annahme eines Programmes die Ausschließung jener bedeuten 
würde, die sieh demselben nicht unterwerfen wollten. Deshalb 
unterblieb auch die Aufstellung eines Programms. Aber die 
Partei hat die Aufgabe, die Wahlliteratur zu fördern: sie einigt 
sich auf ein augenblickliches Programm legislativer Vorschläge 
zu Beginn jeder Session, und sie hat eine ganze Reihe pro­
pagandistischer Schriften herausgegeben. Soweit es sieh um Details 
handelt, sind Sozialisten und Gewerkschafter einig. Land- und 
Eisenbahnverstaatlichung, Freitisch fii.r Schulkinder, Staatshilfe 
für Arbeitslose (gewöhnlich unter der Bezeichnung „Recht auf Ar­
beit"): allen diesen Forderungen des Sozialismus steht die L. P. 
ohne Gegnerschaft gegenüber. 

Die Sachlage ist also diese: Die L. P. will sich nicht so­
zialistisch nennen, obgleich die Mehrheit auf den Jahreskonferenzen 
mehr als einmal bekundet hat, daß ihr letztes Ziel der Sozialismus 
ist. Sie ist jedoch immer bereit, dem Sozialismus zuzustimmen, 
wenn er mit irgendeinem durehfii.hrbaren Vorschlag auf den 
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Plan tritt, und sie wird es immer so halten. Überdies stellt 
sie eine ausgezeichnete Maschine zur Erzeugung von Sozialisten 
dar oder wenigstens zur Gewöhnung des Volkes an den Sozialismus. 
Wo die Arbeiterpartei einen Kampf zu bestehen hat, leisten sozia­
listische Führer, wie HARDIE, MACDONALD, SNOWDEN und ÜLYNES, 
dem Arbeiterkandidaten rednerische Hilfe und der Wahlkreis er­
scheint zu Agitationszwecken mit nahezu durchweg sozialistischen 
Mitgliedern überschwemmt. Der Trade Unionist wieder macht, 
genötigt, sich unter Sozialisten zu mengen, die Entdeckung, daß 
sie dieselben Wünsche haben wie er selbst, daß sie aber besser 
unterrichtet und befähigter sind, dieselben zum Ausdruck zu 
bringen. Sein Argwohn gegen die Sozialisten schwindet. Er 
erkennt, daß er praktisch eigentlich selbst Sozialist ist. Gab es 
vor der Gründung der L. P. in England 23000 Sozialisten, so be­
trägt die Zahl derjenigen, die eine feste Gefolgschaft der So­
zialisten bilden, heute mindestens 1 L/2 Millionen. 

Es wird oft behauptet, daß eine Spaltung zwischen Sozialisten 
und Trade Unionisten bestehe. Die Wahl KEIR HARDIES zum 
Obmann wurde von der Presse als Triumph der Sozialisten be­
zeichnet; und zwei Jahre später gab sie die Wahl ARTHUR 
HENDERSONS als Triumph der Unionisten aus. Keine dieser Be­
hauptungen ist gerechtfertigt. G. N. BARNES, der dritte Obmann, 
war der Sekretär der Ingenieure und Funktionäre der I. L. P.; 
RAMSAY MACDONALD, der gegenwärtige Obmann, ist durchaus 
kein Trade Unionist; dagegen hat tatsächlich ARTHUR HENDERSON, 
der neben MACDONALD als eine Macht in der Partei wirkt (und 
wahrscheinlich sein Nachfolger im Sekretariat sein wird), die 
Gelegenheit wahrgenommen, bei einem Bankett zu Ehren des 
Arbeiterpremiers von Australien öffentlich zu erklären, daß er 
ebenfalls Sozialist sei. Kurzum, die L. P. ist keine sozialistische 
Partei; aber jeder ihrer parlamentarischen Führer, ihr Sekretär, 
ihr Schatzmeister, ihr Haupteinpeitscher (G. H. ROBERTS) und ihre 
hervorragendsten Redner außer den schon genannten, KEIR HARDIE 
und WILL CuooKs (vielleicht der populärste und humorvollste 
Redner im Lande), sie alle sind samt und sonders Sozialisten; 
und obgleich es ohne Zweifel gewisse nicht so hervorragende 
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Arbeitervertreter gibt, die den Namen eines Sozialisten zurück­
weisen würden, so wiegt doch ihr Einfluß offenbar wenig neben 
dem ihrer Führer. 

Was hat die Partei erreicht? 
Diese Frage ist nicht leicht zu beantworten. Wie die Dinge 

in England jetzt stehen, nimmt die Regierung selbst beinahe die 
ganze Zeit des Parlaments für sich in Anspruch. Um das Halb­
dutzend Tage, die für Initiativanträge von Abgeordneten zu er­
gattern sind, entspinnt sich heftiger Kampf, und nur solche Anträge, 
welche die zweite Lesung passieren, haben Aussicht, verabschiedet 
zu werden. Gesetze, die auf Anregung von Abgeordneten zurück­
gehen, sind demnach eine Seltenheit und auch, wenn sie vor­
kommen, von sehr geringer Bedeutung. Allein trotz dieser Hem­
mungen kann die L. P. auf einigen Erfolg hinweisen. Bei der 
Abstimmung von 1906 hatte sie Glück, und es gelang ihr, mit 
dem Beistand der Regierung nicht nur das Gesetz über die Ar­
beitsstreitigkeiten durchzubringen und den schon erwähnten 'faff 
Vale-Fall in ihrem Sinne zu erledigen, sondern sie setzte auch 
- eine höchst wertvolle Errungenschaft! - das Gesetz durch, 
welches den bedürftigen Kindern der Elementarschulen die Ver­
abreichung von Mahlzeiten aus öffentlichen Geldern sichert. -
Auch zwei andere Anträge, die einen Teil der Parteiforderungen 
bildeten, gelangten zu gesetzgeberischer Verabschiedung: der eine 
über den Achtstundentag für Bergleute -- eine bedeutsame 
Neuerung, weil sie die in England erste gesetzliche Begrenzung 
der Arbeitszeit darstellt. Die wichtigste aller Errungenschaften 
der L. P. war aber der W ages Boards Act von 1909: ein Gesetz, 
das erstmals auf der nördlichen Erdhälfte das Pri~zip staatlicher 
Regulierung der durch Privatunternehmer gezahlten Löhne einführt. 
Es wurden nach australischem Muster Ämter errichtet, die den 
Minimallohn für jeden Betrieb, auf den das Gesetz nach der 
Durchführungsverordnung des Staatssekretärs Anwendung findet, 
fixieren. Die Zahlung geringerer als der so bestimmten und ge­
hörig bekanntgemachten Löhne erscheint mit schwerer Geldstrafe 
bedroht. Diese revolutionäre Maßregel, die merkwürdigerweise 
im Unterhause ohne Widerstand durchging, bat sich in den Fällen, 
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in denen sie bisher zur Anwendung gekommen ist, als sehr wert­
voll erwiesen und Lohnsteigerungen bewirkt. 

Alle diese Anträge entsprangen zunächst der Initiative der 
L. P., fanden aber im weiteren Verlaufe die Unterstützung der 
Regierung und so die Möglichkeit gesetzgeberischer Verabschie­
dung. 

Die Hauptarbeit, die von einer so kleinen Partei, wie es die 
L. P. ist, geleistet zu werden vermag, besteht darin, die Regierung 
zu stärken. Ihre Mitglieder behaupten, daß die Gesetze über 
die Altersversorgung (Old Age Pensions Act), die Errichtung 
kleiner Bauerngüter (Small Holdings Aet), die Ausdehnung der 
Lohnvorschriften (Workmen's Compensation Act) nur ihrem Ein­
flusse zu verdanken seien; und desgleichen, daß sie Kompromisse 
in der Budgetfrage und in bezug auf das Vetorecht der Lords 
verhütet sowie die Zustimmung der Regierung zur Gewährung 
von Abgeordnetendfäten erwirkt haben. Demgegenüber können 
freilich die Liberalen ihrerseits darauf verweisen, daß die liberale 
Regierung alle diese Neuerungen in Erfüllung ihrer der Wähler­
schaft gemachten Versprechungen vorschlug und förderte, daß 
hierin die Gegenwart oder Abwesenheit der L. P. keinen Unter­
schied gemacht hätte, und daß das Ergebnis auch dann kein 
anderes gewesen wäre, wenn die 42 Arbeitervertreter 42 Liberale 
.gewesen wären. Allein das Manipulieren mit „Es hätte können 
sein" hat in der Politik gar geringen Wert. Und jedenfalls ist das 
Eine sicher: Die Periode 5 jähriger Tätigkeit der Arbeiterpartei 
war auch eine Periode höchst fruchtbarer fortschrittlicher Gesetz­
gebung, die nicht nur viel zur Verbesserung der Lage der 
Arbeiter beigetragen, sondern auch durch das ausgezeichnete 
Budget LLOYD GEORGES die Kosten dieser Verbesserung auf 
die wohlhabendsten Klassen überwälzt und endlich England 
zum erstenmal zu einer wirklichen Demokratie gemacht hat, 
in welcher der Wille des Volkes, sobald er einmal entschieden 
ausgesprochen wird, sich auch zu behaupten vermag, ohne auf 
irgendeinen hemmenden Einspruch zu stoßen. An diesem 
großen Werke hat die L. P. ihren Teil und hat damit die 
Dankbarkeit der Nachwelt verdient. Jedenfalls sind die sozialen 
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Maßnahmen der Regierung in zahllosen Einzelheiten durch die 
amendierende Tätigkeit der Arbeitervertreter verstärkt und er­
weitert worden, deren Einfluß auf die Formulierung der Re­
g'ierungsvorschläge, besonders in den Ausschüssen zur Beratung 
kleinerer Vorlagen, sehr bedeutsam gewesen ist. 

Es ist nicht meine Absicht, von der Zukunft der L. P. zu 
sprechen. Das ist Aufgabe der Kritik, nicht aber desjenigen, 
dessen Votum einigen Anteil an der Gestaltung dieser Zukunft 
hat. Ein interessanter Punkt mag indessen berührt werden. Die 
unvermeidliche Folge der Einführung von Abgeordnetendiäten ist 
die Bestreitung der offiziellen Wahlausgaben aus öffentlichen 
Mitteln. In England muß die Nominierung der Kandidaten einige 
Tage vor der Wahl erfolgen; und sie ist nicht eher gültig, als bis 
der Kandidat den Beitrag zu den offiziellen Auslagen - eine 
Summe, die je nach der Größe des Wahlbezirkes und der Zahl 
der Kandidaten zwischen 200 und 400 Pfd. schwankt - voraus­
erlegt hat. Hierdurch erscheint regelmäßig die Nominierung von 
Kandidaten verhindert, deren Rücken nicht durch zahlungsfähige 
Parteien gedeckt ist. Die Folge davon ist, daß nur in 2 ° /o aller 
Fiille um einen Parlamentssitz mehr als zwei Kandidaten sich 
bewerben. Im Anschluß an die Gewährung von Diäten und die 
Bezahlung der offiziellen Wahlauslagen aus öffentlichen Mitteln 
werden sich aber die Kandidaten unvermeidlich, besonders auf 
fortschrittlicher Seite, vermehren. Zu ihrem eigenen Schutz muß 
die liberale Regierung das moderne Aquivalent der Stichwahl, 
das Alternativotum, einführen. Wie wird dies auf die L. P. wirken? 
Jetzt verdankt sie viele Sitze dem Umstande, daß die Liberalen 
es vorziehen, statt den Konservativen einen Sieg über uneinige 
Gegner zu gönnen, den Sieg der Arbeiterpartei im Wege der 
„Stimmenzersplitterung" zu verschaffen. Können aber Liberale 
und Arbeiter, ohne die Konservativen fürchten zu müssen, in die 
Schranken treten, so wird sich erst zeigen müssen: wer von 
beiden den Sieg zu behaupten vermag. In manchen Städten 
nehmen die Arbeiter wahrscheinlich Sitze ein, die den Liberalen 
gebühren. In einigen Landbezirken wieder, in denen Berg­
arbeiter die Majorität der Wähler ausmachen, könnte die L. P. 
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bei irgendeiner günstigen Gelegenheit die Liberalen verdrängen. 
Im ganzen neige ich zu der Meinung, daß die L. P. gegenwärtig 
mehr Mandate hat, als sie zu erringen imstande wäre, wenn 
unsere Wahlen nach deutschem System durchgeführt würden. Die 
künftige Demokratisierung unseres Wahlsystems wird also meines 
Erachtens eher von einer Schwächung als der Stärkung jener 
Partei begleitet sein, die unter allen die demokratischeste ist. 



Briefe Lassalles an Dr. Moses Hess 1
). 

:Mitgeteilt und erläutert von 

N. Riasanoff (Wien). 

I. 

In dem - jetzt dem Archiv der Deutschen Sozialdemokrnti~chen Partei in 
Berlin gehörigen - Nachlaß von JOHANN PHILil'P Bii:CKlDR befimlen sich 
auch die Briefe L.s an ::IIm,Es H. Als die Gattin des letzteren, Frau SrnrLLE 
H., im Jahre 1880 aus Paris ausgewiesen worden war, reiste sie nach Genf, 
von wo aus BECirnR mit Hilfe des alten Republikaner~ und ehemaligen Mit• 
gliedes der Internationale, des Deputierten TALANDIEH, ihr die Rückkehr nach 
Paris erwirkte. Als Dank dafür übergab sie BECKER die in ihrem Besitze 
IJefindliche Korrespondenz ihres Gatten. 

Fragmente aus den im folgenden abgedruckten Briefen sind bereits aus 
den Artikeln von REIXHOLD RCEGG: ,,Aus Briefen an Johann Philipp Becker" 2) 

seit 1888 bekannt, aber auch sie nur mit Änderungen, die ihren Wert sehr 
stark beeinträchtigen. Im ganzen sind es 11 Briefe, die mit Ausschluß eines 
belanglosen in zwei Gruppen zerfallen: 4 (vom 27. VIII., 10. IX., 30. X. und 
29. XL 1863) und 6 (vom 9., 24. und 31. III.; 19. IV., ohne Tagesdatum, und 
31. V. 1864). 

Die Stücke der ersten Gruppe sind an 1\I. HEss in Köln gerithtet. H. 
war dorthin zurückgekehrt, nachdem beim Regierungsantritt vV ILHE:L,IS I. 
eine Amnestie erlassen worden war. Im Jahre 1862 hat er sein „Rom u 11 d 
,Jerusalem" veröffentlicht. Das hat ihn aber nicht gehindert, sich L., als 
dieser seine Agitation aufnahm, sofort anzuschließen. Schon im Mai 1863 
ist er der Kölner Bevollmächtigte des Allgemeinen Deutschen Arbeitervereins 
geworden. Er beteiligte sich an L.s Agitation nicht bloß organisatorisch, son• 
dern auch in Wort und Schrift. Er hielt in verschiedenen Städten Vorträge, 
darunter einen Vortrag in Köln und Düsseldorf, der später unter dem Titel 
,,Rechte der Arbeit" im Druck erschien 8). 1\Iit Berufung auf L.s Frank-

1) Im folgenden erscheinen die Namen LASSALLE und HEss in L. und H. 
gekürzt. 2) In „Die Neue Zeit", VI (1888), S. 449/63, 505/18, 558/69; 
die Briefe an H. speziell S. 516/17. 3) 111. miss, Rechte der Arbeit, 
Frankfurt a. M. In Kommission bei Reinhold Baist 1863. Das Vorwort ist 
datiert: Köln, 15. Juli 1863. 

Archiv f. Geschichte d. Sozialismus III, hrsg. v. Gril n ber g. 9 
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furter Rede vom 17. V. 1863 feiert er die "\Virkungen der Staatsintervention, 
und aus der Anerkennung des Rechts auf Arbeit folgert er nicht nur eine 
Verbesserung· der Lage des besitzlosen Arbeiters, sondern auch eine allmäh­
liche Steigerung der Produktion überhaupt. Er Hchildert weiter die günstigen 
Folgen der allmählichen Verringerung des Zinsfußes - einer ebenso unbe­
strittenen, wie leicht erklärlichen Tatsache - und folgert hieraus, daß der 
wirtschaftliche Volksstaat in seinem eigenen und im Interesse der besitzlosen 
Arbeiterklassen handelt, wenn er positiv und direkt die Geschäfte aller pro­
duktiven Klassen auf alle mögliche Weise zu fördern suche. Iknn je besser 
die Geschäfte überhaupt gingen, um so leichter und billiger könne er den be­
sitzlosen Klassen Kredit verschaffen. An diese Ausführungen knüpft sodann 
H. eine Kritik der „philanthropischen Bestrebungen" SCHULZE-DELITZSCH' an. 
Im Gegensatz zu den Anhängern der Selbsthilfe, die sich auf das Scheitern 
der Nationalwerkstätten und auf die Utopien der SozialiRten. und Kommunisten 
beriefen, weist er auf das Fiasko der PROUDHONschen Venmche hin: ,,Mögen 
die Herren der kleinbürgerlichen Selbsthilfe immerhin ihre politischen und 
ökonomischen Mittelchen in Anwendung bringen, wo sie können. Mögen sie 
ahcr auch uns, die wir nicht den allergeringsten Nutzen aus diesen Mitteln 
schöpfen können und dieselben überhaupt für durchaus unzureichend halten, 
den großen sozialen Übelständen abzuhelfen, unsere eigenen Wege gehen 
lassen! ... Die Arbeiter, die nur die Anerkennung der Arbeitsrechte verlangen, 
welche die französiche Revolution proklamiert hat, können ihre Fahne hoch 
emporhalten und dabei noch allen produktiven Klassen die Hand reichen. 
Mögen diese aher in die ihnen dargebotene Hand einschlagen oder nicht, 
unserer Fahne dürfen wir in unserem eigenen Interesse, wie im Interesse 
aller produktiven Klassen, in keinem Falle untreu werden. Sie ist das Panier 
vom ,Tah re 178H und vom Jahre 1848: das Recht der Arbeit und das Recht 
auf Arbeit ! " 

Für L., dem sich in seiner Agitation nur vereinzelte Sozialisten ange­
schlossen hatten, der auf die Hilfe der Begründer des wissenschaftlichen So­
zialismus nicht rechnen konnte und froh war, daß sie ihre Neutralität bewahrt 
hatten, war diese literarische und organisatorische Mitarbeit des ältesten Ver­
treters des deutschen Sozialismus, trotz dessen national-jüdischen Anwand­
lungen in „Rom und Jerusalem", sehr erwünscht. Wußte er doch, daß 
auch der gar nicht üherradikale und gutmütige H. ,,einen Moment lang ge­
wisse Anssetzungen über sein Nichtweitgenuggegangensein" gemacht habe. 
Und die H.sche Broschüre war ihm willkommen noch aus einem anderen 
Grunde. ,,Es ist gerade sehr gut und nötig - schrieb er an V AHLTEIUH -
daß nicht alles von mir allein gesagt werde, die Bewegung nimmt sonst vor 
Schafsköpfen die Gestalt einer bloßen Person an. Verbreiten Sie die Bro· 
schüre tüchtigst 1)." 

1) Vgl. B. BECKER, Geschichte der Arbeiteragitation F. Lassalles, Braun· 
;schweig 1875, S. 62. 
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Sein erster Brief an H. knüpft denn auch an dessen Rede an. Er über-
11äuft H. mit Komplimenten und benützt die Gelegenheit, um ihm die Grund­
sätze seiner Taktik zu erklären, sowie seine Stellung zu MARX und der 
„Neuen Rheinischen Zeitung" zu präzisieren. Der Brief fällt in die Zeit, in 
der L. seine taktische Wendung durchmachte und die Rede auf einsamen 
Spazierglingen am Meeresstrande in Ostende vorbereitete, die er während seiner 
Heerschau über die rheinischen Arbeiter hielt 1). Am 31. August schrieb er 
HERWEGH: ,,Die Vorbereitungen, die, wie mir die Briefe der Bevollmächtigten 
melden, gemacht werden, sind wirklich großartig, und es scheint, daß Massen 
und Massen zusammenlaufen werden. Die Arbeiter des Wuppertals zittern 
schon vor Erregung, wie man mir schreibt" 2). 

* * 
* 

föller Sjef3 8) ! Wt 1uafjrfjaftem unb groi3em lfürgnügen fjalle idj ifjre treif 0 

1idje @Sdjrift hie „!Redjte her \!lrbeit" gelef en unb fonn nidjt umfjin ~fjnen mein 
liefonbmi3 (fom.pliment für hief eloe 311 madjen. @:15 ijt mir jebe ßeile ba wie 
aui3 her @Seele gef d)rieben unb hie l,ßrägnan3 beis llluisbrudis unb her marfteUung 
madjt hie ~ectiire 3u einem @enuf3. ~als gleid)e ~ob oerbienen hie @ren3en, bie 
@Sie gemafjrt fjallen. @Sie miiien, wie eis mit dieser ~emegung gegangen, lllie fie 
,entftanben ift. @Sie ift nidjt eine tfjeoretijdje, nid)t oon einem t9eoretijdjen )Jßede 
ausgegangene, f onbern fie ift eben eine .p r a f ti f dj e lllgitation. ,pätte idj ein 
;tfjeoretifd)eis öfonomif djeis Werk gefdjrieben - id) llläre natürfidj gan3 anberis zu 
Werlc pegangen. ~dj 1uar gerabe im ~egriff, ein f oldjeis 3u beginnen al~ bie 
?JJliiglidjfeit unb @e!egenfjeit zn der .praftif d)en Agitation oon ~eip3ig att~ an midi 
,gebrad)t mttrbe. iYaft 3auberte idj [ einen Augenblick] bief e @elegenfjeit 3u Ilenü~en 
im Sjinbfüt auf baB für midj .perfiinlid) loctenbete ßiel eineis fiJftematif djen iifono, 
mif dJen )llierfis, füt llleld)eis mir - bais fafj id) f ofort f!at - burdj hie praftifd)e 
\!lgitation fürs erste alle ßeit ent3ogen lllerben mürbe. ~mm aber f agte id) mir: 
lllaB ift nid)t aUeis jdjon gefd)rieben ttnb Ilelllief en unb bennodj oon bet )llielt fast 
betge(fen lUOtben ! [Natü,·lich nm· für die Gegenwart.] ~utd) ein [theoretisches 
S!fstematisches] mlerf wirb lllieber [ nur] ein iYOrtfdjritt her )lliifien\djaft, eine )Se, 
frud)tung her @eijter in 30-50 ~afjren er3ielt ! Sjier bagegen bot fidj die Gelegen­
heit einer grossen, .praftifdJen, auf hie gef ammte 91ation eindringenden lllgitation. 

·@;15 fjanbelte ficb barum, lllä~renb hie beutf djen Wföpf e a Ja @Sdjul3e melilf d) -
barum war aud) ifjr @:rftaunen fo grof3 - jeben f ocialen @ebanfen längft au?s, 

1) Die Feste, die Presse und der Frankfurter Abgeordnetentag. Drei 
Symptome des öffentlichen Geistes. Eine Rede, gehalten in den Versammlungen 
des Allgemeinen Deutschen Arbeitervereins zu Barmen, Solingen und Düssel­
dorf von FERDrN"AND LASSALLE. Düsseldorf 1863. Schaubsche Buchhand-
lung (W. Nädclen). 2) FEim. LASSALLEs Briefe an G. HERWEGH, Zürich 
1896, S. 77 ff. 3) Die im folgenden kursiv gedruckten Stellen erscheinen 
in „Die Neue Zeit" VIII, 516/17, verstümmelt wiedergegeben, die auch 
seingeklammerten [ ] überhaupt weggelassen. 

9* 
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geitorben unb begraben glaubten - ben ®ocialifünu§ µlö~licIJ mie burdj einen 
,8aulJerfdJlng am µ o 1i t i f cf) e \ß a rt ei auftreten 3u laficn: @ine ifJeoretif c{je )Be, 
tuegung unb eine µraftif dje unterfcf)eföen fic{j aber [nach meiner Ansicht] in 
folgenber ~ei[e. lBei einem theoretischen Werk fjanbelt e§ fidJ banun a 11 e 
[on[eqnen3e11 be§ \ßrinctp!3, momöglid) audJ fd)on bie aUerle~te, 311 3iclJen. :;se mefjr 
ein )Buc{j bief er ~(nforberung entfµridJt, befto IJeff er ift e§. ~ei einer praktischen 
Agitation dage,!Jen handelt es sich 1.tmgelcehrt. damm ficIJ mit aller Straft auf bie 
n ä cf) it e [onf equen3 be§ 1.ßrincip§, auf ben c r ft c tt 111 ö g l i cIJ en µ ra f t ii cf) en 
6 cf) ritt 3u ftür3en, ab er anf einen f o l cf) e n , in tuelc{jem ba§ gan,ie unb tiolk 
\ß r in c i µ !Je reit§ entfJalten ift u n b unter entschiedenster )Betonung unb 1wlle1· 
tfJeoretif d.)er S,:,erausfjebung dieses Princips. S,:,ierbtttc{j tuirb bann einerf eiW den 
.Massen ettua§ ~\eftinnnte§ unb @reifbare§ geboten, anbrer[eit§ viele 9Jlenf c{jen 
von 1mlt)itematiid1er )8illigfeit" unb lJalber @inficlJt bafür getuonnen, iebenfaUs 
etwa§ [ofort 1mb µraftifdJ :JJI ö g l i cf) e 13 am ,8ielµunct fjingefteUt, nerabe baburd} 
bei ben @egnern eine ciel grössere Wuth und Hass ertuedt am nJelm man [djon 
viel tucitcr gelJenbe (fonjcquen3en am u'orberung an/gestellt, bic im 12(ugenfc{jein 
nodJ gar feine pralctische @efafJr in fic{j schlössen, [ durch diese Wu th wrade der 
rechte Boden für eine alle Kiipfe umfassende Agitation - imd somit doch 
auch für ein all.!Jemeines Nachdenken - geschaffen, endlich, inclnn bereits 
das ganze Pr in c i JJ auch in diesem ersten und nächsten Schritt enthalten 
ist und sein muss, ein Schritt getlurn, de;• sich notlucend(IJ anch zn allen weiteren 
Conseq1wnzen entwickeln muss, diese in sich schliesst 1md damit anch für das 
avancirteste theorftisclu Interesse der sympathische Boden geschri(J'en.] 

Gerade dadnrch dass ich nac{j bief em ffieceµt zn Werke gin11, glaulie icf) 
ben groflen @rfolg fjerbeigcfüfjrt 3u fJaben, ben unf erc j6ewegung f d)on fjintcr ficf) 
fjat. :ilcnn tuic e{l aucl) mit unf erer mn3afJ( ftefJc unb tveitcr ftefjen miige - ein 
f oldier <S;rfolg ift nicl)t zu leugnen. @r 6eftegt aber fc{jon in ber l!!ufregunn ofjne 
g{eicf)en, bie gan3 '.tleutf djlanb ergriffen fjtlt. OfJne den Verdiensten von 3Jlar;i; 
unb ber iTI. ITTfjein .. ßtg. zu nahe zu treten, glaube ic{j bocf) jagen 3u fönnen, baiJ 
ie~t 3um erften mal eine f ociale \)sartei in ~eutfc{jlanb beftefjt, bie eine µolitif d.)e 
)Bebeutung fjat unb eine ~JI a ff e reµräf entirt. 

@§ tuar mir )Bebürfniii, lieber fyreunb, mic{j einmal mit :;sgnen fJierüber au§• 
3uf.\JredJen, ba @Sie einen Wloment lang getuiffe fült§f e~ungen über iHic{jh11eitgenng• 
gegangen fein gemadjt fjaben f ollen. 

iTlocf) will idJ mit be[onberem lSergnügen fJervorfjeben, baf3 auc{j :;sfJre l!!nfdjatt• 
ungen über iY r a 11 frei dJ g an 3 mit ben meinigen übereinftimmen. 

@§ ift ein bringenbe§ :;sntmife für unfmn gef ammten lSmin, baf3 bie j6ro0 

[d)üte f o ftad am möglidj verbreitet tuerbe. :;scf) f djreil>e morgen barüber an l8agl0 

teic{j. S,:,aben ®ie bie @üte f o fort an ,,@eorg S,:,ertuegfj in ,8üric{j" (biefe l!!breff e 
reidjt au/3) 3 @;i;emµlare unter .ltreu3banb 3u f enben. llluc{j wenn 6ie mir nocf) 
2 3ufommen laiien tuoUten, würben ®ie midj 3u ~anf ver.µflidjten. ®inb nacq 
j6 re/3 lau un b l8 e r1 in an unferen j6evoUmäc{jtigten @;i;emµlare gefc{jidt? 

:;3dj fomme 3tuif c!Jen bem 201, unb 3()t. 6e.µt. nac{j [öln. 91iifjer tuerben ®iec 
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ben :"rag meiner %tfunft burcf) l._!eru» erfaljren ( e.r iit ie~t noffJ nic(jt beftimmt ). 
~icf en 5Brief 3ielje idJ oor ~ljnen burdj l..1ell.1t) 3ugeljrn 3u laffen, ba id) ~ljre genaue 
'llbrcfie nic!)t 3ur .panb ljaoe. %geilen !Sie mit bief elbe bodJ mit. 

üftenbe 27t, mug. 
Wlit ljer3lic!)em S)änbebrud ~l)r ij. l._!crff aHe. 

5llierben ®ic in [öfn einen 6tenograµljen für meine iJ/ebe bef orgen fönnen '? 
'.!lenn idi roerbe bie ffiebe nidit oorfJer nieberf c!)reilJen unb fie bann borf) brmtc!)en. 
l:\:in 6tenograµlj ift alfo eine u n e rl 1i )l l i c!) e f,'orberung. ~itte, antlllorten 6ie 
mir ba rüoer. 

* * 
* 

füber S)ef3 1) ! ~di ljabe ~gren ~rief je~t, ruie bie ~rof dJfü:e früljer erljctlten. 
~en ,,@ebanfen" {)alte unb lef e id) fdJon lange nidJt melJr. :l3om lfongrefl 0011 

@ent 11.1eii3 idj fo wenig wie 6ie: roiirbe iiorigen1l ivofJl audj f onit nidjt f)ingef)en, 
benn nur gar 5tt oft finb biefe [ongreiie nur @iterlieulen ber liliern[en ®cljllla~• 
franfljeit 1mf ercr Zeit. [ Den Stenographen ll. lle1·z kenne ich nicht. Käme er 
nicht, so snchen sie doch für alle Fälle einen Leh1·er dn· 8tenogr. zn gewinnen. 
Jedenfalls zeigen Sie Lewy an, dass Sie keinen Steno,q1·. haben, damit er umso 
mehr einen in Etberf. auftreibt, den ich dann mitbringen kann. 

Nun zu einer llauptsache: Alles was Sie mir ron Ihre,· sorgsamen vor-­
bereitenden Thätigkeit für meinen Feldzug in Cöln sayen, ,qefiillt mir sehr gut. 
Aber] ba§ eine möcljte iclj nocf) btingenb bitten, ba13 ®ie am 2 0 t. f r ü fJ - faU1l 
Gie i 11 [ i\ l n e 11 t lieg r l i clj - bei meiner )Hebe in @llierfelb iinb. ~cf) fommc 
neljmlidj wie 6ie bon 2ew9 lvifien roerben, am 181• in '.Viifi. an unb fµreclje bai3 
,crf te mal in <E!betf elb am 20t, früh. 

[Der Grund, wa1·11m ich - abgesehen von dem Vergnügen, das es mi,· 
machen wilrcle - Ihre Anwesenheit sehr wünsche ist fol.1Jender.] 

~dj ungfüclliclje filebemafc!)ine f)abe alf o in biefem iJ/fJeinifdjen f,'elb3ug in '.Vüfie!, 
borf, <Elberfelb, 6olingen, [i\ln 3u fµrecf)en. !Ei3 iit also natiirliclj, bafa icg üliernU 
nur bief elbe iJ/ebe {)alten fann. ('.Vauer 2-21/2 ®tunben.) ~ie iJ/ebe mm, wie id1 
iie mir gier in einf amen ®µa3iergängen aui3gebadjt, iit eigentliclj gan3 unb gar auf 
ein \ßttblilum berecljnet, in roelcljem oon oomljmin bie !eibenf djaftficljen mnf)änger 
11.1eit iiberllliegen. [Ein solches Publilcum werde ich unbedingt in Elbe;feld, 
Solingen 1md Düsseldorf haben.] Unb bort wirb iie alf o, [wie ich jedenfalls 
glaube,] ooqiiglidj roirfen. üb fie nun alier attclj bie µaff enbe ffiebe f ei für einen 
Ort roie Sföln wo iclj auf ein f o lauei3, nur biß 3m \jfoffioität gewonnenei3 \ßttlili• 
htm tec!)nen muß - bai3 ift mir 3weifelf)aft. ~eiläufig - ltJO finb in [i\ln uniere 
revolutionären mrlieiter bon 48, wo bie erftaunliclje \ßoµularität, bie iclj f elbft bort 
l)atte, fJingefommen '? Ubi sunt o pocula clulciora melle; [vixae pa.x et oscula 
u. s. w. i'] 

9/tm also, 6ie, ber 6ie mit ben je~igen [i\lner merf)ältnifien niHjer vertraut 
i'inb, llliitben mir, 11.1enn 6ie in <E!berfelb bie ffiebe 3ubor lji\rten, fagen fönnen, ob 

1) ~gl. oben 6. 131 %1m. 3. 
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fie für hie Stölner ®timmung angemefien. Kann ich aucf) in ~ö(n nicf)t eine 
an b er e ffiebe ~alten, muü icf) eil aucf) im gan5en fdjon bei berf elben laffen, jo 
fönnte icf) fie bocf) mobificiren, bef cf)neiben, abänbern. 

[Um also Ihren Rath dm·über zu hören, möchte ich Sie sehr gern in Elber­
feld sehen.] :Ilie ffiebe ift eine .!triegi.lrebe, gebacf)t im @eifte eineil @enerarn an 
feine %mee unb jcf)LlUerlicf) einfd)neibenb: bocf) Beschreibungen nützen nicfJN3. [Sie 
müßten um rathen zu können, zuvor sie in Elberfeld hören.] 

[Auch deswegen wäre Ihre Anwesenheit sehr gut, damit Sie sofort eine Zei­
tungskorrespondenz darüber in diverse Blättet· abgehen lassen könnten. Und Elberf. 
wird doch der Glanzpunkt sein durch die Massenhaftigkeit der Versammlung. 
Unsere 4-5 Blätter, ebenso auch die reaktionären Blätter, werden sie gern 
bringen. 

Nun mit den herzlichsten Grüßen Ihr F. Lassalle. 
Cftenbe 1Qt. ®el,lt.] 

[Aits einem soeben eintreffenden Brief Lewy's ersehe ich, daß die Elberf. 
Versammlung auch erst Nachmittags 5 Uhr (am 201en), stattfinden wird. 

Lewy hofft - und ich auch - daß Sie in der Versammlung in Bagenbluel (?) 
neue Mitglieder gewinnen. Schreiben Sie uns darüber nach Düsseldmj.] 

II. 

Die geplante Versammlung in Köln ist nicht abgehalten worden. H. hat 
dies den dortigen Mitgliedern durch gedruckte Plakate in folgender Weise 
erklärt: 

„Da aus lokalen Gründen hierselbst immer nur Sonntags und Montags 
zahlreiche Arbeiterversammlungen abgehalten werden können, der am ver­
flossenen l\Iontag durch eine Halsentzündung verhinderte Präsident unseres. 
Vereins, Herr LASSALLE, aber bereits die Verpflichtung übernommen hat, Sonn­
tag den 27. d. l\L in Solingen, den folgenden Montag in Düsseldorf, und den 
darauf folgenden Sonnabend in Hamburg zu sprechen, so ist es uns bei seiner 
dießmaligen Anwesenheit am Rhein unmöglich, unseren Präsidenten in Köln 
selbst begrüßen zu können." 

BERNHARD BECKER meint, daß L. ,, weniger diese Krankheit, als der 
Umstand, daß die Stadt von den Gegnern beherrscht wurde, davon abhielt,. 
in Cöln öffentlich aufzutreten" 1). Die Solinger Ereignisse machen diese V er­
mutung wahrscheinlich. 

Am 2. X. 2
) «sehr vergnügt und gnter Dinge, froh• wie Platen singt, «im 

Vorgefühl der Bewältigung», ist L. nach Berlin zurückgekehrt, um seine 
Kräfte auf diese Zitadelle der Fortschrittler zu konzentrieren. Am 8. X. schreibt 
er an HERWEGH: ,, Und von Stund' an begebe ich mich daran, Berlin zu eer-

1) Vgl. BECKER a. a. 0. S. 100. 2) Nicht am 8. X., wie H. ÜNCKEN 
in seiner L.-Biegraphie (2. Aufl. Stuttgart 1912, S. 387) meint. Das Zirkular an 
die Bevollmächtigten nach L.s Rückkehr ist aus Berlin vom 7. X. 1863 datiert. 



Briefe Lassalles an Dr. Moses Hess. 135 

nieren. Schon dieser Tage wird mit der Sappe begonnen 1) !" Gleich nach 
seiner Freisprechung am 12. X. teilt er RODBERTUS mit, daß er bereits seine 
Operation begonnen mit einer »Ansprache an die Arbeiter Berlins", die er in 
2-3 Tagen aus der Druckerei erwarte 2). In 16 000 Exemplaren gedruckt, 
ist sie sogleich beschlagnahmt worden. Am 27. X. fand die erste Sitzung der 
Berliner Mitgliedschaft des Allgemeinen Deutschen Arbeitervereins statt. Ihre 
Zahl, die bei L.s Abreise in die Schweiz 5 betragen hatte und bis zum 
5. VII. auf 20 angewachsen war, stellte sich am 30. X., von dem der gleich­
folgende Brief datiert erscheint, auf 82 3). 

* * * 
2ieliet ~ef3 ! 6ie ltletben 6iclj bielleicljt gen,unbert f)aben, noclj feine IJlntn,ort 

bon mit 3u befommen. zsclj liin rein et b r ü cf t bon ber 12ltbeit unb bet iBtief • 
fdjteibmi. 

S)ie „2lnf l,)raclje" ltlerben 6ie erf)alten f)alien. \lliir finb iet?t in lSerlin 82. 
lillie iclj am 2t. Clct. anfam, ltlaren n,ir 10. z'jclj f)offe auclj raf d)e Q3erbie1fliltigung. 

z'j{)r IJlrt. im „91orbftern" über bie Q:i\lner 1.!3orgänge f)at miclj f ef)r gefreut. 
~oenio bie bortreffliclj gef cljriebene l,ßroflamation, bie i5ie mir eingef anbt f)alien. 
z'jclj f)abe i5ie noclj nicljt erlaff en, ltleil iclj grabe bie „2lnfl,ltaclje" in ben S)rncf 
3u geben f)atte unb es beff er ift, n,enn ficlj bie ~inge nicljt in 3u rafcljer IJluf• 
cinanberfolge brliltgelt, bamit jebes feine lillirfung erfcljöl,lfen faltlt. 

itorigens f)aoe iclj in l8e3ug barauf auclj ein lSebenfen - basf elbe !Bebenfen, 
bas i5ie f)erborf)eben, nur ba\'3 id) es noclj ftärfer f)alie. zscfJ fürcljte nef)mliclj, baf3 
uns burdJ biefe irnfünbigultg unf ere je~igen !Blätter, 91orbftern unb !l:lolfBfreunb 
f d11uietig ober tal,Jl,lelföl,Jfig llJerben fönnten. i5ie 11Jürben iebenfa@ in langen 
iBriefen bei mir bagegen reclamieren, borftellen, etc. etc. 

zsft es nid)t oeif er ein fait accompli f)in5uftellen, gegen bas man bann nicljts 
mef)r tf)un fann unb mit bem mau ficlj baf)er leidJter befreultbet am llJenn man 
ltocf) bagegen remoltftriren fann etc.? Sveltfen 6ie mal barüoer naclj - 1tltb f d)reilielt 
Sie mir. 

lill i e b i e1 Wht g ! i e b e r 3 ä fJ f e n 1lJ i r i e ~ t i lt Q: i\ 1 lt ? \lliie n,eit fhtb 6te 
alfo ben 200 näf)er gerücft, bie bie morbebingung für bie mrnuidlid)ltltg unf eres 
l,ßlaltes oilben '? 

6cljreiben 6ie mir ferner ausfüf)diclj alles llJas geeignet ift miclj über bie 
gegelt11Järtige foca!e i5timmung in Q:i\ln au fait 5u erf)altelt. zsclj muf3 f olclje 
!Briefe - n,af)r~aftigfter 91atm fortlaufenb Mommen, um bie i5tri\mung ftern 
iidJer oeurtljeilen 5u fönnen. 

18er1in 30t, Oct. @an3 ~f)r iY• 2aff alle. 

1) Briefe an HERWEGH, s. 79. 2) Briefe an RODBERTUS, s. 87. 
3) Vgl. BECKER a. a. 0. S. 110, 115. E. BERNSTEIN (Geschichte der Ber­
liner Arbeiterbewegung, I. Bd., S. 111) schätzt die Zahl bei L.s Rückkehr 
auf 50. 
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Die auf den 2. XI. anberaumte zweite Versammlung des Allgemeinen 
Deutschen Arbeitervereins endete mit einem Skandal und wurde von der Polizei 
aufgelöst. Und bei dem Versuch am 22. XI., eine öffentliche Versammlung 
abzuhalten, wurde L. auf Befehl des Gerichts mitten im Vereinslokal verhaftet 
untl erst nach drei Tagen gegen eine Kaution auf freien Fuß gesetzt. Der 
folgende Brief ist nicht datiert, aber aus seinem Inhalt folgt, daß er am 29. XI. 
geschrieben wurde. 

* * * 

~ieber 5,)ef3 ! '.nurdj 6tutm unb ~rang nun mieber jeit einigen '.tagen in \yrei• 
ljeit, immer aber erbrücft von lBergeljo(Jer %bei!. Bur eigentlidjen fübeit, b. lj. 5u 
bem ma0 icfJ barunter oerjtelje, 5ur tljeoretif djen, fomme iclj gar nidjt meljr unb 
ba0 ift mir ba§ fata1fte von allem. 

zJljre Wlittljei!ungm über ben rüftigen \yortgang uni em bortigen &ngelegen• 
ljeiten ljaben midj jeljr gefreut. lBi§ je~t )inb 5mar nur 80 ?JJlitgfüber in <Iöln wie 
®ie jdjreiben, idj ermatte baljer umgeljenb von zJljnen lBenadjridjtigung, ob bie ~er• 
juclje in :Oer Umgegenb, in ~a1cf etc. g e g 1 ü cf t finb unb luie gro\'3 aljo je~t unf ere 
bodige ,3aljf. 

zJljre lBemerfungen über lBürger0 „gfücflidje" )lliieberljerfteUung fonn id) nur 
tljeilen. @in f o 1 dj er ~mätljer uerbient 'oen 6tricf; ljier wirb alle§ Wlitleib 5ut 
®entimentafüät. ~n bief er S)infid)t f djicfe idj zJgnen 5um 61,Ja\'3 ben lBeridjt eines 
anon~men ~{rbeiter§ über ®ie ein, ber ®ie jeljr amü]iren mirb. Wber baf3 6ie, 
mein tljeurer \yreunb, 'oie @utljmütljigfeit bi§ 3um \yeljler treiben, bas 3eigt ~ljre 
,,glücflidje" jffiieberljerfteUung bon lBürger§. 

zJd) muf3 f djon bei ben )llieftfa1mücfen bleiben unb iljnen, fie mögen anfangen 
was fie 1110Uen, ba0 '.terrain abföm1,Jfen. jffiit ljaben je~t ljier circa 210 Wnt11lieber, 
freilid) barunter nodj 20- 30 \yeinbe 1mb 30 l.l1eugierige, afm bodj minbeften§ 120 
gan5 ernftljafte Wlitglieber, von benen wieber 50 minbeften0 abjo1ut fanatijdj finb. 
~mmerljin aljo fteljen mir ljier, tro~ ber viel gröf3eren 6d)wierigfeiten in lBerHn unb ber 
entje~lidjen %1feinbungen immer eigentlicli nodj ftärfer ba am in <Iö1n. - zJn ben 
fleinen 6täbten greift ber ~erein auf§ ftärffte um fidj. zJn ffion0borf finb mir 
faft circa 350 Wlitglieber. ~n @ro13burg in 6adjf en 3eidjneten fidj neuHdj 105 Wlit• 
glieber an einem Wbenb ein etc. 

6onntag ben 6. '.nec. gelje idj ljier mieber gegen bie jffieftfo1mücfen fo§. Wd)t 
'.tage S,ßauj e mü13te iclj macljen, 1ueil iclj eigenfüdj auf @runb von iranfljeit ljauµt• 
f äd)lidJ bie \yreifojf ung gegen ~aution ermirft ljatte. 

~ieje jffioclje befommen ®ie <Iidufore über <Iirculare, 3um '.tljeil f d)on früljer 
uorbereitet unb burdj meine ~erljaftung etma§ berfµätet. 

Wbieu, '.tljeurer ! ®omie fie 200 Wlitglieber unb einen tüdjtigen \yüljtet bort 
ljaben, oerf ete idj ®ie ljer 5u ben jffieftfalmücten l 

Wntmorten 6ie umgeljenb ~ljtem \y. 2afiaUe. 
6onntag. 
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III. 

Es ist bekannt, daß am Ende des ,Jahres 1863 H. nach Paris reiste und 
von dort am 12. XII. an L. schrieb, daß er nicht zurückkehren werde 1). Noch 
am 15. XI. hatte er in Mülheim a. Rh. eine Rede „Über socialökonomische 
Reformen" 2

) gehalten - eine Fortsetzung seines Vortrages über die Rechte 
der Arbeit. Er beruft sich wieder auf L., der „in seinem politischen und 
ökonomischen Programm uns einen fruchtbaren Boden für die Entwicklung 
und Fortpflanzung jener Ideen gegeben, von deren Vrrwirklichung das \Vohl 
der besitzlosen Klassen und die Zukunft unserer ganzen europäischen Gesell­
schaft abhängt." Nichts deutet in dieser Rede auf seine Absicht, Köln für 
innner zu verlassen. Er hatte noch einen Unterbcvollmächtigten (einen ge­
wissen Gau) für Mülheim ernannt. Und wir haben gesehen, daß auch L. 
noch am 29. XI., also einige Tage vor H.s Abreise, keine Ahnung von ihr 
hatte. 

Was hat H. zu seiner plötzlichen Übersiedlung nach Paris bewogen? 
Gewiß nicht ein Zerwürfnis mit L. und auch nicht die Aussicht, unter die 
W estkalmücken versetzt zu werden. Die Beziehungen zwischen beiden blieben 
i;o freundlich wie früher, und H. bemüht sich auch in Paris, alles zu tun, was 
L. und dem V creine nützlich sein kann; uncl er besorgte auch eine Über­
Hetzung des „Bastiat-Schulze", an dem L. mit fieberhafter Energie in der 
Zeit von November 1863 bis März 1864 arbeitete. Diese Übersetzung ist, 
nebenbei bemerkt, nicht im Druck erschienen, weil wahrncheinlich für sie 
kein Verleger zu finden war. Aus den unten folgenden Briefen in Paris sieht 
man auch, daß L. nur bemülit war, auf die öffentliche Meinung in Paris ein­
zuwirken und H. seine neue taktische Wendung plausibler zu machen. 

FUDIKAR, der in diesen Briefen so oft genannt wird, war ein von HILI.­
MANN empfohlener junger Mann aus Elberfeld. Er erwies sich als sehr fähiger 
Agitator, und L. schrieb ihm, daß er nach Berlin kommen mög·e, und daß 
für ihn, bis sich eine Stelle fände, W olmung uml Kost bezahlt werden wür­
den. L. erfüllte auch seine Zusage. Allein FtmIKAR setzte sich in den 
Kopf, daß ihn L. studieren lassen müsse, weil er die geschichtliche l'Iission 
habe, ein zweiter Napoleon zu werden. Als L. nicht einwilligte, bezichtigte 
er ihn des Geizes und erzählte überall, daß L. unter den Pantoffel der Gräfin 
HATZFELD sich nur schmiege, um dieselbe zu beerben. Um FcDIKAR los zu 
werden, gab ihm schließlich L. 40 Taler für die Reise nach Paris. Aber der 
vielversprechende Jüngling machte schon auf der ersten Eisenbahnstation 
Kehrt und kam bald nach Berlin zurück. Wie sehr nun damals L. bereits die 
Herrschaft über sich verloren hatte, erhellt daraus, daß er schon am 1. IV. 1864 
eine polizeiliche Anzeige gegen FuurKAR erstattete und vom Polizeipräsidenten 

1) Vgl. BECKER a. a. 0. S. 189. 2) M. HEss, Über sozialökonomi,che 
Reformen, Hamburg 1863. S.-A. aus dem „Nordstern". 
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nach Darlegung des Tatbestandes forderte, den Rest von 29 Talern dem 
FUDIKAR polizeilich abnehmen und ihm zustellen zu lassen'). 

* * * 
~erlin 19/3. 6i. 
\jsoti3bameritr. 13. 

2ieber Sjei3 ! ~a idJ aui3 ~grem ~tief an ijubifar entnommen gaoe, ba\'3 ®ie 
nod) feinen ,,~aftiat•®dJul3e" befonnnen, f o f anbte idJ ~gnen nod) geftem ein @:;i;em"' 
.plar. (S:,eute füge idJ nodJ einige @:;i;. bei3 be3üglid)en (füfular „filnf!Jrad)e" bei.) 
~ai3 ~dJ macgt in ~eutf d)lanb fnmof c !Raoagen ! ~ie 2500 @;i;. jtatfe ~luflage 
iuirb binnen fur3em vergriffen fein. 

?lliäre ei3 ~gnen nid)t möglidJ einen fran3öfifdJen ~udJgänbler 3u beranlaff en, 
eine fran3öfif dJe filui3gabe babon 3u mad)en? ~iei3 mürbe i el)r gut fein. @ebm 
®ie ®idJ Wlüge unb f dJreiben ®ie mir barüber. mer fran3. filui3gabe müjite bann 
eine itberfe~ung bei3 „filntiuortfcf}reibeniJ", bai3 idJ bei3gafö beilege, anne;i;irt fein. 
'llnhuorten ®ie gleidJ. Eine franz. Ausgabe würde ein immenser 2) Nutzen für 
unsere Pai·tei sein ! 

* * * 

fäber S:,e13 ! ~dJ eile ~gren ~rief 3u beantworten. ßroar roei13 idJ nic!it ge, 
nau, in welc!ier !Ricljtung @'iie bericljtet gaben b. g. iuorüber ®ie eigentliclj W?ateriaf 
ruollen. ~odJ iuirb in meinem allgemeinem @e!Jlauber jebenfa@ megr iueniger aucf) 
baiJ entgalten fein, lUaiJ 6ie brauc!ien. 

mie ijortf cljrittlicljen füglen, ba13 fie eine gef cljlagene \jsartei finb unb finb f e g r 
matt geworben. %iueften f elbft f oll neulic!i mo erflärt gaben: ,,iuir finb eine be, 
fiegte \jsartei". \Sielfaclj gört man bon ben ijortfcljrittlem f olcf}e ~ui3erungen wenn 
aud) anbere nodJ bemügt finb, ben in ignen f elbjt finfenben @lauben an fiel) f efoft 
fram.pfgaft f efüugalten. 

?lliaiJ bie !Regierung betrifft, f o finben ®ie in meiner S:,ocljberratgfüebe gefcljil• 
bert (3um %geil) wie fie biß in bie neuefte ßeit mit uniJ fofettirte. mief eiJ fäb• 
äugeln gat nocf} feinen U!nf c!iwung ini3 @egentgeif gefunben, aber eil ift in ber 
le~ten ,8eit matter geworben. 

mie filngriffe ber ijortfcf}titfäblätter auf bie !Regierung finb b er jt um m t. filn• 
bemfeiti3 iit bie !Regierung f egr ftol3 auf iljre @rfolge in 6cljlei3mig•S:,olftein. 2ebte 
ber alte ~önig bon ~änematf noclj ljeute, f o ftünbe bie ®ad)e biel günftiger. ~ie 
innere ijrage wäre bann nicljt bon ber %agei3orbnung berf d)iuunben. filUei3 wäre 
auf bief eloe concentriert geblieben. ~ie !Regierung gätte feinei3falli3 eine neue 
ijortfcgritti3fammer megr einberufen fönnen. 

1) BECKER, B., 1. c. S. 170-171. 2) zin bem in ,, ~ie meue ßeit" 
VIII, 517 re!Jrobu3ierten ijragment lautet bief er ®aj,}: ,,@ine f oldJe iuäre immerhin 
von Nutzen für unfere \jsartei." 
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5Durdj if)re entiet,lidi fa(fdje \15olitif in ber 6djles:lwig,Sjolffeinfdjen iYtage fJat 
'öie ß'orlf cf)ritfäµartei a) bie \lsfJantafie bes:l molfes:l gan5 unb gar IJ o n b e m in• 
n er e n Cf o n f l i f t ab auf @SdjleßWig•Sjolftein geridjtet unb 3ugleidj b) ber ffiegierung, 
bie bodj gegenüber ber stleinftaaterei ber ß'ortf djrittßµartei unb if)rer Wortbe• 
rnuf cf)ungen in 15djles3W.•S)olft. immer eine Wtt oon .!traft ge5eigt f)at, bie Wcöglidj• 
leit gegeben eine gcllliff c (5 dj 111 an f u n g 3u if)ren @unften in ber molfämeimmg 
fJerbei3ufüfJren. 

:.Die ,8eitungs:langriif e finb, wie gef agt, IJerftummt. '.!iie ß'ortfdjritfäblätter be• 
liimµfen fidj fogar fdjon unter fidj. '.!iie „1Jlational•,8eitung" 5ur ~inficf)t gefommen, 
baf, mit ber Stleinftaaterei ficf) bodj gar nidjt gef)en läf,t, lenft, IJon ber mofül0tg. 
belämµft, in ber außWiirtigen ß'rage bereitß in }Bißmarcfß ~olitif um, worüber belf en 
Drgane nicf)t wenig f)öf)nif dj triumµf)ieren. 

S)ierauf 1mb auf il)re relatioen ~rfolge im föiege geftüt,t - ~rfolge, bie luenn 
iie audj nicf)t grof, genug finb, um wirflidj lange baoon 5u leben, bodj immer 
gro13 genug finb, um einer ffiegierung bief e ~ l 1 u ff i o n 5u geben - iit bie ffie, 
gierung wieber f efJ r fidjer geworben. ~dj f)afte es:l unter bief en Umftänben für 
\eljr möglicf) wie waf)rfdjeinlicf) baf, im Sjerbfte bie lYortf djritfäfammer oon neuem 
5uf ammengerufen wirb, Waß o lj n e hie @Sdjl. Sjolft. @ef cf)icf)te eine U n m ö g • 
l i cf) feit 111ar. ~d) weif, IJon guter Sjanb, ba13 bie ffiegierung f djon 3ur üctroiJi• 
nmg beß allg. unb bireften Waf)lredjfä e n t f dj 1 offen war, um eß einmal aucf, 
auf bief e Weife 5u oerfudjen. 6eit 6 Wocf)en bagegen benft man, baf, man hieß 
nidjt nötljig f)ätte, baf, man bie lYOrtf djrittlicf)en in Winter wieber 5uf ammenberuf en 
fönne unb bief e bann f)inreidjenb gefnicft fein würben, um nacIJ5ugeben. 

~cf) fdjneibe ~f)nen bie ffiebe bes:l .ll:önigß auß, bie er geftern bei überbringunr:t 
einer 2ot)alitä!ßabreff e mit 100 000 Unterfdjriften f)ielt. 15ie Wirb ~ljnen meine 
ecf)ilbemng beftätigen fönnen. 

<So f)at unß ber Strieg oodäufig, wie idj gleidj in ben .ll:nocf)en füljlte unb in 
meiner <Scf)!eßWig,Sjolft. ffiefolution aus:lbrüc?te (bief e fennen <Sie bocf) nocf) ?) grof,en 
Scljaben getf)an. @ef)t ber Sh:ieg weiter, b. lj. entwicfelt ficf) ber SMeg 5u einem 
füieg mit lYranfreicf), fo wirb freHicf) bief er <Sdjaben in einen nocf) oiel gröf,eren 
~1ut,en f djlagen. morläufig aber ftef)t eß f o. 

Was:l unf ere \15artei betrifft, fo ift fie im mäfJ!idJen Wacf)f en begriffen. ~cf) 
lege 6cf)ilberung einer oor fur3em geljaltenen grof,en merfammlung in ben f äd)fifdjen 
ß'abrifgegenben bei. IJlocf) lebf)after in ffiljeinlanb. Sjier in }Berlin f)at ficlj bod) 
menigftenß ein fleiner fefter .ll:ern gebilbet. ~m lllUgemeinen fennen <Sie bie \lsfJili• 
itröfität bei unß: ber !Baftiat,<Sdjul5e f cf)eint ffiauagen 3u macf)en. üfJg!eicf) idj eine 
siluf{ag e oon 2500 ~~- f)abe brucfen laffen, f c{Jeint eß, ba13 wir in furoer ,8eit 
3u einer 2t. lllufl. fommen werben. }Bei ben ~ n t e 11 i gen cr e n f)at er, wofür 
idj bie !Beroeif e f)abe, f am o ß eingefcf)lagen. <Selbft bie lYOrtf cf)rittler füfJ!en ben 
ltidilag in allen @liebem unb oerf)ef)len eß nicf)t, wo fie ttnter fidj \precf)en. 
0fJre Wutf) gegen micf) ift ttm f o gröf3et ! 150 grof3, bafi bie mo!fß3eitung 
iogar bei meinem neulicf)en S)od)omatf)ßµto3efi roeber bie l.nacf)ticf)t oon bem '.termin, 
nodj aucf) nur nad)f)er bie IJlacf)ridjt oon meinet lY t ei f µ t e cf) u 11 g (- bie anbeten 
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~orljcgritti3blätter ljatten boclj menigften/3 bief e in fttr3er ffioti3 gebracljt) bracgte. Cfot 
ttJirfficg unerljörte/3 ~actum: Um jo fomifcger, menn man bagegen ljält, baj'i bief efbe 
i8o1fi33eitung 2lnflage 2lct unb iBerljanbfungen contra @reco, ~mperatori etc. in 
groj'ier 1Jlui3füljrlicljfeit bracgte 1). 

Unjer )Sunbei3fieb von ~ermegf) fege icg bei. ~cfJ ljabe e/3 von einem famof m 
(fomponiften componiren lafien unb bie Wlufif mirb bereit/3 in gan3 '.Ileutfcljlanb 
eingeübt. 

\illir tljun, ttJa/3 irgenb möglicfJ. @roj'ie ffiefultate aber finb bei ber ~angf am• 
feit unieret 2anbi3feute elje mäd)tige (freignifie ljereinbrecfJen, gan3 unbenfbar. ~on 
ber ~ocfJl.lerratlji3anflage - ber DberftaaWanma(t beantragte nur bie Sfüinigfeit oon 
3 ~aljre 3ucgtljaui3 - bin icfJ ie~t loi3. 6 @'.riminalpro3elf e 'fjalie iclj nocfJ, mit benen 
icfJ ttJoljl gfeicfJf all/3 fertig n,erbe. -

@5cfJicten 6ie mir gleicg ~ljren 1lfrtife1 im 6amebi über ben )Saftiat,@5dj., bem 
icfJ mit ~nterelf e entgegen! ef)e. - ~ljnen erft an/3 ~er3 3u legen, alle/3 llla/3 nur 
möglicfJ für bai3 3uftanbefommen einer frm13öj. 2lui3gaoe 3u tljun, 'fjalte icg für ülier• 
flüjfig. ~cfJ ttJeij'i baf3 @5ie bafür benf ellien (fifer, n,ie icf) f elbft auftJJenben werben. 
'.l)aj'i i cfJ bie ltlierf e~ung macge, i[t ja gan3 unmöglicfJ ! '.Ila3u beljmf dJe iclj bie 
fran11öf. 6pracge l.liel 3u tJJenig. llllier freilicg müj'ite mir bie ftlierfet)ung vorgelegt 
werben, bamit icg fie fritifiren fann. ·- ffiun meinerf eiti3 bie !Jtage: \illa/3 ift an 
ber fran3öf. 1llrlieiterbeiuegung, bem manifeft von st:olain? ~ft e/3 eine ernftljafte 
)Semegung ober nicgt? Unb falli3 bie 6acge eine ernftljafte fein f oUte - ttJof)er 
!ommt e/3, bafl st:ofoht nur 350 @5timmen erljaften f)at '? 6inb bie 2lrbeiter bort 
aucg fortf cgritti3angefränfelt 2)? 

ffiun ljer3licfJen @ruj'i: 2eib tf)ut mir ~f)nen f agen 3u müfien - aber icg glaube 
e/3 ~fJnen f cf)uföig 3u fein -- baf3 6ie, fall/3 iJUbifar nacfJ \l3arii3 fommen follte, unb 
6ie ettua/3 für iljn tljun, f1cfJ in lllcfit neljmen müfien. <Er iit bei meitem nicfJt ber 
~unge, für ben n,ir iljn 3u f)alten geneigt tJJaren. '.Ilaj'i er an einer unglaulilicf)en 
<Eitelfeit unb an einer fa[t lii/3 an \illaljnmit) gren3enben <Einbilbung unb ~errf cljfucfJt 
leibet - er fpricgt olfen au/3, er 1väre 3um ~errf dJer geboren, ljabe ben @eift i.llapo• 
1eoni3 I. in ficg etc. etc. - märe noclj ba/3 \illenigffe. 2lber er lügt, 1 ü g t f r e clj, 
ift fe!Jr unbanfoar unb oerleumbet noclj ba3u! 60 ljat er ficg gegen miclj 
benommen, ber iclj iljn ljier 6 Wlonate auf meine ~often gän3ficlj unterf)altcn f)alie. 
~clj fJalie iljm je~t noclj 40 st:f)aler gegelien um bamit 3u geljen, mofJin er molle -
wa'fjrf cf)einlicf) geljt er 3u :;)ljnen nacfl \l3ariil - aber iclj ljabe niemarn @elb f cljlecljter 

1) Am 3. I. 1864 waren in Pari8 vier Italiener, G1rnco und Gen. wegen 
angeblichen Komplotts gegen Napoleon III. verhaftet worden. .Als Anstifter 
wurde auch MAZZINI angeklagt und am 30. III. 1864 in Contumaciam zur 
Deportation verurteilt. 2) Das „Manifeste des Soixante", von mehreren 
späteren Führern der Internationale in Paris unterschrieben, ist in der 
,,Opinion Nationale'' vorn 17. II. 1864 veröffentlicht worden. Bei den Nach­
wahlen zum gesetzgebenden Körper kandidierte ToLATN und erhielt am 
21. ID. ca. 500 Stimmen. 
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tJerttlenbet, am bas, toeldies midi bief er ziunge gefoftet ljat. Sl:las braudit ®ie n i di t 
ab5uljalten, ehuas für iljn 5u tljun, benn er ift in bem 121lter in toeldiem man fic{j. 
nodi beff em fann, un.b obgleidi Unbantoarfeit unb \Berleumbung grabe in einem f o 
jungen @emüt{je ein f dilimmer ßug ift, nimmt er fidi tJielleidit bie ljier erljalte11e 
2eljre - idi !Jabe ffm ljeut fortgef diicft mit bem ausbrüdlidien \Berbot, midi je roieber 
ehuas tJon fidi ljören 511 fo,ien - 5u ~er5en unb beif er! fidi, 12Ioer idi wollte :zlljnen 
meine @rfaljrungen an iljm mitteilen, bamit ®ie baB, toas ®ie für iljn tljun, mit 
ber geljörigen \Borfidit tljun unb nidit f elbft unangeneljme @rf aljt1111gen macljen. 12Ibieu, 
füber, f direiben 6ie balb 

lBerHn 24/3. 64. :zlgrem \}. 2alf alle. 
\1.lofäbamerf tr. 13. 

6inb bie beutf cljen 12Irbeiter in \1,lctriB nic{jt .\räufer fiir ben 18ctftiat ®clj.? Sl:lurd, 
;5f)re \Bermittlung bei ~aareüqaljlung fönnten fie iljn a 15 ®gr. erljctlten. - Sl:lie 
3ref olution in ber ®cljlesto. S)olft. u. \1.lolnijcljen ®ctclje, bie iclj :zlljnen f cljicfe, tourbe 
ilamarn nidjt nur non f ämmtlicljen @emeinben bes 12Illgemeinen Sl:leutjdjen 12{, m. 
fonbern eben\ o tJon bem 2onboner beut[djen IJ{rbeiteroerein ein ft im m i g anrie-­
nommen: je~t auclj tJon bem „beutf dien repubfüanifcfJen \Bolfätierein in @enf" 1

). 

2ieber ~efl ! @eftern früfJ - alf o 12 Eitunben naclj lYubifors 12lbreij e - fam 
ein \Brief an miclj an, ben idj meiner @etoof)nljeit nadj olJne bie 12(brejf e 5u be, 
f djauen öffnete unb bann am an lYllbifar gericljtet er[alj. ~r ljatte toie gejagt abenb~ 
tJorljer ~erlin tJerfojjen unb ficfJ wie idj ljön 5nerft nadj ill?inben geroanbt. :.Da. 
icl) feine 12Ibrelfe nicljt ljabe, f enbe iclj :zlljnen benfelben 5urücf. 

Sl:lanf für bie IJ{usfun~ über st:o!ain. ~s wunbert miclj übrigens bafl Eiie mir 
bieielbe burdj lYubifm: ausricljten lalf en wollten, benn idj glaube :zllJnen jdjon in 
meinem le~ten ~rief mitgetljeilt 3u ljaben, bafl iclj midj genötljigt gef eljen iljm 3u 
berbieten, je ttJieber ben lYufl über meine ®cljweIIe 5u f eten ober mir 5u f cljreiben. 

&ür ljeut f djliefl icfJ, ber überf e~ung iljreB ®amebi „IJ{ttifern'' entgegen[ eljenl> 
lBerlin 31/3. 64. S)eqlicljft :zlljr \}. 2alf alle. 

* * * 

Qieber S)efl ! :zlljr IJ{rtifel im „:zloumal bes \llctionnaires" ber f o tJoller @üte 
unb lYtettnbfü(lfeit für miclj ift, fam 3ufällig gerabe am 11 t. illpril - b. lj. an meinem 
®eburtstag - ljier a11, ein @eburtstaggefcljenf, für bas id) :zlljnen ljer5liclj banfbar. 
Was midi babei überrafdjt ljat, iit bas tiortreffliclje fran3öfif cf), bas @Sie f djreiben,. 
u11b bie famofe )llieife, in ber @Sie ben lYran5of en bie :.Dinge munbredjt 3u macf)en 
berfteljen. ~cf) bin f eljr gef.pannt auf bie in bem 12lrtifel f elb[t tierjprocf)enen fjort, 
f e~ungen besf elben unb ttJetbe tJernnfofien bafl fie im „\lcorbftern" etc. erjdjeinen, 
3u ltJelcf)em ßtoecf icf) aucf) bie le~te \lco. bmitB {Jingef anbt. 

~B frägt ficf) nun, ob 6ie auf @runb biefes IJ{rtiMB einen \1.larifer ~uclj0 

fJänbler für eine ftan3öfifc{je IJ{uBgabe ge1uinnen fönnen. :zlcf) ttJil! ~{Jnen in bief er-

1) Unter Führung von JoH. PHIL. BECKER. 
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~infic{Jt mittgeilen, baf, i!ouis ~fanc, besgalb an \De. i!acroii; ( editeur des Mise­
rables) gefc{Jrieben. 1illenn biefer ein \l5arifer merieger ift ( - icl) meif, negmlidJ im 
Wloment nic{Jt, ob er nic{Jt bie(megr in ~üffel ei;iftiert) [ o fönnten 6ie ilin roogl 
beftimmen. 

~cl) fege in bief er Sjinfic{Jt balbigen \DcittgeHungett bon ~linen ungebulbig ent• 
gegen. @:ine fran3. musgabe wäre f e li r m i dJ t i g. 

ßmifdjen 5 unb 7t. \Dcai gebenfe idj bon gier ab3ureif en, 3uerft nadj i!eil,13ig, 
bann an ben lRgein mo ic{J bis @nbe mai bleiben werbe. 

~cf) redjne mit 6icl)ergeit barauf, nodj oor meiner mbreif e bon ~linen il?adjrid)t 
JU gaben. 

~edin 19/4. 64. 9JHt geqlid)ften@rüf,en gan3 ~lir ij. i!alfalle. 

* * * 
i!ieber Sjef, ! \Dcein \Bedeger, Sjr. lR. 6d)lingmann, ein je li r eifriges unb 11.laclms 

'ID!itglieb un[ms mereines, gat eine ~itte an 6ie, bie er ~f)nen beiliegenb f elbft 
auseinanberj e~en wirb, hie id) 6ie btingenb bitte 3u erfüllen. 

~ortf e~ung bes mctionnaire mrtifeH.l nebft ~grem lieben ~rief unb ~lirer mb• 
ganblung über ~ald)asbrief, bie nns alle famos amüfiert gat, IJabe ergalten. 

1illie ftegt es mit bem \l5roieft ber fran3. Sjerausgabe bes ~aftiafä? @5ege 
weiterer mn3eige nad) :r>ülf elborf (l,J. mbreff e @uftab i!ero!), ~ilferftr. 40) entgegen. 
mad) \lsaris fann icl) je~t u. in :r>auer gemif, nidjt fommen. il?adj füil,13ig u. bem 
mf)ein reife morgen ab. 

6onnabenb (8 \Dcai). 
* * * 

~ieber Sjef, ! ~n :r>üff elborf gabe idJ eine be!gifdJe ßeitung befommen, in ltle1• 
d)er ®ie 6idJ für midj brief!idJ mit \Dcai; 1illirtg gerausl,)aucten. über meine lReij e• 
f dJiclf ale werben 6ie, wenn 6ie in bem 6tof, bon ßeitungen, ben idJ ~linen ftmbte, 
nidJt untergegangen finb, je~t unterricl)tet fein. 6ef)en 6ie 3u, 11.las 6ie baraus 
in fran3öfif cl)e ~ournafe bringen fönnen. - ~cl) bleibe gier in @:ms bis 3um 26. ~uni, 
11.lo icl) nadJ '1lüff elborf gege, um bas ~alir @efängnis, bas man mir baf elbft in 
1 ei ~nftan3 3ubifüert gat, in II ~nftan3 los3umerben. Sjaben 6ie nodj gar fein 
.mefuftat über bie l,Jrognos:lticitte fran5öfif dJe filus:lgabe bes ~aftiat,@5djul3e 3u melben? 

:r>ie filgitation greift um fidJ. ~ebenfalls erwarte idJ bon ~f)nen b a I b i g ft 
filntwort, gierger abreffiett: @:ms, in b er ~ab a ri a, Sjeqogtgum il?aff au. 

'!ms 31 \Dcai 64. mit ben ger3!idjften @riif,en gan3 ~gr ij. i!aff aUe. 
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HERMANN ÜNCKl<JN, Lassalle. II. durchgearbeitete Aufl. Stuttgart, Fr. From­
manns Verlag 1912. 8 °. 526 S. (5 M.) 

ÜNCKEXS Buch über LASSALLE darf mit gutem Fug den ersten Platz 
unter den bisher erschienenen L.-Biographien beanspruchen. 

Dies nicht nur, weil es die ausführlichste und umfassendste Arbeit über 
Leben und Wirken des großen Agitators ist. Es ist ein sorgsam abgefaßtes 
Geschichtswerk, das keine Quelle unbeachtet gelassen hat, die Licht auf die 
behandelte Persönlichkeit und ihre Stellung im Geistesleben und dem poli­
tischen Getriebe ihrer Zeit wirft, und ist doch in keiner Weise pedantisch 
gelehrsam gehalten. Ohne sensationelle Schöngeisterei ist es - einige ge­
legentliche Breiten abgerechnet - sehr lebensvoll und anregend geschrieben. 
Es ist objektiv im guten Sinne: keine Apologie, aber auch frei von tenden­
ziöser Krittelei, dem Sachlichen zugewendet und doch nicht farblos. 

Diese Vorzüge traten schon bei der I. Auflage zutage. Sie zeichnen 
noch mehr die zweite aus, die von verschiedenen Unebenheiten der I. Auflage 
gereinigt und gegen sie um einiges ergänzende Material bereichert ist, durch 
welches das Bild L.s nicht unwesentliche Vervollständigung erfährt. Den 
Lesern dieser Zeitschrift ist ÜNCKEN als L.-l<'orscher nicht unbekannt. Er 
selbst hat aus öffentlichen und halböffentlichen Archiven sowie aus privaten 
Briefsammlungen Urkunden von Bedeutung für die eine oder andere Seite 
in L.s Welt und Leben herbeigeschafft. Mit Benutzung ihrer und der von 
anderen seit Erscheinen der I. Auflage seines Buches (1904) veröffentlichten 
Materialien hat er dieses Werk in verschiedenen Punkten berichtigt und es 
in bezug auf Zuverlässigkeit zu bisher unerreichter Höhe erhoben. 

Damit ist indes noch nicht gesagt, daß seine Darstellung überall das 
Richtige trifft. Es ist nicht alles schon veröffentlicht, was auf das L.-Problem, 
Wenn ich mich so ausdrücken darf, Bezug hat. Zwar ist es kaum denkbar, 
daß das Bild, das wir nunmehr von L. haben, durch irgendwelche noch un­
bekannte Tatsachen in seinen wesentlichen Zügen verändert werden kann. 
Aber die unmittelbaren Antriebe und Zwecke einzelner Handlungen L.s stehen 
nicht schon außer aller Diskussion; und dann handelt es sich ja für die 
Biographie L.s nicht nur um diesen allein, sondern auch um die Personen, 
mit denen er in Beziehung stand, und die Natur dieser Beziehungen. 
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Um einen Punkt von sekundärer Bedeutung herauszugreifen. Wie schon 
in der J. Auflage, läßt ÜNCKEN auch in der neuen Sophie von Ha tzf el d t 
im Jahre 1861/62 L. zum Eintritt in die politische Arena antreiben (I. Aufl. 
S. 211, II. Aufl. S. 252). Ich weiß nicht, welches seine Quellen für diese Be­
hauptung sind. Es ist aber nicht unmöglich, daß sie hauptsächlich auf eine 
von mir in der einleitenden Skizze zur Gesamtausgabe von L.s Reden und 
Schriften gemachte Bemerkung sich stützt. Die vor kurzem im „Zeitgeist", 
der literarischen Montagsbeilage des „Berliner Tageblatts", veröffentlichten 
Briefe Sophie Hatzfeldts an Emma IIerwegh sprechen indes sehr 
gegen jene Annahme. Sie zeigen die II atz f e 1 d t in viel größerer geistiger 
Abhängigkeit von L., als man bisher geglaubt hat, und im allgemeinen 
mehr darauf bedacht, ihn vom Parteikampf wider die bürgerliche Demokratie 
zurückzuhalten, als ihn zur Aufnahme einer eignen politischen Agitation auf­
zumuntern. Sie setzt seinen darauf gerichteten Schritten keinen sehr ener­
gischen Widerstand entgegen und spricht ihm nach erfolgter Tat sogar ihre 
Glückwünsche aus, aber in ihren Briefen an Emma Herweg h, wo sie sich 
gehen läßt, äußert sie mehr Besorgnis um seine Sicherheit und innere Ruhe, 
als den Wunsch ihn als Parteiführer zu sehen. Sie ist sein Chorus, unter 
Umständen seine Geschäftsträgerin, aber nichts deutet auf einen Versuch 
von ihrer Seite, ihn anders politisch zu leiten, als wie etwa eine Mutter ihren 
eigenwilligen Sohn vor gefährlichen "Wagnissen zu bewahren sucht. Aus 
einem Brief L.s an Georg II er weg h vom 9. II. 1862 geht hervor, daß 
S o phi e II atz f e 1 d von Berlin abwesend war, als L. die ersten Schritte 
unternahm, die zu seinen Vorträ.gen „Das Arbeiterprogramm" und „Über 
Verfassungswesen" führten, und ebenso war sie fern von Berlin, als L. mit 
dem Leipziger Arbeiterkomite verhandelte und das Offene Antwortschreiben 
abfaßte. 

Mit größerem Takt und größerer Vorsicht als alle bürgerlichen Schrift­
steller, die vor ihm über L. geschrieben haben, behandelt ÜNCKEN das Ver­
hältnis von L. zu MARX. Die sozialistische Literatur über dieses Verhältnis 
und die verschiedenen zur Veröffentlichung gelangten Briefe, die Licht auf 
sie werfen, sind von ihm gebührend berücksichtigt worden. Daher bleibt der 
Leser unbehelligt von Gegenüberstellungen nach dem Muster der einst so 
beliebten Schablone: hier der nationale Sozialist L. und dort der nationalen 
Existenzfragen gleichgültig, wenn nicht feindselig, gegenüberstehende inter-­
nationale Sozialrevolutionär MARX. ÜNCKJ<,N führt die Gegensätze, die zwischen 
dem zur Mannheit herangereiften L. und MARX bei der Stellungnahme zu 
nationalen Streitfragen zutage treten, mit Recht auf tiefer liegende Ver­
schiedenheiten ihrer geschichtsphilosophischen Anschauungen, sowie auf Unter­
schiede in der Beurteilung gegebener Kräfte und auf die Verschiedenartigkeit 
der praktischen Zwecke zurück, die der eine und der andre jeweilig im Auge 
hatten. Bei diesem Kapitel ist, wie z. B. bei Behandlung des geistigen Ver­
hältnisses von L. zu FrcHTI~, die II. Auflage gegenüber der I. bereichert und 
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der Stoff in ihi zweckmäßiger verteilt. Es ist nur natürlich, daß der bürger­
liche Historiker, dessen politisches Heim wir offenbar im Nationalliberalismus 
zu suchen haben, in der Kritik der Politik L.s und MARX' zu Sätzen gelangt, 
gegen die jeder Sozialdemokrat sich auflehnen wird. Aber nicht darauf kommt 
es in einem literarhistorischen ·werk an, ob das politische Verdikt des Verf. 
über die behandelte Persönlichkeit und ihre Handlungen richtig ist oder nicht, 
sondern ob die Momente, auf Grund deren ein Urteil überhaupt gefällt werden 
kann, in der möglichen Vollständigkeit und zutreffenden Beleuchtung vorge­
führt werden. ·wenig Zweck hat es daher, mit ÜNCKKN in einer Rezension 
darüber zu rechten, ob, in welcher Hinsicht und bis zu welchem Grade L.s 
politische Zwecke geschichtlich berechtigt, d. h. mit den großen Kulturan­
forderungen im Einklang, dem Inhalt nach realisierbar und den Zeitverhält­
nissen nach angezeigt waren, und ob sie mit diesen Kriterien in vVider­
spruch standen, sobald nur die objektiven und subjektiven Voraussetzungen, 
die L.s Handeln bestimmten, die rechte Behandlung erfahren haben. 

ÜNCKEN läßt z.B. in dem interessanten Kapitel, wo er die Rezichungen L.s 
zu Bismarck behandelt und die beiden Männer selbst in Parallele stellt,, 
Bismarcks Position gegenüber L. sehr viel stärker erscheinen, als sie m. K 
in Wirklichkeit war. Gewiß hatte der Minister mehr Trümpfe in der Hand, 
als der an der Spitze eines nur erst kleinen Heeres von Anhängern stehende 
und von der gesamten liberaldemokratischen Partei bitter befehdete L. Aber 
die Politik B i s m a r c k s lief auf ein vVagnis hinaus, bei dem es unter Um­
ständen für das Gelingen sehr darauf ankommen konnte, wie sich die wer­
dende Arbeiterpartei zu ihm stellte. Wenn Bis 111 a r c k die Verhandlungen 
mit L. zeitweilig stocken ließ, so geschah das nicht sofort im Bewußtsein 
einer großen Übermacht über diesen, sondern weil er selbst gar nicht so sicher 
war, bis zu welchem Punkt er den Kampf mit der Kammer werde durchführen 
können, und in diesem Bewußtsein den Gedanken eines Kompromisses mit der 
liberalen Kammermehrheit nicht außer Augen lassen mochte. Auch wäre eine 
zu große Intimität mit dem „revolutionären Juden" wenig nach (lem Geschmack 
des einflußreichen Flügels der preußischen Aristokratie gewesen, mit dem 
Bismarck damals zu rechnen hatte. Man erinnere sich der Ängstlichkeit, 
mit der der Bismarck nahestehende Kreuzzeitungs Wagener darauf bedacht 
war, jeden Anschein einer politischen Konnivenz gegenüber L. zu vermeiden, 
als er dessen Antwort auf seine Rezension des Bastiat-Schulze zum Abdruck 
brachte. Für ,v AGENER lag um so mehr Anlaß zur Reserve vor, als in jenem 
Moment - Juni 1864 - die politische Sachlage sich schon zugunsten Bis­
marcks verschoben hatte, der nun, nachdem L. durch Überbietung seines 
Gegensatzes zur kleinbürgerlichen Demokratie einen seiner Trümpfe auB 
der Hand gegeben hatte, bis auf weiteres mit diesem spielen konnte, wie die 
Katze mit der Maus. So aber war die Situation im Spätherbst 1863, als L. 
mit Bis m a r c k in Verbindung trat, noch nicht beschaffen. Der Fehler L.s 
War, daß er die politische Situation, soweit die innere Politik in Betracht 

Archiv f. Geschichte d, Sozialismus III, hrsg. v. Grünberg. 10 
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kam, zu ~ehr unter dem Gesichtspunkt eines Duells zwischen J{önigtum und 
Bourgeoisie beurteilte, bei dem für das Erstere es sich um einen Triumph mit 
fliegenden Fahnen handelte, während faktisch auf der Seite der Regierung 
ebensowenig wie in den Reihen der liberalen Bourgeoisie der ·wunsch bestand, 
den lCampf bis zum Äußersten zu treiben. Im übrigen gibt auch ÜNCKJ;JN 

zu, soweit er von seinem politischen Standpunkt aus das tun kann, daß in 
bezug auf die politische Maßregel, wegen der L. Verhandlung mit Bismarck 
suchte und die Bismarck schließlich im Norddeutschen Bund verwirklicht 
hat: die Einführung des demokratischen Allgemeinen Wahlrechts, zwar die 
ersten Erfahrungen gegen L. und für Bismarck zu sprechen schienen, das 
weitere geschichtliche Wirken aber L. Recht gegeben hat. Der nationallibe­
ralen Denkweise 0Nma:Ns entpricht es, daß er die an gewissen ultraopportuni­
stischen Handlungen L.s von Sozialdemokraten geübte Kritik gern als Doktri­
narismus abtut und in den betreffenden Schritten L.s Beweise überlegener 
geistiger Freiheit und realistischeren Urteils sucht. Indes ist der Gegensatz zum 
Opportunismus keinesweg·s notwendig Doktrinarismus oder Prinzipienreiterei. 
Es ist oft mehr eine Frage des Taktes als eine solche irgendwelcher Doktrin, 
ob der Führer einer radikaldemokratischcn Partei gewisse Handlungen begehen 
darf oder nicht. Und in der Tat waren die Handlungen, welche die sozial­
demokratische Kritik L. zum Vorwurf macht, fast durchgängig im wesentlichen 
Verstöße gegen den politischen Takt. L. entbehrte in dieser Hinsieht eines 
schon im Empfinden liegenden Maßstabes und trieb daher leicht von einem 
Extrem ins andere. Das ist es auch namentlich gewesen, was die Differenzen 
zwischen ihm und l\Lutx bis hart an einen Bruch trieb. Denn zn einem 
wirklichen Bruch zwischen den beiden Männern ist es nie gekommen. 

In bezug auf das persönliche V crhältnis von L. zu MARX ist das letzte 
W'ort noch nicht gesprochen und kann es gar nicht gesprochen werden, 
ehe nicht noch eine Reihe von Urkunden veröffentlicht sind, die vorläufig noch 
in Verwahrung der Eigentümer oder deren Erben sich befinden. Dazu gehört 
vor allem der Briefwechsel von l\L.\.RX. Bisher kennt man fast nur solche Ur­
teile von MARX über L., die nach dessen Tode geäußert wurden und meist 
durch politische Polemik verursacht worden waren. Infolgedessen sieht man 
politische Differenzen eine größere Rolle als trennendes Moment zwischen 
lVIARX und L. spielen, als ihnen in Wirklichkeit zugefallen ist. Sie waren 
hier nicht der primäre Faktor. Aus den Briefen L.s an MARX merkt man es 
heraus, daß letzterer viel früher als in jenen Jahren, wo es zur ernsthaften Po­
lemik über politische Fragen zwischen ihm und L. kam, sich diesem gegenüber 
eine gewisse Reserve auferlegte. ÜNCKEN spricht unter Bezugnahme auf den 
Brief L.s an Marx vom 11./12. III. 1860 von Anklagen aus Düsseldorfer Kom­
munistenkreisen, gegen die sich MARX gegenüber verteidigen zu sollen L. 
empört habe und gebraucht dabei das Wort „Flüchtlingstratsch~. ,Jene An­
klagen mögen nun völlig oder zum großen Teil unberechtigt gewesen sein, 
und meiner Ansicht nach waren sie in der Tat mindestens das Letztere. A.ber 
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man ist es MARX schuldig, abzuwarten, ob er auch nur berechtigt war, sie 
kurzerhand zu ignorieren, als sie vor ihn gebracht wurden. Zufällig weiß ich, 
daß sie auf einen berühmten Gesinnungsfreund L.s, der als nichts weniger 
denn misstrauisch bekannt ist und dem sie zur gleichen Zeit wie MARX vorge­
legt wurden, damals tiefen Eindruck machten. Auch selbst wenn MARX sich 
sagen konnte, daß sie wahrscheinlich übertrieben waren, konnten sie darum 
doch solcher Natur sein, daß sie immerhin für jemand, der nicht in der Lage 
war sie näher zu untersuchen, einen Grund abgaben, mindestens für eine Zeit 
eine gewisse beobachtende Zurückhaltung L. gegenüber walten zu lassen. 
Kommen nun zu solchen substanzierten Berichten Dritter noch eigene Mit­
teilungen L.s über Schritte von so zweifelhafter politischer Unanfechtbarkeit 
hinzu, wie seine Eingabe an den Prinzregenten wegen Zurücknahme seiner 
Ausweisung aus Berlin, so müssen sie jenen notwendigerweise ein gewisses 
Relief geben, und es ist eher bemerkenswert, daß MARX trotzdem L. nicht 
fallen ließ, als dass er aus ihnen lediglich den Schluß zog, L. gegenüber sei 
etwas Zurückhaltung am Platze. 

ÜNCKEN hat aus dem Umstand, daß in der Sammlung der Briefe L.s an 
MARX eine Mitteilung über die vorerwähnte Eingabe fehlt, den naheliegenden 
Schluß gezogen, daß L. den Schritt absichtlich vor MARX geheim gehalten habe. 
Wie F. MEHRING kürzlich in der „Neuen Zeit" schrieb, ist aber dieser Schluß 
irrig. Aus einem Brief von MARX an einen Parteifreund gehe hervor, daß L. 
MARX vor der Eingabe unterrichtet habe und nur der Brief verloren gegangen 
sei. Für die Beurteilung L.s ist diese Tatsache der Mitteilung an MARX sehr 
charakteristisch. Sie zeigt, daß er sich entweder nicht bewußt war, mit dem 
Schritt eine politisch anfechtbare Handlung begangen zu haben, oller jedenfalls 
seinen politischen Freunden gegenüber sein Gewissen salvieren wollte. 

Auch die theoretische Kritik, die ÜNCKEN an L. übt, fordert zu manchem 
·Widerspruch heraus. Dem Buch als darstellendem Geschichtswerk gegenüber 
kommt das aber nicht stärker in Betracht, als wie die Anfechtbarkeit der von 
ÜNCKEN geübten politischen Kritik. Wesentlich ist, ob die theoretischen An­
schauungen und Arbeiten L.s richtig vorgeführt und die Fragen prägnant ge­
stellt sind. Und in dieser Hinsicht wird das Buch hohen Anforderungen ge­
recht. Es ist eine gewissenhafte Arbeit, die überall die geistesgeschichtlichen 
und politischen Zusammenhäuge, die für L.s Denken und Handeln in Betracht 
kommen, anschaulich heranzieht, dem Menschen, wie seiner Umwelt ihr Teil 
gibt, der Geschichte wie der Persönlichkeit gerecht zu werden sucht. Sie 
macht eine vom sozialistischen Standpunkt geschriebene erschöpfende L.-Bio­
graphie nicht überflüssig, sondern läßt es nur um so· wünschenswerter er­
scheinen, daß eine solche nun auch geschrieben wird. Aber bis wir sie haben, 
kann niemand, der sich gründlich über L. informieren will, ÜNCKENS Buch 
.ignorieren. 

Berlin. ED. BERNSTEIN. 

10 * 
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EDUARD RosENBAUM. Ferdinand Lassalle. St.udien über historischen und 
systematischen Zusammenhang seiner Lehre. Jena, Gustav Fischer, 1911. 
8 °. 214 S. (5,50 M.) 

Versuche, auf Grund von LASSALLEs Schriften und Briefen systematische 
Darstellungen seiner Lehren abzufassen, sind schon wiederholt unternommen 
worden und dadurch gerechtfertigt, daß ein grosser Teil von LASSALLES 
Veröffentlichungen Gelegenheitsäußerungen sind, in denen er nur vereinzelte 
Stücke von dem gab, was er selbst vorhatte in größeren Werken systematisch 
darzustellen, und daß einheitliches, auf Vorarbeiten gestütztes Denken sich 
in diesen Äußerungen kundgibt. Es ist ferner nur natürlich, daß sich diese 
Versuche von Zeit zu Zeit wiederholen, da das Quellenmaterial sich erweitert 
und neue Gesichtspunkte gewonnen werden. Während aber die Verfasser 
früherer Bearbeitungen dieser Art sich darin Beschränkungen auferlegten, 
daß sie immer nur bestimmte Seiten von LASSALLES Denken und Wirken 
zur einheitlichen Darstellung zu bringen suchten, verspricht der Verf. des. 
vorliegenden Buches, uns den wissenschaftlichen Extrakt aus dem ganzen 
Lebenswerk LASSALLEs zu bieten und dieses Werk historisch zu würdigen. 
„Was hier also versucht wird," heißt es bei ihm in der Einleitung, ,,ist nicht 
eine Systematik seines (d. h. LMiRALLEs, d. R.) Denkens, sondern eine Syste­
matik seiner Lehre, dies Wort wie von altersher verstanden als eine Ein­
heit von geistigem Schauen und von lebendigem Wirken. LASSALLH er­
scheint nicht als 'Wissenschaftler' und nicht als 'Künstler', sondern gleichsam 
als eine Synthese beider, als ein Mensch, der das Leben in des Lebens Sphäre 
schöpferisch zu gestalten sucht." 

Das ist das Programm einer geistesgeschichtlichen Biographie. Es ist 
aber im Buch nur zum Teil durchgeführt. Der Verf. läßt es im wesentlichen 
bei Vorführung und kritischer Betrachtung der E 1 e m e n t e von LASSALLEs 
wissenschaftlich-literarischem und politisch-agitatorischem Wirken bewenden. 
Und auch da stoßen wir auf allerhand Lücken. So wird zwar bei Gelegen­
heit von Einzelfragen mancherlei über LAsSALLEs Verhältnis zu REGELsehen 
Sätzen gesagt, aber eine systematische Darstellung vom Einfluß RHGELS auf 
LASSALLHs Denken im allgemeinen, vom grundsätzlichen Verhältnis LASSALLES 
zur REGELsehen Philosophie erhalten wir nicht. Der hierfür in Frage kom­
mende Abschnitt des Buches „Lassalle in gcistesgeschichtlichem Zusammen­
hang" behandelt eingehender nur LAsSALLEs geistiges Verhältnis zu 
RrcARDo, RoDBI<mTus, MARX, Lours BLANC, eine Auswahl, die höchstens 
genügen könnte, wenn LARSALLE nur als Ökonom und Politiker des an­
gewandten Sozialismus zu betrachten wäre, hinter dem hier laut Programm 
Nötigen aber sehr zurückbleibt. Man weiß, in wie hohem Grade LASSAI,LEs Auf­
fassung vom Sozialismus und der Politik beeinflußt war durch seine Geschichts­
philosophie, und darum durfte eine eingehende Kennzeichnung seines geistigen 
Zusammenhangs mit den großen deutschen Philosophen ebensowenig unterbleiben, 
wie die seines Zusammenhanges mit Ökonomen und Sozialisten von Bedeutung .. 
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Daß sie nicht geliefert wird, ist nun weniger Folge mangelnder Orien­
tierung des Verf. als von allerhand bedenklichen Fehlern in der Verteilung 
seines Stoffes. Es fehlt dieser systematischen Darstellung sehr an Systematik. 
Die Kapiteleinteilung ist verschiedentlich irreführend. In einigen Kapiteln 
findet man wenig von dem, was man gemäß der Überschrift in ihnen suchen 
würde; in andern werden mehr Fragen erörtert, als die Titel vermuten lassen, 
und vergebens wird man nach einheitlichen Gesichtspunkten in der Methode 
des Erklärens der bedeutungsvollen Sätze LASSALLES forschen: historische, 
logische und psychologische Erklärung wechseln ohne ersichtliche Regel in 
der Wahl der Methoden miteinander ab. Ebenso vermißt man grundsätz­
liches Eingehen auf die geistige Genesis LASSALLEs. 

Das sind große Mängel bei einem Buch, welches mit einem Programm wie 
das oben zitierte vor den Leser tritt. Ungleich günstiger kann das Urteil jedoch 
lauten, wenn man das Buch auf Grund seines Titels einfach als „Studien" 
nimmt. Im einzelnen bietet es viel Lesenswertes. Der Verf. zeigt sich in den 
Disziplinen, von denen die zitierten Schriften und Aussprüche LASSALLEs 
handeln, zu Hause und analysiert oft mit Glück. Auf mancherlei in den 
Schriften LASSALLEs wird neues Licht geworfen, so daß das Buch im ganzen 
als ein schätzbarer Beitrag für das Verständnis der Lehre LASSALLEs be­
zeichnet werden kann. Allerdings fehlt es auch nicht an Bemerkungen, die zum 
Widerspruch herausfordern. So z. B., wenn R. auf S. 25 im Anschluß an 
ÜPPENHEHIER RrcARDOs historische Färbung des Lohngesetzes als „Produkt 
des schlechten Gewissens der Bourgeoisie" hinstellt, oder auf S. 120 Lours 
BLANCs Anrufung des Staates „eine demütige Bitte der Armen und Mittel­
losen an eine Macht" nennt, zu der sie „noch keine Beziehung" hatten. 
Lours BLANCs „Hommes du peuple, l'etat c'est vous !" scheint ihm unbekannt 
geblieben zu sein. Auch ist es mindestens ein arger Flüchtigkeitsfehler, 
wenn auf S. 113 bei Besprechung von LASSALLEs „Über Verfassungswesen" 
die Liste von sozialen und politischen Machtfaktoren, die LASSALLE dort als 
Rolche des gegebenen p r e u ß i s c h e n Staates aufzählt, als die Liste der 
Machtfaktoren des modernen Staates schlechthin bezeichnet wird. Und 
ähnliches mehr. 

Eine vom Verf. als Exkurs II gegebene Zusammenstellung der Bücher, 
die GUS'l'AV SCHÖNBERG nach dem Tode LASSALLEs laut testamentarischer 
Ermächtigung aus dessen Bibliothek auswählte, gewährt dadurch einen inter­
;,ssanten Einblick in LASSALLEs geistige Werkstatt, daß zugleich die Rand­
bemerkungen und Auszeichnungen angeführt werden, die LASSALLE in ver­
schiedenen dieser Bücher vorgenommen hatte, und was der Verf. im Exkurs I 
in bezug auf das Thema „Lassalles Abhängigkeit und Arbeitsweise" sagt, 
wird man im wesentlichen zu unterschreiben haben. 

Berlin. EDUARD BERNSTEIN. 
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Dr. JOHANNES K1NKEL, Die sozialökonomischen Grundlagen der Staats• und 
Wirtschaftslehren von Aristoteles. Leipzig, Duncker und Humblot 1911. 
s 0• 192 S. (4 M.) 

In dieser „den modernen Historikern Altgriechenlands" gewidmeten Schrift 
wird in etwas weitschweiftger Weise der richtige, aber nicht gerade neue Ge­
danke zu begründen versucht, daß der Idealstaat von Aristoteles ein r e a k­
t i o n är er gewesen ist. Im Hinblick auf die zerrüttenden Wirkungen, welche 
die Geld- und Verkehrswirtschaft Athens hervorgerufen hat, wie da sind die 
Vernichtung des mittleren Grundbesitzes, die Ausbeutung durch Händler und 
Schiffsreeder, die Abhängigkeit Athens vom Auslaude, verlangt der große 
Philosoph die Rückkehr zur Naturalwirtschaft, die Selbstgenügsamkeit des 
Staates, die Vorherrschaft des 1\Iittelstandes der Grundbesitzer. Der Verf. 
unterstützt diese Thesen mit einein reichen Materiale aus der Wirtschafts­
geschichte Athens. Voraus geht eine „Einleitung", enthaltend eine Über­
sicht der Auffassungen der Aristotelischen Staats- un_d Wirtschaftslehren seit 
den ersten Kommentatoren. Den Schluß bildet eine Darstellung der Evolution 
dieser Lehren und ihrer Einwirkung bis auf die Gegenwart, welche vom Verf. 
in interessanter Weise an der katholischen Staats- und Wirtschaftslehre demon­
striert wird. Die kritische Übersicht der Literatur und Polemik zwischen den 
Nationalökonomen (bes. BüCHER) und Historikern (bes. ED. MEYER und B~JLOCH) 
über Verkehrswirtschaft und Handel in Altathen beendet die Schrift K.s, der 
Fleiß und stilistische Begabung nicht abgesprochen werden kann. Überflüssig 
scharf ist stellenweise die Polemik, so gegen A. ÜNCKEN (S. 87) und gegen 
BüCHEH (S. 133). 

Wien. ADOLF MENZEL. 

EDUARD BERNWl'ElN, Die Geschichte der Berliner Arbeiterbewegung. Ein 
Kapitel zur Geschichte der deutschen Sozialdemokratie. 3 Bände. Berlin, 
Buchhandlung Vorwärts -1907/10. gr. S0 Y-404; VI-359; V-439 S. 
(a 5, resp. geb. 6,25 l\L) 

vVenn das Buch B.s nur einen lokalen Ausschnitt aus einer Parteige~ 
schichte enthielte, so würde man berechtigt sein, den Umfang seiner drei Bände 
zu beanstanden und das Interesse daran lediglich dem lokalen Kreise der Partei 
zu überlassen. Aber es handelt sich um mehr. Man könnte sogar den Titel 
des Buches umkehren und sagen: Geschichte der deutschen, genauer der sozial­
demokratischen Arbeiterbewegung, dargestellt an und in einem großstädtischen 
Paradigma. Und wenn auch weder die Führung noch die geistigen Antriebe 
bei Berlin lagen, wenn die Reichshauptstadt auch keineswegs die typischen 
oder die entwickeltsten Formen der Arbeiterprobleme verkörpert, so ist doch da;; 
großstädtische Paradigma wegen seines äußeren Umfanges, wegen seines Reich­
tums an divergierenden Tendenzen und wegen seiner unmittelbaren Reibung 
mit den von der Zentrale ausgehenden Gegenkräften von besonderer uncl 
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symptomatischer Bedeutung. Nirgends wird daher auch der Stoff reichhaltiger 
vorhanden sein, nirgends das historische Anschauungsmaterial so farbenreich 
und vielfältig sich ausbreiten lassen. 

B., der im Auftrage der sozialdemokratischen Vertrauensmänner Berlins 
schreibt und sich hinwiederum als Vertrauensmann seiner Genossen fühlt, hat 
dieses Material in reichstem Maße zur Verfügung gehabt. Er will vor allen 
Dingen eine geordnete Materialsammlung vorlegen. Ob sie in jedem einzelnen 
fälle sich in den richtigen Grenzen hält, mag dahingestellt sein ; gegenüber 
der Faksimilierung von Mitgliedskarten und Strafantragsformularen wird man 
das Recht auf Verewigung vielleicht zu weit ausgedehnt finden; aber auch sie 
sind schließlich für den Leserkreis in der Partei persönlichste Andenken erlebter 
Leiden und Freuden. Und alles zusammen stellt ein Stück deutscher Kultur­
geschichte dar. Ein Stück Kulturgeschichte der Massen und Tiefen, aber an 
den Stellen, wo sie in Bewegung geraten, an Selbstbewußtsein gewinnen und 
durch schwere materielle Not, durch Fanatismus und Roheit hindurch, letzten 
Endes doch auf dem Wege nach oben geistig und ethisch, politisch und materiell 
vorrücken. Und darum haben auch die geringeren Dokumente dieses Pro­
zesses einen gewissen bleibenden Wert. Selbst die vielen Porträts möchte 
ich nicht missen, da sie als Ganzes genommen das historische Anschauungs­
material beredt unterstützen; von den hohlwangigen und grobknöchigen Fana­
tiker- und Idealistenköpfen der früheren Jahrzehnte führt der Weg zu Gruppen­
bildern, die eine ausgesprochene Bürgerlichkeit atmen und manchmal selbst 
von bourgeoiser Sattheit nicht weit entfernt bleiben. Der Gegenstand und die 
Anlage des Buches bringen es mit sich, daß es sich nicht um führende Per­
~önlichkeiten gruppiert. Es handelt eher, wie B. es ausspricht, von der großen 
anonymen Masse, in deren Unübersehbarkeit und Eintönigkeit die führenden 
Männer absorbiert werden; in dem Heere der Namenlosen aber schieben sich 
immer wieder neue Leute voran, es vollzieht sich ein ununterbrochenes Aufsteigen 
und Abtreten, ein Ausdehnen und Differenzieren der Organisationen, bis aus 
ihnen schließlich der bureaukratische Mechanismus der heutigen Parteimaschine 
erwächst, der mit den älteren staatlichen und militärischen Hervorbringungen 
hierarchischen Beamtentums auf deutschem Boden verblüffende Ähnlichkeiten 
aufweist. 

In erster Linie will B. die Tatsachen mitteilen und auf das verzichten, 
was er den literarisch-subjektivistischen Aufputz nennt, was aber doch auch 
eine Gestaltung des Stoffes unter freieren und geistigeren Gesichtspunkten, 
selbst eine Objektivierung und Sublimierung des Gegenstandes bedeuten könnte, 
deren der Soziologe und Theoretiker B. an sich sehr wohl fähig gewesen wäre. 
Statt dessen bekennt er sich eher zur parteimäßigen Bindung seines Urteiles, er 
spricht als Historiker über die Personen und Institutionen der Partei nicht. 
mit derjenigen geistigen Freiheit, die er sonst gegenüber ihren Ideen und 
Zielen als Politiker zu üben pflegt; er sieht vollends davon ab, die Gegen­
seite, den Staat und die andern Parteien, zu ihrem in seinen Augen immer~ 
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hin doch relativen Rechte kommen zu lassen. Genug, er schreibt wie ein 
Kriegshistoriker, der dem einen Lager selber angehört und zu dessen Fahneu 
hlilt: der seine schriftstellerische Absicht auf die eine rechtfertigende, an­
spornende, aufreizende Wirkung eingestellt hat. Diese Generalabsicht einmal 
zugegeben, muß man anerkennen, daß seine Urteile, wie bei einem Manne 
von seiner innerlichen Veranlagung nicht anders zu erwarten ist, von mehr 
]\faß und Gerechtigkeitssinn getragen sind, als wenn sie etwa dnrch das Tem­
pernment J\fEHRINC+8 gesehen wären: B. verfügt auch dem ihm schriftstellerisch 
iiherlegenen Parteigenossen gegenüber über mehr Geschmack. Indem aber 
da, Buch ausschließlich nach den Quellen der einen Partei geschrieben ist, 
nach ihren Akten und Zeitungen, schleppt die Darstellung doch ein gutes Stück 
von dem Stimmungsgehalt und von den "Werturteilen des l\Iomentes, und zwar 
des leidenschaftlichsten }Iomentes, mit sich. Da kann es nicht anders sein, als 
daß manche Irrtümer mitsamt ihren parteiischen Folgerungen ohne jede Nach­
prüfung übernommen werden, zumal wenn es sich um Persönlichkeiten und 
Vorg'fü1ge der gegnerischen Lager handelt. Um nur ein verhältnismäßig harm­
loses Beispiel dafür zu haben, lese man die Art, wie im Zusammenhange des 
Dühringkonfliktes und des ,Jahres 1877-1878 die Berufung T1:E!T8CIIKE"1 nach 
Berlin vorgeführt wird: ,,So verschrieb man sich denn von Leipzig her den 
braven 'rreitschke, der ja in bezug auf geistige Bekämpfung der Sozial­
demokratie schon das Menschenmögliche geleistet hatte" (I, 34). Damit liillt 
sich B. eine völlige Verschiebung der ursächlichen Zusammenhänge zuschulden 
kommen; denn in ,virklichkeit war T1rnrr:-1cHKE sehon Ostern 1874 von 
Heidelberg nach Berlin übergesiedelt, und zwar aus anderen Gründen berufen, 
als die naive Selbstüberschlltzung der sich immer im :Mittelpunkt sehenden Sozial­
demokratie wähnt; die Polemik mit Scmrm.LER aber, die B. ersichtlich im 
Auge hat, setzte erst nach seiner Berufung ein. Völlig unerlaubt wird die 
Verschiebung, wenn unmittelbar danach die Regelung von TnEITSCHKEs Ge­
haltsansprüchen in einem Tone besprochen wird, der in der sozialclemokra­
tisehen Tagespresse beliebt sein mag, aber unter B.s Niveau bleibt und einem 
Manne wie TREITclCHK~c gegenüber, wie jeder Kenner weiß, gänzlich unan­
gebracht ist. 

Der I. Band umfaßt die Zeit von 1848 bis zum Erlaß des Sozialisten­
ge,etzes. Von einer Berliner Arbeiterbewegung, wie der Autor sie im größten 
Teile seines Werkes auffaßt, von einer Bewegung auf dem Boden der sozial­
demokratischen Partei, kann man in den ersten Jahrzehnten natürlich nicht 
retlen. Die ersten Kapitel über die Arbeiter in der Bewegung von 1848/49 
(S. 1-68), in der Reaktionszeit von 1849-1858 (S. 69-92) und in der 
Zeit der neuen Ära von 1858-1862 (S. 93-107) sind also dem Buche 
mehr äußerlich angefügt. Die sozialdemokratische Arbeiterbewegung in 
Berlin braucht einen weiter hinaufreichenden Stammbaum, und da er fehlt, 
so wird er au, dem dazu geeignet erscheinenden Material konstruiert. 
Aber wollte B. eine ,olche Vorgeschichte schreiben, so mußte er sie doch 
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tiefer fundieren, die Schililerung der Arbeiterlage nicht unvermittelt seit 
1847 /48 einsetzen lassen, und er mußte vor allem die Revolution von 1848 
unter einer gr<ißeren Perspektive auffassen als von dem ganz unselbstäniligen 
und g:mz sekundären Anteil ilcr Berliner Arbeiter aus. Immerhin bringen 
die Zusammenstellungen manches interessante Detail, wie den aus Wolffs 
Revolutionschronik genommenen Bericht über ilie Volksversammlung vom 
26. :i\färz und die Reden der Handwerker unil Arbeiter ; und die eine Tat­
sache, daß einer der Barrikadenkämpfer, der Drechslergeselle Gustav Hesse, 
der am 18. März 1848 den Sturm auf das Landwehrzeughaus leitete (man 
findet ihn Ed. I, 21 mit dem Kranz an der Fahne wie einen :i\farathonsieger 
abgebildet), sich nach kurzer Zeit als Konstabler an werben ließ, sagt uns 
mehr als langatmige Erörterungen über die Psyche des Berliner Arbeiter­
,,;tandes von 1848. Die Jahre von 1863 bis 1870, die Agitation L.,SSALLEs, 
die auf dem Berliner Boden schlechtel'(lings keinen festen Fuß zu fassen ver­
mochte, und dann die Jahre der Schweitzerischen Parteileitung, die neuer­
dings systematisch in dem Buche von GcsTAV M,\YER durchgearbeitet sind, 
enthalten auch noch nicht viel Neues, sondern beschränken sich wesentlich 
auf die Rekapitulation. Erst mit dem ,Jahre 1871 setzt die Periode ein, für 
die das Buch einen selbständigen Quellenwert beanspruchen darf. Aus diesen 
ersten sechs Jahren des neuen Reiches fallen mir zwei Tatsachen als beson­
ders bemerkenswert auf. Einmal die vollendete Programmlosigkeit der Regie­
rung und der städtischen Selbstverwaltungsbehörden gegenüber den unmittel­
bar nach dem Kriege schärfer auftretenden sozialen Nöten, wie der \Vohnungsnot. 
Daß dem so war, hat ja seine guten Gründe: eine Regierung, eine Bureaukratie 
und auch Parteien, die mehrere Jahrzehnte rein politisch, nach der nationalen 
Einheits- und Verfassungsfrage hin orientiert waren und orientiert sein mußten, 
konnten nur langsam wieder für die sozialen Frag·en das richtige Augenmaß 
gewinnen. Daneben sind von besonderem Interesse die Auseinandersetzungen 
zwischen Lassalleanern und Eisenachern, die in diesen Jahren gerade in Berlin 
am heftigsten tobten. Für den damaligen Stand sozialdemokratischer Programm­
forderungen ist das Wahlflugblatt der Lassalleaner vorn Dezember 187ß sehr 
charakteristioch; man forderte progressive Einkommensteuer, und zwar mit 
einer Progression, die schon bei 4000 Taler Einkommen 60 ¼, also 2400 'l'aler 
Steuern betrug: kein Wunder, daß das Bürgertum einmütig nur von dem 
,,Teilen wollen" der Sozialdemokratie sprach. 

Ein allgemeineres Interesse erweckt dann die Beurteilung der zum Sozia­
listengesetz führenden Vorgänge, der Attentate auf Kaiser Wilhelm I. Es 
ist leicht zu beweisen, daß die sozialdemokratische Partei alH solche mit 
den Attentaten Hödels und Nobilings nichts zu tun hatte, ja daß für die 
Partei diese Verbrechen ebenso widersinnig als ungelegen waren; es mag 
auch sein, wie von ]\[~mmxG und BEBEL behauptet wird, daß Hödel, der 
Mitglied der sozialdemokratischen Partei war, gerade zwei Tage vor dem 
Attentat wegen Unterschlagungen aus der Partei füfentlich ausgeschlossen 
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worden war. Aber es ist doch eitel Spielerei der sozialdemokratischen Autoren, 
Hödel als christlich-sozial und Nobiling gar als nationalliberal anzusprechen. 
Selbst B. spricht von dem ersten Attentat leichthin als von einem „Vorkommnis", 
das Bismarck außerordentlich gelegen gekommen sei. Er täuscht sich aber über 
die Imponderabilien, die in einem monarchischen Staate eine lebendige und 
berechtigte ]\facht sind. Er verschließt seine Augen dagegen, daß die Atmo­
sphäre der fanatischen Verhetzung, aus der die Attentate der beiden verkom­
menen Schwachköpfe hervorgingen, von der sozialdemokratischen Agitation 
erzeugt worden war und daß diejenigen, die diese Atmosphäre erzeugten, 
aueh für die über ihre Absichten hinausreichenden Weiterwirkungen zwar 
nicht die strafrechtliche, aber doch die politische Verantwortlichkeit trugen;. 
weder damals ist in der Presse eine absolut eindeutige Lossagung der Partei 
von der Propaganda der Gewalt erfolgt, noch hat die heutige Geschichtsauf­
fassung der Partei den Mut, diesen festen Strich zu ziehen. Es ist der ver­
hängnisvolle Irrtum, dem sich radikale Führer und Bewegungen immer wieder 
hingeben. Sie arbeiten mit dem Agitationsmittel der wildesten Aufpeitschung 
der Instinkte gegen den bestehenden Rechtszustand, sie verdanken diesen 
politischen Methoden einen guten Teil ihres Erfolges ·und ihres Anhanges. 
Sie möchten aber niemals für die Konsequenzen ihrer politischen Methoden 
beim Kopfe genommen werden. Eine Partei, die den baldigen Losbruch der 
sozialen Revolution theoretisch proklamiert und den Glauben daran praktisch 
in die Köpfe der Massen hämmert, treibt ein Spiel mit dem Feuer; sie glaubt 
vielleicht das Spiel mit dem Feuer nicht entbehren zu können, aber sie darf 
sich nicht wundern, wenn der umspringende \Vind auch einmal die ver­
heerenden Flammen in das Gebäude ihrer eigenen Organisationen treibt. 

Es ist sehr bequem, von dieser zentralen Frage der politischen Verantwort­
lichkeit alles abzuschieben auf eine Nebenfrage: auf die Art der Ausnützung 
der Attentate durch Bismarck, etwa die angeblich lügenhafte Verwertung eines 
Geständnisses von N obiling, über die sich nach dem vorliegenden Material nichts 
Bestimmtes sagen läßt. Auch B. vergißt, sich klarzumachen, wie sich die 
Vorgänge von oben ansahen. Der durchaus glaubwürdige Geheimrat CHRISTOF 
VON TIEDE?vIAN::sr erzählt in seinem Buche „Sechs Jahre Chef der Reichs­
kanzlei", S. 256, daß kurz nach dem Attentat Hödels sich in seinem Bureau 
„ein damals viel genannter sozialdemokratischer Agitator melden ließ, der in 
alle Geheimnisse seiner Partei eingeweiht war und wohl mit zu ihren eigent­
lichen Führern zählen durfte. Er hatte schon vor längerer Zeit meine Be­
kanntschaft gemacht und mir wiederholt wertvolle Berichte ans dem sozial­
demokratischen Lager geliefert. Die Mitteilungen, die er mir an jenem Abefül 
machte, waren so umfassender Art, und gewährten einen solchen Einblick in 
die weitaussehenden Pläne der sozialdemokratischen Parteileitung, daß ich 
mich, obwohl mein Besuch dies in Abrede stellte, des Eindrucks nicht ent­
ziehen konnte, das Hödelsche Attentat sei nur der Vorläufer weiterer direkt 
gegen den Bestand der Monarchie gerichteter Angriffe. Daß Hödel der 
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sozialdemokratischen Partei angehörte, bestätigte mir der Agitator übrigens 
ausdrücklich." Ich gebe zu, · daß der Historiker sich auf einem Boden, auf 
dem Geheimagenten, Spitzel und Doppelspione sich begegnen, nicht mit 
Sicherheit bewegen kann, aber so viel steht fest, daß man, ohne die A.ktcn 
selbst, die der Regierung vorliegenden Informationen, zu kennen, über die 
Motive Bismarcks nicht urteilen kann. Die führenden Männer der Sozial­
demokratie wurden damals von den Attentaten peinlich überrascht, und auch 
heute werden die beiden Verbrecher von der Partei energisch abgeschüttelt. 
Damals waren die Dinge immerhin noch derart im :Flusse, daß bald darauf 
einer der gerade in Berlin bekanntesten Agitatoren, der Reichstagsabgeordnete 
JOHANN l\fos'!' ,,Hödel und Nobiling als großartige Helden verherrlichte, 
deren Ruhm noch erstrahlen werde, wenn kein Mensch mehr von solchen 
Wichten wie Bebel und Liebknecht sprechen werde." (II, 46). B. verwirft, 
allerdings einen „Revolutionarismus, der ganz und gar nicht den deutschen 
Verhältnissen entsprach" (II, 20), wie er sich diplomatisch ausdrückt. 
Im Jahre 1878 war vielleicht noch nicht entschieden, ob die Bewegung auf 
:rvrowr oder auf BEBEL hinauslaufen wiirde. Für den Staat aber gibt es 
gegenüber solcher Gefahren schlechterdings nur den Zwang zum Handeln. 
Jeder ·bestehende Rechtszustand, gleichviel ob eines monarchischen oder 
republikanischen Staates, wird, wenn er in seinen zentralen I11Htitntionen 
gefährdet wird, zu den stärksten Repressivrnaßregeln greifen, und der Gang 
der Dinge bringt es mit sich, daß dann nicht nur die unmittelbar Schuldigen 
strafrechtlich belangt werden, sondern auch die politisch l\Iitschuldigcn die 
politischen Konsequenzen zu tragen haben. Das war zu allen Zeiten so. Der 
französische Konvent verfuhr so mit einer hysterischen Überspannung blut­
rünstiger Energie. Nach dem anarchistischen Haymarket plot in Chicago im 
Jahre 1894 war die ganze amerikanische öffentliche Meinung auf den Ton 
dieser Argumentation gestimmt. Und wenn einmal der Zukunftsstaat in Er­
füllung gehen sollte (woran ich nicht glaube), so würde ich ihm eine äußerst 
harte Hand zutrauen gegenüber dem leisesten Versuch einer kapitalistisch 
riickfälligen Propaganda, aus deren Mitte man in das Allerheiligste <ler 
kollektivistischen Produktionsweise gewaltsam einzudringen trachtete. 

Genug, der Rückschlag nach den Attentaten war unvermeidlich, so un­
mäßig auch die strafrechtlichen Überspannungen in der überhitzten Atmo­
sphäre, die dem erschütternden Erlebnis folgte, sich bemerkbar machten. 
Daß der Rückschlag aber in dem Sozialistengesctz zu einer dauernden Insti­
tution von unabsehbaren politischen und wirtschaftlichen Nebenwirkungen 
nicht für einige Jahre, sondern für mehr als ein Jahrzehnt wurde, das schoß 
nun wieder weit über das Ziel hinaus. 

Der II. Band, die Geschichte des Sozialistengesetzes in Berlin von 1878 
bis 1890, ,,die heroische Periode", wie die Partei sie nennt, scheint mir, so 
sehr auch sein Inhalt sich manchmal in einem Wuste von Kleinigkeiten zu 
Verlieren droht, der historisch wertvollste und ergiebigste zu sein. :ips gibt 
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kein eindrucksvolleres Paradigma für die Anwendung und die Wirkungen 
des Sozialistengesetzes, für die von ihm aufgerufenen Kräfte und Gegenkräfte 
als das Berliner. Nicht nur der Gesetzgeber und der Strafrechtslehrer, vor allem 
der Politiker, wenn er will, vermag aus diesem Beispiel zu lernen. GewHi 
reicht der mitgeteilte Stoff nicht aus, um aus ihm allein ein objektives Bild 
der wirklichen Herglinge zu entwerfen. Alles ist von unten her, aus den Kreisen 
und aus der Stimmung der Verfolgten und Gehetzten gesehen, diP notwendige 
Gelegenheit zur Kontrolle fehlt fast regelmH.ßig, und was von den \Verturteilen 
und dem Stimmungsgehalt des ganzen V{ erkes gesagt wurde, das gilt besonders 
von diesem Bande. Wir haben uns zu hüten, in jedem einzelnen Falle die 
Regierung und ihre polizeilichen Ausführnngsorgane ungehört zu verdammen . 
.Jeder Kenner der Geschichte und der Menschen weiß, daß wenn eine be­
stehende Gewalt und der von ihr anerkannte und geschützte gesetzliche Rechts­
zustand in einem unterirdischen Kleinkriege angegriffen wird, sie mit den in 
solchem Kleinkriege üblichen und Erfolg versprechenden Mitteln reagieren 
wird. Diejenigen, die diesen Kampf provoziert haben, sollten die ersten 
sein, diesen Zusammenhang von Ursache und Wirkung ohne Sentimentalifät 
anzuerkennen. 

Aber selbst wenn man manches alizieht von dem Grsamteindruck, den 
die Anwendung des Sozialistengesetzes in Berlin macht, so bleibt genug 
übrig, um die politische Wirkung des Gesetzes negativ zu beurt!'lilen. Es 
ist nicht gute Politik gewesen, denn sie scheiterte und die Sozialdemokraten 
blieben Sieger über das Gesetz - wenn auch nicht über die dahinterstehenden 
Kräfte der staatlichen Ordnung, wie sie heute wohl wiihnen. Es ist am 
letzten Ende auch keine konserntive Politik gewesen. Der Glaube an das 
Sozialistengesetz ist unter den Parteien, die an seinem Zustandekommen 
oder wenigstens später an seiner Erstrnclmng mitwirkten, mehr oder minder 
ins Wanken gekommen. Die Lektüre dieses Bandes ist dazu angetan, auch 
unter den überzeugtesten Gegnern der Sozialdemokratie die Reste solcher 
Glliubigkeit zu beseitigen und die Neigung zum Einschlagen ähnlicher Wege 
in der Zukunft zu ersticken. Ja diese ganze Periode, die für unser heutiges 
politisches Denken schon fast so abgeschlossen hinter uns liegt wie die 
Konfliktszeit, würde etwas völlig Trostloses und Mißlungenes in unsern Augen 
bedeuten, wenn nicht die eine gewaltige Folie, die Versicherungsgesetzgebung 
desselben Jahrzehntes, auch sie von demselben ungeheuren Willen, der die 
Verfolgung leitete, geschaffen und vielleicht in diesem Umfange nur in dieser 
Gesamtkonstellation möglich, gleichzeitig durchgebracht worden wäre. Und 
auch sie gehört, mit allen ihren Nachwirkungen auf die wirtschaftliche Lage 
der Arbeiterschaft, dazu, um ein objektives Gesamtbild zu gewinnen. Aber eben 
dieses Korrelat mit seinen allerdings allmählich eintretenden Wirkungen kommt 
in dem Buche B.s zu kurz. Selbst für die Rechnung des Politikers BrsMARCK 
hängen Sozialistengesetz und Sozialpolitik auf das Engste ineinander. Kurz 
vor dem Erlaß der kaiserlichen Botschaft vom 17. November 1881 besprach 
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ein augenscheinlich von dem Reichskanzler selbst inspirierter Artikel der 
,,Norddeutschen Allgemeinen Zeitung" vom 12. November das Ausnahme­
gesetz sehr skeptisch, da sein politisch-wirtschaftlicher Ertrag allein der 
liberalen Bourgeoisie, dem wirtschaftlichen Erbfeinde der Arbeiterklasse zugute 
käme, und verkündete den Entschlutl der Regierung, durch Befriedigung 
der gerechten Forderungen der Arbeiter den gesunden Kern der sozialistischen 
Ideen zu verwirklichen und dadurch der revolutionären Richtung der Sozial­
demokratie den Boden zu entziehen ; seien die Reformen durchgeführt, so 
werde auch das Gesetz vom 21. Oktober 1878 unnötig werden (II, 78). Das 
war mehr als Spiegelfechterei oder Bauernfang, es war ein Programm. In 
diesen Sätzen sehen wir, wenigstens für einen lVIoment, die Kontinuität mit 
BrnMARCKs politischem Denken von 1863/64 aufblitzen und gewinnen einen 
Einblick in seine letzten politischen Ziele, die selbst mit dem Sozialisten­
gesetz mehr als die Ausübung bloßer brutaler Gewalt bezweckten. 

Dem entsprach auch die Anwendung des Gesetzes: nirgends kann man 
die von der Gesamtpolitik aus berechneten Schwankungen in der Praxis der 
Anwendung lehrreicher beobachten als auf dem Berliner Schauplatz. Das 
Gesetz war ja zeitweilig nicht ohne Aussicht, die politische Organisation der 
Sozialdemokratie zu zertrümmern. Die Auflösung griff zunächst, bevor die 
neuen Methoden des Widerstandes ausgebildet waren, weit und breit um sich, 
Abtrünnigkeit aus Überzeugung und aus niederer Gewinnsucht blieb nicht 
aus. Dazu kam, ein Angriff mehr von der Flanke her, die antisemitische 
und christlich-soziale Agitation, die vor allem auf dem Berliner Boden die 
breiten Massen womöglich noch wilder aufwühlte und aufwühlen durfte. Es 
blieb schließlich nicht ohne Eindruck, als gleichzeitig die sozialpolitische 
Gesetzgebung einsetzte. Jetzt sollte auch die Probe auf das Exempel gemacht 
werden, und die Regierung verriet, daß sie auf dem Instrument des Sozialisten­
gesetzes verschiedene Tonarten zu spielen vermochte und die Sozialdemokratie, 
insofern sie in erster Linie die Fortschrittler angriff, schon ein wenig gewähren 
lassen, ja, wenn sie die „revolutionäre Richtung" ausstieß, wieder in Gnaden 
annehmen wollte. 

Auf die Dauer aber schlug die Berechnung BrsMA1tc1rn, das politische, 
also das demokratische lVIoment aus der Partei auszutreiben, ebenso fehl, wie 
er in dem Bestreben gescheitert war, das politische Moment aus der katho­
lischen Parteibildung zu eliminieren. Immer mehr begann das Sozialisten­
gesetz umgekehrt zu wirken, als es im Sinne seiner Urheber gelegen hatte. 
Der Zwang der Verfolgung hatte sich llingst als ein Zwang zum Zusammen­
schluß, ja als eine Erziehungsmethode herausgestellt, in der die Lauen ver­
sagten und die Starken aufrecht standen, und ideale Antriebe wie Opferwillig­
keit, Treue und Ehrgefühl zur Geltung kamen. Wider den Sinn seiner Urheber· 
erwies sich das Gesetz als ein starker Hemmschuh auch für die legitime 
Wahrung der materiellen Arbeiterinteressen, indem es den gewerkschaftlichen 
Zusammenschluß fast überall unterband und in dem Kampfe um den Arbeits-, 
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vertrag den Unternehmer begünstigte; vielleicht nur diese tatsächlich eintre­
tende Begünstigung machte die Arbeitgeber und die Parteien, in denen sie 
vertreten waren, damals gefügig, ihren Teil an den Lasten der Arbeiterversiche­
rung auf sich zu nehmen. Die Ausführung des Gesetzes aber nötigte die 
Behörden zu einer Verschä,rfung der Mittel, die auf der Gegenseite eine 
skrupellose und verhöhnende Umgehung der Autorität einbürgerte und in er­
neutem Rückschlage auch die Polizei zu immer bedenklicheren Abwehrgewohn­
heiten wie der Verwendung von agents provocateurs verführte. So blieb 
nichts anderes übrig, als das Gesetz einzuschränken oder aufzuheben -- wenn 
man es nicht verschärfen wollte. Auch dazu war BISMARCK bereit. Eine 
Vorlage vom Januar 1888 forderte für fünf Jahre neben anderen Verschär­
fungen, daß gegen die berufsmäßigen Agitatoren und andere auf Grund des 
Sozialistengesetzos verurteilte Personen die Aufenthaltsbeschränkung bezw. 
Internierung und im Falle der Teilnahme an verbotenen Vereinen oder an Ver­
sammlungen im Auslande, die der Förtierung sozialdemokratischer Bestrebungen 
dienten, die Entziehung der Staatsangehörigkeit verfügt werden könnte (II, 239f.). 
Diese Überspannung, die auf die Einführung der Strafe Verbannung hinaus­
lief, stieß im Reichstage jedoch auf Widerspruch; es scheint, als ob diese 
über dem letzten Verlängerungsversuch von 1890 heute fast vergessene Episode 
schon zu den äußersten Plänen BISMARCKS hinüberleitet. 

Die Anwendung des Sozialistengesetzes war es schließlich, die die Idealisten 
in Scharen auf die Seite der Verfolgten trieb. B. verweilt mit einem ge­
wissen Stolze bei der für den Ausgang der achtziger Jahre charakteristischen 
Tatsache, daß ein großer Teil der jungen, neue Formen suchenden Dichter­
generation im Lager oder in der Nähe der Sozialdemokratie stand: die WILHELM 
BöLSCHE und RICHARD DEHMEL, die ARNO HOLZ und JOHANNES SCHLAF, 
die Brüder HART und ÜTTO ERNST, die GERHART HAUPTMANN und ÜTTO ERICH 
HAR'I'LEBEN, KARL HENCKELL und BRUNO WILLE. Es waren die Jahre, wo 
auch der Österreicher HERMANN BAHR gegen ScHAEF~'LEs Schrift „Die Aus­
sichtslosigkeit der Sozialdemokratie" seine „Einsichtslosigkeit des Herrn 
Schäffle" schrieb. Das Merkwürdige ist nur, daß für alle diese Männer die 
Zugehörigkeit zur Sozialdemokratie nur ein Durchgangsstadium blieb - eine 
Erscheinung, mit deren Gründen B., sich soviel ich sehe, nicht beschäftigt. 
Die Abkehr ist begreiflich bei Leuten, bei denen die Sympathie nicht tief 
saß und allein in dem Bourgeoishaß des Antiphilisters wurzelte, wie etwa 
bei HAR'I'LEBEN: ,,ich glaubte zeitweise Sozialdemokrat sein zu müssen" 1

). 

Aber auch die innerlicheren Naturen wandten sich, der eine nach dem 
andern, bald wieder ab. Auch BöLSCHE hatte den „herrlichsten Märchen­
traum unserer nicht realistischen, sondern in Wahrheit hyperidealistischen 

1) Vgl. darüber das Buch von ALBER'l' SoERGEL, Dichtung und Dichter 
der Zeit. Eine Schilderung der deutschen Literatur der letzten Jahrzehnte, 
Leipzig 1911. S. 368. 
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Zeit, den Traum vom umgekehrten Gottesgnadentum, von der heiligen Mission 
des Arbeiters, von der Erlösung der ·welt durch eine riesenhafte, aber rein 
Hoziale Tat, von einem kommenden ungeheuren, nie dagewesenen Glücke der 
Menschheit infolge fundamentaler Umgestaltung der gesamten Verhältnisse 
von Lohn und Arbeit" geträumt. Aber schon in seinem Roman „Die Mittags­
göttin" (1891) war der Traum mit der Erkenntnis der beiden einfachen Tat­
sachen verflogen: die Natur hat die Menschen ungleich veranlagt und Menschen 
sind keine Engel 1). Selbst die extremsten der jungen Generation fanden sich 
wieder zurück, in individualistischer Reaktion gegen Zwang und Unduldsam­
keit, die sie in der Partei der Freiheit erfahren hatten. Diese Erlebnisse 
machten selbst den Genossen BRUNO Wri.LE, der es am ernsthaftesten gemeint 
hatte, wieder zum Einsiedler und entlockten dem kecken Revolutionssänger 
KARL HENCKELL, der es eine Zeitlang auf einen zweiten HERWEGH abgesehen 
hatte, das ernüchterte Bekenntnis : 

,,Nur frei sein, frei, auch von der „Freiheit" frei, 
die vollen Mundes Herrscherlaunen pachtet, 
und sich mit bettelarmem Marktgeschrei 
den größten Kundenkreis zu sichern trachtet"'). 

Die Sozialdemokratie war eben längst nicht mehr der ethisch gegründete 
Organismus, der die Idealisten angezogen hatte, sondern sie war zu einer 
großen Parteimaschine für das materielle Interesse einer Klasse geworden, mit 
einem Apparate ausgestattet, in dem die großen und kleinen Bosse eine 
führende Oberschicht darstellten und die menschlichen Unvollkommenheiten 
sich ebenso ungehindert wie in anderen Interessenorganisationen auswachsen 
konnten. 

Diese Umbildung ist es, die das Ergebnis des III. Bandes, die Zeit 
von 1890-1905, darstellt. Dieser Band ist anders angelegt als die früheren. 
An die Stelle der chronologischen Gliederung tritt jetzt eine nach den Haupt­
arbeitsgebieten der Sozialdemokratie angeordnete mehr systematische Stoff­
zusammenstellung, in der die „Berliner Arbeiterbewegung" immer mehr als 
Betätigung der sozialdemokratischen Partei gefaßt wird. Nach einigen zu­
sammenfassenden Abschnitten, unter denen das Kapitel „Die soziale Ent­
wicklung Berlins von 1890 bis 1905" durch besondere Dürftigkeit auffällt, 
handeln Kapitel 3-6 über die Entwicklung der Berliner Parteiorganisation, 
ihre Konferenzen, inneren Kämpfe und öffentlichen Demonstrationen, schließlich 
über die Beteiligung der Partei an den Reichstagswahlen. Kapitel 7 und 8 
bespricht die 'fätigkeit der Sozialdemokratie in der Kommunalverwaltung 
Berlins und seiner Vororte, sowie in den Gewerbegerichten und Kaufmanns, 
gerichten. In Kapitel 9-12 folgt dann die Darstellung der Gewerkschafts­
bewegung, der bedeutendsten gewerkschaftlichen Kämpfe, speziell des Bier-

1) Ebenda S. 242. 2) Ebenda S. 104. 
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boykotts von 1894, und der gewerkschaftlichen Bewegung der Berliner 
Handlungsgehilfen. Die sieben letzten Kapitel, die nur geringen Umfang 
haben, sind dann gewissen Sonderentwicklungen gewidmet, wie z. B. der 
sozialdemokratischen Frauenbewegung (für deren Geschichte hinter den 
Kulissen der zweite Band der Memoiren von LILY BRAlTN eine viel lehr­
reichere Quelle bietet), der Entwicklung der Presse, der Beteiligung an den 
preußischen Abgeordnetenwahlen u. a. Das Ganze stellt, so ungleich auch 
die einzelnen Kapitel gearbeitet sind, eine reichhaltige Materialsammlung dar, 
in der Regel nicht mehr und nicht weniger. Die Dinge liegen dem Autor 
zeitlich und menschlich doch zu nahe, als daß er sich mit seinem Urteil 
und seinen Gesichtspunkten über den Stoff erhöbe, wir müssen ihn hier als 
den zusammenfassenden Berichterstatter seiner Partei nehmen - mit dieser 
Einschränkung enthält auch dieser Band manche erwünschte Belehrung. 

In der ziemlich mageren Schlußbilanz (III, 438 f.) seines inhaltreichen 
Werkes sagt B.: "Soviel ist sicher: wenn der durchschnittliche Satz der 
Arbeitslöhne in allen Industrien und Gewerben Berlins um bis 25 9/o und 
darüber gestiegen ist, wenn die normale Arbeitszeit in den meisten Gewerben 
von 11 und 10 auf 9 Stunden und darunter gefallen ist, und wenn schließ­
lich die Position des Arbeiters in der Werkstatt eine wesentlich stärkere 
geworden ist, das Rechtsbewußtsein des Arbeiters nicht bloß in bezug auf 
seine Stellung im Staat, sondern - was noch bedeutsamer und im Zeitalter 
des Kapitalismus schwerer zu erreichen ist auch in bezug auf seine Stellung 
im Gewerbe eine bedeutende Hebung erfahren hat, in vielen Fällen, wo vor­
dem nichts davon existierte, nunmehr wachgerufen ist und sich in wohl­
tätiger Weise geltend macht, dann ist das alles in hohem Grade die Frucht, 
ist es vielfach überhaupt nur zu erreichen gewesen durch den Aufbau und 
das unablässige organisatorische und agitatorische Wirken der vom sozial­
demokratischen Geist erfüllten Berliner Arbeiterbewegung." Ich lasse dahin­
gestellt,, ob in diesem Zusammenhange nicht auch von dem Anteil der staat­
lichen Gesetzgebung und der sozialpolitischen Durchtränkung der andern 
Klassen zu sprechen gewesen wäre - aber ich akzeptiere das Schlußwort als 
ein ausdrückliches Bekenntnis gegen den orthodoxen Marxismus, dessen Lehren, 
sowohl seine wirtschaftliche Theorie als seine politische 'fäktik, durch den 
Gesamtinhalt dieser drei Bände vernichtend widerlegt werden. 

Heidelberg. HERMANN ÜNCKEN. 

EuGEN VON PmLIPPOVICH, Die Entwicklung der wirtschaftspolitischen Ideen im 
19. Jahrhundert. 6 Vorträge. Tübingen, Mohr 1910. 8°. 144 S. (Geb. 2.20 M.) 

FRIEDRICH FREIHERR VON WrESER, Recht und Macht. 6 Vorträge. Leipzig, 
Duncker & Hurnblot 1910. 8°. 154 S. (3.50 M.) 

Im Jahre 1909 haben die beiden Professoren der Nationalökonomie an 
der Wiener Universität über naheverwandte Themata Zyklen von 6 Vorträgen 
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gehalten, die seit einiger Zeit erfreulicherweise auch einem weiteren Kreise 
durch buchhändlerische Publikation zugänglich sind. PH. hat die Vorträge 
in der Vereinigung für staatswissenschaftliche Fortbildung in Berlin und später 
aus gleichem Anlasse in Wien gehalten; W.s Reden verdanken den Salz-
1mrger Hochschulkursen ihren Ursprung. Jener hat einen historischen Über­
blick über den Wechsel der während des 19. Jahrhunderts henschem1en 
wirtschaftspolitischen Ideen gegeben und nacheinander den wirtschaftlichen 
Liberalismus, die Konservativen, den Sozialismus, die Sozialpolitik, die Agrarier 
und die gegenwärtige Lage behandelt. W.s Darlegungen sind weniger ein 
Beitrag zur Literatur- uml Ideengeschichte der Volkswirtschaft als vielmehr 
eine soziologisch-systematische Untersuchung eines - allerdings unendlich 
wichtigen - Einzelproblems der theoretischen Politik oder, wenn man will, 
der Geschichtsphilosophie. 

In PH.' Vorträgen kommen wieder alle Vorzüge seiner Forschereigenart 
zur Geltung, die - wie mir scheinen will - seinen Grundriß der politischen 
Ökonomie zum brauchbarsten Lehrbuch der Volkswirtschaftslehre machen. 
Auch in diesen Vorträgen treten die Grundlinien einer komplizierten Ent­
wicklung klar hervor, sind die inneren und äußeren Zusammenhänge deutlich 
aufgewiesen. Dabei hat man den Eindruck großer Objektivität; die all­
gemeinen Auffassungen der Entwicklung, wie sie die historisch-ethische Schule 
hegt, werden hier wiedergegeben, wobei Einseitigkeiten möglichst vermieden 
sind und durchaus das llestreben vorherrscht, das wissenschaftlich bisher 
Erkannte ruhig, logisch und in überzeugenden Gedankenverbindungen wieder­
zugeben. Mit diesen Vorzügen hängen die Schwächen des Buches eng zu­
sammen: Es mangelt ihm stärkere Originalität und Tiefe. Es führt nicht zu 
neuen Erkenntnissen und wird der jüngeren Generation von Nationalökonomen, 
die von der „henschenden Ansicht" nicht ganz befriedigt und von dem 
starken Gefühl erfüllt sind, daß sich neue und in die Zukunft weisende wirt­
schaftspolitische und -theoretische Erkenntnisse vorbereiten, nicht als vVeg­
weiser dienen können. Den ursprünglichen Zweck freilich, nämlich junge 
Verwaltungs- und Justizbeamte in den Ideenwiderstreit des Wirtschaftslebens 
einzuführen, scheint mir das Büchlein in ausgezeichnetem Grade zu erfüllen. 
Was mich an ihm zu „gestrig" anmutet, will ich versuchen, unten darzulegen. 

W.s Buch ist seinem innern Gehalt nach von PH.' Schrift wesentlich ver­
schieden. Teilweise liegt das an der anders gestellten Aufgabe. Es enthält 
Reden von großer Schönheit, voll persönlicher Wärme und innerer Kraft. 
Die vorgetragenen Ideen sind unmittelbares Erlebnis. Manches ist tief und 
eigenartig aufgefaßt, oft in wunderbar eindringlicher und packender Form 
gegeben. Aber die klare Präzision, die strenge Gedankenfolge und die exakte 
Begriffsanwendung, die PH. auszeichnen, vermißt man. PH. kann man nicht 
mißverstehen, wenn man ihm mit genügender Aufmerksamkeit folgt; bei W. 
bin ich mir bisweilen im Unklaren gewesen, was der Verf. mit einzelnen Aus­
führungen eigentlich sagen will. Nicht daß die Sätze eine schwierige und 

Archiv f, Geschichte d. Sozialismus III, hrsg. v. Grünberg. 11 
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dunkle Fassung aufwiesen, im Gegenteil. Aber es fehlen oft die verbinden­
den Gedanken. Manchmal scheint es, als ob eine wichtige Erkenntnis, in der 
die vorausgehenden Ausführungen gipfeln sollen, vorbereitet würde; dann aber 
bleibt sie selbst unausgesprochen oder wird nur angedeutet. Ich weiß nun 
nicht, ob das Absicht oder unbewußte Eigenart des Verf. ist. Er entschuldigt 
im Vorwort die äußerlich etwas lose Verbindung der Vorträge mit der Form 
der Rede. Vielleicht wollte er auch, um nicht ,,aus dem Tone theoretischer 
Darstellung zu fallen", manche Schlüsse seinen Zuhörern selbst überlassen, 
und hielt er vitlles für selbstverständlich. Aber gerade wer wie der Verf. 
den ausgesprochenen Zweck verfolgt, seine Hörer und Leser für eine große 
Idee, nämlich die eines gereinigten Begriffs der Freiheit, zu begeistern, dürfte 
nicht bloß einige Beiträge in andeutenden, b 1 o ß vor b er e i t enden , skiz­
zierten Zügen geben, sondern er müßte direkter, unmittelbarer von dem reden, 
was ihm am Herzen liegt. Ich möchte glauben, daß von allen Zuhörern, 
die W. in Salzburg gehabt hat, der überwiegenden Mehrzahl mehr bestimmte, 
feine und geschmackvolle Einzelausführungen im Gedächtnis haften geblieben 
sind, als daß sie den Kern der Darlegungen begriffen haben. Dazu sind die 
Reden zu unbestimmt und unpräzis in Form und Inhalt. Ein Vergleich mit 
TREITSCHKE, der auch gern über Macht und Freiheit sprach, drängt sich 
auf. Wieviel kraftvoller, fester, klarer und geradliniger ist alles bei ihm! 
An Gedankentiefe und Wahrheitsgehalt würde ich dabei freilich W.s Aus­
führungen über die TREI'l'SCHKEschen stellen. 

W. will, wenn ich ihn recht verstanden habe, das Problem der Freiheit, an 
dessen Klärung „nicht bloß in Wirtschaft und Politik die Welt arbeitet", 
so erfassen, wie es nach den wechselnden Erfahrungen des 19. Jahrhunderts 
unseren modernen Bedürfnissen entspricht. Es ist ihm unmöglich, den Frei­
heitsgedanken in dem Sinne als Ideal zu bekennen, wie es vom letzten Drittel 
des 18. Jahrhunderts ab der ältere Liberalismus tat. Dazu war jene Auf­
fassung zu formalistisch, individualistisch, unhistorisch. Es fehlte ihr die 
tiefere Erkenntnis der gesellschaftlichen Lebensbedingungen. Ungeschichtlich 
und unsoziologisch verkannte sie das Wesen der Macht, die nicht im Gegen­
satz zur Freiheit steht, wie man damals glaubte, sondern aus der die Freiheit 
hervorgeht. Wir Heutigen sind durch Erfahrung und Studium inzwischen 
belehrt, daß es ohne Macht keine Freiheit gibt. Freilich darf man dabei 
Macht nicht in dem äußerlichen Sinne (wie es etwa LASSALLE tat) als brutale 
physische Gewalt auffassen, sondern als innere Macht, die Sinn und Gemüt 
der Menschen beherrscht. Sie ist das Ergebnis geschichtlicher Entwicklungen, 
und nur dort, wo auf historischer Grundlage innere, den gesellschaftlichen 
Bedürfnissen entsprechende Macht besteht, kann sich Freiheit entfalten. Sie 
ist nicht als atomisierte Ungebundenheit des Individuums zu verstehen, sondern 
als ein dem allgemeinen Wohle dienendes, sich allmählich erweiterndes, auf 
dem Rechte, der größten innern Macht, beruhendes soziales Prinzip. In ihm 
sollen sich (modernisierter) Liberalismus und Sozialismus, geschichtliche und 
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prinzipielle Auifassung versöhnen. Eine Freiheit ohne geschichtlichen Zu• 
.sammenhang, die nur das Individuum zum Maßstab nimmt und dem Rechte 
widerspricht, ist abzulehnen. Freiheit und Gemeinwohl dürfen keine Gegen­
sätze sein. Auch das aristokratische Prinzip widerspricht der Freiheit nicht. 
Das Gesetz der kleinen Zahl, die Unterordnung der Massen unter persönliche 
oder anonyme Führungen (z.B. Sitte), beweist die Geschichte. Daß für die Frei­
heit als politisches Prinzip die individualistische Grundlage abzulehnen ist~ 
geht auch daraus hervor, daß die treibenden Kräfte des Gesellschaftslebens 
,etwas dem Einzelmenschen gegenüber Selbständiges sind; in der Hauptsache 
sind als solche treibenden Kräfte der Kampf, der genossenschaftliche Zu­
sammenschluß und die geistigen Mächte anzusehen. Das Recht als die eigent­
liche Macht in der Gesellschaft ist die Schöpfung des gesellschaftlichen Willens, 
die sich beständig mit dem Wandel der Geschichte verändert, dergestalt 
jedoch, daß allmählich das Gesetz der kleinen Zahl zugunsten zunehmender 
Gleichheit beschränkt wird. Zu den inneren Mächten, die Recht und Gesell­
schaft beherrschen, gehören auch die - von der materialistischen Geschichts­
auffassung als einzige letzte Ursache in Anspruch genommenen Produktions­
bedingungen; jedoch der ideologische Oberbau „löst sich von der Unterlage 
zu selbständiger Wirksamkeit ab". 

Das wäre der Kern dessen, was ich aus den Beiträgen W.s zum Problem 
der Freiheit herausgelesen habe. Unbedingt zustimmen möchte ich dem Ziele, 
<las sich der Redner gestellt hatte; es ist eine unendlich lockende, notwendige, 
aber schwierige Aufgabe, den Freiheitsbegriff zu reinigen und zu vertiefen. 
Aber daß W. die Synthese aus den Kulturelementen der Vergangenheit zu 
einer neuen überzeugenden, den Bedürfnissen der heutigen Gesellschaft gerecht 
werdenden Idee gelungen ist, vermag ich nicht zu behaupten. Er nimmt in 
seinen Freiheitsbegriff das Gemeinwohl auf, oder vielmehr er ordnet es ihm 
über: ,,Das oberste Prinzip muß immer das Gemeinwohl sein; diesem Prinzip 
ist das der Freiheit unterzuordnen, wenn es bei sorgfältiger Untersuchung 
klar wird, daß die Freiheit schadet" (S. 141). Wenn es nur nicht so schwer 
wäre, überzeugend in jedem Falle darzutun, was das Gemeinwohl ist! W. will 
seinem Freiheitsbegriff einen lebensvollen Inhalt geben; er soll nicht bloß 
Freisein von Zwang und möglichste Selbstbestimmung bedeuten, sondern soll 
das Nützliche, Gute, Vernünftige mit umschließen. Dieses Streben, Gemein­
wohl und Ethos in den Freiheitsgedanken aufzunehmen, wird man gefühl­
mäßig sicherlich anerkennen; zugleich aber meldet sich der Zweifel, ob da­
mit die Freiheit nicht zu einem unendlich weiten Rahmen wird, in den man 
sehr verschiedenen Inhalt hineinlegen kann. Ein klares Ziel, auf das man 
alle Strebenden einigen könnte, ist damit nicht gegeben. Und bei W. selbst 
erhält man keinerlei deutlichen Fingerzeig, welche konkreten Aufgaben aus 
diesem Ideale fließen. Der alte Freiheitsbegriff der liberalen Schule der National­
ökonomie war nicht mißzuverstehen. Besonders die Begrenzung der Staats­
tätigkeit in der Hauptsache auf formalen Schutz der Verträge war klar; 

11 * 
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heute soll sich nach W.s und manches anderen Meinung die Staatstätigkeit 
nach dem Inhalte der speziellen Aufgaben, die die Gesellschaft stellt, 
richten. Am Maßstabe des unbestimmbaren, willkürlichster Auslegung zu­
gänglichen Gemeinwohls soll Umfang und Art des staatlichen Eingriffs in 
das bürgerliche Leben gemessen werden. ·wenn man vor·hundert Jahren ver­
langte, der Staat solle dem Individuum möglichst freie Bewegung lassen,. 
so war das ein klares und praktisch verwertbares Prinzip. Heute soll sich 
die Leitung des einzelnen Menschen durch den Staat nach dem Gemeinwohle 
richten, bald stärker, bald geringer sein. Praktisch führt das neue Ideal 
zum Sozialismus, zur Aufgabe der Freiheit. Denn mit der Rücksicht auf das 
Gemeinwohl kann man jeden Eingriff in die private Lebenssphäre recht.fertigen. 
Gibt man erst einmal den liberalen Grundgedanken auf, daß alle gesell­
schaftlichen Einrichtungen dem Individuum zu dienen haben, so ist damit 
das Prinzip der Freiheit überhaupt gefährdet. Das beweisen unter anderem 
auch die großen Fortschritte des Staatssozialimus in der Gegenwart. Von 
dem soziologisch vertieften Freiheitsbegriff W.s lassen sich Richtlinien für 
das praktische Handeln nicht gewinnen. Das ist der Eindruck, den ich 
schließlich nach immer wieder erneutem Durchdenken seiner Sätze gewonnen 
habe; dieses Ergebnis bedrückt mich um so mehr, als ich in \V.s Argumen­
tation eine Fülle tiefer theoretischer Erkenntnis gesammelt finde. Aber das 
Unbestimmte, schwer Faßbare, Zerfließende, was ich glaubte an der Dar­
stellungsform aussetzen zu müssen, scheint mir auch der Inhalt dieses Frei­
heitsbegriffs zu besitzen. 1\-fan kann in seinem Zeichen jede beliebige Politik 
rechtfertigen. 

Gegen Pu.' Darstellung des wirtschaftlichen Liberalismus möchte ich 
einen Einwand erheben, der mir auch gegeuüber manchem anderen Kritiker 
des Smithianismus angebracht erscheint: Liberalismus und sogenannter Kapi­
talismus werden gleichgesetzt oder doch miteinander vermengt. In seinem 
I. Kapitel schildert der Verf. zunächst auf den ersten Seiten das System der 
Vertragsfreiheit; allmählich führt aber die Darstellung (etwa von S. 12 ab) 
zu einer Schilderung der Erwerbswirtschaft. Man gewinnt daraus den Ein­
druck, als ob die Vertragsfrefüeit den Kapitalismus geschaffen habe und die 
Entfesselung der Habgier eine Konsequenz des Liberalismus sei. Es wird von 
dem Erwerb als Selbstzweck gesprochen, JAKOB BuRCKHARDTs Wort vom 
heutigen Leben als einem Geschäft wird zitiert und als trauriges Ideal eines 
solchen Daseins der Nutzen bezeichnet. So richtig es ist, die Entwicklungs­
tendenz der Kultur derart zu kennzeichnen, so scheint es mir doch nicht 
gerechtfertigt, sie dem Liberalismus zur Last zu legen. Richtig ist sicher­
lich, daß Liberalismus und Kapitalismus nicht bloß zufällig zeitlich zusammen­
fallen; sondern bis zu einem gewissen Grade bedeutet der historische 
Liberalismus Entfesselung des individuellen Erwerbsstrebens und damit die 
Voraussetzung für die reine Er·werbswirtschaft. Aber darin erschöpft sich weder 
der Liberalismus, noch muß zu allen Zeiten ökonomischer Liberalismus in 
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dieser Richtung wirken. Heute gibt es Kapitalismus ohne Liberalismus, ja 
dies ist eigent.Jich ein hervorstechender Wesenszug der Gegenwart. Der 
Uberalismus ist eben in erster Linie Emanzipation. In welcher Richtung 
sich die von ihm gelösten Kräfte betätigen, ist nicht von ihm bestimmt, 
sondern von anderen Zeitumständen. Ebenso, wie er die Entwicklung zum 
Amerikanismus begünstigte, kann er unter anderen geschichtlichen Umständen 
zu einer Entfaltung des ethisch-ästhetischen Lebens führen. Aus solchen 
Darstellungen, wie sie im I. und II. Kapitel PH. gibt, entnehmen aber er­
fahrungsmäßig viele Leser und Hörer die vom Autor nicht beabsichtigte 
Vorstellung, als sei der Liberalismus notwendig und stets ein System des 
Wuchers. 

Die Darstellung des Sozialismus bei PH. hat mich auch in mancher Hin­
sicht überrascht. In den allgemeinen Betrachtungen über ihn (S. 53-59) hat 
der Verf. anscheinend (wie bei seiner Untersuchung über die Konservativen 
auch mehr die ältere, romantische Schule behandelt wird) vorwiegend die 
Vormarxisten, besonders die Saint-Simonisten, im Auge. Man gewinnt näm­
lich den Eindruck, als sei der Sozialismus eigentlich ein Individualismus 
höherer Art, während, wie wir eben sahen, der Liberalismus als ein niederer 
Individualismus des Mammons dargestellt ist. Das Ideal des Sozialismus sei 
- damit erinnert PH.' Auffassung an die Theorie des Schweden STEFFEN 
,,die höchste Vervollkommnung der einzelnen Persönlichkeit, der die Wirt­
Rchaft als ein bloßes Mittel untergeordnet werden soll" (S. 55). ,, Überall soll 
für die von den wirtschaftlichen Fesseln befreiten Individuen ein neues Gebiet 
freier, auf innerlichen, geistigen Kräften ruhender Betätigung erschlossen 
werden" (S. 58). Ähnlich wie bei W. erscheint der Sozialismus im Glanze 
eines edlen, aber leider etwas unpraktischen Idealismus, der Liberalismus da­
gegen als - wenn ich übertreiben darf - gerissene Krämerlebensweisheit. 
Schon den mehrfachen Gebrauch des Wortes „Persönlichkeit" bei der Dar­
stellung der Ziele des Sozialismus halte ich für irreführend, so z. B. auf 
S. 79: ,,Die vollkommene Entwicklung der Persönlichkeit! Das ist ja auch 
das Ziel, das der Sozialismus im Auge hat". Nach der mir geläufigen 
Terminologie sind Persönlichkeit, d. h. gesteigerte, auf eigenen Kräften und 
selbständigen Werten ruhende Individualität, und Masse Gegensätze. 

Das nächste Kapitel soll der „Sozialpolitik" gewidmet sein. Dabei ist 
das Wort Sozialpolitik in einem häufig anzutreffenden, aber ungenauen 
Sinne gleich Sozialreform gesetzt. Auch hier ist mir aufgefallen, daß die 
Sozialreform wesentlich individualistisch aufgefaßt wird. So heißt es z.B. S. 91: 
„Dieses Ziel" (der Sozialreform) ist, die Freiheit der Persönlichkeit (gemeint 
ist: der Person) innerhalb der gesellschaftlichen Ordnung sicherzustellen. 
Aufgabe der Sozialpolitik ist es, die Entwicklung der Persönlichkeit zu er­
möglichen oder zu erleichtern ... " Gleich darauf wird gesagt, daß sie nach 
,,Abschwächung der Gegensätze, welche das gesellschaftliche Leben schafft, 
nach Ausgleichung der Lebensbedingungen" drängt. Ich finde, daß zwischen 
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dem einen (im ersten Satze aufgestellten) Ziele und dem anderen (m. E. richtig, 
aber nicht vollständig aufgewiesenen) Prinzip ein Widerspruch besteht. Mir 
will weiter scheinen, als wenn man dem Wesen sozialer Reform wie aller 
sozialen Politik näherkommt, wenn man nicht von den Einzelmenschen, 
sondern von den gesellschaftlichen Klassen ausgeht. 

Das Kapitel über „die Agrarier" enthält kaum etwas über die Ideen 
und Weltanschauungen, welche die Vertreter der Landwirtschaft in ihrem 
öffentlichen Auftreten leiten, dafür mehr eine - an sich sehr lesenswerte -
Schilderung über die Geschichte der Agrarpolitik. Da in den übrigen Ab­
schnitten Wert darauf gelegt ist, ,,den Widerstreit der wirtschaftspolitischen 
Forderungen aus den Gegensätzen der Weltanschauung heraus verständlich" 
zu machen, fällt dieser Mangel auf. 

Das letzte Kapitel über „die gegenwärtige Lage" wird der Bedeutung 
des Wirtschaftsliberalismus mehr gerecht, als es m. E. im ersten Abschnitt 
der Fall ist. Hier ist endlich das erklärt, was man vorher vermißt, daß 
nämlich „keine frühere Zeit - von der grundsätzlichen Anerkennung der 
Menschenwürde durch das Christentum abgesehen - so viel für die Wertung 
der reinen Menscl1lichkeit getan hat wie der Liberalismus" (S. 138). Nur 
stellt PH. der Atomisierung durch dieses System das Prinzip der Solidarität, 
des Zusammenschlusses, des Staatseingriffs entgegen. Mit Genugtuung findet 
er schließlich, daß „eine Verschmelzung der liberalen, vor allem die Freiheit 
des Individuums betonenrlen U]l(l der org·anischen Staats- und Gesellschafts­
auffassung stattgefunden hat" (S. 137). Mir will scheinen, als wenn die neuen 
Gefahren und Störungen, die gerade aus dem Prinzip der Solidarität und mit 
dem Anwachsen des Staatssozialismus enstanden sind, viel schärfer hätten 
hervorgehoben werden müssen, als dies der Verf. in einigen Andeutungen tut. 

Bei P11. wie bei W. habe ich oft den Eindruck, als ob Einwendungen 
gegen den Liberalismus gemacht werden, die ihn nicht treffen, weil er - ab­
gesehen von extremen Manchesterleuten - gar nicht das hat behaupten 
wollen, was hier aus ihm gefolgert wird. Indessen sollen diese kritischen 
Glossen zu bestimmten Ausführungen in den beiden Schriften nicht etwa den 
Eindruck aufkommen lassen, als zählte ich sie nicht zu den besten Arbeiten, 
die in letzter Zeit über Probleme des Gesellschaftslebens geleistet worden sind. 

Düsseldorf. L. v. WIEHE. 

C. BouGL1',: La Sociologie de Proudhon. Paris, Alcan 1912. 8°. 333 S. 
(3,50 Fr.) 
Es ist merkwürdig, daß PitoUDHON in seinem eigenen Vaterland bedeutenil 

später das Interesse der Gelehrtenwelt hervorgerufen hat, als in Deutschland. 
Während er bei uns schon seit vielen Jahrzehnten von mehreren Autoren 
zum Gegenstand eingehender Untersuchungen gemacht worden ist, ist mao 
erst in allerneuester Zeit in Frankreich an die eigentliche P.-J<'orschung 
herangegangen. Zweifellos hat auch die neueste Phase der Entwicklung 
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der ~ozialen Bewegung in Frankreich, besonders die Entwicklung !les 
Syndikalismus, bei dem sich so manche Anklänge an P.sche Ideen finden, 
dazu beigetragen, das Interesse von neuem wieder auf P. hinzulenken. Die 
Schriften von Bou1mIN, DI<]SJARDIN, PuB:cu u. a. m. zeugen von diesem neu 
erwachten Interesse für den Hauptbegründer der individualistischen Sozial­
philosophie. Diesen 'Werken reiht sich auch das vorliegende Buch an, und 
es ist durchaus geeignet, dem Leser einen guten Überblick über die leitenden 
Grundgedanken der P.schen Sozialphilosophie zu verschaffen. Zwar werden 
die eigentlichen nationalökonomiRchen Lehren nur kurz behandelt, dagegen 
die sozialphilosophischen Ideengänge ausführlich und doch in gedrängter 
Fassung herausgearbeitet. So sehr ich das Verdienst der Schrift in dieser Hin­
sicht anerkenne, muß ich (loch Bedenken erheben g·egcn den grundsätzlichen 
Standpunkt, den der Verf. mit seiner Publikation zu vertreten glaubt. Er 
glaubt nämlich, kurz gesagt, folgendes ganz Neue zu bieten: er meint, die 
bisherigen P.•Forscher Mitten P. fast immer nur als Philosoph des Individua­
lismus geschildert, hätten aber ganz übersehen oder jedenfalls nicht genügencl 
beachtet, daß P. auch „Soziolog" gewesen sei. l\Iit dieser Auffassung ist der 
Verf. jedoch im Irrtum; und dieser Irrtum entspringt vor allen Dingen einer 
entschieden verfehlten Auffassung des Begriffes Soziologie. Der Verf. defi­
niert zunächst als soziologische Theorien alle solche, welche folgendes Postulat 
erfüllen: ,,La reunion des unites individuelles engemlre une realite originale, 
qnelque chose de plus et quelque chose d'autre quc leur simple somrne." -
Es gibt ja bekanntlich eine ganze Reihe von Begriffsbestimmungen der soziolo­
gi~chen Wissenschaft uml ich würde meinerseits keinen Anstoß an dieser Er­
klärung nehmen, die also darauf hinauslaufen würde, daß soziologische Unter­
~uchungen dann vorhanden wären, wenn es sich um Untersuchungen von ge­
sellschaftlichen Gruppen handelt. Aber der Verf. ist bei dieser seiner Auf­
fassung von Soziologie nicht stehen geblieben, sondern im Gegensatz zu dieser 
politisch und sozialplrilosophisch neutralen Begriffsbestimmung geht bei ihm 
(•in anderer Erklärungsbegriff nebenher, wobei er soziologisch im Sinne von 
sozialistisch auffaßt. Er setzt die soziologische Auffassung der individuali­
stischen gegenüber und meint, sie wäre dann vorhanden, wenn die Betreffen­
den, die er Soziologen nennt, den Gemeinschaftsgellanken oder die Gemein­
schaftsidee vertreten. Nur so ist es zu verstehen, daß er in seinem Schluß­
resume über P. sagt, er sei zeitlebens Soziolog und gleichzeitig Individualist 
gewesen. Als ob dies überhaupt ein Gegensatz wäre! Wie man auch den 
Begriff der Soziologie fassen mag, jedenfalls dar:! man ihm keine materielle 
Basis geben, als ob damit eine bestimmte sozialpolitische oder sozial­
philosophische Richtung angegeben werden könnte. Der Ver:!. gebraucht offen­
bar das Wort soziologisch einfach anstelle von sozialistisch. Es gibt aber· 
individualistische wie sozialistische Soziologen und der Widerspruch, den der· 
Verf. offenbar bei P. hervorheben will, ist der, daß sich bei ihm individua­
listische und sozialistische Gedankengänge zeigen. 
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Der Verf. wirft also ganz mit Unrecht der deutschen P.-Forschnng uud 
s1)ezicll mir vor, daß übersehen worden sei, daß P. auch „Soziologe" gewesen 
sei. Ich hiitte das übersehen, trotzdem ich einen ganzen Band der Sozial­
philosophie von P. gewidmet hiitte. Dieser Vorwurf ist nicht stichhaltig. Ich 
habe wohl den Ausdruck Soziologie vermieden, aber selbst hervorgehoben, 
daß P. kein völlig konsequenter Individualist gewesen sei, sondern daß sich 
bei ihm auch sozialistische und kommunistische Ideengänge finden. Der Haupt,­
fehler des Vcrf. ist der, deu manche P.-Forscher begehen, daß er übersieht, 
daß P. in erster Linie Kritiker und Sozialreformer war, aber keineswegs als 
Schöpfer eines völlig konsequent,en und logisch einheitlichen sozialphiloso­
phischen Systems angesehen werden kann. In allererster Linie stand bei ihm 
das Interesse an der sozialen Reform. Er fand, daß die kapitalistische 
Gesellscha:ftsordmmg reformbedürftig sei, hat ihre llfängel in ätzender 
Schärfe hervorzuheben gewußt,, war aber andererseits Gegner der kommuni­
stischen Gesellschaftsordnung. Er wollte die Mängel der kapitalistischen Ge­
sellschaftsordnung beseitigen, aber dennoch die individualistische Struktur und 
ebenso möglichst ein kleinbürgerliches Gepräge beibehalten. Aus dieser prak­
tisch unmöglichen Grundidee ergeben sich die vielen Dissonanzen und \Vider­
sprüche bei ihm; für seine Kritik der kapitalistischen Gesellschaftsordnung 
fand er reichlich Anregung bei den sozialistischen und kommunistischen Schrift­
stellern, die er auch stark heranzog, um sie auf der andern Seite aber wieder 
ebenso heftig zu bekämpfen. So ist seine individualistische Sozialphilosophie 
1>tPrk durchsetzt mit sozialistischen Gedankengängen. In sozialphilosophischer 
Hinsicht ist ihm überhaupt _ein starker Eklektizismus eigen. Große Anregungen 
hatte er namentlich von CmtTE und HEGEL erhalten, andererseits auch von 
der klassischen Nationalökonomie, vom französischen Sozialismus und der fran­
zösischen spiritualistischen Philosophie. Das alles wurde aber bei ihm nicht 
zu einer sauberen einheitlichen Gedankenführung durchgearbeitet; es fehlt 
gerade in seinen sozialphilosophischen Betrachtungen nicht an großen Wider­
sprüchen. 

Auch darin kann ich dem Verf. nicht beipflichten, daß er P. als einen 
Vorläufer der materialistischen Geschichtsphilosophie auffaßt; der Verf. spricht 
sogar direkt von dem materialistischen Geschichtsphilosophen P. Dies geht 
viel zu weit. Gewiß finden sich einige Gedankengänge namentlich im An· 
schluß an CoMTR, die eine gewisse Ähnlichkeit mit einigen Grundgedanken 
der materialistischen Geschichtsauffassung aufweisen, aber dies sind doch 
nebensächliche Gedanken gegenüber der Grundidee, für die er zeitlebens ge­
kämpft hat, die der sozialen Gerechtigkeit. Dieser drückt seiner Sozialphilo· 
sophie den Stempel auf, und diese läßt sich mit der materialistischen Ge· 
schichtsphilosophie nicht vereinigen. 

Wenn ich also auch mit dem Grundgedanken des Verf., daß P. eine ganz 
eigenartige Sozialphilosophie vertreten habe, die eine Mischung von „Soziologie" 
und „Individualismus·· sei, nicht einverstanden bin, so möchte ich doch nochmal, 
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wiederholen, daß die klare und übersichtliche Darstellung der wichtigsten 
sozialphilosophischen Gedankeng•iinge P.s eine verdienstvolle Leistung darstellt. 

Freiburg i. B. KARi, DrnuL. 

A. B~:cHAux, Les ecoles socialistes au XX e siecle. Marxisme, reformisme, 
syndicalisme. Paris, Rousseau et Alcan, 1912. 8 °. 154 S. (4 Fr.) 

Der Gedanke, die im Vordergrunde stehenden sozialistischen Lehren, 
welche die allgemeine Aufmerksamkeit auf sich gezogen haben, zu schildern 
nnd ihren gegenwärtigen Stand sowie die an sie anknüpfenden Bewcgnngen 
zu beschreiben, ist an sich sehr glücklich. ·weniger Lob verdient jeuoch die 
Art seiner Ausführung. B. genießt in Frankreich den Ruf eines ebenso 
kenntnisreichen, wie durch seine Darstellungsgabe bedeuteU(len volkswirt­
Hchaftlichen Schriftstellers, und auch das vorliegende Buch rechtfertigt den­
selben im allgemeinen. Eine Geschichte der zeitgenössischen sozialistischen 
Doktrinen, wie sein Titel sie in Aussicht stellt, bietet es jedoch keineswegs. 
Hauptziel scheint vielmehr dem Verf., der früher Professor an der katholischen 
Rechtsfakultät in Lille gewesen ist, weniger unparteiische und vollständige 
Darlegung dieser Theorien als ueren Bekämpfung. Was er anstrebt, ist: 
die Universitätsjugend zur Abkehr vom Sozialismus zu bringen und eben­
sowohl Klerus wie Laien zu volkstümlichem, antisozialistischem Unterricht 
nach Muster desjenigen der englischen „Antisocialist Union" anzuregen, 
deren Programm und Methoden er ausführlich schildert (S. 149-154). So nimmt 
-es denn nicht . wunder, ihn von „Sophismen", ,,fälschen Propheten", einer 
,,von Rhetoren und Agitatoren aufgebauten Lehre des Hasses" (S. 154) 
sprechen zu hören. Und diesem Mangel an Objektivität gesellen sich häufige 
Vermischung zwischen Darstellung und Kritik, sowie zwischen Geschichte 
des Tatsiichlichen und der theoretischen Entwicklung und manchmal auch 
schwere Irrtümer. So ist z. B. der Marxismus durchaus nicht eine etatistische 
Theorie, wie B. meint (S. 14). Ist es ferner wirklich zur Bildung der Arbeiter­
partei nur deshalb gekommen, weil „MARX, der die Widersprüche, welche 
i;ein System hervorrufen und die Gegnerschaft, die seine angeblich wissen­
schaftlichen Schlußfolgerungen erregen würden, voraussah, seine 'l' h c o r i e 
durch die Schaffung eines politischen Parteigebildes verstärken wollte" (S. 5)? 
Nicht minder unrichtig ist die Behauptung (S. 81), daß „die neosyndikalistische 
Schule, wie sie sich in Frankreich und in den lateinischen Ländern heraus­
gebildet hat", sich um die Probleme der Moral gar nicht kümmert. Doch 
genug! Es ist wohl überflüssig, in dieser Zeitschrift sich noch weiter mit 
einer Schrift zu befassen, die mehr „sozialpolitisches" als historisches Gepräge 
aufweist und in der die Geschichte der sozialistischen Lehren der Gegenwart 
nur geringen Raum einnimmt. 

Paris. EDMOND LA.-,KINE. 
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EUGENE FoumuERl<J, L'unite cooperative. Paris, Riviere & Co. 1910. (,,Les 
Documents du Socialismc" pub!ies sous la direction de Albert Thomaf:, 
vol. I) 80 S. (0.75 Fr.) 

In Frankreich ist ebenso wie in Belgien die Konsumgenossenschafts­
bewegnng vielfach zersplittert. Neben den geschlossenen Konsumvereinen 
einiger Berufskategorien, wie zumal der Eisenbahner, die nur Angehörige 
des gleichen Berufes als Mitglieder aufnehmen, und den ebenfalls ge­
schlossenen katholischen oder sozialistischen Konsumvereinen, die von ihren 
neueintretenden Mitgliedern ein politisches oder religiöses Glaubensbekenntnis 
verlangen, besteht eine beruflich, politisch und religiös neutrale Bewegung. 
Sie ist die älteste und zugleich stärkste. Sie entspringt aus der sog. Nimeser 
Richtung und besitzt einen großen und ausgezeichneten Stab genossenschaft­
licher Theoretiker und Propagandisten, an dessen Spitze Ch a r 1 es G i de, 
der Apostel und Altmeister der französischen Konsumvereinsbewegung über­
haupt. Wohl in keiner anderen Gruppe gegenwärtig in der Bewegung 
stehender Genossenschaftler ist das Ideal der Kooperation stärker und reiner 
ausgeprägt, als in dieser Nimeser Richtung. Hat doch GrnE wiederholt er­
klärt, sein Endziel sei: die Umwandlung der privatkapitalistischen Gesell­
schaftsordnung in eine kooperative sowie, auf dem Wege allmählicher Aus­
breitung der Konsumgenossenschaftsbewegung, die Genossenschaftsrepublick 1). 

Also ein Programm, das im Grunde nicht weniger umstürzlerisch und kollek­
tivistisch ist, als das der sozialistischen Parteien. Ein einschneidender 
unterschied besteht jedoch in der Art der Aktion. Statt mittelst politischer 
und gewerkschaftlicher Organisation wollen die Nimeser Kooperativisten ihr 
Endziel durch den Zusammenschluß immer größerer Bevölkerungskreise in 
Konsumentenvereinigungen erreichen, die allmählich zur Eigenproduktion 
aller Bedarfsartikel übergehen und durch ihre siegreiche Konkurrenz schritt­
weise die privatkapitalistische Produktion verdrängen sollen. Auf Grund 
dieser Auffassung abstrahierte diese Richtung von allen politischen und reli­
giösen Bewegungen und strebte lediglich darnach, möglichst große Massen 
um ihr Banner zu scharen. Die sozialistischen Genossenschaften Frankreichs 
dagegen erblicken in der Kooperation keinen Selbstzweck, sondern lediglich 
ein Mittel zum Zwecke ökonomischer Stärkung ihrer politischen und gewerk­
schaftlichen Organisationen. Sie nehmen deshalb nur Sozialisten als Mit­
glieder auf und führen einen Teil ihres Reingewinnes an die Parteikasse oder 
an die Streikfonds der Gewerkschaften ab. Beide, sowohl die neutralen als 
auch die sozialistischen Genossenschaftler, haben sich zu Zentralverbänden 
zusammengeschlossen, in denen auch der Großeinkauf für die angeschlossenen 
Vereine betrieben wird. Auch hier tritt die gleiche grundsätzliche Ver­
schiedenheit in der Verwendung des Reingewinnes zutage. 

1) Vgl. z. B. CH. GrnE, La Cooperation, Conferences de Propagande. 
2° edition, Paris 1906, S. 147 ff. 
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Es liegt auf der Hand, dass dieser Zwiespalt der Entwickelung der 
französischen Genossenschaftsbewegung als solcher sehr hinderlich ist, was 
naturgemäß zumal von den Neutralen auf das 'l'iefäte bedauert wird. 
Uiese versuchen deshalb bereits seit Jahren wenigstens insofern eine Einigung 
herbeizuführen, als sie den sozialistischen Genossenschaftlern eine Ver­
schmelzung ihrer beiderseitigen Großeinkaufsverbä,nde nahelegen, und zwar 
mit der Begründung, daß man trotz der Verschiedenheit der Auffassung 
vom Wesen der Kooperation doch gemeinsam \Varen beziehen und dadurch 
größere Vorteile für die Bewegung erzielen könne. Bis jetzt jedoch erfolglos. 
Die katholischen sowohl wie die Eisenbahnergenossenschaften haben wohl 
dem Appell zum Zusammenschluss Folge geleistet, die sozialistischen da­
gegen verharren in ihrer Politik völligen Abschlusses und bei der Anschau­
ung, daß selbst auf dem Gebiete des genossenschaftlichen Grosseinkaufä kein 
Zusammenarbeiten mit „bürgerlichen" Elementen möglich sei, obgleich in 
der sozialistischen Partei selbst immer mehr Stimmen laut wurden, die nicht 
nur den Eintritt in die neutrale Großeinkaufsgesellschaft befürworten, son­
dern sogar dafür eintreten, die sozialistische Etikette der Genossenschafts­
bewegung vollständig fallen zu lassen und die Kooperation lediglich um 
ihrer selbst willen zu betreiben. Diese These vertritt schärfstens auch der 
Verfasser der vorstehend angezeigten Schrift, der sozialistische Revisionist 
l!'omtNIERE, der Nachfolger BENO['l' MALO~s in der Leitung der „Revue 
socialiste". Zur Begründung seiner Forderung einer reinlichen Scheidung 
zwischen Politik und Konsumvereinsbewegung unterzieht er die gegenwärtige 
sozialistische Genossenschaftsbewegung einer eingehenden, zersetzenden Kritik 
und zeigt, wie die Verquickung von Kooperation und Politik nicht nur die 
Entwickelung der Vereine allerorts stark gehemmt habe, sondern überhaupt 
von einer logischen Durchführung des sozialistischen Prinzips in der Ge­
nossenschaftsbewegung gar keine Rede sei. Aus mehreren angeführten Bei­
spielen geht hervor, daß die sog. Dividendenjagd in den sozialistischen 
Vereinen durchaus nicht geringer ist als in den neutralen uml daß, wo ver­
Rucbt wurde, den Reing·ewinn ganz oder auch nur zu beträchtlicherem Teil 
zur Unterstützung der Partei und der Gewerkschaften zu verwenden, die 
Mitgliederzahl und der Umsatz so stark zurückgingen, daß man schleunigst 
die Verteilung von Dividenden wieder einführen mußte (S. 52 ff.). F. ver­
gleicht die seit Jahren mehr oder wenig stabil verharrenden sozialistischen 
Konsumvereine Belgiens mit den rasch anwachsenden neutralen in England, 
Deutschland und der Schweiz, wobei er jedoch in den Irrtum verfällt, die 
neutralen Konsumvereinler in Deutschland samt und sonders zu Anhängern 
der sozialistischen Partei zu stempeln (S. 40). Dafür wird ihm ein grosser 
Teil der deutschen Konsumvereinler, der gerade bestrebt ist, den allerdings 
tatsächlich sehr bedeutenden Anteil der Sozialisten an der Konsumvereins­
bewegung möglichst zu verschleiern, wenig Dank wissen. 

Immer an der Hand von einzelnen Beispielen zeigt der Verf. wie 
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gering tatsächlich soziafütischer Geist unter den Mitgliedern der sozia­
listischen Konsumvereine verbreitet sei, und zwar nicht bloß in bezug anf 
die Gewinnverteilung, sondern auch in bezug auf das Verhältnis zu den An­
gestellten, deren Forderungen durchaus nicht immer wohlwollend berück­
sichtigt würden. Eine ernste Klippe sei es ferner, daß nicht nur die poli­
tische Partei, sondern 'auch die Gewerkschaftsbewegung von den Vereinen 
materielle Unterstützung heische, sei es in Gestalt von gratis verteilten 
Suppen oder Brotlaiben bei Gelegenheit von Streiks, sei es in Gestalt stän­
diger Geldbeiträge. So suchten alle ans dem mageren Euter der Konsum­
vereinskuh einen 'l'ropfen Milch herauszupressen, bis schließlich die Quelle 
überhaupt versiege. Die Kooperation aber sei keine Milchkuh, sondern eine 
schöne Frau, die es wohl verdiene, um ihrer selbst willen umworben zu 
werden. In einem anderen drastischen Bilde weist F. darauf hin, daß es 
keinem Menschen einfalle, Wein in Petroleumfiisser zu füllen (S. 47). Richtig 
sei vielmehr die Ansicht von DAUDE-BANCELs, der der neutralen Konsum­
vereinsbewegung und gleichzeitig der anarchistischen Partei angehört, daß 
eine völlige Arbeitsteilung eingehalten werden müsse: in die Partei gehöre 
die Politik, zur Gewerkschaft der Streik. und in die Genossenschaft die Er­
oberung des Konsums. Nur die pekuniäre Schwäche der französischen Partei 
habe die Idee gezeitigt, die Konsumvereinsbewegung für Parteizwecke aus­
zubeuten - ein Gedanke, den nur die Unlust der Franzosen gegen die 
Zahlung regelmäßiger Beiträge. für Partei- oder Gewerkschaftszwecke ent­
schuldige. ,,Wir haben von der Konsumvereinsbewegung verlangt, daß sie 
an unserer Statt zahlen solle. Wir haben uns zwingen lassen wollen wie 
Kinder, statt uns zu betragen, wie es freien Menschen geziemt, deren erster 
Freiheitsakt darin bestehen sollte, selbst über ihre eigenen Taschen zu ver­
fügen". Aber die Türe zur neutralen Kooperation sei bereits halb geöffnet: 
als letzthin in einer Vorstandssitzung des sozialistischen Grosseinkaufsver­
bandes neuerlich über die Verschmelzung mit dem neutralen Verband beraten 
worden sei, hätte die sozialistisch-intransigente Richtung nur noch mit 
11 Stimmen gegen 9 den Sieg davongetragen. 

Turin. GISELA MICHELS-LINDNER. 

FounNrEn, Le second empire et 1a legislation ouvriere. Paris, Larose 1911. 
8°. 351 S. (6 Fr.) 

Der Verf. bringt im vorstehend angezeigten Werke die Geschichte der 
Arbeiterpolitik Na p o 1 eo n s III. zur Darstellung. Nach dem Staatsstreich 
vom 2. Dezember gab sich das Kaisertum konservativ und als dazu bestimmt, 
die Gesellschaft vor dem Sozialismus zu retten. Gleichzeitig aber war es 
eine gekrönte Demokratie, die auf dem Plebiszit und dem allgemeinen 
Rtimmrecht beruhte, also auch das Bedürfnis hatte, die arbeitenden Klassen 
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an sich zu fesseln. Daraus ergab sich eine widerspruchsvolle Lage, unter 
deren Druck der Kaiser sich genötigt sah, zu lavieren und seine Stützpunkte 
bald rechts, bald links zu suchen. So machte die schlechthin repressive und 
Polizeipolitik der ersten Jahre bald Maßnahmen zugunsten des Proletariat,; 
Platz; dann aber wurden wieder Schritte nach rückwärts gemacht oder es 
kam zu Schwankungen häufig im Gefolge der auswärtigen Ereignisse. 

Der Verf. hält sich bei der Schilderung all dieser Geschehnisse streng an 
die chronologische Reihenfolge. Neue und unbekannte Tatsachen weiß er aller­
dings nicht zu berichten. Er versteht es aber, mit eindringender Schärfe 
den Wechsel und die fortwährenden Schwankungen dieser unentschiedenen 
Politik darzulegen, deren Ziel es war: die schiedsrichterliche Stellung der 
Regierung als allen Gesellschaftsklassen nützlich und notwendig hinzustellen. 

Caen. GEORGES vVmLL. 

EuGENIO DI CARLO, Della filosofia della storia di Ferdinanclo Lassalle. 
Palermo, Ant. Trimarchi 1911. Gr. 8 °. 34 S. (1 Lira.) 

Die italienische LASSALLE-Literatur ist im allgemeinen quantitativ be­
deutungslos (vgl. meine Storia del Marxismo in Italia, Rom 1910), und 
auch qualitativ ohne großes Interesse. Einer der wenigen guten Lassalle­
kenner in Italien ist der Sizilianer DI C. In gutem Gelehrtenstil geschrieben, 
will die neueste kleine, aber auf gründlichem Wissen aufgebaute Arbeit dieses 
Autors vor allen Dingen eines beweisen: daß LASSALLE als Theoretiker keinen 
Widerspruch aufweise; daß er von MARX im wesentlichen nur äußere Eigen­
tümlichkeiten angenommen habe, während er im Grunde weniger Materialist 
als Idealist gewesen sei. Insbesondere habe sein Staatsbegriff nicht die 
Flüssigkeit und Veränderlichkeit des Marxschen, sonderu eher die Starrheit 
und normativ-ideale Kraft des Staatsbegriffs HEGELS und seiner engeren Schule 
gehabt. Diese Frage, die ja auch in Deutschland lebhaft debattiert worden 
ist, entscheidet sich wohl allerdings in der Hauptsache zugunsten unseres 
Autors. Auch hat DI C. recht, wenn er seinen LASSALLE vor den Angriffen 
derer in Schutz nimmt, die ihm vorwerfen, er habe kein System hinterlassen, 
aus welchem die Beziehungen zwischen Wirtschaft und Politik mit völliger 
Klarheit hervorgingen; ebenso wenn er ausführt, auch MARX habe vom 
historischen Materialismus schlechterdings nur ein verschwommenes Bild 
hinterlassen (S. 25). Endlich hat DI C., unseres Erachtens sehr glücklich, auch 
auf den p s y c h o 1 o g i s c h e n Faktor hingewiesen, nämlich den Ehrgeiz 
LASSALLES, auch in dogmatischer Beziehung Eigenes zu schaffen und 
sowohl von HEGEL als auch von MARX unabhängig zu erscheinen. Freilich 
haben die aufreibende Art der persönlichen Lebensführung und die tausend. 
politisch-praktischen Ablenkungen, denen jeder Parteimann notwendiger­
weise, und zwar zum großen Nachteil wissenschaftlichen Schaffens, unterliegt, 
den gewaltigen Agitator daran gehindert, sein hier gestecktes Ziel in der 
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seinen Talenten entsprechenden Weise zu erreichen. Theoretisch ist LASSALLE, 
ohne eigentlich uneinheitlich zu sein, doch nichts als ein Epigone dreier 
allerdings wesensverschiedener Männer: HEGEL, MARX und nicht zu ver­
gessen - Lourn BLANC, 

Turin. RcrnER'r MICHELS. 

V. N1cc0Lr, Cooperative rurnli di credito, di lavoro, di produzione ecc. 2a ediz. 
rivednta ed ampliata. Milano, Ulrico Hoepli 1909, 393 S. (3.50 Lire). 

Der vorlieg·ernle Band ist vor allem geschrieben, um die ländlichen Kreise 
in Italien über den Nutzen der genossenschaftlichen Aktion aufzuklären, die 
mannigfaltigen Arten, in denen sie auf die Landwirtschaft angewendet werden 
kann, darzustellen und geeignete Winke und Ratschläge für die Gründung 
genossenschaftlicher Vereine zu geben. Die Gliederung des Stoffs ist durch die 
Materie bedingt: Einern kurzen Überblick über die landwirtschaftliche Koope­
ration im allgemeinen folgen Einzelabschnitte über: 1. Kretlit- sowie 2. Arbeits­
und Produktivgenossenschaften, 3. landwirtschaftliche Versicherungskasseu, 
Konsumgenossenschaften und 4. Genossenschaftskonsortien für landwirtschaft­
lichen Ein- und Verkauf. Die Darstellung der einzelnen Genossenschaftsarten 
ist sehr klar und gemeinverständlich. Sie bietet viel interessante Notizen und 
feine Bemerkungen, die den Band für alle, die sich über das ländliche Ge­
nossenschaftswesen in Italien zu orientieren wiinschen, lesenswert machen. 
Leider hat jedoch N. es in manchen Teilen des Buches versäumt, für seine 
Neuauflage das vorliegende neue l\Iaterial zu berücksichtigen. So z.B. im 
Kapitel über die Konsumgenossenschaften, in dem die moderne sozialistische 
Richtung vollständig fehlt. Bei der Schilderung, die hier von den einzelnen 
in Italien vorhandenen Konsumgenossenschaftstypen gegeben wird (S. 299 ff.), 
muß der mit der Bewegung noch nicht vertraute Leser den Eindruck erhalten, 
als herrsche in Piemont noch jenes veraltete System, daß die den Arbeiter· 
unterstützungsvereinen (Societa di mutuo soccorso) angegliederten Lebensmittel­
magazine ihren Mitgliedern die Waren zum Selbstkostenpreise verkauften und 
die Konsumvereine mehr als Wohlfahrtseinrichtungen denn als selbstlindige 
Unternehmen gewertet werden, während sich dieser „Turiner Typus", wie N. 
ihn benennt, in vollständig anderer Richtung weiterentwickelt hat. Ist doch 
die 'rnriner „Alleanza cooperativa" heute die bedeutendste Konsumgenossen· 
schaft, die in Italien den belgischen sozialistischen Konsumvereinen nachge­
bildet worden ist. 

Am interessantesten und vom Verf. liebevollst behandelt sind die ersten 
Kapitel, die sich mit den landwirtschaftlichen Kredit- sowie den Produktiv· 
und Arbeitsgenossenschaften befassen. Lehrreich sind die Ausführungen, welche 
sich auf die Unterschiede zwischen den Genossenschaftsbanken, deren Haupt· 
propaganda der frühere Ministerpräsident Luw1 LuzzATTI gewesen ist, und 
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den vom Abgeordneten LROXR WoLI.TcMnono zuerst in Italien begründeten 
Darlehenskassen beziehen. ,viihrend jene ihren Sitz hauptsächlich in den 
Städten haben und ihre Mitglieder vorwiegend aus den Kreisen der Kaufleute, 
Kleinindustriellen und Handwerker sowie aus denen der mittleren und größeren 
Gutsbesitzer oder Pächter rekrutieren, dienen diese fast ausschließlich dem 
ländlichen Kleinbesitz und der sog. Mezzadria, dem zumal in l\1ittelitalien so 
weit verbreiteten Stande der Pachtbauern, welche das Land ihres Pachtherren 
auf eigene Rechnung und Gefahr bebauen, als Pachtschillung aber diesem 
die Hälfte des Produkts überlassen. Im Gegensatz zu den Volksbanken, die 
sich in kurzer Zeit verbreiteten und an Mitgliedern und Kapitalkraft ge­
wannen - es existieren heute in Italien 800 solcher Genossenschaftsbanken 
mit über 500 000 Mitgliedern und einem Kapital von mehr als 250 Mill. Lire 
(S. 34) - seien die Darlehenskassen erst dann zur Blüte gelangt, als „die miich­
tige Triebfeder der religiösen und politischen Propaganda in Wirksamkeit 
getreten ist." (S. 41). 1897 bestanden neben nur 1~5 politisch und religiüs 
neutralen Vereinen - wie sie von Wm,LE,rnoiw propagiert worden waren 
- nicht weniger als 779 Darlehenskassen mit ausgesprochen christlich-katho­
lischer Färbung. Großenteils von Geistlichen ins Leben gerufen, werden sie 
von diesen und anderen wohlhabenden frommen Gemeirnlemitg-liedern materiell 
unterstützt und häutig auch unentgeltlich verwaltet (S. 68). Aus diesem Um­
stand dürfte sich wohl die Tatsache erklären, daß nur ein sehr geringer Teil, 
ca. 3 °/o der Kassen, sich auf die Dauer nicht als lebensfähig erweist (S. 50). 

Die ländliche Produktivgenossenschaft hat dem V erf. zufolge ihre Wurzel 
in der bereits erwähnten mezzadria oder colonia parziaria, bei der Besitzer 
und Pächter zu gleichen Teilen an dem Gedeihen des Gutes beteiligt seien 
und seine Produkte genössen. Die beste Form genossenschaftlichen Guts• 
hetriebes sei die der hauptsächlich in der Lombardei und in Sizilien verbrei­
teten christlich-katholischen Pachtgenossenschaften, die gemeinsam eine große 
Strecke Landes pachten, dann aber zur Einzelbewirtschaftung unter die Fa­
milien ihrer Mitglieder verteilen. Die hauptsächlich seitens der Sozialisten in 
der Emilia und der Romagna ins Leben gerufene Form der gemeinsamen 
Bebauung und Bewirtschaftung der Kollektivpachtgüter betrachtet N. als auf 
die Dauer nicht lebensfähig, doch fehlt hier jede zahlenmäßige Beweis­
führung. 

Lehrreich ist besonders das Kapitel über die in Italien sehr blühenden 
Milchverwertungsgenossenschaften (Latterie sociali), die aus der von ihren 
llHtgliedern eingelieferten Milch, Butter und Käse fabrizieren und verkaufen. 
Wir tinden sie in ihrer primitivsten sowohl als in ihrer technisch vollencleteten 
J;'orm: in Osop1io (Venetien), wo in Abwesenheit der in Deutschland auf Ar­
heit befindlichen Männer die Frauen den Ackerbau und die Milchwirtschaft. 
betreiben, besteht der Brauch, daß der Reihe nach eine der Frauen im Orte 
die Verarbeitung der gesamten Milch übernimmt und die nötigen Ingredien­
zien dazu liefert. Sie behält dafür die von ihr fabrizierten Produkte. Hier 
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hat also die Notwendigkeit, ein größeres Quantum Milch auf einmal zur Käse­
bereitung zur Verfügung zu haben, eine Produktivgenossenschaft, wenn auch 
in ganz rudimentärer Form, gezeitigt. Genossenschaftsmolkereien in größtem 
Stile finden sieh hauptsächlich in Nortlitalien (Lombardei, Venetien etc.). Sie 
haben eigene mit modernsten Maschinen ausgestattete Fabriken, die meist 
sehr gute Geschäfte machen. Die bevorzugte Form der Genossenschaft ist 
hier die der unbeschränkten Haftpflicht, und zwar bietet schon der Vieh­
bestand der Mitglieder allein eine weit über den Bedarf hinausgehende 
Garantie. 

Als weit schwieriger wie die genossenschaftliche Organisation der Milch­
verwertung stellt N. die der Weinfabrikation dar, hauptsächlich weil einer­
seits im Gegensatz zur Käsebereitung die Kelterei auch im kleinen unschwer 
betrieben werden könne, und sodann weil die Abschätzung und Wertung des 
von jedem Mitglied eingelieferten Rohmaterials beim Wein weit schwieriger 
und komplizierter sei und daher leicht zu Unzufriedenheit führe. 

Wenig günstig spricht sich N. über die Tätigkeit der landwirtschaftlichen 
Konsortien aus, die er als „Omnibusverbände" betitelt, weil sie alle genossen­
schaftlichen Organisationsformen in sich zu vereinigen suchten: den Einkauf 
von Düngemitteln, Maschinen, Samen, den Verkauf von Eiern, Wein, Milch 
und Butter etc. Die verschiedenen Zweige genossenschaftlicher Tätigkeit in 
ein einziges Gesamtunternehmen zusammenzupferchen ist weder logisch noch 
gerecht, wenn man bedenkt, daß der gegebenen Lage der Dinge zufolge 
nicht alle Mitglieder für jeden einzelnen Geschäftszweig ein gleiches Inter­
esse haben können. Diejenigen Mitglieder z. B., die lediglich Rohmaterialien 
wohlfeil und garantiert gut einkaufen möchten, werden gewiß nicht dazu be­
reit sein, das Risiko auf sich zu nehmen, sie teurer zu bezahlen als nötig, 
um so eventuell die Scharten auszuwetzen, die durch andere Zweige der kon­
sortionellen Tätigkeit, an der sie nicht direkt interessiert sind, geschlagen 
worden sind". Es sei deshalb gut, wenn jede Art der Genossenschaftsbewegung 
ihre eigenen Organisationen besitze und ihre Geschäfte für sich gesondert 
erledige. 

Turin. GISELA MICHELS-LINDNEn. 

LEWIS H. HANEY, History of Economic Thought: A critical account of the 
origin and development of the economic theories of the leading thinkers 
in the leading nations. New York, The Macmillan Company 1911. 8 °· 
XVII-567 S. (2 Doll.). 

Keines amerikanischen Oekonomisten Ehrgeiz war bisher groß genug 
für ein Unternehmen, wie das des Professors an der Universität von 'rexas. 
Wir besitzen zwar gelehrte Monographien über einzelne Schriftsteller und 
sorgfältige Untersuchungen über Teilgebiete der volkswirtschaftlichen Ideen-
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entwicklung, wie z. B. HULLs abschließende Arbeit über WILLIAM pgTTY 

oder Sm,IGllIANs Übersicht über die ältere Literatur des Steuerwesens. Nie­
mand aber hat sich - was immer noch im Entstehen begriffen sein mag an 
eine "kritische Darstellung des Ursprunges und der Entwicklung der ,virtschafts­
theorien der führenden Denker unter den führenden Nationen" gewagt. Hält 
man das fest, so hat der Verf. Anspruch auf volle Anerkennung sowohl für 
den Mnt, an eine so umfassende Aufgabe herangetreten zu sein, als auch für 
die Ausdauer bei ihrer Durchführung. 

Den Kern des H.schen Buches bildet, wie wir aus dem Vorwort (S. VII) 
erfahren, eine von Professor ELY vor etwa 25 Jahren im Manuskript vor­
breitete und seither von H. durch Zusätze und Besserungen erglinzte Ge­
schichte der Volkswirtschaftslehre. H. selbst betont denn auch nachdrücklich, 
daß es zu nicht geringem Teil Kollektiverzeugnis sei, und daß es nur des­
halb unter dem gegenwärtigen Titel erschienen sei, weil ELY dies so im 
Hinblick darauf gewünscht und geraten habe, daß iu ihm in bezug auf In­
halt und Stoffanordnung H.s Arbeit das dominierende Element bilde. Es 
repräsentiert sich also weder dem Ursprung noch der Ausführung nach als 
Ergebnis von Originalforschung, sondern als in erster Linie für Lernzwecke 
der großen ]\fasse von Studenten an den amerikanischen Kolleges bestimmtes 
Handbuch, deren Bedürfnis in dieser Richtung durch hGRA118 Geschichte 
der politischen Ökonomie keine angemessene Befriedigung findet. Es ist 
demnach eher als eine allgemeine Übersicht nach Art von BLANQUI und 
I:,;(mAJII <lenn als Originalbeitrag einzuschätzen, wie ihn Rosmrnn, OANNAX 

oder WEULERSSE bieten. In der Tat erkHirt H., daß kein Autor eines 
solchen Buches wie das seinige, alle zitierten Werke auch genau und voll­
ständig gelesen haben kann; und er fügt etwas naiv hinzu: das Leben sei 
dazu zu kurz, und wäre es auch länger, so hieße es doch Zeit vergeuden, 
es zu tun, da man sich damit begnügen könne, weniger wichtige Werke 
blos zu „kosten". 

Hat nun aber auch H. nicht alle Schriften gelesen, über die er referiert 
und bereichert er den Stock unseres Wissens nur in wenigen Punkten durch 
selbständige Forschungsergebnisse, so schöpft er doch keineswegs völlig aus 
zweiter Hand. Die ersten 8 Kapitel, welche „die vorwissenschaftliche 
Periode" behandeln, zeugen allerdings von geringerer Vertrautheit mit dem 
Stoff und halten z.B. keinen Vergleich aus mit MARSHALLs -- in den jüng­
sten Auflagen der „Principles of Economics" leider weggelassenem - kurzem, 
aber trefflichem Kapitel über den Fortschritt der Volkswirtschaftslehre. Von 
ADA11 S~IITH an zeigt er sich jedoch als wohlausgerüsteter Forscher und 
erfahrener Lehrer, dessen Darstellung im wesentlichen Zustimmung verdient. 
Daß ein Werk wie das vorliegende Unebenheiten aufweiRt, ist bei der Art 
seiner Konzipierung und Ausführung unvermeidlich. Sie treten nicht so sehr 
in positiven Irrtümern zutage als iu mehr weniger einseitigen Urteilen, je 
nach der Beschaffenheit des Materials aus zweiter Hand und dem Grade 

Atrhiv f. d. Geschichte des Sozialismus III, hrsg. v. Grünberg. 12 



178 Literaturbericht. 

seiner Ergitnzung durch selbständige Untersuchung. Hier und tla begegnet 
man auch einem offenbaren Verstoß; so wenn H. nach SI<~LIG:\IAN der 
Rententheorie BROOKES folgt, MASSIES Ökonomische Bibliographie nicht er­
wähnt, LANDERDALES Analyse des Reichtums außer Zusammenhang mit 
dessen Anschauungen über den Tilgungsfond erörtert und die Anschauungen 
sowie den Einfluß von SIMON NBWCOMB außer acht läßt. Trotz einzelner 
derartiger Entgleisungen aber zeigt das Buch ausgedehnte Vertrautheit mit 
den Originalschriften und Kommentaren, ungewöhnliche Gewandtheit in der 
Synthese der Doktrinen und eifriges Bemühen, keine Erscheinung von wirk­
licher Bedeutung zu übergehen. Mehr Lücken als im Streben nach logischem 
Aufbau, sind dagegen in der Schilderung· des ökonomischen Milieus zu kon­
statieren, in dem die einzelnen Lehren entstanden sind. Die Beziehungen 
zwischen diesen und jenem in der modernen Zeit sind so verwickelt und 
von so ausschlaggebendem Einfluß, daß isolierte Betrachtung der Theorie 
kaum anders als unfruchtbar ausfallen kann. 

Wer H. kennt untl bewundert, wird bedauern, daß er die auf das be­
sprochene Handbuch verwendete Zeit und Mühe nicht vorerst spezialgeschicht­
lichen Studien gewidmet hat, die dann in einen magnum opus hätten Zu­
sammenfassung finden können. Möglicherweise aber führt der von ihm 
eingeschlagene Weg eher zum Ziele und beabsichtigt er, nach Schaffung 
dieser Generalübersicht, seine große Begabung nunmehr in den Dienst einer 
- nur allzu notwendigen - Erhellung einzelner dunkler Gebiete in der 
l+cschichte der Volkswirtschaftslehre zu stellen. 

Baltimore. JACOB H. liOLLANDER. 

0. D. SKELTON, Socialism, a critical analysis. London, Constable & Co. 1911. 
(6 sh.). 
Der Verf., Professor der Staatswissenschaften an der Universität Kingston 

in Kanada, hat mit der angezeigten Schrift den von einigen Chikagoer 
Kapitalisten ausgesetzten 1000 Dollarpreis für einen Essay über „Die Rechts­
gründe gegen den Sozialismus" gewonnen, und doch ist sie so ziemlich die 
beste und unparteiischeste Darstellung des Sozialismus in englischer Sprache. 
S. kennt nicht nur seinen Gegenstand von Grund aus, sowie die wichtigen 
Erscheinungen der sozialistischen \Veltliteratur, sondern er hat sich auch 
die Mühe genommen, zu begreifen, was die Sozialisten wirklich meinen und 
warum sie an ihre Sache glauben und für sie arbeiten. Zudem schreibt S. 
ein urwüchsiges Englisch, das zu lesen ein wirkliches Vergnügen ist. Er 
faßt die Anklagen der Sozialisten gegen den Kapitalismus so lebendig zu­
sammen, daß ihn der Leser als deren Gesinnungsgenossen betrachtet. So­
dann folgen Kapitel über tlie Utopisten, MA1tx und die moderne Marx­
kritik. Zum Scpluß beschreibt er den modernen Sozialismus, sowie die Be­
wegung im festländischen Europa, in England untl in der Union. 
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vVie allen Professoren, so fehlt auch S. der Glaube. Er kann sozusagen 
nicht weitersehen als ein Wochenende, und alles, was nicht schon ist, er­
scheint ihm gefährlich oder unmöglich. Sein Denken ist eher durch ameri­
kanische als durch europäische Verhältnisse bestimmt. I<~r fürchtet, die 
sozialistischen Führer würden die politische Maschine ihren Privatzwecken 
dienstbar machen, und ist geneigt anzunehmen, daß Reichtum -- wie das 
ja auch jetzt öfters in den Vereinigten Staaten zutrifft - eine Folge von 
Begabung und nicht hauptsächlich des Zufalles der Geburt sei. Doch sind 
die gerügten Mängel unerheblich und S.s Schrift wird von jedermann mit 
Nutzen gelesen werden. 

London. EDw. R. PrnAsE. 

EDv. MACKEPRANG, Afsnit af den danske Arbeiderbevoogelses Historie. 
I, J. Langstiden. Kopenhagen, Det sociale Sekretariat og Bibliotek, 1911. 
8°. 119 S. (3 Kr.) 

Die Geschichte der Arbeiterbewegung in Dänemark ist noch nicht ge­
schrieben. Um so dankbarer ist jeder Beitrag zu ihrer Aufhellung zu be­
grüßen. Die vorstehend angezeigte Schrift hat die ersten Anfänge ihres 
Werdeprozesses zum Gegenstand. M. schildert die Entstehung der Arbeiter­
klasse in Dänemark, aus den zünftigen Handwerksgesellen und den Über­
resten der Fabrikarbeiter des 18. Jahrhunderts. Durch die merkantilistische 
Politik der Regierung war eine recht rege Industrie entstanden. So be­
schäftigte im Jahre 1786 allein die Textilindustrie mehr als 12 000 Arbeiter. 
Künstlich in ihrem Ursprung, fiel aber diese Wirksamkeit zusammen, als die 
Regierung seit dem Ausgang des 18. Jahrhunderts eine Kursänderung in 
liberalistischer Richtung einleitete. Das industrielle Proletariat war also 
damals noch wenig entwickelt. Um 1801 wird es in Kopenhagen - damals 
eine Stadt von 100 000 Einwohnern - auf etwa 17 000 Personen berechnet; 
und dabei war schon ein guter Teil der Handwerksgesellen im Herabsinken 
in diese Klasse begriffen. In den 40er Jahren des 19. Jahrhunderts war die 
Verschmelzung schon beinahe vollzogen. Dies im Verein mit der Teuerung 
von 1844-47, der Weltkrise dieses letztgenannten Jahres und der politischen 
Ereignisse von 1848, zeitigte eine gewaltige Arbeitslosigkeit in der Haupt­
stadt, dabei aber auch Lohnbewegungen, die ersten in Dänemark seit 1794, 
vornehmlich unter den Typographen und Maurern. Der Maurerausstand 
endete sogar (im Januar 1851) mit einem wirklichen, modernen Tarifvertrag. 
Die Darstellung dieses Werdegangs ist mit einer Fülle von statistischen 
~aten beleuchtet; bisweilen ist gar die Fülle so groß, daß die geschicht­
lichen Entwickelungslinien von den Ziffern eher verdunkelt als erhellt werden. 

Kristiania. Env. BULL. 

12* 
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CHR. COLLTN, Leo Tolstoi og nutidens kultur-krise [Leo Tolstoi und die 
Kulturkrise der Gegenwart]. Kristiania, Aschehoug 1910. II. Aufl. 1911. 
8°. 301 s. 
Dieses Buch ist keine Biographie TOI,STOis; die eigentliche Lebens­

skizze beschränkt sich auf 65 Seiten, und ebenso knapp werden verschieden!l" 
Seiten der Tätigkeit und Geistesrichtung ToLSTOIS behandelt. Vielmehr ist 
der Ver:f. bestrebt gewesen, das Auftreten ToLSTOis in eine weite historische 
Perspektive hineinzurücken und durch ihn ein Hauptproblem der Geschichte 
und der Gegenwart zu beleuchten. Er hat mehr als Literaturgeschichte 
schreiben, er hat die Kulturwissenschaft einen neuen Schritt vorwärts bringen 
wollen. 

Schon in den ersten großen Werken TOLSTOIS: ,,Krieg und Frieden" 
und „Anna Karenina", findet C. eine latente Grundstimmung, die in ToLSTOIS 
gewaltsamer religiöser Krise am Ende der 70 er Jahre vollends zum Durch­
bruch gelangt - den Unwillen gegen die abendländisch-angestrichene Kultur 
der oberen Klassen, der er die gesunde Einfachheit der russischen Bauern. 
gegenüberstellt. Ein natürliches Endergebnis dieses instinktiven Unwillens, 
durch den C. ToLs-rors zeitweilige Sympathie für den kritischen Pessimismus 
ScHOPENHAUERs erklärt, war es, daß ein unwiderstehliches Gefühl sozialer 
Disharmonie ToLSTOI in offene Kampfesstellung gegen die moderne Kult.ur 
hineintrieb. Sein weites Dichterherz verlangte nach einer Ausdehnung seines 
gesellschaftlichen Bereiches; er empfand das Bedürfnis, an den Leiden und 
der Arbeit des ganzen Volkes teilzunehmen; und die Berührung mit den 
Dukoboren Mitte der 90er Jahre reifte in ihm den Entschluß, die Heimat 
zu verlassen, um ganz mit seinen Volksgenossen zu leben. 

Die logische Entwicklung seiner Persönlichkeit auf dem Hintergrunde 
der bestehenden Gesellschaft und der herrschenden Moral mündete in eine 
zugleich soziale und religiöse Empörung aus: er wurde zum ethischen 
Puritaner. Die russische Eroberungspolitik machte ihn, wie einst der römische 
Imperialismus die Christen der ersten Jahrhunderte, zum absoluten Gegner 
jeglicher Gewalt; und die Opposition gegen das Vordringen des modernen 
Kapitalismus in Rußland führte ihn auf das Ideal der alten kommunistischen 
Bauerngemeinde zurück. Wie die geknechteten russischen Bauern in ihrer aus 
Stoizismus und Christentum ererbten Frümmigkeit ein wirksames Mittel der 
Selbsterhaltung gefunden hatten, so wollte 'roLSTor, wie ihn C. darstellt, das 
Urchristentum zur Verteidigung gegen die moderne Kriegs- und Handels­
moral neubeleben. Und während NIE'l'zscm,, sein großes Widerspiel, sich 
aus dem ScHOPENHAUERschen Pessimismus freikämpfte dureh den Willen 
zur Macht, wurde TOLSTOI denselben ledig durch das Bedürfnis nach Liebe, 
die nicht Sklavenmoral, sondern die Erweiterung des Ich, des Lebens ist, 
Das Evangelium ToLSTUis wird daher die opferwillige Arbeit, die mehr 
leistet, als sie zu genießen fordert; was er verurteilt, ist der soziale Parasit. 

Indem sich C. in diesen Hauptzügen den Entwicklungsgang To1,S'rors 
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zurechtlegt, findet er in ihm einen großen geschichtlichen Typus verkörpert; 
ähnlich wie 'fourror haben früher eine Reihe ethischer, oftmals stark purita­
nischer Empörer den Kampfesruf gegen die Kultur erhoben - so PLA'l'ON, 
CmusTus, der heil. FRA.NZISKus, DANTE, in einer Periode seines Lebens 
sogar SHAKESPEARE, später RoussEAU, ÜARLYLE, !HsJcN - und C. bezeichnet 
sie alle als soziale Alexinen oder Antitoxinen, die naturgemäß gegen die 
Kulturkrankheiten in der Gesellschaft entstehen, um das Leben der Völker 
zu retten. Die große Frage aber ist, ob es gelingen kann, dem Untergang 
der modernen Kultur vorzubeugen; ob sie nicht, wie so manche frühere, zum 
Welken und Absterben unwiderruflich verurteilt ist. 

Zur Beantwortung dieser Lebensfrage untersucht C., worin eigentlich die 
Kulturkrankheit besteht, die sich wiederholt tödlich erwiesen hat, uncl ob 
es irgend ein zuverlässiges Heilmittel gegen sie gibt. Sowohl in alter wie 
in neuer Zeit tritt ihm entgegen eine Kulturform, die er als militaristisch­
kommerziell charakterisiert, die immer den Vorteil des einzelnen durch Aus­
beutung und Unterdrückung des Schwächeren sucht und somit einen gesell­
schaftlichen Parasitismus erzeugt, der eine Art verkehrter Auslese (the 
survival of the unfittest) befördert. Er verwendet das sozialökonomische 
Gesetz vom abnehmenden Ertrag, um nachzuweisen, daß der wild-räuberische 
Kampf im Welthandel nicht nur unvorteilhaft, sondern geradezu wertver­
Tingernd ist; und die eigentliche Kulturkrankheit ist ihm die Überentwicklung 
der gesellschaftlichen Kampforgane, die die Leistungsfähigkeit der Arbeits­
organe immer mehr schwächen muß. Die großen englischen Vorkämpfer 
des Freihandelssystems erwarteten von der freien Konkurrenz ein Weltreich 
des Friedens, erweckten aber im Gegenteil neue Kriegeskräfte ; in den Spuren 
der Bibel und der Baumwolle folgten die Bomben, und tatsächlich leben wir 
in einem Zeitalter neuer Wikingerzüge. Eine Kulturexpansion dieser Art 
schafft notwendigerweise immer stärkere Friktionen nach außen und nach 
innen, und die moderne Kultur wird, wie die antike, notwendig untergehen, 
wenn es ihr nicht gelingt, ihre ökonomische Tätigkeit auf eine andere Basis 
zu stellen. 

Hier tritt dann die junge Kulturwissenschaft hervor mit der Lehre, 
daß der Untergang einer Kulturepoche nicht an sich unvermeidlich ist, sondern 
eben nur durch das Prinzip der Gewalt und den Parasitismus verursacht 
wird. C. weist unwiderlegbar nach, daß die Behauptung eines soziologischen 
Gesetzes vom „Kampf ums Dasein" nur auf unvollkommenem Verständnis der 
DARWrnschen Theorie beruht; daß im Gegenteil die gegenseitige Hilfe, der 
Mutualismus, auch im Darwinismus, und zwar noch mehr im soziologischen 
als im biologischen Bereiche, ein Grundgesetz des Lehensfortschrittes ist. 
Ebendeswegen werden die großen puritanischen Warner wie ToLSTOI 
„Alexinen" der Gesellschaft, weil sie die Idee des Mutualismus aufs neue 
kräftig in die Herzen einprägen; und heute sind sie um so notwendiger als 
.ie, weil sich die Kultur der Gegenwart in einer Lebenskrise befindet. 
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C. hält den Bestand der europäischen Kultur für ernstlich gefährdet, wenn 
sie es nicht dahin bringt, die bewaffnete Konkurrenz durch das Prinzip des 
Mutualismus zu ersetzen. Wie der Krieg zwischen Athen und Sparta den 
Untergang Griechenlands herbeiführte, so wird die Konkurrenz zwischen 
Deutschland nnd England Europa zerstören. Steigende Entwicklung der 
Lebensformen fordert eine wachsende Fähigkeit zu gegenseitiger Hilfe. Auch 
in der menschlichen Gesellschaft gilt das biologische Gesetz von der An­
passung und Harmonie der Organe an die jeweiligen Lebensbedingungen, 
und in unserer Zeit hat das Bestreben nach solcher Anpassung im Pazifismus 
und in der Kooperation seinen Ausdruck gefunden, am vollkommensten aber 
im Sozialismus. Denn nur durch die völlige Aufhebung des sozialen Para-
1-dtismus, nm durch einen l\'Iutualismus, der in kollektives Eigentumsrecht 
übergeht, wird cs möglich sein, dem Bürgerkrieg und der verkehrten Auslese 
innerhalb der menschlichen Gesellschaft ein Ende zu machen, sowie dadurch 
auch den internationalen Frieden zu befestigen. 

So gelangt C. auf ganz anderen Wegen zum Sozialismus als die Sozialisten 
der marxistischen Schule. Ihm scheint die ökonomische Gleichberechtigung 
der unteren Klassen eine Lebensnotwendigkeit für die europiUsche Kultur, 
der Sozialismus wird ihm eine Kulturfrage, die Sozialisierung der Gesellschaft 
eine konservative Maßregel im Daseinsinteresse der weißen Rasse. 

Ich habe es hier versucht, die Gedankenreihen, die zu diesem Ergebnis, 
führen, möglichst scharf zu skizzieren, lla sie mir interessant genug er­
scheinen, um auch außerhalb Norwegens diskutiert zu werden. Ich habe mich 
aber auch darauf beschränken müssen. Die Fülle neuer Gedanken und Ein­
sichten, die C.s Werk birgt, auf engem Raume wiederzugeben, ist unmöglich. 
Doch wäre es gewiß erwünscht, sie durch Übersetzung in eine der Welt­
sprachen einem weiteren Publikum zugänglich gemacht zu sehen. 

Kristiania. HALVDAN KoHT. 

B. FolJSTKA, So c i a 1 n i Po 1 i t i k a. Socialism a socialni hnuti (Sozialpolitik: 
Der Sozialismus und die soziale Bewegung). Prag 1912. 8°. 398 S. 

Der 'l'itel des angezeigten Buches entspricht nur zum Teil dem Inhalt. 
Der Verf., Privatdozent an der Prager Universität, gibt keine systematische 
Sozialpolitik, die das ganze Gebiet der durch den Sozialismus bedingten 
praktischen Politik behandeln würde, sondern er legt uns die Entwickelung 
des SozialiRmus als Lehre und Bewegung dar; nur in den letzten Partien 
wird die parlamentarische Taktik der sozialist,ischen Parteien und ihre Ge­
werkschafts- und Genossenschaftsorganisation besprochen. Freilich wäre e& 
an der Zeit, die staatliche, munizipale und überhaupt die ganze öffentliche, 
durch den Sozialismus verursachte Sozialpolitik zu sichten, wobei selbstver­
ständlich die Politik der sozialistischen und der gegnerischen Parteien zu 
berücksichtigen wäre. 
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F. faßt den Sozialismus mehr als den Versuch einer neuen Welt- und 
Lebensanschauung, speziell als Verwirklichung der im XVIII. Jahrh. formi1-
lierten und festgesetzten Hnmanitätsideale auf; dieser Auffassung gemäß 
wird der nationalökonomische Inhalt des Sozialismus etwas zurückgestellt, 
mehr als es der faktische Tatbestand rechtfertigt. Das merkt man besonders 
an der Darstellung des Marxismus. 

Der ganze Inhalt des Buches zerfällt iu 14 Abschnitte, iu denen vorerst 
die Definition des Sozialismus - (eine Ausweitung derjenigen von TUGAN­
BARANOVSKY) und sein Verhältnis zum Kommunismus, Individualismus, Libe­
ralismus und Anarchismus bestimmt wird. Es folgen dann die einzelnen Probleme: 
die ökonomischen Lehren, der historische Materialismus, der Staat usw. 

Die Darstellung ist vorwiegend historisch. Es werden nämlich die Vor­
gänger und Nachfolger von MARX und dieser selbst behandelt. Dabei wird 
ganz richtig gezeigt, dass die Vorgänger von MARX nicht so unwissen­
schaftlich waren, wie MARX und ENGELS gemeint haben. F. hebt besonders 
PECQUEUR hervor; auch CoNSIDERANT. Mit Unrecht ist LASALLE bis auf 
eine kurze Bemerkung übergangen worden, und auch HEGEL und FEUERBACH 
kommen als Lehrer von MARX nicht zu ihrem Rechte. 

Einzelne Partien des Werkes sind etwas ungleichmäßig ausgefallen ; 
so z. B. wird das Nationalitätsproblem ausführlich behandelt, dagegen er­
fahren wir vom (französischen) Syndikalismus ~ehr wenig. Das am Ende 
beigefügte Literaturverzeichnis ist unvollständig, einiges darin (z. B. über 
den russischen Sozialismus) nicht ganz richtig. 

Im ganzen erhfüt man aus dem Buche F.s ein lebendiges Bild der 
Geistesarbeit innerhalb des gegenwärtigen Sozialismus, wobei der Revisionismus 
nnd besonders BERXST!•:rx (ist es Zufall, daß die einzige ausführliche bio­
graphische Notiz gerade BERNSTEIN gewidmet ist?) mit Sympathie behandelt 
werden. Ich habe den Eindruck, daß MARX etwas zu kurz kommt. Die 
Stellung des Autors zum Sozialismus und speziell zum l\farxismus, ist wohl 
kritisch, aber versöhnlich, allerdings auf dem Gebiete der Theorie; prinzipiell 
scheint mir die „Soziale Politik" konservativer zu sein, als die unvorein­
genommene Prüfung der verschiedenen sozialistischen Lehren glauben ließe. 

Prag. T. G. MASARYK. 

An,nr KRZYZA::-1ows10, Socyalizm a prawo natury. 
recht.) Krakau, Universitätsdruckerei 1911. 8°. 

(Sozialismus und Natur-
27 s. 

Der Verf. ist bestrebt, nachzuweisen, daß der Sozialismus als die 
moderne Emanation der egalitären Bestrebungen der naturrechtlichen Theorie 
~er großen französischen Revolution anzusehen ist, weil er vor allem und 
im wesentlichen wirtschaftlicher Egalitarismus ist. Die französische Revo­
lution forderte die Anerkennung der natürlichen Rechte des Menschen, 
die ihm angeboren, durch die positive Gesetzgebung auch berücksichtigt 
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werden sollen. Ihre Begründung bildet die Daseinst,atsache an sich. In 
dieser Beziehung sind alle Menschen gleich und können weder auf diese 
Gleichheit verzichten, noch ihrer gesetzlich beraubt werden. - Auf öffentlich­
rechtlichem Gebiete waren diese demokratischen Bestrebungen der Revolution 
sehr folgenreich, von geringerer Bedeutung jedoch auf wirtschaftlichem Ge­
biete. Dieser Umstand bildete denn auch den Ausgangspunkt der sozialisti­
schen Gedankenreihen. Die politische Demokratie ohne wirtschaftliche Gleich­
heit ist ein bloß abstrakter Begriff. So will denn auch der Sozialismus 
die politische Gleichheit durch wirtschaftliche vervollständigen und hierin 
erblickt eben K. das Wesen des modernen Sozialismus. - Die Revolution 
hatte bekanntlieh einen durchaus individualistischen Zug, indem sie die An­
erkennung der Rechte des Menschen, des Individuums anstrebte. Aber auch 
hier zeigt sich ihr genetischer Zusammenhang mit dem Sozialismus. Zwar 
stellt der Kollektivismus - übrigens ein viel engerer Begriff als der Sozialis­
nms an sich -- Forderungen, die dem ökonomischen Individualismus direkt 
entgegengesetzt sind. Soweit es aber auf politische, moralische, religiöse 
oder andere Probleme ankommt, möchte der moderne Sozialismus dem Indi­
viduum möglichst grösste Handlung~freiheit sichern, und zwar in der Voraus­
setzung, daß von einer derartigen Handlungsfreiheit nicht die Rede sein 
könne unter der Herrschaft einer Wirtschaftsordnung, die auf dem Privat­
eigentum beruht und deshalb den einen Privilegien sichert, die anderen 
aber der ihnen gebührenden Rechte beraubt. Danach erscheint eine Er­
reichung der individualistischen Ziele bloß durch den Sozialismus innerhalb 
der Grenzen der Gerechtigkeit möglich. Die Vergesellschaftung der Pro• 
duktionsmittel soll ja doch bloß ein Mittel zum Zwecke bilden; dieser aber 
besteht in der Harmonisierung des Individualismus mit der wirtschaftlichen 
Gleichheit der Individuen. Einen wesentlichen Gegensatz zum Sozialismus 
bilden denn auch nicht der Liberalismus, sondern die organischen Theorien. 
"\Venn aber MARX zu erweisen sucht, daß die Vergesellschaftung der Pro­
duktionsmittel eine historisch unvermeidliche Folgeerscheinung der kapita­
listischen Wirtschaftsordnung sei, und wenn die tatsächliche Entwickelung 
ihm in vielen Stücken recht gegeben hat, so muß doch - im Hinblick auf 
den Entwickelungsgang der sozialistischen Bestrebungen - dogmengeschicht­
lich daran festgehalten werden, daß das Problem der Güterverteilung im 
künftigen sozialistischen Gemeinwesen die hervorragendste Rolle auch vom 
volkswirtschaftlichen Standpunkte aus spielt und die Stellungnahme der 
Sozialisten diesem Probleme gegenüber bloß dann verständlich erscheint, wenn 
man ihre Bestrebungen berücksichtigt, das natürliche Recht auf Gleichheit, 
durch eine entsprechend durchgeführte Güterverteilung zu verwirklichen. 

Die interessante Skizze K.s ist aus Vorträgen desselben an der Kra­
kauer Universität hervorgegangen und mit strenger und ruhiger Sachlich­
keit geschrieben. 

\Vien. SIGISl'tIUND GAHGAS, 
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M. BERNATZKY, Teoretiki gosudarst wennago Socialisma w Germanii i Socialno­
polititscheskija woss renija lmiasia Bismarcka. (Die Theoretiker des Staats­
sozialismus in Deutschland und die sozialpolitischen Ansichten des Fürsten 
Bismarck). IV 489 S. Petersburg, Verlag „Prawo" 1911. (3.5 Rubel.) 

Der Verf., Professor der Nationalökonomie am Petersburger Polytechni­
schen Institut, hatte ursprünglich die Absicht, die Theorie und Praxis des 
Staatssozialismus in allen europäischen Ländern zu untersuchen. Schließlich 
aber hat er den Rahmen seiner Arbeit enger abgesteckt um! sich auf 
Deutschland als das klassische Land des Staatssozialismus beschränkt. 

Der erste Teil seiner Darstellung ist der Geschichte der Theorie des 
deutschen Staatssozialismus gewidmet. B. schildert ausführlich die deutsche 
ökonomische Literatur in der ersten Hälfte des XIX. Jahrhunderts und findet 
schon in der Reaktion gegen den Smithianismus verschiedene Elemente, die 
später als integrierende theoretische Bestandteile des Staatssozialismus er­
scheinen. Als eigentlichen Begründer dieser Theorie betrachtet er Lo1n,Nz 
STEIN, MARLO und RoDBERTUS. Dann folgen der „Verein für Sozial­
p O l i t i k", sowie einerseits RUDOLF MEYJm und HERMANN W AHENER, 
andererseits ADOU' WAGNER und ScHÄFFLE. B. gelangt zum Schluß, daß 
der Staatssozialismus einen Mischmasch aus verschiedenen Prinzipien und 
Postulaten bildet, der sich auf dem Boden der Reaktion gegen den ökono­
mischen Liberalismus unter dem Einfluss der drohenden sozialen Revolution 
entwickelt hat und politisch nicht nur konservativ, sondern sehr oft ganz 
und gar reaktionär ist. Im Unterschied von CHARLES ANDLIDR und in voller 
Übereinstimmung mit KARL KAUTSKY erblickt er die Erklärung der Grund­
elemente des Staatssozialismus nicht in dem Einfluß der Ideen, sondern in den 
realen Bedingungen des Klassenkampfes. In der Reaktion gegen Smithianis­
mus konstatiert er verschiedene Elemente: die mit einer sozialistischen 
Phraseologie beschönigte Ideologie der beiden Klassen - der Grundbesitzer 
und der Handwerker, des Mittelstandes -, die unter der kapitalistischen 
Entwickelung stark gelitten haben. An endlosen Widersprüchen leidend, bildet 
ihm somit der Staatssozialismus die naivste Utopie des XIX. Jahrhunderts. 

Der zweite Teil des Buchs gibt eine Charakteristik der sozialpolitischen 
Ansichten Bismarcks. B. verzichtet von vornherein auf eine ausführ­
liche Schilderung der „segensreichen" Praxis des Bis m a r c k s c h e n Staats­
sozialismus. Was ihn vielmehr an diesem iuteressiert, ist nicht seine „äußere", 
sondern seine „innere" Geschichte, nicht die Gesetze selbst, sondern Bis­
marcks Motive bei deren Schaffung. An der Hand der Protokolle des 
Reichstags, der Erinnerungen und der Gespräche des Kanzlers enthüllt er 
dessen an Zynismus grenzende Gleichgültigkeit in der Auswahl der Mittel 
uncl die Prinzipienlosigkeit seiner Sozialpolitik; und sein Endurteil lautet: 
daß die Niederlage Bismarcks im Kampfe gegen die Arbeiterbewegung, 
das vollständige Fiasko von dessen „christlich-sozialer" Politik nicht etwas 
Zufälliges, nicht bloß aus der Form, die diese Politik unter den Händen des 
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Kanzlers angenommen hat, zu erklären sei, sondern aus inneren Gründen. 
„Alle Versuche, den sozialen Frieden in der heutigen Gesellschaft mit ihrer 
antagonistischen ökonomischen Organisation, mit ihrem unaufhörlichen Klassen­
kampf herbeizuführen, sind nur eine Utopie. Der traditionelle, historisch 
gewordene Staat mag sich noch so sehr als Supra-Klassenstaat gebärden: 
in Wirklichkeit bleibt er doch stets Klassenstaat." 

B.s Werk ist zwar in manchen Partien zu breit geraten und von 
Wiederholungen nicht frei. Überall aber bleibt es - auf reichem Material 
aufgebaut - verlässlich und lehn-eich. Insbesondere füllt es in rler russi­
schen Literatur eine empfindliche Lücke aus. In einer Zeit, in der die 
russischen Nationalliberalen sich nach einem Bismarck sehnen, der sie 
vor den Gefahren des Absolutismus retten soll, ohne der Sozialdemokratie 
Vorschub zu leisten, bietet es sogar aktuelles Interesse. 

Wien. _____ N. RrARANOFF. 

W. BoGUTSCHARSKY, Is istoriji polititscheskoi bo r by w 70-ych i 80-ych 
godach XIX wieka. Partija „Narodnoj Woli", jeja proischoschdenije, 
sudjby i gibel. (Aus der Geschichte des politischen Kampfes in den 
70 er und 80 er Jahren des XIX. Jahrhunderts. Die Partei des „Volkswillens", 
ihr Ursprung, Geschichte und Untergang). Moskau, Verlag der „Rußkaja 
Mysl" 1912. 8 °. IV - 483 S. (3 Rubel.) 

Die angezeigte Arbeit ist der erste Versuch einer ausführlichen Geschichte 
der russischen revolutionären Bewegung Ende der 70 er und Anfang der 80 er 
Jahre des abgelaufenen Jahrhunderts, der Periode, in der die „Partei des 
Volkswillens" (,,Narodnaja Wolja"), eine Handvoll russischer Intellektueller 
und der fortgeschrittensten Arbeiter, den titanischen Kampf mit dem russi­
schen Absolutismus führte, der mit einem Sieg über den persönlichen Ver­
treter dieses Systems und mit einer Niederlage der Partei endete. Das letzte 
Glied einer langen Entwicklung, die Erbin der ganzen bisherigen revolutio­
nären Bewegung, hat die „Narodnaja Wolja" in den Jahren 1879-1882 die 
gesamte innere Politik der russischen Regierung bestimmt und hat die Auf­
merksamkeit der ganzen Welt auf die bis dahin wenig beachtete Gärung in 
dem mächtigen russischen Reiche gelenkt. 

Wie sofort hervorgehoben werden soll: der Verf. verdient grUßtes Lob. 
Es ist ihm gelungen, eine ungeheure Masse verschiedener Materialien zu sam­
meln, neue Dokumente auszugraben und von noch lebenden Mitgliedern der 
Partei, denen die russische Revolution von 1905 die Freiheit wiedergegeben 
hat, sehr wertvolle Details zu erfahren, die neues Licht auf bis jetzt nur 
ungenügend bekannte Phasen des damaligen politischen Kampfes werfen. 
Die Entstehungsgeschichte des berühmten Exekutivkomitees, die terroristische 
Tätigkeit, die Propaganda in den Arbeiterkreisen, im Heere, in der Intelligenz 
und in der Studentenschaft, die Beziehungen der Partei mit den russischen 
Liberalen und literarischen Zirkeln, die antisemitischen Seitensprünge in der 
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Zeit der Pogroms der 80 er Jahre, die Stimmungen in den Hofkreisen und in 
der Regierung -- überall begegnen wir neuen, bis jetzt wenig bekannten oder 
ganz unaufgeklärten Tatsachen. In keiner Schildernng des Kampfes, den die 
Regierung gegen die „Narodnaja Wolja" führte, ist das System der Provokation, 
das noch von dem Vorgiinger der jetzigen Leiter der berlichtigten Ochrana, 
dem im Jahre 1883 ermordeten Sude i k in, geschaffen wurde, in seiner vollen 
Schamlosigkeit so enthüllt worden wie von B. Die Geschichte der Partei­
kämpfe am Hofe nach dem 1. März 1881 und der geheimen Gesellschaften, 
die sich nach dem altbewährten Muster der Bande des 10. De;,:embcr bildeten, 
sowie der Zusammenarbeit der Hofaristokratie und strebsamer Bureaukraten mit 
allerlei sittlich tiefststehenden Agenten zur Rettung der Ordnung, stellt die 
phantastischesten Kriminalromane in Schatten und findet nur in den Ereignissen 
der letzten fünf Jahre mit ihren AsEFF, HARTING, Kmu,m•~• uml KuLIABKO 
ein würdiges Gegenstück. 

Leider hat sich der Verf. verleiten lassen, diese sensationelle Seite seines 
Gegenstandes zu st~rk in den Vordergrund zu schieben. Infolgedessen hat er die 
andere Aufgabe, die er sich gestellt hat, gänzlich vernachlässigt: die Schilderung 
nämlich des Ursprungs der „Narodnaja Wolja", der Entwickelung ihres Pro­
gramms und ihrer sozialpolitischen Ansichten, der Literatur des damaligen „unter­
irdischen Rußlands und der Widerspiegelung der revolutionären Bewegung in 
üer legalen Literatur sowie des Einflusses der gesamten Ideologie auf die 
Intelligenz. Von 488 Seiten sind diesen Fragen nur etwa 80-40 gewidmet. 

Noch mehr leidet die ganze Darstellung unter der didaktischen Tendenz 
\les Verf. B. will den Beweis liefern, daß die Regierung unzweckmäßig han­
ilelte, indem sie die Beweg·ung in ihren Anfängen grausam verfolgte, sowie 
daß nur diese Verfolgungen die Hauptquelle der ganzen Bewegung bildeten, 
und gelangt glücklich zu dem Schlusse, daß die „Narodnaja VVolja", für deren 
Geschichte er so viel geleistet hat, nur eine zufällige, im höchsten Grade 
harmlose Gruppe war, die durchaus nicht im Leben des Landes wurzelte und 
nur über ein halbes Hundert junge Leute und ein paar tausend Rubd, als 
einzige Machtmittel verfügte. So bleibt denn für B., gemäß dieser flachen 
liberalen Auffassung, die gewaltige revolutionäre Bewegung, die er so aus­
führlich Rchildert, ein historisches Rätsel oder ein neuer Beweis, wie er selbst 
sagt, der „Gewohnheit der russischen regierenden Kreise, sich vor jeder Regung 
im Laude zu fürchten". 

Trotz aller dieser :Mängel bildet die verdienstvolle Arbeit B.s einen sehr 
wertvollen Beitrag zur Geschichte der revolutionären Bewegung in Rußland. 

Wien. N. RtA8AXOfl•'. 

Jov A"N" SKERLrc, Swetozar l\larkowic (serbisch). Belgrad 1910. 8 °. 280 S. (3.C)0:Fr.) 

Erst jetzt ist der Augenblick gekommen, in dem die neuere politische 
Geschichte Serbiens geschrieben werden kann. Die Periode von den 70er 
Jahren des vorigen Jahrhunderts bis in die jüngste Zeit herein war erfüllt 
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von Empörungen und heißen Kämpfen der Kleinbürger und -bauem gegen 
die übermächtige Bureaukratie. Sie schließt viele tragische Momente in sich: 
bewaffneten Aufruhr und Kriegszustand, Hinrichtungen und Zuchthausstrafen, 
Verbannungen, Vertreibung der Könige und Ausrottung der Dynastien, zu­
letzt die historisch notwendige Unterwerfung der Bureaukratie unter die 
Herrschaft der politischen Parteien. Die absolut siegreiche radikale Partei, 
die Führerin der Massen von kleinen Existenzen, machte sich nicht nur die 
Beamtenschaft untertänig·, sondern entrechtete sie auch politisch. Sie selbst 
hat allerdings im V crlaufe dieser Entwicklung tiefstgehende innerliche \Vandlung 
erfahren: die heute tonangebenden J\Iänner der radikalen Partei sind nicht 
mehr die intelligenten Idealisten von einst; sie rekrutieren sich längst nicht 
mehr aus den unzufriedenen :!\Iittelschichten, sondern sie sind Kapitalmagnaten, 
die den Staat rücksichtslos beherrschen wollen. Der Versuch der Jungradikalen, 
in den alten Bahnen weiterzuwandeln, ist kläglich in sich zusammengebrochen. 
Sieben Jahre jungradikale Politik haben genügt, um die vierzigjährige Ge­
schichte der radikalen Partei zu wiederholen und die J ungTadikalen zum 
Zusammenwirken mit den Altradikalen gefügig zu machen. Das angezeigte 
Buch des Belgrader Universitätsprofessors SKERLIÜ, des besten und am 
weitesten links stehenden J\Iannes unter den heutigen bürgerlichen Demo­
kraten, nimmt in seinem letzten Abschnitt auf die gegenwärtige politische 
Lage in Serbien Bezug. Deutlich zeigt es, daß die alten Streitfragen und 
Auffassungen aufgegeben sind, und daß wir uns am Anfang einer neuen 
politischen Epoche befinden, der Epoche der modernen internationalen Zivili­
sation, des Kampfes zwischen Kapitalismus und Proletariat, welcher der 
weiteren politischen Geschichte immer mehr sein Gepräge aufdrücken wird. 

Beginnt man nun den verflossenen Abschnitt der serbischen Geschichte als 
ein abgeschlossenes Ganzes zu betrachteu, und versucht man seinen ideo• 
logischen Ausgangspunkt ausfindig zu machen, so findet man diesen in den 
Schriften und Lehren des SwETOZAR lVIARKOWIC, einer Persönlichkeit, wie sie 
sieb als Leuchtturm zur Orientierung im Dunkel der Weltgeschichte eignet 
und die um so heller erstrahlt, je weiter wir uns von ihr entfernen und 
je mehr die unwesentlichen Einzelheiten ihres Lehens verblassen und da, 
wahrhaft Große an ihr hervortritt. Bis vor kurzem bemühten sich die 
reaktionären Geschichtschreiber, das Andenken Sw. M.s zu begraben. Jetzt 
aber fällt der Staub der Vergessenheit über sie und ihre Helden, und in den 
Mittelpunkt des Interesses tritt mit anderen Männern, die die Geschichte in 
sich verkörpern, auch MARKowrü. Wir besitzen über ihn und seine Ideen 
bisher nur zwei ·werke, beide aus der Feder von Belgrader Universitäts­
lehrern und beide die besten Publikationen der neueren serbischen Literatur. 
Aber die Zeit ist nicht fern, in der man sich mit Sw. M. weit eingehender 
beschäftigen wird. Handelt es sich ja um den Streit zwischen der sozialen 
und der bürgerlichen Demokratie, wer von ihnen den Anspruch erheben 
darf, aus der \Virksarnkeit dieser großen Persönlichkeit hervorgegangen zu 
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sein. Hat ihn auch die radikale Partei vergessen, das Proletariat wird sein 
Andenken in der Geschichte weiter würdig fortpflanzen. 

Sw. M. entstammte einer Beamtenfamilie. 1866 kam er nach Absolvierung 
der Belgrader Hochschule als Staatsstipendiist nach Petersburg, um sich zum 
Ingenieur auszubilden. Die damalige große geistige Bewegung in Rußland 
riß ihn mit fort. Er lernte T:-;cHE1::-.r:,c11EWSKYs und PrnAJ!EFFs Schriften 
kennen, machte Bekanntschaft mit Revolutionären, kam in deren geheime 
Organisationen hinein und wurde durch das „unterirdische Rußland", durch 
die glänzendste Jugend der Welt, zum Revolutionär erzogen. Von Peters­
burg ging er in die Schweiz, wo er die moderne Arbeiterbewegung sowie 
die Schriften KARL MAnx' studierte. Als überzeugter Sozialist und Korre• 
,;pondent der Internationale kam er nach Serbien zurück, um „allein gegen 
alle", wie er selber sagte, den Kampf zn entfachen. Achtundzwanzig Jahre 
nur hat er gelebt und sieben bloß davon literarisch nnd politisch gearbeitet. 
Aber er hat in dieser kurzen Zeit Großes geleistet, trotzdem er unter matnrieller 
Not, Gefängnisstrafen, behördlichen Schikanen, Verleumdungen von seiten 
der Gegner und Überanstrengung schwer zu leiden hatte. Diese seine Tätig­
keit ist ein Beweis dafür, daß die eherne Wirklichkeit, daß die Lebensverhält­
nisse die Menschen und ihre Bestrebnngen regieren. Sw. M. trat in die 
Üffentlichkeit als Parteigänger des Proletariats, in dem Glauben, daß die 
Internationale bald die Welt erobern werde. Bei ihrem Kampfe mitzuhelfen 
war sein Ideal. In dem Serbien der 70er Jahre fand er jedoch weder 
Kapitalisten noch Lohnarbeiter, wohl aber breite Schichten von städtischen 
Kleinmeistern und Kleinbauern, die, durch die internationale Konkurrenz wirt­
schaftlich bedroht, durch die absolute Büreaukratie ausgeplündert und bedrückt, 
sehr unzufrieden waren. So hatte er nur die ·wahl: entweder auf dieser 
<+rundlage aufzubauen oder aber sich politisch überhaupt nicht zu betlitigen. 
Da wurde es ihm klar, daß der Marxismus die soziale Lehre der Lohnarbeiter­
schaft sei, und daß der idealistische, der Bauernsozialismus TscIIERNIKUHEW8KYS 

genau auf <lie sozialen Zustände des Orients passe. TscmmNISCHEW:-,KY meinte, 
die Menschen könnten Geschichte nach Belieben und rationell machen; es sei 
also nur nötig, sie über die beste und zweckmäßigste Form der Gesellschafts­
organisation aufzukliiren; diese Organisation aber sei der Kommunismus. 
Existiere in den slawischen Ländern kein Kapitalismus , so brauche er auch 
nicht erst zu entstehen. Beweise nicht die Notlage der arbeitenden Klassen 
in Westeuropa seine Verwerflichkeit? Man vermiige auch die ganze 
kapitalistische Periode zu überspringen, d. h. aus patriarchalischen Zuständen 
gleich in den Sozialismus überzugehen. Als Grundlage hierbei aber könne 
und solle man die Überreste des ursprünglichen Kommunismus, die in den 
Rlawischen Liindern noch immer bestehende Dorf· und Hauskommunion 
benützen, indem man sie weiter ausbaue und vergrößere. Ebendeshalb stellten 
~ich die Slawen als die für den Sozialismus zumeist geeigneten dar. 

Diese Lehre verbreitete Sw. M. Er wandte sich an die Schuljugend; er 
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popularisierte den Materialismus in der Philosophie, den Reitlismus in der 
Literatur; er forderte das Studium der Naturwissenschaften und der National­
ökonomie; und in den Bahnen, die er wies, vollzog sich durch seine und seiner 
Schüler Bemühungen der große geistige Umschwung. Der alte Idealismus 
wurde überwunden, auch auf dem Gebiete der Nationalpolitik. Dem Traume 
eines Großserbien stellte er das noch immer leitende Prinzip der demokratischen 
Nationalpolitik gegenüber, das Prinzip der f öder a t i v e n Ba 1 k an r e p u -
b 1 i k. - In der Praxis versuchte er die Handwerker in Produktions- und 
Konsumtionsgenossenschaften zu organisieren, in deren Werkstätten die 
neuesten Arbeitsformen einzuführen, den jungen Nachwuchs technisch und 
berufsmäßig auszubilden und so langsam eine Gesellschaft ohne Privateigentum 
an den Produktionsmitteln herbeizuführen. 

Seine praktischen Versuche scheiterten einerseits an dem Widerstande 
der Staatsgewalt, die auch seine literarische Tätigkeit unterdrückte, anderer­
seits am Unverstande und der moralischen Unvollkommenheit der Handwerker, 
die nur persönlichen Vorteil erstrebten. Schließlich gelangte er zur Über­
zeugung von der Notwendigkeit einer planmäßigen Staatsaktion, um zum 
Ziele zu gelangen. Gleichzeitig aber erkannte er, daß der bestehende bureau­
kratische Staat dafür nicht zu haben sei, sondern nur jener, in dem das Volk 
sich selbst regiert, die nötige Bildung des Volkes ermöglichen und die Ein­
richtungen züm Wohle der Gesamtheit schaffen könne, m. a. W., daß der Weg 
zum Sozialismus durch den Volksstaat hindurchführe. Als erstes Bedürfnis 
erschien ihm also die Gründung einer radikalen Partei zur Demokratisierung 
des Staatswesens. Diese Partei entstand denn auch. Ihre ersten Gruppen ent­
standen schon vor dem Tode Sw. l\Ls unter der Führung von Mitarbeitern des­
selben, von Männern, die heute die Ministerposten und die höchsten Würden in 
Serbien bekleiden. Anfänglich bekannten sie sich theoretisch zum Sozialismus. 
Sie vergaßen aber schnell dieses Ideal, als die Partei in den schweren Kampf 
mit dem Absolutismus geriet, in .dem sie fast die ganze Nation hinter sich hatte. 

So erscheint Sw. l\L mit einem Doppelgesicht: als der Propagator de, 
Sozialismus und als Begründer des bürgerlichen Radikalismus. In ihm liegt 
der Ausgangspunkt des ganzen politischen und Ideenkampfes, der die jüngste 
Entwicklungsperiode Serbiens ausfüllt. · 

Meisterhaft und lichtvoll schildert uns SKERLIC das Leben, die Persönlichkeit, 
die Wirksamkeit und die Theorien seines Helden sowie deren Nachwirkung bi, 
in die Gegenwart. Wie jede historische Untersuchung den Stempel der sozialen 
Bestrebungen ihres Verfassers trägt, so auch die von SKI<mLr6. Auch er spricht 
zuweilen pro domo. Seine Gesamtauffassung bleibt jedoch im ganzen eine richtige; 
die Darlegung des Tatsächlichen ist durchaus gewissenhaft; es bleibt daher jedem 
verntändigenLeser möglich, sich ein selbständiges Urteil zu bilden. Für die Orien­
tierung Uber die behandelten Fragen wertvoll, für die Polemik und für die weiteren 
Arbeiten äußerst anregend, ist also das besprochene Buch wärmstens zu empfehlen. 

Bel g r a d. Z. ToPALOWITB. 
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GruSEPPE PRATO, Le protectionisme ouvrier. Traduit de l'italien par George 8 

Bourgin. Paris, Marcel Riviere 1912. 8°. VI - 307 S. (6 frs.) 

Das P.sche Buch stellt sich eher als volkswirtschafts- und sozialpolitische, 
denn als geschichtliche Untersuchung dar. Es verdient aber trotzdem Be-
8prechung an dieser Stelle. Denn es beschäftigt sich mit einer der in der zeit­
genössischen Arbeiterbewegung aller industriell hochentwickelten Länder stärkst 
hervortretenden Tendenzen: dem Streben nach Ausschließung fremder Arbeiter. 
Alle Neuländer begünstigen eine Zeitlang die Einwanderung fremder Arbeits­
kräfte. Dann aber macht sich gegen dieselbe Feindseligkeit der einheimischen 
Arbeiter geltend und zuletzt fordern diese von den Regierungen Einwande­
rungsbeschränkungen. Was die Entwicklungsphasen dieser protektionistischen 
Strömung anbelangt, so zeigt P., daß sich diese zunächst gegen farbige Ein­
wanderer richtet; so in Australien und den Vereinigten Staaten gegen Chinesen, 
Japaner, Malaien und Hindus. Man betrachtet sie als inferioren Rassen zu­
gehörig und wirft ihnen nicht bloß die Verschiedenheit in Rasse, Religion 
und Sitte, sondern auch und vornehmlich vor: daß „die niedere Lebenshaltung 
der Gelben, die sich mit Lohn- und sonstigen Arbeitsbedingungen begnügen, 
wie sie für Weiße unannehmbar erscheinen, den hohen standard of life, der 
den Stolz der angelsächsichen Arbeiter ausmacht, ständig bedrohen und ernst­
haftest gefährden" (S. 58). Nach eingehendster Prüfung dieser Vorwürfe geht 
P. zu den in Amerika, Australien und Südafrika gegen W eißc praktizierten 
Einwandenmgsbeschränkungen üb<'r und versucht deren Genesis aus einem 
von den Arbeiterparteien und Organisationen geübten Druck festzustellen. 
Zuletzt erörtert er die Einwanderungspolitik der alten europäischen Staaten: 
Frankreichs, der Schweiz und vor allem Englands, um zu entschiedener Ver­
urteilung dieses ganzen Protektionismus zu gelangen. Als überzeugter und 
eifriger Freihändler sieht er in ihm lediglich einen Ausfluß brutalen Egois­
mus und in den Argumenten zu seiner Rechtfertigung bloß heuchlerische 
Sophi~men. Besondel'8 scharf wendet er sich hierbei gegen die Arbeiter­
organisationen, welche die Einfuhr von Streikbrechern zu verhindern be­
müht sind. 

Man wird mit dem Übersetzer, G. BoUitGIN (S. III), cliese allzu einseitige 
Auffassung darauf zurückführen dürfen, daß der Verf. Italiener, also Bürger 
eines Staates ist, aus dem eine starke Auswanderung sich vollzieht. P.s Dar­
legungen entbehren denn auch oft der Objektivität und wissenschaftlicher 
Ruhe. Anderseits aber ist anzuerkennen, daß sie auf reichhaltigstem und gut 
benütztem Material beruhen. Er kennt nicht nur die Gesetzgebung der Staaten, 
von denen er spricht, sondern auch den Stand der öffentlichen Meinung in 
denselben, und bietet eine ausführliche Bibliographie des behandelt,en Pro­
blems. Den Kontroversen über dasselbe im Schoß der Arbeiterparteien selbst 
hätte er allerdings größere Aufmerksamkeit zuwenden können: die Debatten 
auf dem Internationalen Sozialistenkongreß zu Stuttgart erwähnt er nur kurz, 
die auf dem Kongreß der amerikanischen Sozialisten von Chicago gar nicht. 
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Trotz dieser Mängel aber bietet das P.sche Werk einen wichtigen Beitrag zum 
Studium der modernen Arbeiterbewegung. 

Paris. EDM0ND LASKINE. 

JEAN Swa, La protection legale du travail cn Suisse. Paris, Alcan 1911. 
gr. 8 °. 505 S. (6 frcs.) 
Die ersten Ansätze eines gesetzlichen Arbeiterschutzes in der Schweiz 

gehen weit zurück. Anfänglich betreffen sie nur Lohnschutz. Schon im ,fahre 
1674 begegnet man im Kanton Zürich Lohnfestsetzungen. 1717 wird eine 
„Fabrikordnung" aufgestellt, die einen vollständigen Lohntarif bildet. Wenige 
Jahre später (1738) stößt man auch in Basel auf Lohnfestsetzungen. Den 
ersten Ansatz einer Arbeiterschutzgesetzgebung kündigt das züricherische 
Mandat über das Rastgeben von 1779 an, das den arbeitenden Kindern zugute 

• kam. Der Arbeiterschutz von Gesetzes wegen blieb auf Jahrzehnte hinaus 
Kinderschutz. 1815 erschien die „Verordnung wegen der minderjährigen 
Jngend in den Fabriken überhaupt und an den Spinnmaschinen besonders" für 
den Kanton Zürich. Thurgau regelte im gleichen Jahre die Beschulung und 
Beaufsichtigung der Fabrikkinder. 1842 erläßt Aargau ein Fabrikpolizeigesetz, 
1848 nimmt die Landsgemeinde ein Gesetz über das „Arbeiten an Spinn­
maschinen" an. 1853 folgt St. Gallens „Gesetz, betr. die Fabrikkinder". 1859 
setzt Zürich mit einem umfassenderen uml allgemeinen Fabrikgesetz ein, 
dessen Vorgeschichte die äußerst interessanten „Mitteilungen aus den Akten 
der züricherischen Fabrikkommission" von J. J. T reich ler wiedergeben'). 
Das Züricher Gesetz wirkte befruchtend auf die ganze Arbeiterschutzgesetz­
gebung der Kantone. 1862 wurde die Kinderarbeit vor zurückgelegtem 13. Jahre 
im Aargau verboten. 1868 schuf Baselland ein Fabrikgesetz; nach ihm sind 
jene von Schaffhausen und 'ressin (1873) redigiert; Glarus (1872) und Basel­
stadt (1869) regelten auch die Arbeit Erwachsener in Fabriken. Die kantonale 
Regelung war aber äußerst ungenügend und zeitigte interkantonale Verständi­
gungen. Anläufe zu einem Konkordate wurden schon 1855 von Glarus ge­
nommen. Diese wie die Unterhandlungen von 1864 blieben erfolglos; ebenso 
eine Konferenz von 1872. Der Artikel 34 der Bundesverfassung von 1874 bot 
endlich die Basis zur Schaffung des eidgenössischen Gesetzes über die Fabrik­
arbeit von 1877, das heute noch in Kraft steht. Neben diesem erließen dann 
eine Reihe von Kantonen in der Folge für außerhalb des Fabrikgesetzes 
stehende Arbeiterinnen, für Lehrlinge usw. Normen, die einzeln zu erwähnen 
hier aber zu weit führen würde. 

Der Überblick über die ganze Arbeiterschutzgesetzgebung der Schweiz 
war ein äußerst schwerer. Erst 1904 bot einen solchen in umfassender Art 

1) 2 Bändchen. Orell Füssli, Zürich 1858. Die Verhandlungen über das 
Gesetz betr. die Verhältnisse der Fabrikarbeiter im Kanton Zürich, erschienen 
1862 bei Gehr. Lohnbauer. 
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der damalige Sekretär des Internationalen Arbeitsamtes, DR. J. LANDMANN, 
und dieses Buch ist auch heute noch nicht veraltet. Die Kranken- und Un­
fallversicherung war bei Erscheinen der besprochenen S.schen Arbeit noch nicht 
Gesetz geworden und die Revision des Fabrikgesetzes ist heute und wohl noch 
auf Jahre hinaus in Schwebe. Die gewerbegesetzlichen Bestimmungen, zu deren 
Erlaß der Bund seit 1908 berechtigt ist, ruhen noch im Zeitenschoße und die 
Arbeiterschutzbestimmungen auf diesem Gebiete wurden durch das Ressort­
departement in letzte Reihe verwiesen. Bleibt auf dem Boden des Bundes­
rechts außer dem Gesetz betr. die Arbeitszeit in Fabriken an Samstagen, noch 
das Mäus.lein, das der kreisende Berg der Initiative „Recht auf Arbeit" gebar: 
tler Bundesbeschluß betr. die Förderung des öffentlichen Arbeitsnachwei~es 
tlurch den Bund. 

Und nun die Leistungen der kantonalen Gesetzgebung für den Arbeiter­
schutz von 1904 bis 1911! Arbeiterinnenschutzgesetze wurden in 
Basel und Bern erlassen; Lehr I in g s g es et z e in Schwyz, Zürich, Basel­
stadt, Bern und Luzern; ein Gesetz über die Arbeit von Minderjäh­
rigen in Genf; Ruhetagsgesetze in Zürich, Bern und Basel; ein Gesetz, 
hctr. die Nachtarbeit in den Bäckereien im Kanton Tessin; Besol­
dungsgesetze in Zürich und Basel; ,virtschaftsgesetze in Basel 
und St. Gallen; Gesetze znr Vermindernng der Folgen der Arbeits I o s i g­
k e i t in Basel und Genf; durch das Volk abgelehnt wurden die Revision des 

Arbeiterinnenschutzgesetzes in Zürich und das Lehrlingsgesetz von 1910 in 
St. Gallen. Das wäre das Fazit der Arbeiterschutzgesetzgebung der letzten 
sieben Jahre. Dazu kämen noch Ve rwa I tun gs maß nahmen, die den 
Arbeiterschutz betreffen: Regulativ betr. den Arbeitsnachweis im Kanton St. 
Gallen von 1907, Einsetzung von Arbeiterkommissionen bei den Bundesbahnen 
1908. Soviel wir sehen, sind dem Verf. die Gesetze betr. das Lehrlings­
wesen in Luzern und BPrn, das Ruhetagsgesetz in Bern und das Wirtschafts­
gesetz in St. Gallen e n t g an gen. 

In bezug auf den historischen Teil unrl die Gesetzgebung von 1904 folgt 
S. im wesentlichen LANmrA!'!N; für die spätere Zeit bilden seine Hauptquelle 
die Motivenberichte zu den jeweiligen Gesetzesvorlagen. Sein großes Verdienst 
bildet daher wesentlich, daß er auch den Interessenten welscher Zunge einen 
Überblick über das Gebiet der schweizerischen Arbeiterschutzgesetzgebung bietet. 

Neben den paar erwähnten Lücken sei noch der Mangel eines Inhalts­
registers erwähnt, daH sofort über jede einzelne Frage des Arbeiterschutzes 
orientieren könnte. Dieser Mangel ist um so fühlbarer, als eine Zusammen­
stellung der Bestimmungen in materieller Hinsicht nicht ins Buch aufgenommen 
wurde. - Für den f ran z ö s i s c h e n Landesteil wird S.s Schrift die Haupt­
orientierungsquelle bilden. Für den deutschen ist eine baldige Neuauflage 
der LANDMANNschen lebhaftest zu wünschen. 

ZUrich. JACOB LORT<~KZ. 

Al'chiv f, Geschichte d. Sozialismus IJI, hrsg. v. Grüuborg. 1B 
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A. W. HUMPHREY, A history of Labour Representation. London, Constable & Uo. 
1912. 8 °. 185 S. (2 ½ sh.) 

H. bietet in seiner Schrift eine ausgezeichnet lichtvolle und saubere 
Schilderung der Bestrebungen der Arbeiterklassen in Großbritannien mit dem 
Ziele direkter parlamentarischer Vertretung seit dem .Jahre 1857, in dem 
JAcou HOLYAUKE erstmals wahlwerbend in London auftrat, über 1874, da 
die Northumberlander Bergarbeiter ihren Sekretär THOMAS BUR'J' als Ab­
geordneten von Morpeth ins Unterhaus entsendeten, bis zum Anschwellen 
der Labour Party auf 42 Mitglieder und dem Einrücken derselben in eine 
ausschlaggebende politische Stellung nach den jüngsten Wahlen. 

Die Darstellung H.s deckt sich in den allgemeinen Linien mit meinen 
Ausführungen in diesem „Archiv" (III, 106 ff.). Die ältere Geschichte der Arbeiter­
vertretung ist weniger gut bekannt, verdient aber als eine Großbritannien 
eigentümliche Institution genaues Studium. Auf Grund eines solchen ent­
wirft denn auch H. ein anziehendes Gemälde der Kämpfe der Trade Unions 
während der 60 er und 70 er Jahre des abgelaufenen Jahrhunderts, um in das 
Haus der Gemeinen einzudringen. Kurzum die angezeigte Schrift verdient 
lebhaft empfohlen zu werden. 

London. Evw. R. PEASE. 
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Restif de la Bretonne1). 
Von 

Dr. Hugo Lindemann (Stuttgart-Degerloch). 

I. 

Die Opposition gegen die Physiokratie und die bürgerliche 
Ökonomie überhaupt im Frankreich des 18. Jahrhunderts war 
im wesentlichen kritisch. Sie beschränkte sich darauf, entweder, 
wie MABLY, nachzuweisen, daß alle Laster und Verbrechen in 
der Gesellschaft im Grunde nur Folgen der Einrichtung des 
Privateigentums seien, ein moralischer und wahrhaft sozialer 
Zustand der Gesellschaft daher nur in einem Gemeinwesen mög­
lich sei, in dem Gleichheit und Kommunismus herrschten1 daß 
aber bei den gegenwärtigen Verhältnissen die Einführung eines 
kommunistischen Systems unmöglich sei; oder aber sie wies, wie z.B. 
LINGUET, als das allen Gesetzen und Einrichtungen gleichmäßig 
zugrunde liegende Prinzip das Eigentum nach, konstatierte den 
Klassengegensatz zwischen Besitzenden und Nichtbesitzenden und 
behauptete, daß der freie Tagarbeiter sich in einem viel elende­
ren Zustande befände als der von seinem Herrn gefütterte und 
gekleidete Sklave. Entweder erschöpfte sie ihre Kräfte in einer 
scharfen, oft gfänzenden Kritik des Individualismus und der 
bürgerlichen Ökonomie und lehnte es von vornherein ab, das 
mögliche oder wahrscheinliche Ziel der Entwicklung anzudeuten; 
oder sie empfahl, wenn sie überhaupt einen Rettungsweg zu 
zeigen versuchte, die Rückkehr zu den einfachen Verhältnissen 
kleiner ackerbautreibender Gemeinden. Neben dieser Gruppe 
von Schriftstellern steht indes eine andere; sie gehen gleichfalls 

1) Der Name wird im folgenden mit R. gekürzt wiedergegeben. 
Archiv f. Geschichte d, Sozialismus III, hrsg. v. G r il n b er g. 15 
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von der Kritik aus, sind aber bestrebt zu positiven Vorschlägen zu 
kommen, mit denen sie den elenden Zuständen abhelfen wollen, 
in denen sich die große Masse der arbeitenden Klasse befindet. 
Das ungeheure Anwachsen der Zahl der vagierenden Bettler zog 
ihre Aufmerksamkeit zunächst auf sich. Sie begreifen die Tendenz 
der modernen Entwicklung, durch die Lösung aller sozialen 
Bande der feudalen Gesellschaftsordnung die Gesellschaft in selb­
ständige Individuen zu zersplittern, und die Ohnmacht der Mehr­
zahl von ihnen, sich in diesem Kampf aller gegen alle mit Er­
folg zu behaupten. So wurden sie auf die Notwendigkeit der 
Assoziation geführt. Ein Teil dieser Schriftsteller findet in den 
zu ihrer Zeit noch in verschiedenen Provinzen Frankreichs be­
stehenden Ackerbaugemeinschaften Vorbilder und dehnt das diesen 
zugrunde liegende Prinzip auf alle Zweige der Produktion und 
der menschlichen Tiitigkeit überhaupt im ganzen Umfang Frank­
reichs aus. Sie vertreten die Vorzüge der Assoziation gegenüber 
der Vereinzelung des Individuums. ,,Wir richten unser Augen­
merk so wenig auf die Vorteile der Gemeinschaften (communautes), 
wir sind so sehr von unseren privaten Interessen beherrscht, so 
wenig geneigt, einander zu helfen und in gutem Einverständnis 
miteinander zu leben, daß wir alles als chimärisch bezeichnen, 
was uns eine Gesellschaft als vernünftig erscheinen lassen will, 
in der Güter und Arbeiten gemeinsam sind" - diese Worte 
FAIGUETS 1

) führen den Assoziationsgedanken liber die bestehende 
Gesellschaftsordnung in eine neue hinaus, die durch die all­
gemeine Assoziation aller Menschen in einer Gliter- und Arbeits­
gemeinschaft charakterisiert ist. Nach dem Muster der Ackerbau­
gemeinschaften 2) der Auvergne schlägt FAIGUET wie andere Sozia­
listen vor und nach ihm vor, andere Gemeinschaften zu bilden, ,,um 
in nlitzlicher Weise so viele in Not befindliche Untertanen zu beschäf­
tigen, die infolge des Mangels an Charakter und Talent und infolge­
dessen auch infolge Mangels an Arbeit niemals so beschäftigt und 

1) Im X. Bde. der Encyclopedie, s. v. Moraves. 
2) Vgl. meine Ausführungen über die Zusammenhänge zwischen Acker­

baugemeinschaften und Sozialismus in Frankreich in: Geschichte des Sozialismus, 
hrsg. v. K. KAUTSKY u. a., 1895, I./2, 772 ff. 
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so glücklich sind, wie sie es sein sollten, und infolgedessen dem 
Publikum und sich selbst zur Last fallen". Allerdings sind bis­
her die Vorteile solcher Gemeinschaften nur den im Zölibat leben­
den Angehörigen des geistlichen Standes zugute gekommen, ob­
schon gerade Verheiratete, die für den Unterhalt ihrer Familie 
zu sorgen haben, in viel höherem Grade der Hilfsquellen bedür­
fen, die jene liefern. F AIGUETS Plan einer solchen Assoziation 
für Produktion und Konsumtion schließt sieb ganz an die be­
stehenden Einrichtungen bäuerlicher Hausgemeinschaften an. Er 
hofft, daß die staatlichen Mächte diese neuen Assoziationen 
schützen werden, da sie niitzlicber als die zahlreichen geistlichen 
Assoziationen sind, die fast immer für das Gemeinwohl eine Last 
bedeuteten. Ordnung und gute Sitten werden in den neuen 
Körpern herrschen, wie dies zur Genüge die Hausgemeinschaften 
der Auvergne beweisen, deren Alter und allgemeine Achtung in 
gleicher Weise die Richtigkeit ihrer Politik und die Möglichkeit 
·solcher Vereinigungen bezeugen. Sie sind allein imstand, das 
Glück des Menschen zu schaffen, da sie das einzige Mittel sind, 
alle Angehörigen des Staates nützlich zu beschäftigen und ihnen 
eine Unzahl von Sorgen und Unruhen zu ersparen, die die 
Menschen in ihrem jetzigen Zustande der Vereinzelung nicht zu 
vermeiden vermögen. 

II. 
Bei F AIGUE'f haben wir nur kurze Andeutungen des Gedan­

kens, die ganze Gesellschaftsordnung auf die Basis der Assozia­
tion zu stellen. De1jenige, der ihm zuerst eine systematische 
Durchführung gegeben hat, ist RES'l'IF m~ LA BRETONNE 1), dessen 

1) Zu R.s. Leben sowie zur Charakterisierung seiner Bedeutung sei hier 
nur das Folgende bemerkt. R., geboren am 23. Oktober 1734, verlebte seine 
erste Jugendzeit in dem Dorf Saey (Burgund), wo sein Vater ein nicht un­
begüterter Mann war und erwarb hier die genaue Kenntnis der bäuerlichen 
Zustände, die ihn auszeichnet. Sein ältester Bruder, der Geistlicher in Courgis 
war, lehrte ihn Französisch und Latein, für das er eine große Vorliebe erwarb 
und dessen er sich in seinen Tagebüchern fast ausschließlich zu Aufzeich­
nungen bediente. Anfänglich für den geistlichen Stand bestimmt, wurde er 
.dann, da frühzeitige Liebeshändel ihn als nicht gerade sehr geeignet für 

15* 
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einschlägige Schriften von um so größerem Interesse sind, als 
wir in ihnen genau verfolgen können, wie sich aus der einfachen 
Ackerbaugemeinschaft allmählich der sozialistische Gesellschafts­
plan entwickelt. Als Bauernsohn kannte R. jene aus eigener 
Anschauung aufs genaueste. Wie F AIGUET, dienen auch ihm bei 
seinen sozialen Reformplänen die bäuerlichen Hausgemeinschaften 
der Auvergne als Vorbild; er geht aber insofern weiter als sein 
Vorgänger, als er sich nicht mit einer einfachen Empfehlung 
derselben begnügt, sondern, wie er selbst sagt 1), die Einrichtung 

diesen erwiesen, in Auxerre zu einem Buchdrucker in die Lehre geschickt. 
Von dort, wo er nicht sehr lange hlieh, wo er aber die einzige ihn gewaltig 
erschütternde Liebesepisode seines Lebens durchmachte, wandte er sich nach 
Paris und war hier anfangs als Drucker, später als Schriftsteller tätig. Eine 
Periode des fruchtbarsten Schaffens begann für ihn ; seine Romane und sonstigen 
Schriiten füllen über 200 Bände. Es gelang ihm, durch seine literarischen 
Arbeiten sich ein kleines Vermögen zu erwerben, das während der Revolution 
durch den Assignatenschwindel völlig verloren ging. Sein Verlust zwang ihn 
dazu, sich wieder an den Setzerkasten zu stellen, ohne indes die Feder des 
Romanschriftstellers ganz aus der Hand zu legen. Im Jahre 1795 erhielt er 
vom Direktorium eine kleine Unterstützung im Betrage von 2000 frs. und 
sieben Jahre später auf die Verwendung von FoNTANES und LE COMTE eine 
Schreiberstelle im Polizeiministerium. 1806 starb er in seinem Hause in der 
Rue de la Boucherie in drückender Armut. 

Seine sozialen Reformpläne hat R. in den sog. ,,G~phes" niedergelegt, 
einer Reihe nur durch lose Einkleidung verbundener Werke, die die Namen 
,,Pornographe", ,,Mimographe", ,,Andrographe", ,, Thesmographe" etc. tragen .. 
Diese auch den Namen „idees singulieres" tragende Serie wimmelt in der Tat 
von eigentümlichen Ideen, die nicht alle R. angehören. Die Memoires ver­
se,hiedener Schriftsteller sind von ihm teils unverkürzt einfach aufgenommen 
teils in den 'l'ext hineingearbeitet worden. So will z. B. JACOB die Hand 
LINGUETs iu dem Pornographen erblicken. Daß R. mit LINGUE'r in enger 
Verbindung gestanden hat, wissen wir; er schätzte denselben eine Zeitlang 
sehr hoch. In der Decouverte australe, einer Utopie R.s, ist LINGUET 
oder vielmehr TEUGNIL (das von rückwärts gelesene Linguet) einer der 
megapatagonischen Greise, der die Fremden über die Einrichtungen des Ideal­
landes unterrichtet. Später entstand zwischen beiden ein Streit, der zu 
heftigen Angriffen R.s auf LINGUlcT führte. R. gfog so weit, diesem nach 
seinem Tode ein von ihm selbst verfaßtes schmutziges Buch "Antijustine", 
1798, unterzuschieben. Über R.s Verhalten während der Revolution werden 
wir später ausführlicher handeln. 

1) Le Paysan perverti, La Haie 1776, IV, 191. 
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ausbaut und, was von größerer Wichtigkeit, ihr Prinzip in allen 
Zweigen der gesellschaftlichen 'l'ätigkeit zur Durchführung bringt. 
Seinen ersten Entwurf einer vollendeten bäuerlichen Gemeinschaft 
finden wir in den Roman, durch den er zur Berühmtheit ge­
langte uud der ohne Zweifel der beste von allen den zahlreichen 
Produkten seiner nimmermüden Feder ist, in den „Paysan 
perverti" eingefügt. 

Mr. Paragon hinterfößt testamentarisch - so ist die- Erzählung 
des Romans - ein großes Pachtgut bei Oudun und zwei kleinere, 
sich daran anschließende Höfe den Brüdern und Schwestern des 
Edmond R ... (das ist der paysan perverti, R. selbst) und ihren 
Nachkommen, damit diese Familie sich dort niederlasse und nach 
den Regeln des folgenden Statuts 1) lebe. Hier haben wir den 
Keim, dessen Entwicklung wir dann in den späteren Schriften 
R.s zu verfolgen haben. 

Für alle Angehörigen gilt vollsfändig·e Gleichheit sowohl des 
Vermögens wie der Erziehung. Das Land ist zwecks Bebauung 
in 100 gleiche 'l'eile für die 100 Familien verteilt, von denen 
jede 10 Morgen erhält. Sowohl der Geistliche wie der Schul­
lehrer werden von der Gemeinschaft gewählt. In der Mitte des 
Dorfes, bei der Kirche, die zugleich Schulhaus ist, wird ein an­
sehnliches Gebäude errichtet, in dem sich die folgenden Räume 
befinden : ein gemeinsamer Backraum mit Backofen; ein großer 
Gesellschaftssaal für die gemeinsamen Mahlzeiten und sonstigen 
Vereinigungen der Gemeinde; ein großer Getreidespeicher für 
Weizen, Roggen, Gerste, Hafer, ferner für Erbsen und Linsen. 
Heu und Stroh werden sofort nach der Ernte an die einzelnen 
Haushaltungen verteilt. Das Arbeitsvieh gehört der Gemeinde, 
wird aber zur Arbeit und Pflege den einzelnen Familien über-

1) Das Statut findet sich in „Le paysan perverti", VI, 192-208. Das 
Bild einer bäuerlichen Gemeinschaft von 100 Familien findet sich auch in der 
„E c o l e des per es", 1776, III, 370-372. Dem Plan einer Assoziation von 
30 sfädtischen Familien begegnen wir in den „Nui ts de Paris", 1788-1794, 
V, 966-968; von 4 Faniilicn im „No u v e 1 Ab e i I a r d", 1778, III, 336-341; 
und von 20 in den „Conternporaines melees", ed. von Assezat, 
s. 50-9.:t. 



230 HUGO LINDEMANN. 

geben. Die Arbeiten sowie die Haltung der Tiere werden von 
zwei Syndicis überwacht; sie verhängen über faule und nachläs­
sige Mitglieder Strafen, während die tätigen durch Ehrenplätze 
in der Kirche belohnt werden. 

Die Arbeitszeit beträgt 51/2 'l'age. Die Arbeit beginnt mit 
dem Tageslichte; um 8 Uhr findet das Diner statt, dann wieder 
Arbeit bis 1 Uhr, darauf das Gouter; im Sommer mit Ende des 
Tages, im Winter um 8 Uhr das Abendessen. Der Tag schließt 
mit dem Abendgebet in der Kirche. Eine halbe Stunde, nach­
dem die Glocke das Tagesende verkündet hat, muß ein jeder zu 
Hause sein. Die Arbeit ist im wesentlichen Acker- und Weinbau. 
Die Bereitung der gemeinsamen Mahlzeiten liegt, jede Woche 
abwechselnd, in den Händen von 15 Familienmüttern, die dabei 
von 15 heiratsfähigen Töchtern unterstützt werden. 

Außer dem Gemeindeeigentum, von dem aber die Möbel, 
Wäsche und Kleidung der Gemeindeangehörigen ausgenommen 
sind, soll dem einzelnen noch ein Sondereigentum gestattet sein, 
das sich aus den von ihm errungenen Preisen und seinen An­
teilen an dem nach Abzug der königlichen Steuern sowie der 
gemeindlichen Unkosten aus dem Verkauf des Getreides und der 
sonstigen Produkte verbleibenden Überschuß ergibt. Von diesem 
Pekulium können sich die Bewohner Bücher, Möbel u. s. f., sogar 
Landbesitz außerhalb der Feldmark kaufen oder es im Handel 
anlegen. Da dies aber nur unter der Bedingung geschehen kann, 
daß die Kultur der Gemeindeländereien nicht darunter leidet, 
und da sie zur Arbeitsleistung nur ihre Kinder, aber nicht andere 
Personen des Kirchspiels oder Fremde heranziehen dürfen, so 
muß dieses Pekulium stets seiner Größe nach beschränkt bleiben. 

Es ist nicht anzunehmen, daß in der Ansiedelung irgend­
welche ahndungswürdige Verbrechen begangen werden; sollte es 
der Fall sein, wird der Verbrecher aus der Gemeinschaft aus­
gestoßen und den königlichen Gerichten übergeben. Kleinere 
Vergehen werden von einem Familientribunal gerichtet, an dessen 
Spitze der Geistliche oder als dessen Stellvertreter der Schul­
lehrer steht. Es setzt sich aus den 12 fütesten Familienhäuptern, 
den 2 Syndicis und den anderen Beamten der Gemeinde zusammen. 
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Es ist im wesentlichen das Bild einer bäuerlichen Gemein­
schaft, das R. hier zeichnet ; aber in diesem Entwurf finden wir 
bereits die drei Grundprinzipien seines späteren Systems vor: 
die Gleichheit, die Gütergemeinschaft und den Arbeitszwang für 
die Gemeindeangehörigen. Zu einem System hat er dieselben 
erstmals im „An d r o g r a p h e" ausgebaut; iiber die in diesem 
Buche gegebene Form ist er nur in Nebendingen und auch dann 
nicht immer in der Richtung des Fortschritts hinausgegangen. 
Seine späteren Werke enthalten die nachtriigliche Kritik der be­
stehenden Gesellschaftsordnung, die im „Andrographe" in größter 
Kürze abgemacht ist. R. gehört also auch zu der Gruppe von 
Philosophen, Schriftstellern und Künstlern, die in intuitiver Weise 
einen Gedanken erfassen und zu einem großen Gebäude aus­
bauen und sich, nachdem der Bau vollendet ist, daranmachen, 
seine .Fundamente auf ihre Sicherheit hin zu prüfen. Der mehr 
oder weniger genialen Konzeption folgt die diskursive Kritik -
das ist der Weg aller genialen Männer gewesen, und R., dieser 
„Rousseau der Große", hatte Geniales in sich, wenn ihn schon 
sein Biograph JACOB mehr für „ein Monstrum von Originalität, 
als ein originales Genie" hält. 

Sehen wir uns jetzt das System des Andrographen 1
) etwas 

näher an. 
Im tiefsten Frieden, in vollständiger Sicherheit vor auswiirtigen 

Feinden, gegen innere durch eine scharfe Polizei geschützt, sind 
doch fast alle Menschen von Schmerz und Unbehagen gelähmt, 
von Sorge und Unruhe überhäuft. Es gibt keine 'l1ugend, keine 
Sitten, keinen Glauben, keine Ehrbarkeit, keine Skrupel mehr. 
Jeder betrachtet seinen Nächsten mit unzufriedenem Auge, mit 
Haß und Neid. Was ist die Quelle aller dieser Übel? - Der 
Egoismus und die aus ihm entsprungene verhängnisvolle Maxime: 

1) L'A n d r o g r a p h e ou I<lees d'un honuete homme sur un projet de 
reglement propose a toutes les nations de l'Europc pour operer une reforme 
generalc des mreurs et par elle le bonheur du genre humain, 2 parties, Ja 
Haie 1782, lautet der volle Titel dieses Buches. Es trägt als l\Iotto daR Zitat 
aus Rousseau: ,,Maudit celui, qui le premier entourant un champ d'un fosse, 
dit, ce champ est a moi !" 
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man muß nur für sich leben. Dies Laster vergiftet alle Quellen 
des Glückes, der Liebe, der Freundschaft, der Eltern- und Kindes­
liebe; es verwüstet alles um den einzelnen Menschen herum; 
es isoliert ihn und beraubt ihn der Hilfe seiner Nebenmenschen, 
macht sie zu seinen Feinden und bringt ihn mitten im Schoße 
der Gesellschaft in die absolute Einsamkeit des Wilden zurück. -
Nun kann es Glück aber nur in der Tugend geben, und Tugend 
gibt es nur da, wo physische und moralische Gleichheit herrschen. 
Diese kann es zwischen dem Greis und dem Jüngling, dem Be­
amten und dem gewöhnlichen Bürger, dem König und dem Unter­
tan nicht geben ; jene dagegen zu erhalten, ist heilige Pflicht der 
Gesellschaft. Jedes Mitglied derselben muß die ihm zugeteilte 
Aufgabe erfüllen und sein Teil Arbeit leisten, damit niemand zu 
Boden gedrückt werde und mehr zu leisten hat, als er kann. 
Dies sind die drei Prinzipien, die einer allgemeinen Reform der 
Sitten zugrunde gelegt werden müssen. Nach dieser außer­
ordentlich summarischen Einleitung beginnt R. die Entwicklung 
seines Reformplanes mit einer bis ins kleinlichste Detail gehen­
den Darstellung der Erziehung des männlichen Geschlechtes -
die des weiblichen hatte er in einem voraufgehenden Buche: 
,,Les Gynographes", 1777 abgehandelt - und des Ehe­
systems. Er behält die Einteilung der Bevölkerung in drei 
Stände zunächst noch bei und unterscheidet: 1. das niedere 
Vo 1 k (la populace), die Arbeiter, Handwerker und Kleinbürger 
umfassend; 2. den Mittelstand ( etat-de-milieu): Gelehrte, Be­
amte etc.; 3. den Adel (gens qui sont au dessus) und die 
Großbourgeoisie, in deren Händen der Reichtum und die 
Macht liegen, obschon er von der Nutzlosigkeit und Schädlichkeit 
einer solchen Einteilung völlig überzeugt ist. Da er nun ander­
seits Gütergemeinschaft und Gleichheit als die notwendigen Be­
dingungen seiner Reform bezeichnet, so kommt er in Widerspruch 
mit sich selbst, den er dadurch fortzuschaffen sucht, daß er die 
Reform anfänglich nur innerhalb der Stände zur Durchführung 
bringt. Sehen wir nun, wie die verschiedenen Bevölkerungs­
klassen von dieser Reform betroffen werden. 

Die Einwohner der Dörfer und Flecken. Unter 
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ihnen wird vollständige Gleichheit geschaffen. Die Llindcrcien 
werden unter die Familien im Verhältnis zu deren Arbeitskräften 
zur Bebauung verteilt, geben aber nicht in ihr exklusives Eigen­
tum über. Ebenso wird jede Familie mit dem nötigen Viehstande 
versehen, damit aucl1 diese Arbeit gleich verteilt sei. Doch trifft 
dies nur auf das Arbeitsvieh zu; das Kleinvieh und das Geflügel 
werden dagegen in größerer Zahl solchen Familien anvertraut, 
deren Angehörige weniger fiir die schweren Arbeiten geeignet 
sind. 

Jeder Flecken und jedes Dorf besitzt ein großes rundes, öffent­
liches Gebäude, das zugleich als Gemeindehaus, Speisesaal und 
Magazin dient und daher so eingerichtet ist, daß das unterste 
Gewölbe als Weinkeller, das Erdgeschoß als Küche, der erste 
Stock als Refektorium, der zweite als Getreidespeicher benützt 
werden kann. Nach dem Drusch wird nämlich das Getreide, 
insbesondere der Weizen, Roggen und die Gerste, in den öffent­
lichen Speicher gebracht; Heu, Stroh und Hafer bleiben dagegen 
in den Privathiiusern zu unmittelbarem Gebrauch. Aus dem öffent­
lichen Magazin geht das Getreide dann entweder auf die Märkte 
zum Verkauf oder in die Mühle zum Mahlen, von wo es als Mehl 
in das Refektorium zur Konsumtion zurückkehrt. Niemand hat 
das Recht, Getreide zu verkaufen, außer im Auftrage der Gemeinde­
beamten und fiir Rechnung der Gemeinschaft; jede Verheimlichung 
geernteten Getreides zwecks eigennützigen Verkaufs wird aufs 
schiirfste bestraft. Die übrigen Produkte, wie Milch, Käse, Butter, 
Eier, Wolle, Fleisch u. s. f., werden zu gleichen 'feilen unter die 
Bewohner verteilt; der Überschuß wird verkauft und der Erlös 
als l)eculium im Verhältnis zur Arbeitsleistung ebenfalls verteilt. 
Wo aber die Speisung und Kleidung der Angehörigen durch die 
Gemeinschaft selbst erfolgt, findet keine solche Verteilung statt. 
Der Küchendienst liegt in diesem Falle in den Händen der schwa­
chen und mißgestalteten Personen beiderlei Geschlechts, die darin 
von den Bestraften unterstützt werden, denen die schweren und 
schmutzigen Arbeiten zufallen. In kleinen Orten, wo es nicht 
genug Invalide und Bestrafte gibt, übernehmen die Frauen die 
Bereitung der Speisen. 
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Die Bewohner der Städte. Die Handwerker, welche 
ausschließlich eine Profession betreiben, sollen in Zünften vereinigt 
werden, in denen alle Profite (!) in gleicher Weise unter die Mit­
glieder verteilt werden. Die Leitung liegt in den Händen von 
Vorstehern. Sie weisen jedem Meister einen Teil an der Arbeit 
zu, für deren tadellose Leistungen er verantwortlich ist. Nur 
über 49 Jahre alte „Männer" (hommes) können Meister in einer 
Profession sein und fungieren als eine Art von Vorarbeitern. Unter 
ihrer direkten Leitung arbeitet eine mehr oder weniger große An­
zahl jüngerer Arbeiter, die sich in folgender Weise abstufen: 
,,junge Männer" (jcunes hommes, 35-49 Jahre); ,,JungTerhei­
ratete" (jeunes maries, 25-35 Jahre); ,,Jünglinge" (garsons) und 
,,Knaben" (adolescents). Jeder ist in diesem System zugleich leh­
rend und lernend tätig, und alle sind aufs engste miteinander 
verbunden. Jede Zunft hat ein Bureau7 auf dem die fertigen 
Arbeiten von den Meistern abgeliefert werden. Viermal im Jahre 
findet die Verteilung der Produkte unter die Angehörigen der 
Zünfte in der Weise statt, daß jeder seinen Bedarf bei seinen 
Vorstehern anmeldet. Diese legen ihrerseits eine Liste der so ver­
langten Produkte an und beziehen sie im Austausch gegen die 
eig·enen von den Bureaux der anderen Zünfte. Die öffentlichen 
Beamten und die Zunftvorsteher haben darauf zu achten, daß die 
Konsumtion keine überflüssig starke ist, und die vielleicht nötigen 
Vorsichtsmaßregeln zu treffen. Am Ende des Jahres veröffent­
licht jeder Zunftvorstand eine Übersicht über die Empfänge und 
geleisteten Lieferungen; es wird sich herausstellen, daß in einer 
Periode von einigen Jahren sich diese völlig ausgleichen. Für 
die notwendigen Lebensmittel wird keine Kompensation geleistet, 
da alle in Gemeinschaft in den öffentlichen Refektorien essen. 
Der Bedarf wird von den Ackerbauern des Königreiches geliefert. 
Alle Bürger einer Stadt, die zu derselben Klasse geh<ircn, sollen, 
soweit dies möglich ist, in gleicher Weise behaust werden. Nach 
völliger Durchführung der Reform werden die neuen Häuser 
durchaus gleich gebaut, und bei ihrer Anlage wird darauf 
geachtet, daß diejenigen Gewerbe, deren Ausübung mit der Er­
zeugung schädlicher Gerüche verbunden ist, außerhalb der Stadt 
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verlegt, die ruhigen Gewerbe in besonderen Vierteln vereinigt 
werden. 

Adel und Geistlichkeit werden ebenfalls in Klassen or­
ganisiert. Was den Adel angeht, so erkfärt R. es zwar als wün­
schenswert, daß seine Besitzer edelmütig genug wären, ihr Privi­
leg zugunsten des Gemeinwohls und der köstlichen Herrschaft 
der Gleichheit aufzugeben. Da er aber an einen solchen Verzicht 
nicht glaubt, so will er den Adel gleichfalls in eine Klasse ver­
einigen, ihm aber die Herrschaft über die niederen Klassen 
nehmen. Nicht kühn g·enug, die einfache Abschaffung des Adels 
zu verlangen, beraubt er ihn der :Macht und läßt ihm nur 
einige Privilegien, wie Dienst in der Kavallerie, den Hofämtern 
u. s. f., unter denen die Angehörigen der anderen Klassen nicht 
leiden. 

Die See 1 e u t e, die sowohl die Kriegs- wie die Handelsflotte 
bemannen und in deren füinden der Seehandel und die Fischerei 
liegen, bilden Zünfte für sich. An ihrer Spitze stehen die Greise 
über 60 Jahre, die als „leitende Kaufleute" (negocians en chef) 
die Handelskomitees bilden, an die sich die Komitees des Binnen­
landes wenden, um die für die Produktion nötigen Materialien 
durch sie zu beziehen, und durch die zugleich der Geldverkehr 
des Staates mit dem Auslande erfolgt. Die zum Matrosen­
beruf bestimmten Kinder werden von Jugend auf im Fischfang 
und in der Seefahrt unterrichtet; außerdem haben sie noch Lesen, 
Schreiben, Griechisch und Latein, Geog·raphie, Astronomie und 
Mathematik sowie die notwendigsten lebenden Sprachen zu ler­
nen -- eine sehr hohe Bildung, die R. von den Seeleuten ver­
langt! 

Die geistigen Arbeiter (hommes-de-lettres), deren Bedeu­
tung R. sehr hoch einschätzt und von denen er behauptet, daß sie 
die Seele des Staates, Menschen par excellence sind, bilden eine 
Korporation mit Vorstehern und Refektorium für sich. J cder 
kann diese Laufbahn einschlagen, aber er wird erst dann ein 
„Gelehrter", wenn sein Werk die Approbation für den Druck 
erhalten hat. Der erste Versuch muß also von einem jeden ge­
macht werden, ohne daß er die bürgerliche Stellung, in der er 
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sich befindet, aufgibt. Über das Verdienst einer Arbeit entscheidet 
ein von der Akademie, ohne die es R. einmal nicht tut, einge­
setzter Zensor, doch kann ein abgewiesener Autor bis zu 10 ver­
schiedene Richter verlangen 1). Die Bücher werden von den 
Privaten aus ihrem Pekulium auf dem Bureau der Korporation 
gekauft. Das Pekulium der Autoren ist dasselbe wie das der 
Mitglieder anderer Körperschaften und wird wie dieses aus dem 
Erlös aus den Schöpfungen der Autoren gebildet, nachdem die 
staatlichen Steuern vorweg erhoben sind. 

Zwei hervorragende Mitglieder der Akademie erhalten vom 
Staate den Auftrag, die „Zeitung der Nation" zu verfassen. In 
dieser werden alle Verordnungen, alle Belohnungen und Strafen, 
die Kriegs- und Friedensbeschlüsse, kurz, alle Erlasse des Komitees, 
des obersten Senates und des Königs veröffentlicht. Sie wird 
jeden Sonnabend in allen Refektorien vorgelesen. Da sie natür­
lich von großer Bedeutung und großem Einfluß sein wird, so gilt 
das Amt eines Herausgebers der Zeitung (gazetier oder grand­
enonciateur) als eines der wichtigsten des Staates. Die Heraus­
geber haben das Recht, Ermahnungen an die Bürger zu erlassen, 
sie zum Guten zu ermutigen, etwaige Laster zu rügen u. s. f. 

Auch nach der Reform wird es noch Advokaten geben, 
aber nur als Verteidiger in Kriminalsachen, da es ja Streitig­
keiten über Vermögensangelegenheiten zwischen Privaten nicht 
mehr geben kann. Polizei und Gerichtsbarkeit liegen in den 
Händen des Komitees von Ältesten beiderlei Geschlechts, die 
überhaupt alle Angelegenheiten der Gemeinschaft, wie die Speisung 
und Kleidung, Verteilung der Arbeit, die Feste und Vergnügungen, 
die Ehen u. s. f. zu regeln haben. In Kriminalfällen spricht eine 
aus 12 Genossen (pairs) des Angeklagten bestehende Jury das 
Urteil; sehr schwere Strafen können nur vom Senat der Haupt­
stadt verhiingt werden, der auch die Streitigkeiten zwischen den 
Zünften entscheidet. 

Eine eigentümliche Stellung nimmt in R.s System das Pekulium 

t) Im „Mo n sie ur Ni c o 1 a s" hat er die Änderung getroffen, daß alle 
Werke auf Kosten der Üffentlichkeit gedruckt werden sollen und daß nur der 
Druck unsittlicher BUcher durch Zensur eines Lektors verhindert werden soll. 
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ein, das er den bäuerlichen Ackergemeinschaften entlehnt und 
verschiedenen Änderungen und Ausgestaltungen unterworfen 
hat. Es wird aus dem Überschuß der gemeinschaftlichen Pro­
duktion gebildet, nachdem alle gemeinsamen Ausgaben, wie ein 
Betrag für unvorhergesehene Unglücksfälle, davon abgezogen sind. 
Dieser Überschuß wird verkauft und der Erlös unter die Mit­
glieder nicht zu gleichen Teilen, sondern nach Verhältnis ihrer 
Leistun~ verteilt. Das Pekulium wird den Meistern zugeteilt, 
welche es an ihre Familienmitglieder nach V crdienst verteilen. 
Der Private ist völliger Herr eines Pekuliums. Er kann es indes 
nur an den Staat oder an Angehörige benachbarter Staaten aus­
leihen, zur Verschönerung und Verannehmlichung seines Lebens 
aufbrauchen u. s. f. R. bezeichnet die Einrichtung des Pekuliums 
als eine wichtige Triebfeder des Fleißes. Sie wird dieselben Vor­
teile bieten, wie der Reichtum in der bestehenden Gesellschaft, 
ohne seine Nachteile zu haben, da es ja in der reformierten 
Gesellschan ,,keine Armen mehr geben und daher auch keine 
Ehre mehr zu verkaufen geben wird". Durch das Pekuliurn werden 
sich aber die einzelnen anständige und sogar ehrenvolle Privat­
genüsse verschaffen können, und der Wohlstand wird dann stets 
iiberlegene Eigenschaften anzeigen und eine riclltige Sclüi,tzung 
des Besitzers gewähren, insofern alle Geniisse die Frucht persön­
licher Arbeit sein müssen. In „Monsieur Ni c o 1 a s" ersetzt 
R. das Pekulium durch eine Art Geld, das zur Belohnung für 
hervorragende und nützliche Leistungen dienen soll. Es besteht 
aus Gold-, Silber-, Kupfer-, Blei- und anderen Münzen, sowie 
aus Edelsteinen vom Agat bis zum Diamant. Dies Geld kann 
von den Privaten beim Staat gegen Waren eingetauscht werden. 
Aber R. kann sich der Einsicht nicht verschließen, daß dieses 
neue kommunale Geld, das er in seinen Staat einführen will, 
doch gänzlich überflüssig ist. 

Nichts wäre leichter, als eine Kritik des R.schen Systems zu 
schreiben; insbesondere nimmt das Pekulium eine so wider­
spruchsvolle Stellung in ihm ein, daß man ganz und gar nicht 
begreifen kann, woher es überhaupt kommen soll, da sich ja 
z. B. nach R.s eigenen Worten in einer Reihe von Jahren 
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Lieferungen und Empfänge zwischen den Zünften ausgleichen. 
Wir haben es aber dennoch für richtig gehalten, etwas näher 
auf sein System einzugehen, weil es nach verschiedenen Seiten 
hin von nicht geringem Interesse ist. Es zeigt uns einmal den 
Einfluß alter, damals noch vorhandener kommunistischer Ein­
richtungen auf die Gedankenwelt des 18. Jahrhunderts in seinem 
stärksten Ausdruck, indem es im Grunde nichts anderes als eine 
Ausdehnung des Prinzips der bäuerlichen Hausgemeinschaft auf 
den Produktionsprozeß ganz Frankreichs ist. Anderseits ist es 
interessant als ein Versuch, im Rahmen der feudalen Gesell­
schaftsordnung ein kommunistisches Gemeinwesen zu entwerfen. 
Daß die beiden an allen Ecken in Konflikt miteinander kommen 
mußten, war nafürlich und wird auch an verschiedenen Punkten 
von R. selbst völlig klar eingesehen. Sein Ehrgeiz ging aber dahin, 
ein Reformator zu sein, und so steckte er denn die Revolution 
in feudale Kleider, damit sie als anständige Dame Reform nirgends 
Anstoß errege. Nachdem er schon in seinem „Mimographe" das 
Theater, in seinem „Pornographe" die Prostitutiun, in seinen 
„Gynographes" die weibliche Erziehung reformiert hatte, nachdem 
er dann in dem „Andrographe" allen Nationen Europas den Ent­
wurf eines „Reglement" vorgelegt hatte, durch das er eine all­
gemeine Reform der Sitten bewirken wollte, konnte er auf keinen 
Fall die Eröffnung der Generalstände herankommen lassen, ohne 
wie so zahlreiche andere Weltverbesserer auch seine Reformgabe 
beizubringen. Diesmal ist es die allgemeine Reform der Gesetze, 
die er im „ Thesmographe" 1

) allen Nationen Europas zur Prüfung 
und Annahme unterbreitet. 

Wir entnehmen diesem aus den verschiedensten Memoires, Ab­
handlungen u. s. f. zusammengefügten Buche nur die Gedanken 
über das Privateigentum, die sich in ihm zerstreut finden. Es 
ist klar, daß R. bei seiner Reform der Gesetze das Eigentum als 
eine zu Recht bestehende Einrichtung hinnahm. Wenn er es als 

1) Der volle Titel lautet: ,,Le Thesmographe ou Idees d'un honnete 
homme sur un projet de reglement 11ropose a toutes les nations de l'Europe 
JIOur operer une Reforme generale des Loix, 2 parties, la Haye, 1789. 
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eine Entschädigung bezeichnet, die von den Regierungen den 
Menschen als Ersatz für ihre notwendige Unterwerfung gegeben 
wurde, oder auch die Entstehung der Gesellschaft aus dem Be­
dürfnis der Menschen naeh Erhaltung ihres Eigentums ableitet, 
so tut er dies, um eine Rechtfertigung für die gegenwärtige 
Existenz dieser Einrichtung zu finden; denn im Grunde seines 
Herzens bleibt er ein erbitterter Feind des Eigentums. Er 
beschränkt es aber von vornherein auf Frau und Kinder -
dies ist charakteristisch für die Stellung R.s dem weiblichen 
Geschlecht gegenüber, auf die wir später noch etwas ausführlicher 
zu sprechen kommen werden -, auf Grund und Boden und 
Mobilien, schließt also den Besitz staatlicher Ämter, Ehrentitel 
und sonstiger Privilegien von ihm aus. Immerhin ist auch dieses 
so beschri:inkte Eigentum gegen die Natur, denn von Natur hat 
jeder in der Gemeinschaft Recht auf alles, und dies Recht wurde 
durch die Einrichtung des exklusiven Eigentums im Interesse 
der Gesellschaft vernichtet. Aber nur im Interesse der Gesell­
schaft! Sobald das Eigentum mit diesem in Konflikt kommt, 
tritt das alte Recht, es beschränkend, wieder in Kraft. Es 
ist eine durchaus falsche Ansicht, zu glauben, daß der Mensch 
im sozialen Zustand absoluter Herr seiner Person und seines 
Eigentums sei. Dem Prinzip der Gesellschaft selbst widerspricht 
es, daß keines ihrer Mitglieder in absoluter Nutzlosigkeit für sie 
dahinlebt. Wer sich mit all seinem Besitz unnütz macht, löst 
eben dadurch die Bande, die ihn mit der Gesellschaft verbinden, 
und verliert das Recht, von ihr Schutz für sich und seinen Be­
sitz zu fordern. Aus diesen Sätzen folgt z. B., daß kein Eigen­
tümer seinen Grundbesitz der allgemeinen Kultur zum Schaden 
der Gesellschaft entziehen kann, aus dem Prinzip der Beschränkung 
der Eigentumsrechte durch das Recht aller auf alles das V erbot 
permanenter Einz~im.rnng, welche die Benützung eines Feldes nach 
der Ernte verhindern würde, das Recht des Staates, dem Familien­
vater seine Kinder, die er in Unwissenheit und damit in Nutz­
losigkeit heranwachsen läßt, zu nehmen und ihnen auf seine 
Kosten eine Erziehung zu geben u. s. f. 

Ausführlicher als im „ Thesmographe" hat R. im „Monsieur 
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Nicolas" 1
), seiner Autobiographie, seine kritischen Gedanken über 

Politik und Moral entwickelt. Eine kurze Analyse dieses Buches 
möge hier folgen. 

Die Moralität ist für die Menschen die Grundlage ihrer Sicher­
heit und ihres Glückes; ihre Grundlage wiederum ist die all­
gemeine und gegenseitige Nützlichkeit, da durch Arbeit für das 
allgemeine Glück das persönliche am sichersten erreicht wird. 
Nur als Ganzes (en masse) kann das menschliche Geschlecht wahr­
haft glücklich sein, und nur durch die öffentliche Moral, die 
Quelle der privaten, sein Glück gesichert werden. In seiner Un­
wissenheit bat sich aber der Mensch isoliert, ohne zu begreifen, 
daß er sich dadurch unglücklich machen mußte. Gerade diese 
Isolierung und der damit verbundene Mißbrauch des Egoismus 
weist aber eine eindringendere Forschung als die Hauptursache 
allen Elends nach. Worin besteht nun das Heilmittel dagegen? 
In einer freimütigen Güte, einer aufrichtigen Gegenseitigkeit der 
Hilfe! Wie kann aber diese letztere hergestellt werden, da doch 
das persönliche Interesse als eine spontan sich entwickelnde 
Pflanze stets mit der doppelten Kraft wächst, wie das soziale 
Interesse, das als zarte, künstliche Pflanze der größten Pflege bedarf, 
um nicht zugrunde zu gehen? Es gibt nur ein Mittel, wodurch 
das persönliche Interesse gebessert und gezwungen werden kann, 
zum sozialen Wohl beizutragen: den gänzlichen Umsturz der be­
stehenden Gesellschaft durch Abschaffung des Sondereigentums 
und die V ergesellschaftlichung aller Dinge, verbunden mit der 
festen Knüpfüng aller Bande der Gesellschaft und der Ausscheidung 
alles Isolierenden , die Interessen der Menschen voneinander 
Trennenden. Daß sich dem größte, fast unübersteigbare Hinder­
nisse in den Weg stellen, ist klar. Da ist zunii,chst das falsch ver­
standene Interesse der Besitzenden, der Schurken und Verbrecher, 
d. h. drei Viertel des Menschengeschlechtes, die nach einer solchen 
Umgestaltung nicht mehr rauben, stehlen und plündern können. 
Die Besitzenden glauben sich besser bei dem Privateigentum zu 

1) Monsieur Nicolas ou le coeur-humain devoile, publie par lui-meme .... 
In Betracht kommen hier Bd. VII u. VIII. 
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stehen. Toren fürchten die Vernichtung der Energie, des Fleißes, 
der Arbeit, weil sie die Nachteile des Privateigentums und die 
Vorteile der Gütergemeinschaft nicht begreifen können, und 
schrecken die Guten mit der Behauptung: mit der Aufhebung 
des Eigentums sei das Ende jeder Gesellschaft untrennbar ver­
bunden, da sich die Menschen nur zum Schutz ihres Eigentums 
vergesellschaftet hätten. Nichts ist aber törichter und unwahr­
scheinlicher, als daß die Wilden mit ihrer Vergesellschaftlichung 
einen Zweck ve1folgt hätten, der das größte Raffinement und die 
größte Verderbtheit des sozialen Menschen erfordert. In der Tat 
beweist auch die Geschichte, daß das erste Eigentum der Familie 
die Hausungen und die Jagd waren, die beide stets gemeinsam 
waren. Erst nach Erlangung einer Halbzivilisation und einer 
bestimmten Gesellschaftsform gelangte der Mensch in den Besitz 
von Herden, die bei allen Hirtenvölkern ursprünglich gemeinsam 
waren. Das Beispiel der Othomacos am Orinoco, der Alibamos 
in Louisiana, die Assoziationen der Pinons in der Auvergne u. s. f. 
beweisen alle dieses Gemeineigentum an den Herden. Ja, sie 
beweisen sogar noch weiter, daß selbst im Ackerbauzustande das 
Land ebenso gemeinsam war und nur an der Ernte ein privates 
Eigentum anerkannt wurde. Das Grundeigentum, das den Menschen 
heute als etwas so Vollkommenes und Ursprüngliches erscheint, 
das ihnen so schmeichelt, ist also die letzte, späteste Art des 
Eigentums und zugleich die unmoralischste. Das Individualeigen­
tum ist die Quelle aller Laster, aller Verbrechen, aller Korruption: 
der Mensch war unschuldig, solange er nichts hatte; das Laster 
begann, als er eine Frau ausschließlich sein eigen nannte; die 
Tyrannei entstand aus dem Eigentum, das er sich an seinen 
Kindern anmaßte, Diebstahl und Sklaverei mit dem Eigentum 
an Herden, alle Laster und Verbrechen mit dem monströsen Grund­
eigentum! 

So ist also das Eigentum die lasterhafte Grundlage der Gesell­
schaft; mit seinem 'l'riumph verschwanden die guten Sitten. Jetzt 
besteht die Tugend darin, die Absicht der Natur, die allen ein 
Recht auf alles gibt, zu vereiteln und das Eigentum zu schützen. 
Der Diebstahl muß entstehen, aber bei seiner Geburt zum Ver-

Archiv f. Geschichte d. Sozialismus III, hrsg. v. Grün 1, er g. 16 
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brechen gebrandmarkt werden. Noch mehr! Durch schöne Worte, 
durch den Vorwand, der Arbeit, den Künsten, den Wissenschaften 
eine größere Energie zu geben, muß man dies verfluchte Eigen­
tum, die Mutter aller Laster, verschönern. Statt Bruder zu 
sein, heißt es jetzt, einander fremd, feind werden; allgemeine 
gegenseitige Plünderung ist die Losung. Die Rechtschaffenheit 
besteht jetzt darin, dies alles befriedigten Auges zu betrachten; 
bei Strafe des Todes, eines schimpflichen Todes hat man das 
durch Ungerechtigkeit und Unterdrückung erworbene Recht zu 
respektieren. Das Eigentum ist die erste der Tugenden, die par 
excellence das Bürgerrecht verleiht. Die größten aller Verbrechen, 
die infame ausschließliche Usurpation, die Tyrannei über andere, 
die gehässige Raubsucht sind zur Tugend erhoben. ,,0 Schüler 
der Moral, hüte dich, auf die natürliche Güte deines Herzens zu 
hören, wenn du in der menschlichen Gesellschaft von heute 
leben und ein ehrbarer (honnete) Mensch sein willst! Sei Egoist, 
sei hart, sei unbeugsam ! Aber sei nur gegen das Menschen­
geschlecht ungerecht! Achte das individuelle Eigentum des be­
waffneten Usurpators, des listigen Börsenspielers, des Diebes 
selbst! Sobald er das Gut eines anderen besitzt, ist sein Recht 
geheiligt! Sei rechtschaffen, rühre nicht daran! . . . Ich gebe 
Dir den gleichen Rat, rühre nicht daran! Denn du würdest ihm 
gleichen 1) ! " 

Es gibt nur ein Heilmittel für die kranke Gesellschaft, und 
das ist der Kommunismus, der mit dem Eigentum auch alle 
Laster und alle zivilen Gesetze abschafft und jedem Individuum 
die Ruhe, Freudigkeit und Freiheit des Gedankens gibt, an 
deren Erwerb der Mensch sein ganzes Leben arbeitet. Gerade 
das Beruhigtsein über den Lebensunterhalt, die notwendige Folge 
einer kommunistischen Gesellschaftsform, würde, weit entfernt, sie 
zu zerstören, ihren Mitgliedern eine ganz außerordentliche Energie 
verleihen. Die Friedfertigkeit, die Freude, die Sorglosigkeit würden 
der Mehrzahl der Menschen die Seelenruhe geben, die nicht 
nur für Wissenschaften und Künste, sondern auch für alle anderen 

1) Monsieur Nicolas, VII, 3981. 
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Arten menschlicher Beschäftigung notwendige Bedingung ist, um 
sich ohne Ablenkung, Zerstreuung und Teilung· des Geistes ganz 
dem Objekt hingeben zu können. ,, Wie viele - ruft R. aus -
habe ich nicht gesehen, selbst einfache Ackerbauer, die diese täg­
lichen Unruhen und Sorgen von ihrer so wertvollen Arbeit ab­
zogen; wie viele Handwerker, Künstler, Schriftsteller ... , deren 
Tätigkeit durch die Masse ähnlicher banaler, aber drückender 
Sorgen nicht nur zeitweilig gestört, sondern für immer zerstört 
wurde!" 

Für ebenso töricht, wie den Vorwurf der Aufhebung oder 
wenigstens der Abschwächung der menschlichen Energie erklärt R. 
den anderen der Aufhebung der persönlichen Freiheit. Seine 
Argumentation ist kurz und bündig. Es gibt keine Freiheit unter 
der Herrschaft des Bedürfnisses; es gibt kein Wesen in der Natur, 
das davon frei wäre, seine Nahrung zu suchen, und die Freiheit 
hätte, sich hinzulegen, ohne etwas zu tun - mit Ausnahme des 
Schweins, das man fettmacht ! Auf diese beiden Punkte pflegen 
sich die Einwürfe der Gegner des Kommunismus zu reduzieren; 
daß dieser in einer wohl organisierten Gesellschaft die meisten 
Laster unmöglich machen würde, ohne auch nur die Entwicklung 
einer einzigen 'l'ugend zu beschränken, wagen nicht einmal sie 
zu bestreiten. 

Schon im „Andrographe" hatte R. innerhalb seiner reformierten 
Gesellschaft die moralische, d. h. eine auf Unterschieden des Alters, 
der öffentlichen Stellung u. s. f. beruhende Ungleichheit und durch 
die Einrichtung des Peculiums auch die Möglichkeit allerdings 
beschränkter ökonomischer Ungleichheit zugelassen. In „Monsieur 
Nicolas" ist er zu einer völligen Verdiensthierarchie fortgeschritten. 
Die Ungleichheit von reich und arm verwirft er, weil es ein 
Verbrechen gegen die Natur, gegen die Gattung ist, einen 'l'eil 
derselben zu degradieren; in der Ungleichheit des Verdienstes 
sieht er dagegen eine Ursache der Entwicklung von Fleiß und 
Kraft. Deshalb tadelt er auch RoussEAU, weil dieser ohne Rück­
sicht auf das Verdienst eine jakobinische Gleichheit habe errichten 
wollen, den Gewerbfleiß getötet und durch seine physische Gleich­
heit die Menschheit zum Zustand der Hottentotten und Wilden 

16* 
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zurückgebracht hätte. Eine auf Gütergemeinschaft beruhende Gesell­
schaft und in dieser Gesellschaft die Hierarchie des Verdienstes 
- das ist das Ideal R.s, der damit den Hauptgedanken des 
Saint-Simonismus antizipierte. 

Glaubt R. an die Möglichkeit einer Einführung des Kommunis­
mus, des „goldenen Zeitalters, das die Unschuld, die Brüderlichkeit, 
alle 'l'ugenden in die Gesellschaft zurückführen und mit dem fluch­
würdigen, ungerechten, grausamen, verabscheuenswerten Eigen­
tum auch alle Laster für immer ve1jagen wird?" Ja und nein! 
Bald sagt er: die Gütergemeinschaft könne nicht verwirklicht 
werden; bald schreibt er dicke Bücher, um alle Nationen Europas, 
die französchen Generalstände, das Direktorium, Napoleon zur 
Durchführung seines Reformplanes zu veranlassen. 

Von wem erwartet er das Heil und die Rettung? Nicht vom 
Volk. Denn R., obschon selbst ein Sohn des Volkes, ist sein 
großer Verächter. So schreibt er gelegentlich der Unruhen vom 
24.-28. September 1788: ,,Ich gestehe, daß ich jedesmal gezittert 
habe, wenn ich die unteren Schichten des Volkes in Bewegung 
Hab, und ich habe gezittert, weil ich es kenne, weil ich weiß, 
wie groß sein Haß gegen alle Begüterten ist; ein ewiger, furcht­
barer Haß, der nur eine Gelegenheit braucht, um sieb in seiner 
ganzen Größe zu zeigen . . . Es ist von größter Wichtigkeit, seine 
Rottungen zu verhindern, die Unordnungen, die es sich gestattet, 
nicht unbestraft zu lassen. Wenn einmal diese wilde Bestie 
glaubt, etwas wagen zu können, würde sie alles umstürzen." 1

) 

Und fünf Jahre später, 1793, ist sein Urteil dasselbe: ,,Ich 
habe immer gesehen, gedacht und geschrieben, daß das un­
unterrichtete niedrige Volk der größte Feind jeder Regierung 
ist. An dieses, an diese stupiden Wesen richtet sich der Agitator, 
wie sie gekleidet." 2) Ebensowenig wie vom Volk erhofft er Rettung 
von der Revolution! Anfänglich war er ihr begeisterter Anhänger, 
aber der wachsende 'l'errorismus versetzte ihn, den von Natur 
nicht Furchtsamen, der aber doch sein Leben Hehr hoch schätzte, in 
unaufhörliche, fast lächerliche Angst, die ihren Ausdruck in seinen 

1) Les Nuits de Paris, XIV, p. 3356. 
2) Les Nuits de Paris, XVI, p. 460. 
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Schriften, besonders in einem glühenden Haß gegen die Jakobiner, 
:findet. Mit beißendem Sarkasmus bemerkt er z. B. im »Monsieur 
Nicolas" 1

), daß die Jakobiner sich beeilt hätten, das sanskülot­
tiscbe Christentum JESUAHS abzuschwören, da ihnen dieses nicht 
gestattet haben würde, das, was sie den Reichen abgenommen 
hatten, für sich zu behalten. Außer solchen und ähnlichen persön­
lichen Mißstimmungen, die ihn zu seinem Haß gegen die Revolution 
geführt haben -- er verlor, wie wir schon bemerkt haben, sein 
ganzes Vermögen durch den Assignatenschwindel -, haben ihn 
noch prinzipielle Gründe zu dieser Feindschaft bestimmt. Er 
macht ihr in erster Linie den Vorwurf, daß sie die „Canaille" 
nicht, wie sie hätte tun sollen, aus der Welt geschafft habe; diese 
sei vielmehr noch gefährlicher geworden. ,,Diese Generation 
muß vergehen - ruft er aus -, bevor das Volk gereinigt ist. Ich 
bin nicht imstande, meine ganze Verachtung für die Tauge­
nichtse auszudrücken, die die höchsten Dinge beschmutzen, ver­
unehren, vergiften. . . . Man glaubt gewöhnlich, daß der Ehr­
geiz der Könige und Mächtigen den Despotismus erzeugt habe. 
Nein: es war die Insolenz der Taugenichtse. . . . 0, wie müssen 
wir die Kanaille ohne Verdienst, ohne Fähigkeit, ohne Tugend 
hassen, die uns in diese grausame Gefahr gebracht hat?"~) Die 
Revolution enttäuschte seine schönsten Hoffnungen: er fand die 
Menschen nach ihr dieselben wie vorher. Voll Bitterkeit er­
kannte er1 daß sie nie seinen Lieblingstraum eines kommu­
nistischen Gemeinwesens zu realisieren versucht hatte noch ver­
suchen konnte, daß vielmehr das Eigentum in diesen Jahren seine 
Orgien feierte. 

Aber trotz aller dieser Entfäuschungen ist R. nicht gewillt, 
auf die Verwirklichung seiner Reformträume zu verzichten. Volk 
und Revolution hat er als unfähig dazu erkannt; so bleibt ibm 
nichts anderes übrig, als die Regierung, an deren Allmacht er 
ebenso wie die Philosophie des 18. Jahrhunderts glaubt. In der 
Regierung sieht er ein physisches oder moralisches, ein einfaches 

1) Monsieur Nicolas, S. 3973 f. 
2) Les Nuits de Paris, XVI, p. 492. 
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oder zusammengesetztes Wesen, das die Autorität, die nationale 
Souveränität im Namen der Gesellschaft ausübt und durch all­
gemeine wie besondere Gesetze das moralische und physische 
Betragen nach dem Gesichtspunkte der Nützlichkeit leitet und 
reguliert. Denn nichts scheint ihm absurder als die Behauptung 
einiger Leute ( d. h. der Physiokraten), daß sich die Regierung 
in nichts einzumischen und alles den Ackerbauern, Kaufleuten, 
Künstlern und Handwerkern zu überlassen habe. Diese erblicken 
natürlich im Eigentum die Grundlage der Gesellschaft und sehen 
in der Konkurrenz ein Korrektiv des Eigentums, das die Aus­
wüchse des Egoismus zu verhindern imstande sein soll. Die Er­
fahrungen der Revolution haben aber das Gegenteil bewiesen. 
Die besitzende Klasse hat das Volk nach ihrem Gutdünken be­
steuert; sie hat das nationale Geld verschlechtert; sie hat, anstatt 
durch Konkurrenz das Getreide auf einem annehmbaren Preis zu 
halten, sich vereinigt und den Preis in die Höhe getrieben; kurz, 
auf das klarste hat sich gezeigt, daß das Eigentum die Krankheit 
der Gesellschaftlichkeit (sociabilite) ist. Wenn es also die Auf­
gabe der Regierung ist, am öffentlichen Glück zu arbeiten, so 
muß sie auch die Mittel haben, sie zu erfüllen. Zu diesem Zweck 
muß die Regierung allmächtig und die absolute Souveränität der 
Nation, die als absolutes Recht von ihr kraft ihrer absoluten 
:Macht besessen wird, möglichst konzentriert sein, d. h. die Re­
gierung muß in einem Menschen verkörpert sein. Dazu braucht 
es nicht eines Königs; bereits in einem Präsidenten des Direktoriums, 
dessen Amtsdauer genügend lang sein müßte, um Reformen zu 
beginnen und durchzuführen, würde die Einheit genügend zum 
Ausdruck kommen. Eine solche starke Regierung wird allein 
den Libertinismus der Jakobiner und den unheilv.ollen Anti­
patriotismus der Aristokraten in Schranken halten können; von 
ihr allein kann man erwarten, daß sie das öffentliche Glück nicht 
mit halben Maßregeln erstreben, sondern die einzige feste Grund­
lage der Gesellschaft, die Gleichheit und Gütergemeinschaft, zu 
legen in Angriff nehmen wird. So kehrt denn am Schluß des 
Jahrhunderts der alte Traum der Philosophen von dem Weisen 
auf dem 'rhrone wieder, der, im Besitze des vollkommenen Staats-
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ideales und unendlicher Tatkraft, mit der absolutesten Machtvoll­
kommenheit ausgestat.tet, seine Kraft und sein Leben daransetzt, 
das Volk dem ewigen Glück entgegenzuführen. Nur daß die 
sehnsüchtigen Blicke nicht nach nordischen Ländern zu schweifen, 
in einem Friedrich II., einer Katharina, einem Joseph II. 
diesen -Weisen zu erhoffen brauchen. In Frankreich selbst ist 
dieser Mann zu finden, dieses Genie, das R. in seinen Träumen 
mit der ungeheuren Aufgabe betraut, der Erbe und Vollender 
der Revolution - Bonaparte! 

Aus B o n aparte ward Napoleon , und Napoleon oder 
Ponelano, wie er mit einem durchsichtigen Anagramm heißt, ist der 
völkerbeglückende Held der „Philosophie du Ruvarebohni" 1), 

1) Wenn wir dieses Werk im Anschluß an R. behandeln, so geschieht 
das nicht nur, weil es JACOB, wohl der beste Kenner R.s, diesem zuschreibt, 
sondern weil in der Tat viele Gründe dafür sprechen, daß R. zum mindesten 
ein Teil der Autorschaft gebührt. JACOB, der allerdings das Buch selbst 
nicht kennt - es war ihm nicht möglich, ein Exemplar desselben in Frank­
reich zu erlangen stützt in seiner „Bibliographie etc. S. 430-432 
seine Hypothese auf zwei Gründe: 1. einen Brief des 8Ar~T-MA1ts an R., worin 
die „Mora 1 e de Saint• Ed o r e m o ni" (man beachte den Gleichklang der letz­
ten Silben!) erwähnt wird; 2. clie Erwähnung eines Buches: ,,L e Ca t e chi s m e 
de morale physique, religieux et politique", dessen Ausführung 
von R. beabsichtigt oder das teilweise bereits von ihm ausgearbeitet war, in 
der „Notice historique et critique sur la vie et les ouvrages de Ni c o I a s 
Edme Restif de la Bretonnc" von CUBIEREB-PAL:>1BZEAUX aus dem Jahre 
1811. Hier heißt es (JACOB, Bibliographie et Iconographie de tous !es 
ouvrages de Restif de la Bretoune, Paris 1875, S. 17): 

„Ich verhehle nicht, daß es nötig seiu würde, dies umfangreiche Werk 
(nämlich ,Monsieur Nicolas'), falls man es vollenden will, zu überarbeiten, 
neu zu drucken und den Katechismus der physischen, religiösen und politischen 
Moral, mit dem sich der Autor lange beschäftigte, hinzuzufügen. Dieses 
neue Werk, das man das ,wahre System der Natur' nennen könnte, würde 
ein notwendiges Supplement sowohl zur Philosophie des Mr. Nicolas, wie zu 
den drei im 14., 15. und 16. Band des großen Werkes enthaltenen Abhand­
lungen sein." 

Wir können noch eine ganze Reihe anderer Gründe hinzufügen. Da ist 
z. B. die außerordentliehe Übereinstimmung in der Auffassung der französischen 
Revolution. Diese gewaltige Folge von Ereignissen ist vorbeigerauscht, ohne 
daß sie nach R.s und des Verf. der „Philosophie" Ansicht das Menschen­
geschlecht seinem wah1·en Glück irgendwie näher gebracht l1ätte. Wir haben 
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des entschieden reifsten und bedeutendsten Buches, welches der 
Sozialismus des 18. Jahrhunderts in Frankreich hervorgebracht 

oben R.s Ansicht ausführlicher dargestellt. Zwei Zitate aus der „Philosophie" 
werden genügen, die Übereinstimmung zu beweisen. Hier heißt es I, 11: 
„Heftige politische Erschütterungen, welche durch ein allgemeines, von den 
Stufen des Thrones bis zu der Hütte des Hirten empfundenes Mißvergnügen 
veranlaßt wurden, haben in ihr (d. h. der Iganarfs-Franr;ais) Los einige Ver­
änderungen, aber nur wenige, stets zu teuer erkaufte Verbesserungen gebracht. 
Sie befanden sich auf der Stufe, wo die Masse der Bürger zu aufgeklärt ist, 
nicht die Möglichkeit eines besseren Seins zu ahnen, wo sie aber noch nicht 
aufgeklärt genug sind, den einzigen Weg, der dorthin führt, zu finden und 
zu betreten. Kaum aus den blutigen Bewegungen herausgekommen, kehrten 
sie zu ihren früheren Gewohnheiten zurück, bis die Gärung, deren Prinzip 
notwendig in einem solchen Zustande vorhanden ist, ihnen wieder die Waffen 
in die Hände gibt." Und I, 279-281: ,,Obschon die Revolutionen eine not­
wendige Folge der Laster sind, die in den verschiedenen, bis heute bestehenden 
sozialen Organisationen eingewurzelt sind, können sie in ihnen nur eine un­
bedeutende Verbesserung bewirken, die noeh stets zu teuer erkauft war; denn 
dieselben Elemente, verderblicher als je, bestehen fort. Der Ehrgeiz, der 
Stolz, der Neid, die Eifersucht, alle hassenswerten Leidenschaften, überleben 
die großen Katastrophen, die von ihnen verursacht waren. . . . Um sich von 
der Sterilität der Revolutionen zu überzeugen, genügt es, die Menschen zu 
l;etrachten, die von ihnen in die Höhe gebracht wurden; sie hatten gegen 
den Hochmut, den Ehrgeiz, den Mißbrauch der Macht durch die Großen 
gedonnert und sie zu Boden schlagen wollen; kaum an ihre Stelle getreten, 
haben sie diese Leidenschaften noch weit,er getrieben als die Verbannten." 

Die einzige bedeutendere Verschiedenheit besteht in der Auffassung von 
der Stellung der Frau. Echt R. ist ferner die etwas abenteuerliche Ein­
kleidung der sozialen Utopie und die Versteckung der Namen unter Ana­
grammen, d. h. Worten, die durch Permutation der Buchstaben der ursprüng­
lichen Worte gebildet sind, wie Ir;anarfs Frangais, Ponelano Napoleon etc. 

Der volle Titel der beiden Bücher lautet: a) La Phi 1 o so phi e du 
Ruvarebohni (d. h. ph. du vrai bonheur), pays dont la decouverte semble 
d'un grand interet pour l'homme, ou recit dialogue des moyens par lesquels 
les Ruvarhcuxis (d. h. vrais heureux), habitants de ce pays ont ete conduits 
au vrai et solide bonheur, par feu P. I. I. S .... et N1c0J.A8 BmlNET, 2 vols, 
mit dem Motto: Um mit Gerechtigkeit eine Lehre zu widerlegen, deren 
Prinzipien auf der Beobachtung der Tatsachen beruhen, muß man selbst die 
Tatsachen mit Ausdauer und Unparteilichkeit geprüft haben. La Phil. du 
Ruv. I, 45; b) Ca t e chi s m e so c i a 1, ou Exposition familiere des principes 
poses par feu M. P. I. I. ... S .... dans un ouvrage inedit, auquel il a donne 
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hat, und das m seinen Grundlagen ohne Zweifel aus R.s Feder 
geflossen ist. 

III. 

Da es ohne Kenntnis der Psychologie des Menschen weder 
möglich ist, gute soziale Einrichtungen zu treffen, noch soziale 
Einrichtungen richtig zu beurteilen, schickt der anonyme Ver­
fasser, wer immer er gewesen sein mag, seinem ausführlicheren 
Werk, der Philosphie des wahren Glücks, einer Untersuchung 
über die das wahre Glück der Menschen verbürgende Gesellschafts­
ordnung, einen „Catechisme social" voraus, in dem er sich mit 
der Erforschung der Natur der sensiblen Wesen beschäftigt. Denn 

pour titre: Recherches sur la nature des etres sensibles, par NrcoLAR BuGNET, 
a Paris, 1808. 

Wir finden über sio noch einige Auskunft in einem Avis des Heraus­
gebers (BmlNET) im „Catechisme", S. 72, in dem er verspricht, noch nach­
liefern zu wollen, falls der Auszug (eben der „Catechisme social") günstige 
Aufnahme fände: 1. einen ausführlichen „Discours preliminaire"; 2. einen dem 
Studium des Menschen gewidmeten, aus drei Kapiteln bestehenden dritten 
Teil. Das erste Kapitel sollte einen Vergleich des Menschen mit den Tieren 
enthalten, das zweite sich mit der Vervollkommnungsfähigkeit der sensiblen 
Wesen, das dritte mit dem Glück beschäftigen; 3. eine Anzahl in den Papieren 
des S .... gefundener Fragmente. Von diesen angekündigten Schriften sind 
1 und 2 im 1. Bande der „Philosophie" enthalten, deren beide Bände fort­
während auf den „Catechisme" bezugnehmen. - In einer Anmerkung zu 
,,La Philosophie", I, 42, werden die Einwürfe eines zeitgenössischen fran­
zösischen Journals gegen den „Catechisme" erwähnt und einer derselben be­
antwortet. Falls diese Einwürfe nach R.s Tode erschienen sind, würde dem 
Herausgeber ein gut Teil der Arbeit zuzuschreiben sein. 

Die Initialen P. I. I. S .... erklärt JACOB als Saxancour, ein Pseudonym 
R.s, und NTCOLAS BuoNE'l' hält er für den Geliebten der Gemahlin R.s, 
AGNEfl LEBEGUE. Wie diesem aber die Papiere R.s in die Hände gekommen 
sein sollen, ist ganz unerklärlich, da R. von seiner Frau getrennt und in 
bitterster Feindschaft mit ihr lebte. Wir glauben vielmehr, daß sowohl die 
Initialen P. I. I. S ... , wie NrcoLMl Bunm,T, dessen Nicolas an das andere 
Pseudonym, ,,Monsieur Nicolas", anklingt, nur ein Pseudonym für R. sind, 
der Herausgeber und Überarbeiter der Manuskripte aber - dessen 'fätigkeit 
eine nicht unbedeutende und tiefgreifende, oft gänzlich umgestaltende gewesen 
sein muß -- sich nicht nennt. Man könnte die beiden Schriften am kürzesten 
und richtigsten als Ne11arbeiten auf Grund R.scher Manuskripte bezeichnen. 
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diese Erkenntnis ist die einzige solide und dauerhafte Basis jeder 
sozialen Einrichtung. Dabei versteht R. unter sozialen Einrich­
tungen die Verträge oder Abreden, durch die die Menschen gegen­
seitige Verpflichtungen in der Absicht eingehen, das Glück aller 
Angehörigen einer Gesellschaft zu bewirken. 

Die Sensibilifät, als die Fähigkeit der sensiblen Wesen, mit 
Schmerz alles zu empfinden, was die Organisation und Zusammen­
setzung des sensiblen Wesens zu ändern und zu vernichten strebt, 
mit Lust dagegen alles, was dazu beiträgt, sie zu erhalten, zu 
entwickeln und zu vervollkommnen, hat ihren Sitz in den Organen, 
die dem Gehirn die Einwirkungen der Körper, wie Töne, Farben, 
Geschmack, Gerüche etc., mitteilen. Das Resultat der Sensibilifät 
sind die Sensationen, die sich von den Ideen dadurch unter­
scheiden, daß Sensation der Eindruck eines anwesenden Körpers 
ist, Idee dagegen derselbe Eindruck, wenn der Körper abwesend 
ist. Die Ideen ihrerseits bewirken die willkürlichen Bewegungen, 
mit deren Studium die Kindheit der sensiblen Wesen, bei dem 
Menschen fast das ganze Leben ausgefüllt ist, da alle mechani­
schen Künste nur ein Studium dieser Klasse von Ideen sind, 
und die habituellen Bewegungen, die mit weniger Studium und 
größerer Leichtigkeit ausgeführt werden können, sich aber erst in 
den Nachkommen der ersten Erwerber zu solchen entwickeln. 

Nur mit Sensationen und flüchtigen Ideen begabt, würde der 
Mensch bloß ein Traumleben führen wie das Tier. Höheres 
Leben wird erst durch die Fähigkeit des Gehirns möglich, Ideen, 
die ihm durch Vererbung überliefert sind, sowie Sensationen und 
Ideen aufzubewahren, die es früher affiziert haben und die es 
hat festhalten können. Diese Fähigkeit nennt der Verfasser „pre­
sencc d' esprit" und scheidet sie genau von dem „Gedächtnis", 
das nach ihm aus den durch die Lebensgeister (esprits vitaux, 
die in den Nerven sich bewegende Flüssigkeit) in der ersteren 
in Tätigkeit gesetzten Ideen besteht. Damit tritt an die Stelle 
der Zwangswirkung einer Idee, der der Mensch oder das Tier 
bei ihrem jedesmaligen Auftreten blind gehorchen würde, ein 
Spiel der Ideen, von denen jede nunmehr nach den ihnen eigen­
tümlichen Gesetzen ihre Wirkung ausübt. Die presence d'esprit 
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ist bei der Geburt des sensiblen Wesens auf die instinktiven 
Ideen beschränkt und entwickelt sich mit seiner Entwicklung 
und zunehmenden Erfahrung. 

Der Instinkt nun ist die Summe der Ideen, die durch die 
Zeugung in Übereinstimmung mit dem Naturgesetz übertragen 
werden, wonach ein jedes Wesen ein ihm ähnliches erzeugt, und 
die Nachkommen daher mit ihrer Geburt die presence d'esprit 
ihrer Art oder wenigstens die dieser habituellen Gesetze erwerben. 
Einige instinktive Ideen entwickeln sich bereits vor der Geburt, 
andere von ihr an, je nach dem Maß ihrer Notwendigkeit und 
nach den Umständen, welche diese Ideen in Tätigkeit zu setzen 
geeignet sind; aber alle diese Ideen sind stets denen der Vor­
fahren ähnlich. Wie die einzelnen Individuen, hat auch jc(le der 
verschiedenen Assoziationen von solchen ihren eigenen, ihr eigen­
tiimlichen Instinkt. Überhaupt hat man alle solche Assoziationen 
als Vereinigung mehr oder weniger zahlreicher Familien zu be­
trachten, die eine bestimmte Zahl instinktiv gewordener Ideen 
erworben haben, um die sie sich bewegen. Ein bemerkenswertes 
Beispiel für diese Auffassung liefern die Chinesen, die aus dem 
von ihnen erworbenen Ideenkreise mangels Anregung von außen 
nicht herauskommen können, ihm niemals etwas Neues hinzufügen 
und sich daher ohne Aufhören kopieren. 

Alle Ideen sind imstande, instinktiv und übertragbar zu wer­
den. Aber je stärker und je enger sie mit der Existenz der be­
treffenden sensiblen Wesen verknüpft sind, desto leichter gehen 
sie in den Rasseninstinkt über. Neue Ideen sind sehr schwer 
erwerbbar; neue Bedürfnisse, besondere Umstände lassen sie 
entstehen. Einmal erworben, werden sie leicht bewahrt, und 
wenn sie von großem Nutzen sind, gehen sie auch schnell in den 
Instinkt über. Die instinktiven Ideen sind verschieden alt; einige 
von ihnen, besonders solche, die sich auf die ersten und not­
wendigsten Bedürfnisse beziehen, sind so alt wie die menschlichen 
Rassen selbst; andere verdanken ihren Ursprung den verschie­
denen Verhältnissen, in denen sich die einzelnen Rassen später 
befanden. Diese zweite Gruppe instinktiver Ideen, die der Ver­
fasser unter dem Namen „Instincts d'acquisition" zusammenfafh, 
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kann ohne Zweifel Änderungen erleiden, da jedes sensible Wesen, 
das seine Lage ändert, zu den alten Ideen neue hinzuzufügen 
oder alte aufzugeben gezwungen ist. Es ist für den Gesetzgeber 
von der größten Wichtigkeit, die Zähigkeit des Instinktes zu kennen, 
da diese Kenntnis ein Mittel liefert, die guten Wirkungen von 
Maßregeln zu beschleunigen, die den Menschen zur Güte und zum 
Glück zu führen vermögen. Denn die Bedeutung des Instinkts 
besteht nicht nur darin, daß er die stets wiederholte Erwerbung 
einer Unzahl von Ideen unnötig· macht und damit den Gesichts­
kreis der sensiblen Wesen bedeutend erweitert, sondern ebenso 
sehr auch darin, daß er alle Angehörigen einer Gattung auf dem­
selben Entwicklungswege festhält, die erworbene Intelligenz und 
Erfahrung der Rassen bewahrt und deshalb auch sich Neuerungen 
feindlich entgegenstellt. 

Die instinktiven Ideen, die nicht aus den ersten Bedürfnissen 
der Menschen entstehen, verdanken ihren Ursprung in erster Linie 
den sozialen Institutionen, nur dann den Gesetzen und Vor­
schriften, wenn diese in Harmonie mit ihnen stehen. Geben jene 
dem Menschen eine bestimmte Richtung, so werden diese, falls sie 
ihm eine entgegengesetzte Richtung zu geben streben, den instink­
tiven Ideen gegenüber stets machtlos bleiben, daja die sozialen Ein­
richtungen fortfahren werden, die vorhandenen und herrschenden 
Ideen zu verstärken und fortzupflanzen, so daß die entgegengesetz­
ten, durch die Gesetze entstehenden Ideen sich nur sehr schwer 
im Instinkt einrichten können. Die Situation des Menschen in 
der Gesellschaft erzeugt in ihm den „instinct d'acquisition", die 
Gewohnheiten, die Leidenschaften und alle vorherrschenden Ideen. 
Der Instinkt ist nicht mehr in der Gewalt des einzelnen. Eben­
deshalb ist es daher auch für die durch den Fortschritt der Künste 
und Wissenschaften entstandenen Ideen sehr schwer, instinktiv zu 
werden. Die Umstände sind mit Rücksicht auf sie für die Reihe 
aller Individuen einer Rasse niemals dieselben; die Beschäftigung 
und die Umgebung der Nachkommen sind gewöhnlich nicht die, 
welche die Väter gehabt haben, und die daraus resultierenden 
Ideen sind daher zu sehr akzidentieller Natur, als daß sie sich 
fest im Instinkt einrichten könnten. Gerade weil sie alle Mit-
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glieder einer Gesellschaft aufs stärkste und tiefste interessieren 
und einige von ihnen so alt wie der Gesellschaftszustand selbst 
sind, haben die sozialen Einrichtungen im Instinkt so tiefe Ein­
drücke gemacht. 

Der Mittel nun, die geeignet sind, die instinktiven Ideen zu 
ändern, gibt es zwei: 1. Änderung der sozialen Verhältnisse und 
Bedürfnisse. Dies ist das mächtigste Mittel und allein imstande, 
den menschlichen Instinkt von Grund aus zu ändern; 2. die Er­
ziehung. Diese allein kann allerdings niemals den Ideen dieselbe 
Kraft, Einheit und Dauer geben wie die sozialen Einrichtungen. 
Trotzdem ist sie von nicht geringer Bedeutung. Sie kann ihr Ziel 
auf doppelte Art erreichen: durch die Zerstörung falscher und 
lasterhafter Ideen, wie dadurch, daß sie in die „presence d'esprit" 
nützliche, für die Bedürfnisse und das Glück der Gattung gün­
stige Ideen einpflanzt und zur Vorherrschaft bringt. Die Wahl 
dieser Ideen und der Mittel zu ihrer Stärkung macht die Wissen­
schaft und das Verdienst der Lehrer aus. Um die Ideen habituell 
zu gestalten, müssen sie häufig in der „presence d'esprit" wach­
gerufen werden. Stehen sie mit anderen, bereits in der „presence 
d'esprit" festgesetzten in Widerspruch, so müssen die letzteren 
zunächst geschwächt werden, bevor man die anderen zu vorherr­
schenden macht, da sonst das feindliche Aufeinanderprallen beideJ.1 
zu einer wirklichen Pein für das Individuum werden und dem 
Spiel seiner Organe schaden würde. 

An und für sich ist der Instinkt nur eine ganz indifferente 
Fähigkeit, zu erben; das menschliche Glück aber hängt von der 
Natur der Güter ab, welche diese Erbschaft ausmachen. Güte 
und Schlechtigkeit sind nur relative Eigenschaften, die im Natur­
zustande nichts sind; denn der von seinen Nächsten isolierte 
Naturmensch ist weder gut noch böse. Der Mensch der Gesell­
schaft aber ist das, wozu ihn seine sozialen Einrichtungen machen, 
und sie müssen ihm die instinktiven Ideen geben, die am meisten 
geeignet sind, ihn zur Güte, zum allgemeinen Wohlwollen, zum 
Glück zu führen. 

Soweit der Katechismus. Sehen wir jetzt zu, wie der V cr­
fasser die Resultate seiner psychologischen Untersuchung benützt,. 
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um seine soziale Utopie zu verwirklichen. Das zweite größere 
Buch: ,,La philosophie du Ruvarebohni" ist dieser Auf­
gabe gewidmet. Die so außerordentlich beliebte Einkleidung einer 
Reisebeschreibung bildet auch hier die Hülle für die Umgestaltung 
der französischen Gesellschaftsordnung. Nachdem der Verfasser 
in einer kurzen Einleitung seine Reise nach dem Lande der Ruvare­
heuxis oder L;anarfs, wie sie vor der großen Staatsreform hießen, 
geschildert hat, überläßt er das Wort einem früher gleichfalls an 
diese Küsten verschlagenen, dann Bürger gewordenen Engländer, 
damit er die Geschichte dieser wunderbaren Ereignisse erzähle. 

Der Staat der Ruvareheuxis befand sich lange Zeit in dersel­
ben unglücklichen Lage wie die europäischen Länder und wurde 
wie sie von Zeit zu Zeit durch politische Konvulsionen heimgesucht. 
Am Ende einer dieser Krisen erstand ein Mann von außerordent­
lichem Genie, Ponelano, der zunächst im Innern die Ruhe her­
stellte, die äußeren Feinde mit den Waffen besiegte und dann sich 
daranmachte, die Völker, auf die er ungeheuren Einfluß gewonnen 
hatte, ihrem Glücke entgegenzuführen. Erfahrung und Reflexion 
hatten ihm gezeigt7 daß die Hyg'iene für die politischen Körper 
wie für die Körper der sensiblen Wesen unvergleichlich viel besser 
sei als die Krisen, die mit Notwendigkeit eintreten, wenn die 
Sorge für die Gesundheit vernachlässigt wird. Trotz allen äußeren 
Glanzes, trotz der Blüte von Kunst und Wissenschaft, Ackerbau, 
Handel und Industrie herrschte kein wahres Glück in Ponelanos 
Reich. Zunächst erkannte dieser die Notwendigkeit, für die Klasse 
der Nichteigentümer, unter welchen Verhältnissen sie auch leben 
mochten, zu sorgen. Die Prosperität in den verschiedenen Zweigen 
nationaler Produktion kann wohl denen, deren Reichtum nur in 
der Arbeitskraft besteht, dauernde Arbeit geben, durch die sie 
imstande sind, für ihre und ihrer Familie Bedürfnisse zu sorgen; 
wenn aber das Alter oder irgendein Unfall sie ihrer Kraft beraubt, 
so sind sie entweder auf die Hilfe ihrer Verwandten, die ebenso 
arm wie sie selbst sind, oder auf den Bettel angewiesen. Ponelano 
half nun zunächst dieser Klasse, besonders ihren Alten und In­
validen. Tieferes Nachdenken mußte ihm aber zeigen, daß die 
Prinzipien und Wirkungen des Übels noch unter dem äußeren 
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Glanze weiterbestanden, zu dem er die Nation erhoben hatte, und 
ihn zu der Vermutung führen, daß ein radikales Übel in allen 
menschlichen Assoziationen existiere. Um es zu entdecken und 
dann ausrotten zu können, hielt er es für durchaus notwendig, 
mit dem Studium des Menschen zu beginnen. Da es sich für 
ihn darum handelte, festzustellen, ob der Mensch bei seinem Ur­
sprunge essentiell böse sei, forderte er alle Bürger auf, eine Unter­
suchung über die ursprüngliche Natur der sensiblen Wesen im 
allgemeinen und die des Menschen im besonderen zu veranstalten. 
Ein Komitee der gelehrtesten Männer wurde von ibm ernannt, 
das alle eingehenden Schriften prüfen und das Wertvollste aus 
ihnen in einem Bericht vereinen sollte. Das Werk dieser Kom­
mission war der „ Catechisme social", dessen Inhalt wir voraus­
geschickt haben, und eine Spezialstudie über den Menschen nach 
den Gesichtspunkten : Vergleich des Menschen mit den Tieren; 
seine Vervollkommnungsfähigkeit; sein GlUck. 

Im allgemeinen hat der Mensch eine vorteilhaftere körperliche 
Bildung als die Tiere; die Länge seiner Kindheit und seines 
Lebens gewähren ihm Zeit, eine größere Zahl von Ideen zu er­
werben, und führen ihn zu einem sozialen Leben. W ahrschein­
lich hat er damit begonnen, isoliert zu leben, und hat in diesem 
Zustande kaum mehr Ideen gehabt als die Tiere; doch hat diese 
Isoliertheit kaum länger als einige Generationen gedauert. Wie 
der Mensch zeigen auch die meisten Tiere die Anlage, in Gesell­
schaft von ihresgleichen zu leben, und nur die Sorge um den Unter­
halt zwingt manche, wie die Raubtiere, zur Isoliertheit. Das Be­
dürfnis, sieb zu vermehren und die Subsistenz während des Winters 
zu sichern, hat z. B. die Bienen zur Gesellschaft vereinigt, in der 
jede Biene ihre Pflichten hat und in der sich moralische Tugen­
den herausbilden. Das erste Motiv der menschlichen Gesellschaften 
ist also die Erhaltung der Nachkommen gewesen, so daß die erste 
und allgemeinste Einrichtung die Familie sein mußte. Die Jagd -
ein ökonomischer Faktor - hat dann die durch das Bedürfnis 
der Gattung entstandene Familie aufrechterhalten und verstärkt, 
zu gleicher Zeit auch den Verstand der Menschen geschärft untl 
erweitert. Ihre zunehmende Zahl und die Abnahme des Wildes 
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zwang sie, ihre Jagdwerkzeuge zu verbessern und nach anderen 
Nahrungsmitteln sich umzusehen. 

Die Gemeinschaft hatte den Zweck, gemeinsam für die Sub­
sistenz aller Assoziierten zu sorgen und diese Subsistenz reich­
licher und weniger prekär zu machen. Damals muß bei den Asso­
ziierten die Idee entstanden sein, das Produkt aller ihrer verei­
nigten Anstrengungen ohne Rücksicht auf das Maß des persön­
lichen Arbeitsanteils jedes einzelnen in gleicher Weise zu teilen. 
Dies ist eine moralische Idee, die allein aus den positiven Be­
ziehungen der Assoziierten entspringt; und dasselbe gilt für die 
anderen moralischen Ideen: sie sind unter den Menschen aus 
den Umständen und Verhältnissen, die der Gesellschaftszustand 
unter ihnen schuf, entstanden. Jede Handlung, die der entste­
henden Gesellschaft wahrhaft nützlich war, mußte von ihr geschätzt 
und mit Recht als Tugend bezeichnet werden. So nahm mit der 
Entstehung der Gesellschaft auch die Moral ihren Ursprung. 

Es ist wahrscheinlich, daß, solange die Familien wenig zahl­
reich waren, die Eheeinrichtung allein genügt hat, eine gewisse 
Ordnung unter den Angehörigen einer Familie zu gründen und 
aufrechtzuerhalten. Sobald aber die Vermehrung der Familien 
und die zunehmende Seltenheit der Lebensmittel Zwistigkeiten 
mit sich brachte, welche anfänglich nur die Gewalt entscheiden 
konnte, mußte sich das Bedürfnis einer weitergehenden Ordnung 
herausstellen. Der durch das Nahrungsbedürfnis veranlaßte häufige 
Ortswechsel führte zur Vereinigung mehrerer Familien in Horden 
und der Wahl von Führern, die geeignet waren, die Horde zu 
neuen Futterplätzen zu führen und Streitigkeiten im Schoße der 
Horde selbst. zu unterdrücken. 

Bereits in dieser Zeit haben die stetig steigenden Schwierig­
keiten der Lebensmittelbeschaffung sowie die Unterschiede in den 
Kräften und Geschicklichkeiten der einzelnen Hordenmitgliedcr in 
der „presence d'esprit" die Idee des Egoismus, d. h. besonderer 
und exklusiver Genüsse, zur Entwicklung bringen und Ungleich­
heiten in der Genußsumme der einzelnen bewirken müssen. Da­
mit wurde auch die eheliche Treue, die bisher „mehr im Instinkt 
als in den Einrichtungen existiert hatte", zur Basis der geschlecht-
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liehen Vereinigung· und deshalb höher geachtet als zuvor. Die 
Eifersucht entstand unter den Frauen, die in allen ihren Gefähr­
tinnen nunmehr gefährliche Rivalinnen sahen, ein Instinkt, der 
auch unter uns noch den Frauen eignet und so lange eignen wird, 
als die heutige Einrichtung der Familie bestehen bleibt. Auch 
der Mann wurde ihr Sklave, der durch den Mißbrauch seiner 
überlegenen Körperkraft die Frau zur ehelichen Treue zu zwingen 
suchte. Die Sitten (mceurs) sind also gar keine soziale Tugend, 
sondern nur eine 'l'ugend der Familie, eine besondere Art und 
Weise, zwei Individuen und ihrer Nachkommenschaft nützlich zu 
sein. Alle Einrichtungen haben die Familie und deren speziellen 
Vorteil im Auge gehabt; und doch haben gerade sie clen Zwie­
spalt in die Familie getragen. So oft nun die Sitten in cliesem 
Beziehungspunkt sich änclern, während die übrigen Beziehungen 
unverändert bleiben, gerät die Gesellschaft in Brand. Werden 
dem Menschen die Stützpunkte der Ehe und Familie entzogen, 
so fehlt ihm alles, und er empfindet nur noch Widersprüche; sein 
Instinkt fühlt sich dann fortwährend wundgerieben. Nun hat 
sich aber die Stellung cles Menschen geändert, und daher passen 
auch die Ideen, welche geeignet waren, die Familie, das erste 
Bedürfnis des noch wenig zahlreiclien Menschen, zu schaffen, nicht 
mehr, um große und volkreiche Gesellschaften aufrechtzuerhalten. 
Trotzdem ist der Instinkt im Grunde derselbe geblieben und 
streben auch alle unsere Einrichtungen oder vielmehr unsere ein­
zige Einrichtung clahin, abgesonderte Familien, aber kein Volk 
zu bilden. Gerade in dieser Permanenz der instinktiven Ideen, 
die der sozialen Organisation analog ist, liegt die unmittelbare 
Ursache der Sittenverderbnis. Die stetig wachsenden Gesellschafts­
bildungen fanden den Menschen im Besitz instinktiver Ideen, die 
für die Dimensionen seines früheren sozialen Zustandes paßten. 
Sein Instinkt ist noch in den neuen, durch dieses Wachstum not­
wendig gewordenen Einrichtungen bestimmencl gewesen; während 
im Gegenteil diese Institutionen die Tendenz haben mußte, 
seinen Instinkt zu ändern. Daher wie viele fortwährende müh­
selige, kluge, aber nutzlose Anstrengungen, um die entgegen­
gesetztesten Dinge zu versöhnen! Daher dieser Zustand der Angst, 

Archiv f, Geschichte d, Sozialismus III, hrsg, v, Grünberg. 17 
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in dem sich die Menschen unserer großen Gesellschaften abmühen; 
daher der unmäßige Kraftaufwand, um sie in Schranken zu halten; 
daher die Sittenverderbnis und Verrohung, deren mehr oder minder 
großen Fortschritt man besonders in großen Gesellschaften, wo sie 
fühlbar hervortreten, bemerken kann. 

Wie die Familie, so ist auch die Stellung der Frau eine durch­
aus antisoziale und ebenso unnatürliche. Man betrachte nur die 
Stellung der Weibchen bei den verschiedenen Tieren, und man 
kann unmöglich behaupten, daß die Natur sie geringer als die 
Männchen geschaffen habe. Man findet sie bei vielen Gattungen 
mit ebensoviel erworbenen Ideen, ebenso viel Instinkt, ja Kraft 
ausgestattet und, wenn sie in Größe und Farbe verschieden sind, 
den Vorteil oft auf seiten des Weibchens. Bei keiner 'l'ierart ist 
aber das Weibchen dem Männchen unterworfen. Ganz anders 
beim Menschen! Ist auch die äußere körperliche Bildung beider 
Geschlechter verschieden, so gleichen sich doch in allem, was 
für die Erwerbung von Ideen wichtig ist, Mann und Frau durch­
aus. Die physische Kraft kann und soll in einer sozialen Ord­
nung nicht am höchsten geschätzt werden, und auf sie läßt sich 
daher auch das Anrecht zur Herrschaft nicht stützen. Was aber 
die moralische angeht, so bewahren die Frauen trotz aller Fesseln, 
mit denen sie heute beladen sind, und obschon alles dahin ten­
diert, sie schwach und kleinmütig zu machen, hinreichend davon, 
um sich zu allem, was die Männer tun, als fähig zu erweisen. 
Von jeher haben die Männer alle 'l'hrone in Besitz genommen; 
nur von Zeit zu Zeit finden sich Frauen als Herrscherinnen. Man 
prüfe nun das Verhältnis der Individuen, die sich durch große 
Eigenschaften und Talente in hervorragenden Stellungen ausge­
zeichnet haben, zur Gesamtzahl, und man wird finden, daß es 
mindestens ebenso viele hervorragende Frauen wie Männer gibt. 
Bei dieser Abschätzung wird man die Verschiedenheit der instink­
tiven Ideen zu berücksichtigen haben, welche die enorme Verschie­
denheit ihrer Stellung den beiden Geschlechtern in der sozialen 
Ordnung gibt; ferner, daß bei der Erziehung des Mannes alle 
zur Ausbildung solcher bedeutenden Menschen förderlichen Mittel 
angewandt werden, und die Hindernisse, die dagegen die Erzie-
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hung den Frauen in den Weg legt. Wenn also trotz alledem 
einige Frauen auf den verschiedensten Gebieten des Wissens und 
der sonstigen menschlichen Tätigkeit Hervorragendes leisten, so 
muß man zugeben, daß sie unter günstigeren Verhältnissen und 
bei besserer Erziehung die Männer in allem, was nicht allein das 
Resultat physischer Kraft ist, einholen werden. Durch ihre Stel­
lung in der Natur, d. h. ihre geschlechtliche Anlage, wird die Frau 
länger und in höherem Gerade mit der Fortpflanzung und der 
ersten Erziehung der Kinder beschäftigt sein müssen; sie ist daher 
der wichtigste Faktor und von allergrößter Bedeutung, ;um den 
sozialen Instinkt in den beiden Geschlechtern zu erwecken, zu 
festigen und sie auf den richtigen Weg zur Vollendung und zum 
Glück zu leiten. Durch die Unterdrückung der Frau und ihre 
schlechte Erziehung hat das bestehende System der Gesellschaft 
diesen mächtigen Hebel im Stützpunkt selbst abgeschnitten. 

Besonders bei den nicht besitzenden Klassen muß das Los der 
Frauen das größte Mitleid erregen. Als Mädchen finden sie nicht 
immer Arbeit; ihr Lohn ist nur gering·, und ihre Hilfsquellen sind 
unsicher; und dieser ungewisse Zustand dauert, solange sie un­
verheiratet bleiben. Sind sie Frauen - mit welch unendlichen Sorgen 
müssen sie eine Familie großziehen, der es oft am Notwendigen 
mangelt! Sind sie Witwen, geht es ihnen noch hundertmal schlechter. 
Man braucht sich nur ein treues Bild von der Lage der Frau bei 
den Nichtbesitzenden zu machen, die traurigen Folgen, die Schande, 
die diese Lage oft im Gefolge hat, um zuzugeben, daß diese 
Klasse, die zahlreichste von allen, tatsächlich durch die Zivilisa­
tion verloren hat. Denn da man unbekannte Genüsse nicht ent­
behren kann, so ist der Wilde offenbar weniger unglücklich. 

Verfolgen wir die weitere Entwicklung des Menschengeschlehtes, 
wie sie sich unserem Autor darstellt. Der Zustand der Völker 
war damals noch ein sehr niedriger. Sie bewohnten Hütten, hatten 
einige rohe Waffen, eine gemeinsame Sprache, kannten den Ge­
brauch des Feuers; in rauhen Klimaten benutzten sie rfierfellc 
als Schutz gegen die Witterung; sie lebten von der Jagd, hatten 
es zur Zähmung einiger Tiere, z. B. des Hundes, gebracht, waren 
noch ohne jede Art von Kult, aber die Beute einer Unzahl von 

17* 
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Irrtümern, den notwendigen und untrennbaren Begleitern der Furcht, 
einer artikulierten Sprache und der Unwissenheit. Die morali­
schen Ideen entwickelten sich mit Notwendigkeit parallel zu den 
Verhältnissen und Bedürfnissen der Völker. Ihr Übergang vom 
Jägerleben zum Hirten- und Ackerbaustand ist natürlich außer­
ordentlich langsam gewesen. Eine Unzahl von Ideen mußte zu­
nächst von den Menschen erworben werden, ehe er möglich ward; 
aber diese Ideen, die uns so einfach erscheinen, weil wir sie be­
sitzen, waren in Wirklichkeit äußerst schwer zu erwerben und 
bedurften überdies langer Zeit zu ihrer endgültigen Fixierung. 
Braucht ja auch jetzt noch jede neue Idee, um zur Herrschaft 
zu gelangen, lange Fristen. Der ungeheure Fortschritt zum Hirten­
leben, der dem Menschen eine reichliche und leicht gewonnene 
Nahrung und damit die Muße für die Beobachtung der Natur und 
ihrer Erzeugnisse gewährte, war mit dem Übelstande verbunden, 
daß er die Menschen an ein schweifendes Leben gewöhnte und 
große Länderstrecken nötig machte, um eine kleine Zahl von 
Individuen darauf zu ni:ihren. Diesem Übelstande half zwar der 
Ackerbau ab, der auf kleiner Fläche größere Menschenmengen 
zu erhalten vermag. Aber ein anderer trat an seine Stelle: di-e 
Bodenkultur zwang zu einer Teilung des Bodens, und mit ihr ent­
wickelten sich Vermögensungleichheit und Sklaverei. Trotz der 
Widerlegung dieser physiokratischen Lehre von der Entstehung 
des Eigentums dtfrch die Bodenkultur, die ihrerseits eine Folge 
der Bevölkerungszunahme ist, durch MABLY und LINGUET hält 
unser Autor an ihr fest. Ist dieser RESTIF, so hat er noch nach 
Abfassung des „Monsieur Nicolas" eine Änderung in seiner An­
sicht durchgemacht; doch ziehe ich es vor, diese Abweichung 
dem Herausgeber zuzuschreiben. 

Die Perfektibilität der sensiblen Wesen, mit der sich das zweite 
Memoire des ic;anarfsschen Weisen beschäftigt, war eine Lieblings­
idee der französischen Philosophie in der zweiten Hälfte des 
18. Jahrhunderts, und CoNDOIWET hat in seiner berühmten „Es­
q uiss e d'un tableau historique des progres de l'esprit 
h um a in" (1795) diesem Gedanken, der im Grunde das frucht­
bare Prinzip der Entwicklung in sich enthiilt, eine Gestaltung: 
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gegeben, in der er lange Jahre bestimmenden Einfluß ausiibte. 
Nach der Ansicht unseres Autors besteht die Perfektibilität der 
sensiblen Wesen in der Fähigkeit, nicht nur neue Ideen zu er­
werben, sondern auch in der „presence d'esprit", frivole und falsche 
Ideen durch nützliche und gerechte, d. h. solche zu ersetzen, die 
sie zu einem größeren Wohlsein führen. Über die Perfektibilität 
des Menschen sind nun von verschiedenen Philosophen die fol­
genden vier, einander widersprechenden Siitze aufgestellt worden: 

1. Der Mensch hat bereits die Höhe seiner Vollendung erreicht; 
es bleibt ihm nur noch die Dekadenz übrig. 

2. Es ist von der Gottheit beabsichtigt, daß in der mensch­
lichen Gattung gute und böse Individuen entstehen. 

3. Alle Menschen sind von Geburt böse. 
4. Der Mensch wird dem Guten oder Bösen gegenüber indifferent 

geboren. Es ist daher durch die Erziehung möglich, den Menschen 
gut zu machen. 

Alle diese vier Sätze sucht nun unser Autor als falsch nach­
zuweisen. Die Natur oder das höchste Wesen schafft nichts Gutes 
oder Böses, da dies nur relative, von den Menschen geschaffene 
Begriffe sind. Erst in seinen Beziehungen zu seinen Neben­
menschen ist der Mensch gut oder böse, und zwar je nachdem 
er ihnen bei der Befriedigung ihrer Bedürfnisse hilft oder hinder­
lich ist. Der ursprüngliche Mensch (l'homme originel) konnte 
also essentiell weder böse noch gut sein, sondern nur in einem 
indifferenten Zustande sich befinden. Anders liegt aber die Sache 
im sozialen Zustande. Hier können allerdings mehr oder weniger 
gute, mehr oder weniger böse Menschen entstehen, je nach der 
Zusammensetzung ihrer von den Eltern und Vorfahren ererbten 
presence d'esprit. Die Keime von Tugenden und Lastern, welche 
in der wirklichen Natur des Menschen, die letzteren häufiger 
als die ersteren, vorhanden zu sein scheinen, verdankt er eben 
den Umständen, Verhältnissen und Lagen, in denen sich seine 
Vorfahren befanden; sie sind ihm durch V crerbung überliefert 
worden und machen jetzt, zu Ideen entwickelt, einen Teil seines 
Instinktes aus. Dieser aber ist, wie wir schon im „ Oatechisme 
social" gesehen haben, der Entwicklung und Umgestaltung fähig, 
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eine Tatsache, die von allen Gesetzgebern, ja selbst von denen, 
welche die Vervollkomnrnungsfähigkeit leugnen, zugegeben werden 
muß, da ja sonst ihre ganze Tätigkeit zwecklos wäre. 

Das Ziel des Menschen und seiner ganzen 'l'ätigkeit, sie mag 
sich äußern, wie sie will, ist das Glück; die ganze Gesellschaft 
mit allen ihren Einrichtungen bewegt sich um diesen zentralen 
Punkt. Nun ist aber der Konflikt oder die Übereinstimmung der 
Ideen die Quelle alles Leidens und aller Lust und das Glück 
daher nichts anderes als ein Zustand, in dem die angenehmen 
Ideen die unangenehmen bei weitem überwiegen. Kann nun das 
Glück der Individuen und der Völker, das in einer guten sozialen 
Organisation identisch ist, unter den heutigen gesellschaftlichen 
Zuständen erreicht werden? Das ist die. außerordentlich wichtige 
Frage, mit der wir uns zunächst zu beschäftigen haben. 

Alle Ideen, die in den Menschen in anderer Weise als durch 
direkte Einwirkung der Natur gehemmt werden, führen sie zur 
Übertreibung, zum Übelwollen, zum Haß und endlich zur Rache. 
Dies ist der Charakter aller Leidenschaften (passions): sie 
sind nichts anderes als starke, für eine mehr oder weniger lange 
Zeit vorherrschend gewordene Ideen. Jede Idee kann also die 
Basis einer mehr oder weniger dauerhaften Leidenschaft werden. 
Alle die zahlenreichen Ideen, die der soziale Zustand entstehen 
läßt, können in zwei Gruppen eingeteilt werden: in solche, die 
sich auf das allgemeine Wohl beziehen, die Ideen des Wohl­
wollens und diese gerade sind es, die den Menschen glück­
lich machen und ihm fortwährend angenehme Sensationen ver­
schaffen -- und solche, die sich auf den Egoismus, das private 
Interesse, beziehen und die Existenz der Menschen zu einer un­
glücklichen machen. Alle Menschen nehmen nun an diesen beiden 
Serien wichtiger Sensationen mehr oder weniger teil. Die so­
zialen Einrichtungen aber bestimmen, welche der beiden Ideen­
gruppen bei einem Volke vorherrscht, da ja alle Beziehungen 
der Menschen untereinander von ihnen geregelt werden. In der 
heutigen Gesellschaft hat sich nun der Egoismus so außerordent­
lich entwickelt, hat der Reichtum eine solche Bedeutung erlangt, 
ist so sehr jeder bestrebt, in allem über seinen Nebenmenschen 
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die Oberhand zu gewinnen und deshalb möglichst viel Geld 
und um jeden Preis zu erwerben, daß man den Menschen mit 
Recht ein nach „Geld jagendes 'l'ier" (animal chercheur d'argent) 
nennen kann. Und dies nach Geld jagende Tier leidet in allen 
Verhältnissen, in denen es sich befinden mag, trotz des Glanzes, 
der einzelne umgibt. Es leidet, da es niemals mit seinem Lose 
zufrieden ist. Voll Eifersucht, Neid und Haß gegeneinander, 
betrügen und schaden sich die Menschen mehr, als sie einander 
helfen - also sind sie unglücklich. Es ist sehr bequem für die 
Herren Schriftsteller, in ihren Werken die zahlreiche Klasse, die 
sie „Volk" (peuple) oder verächtlich „Pöbel" (populace) nennen, 
ganz zu vergessen oder nur mit schlecht verhehlter Mißachtung 
von ihr zu sprechen; trotzdem setzt sich diese Klasse aus den 
arbeitsamsten und unglücklichsten Menschen zusammen. Seit Jahr­
hunderten hat man die Ursachen dieser Verderbtheit des mensch­
lichen Herzens und Heilmittel für sie gesucht. Vergeblich haben 
Religionen, Moralsysteme, Gesetze gearbeitet und umsonst ihre 
Vorschriften einen erhabeneren Charakter gewonnen: sie sind 
stets gegen die Unruhen und Verbrechen ohne Zahl, unter denen 
die Gesellschaft dauernd leidet, . ohnmächtig geblieben. Ins­
besondere die Religionen haben stets nur sehr prekären und 
mehr oder weniger schnell vergänglichen Erfolg gehabt. Ihre 
Diener haben meist mit Mißbrauch ihrer Macht geendigt und den 
intellektuellen Fortschritt der Menschen dadurch gehindert, daß 
sie die fundamentalen Wahrheiten der Gesellschaft, besonders 
die Kenntnis des Menschen, ausschließlich zu besitzen behaupteten. 
Trotzdem gelang es ihnen nur, einen kleinen Teil der Menschheit, 
die Gläubigen, in Ketten zu schlagen. In totaler Unkenntnis der 
Gesetze ihrer Natur und cler Bedingungen eines wahrhaft glück­
lichen sozialen Zustandes haben die Menschen auf der einen Seite 
Hospitäler, auf der anderen Schafotte errichtet. Voll Unzufrieden­
heit mit ihrer Lage und voll der Empfindung ihres Elends, sehen 
wir sie unter dem Thronhimmel wie unter dem Strohdach in steter 
unruhevoller Bewegung um ihre Existenz. Eine unvermeidliche 
Polge dieser Jagd nach dem Gelde, dieser Feindschaft aller 
gegen alle, dieser ängstlichen Unruhe ist in ihnen das Be-
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di.irfnis nach heftiger Bewegung; sie bedürfen der Aufregung in 
Theater, Schenke, Cafe; sie bedürfen der rasch wechselnden 
Veränderungen, die neue Moden in die Richtung ihrer Ideen 
bringen. Das wahre Glück aber ist von all diesen Bedürfnissen, 
die, künstlich geschaffen, deshalb die Jagd nach dem Gelde nicht 
weniger beförderu, gänzlich unabhängig. Der Mensch sucht nur 
das Geld. Kann man sich darüber wundern, wenn man bedenkt, 
daß die einzige gesellschaftliche Einrichtung, aus der alle Gesetze, 
alle Institutionen, denen man mit Unrecht den Namen Institution 
gegeben hat, entspringen, die Institution der Familie, durch 
ihr ganzes Wesen das persönliche Interesse so konzentriert, daß 
es, zu einer instinktiven Idee geworden, jedes Individuum dazu 
anspornt, nach Alleingeltung zu streben, und daß die Erziehung 
alles tut, dieses Gefühl zu verstärken? Die Frage, ob Glück in 
der heutigen Gesellschaftsordnung möglich sei, kann nur verneint 
werden, und das soziale Problem läßt sich nunmehr in die folgenden 
Worte zusammenfassen: Da die Ideen, mit denen unsere "presence 
d'esprit'' ausgestattet ist, mit Ausnahme derer des primitiven 
Instinktes, das notwendige Produkt der sozialen Organisation und 
außerdem durch Zeugung übertragbar sind, so handelt es sich, 
um das Glück der Gesellschaft zu erreichen, nur um die Schaffung 
solcher Einrichtungen, die geeignet sind, im Instinkt und in der 
„ presenee d' esprit" die Ideen der Liebe und des Wohlwollens 
zur Vorherrschaft zu bringen. Es handelt sich mit einem Wort 
darum, die Menschen in eine solche Lage zu versetzen, daß sie 
ein wahres Interesse haben, sich zu lieben, aber keine Motive, 
sich zu hassen 1

). 

Die Revolutionen - damit schließt die Denkschrift des Ge­
lehrtenkomites der Ic;anarfs -, obschon eine notwendige Folge 
der Mißstände und Laster der bis heute bestehenden Organisation, 
haben durchaus nichts geändert, da sie ihre Elemente bestehen 
und die alten Leidenschaften in ihrer trügerischen Stille weiter­
arbeiten ließen. Nur ein großer Geist und Charakter, wie Ponelano, 

1) La Philosophie etc. I, 278/279. Man vergleiche damit, wie MouELLY 

in seinem Code de la Nature dies Problem faßt und welchen Fortschritt die 
erstere Fassung bedeutet. 
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wird imstande sein, die wahre Revolution durchzuführen, die, von 
Zeit und Weisheit geleitet, im Herzen der Menschen durch die 
Situation, in die sie sie bringen wird, die Keime der Leiden­
schaften ersticken wird. 

Wir haben uns jetzt damit zu beschäftigen, wie diese große 
friedliche Revolution von dem staatsmännischen Genie Ponelanos 
durchgeführt wurde. Der Glaube an die Allmacht der Gesetz­
gebung, das allgemeine Glück zu realisieren und die Gesellschaft 
nach den Prinzipien der Natur und Vernunft zu rekonstruieren, 
ist der charakteristische Zug der theoretischen Politik Frankreichs 
im 18. Jahrhundert. D'ARGENSON, HELVETIUS, HoLBACH, MABLY 
u. s. f., bürgerliche wie sozialistische Schriftsteller, sie alle hegen 
in gleicher Weise diese Illusion von dem allmächtigen, weisen 
Gesetzgeber auf dem Thron, der früher oder spiiter einmal kommen 
wird, um die in Irrtum und Elend befangene Menschheit in das 
irdische Paradies zu führen. Diese Erscheinung kann uns in 
einem Laude nicht wundernehmen, wo die staatliche Verwaltung 
seit langer Zeit den höchsten Grad von Zentralisation erreicht 
hatte und ein ungeheuer starkes Bedürfnis nach den radikalsten 
Reformen sieh mit einem fast ebenso gewaltigen Optimismus bei 
der Beurteilung der menschlichen Natur und einer großen Über­
schätzung des Wertes und der Macht abstrakter Ideen verband. 
Auch unser Autor steht noch teilweise im Banne dieser Illusion; 
es gelingt ihm nicht, sich ganz von ihr freizumachen. Trotz­
dem aber repräsentiert er, wie auf dem Gebiete der Moral­
philosophie mit seiner Konzeption von der Vererbung moralischer 
Gefühle, auch auf dem der Politik einen ganz bedeutenden Fort­
schritt gegen seine Zeitgenossen. Auch für ihn ist der Gesetz­
geber allmächtig, aber nur insoweit er die Gesetze der sozialen 
Entwicklung kennt und ihnen bei seiner gesetzgeberischen Tätigkeit 
folgt. Die Überlegung muß zur Erkenntnis führen, daß die Natur 
für das Reifen der individuellen wie politischen Körper einen 
graduellen, progressiven Weg gewählt hat. Dem Menschen aber 
hat sie die Fähigkeit gegeben, eine große Menge von Tatsachen 
zu beobachten und so die Gesetze zu entdecken, die sie sich 
gegeben hat und n.ach denen sie wirkt.. Durch die Natur handelt 
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also der Gärtner, wenn er die Entwicklung der Pflanzen und 
Früchte zu beschleunigen sucht, und er hat nur Erfolg, wenn 
er ihre Gesetze kennt und befolgt. Und was vom Gärtner, 
gilt auch vom Staatsmann. Nur insofern der Staatsmann die 
das Leben der Gesellschaft beherrschenden Gesetze kennt und 
ihnen folgt, kann er eine erfolgreiche Tätigkeit ausüben, das 
war das fruchtbare Prinzip, welches das Vorgehen Ponelanos 
bestimmte. 

Ponelano war also zur der Überzeugung gelangt, daß funda­
mentale Neuerungen für die Gesellschaft notwendig seien, und 
verzweifelte schon an der Auffindung eines wirksamen Heilmittels, 
als ihm ein Buch in die Hände fiel, welches die Lehre Jesu 
Christi enthielt. Zwei seiner Schüler, Nobet und Runedac, hatten 
seine Lehre in das Land der L;anarfs gebracht, eine kleine Zahl 
von Anhängern, die sich Jesulifs (= Jesu fils) nannten, geworben 
und einige bekehrte Reiche veranlaßt, ihr Vermögen zur Er­
werbung eines großen unbebauten Landstückes herzugeben. Unter 
den Jesulifs herrschte vollendete Gütergemeinschaft und Gleich­
heit, und die Lehre Jesu bildete die Basis einer glücklichen und 
der Ko1Tuption nicht unterworfenen Assoziation, die allein die 
menschliche Gattung aus der schrecklichen Lage zu befreien ver­
mag, in die sie der Erbfehler der ersten Gründer der sozialen 
Ordnung, ihre Gründung auf die Einrichtung der Familie, gebracht 
hat. In ihren vier fundamentalen Prinzipien - 1. die Menschen 
haben nur einen Herrn und Vater, nämlich Gott; 2. alle Menschen 
sind Brüder und gleich; 3. die Menschen sollen in ihren Be­
ziehungen zueinander die Einfalt der Kinder haben und ein 
jeder sich verleugnen, um sich mit dem Wohle des Nächsten zu 
beschäftigen; 4. der Mensch soll sein Haus, seine Familie, sein 
ganzes Besitztum verlassen, um diesen Vorschriften zu folgen -
glaubte PoNELANO die Basis für die künftige soziale Neugestaltung 
gefunden zu haben. Er verkannte aber durchaus nicht, daß die 
instinktiven und vorherrschenden Ideen eines ganzen Volkes 
seinem Vorhaben außerordentliche Hindernisse in den Weg stellen 
würden. Er war sich der möglichen Einwürfe, wie z. B., daß 
die Ungleichheit eine 'l'atsache der Natur selbst, daß das Eigen-
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turn ein natürliches Recht sei u.s.f., sehr wohl bewußt; aber 
alle diese Schwierigkeiten schreckten ihn nicht ab. 

PONELANO ergriff zwei Maßregeln, um die Bevölkerung dem 
von ihm erstrebten Ziele zu nähern. Die erste sollte die ver­
schiedenen Ideen, welche sich die Menschen von der Gottheit 
gemacht haben, miteinander versöhnen. Die menschliche Gewohn­
heit, Gott in ihre weltlichen Händel hineinzuziehen, hatte ihn zum 
Motiv der blutigsten und furchtbarsten Kriege gemacht. Durch 
die Verbreitung der Lehre, daß es Gott allein zukommt, die 
Handlungen der Menschen gegen ihn zu beurteilen, gelang es 
PoNELANO, den religiösen Frieden herzustellen. Von größerem 
Interesse ist die zweite Maßregel, insofern sie den Militarismus, 
die stehenden Heere als Vorschule zum Kommunismus benützt. 
Seine Feinde hatten nämlich PüNELANO gezwungen, eine große 
Zahl von Heeren zu unterhalten, in denen alle jüngeren Bürger 
verpflichtet waren, einige Jahre ihres Lebens der Verteidigung 
des Vaterlandes zu widmen. Hier im Heere waren die Söhne 
der Reichen wie armer Bauern gleich; die einen erweiterten 
durch den Umgang mit ihren Kameraden ihren beschränkten 
Gesichtskreis, während die anderen eine Menge törichter Vor­
urteile oder falscher Ansichten verloren. Als nun der Friede 
eine Verminderung des Heeres gestattete, wollte PüNELANO auf 
die aus der Annäherung und zeitweiligen Vermischung der 
verschiedenen Klassen im Soldatenstand resultierenden guten 
Wirkungen nicht verzichten und ein wichtiges Mittel des Fort­
schrittes, das ihm die Verhältnisse selbst darboten, nicht aus 
der Hand geben. Er machte es vielmehr noch wirksamer, in­
dem er die Dienstzeit verkürzte, um einen größeren 'l'eil der 
Bevölkerung in diese wertvollen Beziehungen zu bringen, und 
indem er in allen Truppenteilen Schulen einrichtete, in denen 
auch die gemeinen Soldaten, falls sie die Fähigkeit besaßen, 
als Lehrer wirken sollten. Diese Maßregel war von größtem 
Erfolge begleitet. Die jungen Leute, die in die Dörfer zurück­
kehrten, verbreiteten daselbst die Ideen, die sie während ihrer 
Soldatenzeit aufgenommen hatten, und da die französischen 
Heere in steter freundschaftlicher Fühlung mit denen der Nach-
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barn standen, so fanden diese Ideen allmählich auch in den an­
liegenden Ländern Eingang. 

Trotz aller dieser Maßregeln gelang es aber der neuen Lehre 
gar nicht oder nur zu langsam, in die unteren Klassen der Gesell­
schaft einzudringen. Bei dem Zwange, ihr ganzes Leben dem 
Erwerb des nötigsten Brotes zu widmen, fehlten ihnen Zeit und 
Gelegenheit zur Erwerbung einer liberalen Erziehung. Für sie 
also mußte in erster Linie ges~rgt werden, wollte PoNELANO die 
Annäherung der beiden Klassen, der Armen und Reichen, ein 
Stück vorwärtsbringen. Deshalb wurden in allen Zentralen der 
Unterabteilungen der Provinzen geräumige Hospize eingerichtet, 
mit denen Werkstätten aller Art verbunden waren. Da die Krank­
heit des Vaters, der Mutter oder eines Gliedes der Familie in 
den meisten Fällen genügt, um den, der seine Subsistenz nur 
durch Arbeit gewinnt, . in die größte Not zu versetzen, so fiel 
diesen die doppelte Aufgabe zu, die Kranken durch Unterstützungen 
zu schützen und den Gesunden mäßige und lohnende Arbeit zu 
liefern. Alle in die Hospize Aufgenommenen erhielten zugleich 
mündlichen Unterricht in den für die öffentliche Erziehung gültigen 
Prinzipien. 

Offenbar muß auch in dem Übergangsprojekt unseres Autors 
die Erziehung eine ganz bedeutende Rolle spielen, und müssen 
ihre Erfolge um so größer und rascher sein, als sie mit den 
gesamten Machtmitteln des Staates unternommen wird. PüNELANO 
selbst beschränkte sich allerdings darauf, tüchtige Erzieher der 
Jugend heranzubilden und durch die Errichtung geeigneter Schul­
gebäude in allen Teilen des Landes die Erziehung der kommenden 
Generation vorzubereiten. Ihre Durchführung überließ er seinen 
Nachfolgern. Ihre Gegenstände waren die Sittenlehren Jesu Christi, 
die von den Gelehrten aufgestellten Prinzipien sowie die not­
wendigsten Handwerke; allein die von den Direktoren als be­
sonders befähigt bezeichneten Schüler erhalten eine höhere 
Erziehung. Die notwendige Folge aller dieser Einrichtungen, 
insbesondere der Erziehung, wird sein, daß schon in der dritten 
Generation in der „presence d'esprit" die Ideen des Egoismus 
und kleinlichen Familieninteresses bedeutend geschwächt oder 
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ganz verwischt sein werden und ihre bisherige Vorherrschaft auf 
die großen und liberalen Ideen des öffentlichen Interesses über­
gegangen sein wird. Zu dieser Zeit wird es dann möglich sein, alle 
Kinder zu Staatseigentum zu erklären. Der Staat allein wird 
sie in Zukunft erziehen, unterhalten und beschäftigen und ihnen, 
wenn sie herangewachsen sind, je nach seinen Bedürfnissen und 
ihren Talenten einen Beruf, ein Feld der Tätigkeit zuweisen. 
Jetzt können auch mit Nutzen in den Schulen die fundamentalen 
Prinzipien Jesu Christi gelehrt werden und besonders die Wahr­
heiten, daß das im sozialen Zustande mögliche Glück nur erreicht 
werden kann, wenn die Familiengefühle der liebevollen Hingebung 
des einzelnen an das Ganze untergeordnet werden, daß Gesell­
schaft und Privateigentum miteinander unverträglich sind, wenn 
man nicht alle Laster und alle Verbrechen über die Menschheit 
bringen will; daß die Vorschrift, Vater und Mutter, das Haus 
der Familie zu verlassen, mit größter Evidenz die wahrsten und 
reinsten Elemente einer glücklichen und beständigen Gesellschafts­
ordnung in sich schließt. 

Von nun an bedarf es keines weiteren Eingreifens der Staats­
gewalt; die Entwicklung der Dinge muß von jetzt ab zum er­
sehnten Ziele führen. Unter dem 5. Nachfolger PoNELANOS kam 
der Moment, in dem sich das Werk langer Generationen vollendete. 
Schon lange vorher waren die Gerichte überflüssig geworden. An 
einem festlichen Tage wurden die fundamentalen Prinzipien Jesu 
zur unabänderlichen Basis der Gesellschaft erklärt; PoNELANO V. 
entsagte der Krone und trat in die Reihen der Bürger zurück; 
die umliegenden Nationen vereinigten sich mit den I<;anarfä zu 
einem Volke, das den gemeinsamen Namen Ruvareheuxis, d. h. 
die wahrhaft Glücklichen, annahm. 

Mit der kurzen Beschreibung dieses Volkes und seiner wich­
tigsten Einrichtungen beschäftigt sich der V crfasser in der 2. Hälfte 
des II. 'l'eils. Das Land ist von einem System vortrefflicher, wohl­
gehaltener Landstraßen durchzogen, die mit dreifachen Baumreihen 
und breiten, erhöhten Trottoirs für die J;"'ußgänger eingefaßt sind 
und nachts durch gewaltige Lampen erleuchtet werden. Der Bau 
dieses Straßensystems war für die schnelle Zirkulation der Pro-
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dukte von Boden und Industrie notwendig und ging mit einem 
vollständigen Neubau der Dörfer und der Anlage eines gewaltigen 
Kanalsystems Hand in Hand, auf dem sich während der eisfreien 
Jahreszeit die meisten Transporte vollziehen. Die Anhäufung der 
Menschen und Tiere in großen Städten, in denen die natürliche 
Umgebung ebenso verdorben ist, wie die Gefühle und Gedanken 
der allein von der Geldgier beherrschten Menschen, und in denen 
der Mensch doch in größter Isoliertheit lebt, ist vollständig ab­
.geschafft. Es gibt nur noch Dörfer, die nach den Gesichtspunkten 
der Hygiene und bequemen Verbindung über das Land verteilt 
liegen. In allen findet man schöne Ruhesitze für die Hausung 
von etwa 50 Paaren, große Gebäude für die Erziehung der Kinder, 
Versammlungssäle und Magazine, Städte und Gärten. Die Arbeit 
ist mäßig; ihr folgen stets Tanz, Gesang und Musik. Die Ver­
waltung zeichnet sich durch die Ausbildung der Naturwissen­
schaften, insbesondere der Mechanik, und ihre weiteste Anwendung· 
auf die Industrie und den Ackerbau aus. Die Maschinentechnik 
spielt eine gewaltige Rolle in der Produktion, und die Aufgabe 
der Mechanik geht dahin, durch fortwährende neue Erfindungen 
die Arbeit zu erleichtern und abzukürzen, wobei sie auf das nütz­
lichste von den Chemikern unterstützt wird. Die Verteilung der 
Produkte unter die Kommunen erfolgt nach den Bedürfnissen, bei 
deren Befriedigung einem jeden die weitgehendste Freiheit ge­
lassen ist. 

Die Familiengefühle spielen nur eine sehr geringe, sekundäre 
Rolle in der neuen Gesellschaft. Eine genaue Analyse zeigt aber, 
daß auch schon in unserer heutigen Gesellschaft, in der sie das 
wichtigste Bindemittel der sozialen Ordnung ausmachen, in der 
Tat die Liebe, die die Mutter ihrem Kinde erweist, nur eine An­
erkennung der ihr von unseren Sitten auferlegten Pflicht, nur ein 
stillschweigendes Versprechen ist, zu lieben, wenn die Zeit, die 
Gewohnheit und die Umstände in ihr dies zarte Gefühl werden 
entwickelt haben. Denn wäre die mütterliche Liebe ein unaus­
löschliches Gefühl des primitiven Instinktes, so wäre es unmöglich, 
daß Mütter ihre Kinder verabscheuen und Lieblingskinder haben 
können. Die Tiermutter liebt alle Kinder gleich und verläßt sie 
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alle in gleicher Weise, wenn sie ihre Hilfe nicht mehr brauchen. 
Da sich nun diese Hilfe bei der menschlichen Gattung auf eine 
längere Zeit erstrecken muß, so entsteht ein Gewohnheitsgefühl, 
das mit dem Gefühl des persönlichen Eigentums und des Familien­
interesses die mütterliche Zärtlichkeit zusammensetzt, wenn sie 
über den von .der Natur ihr gestellten Zeitraum hinaus dauert. 
Noch viel mehr als die mütterliche ist die Zärtlichkeit des Vaters 
ein Gefühl sozialen Ursprungs. Man betrachte nur die Wirksam­
keit dieser in unserer heutigen Gesellschaft notwendigen Gefühle 
etwas genauer. Die Mutter eines außerehelichen Kindes trennt 
sich heimlich von ihm, um es niemals wiederzusehen. Ein Mann 
läßt auf den Streifzügen seiner Liebe in verschiedenen Schößen 
die Keime neuer Wesen und denkt niemals wieder an sie oder 
würde sich sogar in seinem Stolze verletzt fühlen, wollte man 
ihm zumuten, an sie zn denken. Vater und Mutter weihen kalt­
blütig ihre Kinder der Verzweiflung hinter Klostermauern. Überall 
streiten Bruder und Schwester vor Gericht gierig um die elter­
liche Erbsehaft, überall Eltern und Kinder um die Fetzen, auf 
die sie nach dem Tode des Mitgatten Anspruch erheben. Alle 
diese Tatsachen beweisen, daß die sog. Familienbande nur eine 
auf den Wirkungen der Gewohnheit beruhende Stütze sind, die 
man der sozialen Maschine zu geben sich gezwungen sah. Wo 
heute in den Familien Harmonie und Friede herrscht, beruhen sie 
auf Übereinstimmung der Charaktere, auf Analogie der Tem­
peramente I auf dem Zusammenstimmen einiger dominierender 
Ideen. 

Auf diese Gründe und Überlegungen gestützt, schafften die 
Ruvareheuxis zuniichst die bisherige legale Ehe (mariage legal) 
ab. Im Interesse der Kinder und ihrer Erhaltung entstanden, 
bildete sie den Angelpunkt der alten sozialen Ordnung und konnte 
deshalb auch ihre Auflösung nicht überleben, da sie sich in einer 
Gesellschaft, in der das Glück der Kinder wie der Eltern ge­
sichert ist, als durchaus zwecklos erwies. Es gibt also keine 
gesetzliche Ehe, da es auch keine Gesetze gibt; nur die eine 
Regel ist in Kraft, daß zwei Personen, die sich zum Zusammen­
leben vereinigen wollen, ihre Gemeinde und die Greise des Kantons 
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davon zu benachrichtigen haben, damit ihre Namen in das dafür 
bestimmte Register eingetragen werden. Die Liebe allein kann 
die Basis einer solchen Vereinigung sein, da die Idee der Ver­
einigung der beiden Geschlechter allein durch den Impuls der 
Natur erregt wird. Eine ganz andere Liebe bewegt aber die 
Menschen dieses glücklichen Staates, als jene Liebe unserer Gesell­
schaft, die, von den unzähligen Stacheln der sozialen Verhältnisse 
gespornt, meist eine stürmische, ausschweifende Bewegung ist. 
Die Koketterie, die Zurückhaltung, die Selbstsucht, der Ehrgeiz, 
die Hindernisse, alles dient dazu, sie zu erregen und in eine nur 
zu häufig verhängnisvolle Leidenschaft zu verwandeln, deren Keime 
schon seit langer Zeit in dem verwandelten Instinkt liegen. In 
einer wahrhaft natürlichen sozialen Ordnung ist die Liebe ein 
Bedürfnis, weniger mächtig als der Hunger; ein Bedürfnis, das 
nur die Natur weckt, dem keine Hindernisse sich in den Weg 
stellen, und ~as daher ein weit schwächeres Gefühl ist, da es in 
seinen natürlichen Grenzen bleibt und dazu noch durch ver­
schiedene Übungen, Spiele usw. in seiner Entwicklung aufgehalten 
wird 1

). 

Man spricht daher auch von ihr ohne Mysterium, wennschon die 
Bücher, Bilder, Reden und Gesänge es durchaus vermeiden, Ideen 
in den Gemütern wachzurufen, die dies Bedürfnis erwecken können. 
Die Ehen werden hier daher auch ebenso heiter und friedlich 
geschlossen, wie man eine Mahlzeit einnimmt. Die Aufrichtig­
keit schließt und erhält sie; das allgemeine Wohlwollen schützt 
sie, ohne von ihnen verletzt zu werden, da es die beiden Gatten 
als integrierende '!'eile eines neuen Individuums und die Ehe als 
den Schöpfungsakt desselben betrachtet. 

Die Stellung der Frau ist natürlich bei uen Ruvareheuxis eine 
ganz andere: sie ist von der Herrschaft des männlichen Geschlechtes 
befreit, und das weibliche Geschlecht gilt ebenso als ein integrie­
render Teil des Ganzen wie das männliche. So sind denn Mann und 
Frau zusammen dem allgemeinen Glück, dem gemeinsamen Glück, 
dem gemeinsamen Ziel der Assoziierten, zugewandert. Da die 

1) La Philosophie etc., II, 180. 
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Idee des allgemeinen Wohls durch die Folge der Generationen 
und Jahrhunderte einen hohen Grad der Intensität erreicht hatte, 
braucht man sich nicht zu wundern, daß seit langer Zeit die 
Frau alle Arbeiten des Mannes im Ackerbau, im Handwerk, in 
den Wissenschaften und Künsten teilt, und daß sie sich nicht 
hat davon ausschließen lassen wollen, ihren Nächsten auch bei 
gefährlichen Arbeiten zu helfen. 

Die Kinder werden schon seit längerer Zeit mit einem erneuerten 
Instinkt geboren, der eine große Zahl richtiger Ideen enthält. Sie 
bedürfen daher gar nicht der Erziehung, deren Aufgabe darin 
besteht, die falschen Ideen zu vernichten und durch richtige zu 
ersetzen, sondern nur des Unterrichts, der beiden Geschlechtern 
in gleicher Weise erteilt werden muß. Alle Kinder gehören dem 
Staat, da eine wahre Gesellschaft unmöglich sein würde, falls es 
an ihnen partikulares Eigentum und privates Interesse gäbe, das 
ohne Unterbrechung auf den ganzen Lauf ihres Lebens einwirken 
wiirde. Nach diesem Prinzip wird also jedes Kind, nachdem 
es entwöhnt ist, in ein „Unterrichtshaus" (maison d'instruction) 
gebracht, wo es aufgezogen wird. Die 'fheorie und Praxis des Acker­
baues werden den jungen Schülern zuerst gelehrt. Das Studium 
der notwendigen Wissenschaften erfüllt die großen Zwischen­
räume, welche die der Lektüre gewidmeten Stunden freilassen. 
Dann werden die Handwerke und Künste erlernt. Jeder Schüler 
lernt zeichnen und den Hammer, den Hobel, das Webschiff und 
die Feile handhaben. Je nach der Art, wie sich die instinktiven 
Ideen in den jungen Leuten entwickeln, bestimmen die mit dem 
Unterrichte beauftragten Ältesten die Tätigkeit, für die der Schüler 
am geeignetsten erscheint. Die Erholungen für beide Geschlechter 
bestehen aus körperlichen Übungen und Spielen. Nach Absolvierung 
der Schulen werden die Schüler in die für sie bestimmten Werk­
stätten oder höheren Bildungsanstalten geschickt. 

Seit langem ist es der Medizin gelungen, die beiden Krank­
heiten auszurotten, die das menschliche Geschlecht in seiner Schön­
heit und in seinen Lebensquellen angreifen: die Blattern und die 
Syphilis. Diese Wissenscl1aft hat sich dann ganz besonders mit 
der Vervollkommnung der Hygiene beschäftigt und die Bewohner 

Archiv f. Geschichte d. Sozialismus III, hrsg. v. Grünberg. 18 
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des glücklichen Landes von allen den Krankheiten befreit, welche 
die anderen Länder verheeren. Den Entdeckungen der Medizin 
muß man die der Chemie für die Sanitation der Wohnungen, die 
Abwesenheit aller Geisteskrankheiten, jeder Angst, jedes Kummers, 
jeder häuslichen Unruhe hinzufügen, um zu verstehen, daß ein 
solcher Zustand hohes Alter, Schönheit des Körpers und Geistes 
notwendig bewirken muß. 

Offenbar wird in einem solchen Lande der Bevölkerungszu­
wachs schnell und bedeutend sein. Trotzdem sind alle Magazine 
für den Bedarf mehrerer Jahre gefüllt, da die fortwährende Ver­
vollkommnung des Ackerbaues durch Kultur von Wurzelgewächsen, 
die den Einflüssen der Witterung weniger ausgesetzt sind, durch 
Zucht von Obstbäumen, Pflege der Viehzucht usw. den Ertrag· 
des Bodens ganz außerordentlich gesteigert hat. Es kommt eben 
jede neue, den alten überlegene Produktionsweise sofort auf dem 
ganzen Staatsgebiete in Anwendung. Ganz außerordentlich groß 
ist ferner die Sparsamkeit, die das kommunistische Leben vor 
dem heutigen voraushat. Alles wird mit Nutzen angewandt; 
keine Unterschleife, keine Verschwendung: Lebensmittel, Feuerung, 
Licht, alles wird in den kleinsten Quantitäten ausgegeben. Dazu 
kommt dann noch, daß die Bewohner, da sie nicht überarbeitet 
sind, auch nicht so große Mengen Nahrungsmittel wie die Bauern 
von heute gebrauchen. Die Gefahr einer Übervölkerung ist also 
für lange Jahre nicht zu befürchten. Sollte sie aber wirklich 
drohen, so würde, um das Prinzip aufrechtzuerhalten, daß nicht 
die möglichst große Zahl von Menschen, sondern ihr Glück von 
essentieller Bedeutung ist, der schnelle Zuwachs dadurch be­
schränkt, daß den über 30 Jahre alten Personen der Geschlechts­
verkehr verboten würde. Jedes Mitglied dieser Gesellschaft würde 
sich aber schon von selbst Beschränkungen auferlegen. Allein der 
Gedanke, Kinder zu erzeugen, die eines Tages weniger glücklich 
sein würden als sie selbst, würde sie davon abhalten, sich zügel­
los der Geschlechtsliebe hinzugeben. Immer wird man dem An­
wachsen der Bevölkerung gegenüber bedenken müssen, ob die 
Agrikultur ihre höchste Entwicklung, ob alle Zweige der länd­
lichen Ökonomie ihre größte Ausbildung erreicht haben. Jeden-
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falls aber kann aus der Möglichkeit einer zukünftigen Übervölke­
rung kein Grund für die Forderung an das Menschengeschlecht 
abgeleitet werden, auf ein Glück zu verzichten, das es hier für 
längere Zeit genießen kann, und zu einem sozialen System zurück­
zukehren, in dem Elend, Hungersnot, Haß, Laster, Verbrechen, 
Mord, Schafott und Kriege ihre menschenverwüstende Rolle 
spielen. 

Das sind die Geschichten, Lehren und Einrichtungen, die der 
Reisende in dem Wunderlande der Ruvareheuxis erfahren und 
kennen gelernt hat. Mit zahlreichen Plänen und Büchern über die 
Verwaltung und Produktion des Landes versehen, verläßt er nach 
längerem Aufenthalt die glückliche Insel auf einem Ärostaten. 
Leider ist die Mehrzahl der Bücher verloren gegangen, und so 
müssen wir uns denn mit der Kunde bescheiden, die uns die 
beiden vorliegenden Bücher liefern. 

18* 



Die Entwicklung der sozialdemokratischen Bewegung 
in Serbien.1

)
2
) 

Von 

0. Laptschewitsch und Z. Topalowits (Belgrad). 

Nach dem Niederbruch der 1848cr Revolution in Paris, Berlin, 
Wien und Ungarn fand die in ganz Europa herrschende Reaktion 
auch in Serbien ihren Widerhall. Das einzige damals vorhandene 
unabhängige publizistische Organ wurde von der Zensur verboten. 
Die Hoffnung der demokratischen Elemente in der großen National­
versammlung von 1859, welche nach der Vertreibung des Fürsten 
ALEXANDER KARAGEORGEWITSCH - des Vaters des gegen­
wärtigen Königs - die ÜBRENOWITSCH auf den Thron zurück­
berief: der Dynasticwechsel werde der politischen Reaktion ein 

1) Die Hauptquelle für eine Geschichte der serbischen Sozialdemokratie 
und somit auch für die nachfolgende Studie bilden die im Text angeführten 
Zeitungen ; ferner die insgesamt in Belgrad erschienenen Partei tags­
pro t ok o 11 e von 1903 bis 1912; die alljährlich erscheinenden Kalender der 
soz.-dem. Partei (So c i a 1 dem o kr a t s ki K a l end a r); die Berichte der 
Gewerkschaftskommission (Izvestaj glavnog radnickog saseta) von 
1905 und 1907, die teilweise auch in den ,Jahresberichten des Internationalen 
Gewerkschaftssekretariats reproduziert sind; die Parteizeitschrift "Bor h a" 
(Der Kampf), seit 1909 halhmonatlich; der Bericht der Arbeiterkammer 
(Izvestaj radnicke komore) von 1911. Außerdem wurden folgende 
insgesamt in Belgrad erschienenen Schriften benützt: Ce 1 ok u p n a de 1 a 
Zivoina Zuj evi(:a (Gesammelte Werke v. Zrvorn Zu.rnwrsun), 1900; Celo· 
kupna dela Sv. l\farkovica (Gesammelte W crke v. Sv. l\IARKOWITS(m), 1900; Prof. 
S. Jovanovic, SvETOZAR MARKOVI(\ 1907; Prof. J. SKEULI6, Svetozar Marko­
Yic, 1910 (vgl. dazu die Besprechung von Z. 'roPAL0WITS in diesem 
,,Archivu, III 187/190); D. Tuzovr(;, Socijalisticki agitator (D. sozialist. 
Agitator) Hlll. 2) Im Text erscheinen die Namen so geschrieben, wie 
:,ie ausgesprochen werden. 
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Ende machen, erwies sich als durchaus irrig. Die Demokraten und 
die fähigsten Männer der großen Nationalversammlung sahen sich 
bald vollständig zurückgedrängt. Bei Hofe und in der Regierung 
gewannen die Anhänger des alten Systems rasch wieder aus­
schlaggebenden Einfluß und bis zum Tode des Fürsten MICHAIL 
hielt sich als Polizeiminister „der eiserne Korporal", NIKOLAUS 
CHRISTITSCH, dessen politisches Programm lautete: ,, Unbegrenzte 
Macht der Zentralverwaltung, unbedingte Unterwerfung des 
Volkes". 

Dementsprechend konzentrierte sich das ganze öffentliche Leben 
in den Händen der Machthaber. Eine Zensur rigoroser als die 
damalige russische hielt die Presse darnieder. Von einer öffent­
lichen Meinung war keine Rede. Niemand getraute sich, seine 
Ansichten laut auszusprechen oder auch nur von seinen poli­
tischen Rechten Gebrauch zu machen. Berichteten ja damals die 
Blätter über die Belgrader Kommunalwahlen: daß „ von beinahe 
2000 Wahlberechtigten nur 21 Bürger an der Urne erschienen" 
seien. Diese Erscheinung aber, in der Hauptstadt, in der dai'i 
politische Leben immer reger war und ist als in der Provinz, 
war nicht durch Mangel an Interesse bei den Wählern, sondern 
durch unwiderstehlichen Druck der Regierung auf sie hervor­
gerufen. Nicht entwickelter als das politische war das wirtschaft­
liche Leben. Nach der Volkszählung von 1866 waren beschäftigt in: 
der Landwirtschaft 90·08 ° /o 1 <lern Handel . . . l ·54 °/o 
dem Handwerk 5·32 °/o J sonstigen Berufen . 3·06 °/o 
der Gesamtbevölkerung. Das dörfliche Leben kennzeichnete sich 
noch durch ganz patriarchale Struktur; die Landwirtschaft: wurde 
durchaus primitiv betrieben; den Größtteil seiner Bedürfnisse deckte 
der Bauer noch durch Eigenproduktion; die Handwerker arbeiteten 
nur auf Bestellung; der Handel konzentrierte sich zumeist auf 
den periodischen Messen; außerdem wurde er durch Hausierer 
betrieben, die ihre Waren zu Pf erd auf Saumpfaden von Dorf 
zu Dorf transportierten ; den Haupt- und fast einzigen Ausfuhr­
artikel bildete Vieh, namentlich ungemästete Schweine. Schließlich 
sei auch nicht vergessen, daß Serbien noch 1866 95·8 % An­
alphabeten zählte. 
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In diese ökonomische Idylle legten aber immer breitere Bresche: 
die Einführung des stehenden Heeres und die Ausbildung der 
Büreaukratie, die parallel dazu wachsenden budgetären Erfordei:­
nisse, die Einführung und stetige Zunahme der Geldsteuern, die 
Aufnahme von Staatsanleihen, kurzum das Vordringen der Geld­
wirtschaft, durch welche das Wucherkapital begünstigt wurde. 
Denn um seine Abgaben zahlen zu können, mußte der Bauer 
Vieh - die einzige exportfähige Ware - verkaufen und der 
Geldwucher gewann ihm immer mehr die Herrschaft auch über 
den Boden ab. Das Volk verarmte, was am schärfsten in der 
Verringerung der Viehzahl zutage trat. Auf je 1000 Seelen ent­
fielen in den Jahren: 

Pferde 
Rinder 
Schweine 
Schafe 

1859 
129 
739 

1637 
2203 

1868 
101 
609 

1061 
2202 

Die gleiche Tendenz zeigte sich auch bei den Verlassenschafts­
abhandlungen. Auf je 100 vormundschaftsgerichtlicher Behand­
lung unterliegende Erbschaftsmassen entfiel ein Vermögenswert 
von Dukaten in: 

1846/47 1862/63 
Barem 653 558 
Schuldverschreibungen . . 5702 4760 
J,'ahrhabe 736 804 
Grundbesitz 4167 3787 

Summa 11258 9909 

Nicht minder bezeichnend für das Anwachsen der Geldwirtschaft 
und die parallel dazu sich vollziehende Massenverarmung war 
die enorme Zunahme der Zivilstreitigkeiten. Ihre Zahl stieg von 
2789 im Jahre 1848 auf 27 894 im Jahre 1858. 

Das war das Milieu, in dem der erste serbische Sozialist Z1v01N 

ZuJEWITSCH (1840-1870) auftrat. Nach Absolvierung einer 
geistlichen Akademie in Kiew studierte ZuJEWITSCH in Peters­
burg und München Philosophie. Seine öffentliche Tätigkeit in 
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Serbien dauerte nicht länger als 3-4 Jahre. Er veröffentlichte 
während derselben mehrere Artikel philosophischen, volkswirt­
schaftlichen und soziologischen Inhaltes und deklarierte sich in 
allen diesen Arbeiten als Sozialisten. Gleich nach ZuJEWITSCH' 
frühzeitigem Tode kehrte SvETOZAR MARKOWITSCH (1846-1874) 
aus der Fremde heim. Er hatte in Rußland und in der Schweiz 
studiert und war ein unmittelbarer Schüler von TscHERNI­
TSCHEWSKY. Doch kannte er auch die Schriften MARX' und 
LASS.ALLES und gehörte der Internationale an. Mit der revolu­
tionären Begeisterung eines Russen und der eisernen Zähigkeit 
und Folgerichtigkeit eines deutschen Sozialdemokraten machte 
er sich daran, dem Sozialismus auch in Serbien, wo die öko­
nomische Differenzierung erst begonnen hatte, eine Bahn zu 
brechen. Er kritisierte in glänzender Weise das damals im 
Lande herrschende politische System, trat in zahlreichen - bis­
her in der serbischen Literatur unübertroffenen - Artikeln für 
die Preß-, Versammlungs- und Vereinsfreiheit sowie für die 
Selbstverwaltung und das allgemeine Wahlrecht ein und ver­
öffentlichte eine Reihe politischer, ökonomischer, philosophischer 
und soziologischer Studien, darunter: Na c e l a p o 1 i ticke 
e k o n o m ij e, p o T6ERNISEVSKOM (Grundriß d. polit. Ökonomie 
nach TscHERNITSCHEWSKY), 1875, und ein beinahe marxistisches 
Werk, das auch heute noch für die Popularisieruug des kom­
munistischen Manifestes sehr brauchbar wäre: So c i a 1 i s am u 
clrustveno pitanj e (Der Sozialismus oder die Gesellschafts­
frage), 1876. 

Gleich nach seiner Heimkehr gründete MARKOWITSCH, gemein­
sam mit einer kleinen Gruppe von Intellektuellen das Blatt 
„Radnik" (Der Arbeiter), das sich während der Jahre 1871 
bis 1872 erhielt und in dem er leidenschaftlich für die Pariser 
Kommune und für die verunglimpften Kommunards eintrat und 
theoretisch sozialistische Ideen propagierte. Diese kleine Schar 
schwoll durch andere junge Leute an, die an okzidentalischen 
Universitäten ihre Studien gemacht hatten, und erhielt auch Zu­
zug aus den Reihen der einheimischen studierenden Jugend, der 
in Entstehung begriffenen Bourgeoisie und der verarmenden 
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Massen. Sie begannen auch mit praktischer Agitation. Da aber 
die Arbeiter, auf die sich diese sozialistische Bewegung stützen 
sollte, noch fehlten, so gerieten sie von Anfang an in das Geleise 
der russischen Volkstümler (Narodniki). Man wendete sich 
ag·itatorisch an die breitesten Volksschichten, die fast insgesamt 
mit den herrschenden Zuständen unzufrieden waren: die junge 
Bourgeoisie, weil sie von jedem Einfluß auf die Staatsgewalt 
ausgeschlossen war; das Handwerk, weil es unter der Konkurrenz 
der fremden Exportindustrie auf das schwerste litt; die bäuer­
liche Bevölkerung, weil sie gleichermaßen von Staat und Wucher­
kapital ausgebeutet und proletarisiert wurde. Wie rapid sich 
der Niedergang der wirtschaftlich Schwachen in jener Zeit voll­
z;og, lehrt die damals im Abgeordnetenhaus (Narodna Skupstina) 
erfolgte Feststellung, daß 1873 zur Eintreibung von Steuerrück­
ständen 10 000 Versteigerungen stattfanden - eine im Ver­
hältnis zur Kleinheit des Staatswesens ganz horrende Zahl, wie 
sie in Österreich und Preußen weitaus nicht erreicht, in Frank­
reich wenigstens nicht übertroffen wurde. 

Nichts ist also erklärlicher, als daß die neue von MARKO­
WITSCH eingeleitete Bewegung in den breiten Schichten des Volkes 
Anklang fand und daher immer reger wurde. Wurden ihre 
J{liitter verboten, so gründete sie neue: an Stelle des „Radnik", 
,.,Jawnost" (Öffentlichkeit, 1873); dann „Glas .Jawnosti" 
(Stimme der Öffentlichkeit, 187 4), ,, 0 s 1 ob o dj e nj e" (Die Be­
freiung) und „Star o Os 1 ob o dj e nj e" (Die alte Befreiung, 1875). 
l~ nd ihr Einfluß stieg dermaßen, daß sich unter Führung des 
Agrarsozialisten ADAM BoaosA WL,JEWITSCH eine parlamentarische 
Gruppe bildete, die mit ihr zusammenhielt und in vielen Dörfern 
und kleinen Gemeinden die Verwaltung an sich riß. 1875 siegte 
sie sogar bei den Kommunalwahlen in der zweiten Landeshaupt­
stadt Kragujewatz, der einzigen Stadt, in der eine Staatsfabrik 
existierte. Nach dem Wahlsiege veranstalteten die Arbeiter unter 
Vorantragung einer roten Fahne einen Umzug - was von der 
Polizei als Hochverrat qualifiziert wurde und viele Verhaftungen 
nach sich zog. , 

Je mehr aber die Bewegung an Ausdehnung gewann, desto 
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mehr verlor sie ihren sozialistischen und gewann radikaldcmo­
kratischen Charakter. Nichts ist auch verständlicher. Rekru­
tierten sich doch, wenn man von dem kleinen Häufchen von 
Arbeitern in der Kragujewatzer Munitionsfabrik absieht, alle ihre 
Anhänger aus kleinbäuerlichen, Handwerker- und Händlerkreisen. 
Die Gruppe der Unselbständigen setzte sich damals bloß aus 
Handwerksgesellen und Dienern in ganz geringer Zahl zusammen, 
wiihrend das moderne Lohnproletariat fast vollständig fehlte. 
Immerhin jedoch versuchte MARKOWITSCH das letztere fach­
vereinlich zu organisieren. So entstand 187 4 der „ V crein der 
Typographen" (Druzina tipografskieh radnika) und im 
darauffolgenden Jahre der „Verein der Sclmeidergehilfen" (Dru­
zina krojackih radnika). Beide bestehen auch heute 
noch: jener als eine der solidesten Gewerkschaftsorganisationen, 
dieser nicht als Kampf-, sondern als Unterstützungsverband. 
Ferner wurde unter MARK0wrrscH' Einfluß ein Verein zu gegen­
seitiger Unterstützung in Notfällen gegründet: der Allgemeine 
Arbeiterverein (0 p s t e qi. d nick o d r u s t v o ). Sowohl diese wie 
ähnliche Organisationen in Belgrad und in der Provinz gerieten 
jedoch in die Hände der Kleinmeister, in deren Gewalt sie sich 
auch heute noch befinden, ohne irgendwelchen Einfluß auf die 
Arbeiterkreise zu üben. Lebhaft war MARKOWITSCH schließlich 
auch um die Schaffung von Konsumvereinen bemüht, die aber 
insgesamt infolge der geringen Bedürfnisentwicklung innerhalb 
der Kreise, an welche er appellierte, sowie ihres Mangels an 
Verständnis und Muße zugrunde gingen. 

Nach lVIARlWWITSCH' Tode begannen die Kriege mit der 
Türkei (1876-1878) und es setzte eine noch stärkere politische 
Reaktion ein. MARKowrrscn' Bruder, ein wegen seiner Tap.fer­
kcit berühmt gewordener Reserveoffizier, wurde wegen seiner 
energischen oppositionellen Haltung als Abgeordneter kriegs­
gerichtlich verurteilt und erschossen. Einige sozialistisch ge­
sinnte Intellektuelle emigrierten nach Ungarn und gründeten in 
Neusatz die Monatsschrift „Stra dza" (Die Woche). Die aber 
im Lande blieben, gaben alle sozialistischen Tendenzen preis 
und wandelten die ganze Bewegung zu einer reinradikal-demokra-
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tiscben. Dem mußten auch die Begründer der „Stradza" Rechnung 
tragen. Sie fanden sich auch mit den veränderten Verhältnissen 
ab und schufen 1881 die „Radikale Volkspartei" (Na rod n a 
Radikalna Partij a), die nun seit einem Jahrzehnt das Staats­
ruder in Händen bat. 

Ein jüngerer Schüler MARK0WITSCH', MrrA ZENITSCH, (1851 
bis 1888), der mehrere Jahre lang als politischer Verbrecher im 
Kerker verbracht hatte, blieb jedoch seinem sozialistischen Ideal 
treu. Er trennte sich 1881 von seinen früheren Freunden. I~r 
rief den „Rad n i k" wieder ins Leben und es gelang ibm auch, bei 
den Skupschtinawahlen in Belgrad von 1881 mehr Stimmen auf 
sich zu vereinigen als der radikale Kandidat. Doch unterlag er 
selbst dem von der Regierung unterstützten Wahlwerber. Bald 
mußte er erkennen, daß die Kleinbürger, auf die auch er sich 
stützen mußte, eine zu schwache Grundlage für seine Bestrebungen 
abgaben: der „Radnik" ging bald wieder ein; und kein besseres 
Schicksal war der als Ersatz geschaffenen „Bor b a" (Kampf) 
beschieden. ZENITSCH war kein sehr klarer Kopf. Bei seinen 
Bemühungen, eine Organisation zu sozialistischer Propaganda ins 
Leben zu rufen, war ihm die innere Struktur dieser Organisation 
gleichgültig. So wurde kurz vor seinem Tode, 1887, zu diesem 
Zwecke ein „ Verein der Handwerker" (Z an a t l i s k i Sa v e z) 
begriindet. 

In diesem Vereine war sehr eifrig tätig der in den breitesten 
Schichten bekannte utopistische Sozialist W ASA PELAGITSCH -­
der, trotzdem er Klosterabt war und sichere Aussicht hatte, 
Wladyka (Bischof) zu werden, geistliche und weltliche Ehren 
aufgegeben hatte, um sich unermüdlicher Propaganda im Dienste 
des Atheismus und Sozialismus zu widmen. Neben ihm wirkte 
in den vordersten Reihen ferner der Holzarbeiter ANDRA ßANKO­
WITSCH, der in verschiedenen Hauptstädten Europas gearbeitet 
und sich dort mit modernen sozialdemokratischen Ideen erfüllt 
hatte. So kam es denn, daß in den Vereinsversammlungen neben 
W eherufen von Handwerksmeistern auch sozialistische Stimmen laut 
wurden, und daß 1888 im Vereinsorgan eine Übersetzung des Buches 
von KARL KAUTSKY, Karl Marx Ökonomische Lehren, erschien. 
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Allmählich aber änderte sich die Struktur der serbischen 
Volkswirtschaft. Die Zahl der gewerblichen Hilfs- und Industrie­
arbeiter nahm stetig zu und damit auch die Zahl der Sozial­
demokraten im Handwerkerverein. Dies fülirte innerhalb des 
letzteren zu Kämpfen, in denen die Sozialisten siegreich blieben. 
1892 wurde er in einen Handwerker- und Arbeiterverein 
(Zanatlisko-radnicko drustvo) umgewandelt; ein Jahr 
darauf bekamen die Sozialisten die Redaktion des Vereinsorgans 
in ihre Hand; auf dem internationalen Sozialistenkongreß zu 
Zürich (1893) ließ sich bereits der Verein durch einen Dele­
gierten vertreten und wurde als sozialistische Organisation an­
erkannt; 1895 waren die Handwerker aus ihm vollständig 
hinausgedrängt, so daß die Sozialisten nun die alte Bezeichnung 
fallen ließen und ein neues Organ: ,,Sozialdemokrat" (So­
c i a 1 dem ok rat) begründeten. Wohl erlag dieses Blatt schon 
nach einem Jahre den polizeilichen Verfolgungen; inzwischen aber 
hatte es eine erfolgreiche Propaganda für die gewerkschaftliche 
Organisation und die Maifeier entfaltet. 

1897 erschien als Ersatzorgan die „Rad nicke Nov in e" 
(Arbeiterzeitung). Aber auch sie wurde bald ebenfalls unterdrückt 
und Anfang 1898 setzte dann die auf Standrecht und Kriegs­
gerichte gestützte Reaktion der seither ausgerotteten Dynastie 
ÜBERNOWITSCH ein. Ihr erlagen sämtliche Arbeiterorganisationen: 
sie wurden aufgelöst, ihre Bibliotheken verbrannt, ihre Führer ver­
haftet und entweder zu schweren Kerkerstrafen verurteilt oder 
aus dem Lande getrieben - unter diesen auch W ASA PELAGITSCH, 

der im Kerker starb. 
Im Jahre 1900 sah sich jedoch die Regierung angesichts cles 

finanziellen Zusammenbruches genötigt, einigermaßen einzulenken, 
und kaum war das Standrecht aufgehoben, als auch die Arbeiter­
bewegung wieder in Fluß kam. Doch waren es nicht mehr 
Intellektuelle, die die Initiative ergriffen und die Führung über­
nahmen, sondern Arbeiter, die nun ihr Schicksal in die eigene 
Hand nahmen und den Grund zu neuen Organisationen legten. 
1900 erschien das sozialistische Blatt „Napred" (Vorwärts), 
wurde jedoch bald unterdrückt, und nicht minder das 1901 ge-
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schaft'ene „Rad nick i List" (Arbeiterblatt). Im darauffolgenden 
Jahre lebte sodann die „Rad nicke Nov in e" wieder auf, die 
noch heute das Zentralorgan der Sozialdemokratie Serbiens ist 
und sich inzwischen zu einem Tageblatt ausgewachsen bat. 

Den finanziellen Nöten hatte König ALEXANDim durch Berufung 
eines halbradikalen Ministeriums zu begegnen gesucht. Kaum 
aber war ihm mit deren Hilfe die Aufnahme einer neuen Staats­
anleihe gelungen, als er auch die Verfassung aufhob, eine neue 
oktroyierte und neuerdings mit Ausnahmezustand und Stand­
gerichten zu regieren begann (1903). Die radikale Opposition, 
moralisch durch das Kompromiss mit ihm bemakelt, war zu ernst­
haftem Widerstand zu schwach. Dieser ging nur von den Studenten 
und Arbeitern aus und äußerte sieb in Versammlungen und Straßen­
demonstrationen, die oft genug zu Blutvergießen führten. Dies 
zeitigte den Versuch der Polizei, die Arbeiterschaft zu gewinnen: 
es gelang ihr, einige Arbeiter zu bestechen, die der Regierung ge­
fügige Organisationen ins Leben rufen sollten. Diese Aktion 
hatte jedoch keinen Erfolg. Die sozialistische Arbeiterschaft nahm 
den Kampf auf, gründete einige Gewerkschaften und den „All­
gemeinen Arbeiterverein" (Glavni radnicki savez), und als 
nach dem Fall der Dynastie ÜBRENOWITSCH am 3. Juni 1903 
die neue V crfassung proklamiert und Vereins-, Versammlungs­
und Preßfreiheit gewonnen wurden, entfaltete sich auf den im 
Lauf der Zeit geschaffenen Grundlagen rapid eine Arbeiter­
bewegung mit ausgesprochenem Klassencharakter. 

Wie Pilze aus dem feuchten Boden schossen in allen Städten 
,,Arbeiterlesehallen" (Radnicke citaoniee) in die Höhe: 
Bildungsvereine, in denen sich Arbeiter aller Kategorien sam­
melten und die sich nach einem 2jährigen Übergangszustande 
in Gewerkschafts- und Parteiorganisationen auflösten. Schon am 
20. Juli 1903 wurde in Belgrad der erste Kongreß der sozial­
demokratischen Arbeiter abgehalten, auf dem die Gründung 
der „Sozialdemokratischen Partei Serbiens" (Srpska Social­
dem okratska Partija) und der Zusammenschluß der Gewerk­
schaften zu einem „Gewerkschaftsbund" (Generalkommission, 
G l a v n i ra d nick i s a v e z) beschlossen wurde. Bei den kurz 
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darauf, am 8. September 1903, stattgefundenen Skupschtina-Wahlen 
vereinigte die neue Partei 2548 Stimmen auf ihre Kandidaten 
und eroberte 1 Mandat in Kragujewatz, und seither ist sie nie 
mehr ohne parlamentarische Vertretung geblieben. 

Diese neue Bewegung hatte mit den älteren nichts mehr 
gemein. Das trat schon in den wilden Streiks zutage, von denen 
regelmäßig die Bildung der Lesehallen begleitet waren und die 
leicht zu verstehen sind, da damals noch die Arbeitszeit bis zu 
18 Stunden betrug. Eben diese Streiks aber, die für die breite 
Öffentlichkeit etwas ganz Neues waren, zerstörten mit einem 
Schlage die herkömmliche Vorstellung von der Interessengemein­
samkeit zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern. Die Hand­
werker und Gehilfen, die lange Jahre in denselben Organisationen 
Schulter an Schulter gekämpft hatten, gerieten nun in unversöhn­
lichen Gegensatz. Die Arbeiterklasse verselbständigte sich und 
mit den veränderten sozialen Verhältnissen kamen neue Organi­
sationsformen und neue Kampfmethoden auf. 

Die geistigen Führer für diese neuartige Bewegung fanden 
sich in den Reihen der Kämpfer selbst: Hochschüler, wohlvertraut 
mit der marxistischen Literatur und durch sie erzogen, sowie 
Arbeiter, die im Auslande gelebt und in deutschen Organisationen 
sich mitbetätigt hatten. Unter ihnen ragte besonders hervor der 
frühverstorbene Tischlergehilfe RADOWAN DRAGOWITS (1878 bis 
1905), der mit starkem und reinem proletarischem Klasseninstinkt 
eine gründliche, in Deutschland erworbene sozialistische Bildung 
verband. Aus der Fremde zurückgekehrt (1901), wurde der durch 
schwere Arbeit und Elend an Schwindsucht Erkrankte Journalist. 
Als solcher ward er der Begründer der modernen marxistischen 
Presse in Serbien. Bis zu seinem Tode redigierte er die „Arbeiter­
zeitung", versah im Parteivorstande die Sekretariatsgeschäfte, 
lehrte an der Arbeiterschule, leitete die Zentralstelle, war kurzum 
das Gehirn der Arbeiterbewegung. Andere, die gleiche Bildung 
genossen hatten, standen ihm zur Seite, und ihrer aller energischer 
Arbeit gelang es rasch, ein Personal heranzuziehen , dem die 
Leitung der Organisation ruhig überlassen werden konnte. 

Die Notwendigkeit, rasch zu handeln, brachte es mit sich, daß. 
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der konstituierende Kongreß das von DRAG0WITS übersetzte Pro­
gramm und Organisationsstatut der deutschen Sozialdemokratie 
einstimmig ohne j e de Änderung übernahm. Die serbische 
Arbeiterbewegung gelangte so mit dem ersten Schritt zu einer ein­
fachen, klaren, erfahrungsgemäß zur Führung des Klassenkampfes 
bestgeeigneten streng zentralistischen Organisationsform mit Selb­
ständigkeit der politischen Organisation auf der einen und der 
gewerkschaftlichen auf der andern Seite. 

Dabei aber ist die sozialdemokratische Partei in Serbien nicht 
stehengeblieben. W ohlvertraut mit der Geschichte der Arbeiter­
bewegung im Auslande und mit den Schwierigkeiten, die diese 
hatte in ihrem Entwicklungsstadium überwinden müssen, waren 
die Führer bemüht, von Anfang an diesen Schwierigkeiten zu 
begegnen. Auf zweierlei kam es hierbei hauptsächlich an: der 
neuen Bewegung ihren proletarischen Klassenkampfcharakter zu 
bewahren und die Beziehungen zwischen Partei und Gewerk­
schaften derart auszugestalten, daß beide als harmonisch wirkende 
Teile der gleichen Bewegung, als zwei Tätigkeitsformen derselben 
Klasse funktionierten. 

Dieses Ziel zu erreichen war nicht ganz leicht. Wohl lag 
es im Wesen des proletarischen Kampfes, der gleich von An­
beginn zahlreiche Streiks zeitigte, daß die Kleinbürger in den 
Städten der Bewegung sich nicht nur nicht anschlossen, sondern 
sofort zu ihren hartnäckigen Gegnern wurden. Ebensowenig wie 
von ihrem Eindringen in die sozialistische Bewegung war ferner 
die Verwischung des Charakters derselben von Seite der Klein­
bauern zu gewärtigen, da sich die Agitation auf die Städte be­
schränkte. Dagegen drohte ihr die Gefahr, in den Dienst der 
bürgerlich-demokratischen Politik zu geraten. In der Tat kam 
es auch gleich von Anfang an in den Reihen der Partei zu 
Streitigkeiten über die allgemeinen Richtlinien der politischen 
Aktion. Gerade damals war die Spaltung innerhalb der Radikalen 
Partei eine endgültige geworden. Die reichen bürgerlichen Ele­
mente, die in dieser die Führung an sich gerissen hatten, dachten 
an nichts als an Regierungsfähigkeit, stellten alle demokratischen 
Forderungen zurück und hatten nur mehr ein Ziel: den eroberten 
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Staat unbeschränkt zu regieren, die Bourgeoisie mit allen Mitteln 
zu bereichern und die ökonomische Struktur des Landes um­
zuwälzen. Die kleinbilrgerlichen Massen in Stadt und Land, 
welche durch lange Zeit schwerste Opfer für die Radikale Partei 
gebracht und sie zum Siege emporgeführt hatten, sahen sich be­
trogen. Und während alle ökonomisch stärkeren Elemente zu 
dieser hielten, empörten sich die Schwachen und Schwächeren 
gegen ihre Führung. Dies kam in der Gründung der „Jung­
radikalen Partei (Samostalna Radikalna Stranka) zum 
Ausdruck, deren Ansturm so heftig war, daß sie in einem halben 
Jahrzehnt zur Herrschaft gelangte, um dann allerdings in unseren 
'l'agen dem kläglichsten Bankrott zu verfallen. Die Gefahr nun, 
daß die in Entfaltung begriffene Arbeiterbewegung vom Strudel 
der Jungradikalen mitgerissen werde, war groß. Wohl hielt die 
Mehrheit innerhalb der sozialistischen Reihen an der Überzeugung 
von der Notwendigkeit der Selbständigkeit und entschiedensten 
Betonung der Klassenkampf-Auffassung und daran fest, daß nur 
so den verwüstenden Konsequenzen der großkapitalistischen Politik 
der Radikalen Partei entgegengewirkt werden könne. Eine Minder­
heit aber - mit dem gegenwärtigen Universitätsprofessor JovAN 
SKERLITSCH, Dr. KosTA JowANOWITSCH, heute Sekretär der 
Belgrader Handelskammer, und dem verstorbenen Journalisten 
MILORAD P0POWITSCH an der Spitze - huldigte „revisionistischen" 
Anschauungen und verfocht eine Kooperation mit der bürger­
lichen Demokratie gegen die Radikale Partei. Die Kleinheit der 
Arbeiterpartei ließ diese Gegensätze um so fühlbarer werden. 
Es kam auf Schritt und Tritt zu Zusammenstößen und das Ende 
war, daß die „Revisionisten" ausschieden und in die Reihen der 
Jungradikalen Partei übertraten, die sie mit Begeisterung auf­
nahm. 3 Gewerkschaften, die sich ebenfalls von der Arbeiter­
partei getrennt hatten, kehrten bald in sie zurück. Seither herrscht 
in derselben unangefochten die marxistische Theorie und Praxis 
und ist ihre Struktur eine durchaus einheitliche. 

Das treue Festhalten am Marxismus brachte es auch mit sich, 
daß frühzeitig an die Regelung des Verh}iltnisses zwischen Partei 
und Gewerkschaft gedacht wurde. Die beiden ersten Kongresse 
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waren beiden gemeinsam. Seit 1905 aber halten Partei und Gewerk­
schaften gesondert ihre Kongresse ab: jene alljährlich, diese jedes 
zweite Jahr. Die Verbindung beider aber gewann eine neue 
Form. Auf dem Parteitag von 1910 wurde das Parteistatut da­
hin abgeändert, daß fortan die gewerkschaftlichen Landeszentralen 
durch je einen Delegierten auf dem Parteitag vertreten sein, die 
Generalkommission der Gewerkschaften aber sowie die Kontroll­
kommission an demselben kraft ihres Amtes teilnehmen sollen. 
Und der Gewerkschaftskongreß von 1911 nahm ebenfalls einen 
Antrag an, durch welchen die Einheitlichkeit der Arbeiterbewegung 
endgültig festgelegt wurde. Begründend wurde ausgesprochen : 
Die Arbeiterklasse strebt dem Endziel einer Vergesellschaftung 
der Produktionsmittel durch Ausnützung der organischen Fort­
entwicklung des Kapitalismus vermittelst des Klassenkampfes zu. 
In der Natur des Kapitalismus liegt es, daß die Aktion der Ar­
beiterklasse eine vielseitige sein und sich in verschiedenen Formen 
- politischen, gewerkschaftlichen, genossenschaftlichen - ver­
körpern muß. Sie alle aber werden von derselben Klasse 
getragen, verfolgen den gleichen Zweck, sind Teile des einen 
Ganzen. Den Inbegriff aller proletarischen Tätigkeitsformen -
nicht allein, wie man landläufig meint, der Partei, sondern auch 
der Gewerkschaften und Genossenschaften - bildet die So­
z i a l d e m o k r a t i e. 

Um dieser Überzeugung Ausdruck zu geben, wurde eine 
,,Zentralinstanz der Arbeiterbewegung" (Cent r a l n a J n s t an­
c ij a) geschaffen, die bei allen das Proletariat als Ganzes inter­
essierenden Gelegenheiten - einem wichtigeren Wahlkampf, dem 
Kampf um die Erweiterung der politischen Rechte, einer bedeut­
samen Aussperrung oder einem allgemeinen Streik - entscheiden 
und die Aktion leiten soll. Sie besteht aus dem vereinigten 
Parteivorstand und der Gewerkschaftskommission, wenn auch 
die Gewerkschaften materielle Opfer zu bringen hätten; sonst 
aber aus dem Parteivorstand allein, da auf dem Parteitag auch 
die Gewerkschaften vertreten sind. Jeder dieser beiden Körper 
- der politische wie der gewerkschaftliche delegiert 
außerdem je zwei Mitglieder in den anderen. Im übrigen 



Die Entwicklung der sozialdemokratischen Bewegung in Serbien. 289 

aber sind JJartei und Gewerkschaften organisatorisch und 
funktionell vollkommen selhsfändig. - Zu dieser organisa­
torischen Verbindung zwischen dieser und jener tritt auch noch 
eine solche materieller Art: die Zentralzeitung, das Volkshaus, 
die Buchhandlung sind das gemeinsame Eigentum aller Organisa­
tionen. Und man kann angesichts dessen sag·en, daß nun in 
Serbien ebensowenig wie eine Gewerkschaftsbewegung ohne die 
politische Partei, diese ohne jene möglich wäre. 

Eine Sozialdemokratie in europäischem Sinn war hier erst 
möglich geworden, als die wirtschaftliche Entwicklung ein Ar­
beiterproletariat erzeugt hatte, und ihre Stärke ·wächst mit diesem. 
Die Gewerkschaften haben daher ein brennendes Interesse daran, 
den tatsächlichen Umfang dieser Entwicklung zu kennen. .Für 
die offizielle Statistik existierte jedoch bis vor kurzem der 
Begriff „Arbeiter" nicht. So mußten dann die Gewerkschaften 
sich ihre eigene Statistik schaffen. Sie veranstalteten 1907 in 
40 Städten - in denen die gewerkschaftliche Organisation be­
reits .Fuß gefaßt hatte - eine gewerbliche Zählung, durch welche 
festgestellt wurden: 

Arbeiter Lehrlinge Zusammen 

im Handwerk 33 639 6 539 40178 
im Handel 3 137 1673. 4810 
in der Industrie 17 842 833 18 G75 

Summa 54618 9045 63 G63 

Die unqualifizierten sowie die Landarbeiter erscheinen hierbei 
ebensowenig mitgezählt wie die gewerblich-industriellen außerhalb 
jener 40 Sti.idte. Man geht also kaum fehl, wenn man die Ge­
samtzahl der von Lohnbezug Lebenden auf 150 000 schätzt, die 
mit ihren :Familienangehörigen 1 !ti der Gesamtbevölkerung aus­
machen dürften. Diese Schiitzung wird durch die :Feststellung 
der amtlichen Statistik gestützt, nach welcher die Einwohner ohne 
eigenen Grundbesitz ausgemacht haben: 

1867 1880 1910 
5°/n 23'1/o 

der Gesamtbevölkerung. 
Archiv f. Geschichte d, Sozialismus III, hr.g, v, Grünberg. 19 
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Man sieht, die Proletarisierung der Kleingrundbesitzer macht 
rapide und - trotz aller gesetzlichen Veräußerungsverbote und des 
„Heimstättenschutzes" - unaufhaltsame Fortschritte. Dies ist 
- für den Augenblick - auch für die organisierte Arbeiter­
schaft nicht unbedenklich. Denn da die Industrialisierung da8 
Losungswort geworden ist, Bahnen gebaut, Bergwerke erschlossen, 
Fabriken errichtet werden, so strömt die proletarisierte bäuerliche 
Bevölkerung in die Städte und den industriellen Arbeitsgelegen­
heiten zu und bedroht die gewerkschaftlichen Errungenschaften. 

Der Druck des Tageskampfes auch und nicht bloß die Er­
fordernisse politischen Weitblicks haben zu einer Ausdehnung 
der sozialistischen Aktion auch auf das flache Land geführt. Bis 
zum Jahre 1910 begnügte sich die Partei damit, ihre Presse und 
Literatur in den Dörfern zu verbreiten. Höchstens wurde hier 
noch an die Gründung von Lesehallen unter Mitwirkung der 
Organisation in der nächstg·elegenen Stadt gedacht. Die Be­
teiligung an den Wahlen in den Landgemeinden aber wurde 
trotzdem sie von manchen Draufgängern befürwortet wurde -
prinzipiell perhorresziert. Seit 1910 aber ist es anders geworden. 
Der Parteitag dieses Jahres beschloß, mit der Bildung von Partei­
sektionen auch auf dem Lande zu beginnen, ließ jedoch noch 
die Frage der Beteiligung an den Wahlen offen. Der außer­
ordentliche Parteitag vom April 1912 aber ermächtigte den Partei­
vorstand, bei den Skupschtina-Wahlen vom Mai d. J. auch in 
einigen Landbezirken Kandidaten aufzustellen. Dies geschah auch 
in 6 Wahlkreisen - mit dem Erfolg, daß die Partei 21000 Stimmen 
auf sich vereinigte und 2 Mandate gewann. 

Die Stellung der ländlichen Org·anisationen innerhalb der Partei 
ist durch ein besonderes Statut reguliert. Sie stehen in reger 
Verbindung mit den städtischen. Auf den Parteitagen sind sie 
schwächer vertreten als die letzteren. 

Die gekennzeichnete Vorsicht bei der Übertragung der sozial­
demokratischen Aktion auf das flache Land resultiert aus der 
politischen Gesamtsituation und der Notwendigkeit, der Bewegung 
ihren Klassencharakter zu bewahren. Sie wäre unnötig, wenn 
das Proletariat numerisch und ökonomisch eine herrschende 
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Stellung innehätte und wenn nicht, wie tatsächlich, das Dorf 
sondern die Stadt die ausschlaggebende politische Rolle spielte. 
Die Kleinbauern, die als Wählermassen alle übrigen Volks­
schichten vollständig erdrücken, wären im Unmut über die Politik 
der bürgerlichen Demokratie, aller Wahrscheinlichkeit nach zur 
Unterstützung der Sozialdemokratie zu gewinnen, die ob ihrer 
prinzipiellen und energ·ischen Haltung in allen 'I'agesfragen sich 
großen Ansehens erfreut. Allein die sozialdemokratische Partei 
weiß, daß diese Freunde von heute Feinde von morgen wären. 
Sie will sie in ihren Reihen nur wissen, wenn sie, auf geklärt 
durch die sozialistische Presse und Agitation und in voller Kennt­
nis des sozialistischen Endzieles, sich für dieses entschieden 
haben. Alles andere wäre weniger als ein Scheinerfolg, es würde 
die organische Entwicklung stören und aufhalten. 

19* 



Arbeiterausstände während der französischen 
Revolution 1). 

Urkundliches Material, .mitgeteilt und erläutert von 

Georges Bourgin (Paris). 

Es ist von höchstem Interesse, einen genauen Überblick über das Ver­
halten der Arbeiterklasse während der Revolution sowie darüber zu gewinnen, 
in welchem Maß es durch die politischen Ereignisse bestimmt wurde und 
seinerseits diese bestimmte. Denn von der Beantwortung dieser Fragen häng-t 
auch das Urteil über die Geschichte des Proletariats in der Revolution und 
dieser selbst ab. Die pragmatische Forschung hat sich allerdings mit diesem 
Problem bisher kaum befaßt, und noch harrt die Hauptmasse des in Betracht 
kommenden Urkundenmaterials der Erschließung. Um so größere Aufmerk­
samkeit werden daher vielleicht die im nachfolgenden mitgeteilten Aktenstücke 
finden, die helles Licht werfen auf die Taktik in den wirtschaftlichen 
Kämpfen der Pariser Bauarbeiter i. J. III und der Eisenarbeiter im Süden 
Frankreichs i. J. VII. 

I. 
Seit dem September 1793 machte sich unter den Bauarbeitern in Paris 

eine Bewegung geltend. "(Sie) beklagen sich - heißt es in einem Polizei­
bericht vom 11. IX. 2) -, daß von der Republik nur sehr wenigen Architekten 
Arbeiten zugeschlagen werden und daß diese wieder nur ihre Günstlinge 
beschäftigen". Als dann der Wohlfahrtsausschuß unter dem 13. Prairial 
d. J. II zur Lohntarifierung schritt 8), wuchs noch die Unzufriedenheit und 
nahm zugleich bestimmtere Form an: am 29. Prairial weigern sich die Zimmer­
leute der Unternehmung PrcA1m, sich mit den vom Wohlfahrtsausschuß für 

1) Aus dem französischen Manuskript übersetzt von H. G. 2) Vgl. 
P. CARON, Paris pendant la Terreur. Paris 1910. I. Bd., S. 63/64. 3) Die 
Verordnung ist veröffentlicht bei Cu. Scm,nD-r, Recueil de textes sm· l'indu­
strie, i. "Bulletin de la Commission des documenta economiques de la Revo­
lution", 1909, S. 288, Nr. 65. - Die Überwachung der Ausführung dieser Ver­
ordnung oblag dem Ausschuß für öffentliche Arbeiten (Brief v. 17. Prairial d. J. IL 
Arch. nation., F 13 901). 
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die Arbeiten beim Bau des Revolutionstribunals fixierten Löhnen zufrieden zu 
geben. Die Affichierung der Verordnung bleibt erfolglos. Und zweimal, am 
17. Messidor und 4. Thermidor d. J. II, fragen die mit der Verwaltung der 
Pariser Kommunalbauten betrauten Beamten an: ob denn diese Verordnung 
auch für die Munizipalarbeiten gelte 1). 

Im Ventöse d. J. III scheinen die Löhne im Baugewerbe gestiegen zu 
sein. Sie betrugen damals für : 

Steinmetzen und Maurer 5·50-6 LivreH statt 2·50 i. J. 1790 
Rohmaurer 4·50-5 „ 1·80 ,, ,, ,, 
Taglöhner 4 l ·50 ,, ,, ,, 

Eine noch größere Steigerung aber hatten die Lebensmittelpreise er­
fahren; die Bauarbeiter partizipierten, wie es scheint, nicht auch wie andere 
Korporationen z. B. die Erdarbeiter 2) - an den Brotverteilungen; die Stein­
metzen behaupteten, daß 1/a des Lohns auf die Erhaltung der Werkzeuge 
aufgehe; zwischen ihnen und den Maurern herrschte starke Eifersucht, und 
als sie am 14. Ventöse eine Lohnerhöhung von 20 Sous durchsetzten, erregte 
dies bei anderen Arbeiterkategorien der Branche lebhafteste wenngleich ver-
gebliche Mißstimmung. 

Diese ausschlaggebende Lohnfrage spielte sodann eine Rolle bei der Vor­
bereitung der unter dem Ruf: ,,Brot und die Verfassung von 1793 !" unter­
nommenen Insurrektion im Germinal und Prairial d. J. III 8), Die an die 
Kommission für öffentliche Arbeiten erstatteten Dekadenberichte des General­
inspektors beim Bau der Ecole centrale 4) zeigen uns den Rückschlag dieser 
Insurrektion in einer Pariser Arbeitsstätte, auf der es bereits seit dem Pluviöse 
gärte. In diesen vom 11. Nivöse bis zum 30. Prairial d. J, III reichenden 
Berichten heißt es: 

"J'avais engage a travailler le decadi plusieurs de mes owvriers de bonne 
,1,olünte; des malveillants glisses parmi eux leur sug,qererent l'illee de profiter 
du besoin qne l' on avait de leur activite pow· demander une augmentation; 
l'ejfet de cette menee se manifesta le primidi: dans la matinee, tous s'insurgerent 
et menacerent de quitter l' 01wrage si l' on n' augmentait leur salaire; J' allai parler 
aux meneui·s et leitr representai qite jamais on n! avait a1tgmente les salaires 
dans les mois 01't les Jours sont les plus coi,irts et le travail le moins long; que 
l' augmentation arriverait naturellement ait moment 01't les Jours allonges drm­
neraient quelqites heures de tr·avail de plus; que pour l'instant, s'ils poussaient 
vivement la beso,qne qui leur etait confiee, je consentais ä leur donner une gra­
tification proportionnee a leur activite. Je ne gagnai rien. L' mt,qmentation 
01t l' abandon etait leur alternative, jondee, disaient-ils, sur ce que la Convention 
elle-meme avait double le salafre aux deputes. A ce propos, je crus avoir ville 
gagn1fe. ,, Votre rejlexion est j11ste, leur dis-je, et je m'y rends. Aussi voyons 

1) Arch. nat. F u 901. 2) Arch. nat. F 13 972. 
Paris en 1794 et 1795. Paris 1879. S. 551, 555. 

3) Vgl. DAUBAK, 

4) Arch. nat. F 13 897. 
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paisiblemeiit ce qui vous i·evient, et l'augmentation des deputes nous servil·a de 
base: les premiers dep1,tes sont arrives en 1789 et ont re1:u une indemnite de 
18 l., elle a reste cinq ans au meme point, et enfin elle vient d'etre doublee. 
Vous, ma1:ons, en 1789, vous gagniez au plus 45 sous et les manwiwres 28. 
Depitis deux a trois ans, vous avez ete successivement augmentes; enfin aujow·d'hui, 
les mar;ons ont 5 l. et les manmuvres 3 l. 10 sous. Vous gagnez donc au del?t 
de la moitie, et cela depuis plus d'un an; ainsi, au lieu d'etre fondes a de­
mander une augmentation, c' est vous qui devez a la Republique." 

Ce i·aisonnement les rendit muets, mais bientot les meneurs s'ecrierent que 
je les endormais, qu'ils voulaient decidement une augmentation ou qu'ils s'en 
iraient. ,,Mes amis, leur dis-je, je ne retiens personne de f orce: ainsi on va 
vous payer et bonsoir". On les paya, on les renvoya et l' oitvrage restct suspendu. 

Le Conseil s'etonnera peut-etre que j'aie pre.flre 1tne mesure qui retardait 
la conjection d' un travail aussi presse que celui de l' ecole plutot que de f aii-e 
le sacrifice que l'on demandait; mais il m'approuvei·a, j'espere, lorsque je lui 
aurai f ait considerer combien cette f aiblesse pour les mat;ons aurait ete funeste 
et la chose publique. D'abord, on ne peut se dissimuler que c'etait ouvrir la 
porte et de no1welles demandes, chaque Jois qu'il aurait ete question d'un ou­
vrage presse; en second lieu, cette augmentation admzse se communiq1terait sw·­
le-champ aux aittres ateliers de mat;ons aux frais de la Republique, et de lc't 
et ceux de toiis les particuliers; cet exemple donne pour les mal}ons, les charpen­
tiers, serruriers, menuisiers, peintres-vitriers et le nombre immense d' artisans 
que l' ar·chitecture emplo;IJe aurait eleve avec justice la meme pretention, qiti, de 
lä, se serait etendue et tous les ouvriers qui travaillent poui· le compte de la 
Republique sur toute sa surjace. Enjin c' etait un grand mal au moral, attendu 
que cette sorte de condescendance tend toujoitrs d augmenter la paresse et 
l'insolence des mauvrai.~ ouvriers en les accoutumant et ne travailler qu'li force 
d'argent. 

Il fallait cependant aviser aux moyens de parer aux inconrenients qni 
resultaient d1t depart des ouvriers. J' envoyai sur-le-champ chez le citoyen 
Hubert, qui avait eprouve dix <'t douze jours auparavant le meme erenement 
i} la Sorbonne, pour savoir de lui comment il s' en etait tire. Il me fit dire 
q1iä l'instant ou il se ti·ouvait dans la crise, la Convention, ayant decide la 
suspension des travaux, l'avait mis hors d'embarras, mais qu'il croyait qu'ä 
leur reprise il serait mirement f orce de consentir et leur augmentation. Plu­
sieurs de mes confreres que je consultai se trouverent de meme avis; leui· opinion ne 
changea pas la mienne, et je declare que si les ouvriers obtiennent cette aug­
mentation, ce ne sera pas de l'ecole centrale que partira ce mauvais exemple. 

Voici donc comme je m'v suis pris pour remonter les ateliers, et la ,qrande 
mesure du renvoi total des mar;ons m'en donna les moven'i,. Je fis renir les 
entrepreneurs, je les mgageai <l entre1· en negociation avec ceux des ouvriers 
qui l~r sont personnellement attaches depuis lon,qtemps, avec ceux qui ne s' e­
taient pas montres trop ardents dans l'insurrection, ceux enfin d'un caractere 
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traitable oit qui ont besoin necessairement pour vivre de leur salaii'e jmtrna­
lier; de les rappeler peu-a-peu en leur f aisant envisager que la gratijication 
promise equivalait a une augmencation, et, apres leitr avoir f ait gCYater cette 
idee, les charger de recueillir et amener le plus grand nombre possible de bons 
sujets, dmtx, paisibles, incapables de guter l' esprit des ateliers. 

Cette mesure a reussi, les ateUers se sont repeuples successivement, on n' a 
enrole en general que les bons sujets, les motionneitrs ont ete ecartes, l' ouvrage a 
repris et tout a ete assez bien les derniers jours de la decade !" 

Aber die folgenden Dekaden sind von neuen Zwistigkeiten erfüllt: die 
Arbeiter bleiben der Arbeit fern, weil sie ihren hohen Lohn veijubeln, weil 
in der ·werkstätte sowohl wegen der Jahreszeit als auch wegen der „ge­
fräßigen Hab6rier" der Kohlenhändler schreckliche Kälte henscht. In der 
Dekade vom 1.-10. Germinal vergehen 3 'fago mit, Nichtstun und Rottierungen. 

„L'agitation qu'un proces celebre excite dans tmts les esprits, les projets 
que chaque parti f m·me sur la fermentation genfrale et dont le succrls ne peut 
etre etabli que sur la division a 1·endu, comme .fe l'avais precu, cette decade 
fort orageuse; la malveillance a tire parti de la forfanterie d'nne .feuiwsse 
efmtrdie et de l'impudence de femmes sans mceurs pour exasperer la classe 
laborieuse dn peuple; 011 a retrace une ligne de division entre l' ouvrier et celui 
pmt1· q1ti il travaille, la ligue des pauvres contre les riches a paru se reveiller 
et les suggestions perfides y ont f ait entrer tous les hommes que les batiments 
emploient. Aussi les trois premiers jours de la decade ont-ils ete totalement 
perdus en promenades et en projets de vengeance et ensitite de reconciliation. 
,lfalheureusement, le travail qui se quitte avec tant de facilite ne se reprend 
pas aussi aisement, et une decade commencee dans la dissipation n'a guere itne 
fin plus heureuse." 

Sodann überstürzen sich die Ereignisse: es kommt zur Bewegung vom 
12. Germinal. 

„Les mouvements politiques qui ont presque rempl-i cette decade l' mt 
rendue a peu pres n1tlle pmtr les travaux. L'insurrection preparee dans les 
journees du 10 et du 11 et qui se manifesta le 12 etait d'autant plus alar­
mante q1lil etait a craind1·e que les ateliei·s composes en general d'hommes 
robustes et f aciles ä allumer n'v prissent une pm·t active; mes inquietudes sur 
les intentions des ouvriei·s emploves au:c ecoles centrales etaient d' autant plits 
vives que leur nombre et leur proximite du se.four de la Convention en 1·endait 
le rassemblement fort dangere11x; heureusement que les mesures de la malve-il­
lance tournerent cmtre elles un gr·and nombre de ceux que nous conna-issions 
pour seditieux, incendiaires et maurnis stljets fideles ä leur m-ission se joig­
nirent des le matin aux attroupements et ne parurent pas aux ateliers. Les 
autres i-inrent au travail comme ä l' ordinaire, et lorsque la generale se fit 
entendre, nmts les ftmes defiler en les envoyant chacun re leurs sectims respec­
tives, certains qu' ainsi divises les inalintentionnes, contenits par la ma.forite des 
bons citoyens, semient hors d' etat de nuire. Bien plus, pour les encourager 
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plus efjicacement ci s'y rendre, j'autorisai les entrepreneurs ci payer la demi­
Journee employee et remplir leur devoir de citoyen, comme s'ils l'eussent passee 
a l' atelier. Nous nous servions, le lendemain, avec le peu qui revint, du meme 
procede, lors du rappel de l' apres-midi. 

Le troisieme Jour, Je conr;us queJques alai·mes, en voyant continuer l' absence 
des dix-neuf vingtiemes des ouvriers, mais par les rensei_qnements que Je fis 
prendre, elles se dissiperent en apprenant qu'ils etaient tous epars dans les 
gitinguettes, beaucoup plits occupes de leurs plaisirs que de la chose publique 
et que, s'il arrivait quelque insurrection de leur part, elle serait tout ail plus 
dirigee contre les cabaretiers qui leur prenaient beaucoup d' assignats pour un 
peu de mauvais 'Vin. 

Le reste de la decade s' est passee a peu pres de meme; la maJorite des 
mar;ons a la verite est revenue, mais presque tous les serruriers, les menuisiers 
et les carreleurs l' ont jinie au cabaret comme ils l' avaient commencee." 

Die Wiederaufnahme der Arbeit begegnete übrigens Schwierigkeiten 
„parce que les ouvriers n'ayant qit'une sitbsistance bornee manquaient de forces 
pour un travail penible". Die Mutigsten leiden an Schwäche oder Bauch­
grimmen. Den Arbeitern wird gestattet, die Arbeit eine Stunde früher zu 
verlassen, damit sie etwas zum Essen suchen; man stellt sich, als ob man 
nicht sähe, daß manche Scheite mitnehmen, um ihren Reis zu kochen, ,,dans 
l' esperance, im peu incertaine, a la verite, que dans des temps heureux ils dedomma­
geront pw· leur activite du temps et de l' argent que la Republique a sacrijies a leurs 
besoins". Die Fortdauer der Hungersnot auch im Floreal zwingt zahlreiche Ar­
beiter, die damals wie heute Saisonarbeiter waren, in ihre Heimatsdeparte­
ments zurückzukehren; der Lohn der Maurer sinkt von 80 auf 15 Sous; die 
Rohmaurer verlassen truppweise Paris; nur die Steinmetzen uml Dacharbeiter 
bleiben, die aus Paris stammen und nicht nach Tag, sondern mit Rücksicht 
auf die tatsächliche Leistung entlohnt werden. Es wird wenig gearbeitet, 
da jeder Arbeiter wöchentlich wenigstens einmal auf Wache ziehen muß. 

Nun kommt die Bewegung vom 1. Prairial zum Ausbruch, die aber bald 
sich in der Vorstadt St. Antoine lokalisiert und dank der Haltung der National­
garde und angesichts der „Ennüdung und Verwirnmg der Canaille", um 
mit Baron de Fn~~NILLY 1) zu sprechen. Am Schluß der Dekade charakterisiert 
sie der Generalinspektor folgendermaßen: 

„L'enumeration des trava1,x executes pendant cette decade ne sera pas 
longue: en rappelant les evenements qui l' ont 1·emplie, on aura bientot le tablecm 
de l' emploi des dix Jours qui la composent. Les chiq premiers, les ouvriers pres­
que to11:jours sous les a1·mes, ainsi que les autres citoyens, n' ont rien f ait; et 
les cinq derniers, la plupart les ont passes anx assemblees de leurs sections 
pour l'operaf'ion du desarmement; de plus, qnelques-uns d'ent,·e eu,r ont et/ 
arri!tes et sont encore in ca rceres. ") 

1) Souvenirs, Paris 1908. S. 190/92. 
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Die Bewegung hat aufgehört, die Abwanderung in die Departements 
aber, wohin die Aussicht auf - aus Assignaten und Brot in zum Unterhalt 
ausreichender Quantität bestehenden gemischten Lohn lockt, dauert fort. 
So wird denn wahllos jeder eingestellt. Unruhige Köpfe setzen die Wühlerei 
fort; alle Arbeiter versammeln sich, und Ende Prairial erklären sie: "sie wollten 
fortan die Arbeit morgens eine Stunde später beginnen, als bisher üblich, und 
auch eine Stunde früher Feierabend machen". 

Im Messidor ist die Not der Arbeiter furchtbar. Alle lassen sich hören: 
da der Konvent sich um die Armen nicht kümmere, so sei es ihnen gleich­
gültig, ob die Engländer oder Chouans Paris eroberten; sie wollten keines­
falls in ihrem Elend verbleiben. Die Zimmerleute, die in Val-de-Grace 
arbeiten, verlangen eine Lohnerhöhung von 5 L., die ihren 'raglohn auf 20 L., 
also auf die Höhe desjenigen der Dachdecker zu Beginn des l\Iessidor, 
bringen soll 1). 

So lückenhaft die vorstehenden Mitteilungen auch sind, so lehren sie 
doch, mit welcher Wucht die Lebensmittelteuerung während der Revolution 
auf der Arbeiterklasse lastete. Und dieser Umstand muß wohl beachtet 
werden, will man die Wirtschaftspolitik des Konvents nnd sogar das System 
der großen Revolutionstage richtig beurteilen. 

II. 

Die nun folgenden Akten wieder 9), die sich auf eine Koalition der 
Schmiede im Departement Ariege i. J. VII beziehen, zeigen deutlich die 
Methoden der bereits zum Zweck der Erlangung von Lohnerhöhungen organi­
sierten Arbeiter: sie bilden eine Seite in der Geschichte der Action directe. 

Unter dem 2. l\Iessidor d. J. VII legte die Kommission des Exekntiv­
direktoriums bei der Munizipalverwaltung des Kantons Saurat dem l\Iinister 
des Innern folgenden Bericht über eine Arbeiterkoalition in der dortigen 
Gegend vor: 

,,Les pl'incipaux jorgeu.1·s de ce departement, convoquerent dans le mois de fruc­
tido1· an 5, une assemblee de toute cette espece d' ouvriers, qui f ut tenue a l' auber·ge 
du Lion d!or, a Tw·ascon; ils y discuterent les mo!fens de faire a11gmente,· 
le prix de la main-d'amvre, et ils arreterent: 

1 ° Une augmentation consiclerable dn prix de la main-d' amvre: 
2° La nomination d'un certain nombre de commissaires chargee de f ail'e 

comudtre la teneur de lew·s deliberations ä tous les absents, en les enjoi,qnant 
de s'!f confonne1·, sous peine d'incendie ou de mol't; 

3° quc rml ne pmuTait plus travailler qu'autant qit'il aurait obtenu une 
declamtion dn proprietaire oit fermier de f orge, portant la promesse de leu1· 
donner le salair·e qn'ils avaient fi:d. 

4° Enjin la cotisation a'im fmnc par for,qew·, pow· subvenir an.r f1·ais 
des coinrnissaires. 

1) Arch. nat. F 13 901. 2) Areh. nat. F 11 105 052. 
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Ceux-ci rernplirent la tdche qui leur etait imposee; ils ecrivirent des circu­
laires a tous les f orgeurs contenant des rnenaces contre ceux qui n' obeiraient 
pas aux ordres de la coalition, mais ils eurent l'adresse de ne pas les signer. 

Ces ordres furent executes ponctuellement; les declarations f uren t e.xigees; 
le prix de la main-d'wuvre augrnente,· les forges de ceux qui refuserent aban­
donnees, et les citoyens Bergasse, Laziroitte, St . .Andre et Gornma, acqufreurs 
de la forge nationale de Rabat, essuyerent une fusillade terrible, parce qu!ils 
conduisaient eux-memes a leur f orge une cornpagnie de f or,qeurs, qui s' etaient 
decides ä travailler a un prix rnoins excessif. Voilä les seules voies de f ait. 
Mais les autres fabricants ont ete menaces en proportion de leur resistance ä 
delivrer des declarations. 

C' est ainsi que l' augrnentation du salaire des f orgeurs se trouva pmf aite­
ment etablie; les choses n' en seraient point restees lä; la cupidite des fo1·geur8 
allait trmjours croissant, rnais le Ministre de l'Interieur s'etantfait rendre compte, 
a cette epoque, par l' .Adon centrale, des entreprises de ces ouvriers, et quelques 
ofjiciers de police judiciaire ayant cornrnence d'instruire des procedw·es a cet 
egard, le calrne se retablit, et les juges de paix discontinuerent leurs pow·suites. 

Le prix du fer a dirninue sensiblernent dans les annees 6 et 7. Les fabri­
cants s'apercevant qii'ils eprouvaient de grandes pertes, non seulernent it cause 
de la cherte des rnateriaux, rnais encore par l'ejfet de l'augmentation de la 
main d!muvre, songerent ä en dirninuer le prix. L'avidite des forge1trs en fut 
alarmee, et sans considerer la baisse extraordinaire du fer, ils s' assemblerent 
dans le rnois de ge,·rninal dernier, a Sabarat pres Tarascon, et a Saurat, dans 
l'auberge de Fontille, ponr p1·endre les mesures necessaires, ajin de mainteni:r 
le prix actuel de la main-d' wuvre. 

Ces assemblees produisirent les memes resultats que les premieres: nomi­
nation de commissaires, cotisation poiir f ournir a leurs depenses, contention 
expresse de ne pas diminuer le prix de la main-d' muvre, et de l' cmgmenter 
suivant les circonstances; ordre d' exiger des declarations de la part des f abi·i­
cants, pour assurer le taux du salaire des forgeurs, et enfin menaces de mort 
et d'incendie ä ceux qui ne se conformeraient point ä ces arrangements. 

Ce plan a ete suivi exactement; les declarations ont ete exigees; des cir­
culail'es anonymes sont parvenues dans presque toutes les f arges. Elles enJoign­
aient aux ouvriers de ne pas travailler au dessous du prix fixe. Le citoyen 
Fournier, f ermier de la f orge de la Mouline a Baurat, a ete insulte, ses pro­
prietes ont ete menacees, des afjiches placardees sur la porte de sa maison, lui 
ordonnant de qititter le pays sous peine de mort. L'extrait d'un proces-ver­
bal dresse par l'agence communale et la copie litterale d'une lettre anonyme 
et d'une formule de declaration vons feront connattre pl1~s particulierement la 
licence des forgeurs et leurs manwuvres audacienses 1). Malheureusement on 
ne peut prouver que leurs assemblees et designer ceiix qixi les ont convoquees. 

') Alle diese bezogenen Stücke erliegen beim Akt. 



Arbeiterausstände während der französischen Revolution. 299 

Tels sont, citoyen 11finistre, les faits dont je vous garantis la realite et je 
vous observe en finissant, que, des l'instant que je Jus averti que les forgeurs 
etaient assembles a Saurat, ä l' auberge de J?ontille, j' allai requerii- l' agent 
municipal pour les dissiper, mais ils s'etaient deja separes. Salut et fraternite. -
Theodore Laf ont." 

Der Minister des Innern übermittelte diesen Akt unter dem 18. Thermidor 
d. J. VII dem Conseil des mines, und dieser erstattete hierüber unter dem 
4. Complementaire d. J. VIII unter Einbeziehung auch der in den Eisenwerken 
im Departement de Ja Nievre sowie in Amboise und in Bai'gory festgestellten 
gleichgearteten „Disziplinwidrigkeiten" nachfolgende: 

Observations. 

Lorsque cet envoi a ete f ait au Conseil des mines, il attendait nne dete,·­
mination du Gouvernement sur les avis qu''il avait presentes au llfinistre rela­
tivement ä l'embauchage des 01ti'l'iers. 1l avait propose un arret6 en forme 
de reglement qui concilidt l' ancienne legislation avec la nouvelle. 

Dans celle-lä, se trouvaient les lois propres et la repression de l'embauc}wge, 
delit qui a de l'afjinite avec la coalition des ouvrie1·s pour l'mt,qmentation du 
prix de leur travail. 

ll n' a point ete pris encore de parti sur cet ancien avis, et menze le conseil 
particulier de l'un des predecesseurs du llfinistre de l' Interieur pretendit que 
les anciens reglements dont le Conseil des mines proposait le renoiwellement 
etaient contraires et la constitution de l' an 3. 

Depuis la Revolution du 18 Brumaire, le Conseil des mines, i't qui cette 
observation a ete renooyee, a persiste dans son premier avis, avec d' autant plus 
.de conjiance que l' acte constitutionnel de l' an 8 ne presente point l' al'ticle 
auquel s' etait arrete le conseil pm·t-iculier du predecesseur du Ministre actuel. 

Au nombre des anciennes lois invoqitees par le Conseil des mines pow· faire 
cesser l' embauchage des ouvriers, sont entre autres les lettres patentes du 2 Jan­
vie1· 1769 et 8 septembre 1781, dans lesquelles on trouve des dispositions sur 
le delit dont se sont rendus coupables les f orgerons d1t departement de l' Ariege. 

L'arti'.cle 3 de la premiere loi et le 8e de la seconde s'e.xpriment ainsi: 
«J?esons defense ä tous les oum·ie,·s de s'assembler, meine sous prete.xte de 

conf,·erie, de cabaler entre eux pour se placer les uns les autres chez des mai­
tres ou pour en sortir, et d' exiger des 01tvriers, soit franr,ais, soit etrange;·s, 
qui auront ete choisis pm· les matfres, aucune retribution de quelque maniere 
que ce puisse etre, et peine d'etre poursuivis extraordinairement.» 

La peine prononcee par cette loi ä titre de reglement de police a conserve 
son autorite, puisqn'il n'a point ete abroge, ne presente pas la meme difjiculte 
que la punition injligee ä l' embauchage. 

Celle-ci ne se retr01we point dans notre Code penal, ni dans le Code de 
police. En sorte que les tribunaux, qui ne peuvent plus appliquer que les 
peines prononcees par la nouvelle legislation, sont obliges d' y rechercher celles 
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qui conviennent c't l' embauchar1e, sauf <i lJ suppleer par la punition encourue 
par l'infraction des d:glements de police . 

.1.Wais touj01ws en ce cas est-il necessaire de change1· la peine injUgee par 
les reglements anterieurs ä la Revolution. 

Ce chan,qement n' aura pas lieu pour la repression de la coalition des 
01wriers. Les lettres patentes de 1769 et de .1781 laissent aux lois penales 
generales le11r empfre et n' ont point introd11it une pnnition speciale pour ce 
delit, ä peine-disent elles-d'etre poursui'vis extraordinairernent. 

Gai· le delit dont se sont rendus coupables les forgerons du departement 
de l'Ariege merite une instruction e.xtraordinaire. Ainsi le reglement des 
Consuls qm: la p1·escrira pour l' avenir sera conf orme ä notre legislatüm actuelle. 
Elle prohibe toutes les assemblees de citovens, ä moins qu'elles ne soient per­
mises pa1· nne loi speciale on par le magistrat. 

Elle pi·ohibe toutes les manifestations contraires ä l' ordre public et lt 
l' interet du commerce; 

L' erection en loi du V03U d' individus qui n' ont pas le pouvoir constitutionnel 
d'en faire; 

Les menaces, les executions, les voies de f ait. 
Si le gouvernement ne retablit pas l' ordre dans la classe des ouvriers, qui, 

en quelques endroits, ont eu le malheur de prendre la licence pour la liberte, 
c'en est fait des manufactures, des fabriques et de tous les arts et professions 
q,t'elles alimentent. L'etranger profitera de plus en plus de la prolongation 
dit desordre dans cette essentielle partie d' administration. 

Les p1·incipaux auteurs de la coalition des forgerons de l' Ariege sont vu 
ignores ou peu connus; ces hommes simples avaient ete egares sans doute, et 
r ien n' etait plus f acile. Les autorites constituees du departement, qui auraient 
di1 dinonce1· sur-le-champ ces attentats, l'ont neglige jusqu'ici. En faire ä 
present la recherche, ce serait exasperer les esprits, faire justice, quand on a 
paru tire1· sur le passe le voile de l'indulpence. 

Il pai·ait qu'on doit se borne1· a remettre les reglements en vigu1mr, sauf 
<t poursuivre inexorablement ceux q·ni ä l' avenir y contreviendraient. 

Conclusions. 
Le Conseil des mines, vu les pieces enoncees au present avis. 
Considerant qu'il est instctnt de remettre en vigueur les lois relatit'es au.-r 

coalitions des ouvriers entJ'e les manufacturiers fabricants. Est d'avis qu'il 
soit presente anx Consuls de la Republique im projet d'arrete, destine ä etre 
publie pw· la t)oie du „Bulletin des lois", oii, les dispositions de l' art. 3 des 
lettres patentes du 2 Janvier 1769 - et l' ai·t. 8 de celle du 8 7 bre 1781 - seront 
rappelees, avec defense en conf ormite de ces lois et des autres reglements c't cet 
epard aux ou·1Tiers des f or.r;es et usines, fonderies, f 01.wneaux, martinets, ex­
ploitation de mines et salines, ineme si le Ministre le juge ä propo.~, ä tou,s 
compagnons ouvrier·s et appi·entis des auti·es manufactm·es, f abriques, arts et 
metiers, et 1wofessions ,r;rfnfralement qu~lconques, de s' assembler c't prendre aucune 
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deliberation entre eux, faire aucune nomination de commissaires et envoi d'iceux, 
sous quelque pretexte et raison que ce soit, faire aucune coalition pow· l' au,q­
mentati01i du pi·ix de leurs travaux, s'ingerer dans la fixation de leurs sa­
laires, qui continueront d'etre fixes de gre a gre entre chaque maitre de jorges, 
usine ou autre projession, arts et metiers, et chaque ouvrier, de faire aucune menace, 
commettre aucune voie de f ait contre les mattres qui donneraient et les ouvriers 
qui recevraient un moindre salaire qne celiti en nsage dans le departement on 
l' arrmidissement, imposer aucune taxe sur les dits owcriers, leur ad1·esse1· au­
cune cire1üaire, faire et apposer a1tcune af fiche ou placard contraire aux lois 
et reglements, le tout ä peine d'etre poursnivis extraordinairernent suivant 
l' exigence des cas, avec injonction aux commissai1·es du gouvernement pres les 
tribunaux de den011cer les c011trevenants et de rend,·e compte de leurs diligences 
au Ministre de l'Interieur. 

A Paris, le 4• complementaire de l'an 8. 
Signe, les membres composant le Conseil des mines: Lefebvre - Le Liev1·e -

Gillet-Laumont." 
Dieses mit den vorangegangenen vom 26. Ventose und 26. Fructidor d. J. 

VII und vom 28. Prairial d. J. VIII übereinstimmende Gutachten zeitigte eine Note 
des Bureau des arts et manufactures vom 15. Vendemiaire d. J. IX zugunsten 
einer allgemeinen Reglementierung. Zu jener Zeit war man nicht me11r weit 
von dem Augenblick, da das allgemeine Strafgesetzbuch sich den Forderungen 
der Arbeiter entgegenstemmen und die Koalitionen verbieten sollte, welche· 
die Revolution selbst sich hatte entwickeln lassen müssen. 



Zur Biographie von F. Villegardelle. 
Von 

Otto Karmin (Genf). 
„Die Auskünfte über sein Leben sind spärlich. Alles, was man sagen 

kann, ist, daß die regste Zeit seines Daseins und zugleich die interessanteste 
üie dem Jahre 1840 folgende ist. Er war Mitarbeiter der im Jahre 1836 von 
DoNSIDJTIRANT begründeten Revue „La Ph a 1 an g e", und seine letzte Schrift 
ist vom Jahre 1851 datiert. Zwischen diese beiden Daten fallen seine übrigen 
Veröffentlichungen." Das ist alles, was eine kürzlich erschienene Studie von 
TH. BARTHELEMY ') - eine Doktordissertation der Pariser Rechtsfakultät -
über V.s Lebenslauf zu berichten weiß. Es zeigt so recht, wie sehr dieser 
Mann selbst in seinem Vaterlande Frankreich der Vergessenheit anheimgefallen 
ist. So schlimm, wie BAH'l'HELEMYS ebenso oberflächliche wie unwissenschaft­
liche Schrift 2) besagt, steht es nun um die Dokumentierung zu V.s Leben 
nicht. Er wird zwar meist nur im vorübergehen erwähnt. Immerhin läßt 
sich jedoch aus dem gedruckten Material mancherlei feststellen, das mit 
einigen unveröffentlichten Dokumenten im folgenden ergänzt werden soll"). 

Pierre-Frani,ois Moutard de V. wurde am 2. Okt.1810inBourgougnague 
bei Marmande (Lot-et-Garonne) geboren 4), als Sohn des dortigen Grundbesitzers 

1) THOMAS BAR'rHELEMY, avocat a la Cour d'appel, Un communiste de 
1840: Villegardelle. Palis, Giard & Briere 1910. 2) Der Verf., 
kennt z. B. aus erster Hand keine einzige zeitgenössische Quelle zu V.s Leben 
und Bedeutung. Aus zweiter Hand zitiert er nur GuEPIN, Philosophie du 
socialisme (Paris 1850). Hätte er dieses Werk in der Hand gehabt, so hätte 
er fünf Zeilen oberhalb der von ihm - übrigens ohne Seitenangabe - an­
geführten Stelle (S. 615) einen Aufsatz V.s über M0N'l'ESQUIEU erwähnt ge­
funden; und wäre er diesem nachgegangen (in der „Revue sociale" vom 
Juli 1850, S. 15), so wäre er auf eine „Notice sur Frarn,ois Villegardelle" 
von P. R0CHERY gestoßen. 3) Zu besonderem Danke für freundliche 
Auskünfte bin ich verpflichtet: Madame V e u v e Go d in und Herrn Professor 
J. Pru dho mm ea ux in Guise; ferner den Herren: Ba bot, Maire von 
Miramont, Tom m e y r a g u e, Maire von Marmande, R i vier e, Maire von 
Saint-Germain-du-Puch, G. Lajaunie in Lauzun, Dr. Max Nettlau in 
London, Professor H. Monin und Dr. Charles Vellay in Paris. 4) So 
sein Acte de deces. P. RocHERY (a. a. 0.) nennt J\1iramond, das „Hand­
,buch des Sozialismus" von Huno und STEGMANN Miremont als Geburtsort. 
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Andre Mo u t a r d de V., dessen Familie von alters her im Orte ansass1g 
war. Seine Mutter, Marie Anne, war eine geborene V i da l. Den Vater verlor 
V. vor 1841; die Mutter - die 1856 61 Jahre alt war - überlebte ihn sehr 
lange und soll in Libourne (Gironde) gestorben sein. - V. war, wie mir 
Herr Tom m e y r a g u e mitteilt, verwandt mit den Familien Mo u t a r d in 
Eymet (Dordogne) und Mo u t a r d - L es pi l e in Lauzun (Lot-et-Garonne ). -
Er starb in La }laniere bei Saint-Germain-du-Puch (Gironde) am 20. Dezem­
ber 1856 um Mitternacht. 

Von der Kindheit und früheren Jugend V.s wissen wir durch P. RocHEiff 
nur, daß er das College seiner Vaterstadt besuchte und bereits auf diesem 
sich für soziale Probleme zu interessieren begann. Im damals herrschenden 
Kampfe zwischen Fourierismus und Saint-Simonismus entschied er sich für 
jenen und hatte Beziehungen zu verschiedenen Fourieristen, so daß der Dreiund­
zwanzigjährigc, als er 1833 nach Paris kam, schnell mit den Herausgebern des 
„Ph a l ans t er e" bekannt wurde. Als nach dem Eingehen dieser Zeitschrift 
„La Phalange" gegründet wurde, forderte man V. zur Mitarbeit auf, und 
er veröffentlichte daselbst 1836: ,,Dialogue entre un philosophe et un phalan­
sterien" (20. Dezember); 1837: ,,Cours publics de MM. Saint-Marc Girardin et 
Lerminier" und „Comment finit mon scepticisme" (20. Januar); ,,Cours de 
science sociale (de Victor Considerant) a l'Athenee" und ,,,La Camaraderie' 
par M. Scribe" (1. Februar); ,,Reponse de Marcie a G. Sand" (März und Mai); 
,,Le docteur de Tombouctou par M. de Pompery" (1. März); ,,Pensees sociales" 
(1. April); ,,Des societes cooperatives en Angleterre (Juli); ,,De l'enseignement 
universitaire superieur a Paris, et particu!iercment du Cours de M. Saint-Marc 
Girardin" (Septemb.er). 

Der letzterwälmte Aufsatz, der als erster einer Reihe von „Et u des 
c r i t i q u es" angezeigt wurde, erfuhr keine Fortsetzung. Auch erscheint 
fortan der Name V.s nicht mehr in der „Phalange", so daß es vielleicht da­
nach möglich ist, den genauen Zeitpunkt von dessen noch zu erwähnendem 
Bruch mit den Fourieristen festzustellen. 

Bereits 1835 hatte V. in Form eines Briefes an seine Mitbürger eine 
Broschüre: ,,Besoins des communes; impuissance de lapolitique 
a 1 es s a t i s faire" veröffentlicht, in der er forderte, man solle den sterilen 
politischen Kämpfen entsagen und sich den Interessen der Gemeinden widmen, 
auf denen das Wohl des Staates beruhe. Die Fonrieristen waren von Form 
und Inhalt dieser Schrift sehr entzückt, und ein (anonymer) Kritiker 1) ver­
langte sogar: die Regierung solle sie in 100000 Exemplaren drucken und 
in ganz Frankreich verteilen lassen; unberechenbar viel Gutes würde die 
Folge davon sein. V. selbst urteilte später P. Roch e ry gegenüber recht 
kühl über dieses Werkchen: ,, 0 n t r o u v e da n s c es q u e l q u es p a g es 

1) Note. Publications sociales, angeheftet an Debacle de lu 
pol i t i q u e e n Franc e. Paris, au bureau de la Phalange, 1836. 
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!es prejuges et les contradictions de l'ecole phalansterienne 
avec quelques idees justes sur l'association agricole et indu­
strielle, idees qui suffiront pour rendre Je nom de Fourier 
resp e c t ab I e." 

1836 erschien eine andere Broschüre V.s: ,,Ac c o r d d es in t e r ~ t s 
et des partis, ou l'industrie societaire" (Bordeaux). 

Zu Ende des darauffolgenden Jahres kam es zwischen ihm und der 
Ecole societaire zu einer Auseinandersetzung über die von dieser bejahte 
Frage: ob man dem Kapital Zins schulde. Völlig Kommunist geworden, 
wollte V, von keiner Konzession an das Privateigentum etwas wissen und 
trennte sich von seinen bisherigen politischen Freunden, was ihn übrigens 
nicht hinderte, persönlich im besten Verhältnis mit ihnen zu bleiben. So 
spricht er selbst später von „nos amis P e 11 a r in, C on s id er an t, Page t" 1), 

und PELLAIUN wieder erwähnt ihn als „un de mes amis, dont je repousse 
tl'ailleurs toutes !es vues en taut qu'elles sont contraires au principe de la 
propriete individuelle de l 'homme '). 

Zu CABET, Pmmm LERoux sowie andern Kommunisten scheint V. 
nach seiner Sinnesänderung gleichfalls nähere Beziehungen gehabt zu haben"). 
Außerdem verkehrte er, wie wir durch BAKUNIN selbst wissen 4), mit diesem 
in den Jahren 1843 (bezw. 1844) oft und sehr freundscl1aftlich, und nicht 
minder mit P1wum-roN, der das XII. Kapitel seiner Contradictions econo­
miques „A mon ami V i 11 e gar de 11 e, communiste" widmete, wie umgekehrt 
V. seinerseits von PnounIION' als seinem Freunde spricht 6). 

V. war nicht vermöglich. Ja er wird sogar als arm bezeichnet 8), 1841 
schon hatte er das väterliche Gut in Bougougnague, ,,La grande Verne", an 
einen Herrn E y n a r d de Saint-Co I o m b in Lauzun veräußern mUssen, 
von dem es zwei Jahre darauf an den Vater des jetzigen Besitzers, Lajaunie, 
überging. An sonstigem Vermögen aber besaß er, soviel festzustellen ist, 
nur eine ,Jahresrente von 400 Franken, die ihm Be c h ade, ein angeheirateter 
Onkel, vermacht hatte und die dessen Haupterbe, Arm an d, auszahlte. 

1840 veröffentlichte V. eine Übersetzung der „Civitas Solis" von ÜAM­
PANELLA 7), der er eine sehr interessante Einleitung vorausschickte, in welcher 

1) Notice sur Charles Fourier, in „Accord des interets dans l'association~, 
S. 109. 2) ÜHAI!Ll~S PELLARIN, Fourier, sa vie et sa theorie. 2• ed. 
Paris 1843, s. 542. 3) Vgl. BENOI'l' MALON, Expose des ecoles socialistes 
en France. Paris 18 .. , S. 98; GEOIWER REN ARD, La RE\pnblique de 1848 
(Histoire socialiste, t. IX), S. 230. 4) MAX NETTLAU, Michael Bakunin, 
eine Biographie. London 1896-98, Anm. 307 zu Kap. VII. 5) Po ur-
q u o i nous n'avons pas Ja Republique, S. 68. 6) P. RocHERY 
a. a. O.; V1C'l'01t BOUTON, Profils revolutionnaires par un crayon rouge. Paris 
1848-49, S. 65. 7) La Cite du Solei!, ou Idee d'une republique philo­
sophique, par F. Th. CA~IPA;';1'LLA, traduitc dulatin parV1LI,EGAIWELLE, Paris. 
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sich unter anderem (S. 45) der Satz findet: ,,II faut faire converger toutes les 
reformes „vers ce but unique l'association generale des travail-
1 e ur s 1), hors de laquelle on ne peut concevoir de salut pour l'humanite." 

Im gleichen Jahre, ob früher oder später, wollen wir dahingestellt lassen, 
erschien eine Neuauflage 2) von MoRELLYs „ Code de la nature", gleichfalls 
mit einer bemerkenswerten Einleitung aus der Feder V.s. W eiche Wichtigkeit 
V. dieser Schrift MoRELLYs beimaß, zeigt folgender - an einen Dr. Beur (?) 
gerichteter - und bisher wohl unveröffentlicht gebliebener Brief 3): 

„Mon eher ami, Je vous envoie l'edition c o m p l et e du Code de la 
Nature de Morelly. C'est l'ouvrage le plus important de ceux qui entreront 
dans la collection des Utopies et Theories sociales. Vous venez 
meme dans ma Notice que je place Morelly au dessus de mon premier maitre 
Ch. Fourier. Le grand reformiste du 18e siecle est en outre un grand ecri­
vain, et c'est sous ce rapport que vous pourriez en parler dans la Revue des 
deux mondes. Si vous pourriez emettre un petit article dans le prochain 
numero vous obligeriez votre ami devoue F. VILLEGARD"ELLE". 

In der „Revue des Deux-Mondes" vom 15. April 1840 erschien denn auch 
eine sehr warme Besprechung des Buches. 

Nach Mitteilungen RocHERYs hatte V. das Manuskript seiner MoRELLY• 
Ausgabe zwei Jahre lang unveröffentlicht gelassen und es nur einigen fourie­
ristischen Freunden vorgelesen, die er damit zum Kommunismus zu bekehren 
hoffte. Das Erscheinen des Werkes machte seinen theoretischen Bruch mit 
den Phalansterianem ebenso offiziell, wie es auch eine scharfe Absage an die 
Saint-Simonisten war. 

Ebenfalls 1840 plante V., wie aus einer Voranzeige auf dem Umschlag der 
CAMPANELLA-Ausgabe erhellt, eine Schrift unter dem Titel „L e p h al ans t e re 
de Charles Fourier, ou description detaillee du nouveau 
monde industriel et societaire d'apres les ecrits de Fourier". 
Diese Absicht blieb jedoch anscheinend unausgeführt. Wahrscheinlich bildet 
die „No ti c e s ur Charles Fourier" im Anhang zu dem 1844 erschienenen 
Buche: ,,Accord des interets dans l'association et besoins des 
communes" ein Fragment jener Arbeit. 

Auf die kommunistische Programmschrift „Accord des interets", 
die 1848 eine zweite, erweiterte und verbesserte Auflage erlebte, folgte wieder 

1) Diese Worte sind im Original gesperrt gedruckt. Sollten sie das 
Vorbild zu „Proletarier aller Länder, vereinigt euch" gebildet haben? 
2) BAR'rH}JLEMY (a. a. 0.) bezeichnet sie mehrmals kaltblütig als „1 a t r a­
d u c t i o n du Code de la Nature", welche Entdeckung er augenscheinlich 
aus dem Buch von GEORGES MoRANGE, Les idees communistes dans !es 
societ((s secretes et dans la presse sous la monarchie de juillet (Paris 19 .. , 
S. 164) abgeschrieben hat. 3) Angeheftet einem in meinem Besitz be­
findlichen Exemplar des Buches. 

Archiv f. Geschichte d. Sozialismus III, hrsg. v. Grünberg. 20 
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1846 „Histoire des idees sociales avant la Revolution frani,aise, 
ou les socialistes modernes devances et depasses par les anciens 
p e n s e ur s c t phi 1 o s o p h es." Das kleine Buch, dessen Titel genau seinen 
Inhalt und Geist charakterisierte, wurde noch im gleichen Jahre von LUD· 
wrn KöPPl<JN unter dem Titel „Geschichte der sozialen Ideen vor 
der französischen Revolution oder Die alten Denker und 
Philosophen die Vorläufer und Vorkämpfer der neueren 
Sozialisten" (Berlin, Rieß) ins Deutsche übersetzt. Zwei auf dem Um­
schlag zu „Accord des interets" angezeigte Broschüren scheinen nie das 
Licht der Öffentlichkeit erblickt zu haben, nämlich: ,,L e b o n h o mm e 
Jeröme, repondant au bonhomme Richard de Franklin, ou 
moyen de faire ses affaires sans deranger celles des autres" 
und „Catechisme populaire d'economie sociale d'apres !es 
principes de Morelly". 

Nach der Februarrevolution scheint V. keinen weiteren Anteil an den 
politischen Ereignissen genommen zu haben. Die Pariser Sozialisten schienen 
ihn gleichfalls vergessen zu haben, und niemand dachte daran, ihm ein Ab­
geordnetenmandat anzutragen. Vielleicht war daran auch seine Abwesenheit 
von der Hauptstadt teilweise schuld: er hatte - wie B0U'l'0N (a. a. 0., S. 65) 
berichtet-kurz nach dem Sturze Louis-Philipp es - eine Reise nach Süd­
frankreich unternommen. Immerhin, ganz gegen Ende der Wahlkampagne, 
wurde sein Name als der eines möglichen sozialistischen Kandidaten ge­
nannt. Allein die sozialistischen Gruppen waren bereits am Paktieren mit 
den bürgerlichen Parteien und suchten einen diesen genehmen Wahlwerber. 
V. wurde daher fallen gelassen, und zwar mit unter Hinweis darauf, daß 
„les opinions du citoyen Villegardelle sont trop avancees 
11our que nous puissions, avec son nom, etre certains de 
reunir la majorite 1)." 

Zwischen 1848 und 1851 hat V. nichts veröffentlicht. Erst Ende Juli 
oder Anfang August 1851 erschien eine Broschüre von ihm: ,,Po ur q u o i 
nous n'avons pas la Republique", die allem Anschein nach seine 
letzte Schrift war. 

Über seine Schicksale seit dem Staatsstreich Bonapartes, habe ich nichts 
mit Gewißheit in Erfahrung bringen können. Er soll sich - wie mir Herr 
T o m rn e y r a g u e, allerdings nur aus zweiter Hand, mitteilt - dem neuen 
Regime gefügt und von diesem sogar, durch die Vermittlung MICHEL 

CHEVALIERS, eine kleine Pension erhalten haben. Alle Versuche, diese An­
schuldigung zu kontrollieren, sind erfolglos geblieben. Sie ist daher nur mit 
der größten Vorsicht zu behandeln. - Südfrankreich scheint V. nach 1848 
nicht mehr und jedenfalls nicht für längere Zeit verlassen zu haben. 

1) Vgl. RoCHERY a. a. 0. 
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KARL DrEHL, Über Sozialismus, Kommunismus und Anarchismus. 20 Vor­
lesungen. II. verm. Aufl. Jena, Fischer 1911. 492 S. (6 Mk.) 
Die I. Aufl. der angezeigten Vorlesungen D.s ist 1906 erschienen. Das 

Buch ist zweifellos viel gelesen worden und hat sich als erste Einführung in 
die im Titel angedeuteten Probleme, die ja heute jeden Gebildeten interes­
sieren, bewlihrt. Davon zeugt auch der Umstand, daß nach 5 Jahren bereits 
eine II. Aufl. notwendig wurde. Sie ist im Vergleich zur ersten bedeutend 
erweitert worden: an die Stelle von 12 Vorlesungen sind 20 getreten. Ganz 
neu hinzu kamen die II. Vorlesung über den kommunistischen Staat, die 
IV. über den Agrarsozialismus, die IX. über KARL MARX und seine Bedeu­
tung für die internationale sozialistische Bewegung und endlich die XX. über 
die Internationale. Der Anarchismus wird jetzt in 2 Kapiteln behandelt 
(früher 1), der Sozialismus in England in 3 (früher 2), der Sozialismus in 
Frankreich sogar in 5 (früher 2) Kapiteln. Dafür kommt der deutsche Sozia­
lismus relativ knapp weg: die II. Aufl. bietet über ihn statt wie früher 3 
nur 2 Kapitel, während es in der I. Aufl. 3 waren. Eine Schilderung des 
belgischen, italienischen, österreichischen, amerikanischen und dänischen 
Sozialismus fehlt nach wie vor. Dagegen ist neu hinzugekommen ein Lite­
raturverzeichnis, das freilich noch mannigfacher Ergänzung bedarf. Das 
Buch zerfällt in zwei Abteilungen, deren erste (V orles. I biH VIII) Begriff, 
Wesen und Hauptarten des Sozialismus, Kommunismus und Anarchismus be­
handelt, während die zweite (Vorles. IX bis XX) der internationalen sozia­
listischen Bewegung gewidmet ist. Der Inhalt des Werkes darf wohl im 
allgemeinen als bekannt vorausgesetzt werden. An dieser Stelle sollen nur 
ein paar Ausstellungen mehr prinzipieller Art gemacht werden, deren Er­
örterung, gerade im Rahmen dieser Zeitschrift, dem Referenten angemessen 
.erscheint. Es handelt sich im wesentlichen um das Einteilungsprinzip, bezw. 
die Klassifikation der sozialen Systeme, die dem Buch zugrunde liegt; ferner 
um die Stellung des Sozialismus zur Revolution, insbesondere um den Revo­
lutionsbegriff des Marxismus, endlich um die Erörterung der marxistischen 
Theorien überhaupt und um die Beurteilung der gegenwärtigen englischen 
Gewerkvereinskrisis. 

1. D. unterscheidet bei seiner Klassifikation der Hauptrichtungen des 
Sozialismus, Kommunismus und Anarchismus zwei mögliche Grundformen des 

20* 
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menschlichen Gemeinschaftslebens, die Gemeinschaft mit Rechtszwang und 
die ohne Rechtszwang (Anarchismus). Bei den ersteren Organisationen ist 
nach D. die Hauptfrage für die Regelung der wirtschaftlichen Ordnung die 
des Eigentums. Danach unterscheidet er die kollektivistischen und indivi­
dualistischen Wirtschaftssysteme. Jene definiert er als solche, die prinzipiell 
das Gemeineigentum für die beste Grundlage der wirtschaftlichen Rechts­
ordnung halten, oder für diejenige, zu der sich die Gesellschaft entwickelt. 
Die individualistischen dagegen sehen das Privateigentum als die beste 
Grundlage an. Die kollektivistischen Wirtschaftssysteme zerfallen wieder in 
Sozialismus, Kommunismus und Agrarsozialismus. Der Sozialismus fordert 
die Aufhebung des Privateigentums an den Produktionsmitteln, der Kommu­
nismus geht über ihn hinaus und will auch die Konsumptionsmittel der Ver­
fügung der Einzelnen entziehen. Der Agrarsozialismus dageg·en bleibt in 
der Beschränkung des Privateigentums hinter dem Sozialismus zurück: er 
will nur das private Grundeigentum beseitigen. Den Sozialismus teilt dann 
D. ein in den ideologischen und evolutionistischen; der erstere zerfällt wieder 
in den religiösen und den ethischen Sozialismus, während sich der evolutionis­
tische Sozialismus zergliedern läßt in den darwinistischen Sozialismus und 
den historischen Materialismus (MARX und ENGELS). Die von D. gewählte 
Einteilung läßt sich nach folgendem - im Anhang zur I. Vorlesung abge­
druckten - Schema verdeutlichen (S. 22): 

Gesellschaftssysteme. 

Mit Rechtszwang. ---­Kollektivmus, 

Ohne Rechtszwang. 

Individualismus. 

Sozialismus, Kommunismus, 
Agrarsozialismus. 

Sozialismus. 

-Anarchismus. 

Ideolobr:ischer Soz. Evolutionistischer Soz. _ __,,,__ 
Religiöser Ethischer 

Soz. Soz. 
Darwinistischer 

Soz. 
Soz. von MARX 

und ENGELS 
(Materialist. Ge­

schichtsauffassung). 

Im scharfen Gegensatz zu D.s Einteilungsprinzip und der aus ihm zu 
folgernden Klassifikation der Gesellschaftssysteme hat HEINRICH DrETZEL in 
dogmatischer Weise zwischen Sozialismus und Kommunismus unterschieden. 
Er hat - zuletzt im Art. ,,Individualismus", i. ,,Handwörterbuch d. Staatswissen­
schaften", 3. Aufl. - den Sozi a I i s m u s als die Gesamtheit der Theorien 
bezeichnet, die das „Sozialprinzip" ins Extrem verfolgen, d. h. das Dogma, 
daß der Einzelne um des Ganzen willen da sei, daß er betrachtet werden 
müsse als dienendes Organ des Organismus der Gesellschaft in ihrer ge-
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schichtlichen Entwicklung. Kommunismus nennt er dagegen die Gesamt­
lieit der Theorien, die das Individualprinzip ins Extrem verfolgen, d. h. das 
Dogma, clas der Staat, die organisierte Gesellschaft, um der Einzelnen willen 
da ist, daß Staat und Recht in den Dienst der Einzelinteressen gestellt 
werden müssen. Der Unterschied dieser beiden Klassifikationsweisen ist ein 
ganz eklatanter. Für die Auffassung D.s steheu Sozialismus und Kommunis­
mus in schärfstem Gegensatz zum Individualismus, dessen extremste Formu­
lierung· der Anarchismt1s darstellt. Nach der Auffassung D1ETZELs steht das 
Sozialprinzip im Gegensatz zum Individualprinzip, dessen Hauptvertreter 
Liberalismus, Kommunismus und Anarchismus sind. Denn nach DIETZEL ist 
der Kommunismus „potenzierter Individualismus" (ScHAEJ,'l,'LE). Die dog­
matische Einteilung, die nach der Weltanschauung der sozialwissenschaft­
lichen Autoren, nach ihrer Beurteilung des soziologischen Grundproblems des 
Verhältnisses von Gesellschaft, bezw. Staat zum Individuum fragi, habe auch 
ich in verschiedenen Arbeiten im engen Anschluß an DIETz1,;1, vertreten. 
Ich halte sie nach wie vor für wissenschaftlich fruchtbarer und mehr in die 
'l'icfe gehend, als die an äußerlichen Merkmalen orientierte Klassifikation D.s. 
Die dogmatische Betrachtungsweise gestattet auch vor allen Dingen eine 
scharfe Trennung von sozialer Theorie und sozialer Bewegung, die ja äußer­
lich auch D. in der vorliegenden Aufl. durchzuführen sucht, die aber faktisch 
- wie schon von anderer Seite der I. Aufl. gegenüber hervorgehoben worden 
- an der mangelnden Systematisierung seines Buches gescheitert ist. 
Auch in der II. Aufl. hat der Anarchismus seinen alten Verlegenheitsplatz 
behalten. Er wird ohne scharfe prinzipielle Absonderung zwischen dem 
Agrarsozialismus und den Betrachtungen über die Stellung des Sozialismus 
zur Religion und zur Ehe behandelt. Es scheint mir ein Fehler des sonst 
bewährten Buches zu sein, Theorie und Bewegung zu wenig zu sondern, 
und das hängt m. E. mit der von D. gewählten Klassifizierungsweise zu­
sammen, die teils historisch, teils prinzipiell orientiert ist. Die dogmatische 
Einteilung DrETZELS sucht er sich nur für die Gliederung des ethischen 
Sozialismus dienstbar zu machen. 

2. Die VIII. Vorlesung beschäftigt sich auch mit der Stellung des 
Sozialismus zur Revolution. In einsichtiger Weise macht D. darauf aufmerk­
sam, daß an sich der Marxismus und mit ihm clie Sozialdemokratie nicht 
revolutionär in dem Sinne sind, daß der Kampf, den sie für ihre Zwecke 
durchzuführen haben, unbedingt ein ungesetzlicher oder gewalttätiger sein 
müsse. Revolutionär sei die Sozialdemokratie, so meint er, im Gegensatz 
zu allen sozialistischen Richtungen, die auf dem ,v ege der sozialen Reform 
oder mit Hilfe der Staatsgewalt eine neue Gesellschaftsordnung herbeiführen 
wollen. Das Wort revolutionär sei also bei den Marxisten häufig (!) nur in 
übertragenem Sinne gemeint. Nar.h meiner Meinung hätte gerade eine erste 
Einführung in die Probleme des Kommunismus und Sozialismus einer tiefer­
gehenden Analyse des Revolutionsbegriffes des Marxismus bedurft. Eine 
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solche Analyse muß den inneren Widerspruch der marxistischen Theorie und 
auf der anderen Seite den inneren Widerspruch in der Persönlichkeit von 
MARX erörtern. Der Widerspruch in der MAnxschen Theorie der sozialen 
Entwicklung besteht darin, daß sie ihrem Forschungsprinzip gemäß historisch­
realistisch-evolutionistisch ist, daß aber dieser Realismus vollkommen durch­
brochen wird durch die Zusammenbruchstheorie mit ihrer empirischen Be­
gründung auf der Verelendungslehre. Der Widerspruch in der Persönlichkeit 
von MARX besteht in dem Konflikte zwischen seiner revolutionären Gesinnung 
(vgl. das „Welteneichhörnchen" So11rnARTs) und dem Realismus seiner Theorie. 
Mit diesen beiden Widersprüchen hängt m. E. auch das haltlose Hin- und 
Herschwanken der modernen sozialdemokratischen 'raktik zusammen. Hie 
Evolutionismus, ja Fatalismus der sozialen Entwicklung - hie revolutioniirer 
Klassenkampf und Erringen der politischen Macht 1). Zweifellos stellt den 
Hauptmangel des marxistischen Systems und das bedeutsamste Hemmnis 
eines positiven Neubaues der marxistischen Theorie der unglückselige Revo­
lutionsbegriff dar. Wie oft schon ist das verständnisvolle Zusammenarbeiten 
zwischen Regierung und Arbeiterklasse gehindert worden durch den „Verbal­
Revolutionarismus" der Sozialdemokratie, wie ihn ROBERT MrunELS treffend 
getauft hat. Eine erste Einführung in die Beurteilung des Kommunismus 
und Sozialismus hätte m. E. gerade das Schwergewicht auf die Erörterung 
so grundlegender Dinge wie des Revolntionsbegriffes des Marxismus in der 
deutschen Sozialdemokratie legen müssen. Die Erörterung D.s, die dankens­
werterweise das Problem wenigstens anschneidet, bleibt doch zu sehr am 
Außerlichen haften. 

3. Mit dem zu geringen Eingehen D.s auf den Charakter der MA1txschen 
Theorie der sozialen Entwicklung, die ja besonders trefflich PETER v. STRUVE 
in seiner bekannten Abhandlung in BRAUNS „Archiv" (1899) untersucht hat, 
hängt auch die Vernachlässigung der übrigen MAnxschen Theorien zu­
sammen. Zwar ist ihnen eine besondere, die IX., Vorlesung gewidmet, die 
MARX und seine Bedeutung für die internationale sozialistische Bewegung 
darzustellen sucht und dem Leser dabei auch gewisse Grundideen der l\IAHX­
schen Theorien, soweit sie für die Arbeiterbewegung von Bedeutung sind, 
vorführen will. Dabei kommt aber vor allen Dingen die materialistische, 
bezw. die ökonomische Geschichtsauffassung zu kurz. Abgesehen von einer 
knappen Erörterung des Verhältnisses von MARX und HEGEL, die in einer 
III. Aufl. wohl auch einer Auseinandersetzung mit PLENGEs Buch bedarf, 
werden die philosophischen Grundlagen des historischen Materialismus fast 
garnicht erörtert, was doch im Anschluß an die ausgezeichnete Untersuchung 
BENNO E1mMANNs leicht hätte g.3schehen können. Auch die Frage der 
ersten Formulierung der ökonomischen Geschichtsauffassung, bezw. der Vor-

1) Vgl. hierzu BIERMANN, Die neuere Entwicklung des Sozialismus 
i. d. Zeitschrift f. Politik, I (1908), S. 491 u. 496. 
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gänger von MARX muß künftig eingehend erklärt werden. Zu dieser ]<'rage 
haben ja neben den älteren Schriften von BARTH und MucKLE neuerdings 
SULZBACH und GEORG v. BEL0W neues Material hinzugetragen, dessen Be­
rücksichtigung in einer neuen Auflage mir' dringend erwünscht erscheint. 
Auch eine Erörterung des interessanten Problems, inwiefern die Konzen­
trations- und Akkumulationslehre des Marxismus (vergl. das Buch Boummr:·rn) 
durch die industrielle und die landwirtschaftliche Entwicklung verifiziert 
erscheint, fehlt bei D. 

4. Der Entwicklung des Sozialismus iu England hat D. in der vor­
liegenden Auflage 3 Kapitel gewidmet. Das III. behandelt die neueste Ent­
wicklung der sozialistischen Bewegung in England. Es erörtert namentlich 
die Entstehung der Labour Party, die Entwicklung der Gewcrkvereine, die 
Bedeutung des 'fäff Vale-Falls und des Osborne-Urteils und schließt mit 
einer Lobpreisung des nüchternen realpolitischen Sinnes des englischen Ar­
beiters: ,,Der englische Arbeiter will vor allen Dingen nüchterne Realpolitik 
treiben und Hißt sich nur für erreichbare Dinge gewinnen. Bessere Liihne 
und kürzere Arbeitszeit, das sind die Punkte, die im Vordergrund ,eines 
Interesses stehen. Aus diesem Grunde hat die englische Gewerkschafts­
bewegung eine so bedeutende Entwicklung angenommen und die eigentliche 
sozialistische Bewegung so gut wie gar keine Bedeutung gewonnen. Nur 
dadurch haben die Independent Labour Party und die neuerdings gebildete 
Labour-Party einen gewissen Erfolg erzielen können, daß sie unter Preis­
gabe der eigentlichen sozialistischen Prinzipien die Durchführung erreich­
barer Gegenwartsforderungen namentlich auf dem Gebiet der Sozialreform 
betreiben" (S. 392). Diese Auffassung bedarf dringend der Korrektur auf 
Grund des Umwandlungs- und Zersetzungsprozesses der englischen 'rrade 
Unions in den letzten Jahren, vor allem seit 1910. Ohne Zweifel gibt es 
auch im englischen Trade Unionismus eine revolutionär-syndikalistische Rich­
tung, die bei den fortwährenden großen Ausständen der letzten Zeit eine 
beachtenswerte Rolle gespielt hat. Zurzeit beschäftigt sich ja der jetzt (Sep­
tember 1912) tagende Trade Unions-Kongreß mit ihr, Ull([ namentlich die 
„Soziale Praxis" hat in manchen trefflichen Artikeln der letzten Jahre auf 
diese neue Strömung und ihre Bedeutung für die Krisis des englischen Ge­
werkvereinswesens aufmerksam gemacht. Mag man nun den syndikalistischen 
Einschlag pessimistisch (wie z.B. v. MACKAY, i. ,,Soziale Praxis" XX/3) oder 
optimistisch (wie F. GLASER, ebda. XXI/20-21) beurteilen, es besteht jeden­
falls kein Zweifel mehr für den unbefangenen Beurteiler, daß die englische 
Arbeiter- und speziell die Gewerkvereinsbewegung deutliche Tendenzen zur 
,,sozialistischen Politisierung einerseits und zur Syndikalisierung andererseits" 
aufweist. Mit Recht macht W ALDEMAR ZIMMERMANN in einein Aufsatz über 
den britischen Bergarbeiterstreik und das britische Mindestlohngesetz für den 
Kohlenbergbau (,,Soziale Praxis" XXI/31) darauf aufmerksam, daß das Mindest­
lohngesetz die eben angedeuteten Tell(lenzeu nicht abschwächen, sondern 
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ihnen voraussichtlich frische Nahrung zuführen wird; denn es wird die 
britische Arbeiterbewegung nicht in die Bahn des alten Trade Unionismus 
mit seiner bedächtigen paritätischen Tarifvertragspolitik zurückführen. Ich 
habe den Eindruck, als ob sich D. durch seinen, gewiß zum Teil berechtigten 
Kampf gegen SOMBARTS „Tendenz zur Einheit" habe verleiten lassen, der 
Krisis im englischen Gewerkvereinswesen infolge des neuen syndikalistischen 
Einschlages keine Beachtung zu schenken. Das müßte wohl unbedingt in 
einer III. Aufl. nachgeholt werden; jedenfalls zeigt die vorliegende in dieser 
Richtung eine beträchtliche Lücke. 

Das wären die wesentlichen Punkte, die ich an dieser Stelle zur Sprache 
bringen wollte. Ausstellungen unwesentlicher Art hier noch vorzubringen, 
scheint mir gegenüber dem nützlichen Buche und den nicht hoch genug zu 
veranschlagenden Bemühungen D.s, ein gerecht und objektiv abwägendes 
Urteil zu fällen, unangemessen. Ich möchte nur den Wunsch aussprechen: 
der Verf. möge in einer späteren Aufl. die Erörterung über die Stellung des 
Sozialismus zum Staat zu vertiefen trachten, den Charakter der Macht- und 
Klassentheorie deutlicher - etwa im Stile der „Allgem. Staatslehre" JELLINEKs 
-- hervorheben, das Verhältnis von Religion, bezw. Christentum zur Sozial­
demokratie genauer würdigen, den Zusammenhang des französischen Syndi­
kalismus mit der Philosophie BERGSONs und die eigene Anschauung des 
Pariser Philosophen darüber erörtern (man vergl. den Aufsatz GOLDSTErns 
i. ,,Arch. f. Sozialwiss. u. Sozialpolitik," 1910), endlich die Gegenwartsprob­
leme der modernen Sozialdemokratie, namentlich das Verhältnis von Partei 
und Gewerkschaft sowie die Stellung der Sozialdemokratie im internationalen 
Kommunismus einer eingehenderen Betrachtung unterziehen, als es bisher ge­
schehen. Endlich bedürfen wohl die ersten beiden Absätze der XIX. Vor­
lesung einer Revision; dort ist von dem „Arbeiterbunde" als der eigentlichen 
Wurzel der sozialdemokratischen Arbeiterpartei die Rede: gemeint ist doch 
wohl der „ Vereinstag deutscher Arbeitervereine", deren Geschichte von 1863 
hi8 1869 uns ERICH EYCK erzählt hat. 

Leipzig. W. ED, BIERMANN. 

Ja:·. LoRE.N"7., Die wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse in der sehweiz. 
Heimarbeit mit besonderer Berücksichtigung der Ergebnisse der schweize­
rischen Heimarbeitsausstellung. Im Auftrage des Organisationskomitees als 
Schlußbericht herausgegeben. Zürich, Grütlibuchhandlung, 1910/11. 510 S. 
Das Buch ist eine Frucht der Untersuchungen, die für die Heimarbeits­

ausstellung in Zürich vom Jahre 1909 über die Verhältnisse der Heimarbeit 
und der Heimarbeiter in der Schweiz gemacht worden sind. Seiner Anlage 
und seinem Zwecke nach birgt es natürlich in der Hauptsache Zustands­
schilderungen. Daneben aber enthält es Partien, die über die Organisation 
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der Heimarbeiter in vergangenen Zeiten und in der Gegenwart berichten. 
Diese Teile rechtfertigen eine Besprechung an dieser Stelle um so mehr, als 
Organisationen der Heimarbeiter recht selten sind und das Schicksal der 
wenigen fast unbekannt ist. 

Die von der Generalkommission der Gewerkschaften Deutschlands ver­
anstaltete Heimarbeitsausstellung zu Berlin bildete, wie für andere gleiche 
Unternehmungen, auch den Anstoß für die schweizerische. Alle Vorarbeiten 
für die letztere und auch ihre Durchführung mußten von privater Seite 
besorgt werden. Der Bundesrat der Eidgenossenschaft lehnte ein Gesuch 
der Schweiz. Vereinigung zur Förderung des internationalen Arbeiterschutzes 
vom 25. IX. 1907, das um Vornahme einer Heimarbeiterenquete und Ein­
führung des Registrierzwanges für die Heimarbeit ersuchte, in allen Punkten 
ab. Die Verhältnisse der Heimarbeit erschienen ihm genügend bekannt, und 
von der Einführung des Registrierzwanges wurde Schädigung der Heim­
arbeit befürchtet. Der leitende Ausschuß des Schweiz. Arbeiterbundes, der 
die Meinung des Bundesrats über die Publizität der Verhältnisse der Heim­
arbeiter nicht teilte, sondern von der Notwendigkeit einer größeren all­
gemeinen Untersuchung überzeugt war, versuchte nun auf andere Weise 
die Aufgabe zu lösen. Auf Anregung des Ausschusses des Arbeiterbundes 
bildete sich ein Organisationskomitee, dem neben Vertretern des Arbeiterbundes 
Vertreter von Behörden, Berufsorganisationen und anderen Verbänden mit 
sozialen Bestrebungen angehörten. Die Hinzuziehung von Vertretern von 
Unternehmerverbänden war abgelehnt worden. 

Der jetzt vorliegende I. Band befaßt sich mit der für die Schweiz 
bedeutungsvollsten Industrie, der Textilindustrie. Ihre einzelnen Zweige 
sind, was durch die Verschiedenheit der wirtschaftlichen und sozialen Ver­
hältnisse der Heimarbeiter bedingt ist, getrennt dargestellt. Die Verschieden­
heit hat selbstverständlich auch das Verhalten der Heimarbeiter gegenein­
ander wie gegen die Arbeitgeber beeinflußt. Insbesondere ist die Stellung 
der Heimarbeiter zur Arbeiterorganisation durch ihre wirtschaftlichen und 
sozialen Verhältnisse beeinflußt. Die vorliegenden Untersuchungen, die von 
mehreren Bearbeitern vorgenommen worden sind, beweisen, daß die Heim­
arbeiter nicht notwendig so isoliert sein müssen, wie vielfach angenommen 
wird. 

Die Versuche, die Heimarbeiter der 'fextilindustrie in Verbänden zu­
Hammenzuschließen, reichen weit zurück. Unter den Plattstichwebern 
von Appenzell entstand schon 1870 eine Vereinigung, in der sogar der An­
schluß an die Internationale Arbeiterassoziation erwogen wurde. 
Hierzu kam es aber nicht. Die Vereinif,>"llllg löste sich vielmehr bald auf. 
Auch ein 1889 neu gegründeter Verband hatte nur ein kurzes Leben. Erst 
die 1900 auf Betreiben des Weberpfarrers How Am> ENGSTER geschaffene 
Organisation hatte Bestand. Sie hat sich besondere Verdienste um das Zu­
standekommen des Allg. schweiz. Textilarbeiterverbandes erworben, in dem 
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die Fabrikarbeiter stark vertreten sind und der seit Jahren für die Förderung 
der materiellen und geistigen Interessen auch der Heimarbeiter tätig ist. Er 
hat Tarifverträge (mit Lohnerhöhungen) abgeschlossen, deren Einhaltung er 
streng überwacht, und gleich anderen Gewerkschaften hat er Unterstützungs­
einrichtungen für Fälle von Krankheit und Arbeitslosigkeit geschaffen. 

Ganz besondere Bedeutung hat die Organisation unter den Arbeitern der 
Seidenbeuteltuchweberei erlangt; 95 °/o der Beschäftigten sind in der Organi­
sation vereinigt. Der Sitz der Seidenbeuteltuchweberei ist ebenfalls AJipen­
zell. Die Anfänge der Organisation der Beuteltuchweber liegen mehr als 
20Jahrezurück. Die formelle Gründung des Seidenbeuteltuchweber­
Y erb a n des erfolgte am 9. II. 1890 in der Kirche zn Wolfhalden. Durch 
Vereinbarnng mit den Fabrikanten wurde erreicht, daß nur :Mitglieder des 
Verbandes mit Aufträgen bedacht wurden. Als Gegenleistung erhielten die 
Fabrikanten Sitz und Stimme im Zentralvorstande des Verbandes eiugeräumt. 
Die Zugehörigkeit zu diesem war somit für alle Weber eine Notwendigkeit. 
Sein Wert wurde durch die 1892 errichtete Krankenkasse erhöht. Die Ver­
einigung von Arbeitern und Fabrikanten in einem Verbande hielt jedoch 
nicht lange stand. Schon 1899 kam es zur Auflösung des alten und Gründung 
eines neuen Verbandes, der nur Arbeiter als Mitglieder zuließ. Er übernahm 
auch die Krankenkasse der alten Organisation, zu deren Zeit bereits ein sehr 
detaillierter Tarifvertrag abgeschlossen worden war. Der Verband hat sieh 
nicht nur die Förderung der speziellen Arbeiterinteressen seiner Mitglieder 
durch Beeinflussung der Arbeitsverhältnisse und Errichtung von Unter­
stützungsinstituten zm· Aufgabe gesetzt, sondern er will auch die Interessen 
der Industrie gegen die Auslandskonkurrenz schützen. Diese droht besonders 
von Lyon, wo ebenfalls Seidenbeuteltuch hergestellt wird, die Weber jedoch 
nicht organisiert sind und niedrigere Löhne herrschen, so daß eine Unter­
bietung des schweizer. Produktes droht. Um dieser Gefahr zu begegnen und 
die ausländischen Märkte - vor allem Deutschland und die nordamerikanische 
Union - zu behaupten, legt der Verband großes Gewicht auf die Ausbildung 
des Nachwuchses. Für seine Mitglieder hat er manches erreicht. Er fühlt 
sieh so stark, daß er die Verschmelzung mit anderen Organisationen der 
Textilarbeiter abgelehnt und die Verbindung mit anderen Verbänden wieder 
aufgehoben hat. 

Auch in der für die beiden Halbkantone Basel-Stadt und Basel-Land sehr 
bedeutungsvollen Bandweberei besteht für die Arbeiter seit mehr als einem 
Jahrzehnt eine Organisation, der Posameuterverband. Die erste Grund­
lage für ihn bildeten gewissermaßen die zum gemeinsamen Bezug elek­
trischer Kraft geschaffenen Vereinigungen. Für jedes Weberdorf wurden Ge­
nossenschaften zu diesem Zweck gegründet, die erste 1895. Die Genossenschaft 
kontrahiert mit dem Elektrizitätswerk und ist von diesem in der Festsetzung 
der Bedingungen für die Weitergabe der Kraft an ihre Mitglieder unabhängig. 
Die Erleichterung, die die Verwendung von Elektrizität zum Antrieb der 
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Stühle für den ·weher brachte, wurde anfangs durch eine erhebliche Aus­
dehnung der Arbeitszeit aufgewogen. Hierzu zwang schon die Herabsetzung 
der Stücklöhne; aber auch die Berechnuugsart des Preises für elektrische 
Kraft wirkte in gleicher Richtung. Alle Genossenschaften erheben nämlich 
Jahresmiete pro Webstuhl ohne Rücksicht auf die für den einzelnen Stuhl 
wirklich verbrauchte Kraft. Da liegt es sehr nahe, die Stromlieferung mög­
lichst stark in Anspruch zu nehmen. Die Ausdehnung der Arbeitszeit auf 
18 und mehr Stunden nach Einführung· des elektrischen Antriebs gab den 
ersten Anstoß zum Zusammenschluß der Weher im Posamenterverband von 
Basel-Land. Seine Gründung erfolgte am 19. IV. 1904. Er hat Einzelmit­
glieder und die Posamentergenosscnschaften und -vereine in den Gemeinden 
von Basel-Land. Sein Zweck ist: Wahrung der Berufsinteressen der Land­
posamenter, Hebung und Schutz der Lohnverhiiltnisse und Arbeitsbedingungen, 
Regelung der Arbeitszeit. Seine erste Maßregel war die Festsetzung der 
Arbeitsdauer auf 15 Stunden, die sodann 1910 auf 14 Stunden verkürzt 
worden ist. Anfang und Beginn der .Arbeitszeit sind fixiert; ihre Ein­
haltung wird kontrolliert und jede Überschreitung bestraft. Die Gewährung 
von Schutz vor willkÜl'licher Entziehung der Arbeit gehört ebenfalls zu 
den Aufgaben des Verbandes. Ergibt die vom Vorstande zu führende 
Untersuchung, daß die Wegnahme des Stuhls durch den Fabrikanten un­
gerechtfertigt war, so darf kein Verhandsmitglied ihn aufstellen. Trotz der 
kurzen Zeit seines Bestehens hat der Verband manches für die Hebung der 
wirtschaftlichen und sozialen Lage seiner l'riitglieder und für ihre Berufsaus­
bildung getan. 

Wie zur Organisation der Bandweber in den bei<len Kantonen Basel 
bildete die Verlängerung der Arbeitszeit auch den ersten Anstoß zum Zu­
sammenschluß der Sticker in Appenzell und St. Gallen. In der Stickerei 
der Ostschweiz hat sich im letzten Menschenalter eine Rückbildung vom 
Fabriks- zum Heimarbeitsbetrieb vollzogen. Hieran haben verschiedene 
Faktoren mitgewirkt, darunter das eidgenössische, seit 1878 geltende Fabrik­
gesetz, das den 11 stündigen Nonualarbeitstag für Fabriken brachte. In den 
Kantonen .Appenzell und St. Gallen, in denen die Stickerei ihre Hauptsitze hat, 
sprach sieh bei der Volksabstimmung nur eine Minderheit für das I!'abrik­
gesetz aus. Von dem Zeitpunkte an, in dem dasselbe in Kraft trat, sank 
die Zahl der Stickmaschinen in den Fabriken erheblich: 1880 betrug sie 
10328, 1900 dagegen nur noch 5152; anderseits stieg sie in Heimarbeits­
betrieben, die keinen Beschränkungen und Kontrollen unterliegen, im gleichen 
Zeitraum von 2353 auf 10 903. In der Stickereiindnstrie ist die Heimarbeit 
die bedeutendste Betriebsform. Sie zeigt die Tendenz, aus dem einstigen 
landwirtschaftlichen Nebenberuf zum Hauptberuf zu werden. Ihre Bedeutung 
für die Ostschweiz ist sehr groß. In vielen Gemeinden lebt ein Drittel der 
Bevölkerung von ihr, und das von der Heimarbeiterschaft allein in Maschinen 
angelegte Kapital wird auf 20 Mill. Fr. geschlitzt. 
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Die Produzenten dieses Gewerbes, Einzelsticker wie Fabrikanten, geben 
ihre Waren an Aufkäufer ab. Diese haben großen Einfluß auf die Preise 
und damit natürlich auf die Löhne und Arbeitszeit. Anfangs der 80 er Jahre 
deH vorigen Jahrhunderts erfolgten starke Lohnreduzierungen, was selbst­
verständlich zu einer Ausdehnung der Arbeitszeit - nicht selten auf 15 bis 
18 Stunden - führte. Lohnherabsetzungen und Arbeitsverlängerungen zeitigten 
1884 eine Vereinigung von Fabrikanten und Einzelstickern. Die letzteren 
betrachteten die Organisation als Demonstration gegen die Kaufleute. Die 
Grundzüge des 1885 gegründeten Zentralverbandes der Stick er e i­
i n d u s t r i e d er O s t s c h w e i z n n d d e s V o r a 1 b er g s gingen dahin, den 
11-Stundentag auch für die außerhalb des Fabrikgesetzes stehenden Betriebe 
festzulegen und die Neuaufstellung von Maschinen zu beschränken. Bald 
umfaßte der Verband alle Maschinenbesitzer, sowohl die Besitzer nur einer 
Maschine, an der sie selbst arbeiteten, wie auch die kleinen und größeren 
Fabrikanten mit mehreren Maschinen. Ein Minimallohn wurde festgesetzt, 
der wohl den Einzelstickern und den Fabrikanten diente, nicht aber den von 
diesen beschäftigten Arbeitern. Der Versuch, durch ein Regulativ auch die 
Interessen der letzteren zu fördern, mißglückte. Nur etwas über ein Jahr 
bestand das Regulativ. In den Jahren 1892 und 1893 erfolgten Massenaus­
tritte, die zur Auflösung des Verbandes führten. Dem Zentralverband, dem 
bald nach seiner Gründung auch die Kaufleute und Besitzer großer Fabriken 
beigetreten waren, folgte eine andere Organisation, die nur Einzelsticker, 
Fabrikanten und deren Arbeiter aufnahm. Die Vereinigung der Interessen 
der beiden Gruppen ist ihr so wenig gelungen wie ihrem Vorgänger. Ein 
langes Leben war ihr nicht beschieden. Eine reine Arbeiterorganisation 
entstand 1892 im Verband der Arbeiter und Arbeiterinnen der 
Textilindustrie, der bis 1904 existierte. Von seinen beiden Nach­
folgem besteht der Zentralverband der Textilarbeiterschaft 
der Ostschweiz heute noch. Er hat das Unterstützungswesen in den 
Vordergrund gestellt. Dem Allg. schweizer. Textilarbeiterverband, dem er 
einige Jahre angehört hat, hat er wieder den Rücken gekehrt, weil er 
mit der scharfen Betonung der gewerkschaftlichen Aufgaben nicht einver­
standen war. 

Die Entwicklung der Verbände der Heimarbeiter in der Schweizer Textil­
industrie zeigt trotz aller Schwankungen doch die Richtung zur reinen 
Arbeiterorganisation. Die hemmenden Momente, wie Isoliertheit der Arbeiter, 
zeitweises Aufgeben der Arbeit zu Zeiten, während deren lohnendere Be­
schäftigungen ausgeübt werden können, und das häufige Betreiben eines 
Nebenberufs (Landwirtschaft) vermag diese Entwicklung nicht aufzuhalten. 

Frankfurt a. 1\1. JOHANNES HEIDEN. 
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H. LAUFENBERG, Hamburg und sein Proletariat im achtzehnten Jahrhundert. 
Eine wirtschaftshistorische Vorstudie zur Geschichte der modernen Arbeiter­
bewegung im niederelbischen Städtegebiet. Hamburg, Kommissionsverlag 
Hamburger Buchdruckerei und Verlagsanstalt Auer & Co., 1910. 125 S. 
(0,80 Mk.) 

DERSELBE, Geschichte der Arbeiterbewegung in Hamburg, Altona und Um­
gegend. Erster Band. Ebenda 1911. VIII-647 S. (Geb. 10 Mk.) 

Im nächsten Jahre feiert die deutsche Sozialdemokratie ihren fünfzigsten 
Geburtstag. Von Anbeginn waren die stärksten Stützen des Allgemeinen 
Deutschen Arbeitervereins, den LASSALLE im Mai 1863 zu Leipzig gründete, 
das bergisch-märkische Indu~trie- und das niederelbische Städtegebiet. Jenes 
hat nicht durchweg gehalten, was es versprach, dieses aber ist in stetiger 
und ununterbrochener Entwicklung gewachsen, so daß Hamburg schon im 
Jahre 1875 von BEBEL als die „sozialistische Hauptstadt" Deutschlands getauft 
werden konnte. 

Heute mag es diesen Titel nicht mehr beanspruchen dürfen, da Berlin 
längst nachgeholt hat, was ihm in den sechziger und siebziger Jahren noch 
fehlte. Man hat selbst den Hamburger Arbeitern eine gewisse Sonderstellung 
innerhalb der deutschen Arbeiterbewegung zugeschrieben, indem man in ihrer 
besonnenen, klaren, ruhigen, deshalb freilich nicht weniger energischen und 
kräftigen Art ein gutes Stück vom Charakter der englischen Arbeiter ent­
decken wollte. Und sicherlich hält sich keine große Parteizeitung den inneren 
Auseinandersetzungen der Partei so fern, wie das Hamburger Parteiorgan, 
ohne deshalb freilich an grundsätzlicher Klarheit einzubüßen. So ist Hamburg 
ein Eck- und Grundstein der deutschen Sozialdemokratie geblieben, und eine 
hamburgische Parteigeschichte vermag eher als jede andere örtliche Partei­
geschichte in engem Rahmen ein Bild der deutschen Arbeiterbewegung selbst 
zu geben. 

Die beiden Veröffentlichungen L.s, sowohl die Vorstudie zur Geschichte 
der Hamburger Arbeiterbewegung als der erste Band dieser Geschichte 
selbst, haben etwas und sogar viel von der Hamburger Art: sie sind durch 
und durch solid, aber ein wenig schwerfällig und jedenfalls nicht im land­
läufigen Sinne des Wortes unterhaltend. L. hat sich ganz und gar in seinen 
Stoff eingelebt und gibt ihm die Form, die ihm entspricht, obgleich er selbst 
kein geborener Hamburger ist. Insoweit ist für ihn nur schmeichelhaft, was 
einen oberflächlichen Leser zunächst abstoßen mag. Aber für jeden Leser, 
der die deutsche Arbeiterbewegung nach ihren innersten Zusammenhängen 
kennen lernen möchte - mag er zu ihr sonst stehen, wie er will -, sind die 
beiden Schriften L.s eine Quelle reicher Belehrung; schärfer und tiefer, al& 
irgendeiner der Autoren, die bisher auf diesem Gebiete tätig gewesen sind, weiß 
er die Entstehung der Sozialdemokratie bis in ihre letzten Wurzeln zu verfolgen. 

Daraus folgt, daß L. mehr oder weniger nicht nur eine allgemeine Ge­
schichte der deutschen Arbeiterbewegung, sondern auch der Stadt Hamburg 
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geben muß, und das ist um so dankenswerter, als diese Metropole des deut­
sclicn Handels noch keinen ihrer würdigen Historiker gefunden hat. In seiner 
Vorstudie schildert L. den Ursprung und die Wandlungen des Hamburger 
Handels von der großen Verkehrsrevolution des 16. Jahrhunderts ab, 
mit ihren Rückwirkungen auf die politischen, sozialen und religiösen Strö­
mungen der Zeit. Auch von den vier Büchern des ersten Bandes ist der 
erste noch vorwiegend Hamburger Geschichte. Es sind speziell diese Partien 
der beiden Schriften, die dem Leser und namentlich dem Arbeiterleser manche 
harte Nuss zu knacken geben. Allein es ist klar, daß eine solche Unter­
mauerung der ganzen Arbeit notwendig war, wenn ein wissenschaftliches 
Werk im strengen Sinne des Wortes geschaffen werden sollte. L. hat diese 
Konsequenz gezogen, obgleich er wissen mußte, daß er dadurch vielleicht 
manche Enttäuschungen hervorrief und gewiß die augenblickliche Wirkung 
seiner Schriften schädigte. Das gereicht ihm ebenso zum Lohe, wie die 
strenge Sachlichkeit, womit er bei allem reichen Detail, das er gibt und gelien 
muß, doch jeden lokalpatriotischen Kleinkram verschmäht. 

In den drei letzten Büchern seines ersten Bandes behandelt L. die ersten 
fünfzehn Jahre der Parteigeschichte im engeren Sinne des Worts, von der 
Gründung des Allgemeinen Deutschen Arbeitervereins bis zum Erlaß des 
Sozialistengesetzes. Vier Fünftel dieser Zeit waren von dem Streit der 
Fraktionen erfüllt, in dessen Darstellung die Objektivierung der heftig 
11ufeinanderprallenden Gegensätze wieder trefflich gelungen ist. Aus der 
jeweilig erreichten Höhe der historischen Entwicklung, die die einzelnen 
Schichten des deutschen Proletariats erreicht haben, leitet L. die Forderungen 
der Programme und die Formen der Organisationen ab: mit einem Scharfsinn, 
der mitunter wohl etwas spitzfindig wird und allzu viel konstruiert, aber 
im großen und ganzen den Nagel auf den Kopf trifft und jedenfalls die 
fruchtbarsten Anregungen bietet. DieHe Methode der Forschung und Dar­
stellung setzt namentlich die Agitation LASSALLEs ins klarste Licht und ebenso 
,die Agitation Sc:nwErrzEns, den L. zwar nicht als fehlerfreien Übermenschen, 
alier als ebenso ehrlichen wie fähigen Politiker schildert. 

Es gewinnt in der Tat den Anschein, als ob LASSALLE einer gewissen 
Renaissance entgegenginge. Natürlich nicht in dem, was man als spezi­
nschen Lassalleanismus zu betrachten gewohnt ist: LASSALLEs Staatskultus, 
seine Produktivassoziationen mit Staatskredit, seine Geringschätzung der 
Gewerkschaften usw. sind für immer überwundene Dinge. Aber wohl in der 
Erkenntnis, daß eine nationale Arbeiterpartei zunächst an ihre Existenz­
bedingungen innerhalb der Nation gebunden ist, von der sie einen Teil bildet, 
,daß sie sich über diese Existenzbedingungen ebensowenig hinwegsetzen kann, 
wie der Mensch über seinen Schatten zu springen vermag, daß sie zunächst, 
um ein Wort von MARX zu gebrauchen, den nationalen Zuständen, innerhalb 
deren sie lebt, deren eigene Melodie vorsingen muß, um sie zum Tanzen zu 
bringen. L. weist in fesselnder Weise nach, daß der spezifische Lassallea-
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nismus nur das l\faß der Erkenntnis darstellte, das der deutschen Arbeiter­
klasse auf dem damaligen Stande ihrer Entwicklung zugänglich war, daß 
LASSALLE ihn den Massen nicht aufgedrängt, sondern ihn den Massen sozu­
sagen abgelesen und ihn nur prinzipiell zu gestalten gewußt hat. Das 
haben MARX und ENGELS nie anerkennen wollen, und wenn man die fast 
unbegreifliche Verkennung von LASSALLJ<cs \Verk, an der sie, nicht etwa 
in vorübergehender Verstimmung, sondern jahrzehntelang, jeder bis an 
seinen Tod, festgehalten haben, nicht, wie billig, auf persönlichen Haß und 
Neid zurückführen will, so wird man anerkennen müssen, daß es sich dabei 
um schwierige und verwickelte Probleme der Arbeiterbewegung handelt. 

Hier ist auch die Ursache zu suchen, weshalb der Revisionismus, trotz 
aller vermeintlichen oder auch wirklichen Niederlagen, zu so hohen .Jahren 
kommt, wenn er auch nie zum Siege gelangen kann. Denn ohne prinzipielle 
Grundlage kann keine Arbeiterpartei bestehen, wenigstens auf die Dauer 
nicht. Aber ihren wechselnden Existenzbedingungen muß sie sich schon 
anbequemen, wenn sie diese Bedingungen historisch entwickeln will. Als 
SCHWEITZER sich auf den Boden des Norddeutschen Bundes stellte, der für 
absehbare Zeit nun einmal nicht zu beseitigen war, um von ihm den zehn­
stündigen Arbeitstag zu verlangen, so handelte er sowohl praktischer wie 
auch prinzipieller als die ihm feindliche Fraktion, deren Organ unaufhörlich 
an dem Frühlingswehen und Knospendurchbnich der östeneichischen Bour­
geoisie den unaufhaltsamen Bankerott des Norddeutschen Bundes bewies. 

Über die Notwendigkeit dieser gegenseitigen Durchdringung von Theorie 
und Praxis waren sich MARX und ENGELS auch vollkommen klar; von MARX 
rührt das bekannte Wort her, daß jeder Schritt wirklicher Bewegung 
einem Dutzend Programme vorzuziehen sei. Die Schwierigkeit liegt nur in 
der Entscheidung der konkreten Fälle, und· diese Schwierigkeit haben auch 
MARX und ENGELS nicht immer zu überwinden gewußt. Es ist in ihrem 
Geiste, wenn L. entgegen ihren Vorurteilen die LASSALLE und die SCHWEITZFJR 
gerecht und unbefangen zu würdigen weiß. L. ist darin der der typische 
Vertreter des radikalen Flügels in der deutschen Arbeiterpartei. 

Neuerdings hat man zwischen der radikalen Linken und dem revisioni­
stischen Flügel noch eine „marxistische Mitte" in der deutschen Sozialdemo­
kratie erkennen wollen. Doch beruht diese Entdeckung auf einem offenbaren 
Sehfehler. Gerade an L.s beiden Schriften, die durch und durch marxistisch 
sind, obgleich L. zur radikalen Linken gehört, zeigt sich die Undenkbarkeit 
einer „marxistischen Mitte". Man müßte denn darunter einen Revisionismus 
verstehen, der vielleicht gemildert, aber keineswegs verschönert würde durch 
krampfhaftes Anklammern an die Worte oder gar die Vorurteile von MARX. 
Und ein solches Monstrum gibt es nicht. 

Berlin. FRANZ MEHRING. 
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Die deutsche Genossenschaftsliteratur, so jung sie ist, wächst in letzter 
Zeit stattlich an. Ein zweifellos nützlicher Beitrag zu ihr ist das W.sche 
Werk (1), in dem der Verf. sich bemüht, eine objektive, eingehende Dar­
stellung und Geschichte der gesamten Genossenschaftsbewegung in Deutsch­
land zu geben. Von den ersten Gründungen Schulze-Delitzsch' und 
Ra i ff eisen s wird der Leser bis zur Entstehung des heute geltenden Ge­
nossenschaftsgesetzes geführt, um dann, nach ausführlicher Schilderung der 
inneren Struktur der Genossenschaften, mit den einzelnen Zweigen der Be­
wegung bekanntgemacht zu werden. Besonders großen Raum nehmen die 
Kreditgenossenschaften ein, während die Konsumgenossenschaften, trotzdem 
sie unzweifelhaft für das breite Publikum, auf das das Buch im Tone 
durchaus eingestimmt ist, ein weit größeres Interesse besitzen, summarischer 
abgetan werden. Immerhin wird auch hier ein übersichtliches Bild vom 
Wesen der deutschen Konsumvereine gegeben, das zur Einführung in das 
Studium der Bewegung gut orientierende Dienste leistet. Interessant ist zumal 
das Schlußkapitel, das sich mit den Entwicklungstendenzen des Genossenschafts­
wesens beschäftigt und die Frage erörtert, inwieweit das Grundproblem, die 
Möglichkeit der Verwirklichung einer wirtschaftlichen Demokratie, durch die Ge­
nossenschaftsbewegung gelöst zu werden vermag. W. verhält sich hier mit 
Recht etwas skeptisch, indem er darlegt, wie sich der einzelne Genosse in 
der Regel um den Gang der Genossenschaft nicht mehr kümmere, als es 
seinen eigenen Gescl1äftsbeziehungen zu ihr entspreche, im übrigen aber sich 
auf Vorstand und Aufsichtsrat ebenso verlasse, wie diese ihrerseits aufeinander, 
so daß im Grunde stets ein einziger Mann im Verein die Fäden in der Hand 
behalte (S. 281). Zumal in der Konsumvereinsbewegung, und zwar in d0m 
modernen Zweige derselben, dem Zentralverband der deutschen Konsum­
vereine, trete die Tendenz zur Zentralisation in den Händen einiger weniger 
immer klarer hervor. Mit der Polemik, die W. jedoch gegen diese leitenden 
Männer (S. 280) führen zu müssen glaubt, schießt er insofern am Ziele vorbei, 
als es nicht zutrifft, daß die moderne deutsche Konsumvereinsbewegung „die 
Macht der zusammengefaßten Konsumtion zu einer Neuregelung des vVirt­
schaftslebens benützen" wolle (S. 30). Im Gegensatz zu der GmEsehen Rich­
tung der französischen Konsumgenossenschaftler, mit der die sog. Hamburger 
Richtung sonst viele Hauptzüge gemeinsam hat, betonen die Führer der 
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deutschen Konsumvereinsbewegung sogar mit besonderer Vorliel1e, daß sie 
nur in ganz bestimmten Grenzen zu arbeiten beabsichtigen. Ich erinnere 
hier nur an das programmentwickelnde Referat HEINRICH KAUI<'F'MANNs, 
eines der Begründer des Zentralverbandes und zweifellos eines der hervor­
ragendsten Theoretiker der deutschen Konsumgenossenschaftler, gelegentlich 
der Verbandsgründung in Dresden i. J. 1903. Es heißt dort ausdrücklich, 
daß sowohl der genossenschaftlichen Produktion wie deren Konsumtion natür­
liche Grenzen gesteckt seien, und daß auf absehbare Zeit nur die Hauptmasse 
dicht beieinander wohnenden industriellen Arbeiterschaft sowie ein Teil des 
mittleren und kleineren Bürger- und Bcamtentums für die Bewegung zu ge­
winnen seiu würden. ,,Die Befürcht,ung auf der einen Seite und die Hoff­
nung auf der anderen, daß wir zu einer vollständigen konsumgenossenschaft­
lichen Regelung der GütervPrteilung und der Giitererzeugung kommen können, 
ist m. E. gnmdlos. Die konsumgenossenschaftliche Organisation und Pro­
duktion wird ein wesentlicher und wichtiger Teil unseres Wirtsclrnftslebcn,i 
werden; sie wird namentlich den breiten Massen der Unbemittelten nicht hoch 
genug zu schätzende Vorteile zuführen; sie wird auch in der Lage sein, 
wucherischen Preistreibereien uml anderen das \Vohl des Volkes schwer 
schädigenden Auswüchsen der großkapitalistischen Produktion entgegenzu­
treten. Aber daß sie die Produktions-, Handels-, Erziehungs- und Regierungs­
verhältnisse in ihrer Gesamtheit jemals ordnen wird, wie die OwExschen 
Genossenschaften es trtiumteu, das wird wohl ein Traum bleiben" (KAUI<'F­
MANN). 

In der an 2 ter Stelle angezeigten Broschüre behandelt die bekannte 
Genossenschaftlerin die historischen und prinzipiellen Beziehungen zwischen 
genossenchaftlicher und sozialistischer Bewegung. Nach einer Übersicht über 
die verschiedenen Phasen in der Stellungnahme der einzelnen sozialistischen 
Parteien gegenüber den Genossenschaften folgt eine kurze Untersuchung ihres 
\Vescns, wie es in einzelnen Formen zum AuHdruck gelangt. Die Verf. ver­
gleicht vor allem Produktiv- und Konsumgenossenschaft miteinander und 
vertritt die Ansieht, daß, wtihrend jene der privatkapitalistischen Betriebs­
form durchaus nicht überlegen, ,,ja kaum ebenbürtig" sei, diese „wirklich der 
Anarchie der auf der freien Konkurrenz aufgebaut011 individualistisch-kapita­
listischen \Virtschaftsordnung zu Leibe" rücke, indem sie an Stelle des „sinn­
losen Darauf!osproduzierens ... die planmäßige, alle überflüssigen Spesen 
vermeidende Produktion und Verteilung der Güter für die genau gekannten 
Bedürfnisse eines bestimmten Absatzgebietes setze" (S. 20, 30). Eine kurze 
Schilderung der Konsumvereinsbewegung in den verschiedenen Ländern und 
besonders in Deutschland dient zur Erhärtung dieser These, doch unterläßt 
es D., den Leser darüber zu unterrichten, in welchen der von ihr aufgeführten 
Länder die Organisation der Konsumvereine tatsächlich ihrem oben geschilderten 
Ideal der „Produktion und Verteilung der Güter für die genau gekannten 
Bedürfnisse eines bestimmten Absatzgebietes" entspricht. Daß dies z. B. 

Archiv f. d. Geschichte dos Sozialismus III, hrsg. v. Grünberg, 21 
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weder in Frankreich noch in Belgien der Fall ist, daß vielmehr in beiden 
Ländern die Konsumvereine sogar ihren Hauptabsatz nicht bei den eigenen 
Mitgliedern, sondern beim großen Publikum haben, also in nicht stärkerem 
Masse mit einem „bestimmten Absatzgebiet" rechnen können, wie die Kauf­
leute, Bäcker etc. am Ort, mußte unbedingt erwähnt werden. 

Ein besonderes Kapitel ist den landwirtschaftlichen Genossenschaften ge­
widmet. Die V erf. beschränkt sich hier in ihrer Darstellung auf Deutschland, 
Dänemark, Finnland, Irland und England und beurteilt die gesamte Bewegung 
auch lediglich nach den Formen, die sich in diesen Ländern herausgebildet haben. 
Ich möchte hier jedoch vor allem auf Italien verweisen, wo die Genossen­
schaftsidee gerade auf dem Lande große Ausbreitung gefunden und eine 
Anzahl ganz besonders eigenartiger Formen gezeitigt hat, die bei einer Be­
trachtung der Möglichkeiten, welche die genossenschaftliche Organisation in 
der Landwirtschaft bietet, jedenfalls berücksichtigt werden müßten. Ich 
erinnere nur an die genossenschaftlichen Pachtgüter, deren es sowohl in der 
Lombardei, der Emilia und Romagna wie auf Sizilien eine beträchtliche An­
zahl gibt, und die gerade wegen ihres ausgesprochenen proletarischen Cha­
rakters vollste Beachtung verdient hätten, ebenso wie an die Arbeitsgenossen­
sehaften der Taglöhner und Erdarbeiter, die, aus den niedrigsten Schichten 
<ler ungelernten Arbeiterschaft bestehend, stattliche Unternehmungen, wie 
Kanal- und Straßenbauten, Drainierungsarbeiten etc., zu vollbringen imstande 
sind und letzthin selbst eine Eisenbahnlinie gebaut und in Betrieb gesetzt 
haben. 

Die Vorzüge der angezeigten Schrift sind: übersichtliche Stoffgliederung 
und fleißige Zusammenstellung von Daten und Fakten, flüssiger Stil und 
leichte Lesbarkeit. Es mangeln ihr jedoch originelle Gedanken und kritischer 
Geist. Ein gar zu hoch gespannter Hurrahton schadet selbst der besten Sache. 

]}fit der eben besprochenen deckt sich stofflich auch die FLEISBNJ<JRsche 
Studie (3) zu großem Teil. Auch F. will die inneren Beziehungen zwischen 
Genossenschaftsbewegung und Sozialdemokratie nachweisen, nur daß er sich 
in seinen Untersuchungen ausschließlich auf Produktivgenossenschaften und 
Konsumvereine beschränkt. Während jedoch DAVID der deutschen Kon­
sumvereinsbewegung so gut wie kritiklos gegenübersteht, macht sich in 
der F.schen Schrift eine zwar den Konsumvereinen als solchen äußerst 
frenndlche Auffassung geltend, jedoch ohne daß deshalb der Verf. mit 
seinen zahlreichen Bedenken über das Yerhalten einzelner Führer der Kon­
sumvereinsbewegung hinter dem Berge hielte. F. wirft eine Reihe klarer 
und scharfer Schlaglichter auf die Lage der Dinge, wie sie sich zwischen 
Partei, Gewerkschaften und Konsumvereinen gegenwärtig in Deutschland 
herausgebildet hat. Er zeigt, daß, entsprechend der Tatsache, daß der Ar­
beiter ein weit größeres Interesse daran hat, serne Bedarfsartikel zum täg­
lichen Leben möglichst preiswert einzukaufen, als der Angehörige der be­
sitzenden Stände, auch ein überwiegend großer Prozentsatz der Konsum-
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vereinsmitglieder aus Arbeitern bestehe. Er weist ferner nach, wie der 
Konsumverein tatsächlich zur Linderung der Notlage des Arbeiterstandes 
beitrage und sehr wohl geeignet sei, den Arbeiter wirtschaftlich zu kräftigen 
und dadureh kampfesfähiger zu machen. Auch biete, zumal in kleinen Städten, 
der Konsumverein häufig einen wertvollen Rückhalt für die politische und 
gewerkschaftliche Organisation. ,,Sozialdemokraten können gerade als Kon­
sumvereinsangestellte infolge der Unabhängigkeit ihrer Stellung sehr Wert­
volles für die Partei leisten. Es ist oft nur mit Hilfe eines Konsumvereins­
lagerhalters möglich, eine Partei- oder Gewerkschaftsorganisation an einem 
kleinen Ort zu gründen, weil außer ihm keine unabhängige Person da ist, 
die nicht mit der Gefahr der Maßregelung zu rechnen hat." (S. 41.) Anderer­
seits aber sei der Konsumverein allerdings nicht als nlnstrument positiven 
Klassenkampfes" zu betrachten. Im Gegenteil könne er - ,,lediglich als 
Selbstzweck" betrachtet - sogar direkt zu einem Hemmschuh des Klassen­
kampfes werden. Deshalb müßten die klassenbewußten Arbeiter dahin wirken, 
der Konsumvereinsbewegung die Richtung zu geben, welche sie ihren Zielen 
dienstbar mache. Trotzdem F. also eine Genossenschaftsbewegung mit aus­
gesprochen sozialdemokratischem Charakter wünscht, hält er aber - nicht 
nur praktisch, wie es ja durch die deutsche Genossenschaftsgesetzgebung 
von vornherein bedingt ist, sondern auch theoretisch - durchaus an dem 
Prinzip der Neutralität der Konsumvereine fest, weil durch eine zu innige 
Verquickung von Partei und Genossenschaft die „Klarheit des Klassenbewußt­
seins und die Entschiedenheit des Klassenkampfes ungünstig beeinflußt" würde. 
Nicht aber ist F. mit der seiner Ansicht nach übertriebenen Neutralität ein­
verstanden, wie sie von den Konsumvereinsführern häufig ostentativ zur Schau 
getragen werde. Er bekämpft z. B. den häufig vertretenen Standpunkt, daß 
bei Wahlen zur Verwaltung auf die politisch anders als die Mehrheit denkenden 
Minderheiten Rücksicht genommen werden miisse, verletzt aber seinerseits 
auch wiederum das reine Neutralitätsprinzip nach der anderen Seite, indem 
er solche Mitglieder bevorzugen zu dürfen glaubt, die die gleiche politische 
Ansicht wie die Mehrheit haben (S. 44 f.). Sehr interessant und zutreffend 
sind seine Ausführungen über das Verhalten der deutschen Konsumvereine 
zu Fragen der Politik, bezüglich derer er eine größere Anteilnahme sowie 
vor allem eine gerechtere Wertung der Verdienste wiinscht, die sich die 
einzelnen politischen Parteien um die Konsumvereinsbewegung erwerben. 
Während jedes lobende Wort aus bürgerlichem Munde mit der größten 
Dankbarkeit aufgenommen und verbreitet werde, werde die ungleich verdienst­
vollere 'fätigkeit der Sozialdemokratie im Dienste der Genossenschaftssache 
fast ganz totgeschwiegen (S. 68). Nicht als ein notwendiges Übel, sondern 
als Beschützer, Förderer und guter Bundesgenosse solle die Sozialdemokratie 
von den Konsumvereinen betrachtet werden. ,,Die wirtschaftspolitischen und 
sozialen Interessen beider Bewegungen decken sich durchaus. Wer das 
leugnet schadet der Sache der Arbeiter." 

21* 
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Die an 4 ter Stelle genannte Arbeit bietet in ausschließlicher Form 
eine überzeugende Darstellung der großen Vorzüge der genossenschaftlichen 
Brotproduktion in modernen :a,Iaschinengroßbetrieben, Vorzüge, die sich so­
wohl auf die Konsumenten als auch auf die eigentlichen Produzenten des 
Brotes, die Lohnarbeiterschaft im Bäckergewerbe, erstrecken. Auf Grund 
persönlicher Umfragen und eigenen Augenscheins sowie des von öffentlichen 
Behörden, gewerkschaftlichen Organisationen und Konsumvereinen veröffent­
lichten l\laterials werden die genossenschaftliche und die private Brotproduktion 
in Deutschland geschildert und nach allen Seiten hin miteinander verglichen. 
G. weist nach, wie wenig von einer Konzentration der privaten Bäckereibetriebe 
die Rede sein kann, und wie schwer die l\laschine bei ihnen Eingang findet. 
Die Brotfabrikation im großen ist so gut wie völlig auf die genossenschaftliche 
Produktion beschränkt, die von vornherein auf einen fe8ten Kundenkreis 
rechnen kann. Private Großbetriebe könnten deshalb schwer aufkommen, 
weil die Bevölkerung im allgemeinen zu sehr daran gewöhnt sei, das Brot 
in allernächster Nähe einzukaufen. Diese Gepflogenheit zu durchbrechen, sei 
nur der Konsumverein imstande, der, wenn er zur Brotfabrikation übergehe, 
gleichzeitig auch die Brotpreise möglichst niedrig ansetze, so daß die 
eventuelle Unbequemlichkeit des Broteinholens durch den pekuniären Vorteil 
wieder wettgemacht würde. 

Die Rentabilität des Großbetriebes aber mache sich ganz besonders bei 
der Hefätellung von Roggenbrot geltend, während sich bei dem l<'rühstücksgebäck 
der Vorsprung der maschinellen Produktion aus verschiedenen Gründen wesent­
lich verringere. Erstens könne nämlich bei seiner Herstellung die Handarbeit 
nicht in so großem Umfange durch l\laschinen ersetzt werden; zweitens seien 
für das Frühstücksgebäck die in den Großbäckereien benützten Ausziehback­
füen weit weniger geeignet als die alten Einschießöfen der kleinen Bäcker; 
drittens müßten bei dem Weißbrot, das jede deutsche Familie mindestens 
einmal, womoglich selbst zweimal täglich frisch auf dem Tische zu sehen 
wünsche, seitens der Großbäckereien große Ausgaben für Verteilung an die 
Kundschaft gemacht werden, die bei dem kleinen Bäcker, der seine in nächster 
Nähe des Geschäftes wohnenden Abnehmer mit Leichtigkeit durch die Lehr­
linge bedienen lassen könne, so gut wie gar nicht ins Gewicht fallen. 
Ebenso verhältnismäßig wenig rentabel sei die Fabrikation von Konditor­
waren in Großbetrieben, da bei diesen der individuelle Geschmack sowie 
die persönliche Kunstfertigkeit des Bäckers zu sehr mitspielten, als daß 
das große Publikum durch einen schablonenmäßig arbeitenden Großbetrieb 
zufriedengestellt werden könnte. Auf Grund seiner Untersuchungen gelangt 
G. zum Resultat, daß der Konsumverein mit seiner Großbäckerei in der 
Brotfabrikation allerdings dazu berufen sei, die kleinen Bäcker allmählich 
zu verdrängen, daß aber deshalb doch das private Bäckereigewerbe durchaus 
nicht dem Untergange geweiht sei, soweit seine Angehörigen sich dazu ver­
ständen, in ihrer Produktion nicht, wie bisher, auf das gewöhnliche Roggen-
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brot, sondern vielmehr auf das feinere Gebäck das Hauptgewicht zu ver­
legen. Hierin sei der handwerksmäßige Betrieb auf absehbare Zeit hinaus 
dem maschinellen Großbetrieb noch durchaus gewachsen. Es läge also nicht 
so sehr im Interesse des ersteren, sich gegen die Entwicklung der Konsum­
vereinsbäckereien zu stemmen, die zum Wohle des großen - brotkonsumie­
renden - Publikums gereichten, und die sie deshalb doch nicht aufzuhalten 
vermöchten, als vielmehr, ihr Gewerbe dera1t zu betreiben, daß sie durch 
Qualitätsware die Konkurrenz mit den Großbäckereien erfolgreich aushalten 
könnten. Dem Konsumverein das Brot, dem Privatbäcker die feineren Artikel. 
Kein Kampf nach außen, sondern Erziehungsarbeit nach innen, Ausmerzung 
und Abstoßung der geringwertigeren, zur Herstellung feiner vVare unfähigen 
Elemente. 

Die durch viele Tabellen und zahlenmässige Vergleiche illustrierte Ar­
beit G.s ist außerordentlich lesenswert für jeden, der einen unparteiisch ge­
haltenen Überblick über den Kampf zwischen den genossenschaftlichen und 
den privaten Bäckereien zu erhalten wünscht. 

Turin. GrsELA MrcHELS·LINDNER. 

Staats I ex i k o n. Unter Mitwirkung von Fachmännern hrsg. im Auftrag der 
Görres-Gesellschaft zur Pflege der Wissenschaft im katholischen Deutsch• 
land von Juuus BACHEM und HERMANN SACHER. IV. Aufl. (unveränderter 
Abdrnck der m. neubearbeiteten Aufl.) Freiburg i. B., Herdersche Verlags­
buchhandlung 1911/12. 5 Bde. X S. und 1584 Sp.; VI S. und 1608 Sp.; 
VI S. und 1626 Sp.; VI S. nnd 1564 Sp.; VIII S. und 1532 Sp. (Halb­
franz 90 Mk.) 
Das angezeigte vVerk gehört zu den verbreitetsten der an Zahl stetig zu­

nehmenden staatswissenschaftlichen Nachschlagebücher: vor wenig mehr als 
zwei Jahrzehnten, 1889, ins Leben gerufen, liegt es nunmehr seit kurzem in 
IV. Auflage abgeschlossen vor. Die Bedeutsamkeit dieser Tatsache wird aber 
erst recht klar, wenn man festhält, daß es - zum Teil durch seinen Inhalt 
und noch mehr durch dessen besondere Färbung, zum Teil auch durch daR, 
was es inhaltlich vermissen läßt - unter den analogen Veröffentlichungen 
einen besonderen Platz einnimmt. Von vornherein nämlich war es program­
matisch bezweckt als „ein auf katholischen Grundsätzen hernhendes Staats­
lexikon". Nicht etwa bloß in dem Sinne, daß „für die Darlegungen der 
Beziehungen zwischen Staat und Kirche selbstverständlich die feststehenden 
Prinzipien der kirchlichen Lehre und der katholischen Wissenschaft maß­
gebencl sein" sollten; sondern vielmehr auch darin, daß festgestellt wurde, 
es sei „das Hauptgewicht auf die Erörterung der fundamentalen Begriffe 
von Religion und Moral, Recht und Gesetz, natürlichem und positivem Recht, 
von Staat und Kirche, Familie und Eigentum zu legen" und dabei „das Recht 
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auf seinen ewigen Urgrund, den Schöpfer selbst, zurückzuführen, das Natur­
recht als Grundlage und Norm der positiven Rechtsbildung zur Anerkennung 
zu bringen; die sittlich-rechtlichen Momente zu betonen, welche die Ver­
bindlichkeit menschlicher Gesetze für das Gewissen des Individuum bedingen; 
Staat und Gesellschaft als die von Gott gewollte Ordnung mit dem Zweck 
des Menschen und der Menschheit in Verbindung zu bringen; die Familie 
als die Grund- und Unterlage aller staatlichen Organisation und Entwicklung 
zu verteidigen"; bei der Behandlung volkswirtschaftlicher und sozialpolitischer 
Fragen endlich „die von allen menschlichen Verhältnissen unabtrennbaren 
sittlichen und religiösen Gesichtspunkte zur Geltung zu bringen" (Vorwort 
zur I. Auflage). 

Dieser strengen "Wahrung des katholischen Standpunktes" begegnen 
wir in sämtlichen Auflagen des „Staatslexikons" und in ihrem Gefolge einer 
Einheitlichkeit und Geschlossenheit in der prinzipiellen Auffassung der Mit­
arbeiter, wie wir sie bei anderen ähnlichen Handbüchern, z. B. dem ,,Hand­
wörterbuch der Staatswissenschaften" oder dem „ Wörterbuch der Volkswirt­
schaft'', vergeblich suchen würden. Doch hieße es offene Türen einrennen, 
wenn ich erst begründen wollte, daß ich hierin keinen Vorzug des „Staats­
lexikons" zu erblicken vermag. Jedenfalls machen die innerliche Gebunden­
heit der Darstellung und die Starre der in ihr zur Anwendung gelangenden 
Maßstäbe historisches Verständnis und Einsicht in die Notwendigkeit einer­
seits von Entwicklung auf allen Gebieten menschheitlicher Lebensäußerungen 
und anderseits ihrer konkreten Verlaufserscheinungen unmöglich. Denn unter 
dem Gesichtspunkt einer „gottgewollten Ordnung" ist alles, was dieser zu­
ständlich widerspricht, schlechthin Abirrung und verfehlt, wie hinwiederum 
ihm gegenüber allein erstrebenswert - und natürlich an sich auch jeder­
zeit und allüberall erreichbar - die Rückkehr unter die Herrschaft des von 
Gott selbst stammenden, daher ewig wahren und über alles positive Recht 
sowie dessen wechselnde Gestaltungen in Zeit und Raum erhabenen Sitten­
gesetzes, dessen Vermittlerin die Kirche ist; die Führer aber der Bewegungen 
vom rechten Wege ab und die deren Ideologien formulieren, erscheinen als 
Rebellen gegen die "ratio divina vel voluntas dei, ordinem naturalem conser­
vari iubens, perturbare vetans" (AUGUS'l'INUS). 

Es liegt demnach nur im Wesen des „Staatslexikons", wenn es nicht allen 
Personen, Gedankenreihen und Geschehnissen, die in seinen Rahmen fällen, 
gleich liebevolle Aufmerksamkeit und Behandlung zuteil werden läßt; daß 
es fertige Urteile bringt, wo man ein non liquet erwartet; daß die Polemik, 
wo der Gegenstand hierzu Veranlassung bietet, sehr stark in den Vorder­
grund tritt .. Jeglich Ding muß mit seinem eigenen Maßstab gemessen werden, 
soll nicht alle Diskussion fruchtlos bleiben und in leeres Gerede ausarten. 
Man dürfte also aus jenen eben gekennzeichneten Wesenseigenheiten dem 
„Staatslexikon" keinen Vorwurf machen, sondern könnte sich ihnen gegenüber 
mit der Feststellung begnügen, daß man die Weltanschauung nicht teile, 
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deren Konsequenz sie sind - wenn nur im übrigen die Darstellung desjenigen, 
was das "Staatslexikon" ablehnt (und von seinem Boden aus mit Recht ab­
lehnt), eine objektive und demgemäß auch ausreichend vollständige wäre; 
wenn die Polemik nur gegen so Dargestellte~ und daher auch erst nach der 
Schilderung des zu Bekämpfenden vorgebracht würde, nicht aber diese durch­
setzte; wenn schließlich auch, abgesehen hiervon, der Inhalt der Artikel, so 
wie sie nun vorliegen, in allen tatsächlichen Einzelnheiten durchaus verläß­
lich wäre. 

Diese Voraussetzungen treffen jedoch, speziell was die uns an diesem Ort 
unmittelbar und mittelbar allein interessierenden Teile des „Staatslexikons" 
anbelangt, keineswegs zu. 

Zu gutem Teil mag das auch durch Raumrücksichten mitverschuldet 
sein: das „Staatslexikon" ist umfänglich weit eingeengter als das „Hand­
wörterbuch der Staatswissenschaften" und verfügt nur über etwa 2000 Spalten 
mehr als das zweibändige „Wörterbuch der Volkswirtschaft", spannt aber 
seinen Rahmen viel weiter, denn es enthält neben im eigentlichen Sinne 
staatswissenschaftlichen Artikeln auch historische, politisch-geographische, 
philosophische, juristische. So wird ihm Beschränkung in der Stoffauswahl 
und Kürze in der Stoffbehandlung zu einem unabweislichen Gebot. Man 
wird aber beim besten Willen nicht zugeben können, daß das Verhältnis 
zwischen Raumökonomie und Wichtigkeit des Stoffes immer ein richtiges ist; 
und ebensowenig, daß der konkret in Anspruch genommene Raum auch wirk­
lich wissenschaftlich entsprechend ausgenützt wird. Im bio g r a phi s c h e n 
Teile z. B. fällt es zwar angenehm auf, daß die Vertreter der „christlichen 
Sozialwissenschaft'' im Vergleich mit den sonstigen Volks- und Gesellschafts­
wissenschaftern durchaus nicht bevorzugt erscheinen. Gerade hier aber klaffen 
große Lücken, die auch in den allgemeinen Artikeln keine befriedigende 
Ausfüllung erfahren. Daß den Merkantilisten und deutschen Karne­
r a listen sowie deren Gedankenreihen überhaupt keine systematische Sonder­
darstellung zuteil wird, sondern daß sie in den Artikeln „Finanzwissenschaft" 
(II, 182), ,,Handel und Handelspolitik-' (II, 1050), ,,Volkswirtschaftslehre" 
(V, 992) und „ Volkswirtschaftspolitik" (V, 1008) flüchtigst mit abgetan werden, 
mag noch hingehen. Allein auch die Ph y s i ok raten werden nicht viel 
bosser behandelt. Zwar ist ihnen ein Spezialartikel von im ganzen sieben 
Spalten zugemessen (IV, 146/153). Aber man erfährt aus diesem Geburts­
und Todesjahr einzig bei QuESNAY und dem Markgrafen Fm1mRWH vox 
BADEN und nicht einmal das Erscheinungsjahr von MrnABEAUs „L'ami des 
hommes". Wann TnüNEN gelebt hat, kann kein Leser des „Staatslexikons" 
sich vorstellen; wird ja sein „lierühmtes Werk: Der isolierte Staat" bloß im 
Art. ,,Grundrente" und dort als 1875 in III. Aufl. erschienen angeführt (II, 956). 
Die großen Namen der Deutschen HERMANN, HIL])EBRAND, KNim,, RAU u. v. a., 
Nichtdeutscher und der Lebenden gar nicht zu gedenken, werden nur gelegent­
und ohne Hindeutung auf ihre Schriften erwähnt. Dafür ist RoscHElt 
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(IV, 699/719) ein fast ebenso umfangreicher Artikel gewidmet, wie .ADAM 
SMITH (IV, 1177/1201), in dem wir auch genauestens über seine „Stellung 
zur positiven Anschauung" (IV, 714/717) belehrt werden, und entfällt von 
dem 16 ½ Sp. fassenden ADOLF WEBERschen Art. ,,Volkswirtschaftslehre·' 
(V, 985/1001) nicht weniger als ein Viertel (V, 997/1001) auf „Die christliche 
Volkswirtschaftslehre", als deren „Großtat ersten Ranges" das „Lehrbuch der 
Nationalökonomie" von HEINRICH PESCH S. J. ausführlich gekennzeichnet wird. 

Unter den Artikeln, die uns an diesem Ort zumeist interessieren, ver­
mißt man zunächst mit Verwunderung einen über „c h r ist li c h - so z i a I e 
Bewegungen", den man doch gerade im „Staatslexikon" am ehesten zu 
finden erwartet hätte. Warum er fehlt, kann ich mir auch nicht recht 
denken. Sollte die Redaktion besorgt haben, sonst der so häufigen misver­
ständlichen Bezeichnung dieser Bewegungen als „christlichen Sozialismus" 
Vorsehub zu leisten, den es - wie auch das „Staatslexikon" wiederholt mit 
Recht feststellt - niemals in dem Sinne gegeben hat, daß das Christentum 
oder „christlich-soziale" Parteien und Wortführer grundsätzlich gegen das 
Privateigentum und für den Kollektivismus sich ausgesprochen hätten? Wie 
dem nun aber immer sei, diesem Mangel wird jedenfalls durch die biographischen 
Art. über K~JTTELER, LAMMI<JNAIS, LE PLAY, MANNING und VOGELSANG und 
durch die wenig ausführlichen oder gelegentlichen Angaben in anderen 
(,,Politische Parteien, III, 1590/91, 1595/99, 1603/08; ,,Gewerk- und Arbeiter­
vereine", II, 75'5/59, 761; ,,Patronage", IV, 43/48; ,,Sozialpolitik, IV, 1273/75, 
1286/87) weder inhaltlich noch systematisch abgeholfen. 

Auch nach den Schlagworten Chart i s m u s, K o mm u n e , Intern a t i o­
n a l e Arbeiterassoziation, Nationalwerkstätten sucht man ver­
geblich. Über jenen hört man (im Art. ,,Großbritannien", II, 845) alles in 
allem: ,,Eine radikale Richtung" (neben der 1837 begründeten Anti-Corn-Law­
League), ,,die Chartisten, forderten in ihrer ,Volkscharte' allgemeine direkte 
,,\Vahlcn ohne Zensus, jährliche Parlamente, Abschaffung des Armengesetzes, 
„Verminderung der Abgaben usw. Die Ennäßigung (1842) und Aufhebung 
„der Kornzölle (1846), die Durchführung der Einkommensteuer durch Peel 
„und vor allem der mächtige Aufschwung der Industrie entzogen jedoch für 
,,den Augenblick der Bewegung den Boden und halfen auch über die Un­
„ruhen des Jahres 1848 hinweg". Außerdem findet sich eine Erwähnung der 
,,stürmischen Chartistenbewegung der 1830er und 184001· Jahre"' im Art. 
,,Gewerk- und Arbeitervereine" (II, 749). Die Kommune wird (im Art. 
„Frankreich", II, 237) kurz und bündig mit den \Vorten geschildert: ,,Ein 
sozialistischer Aufstand in Paris, die zwei Monate dauernde Schreckensherr­
schaft der Kommune". - Von der Internationale erfährt man (im Art. ,,MARX", 
III, 1017) durch ein 13 Zeilen langes Zitat aus dem bekannten MARX-Artikel 
von .EsGELS im „Handwörterbuch der Staatswissenschaften". - So nichts­
sagend das alles aber ist und sowenig tatsächliche Aufklärung es vermittelt, 
so ist es doch dem vorzuziehen, was - ebenso gedrlingt wie in jedem Satz 
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falsch - über die „Nationalwerkstätten" erzählt wird. An einer Stelle (im 
Art. ,,Sozialismus", IV, 1253) heißt es: Lours BLANcs „Ideen über die Orga­
„nisation der Arbeit ist ein Anfang der Ausführung zuteil geworden, indem 
„alsbald nach der Februarrevolution die sog. Nationalwerkstätten eröffnet 
„ wurden, deren unglaublich schnelles Fiasko und alsbaldige Schließung zu 
,,dem von der Regierung niedergeschlagenen .Juniaufstand führte. Der uner­
„meßliche Abstand zwischen den Resultaten einer sozialistischen Produktion 
„und denen des Privatbetriebes war hier auf das grellste zutage getreten. Wie 
„hätte aber auch ein so umfassender Versuch des nationalen Betriebes der 
,,Produktion, wie er mit der Errichtung dieser Werkstätten gemacht wurde, 
„von Erfolg begleitet sein sollen"! Und wie KAMn'E und FESCH rev. von 
CATHREL'I tischt auch A:-TONI das g·leiche Märchen auf (im Art. ,,Recht auf 
Arbeit", IV, 417) und läßt die Ateliers nationaux sowohl an dem „Mangel 
an Mitteln" wie an der „ Unmöglichkeit, von Staats wegen eine unbeschränkte 
Produktion sowie eine Regelung des Absatzes der erzeugten Produkte herbei­
zuführen", scheitern. 

Beruht diese Darstellung, die zum Ausgangspunkt einer langathmigen 
Widerlegung des Kollektivismus benützt wird (IV, 1253/54) bloß auf Un­
wissenheit, so darf man diese wohl als fahrlässigst bezeichnen. Es mag ja 
zuviel verlangt sein, daß wer über die Nationalwerkstätten und ihr Ver­
hältnis zum Recht auf Arbeit überhaupt und zu Br,ANCs Ideen ;insbesondere 
einen weiten Kreis autoritativ unterrichten will, auf die - noch 1848 er­
schienene - ,,Histoire des ateliers nationaux" von deren Initiator, Organisator 
und Leiter Emu-: THOMAS kenne. Man kann sich jedoch auch aus zweiter 
Hand unschwer belehren, daß die g·anze Einrichtung nur zu BLANCs Dis­
kreditierung geplant und ins Werk gesetzt wurde, daß sie die Massen seinem 
Einfluß entziehen sollte unrl daß die „Produktion" der eingestellten Arbeiter 
- soweit diese überhaupt wirklich beschäftigt wurden - so gut wie aus­
schließlich in unnützem Erdaufwühlen und in Baumanpflanzungen auf den 
ltußeren Pariser Boulevards bestanden. 

Gleichwertig mit diesen charakteristischen Details ist der Hauptartikel 
,,Sozi a I i s m u s" (IV, 1240/70) im ganzen, der durch den Art. ,,Staats­
rom an e" (V, 17/31) ergänzt wird. Mehr als zwei Drittel des letzteren sind 
mit der Inhaltswiedergabe der Staatsromane nicht nur von PLATO und Mo&us, 
sondern auch von CAMPANELLA, VArnAssE, MmrnLLY, CABET (dessen „Voyage 
en Icarie" übrigens erstmals schon 1840 und nicht erst 1842 erschienen ist), 
BrnLLAMY u. a. ausgefüllt. Es bleibe dahingestellt, ob der Raum nicht hätte 
besser verwendet werden können. Den aber möchte ich sehen, der aus der 
Skizze cler Lehren von SAINT-SrMON und der Saint-Simonisten (IV, 1244/49), 
deren gesellschaftswissenschaftlich bedeutsamen Gehalt herauszuschälen oder 
an der Hand des von steter Polemik durchbrochenen Zerrbildes (IV, 1249;51) 
sich eine zutreffende Vorstellung von clem System FOURIERS zu machen ver­
möchte. - Seiner 1Veiterbildung durch die Ecole societaire wird nebenbei 
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nicht in unmittelbarem Anschluß an den großen Verkünder des Assoziations­
gedankens sondern, flüchtigst, im Art. ,,Recht auf Arbeit" (IV, 415) gedacht; 
wie denn als Prototypen der sozialistischen Ideenentwicklung auf französischem 
Boden nach 1830 bloß PECQUEUR, BLANC und PROUDHON genannt werden. 
- Der erste verkünde seine Theorien in dem Buche: ,,De la republique de 
Bien" (richtig: de Dieu), 1844 - dessen Inhalt natürlich skizziert und 
widerlegt wird. Gedenkt man aber schon PEc<iuEuRs, so muß man natür­
lich auch wissen, daß seine Bedeutung in den beiden großen Werken beruht: 
„Economie sociale. Des interets du commerce, de l'industrie et de l'agriculture 
et de la civilisation en general", 2 Bde. 1839, und „Theorie nouvelle 
d'economie sociale et politique ou etudes sur l'organisation des societes", 1842. 
- Eine Kennzeichnung der „Organisation du travail" von Louis BLANC 
wieder sei überflüssig, denn seine Bedeutung sei „ vielmehr in der Rolle zu 
suchen, die er während d. J. 1848 spielte". Folgen die uns bereits bekannten 
Mitteilungen über die Nationalwerkstätten - so daß der Leser, da weder 
ein Spezialartikel noch der allgemeine „Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen­
schaften" (II, 73/80) irgend etwas Näheres über das Wesen und die geschicht­
liche Rolle der Produktivgenossenschaften mitteilt, nur auf dem Umweg 
über den Art. ,,LASSALLE" (III, 742) zu erfahren vermag, der große deutsche 
Agitator habe mit seinem Vorschlage der Gründung von Produktivassoziationen 
,,auf den Schultern anderer, vornehmlich des Franzosen Loms BLANC ge­
standen". - Ähnlich wird schließlich, aber auch in einem Spezialartikel 
(IV, 394/403) PROUDHON, und von nichtfranzösischen Vormarxisten ÜWEN, 
WEITLING, LASSALLE, HEuzEN dargestellt. - Die MARX und dem Marxismus 
gewidmete Ausführungen (IV, 1261/1269, Art. ,,MARX" und „Materialismus", 
III, 1016/23, 1029/34) sind zwar exakter; wer aber wissen will, um was es 
sich objektiv handelt, wird auch hier die Vermengung von Darstellung und 
Kritik unliebsamst empfinden. 

Wenden wir uns vom Sozialismus als '.l'heorie zu der von ihm hervor­
gerufenen politischen Arbeiterbewegung, der Sozialdemokratie (IV, 1226 
bis 1239), so finden wir ihre mit dem Jahre 1848 einsetzende geschichtliche 
Skizzierung auf Deutscllland beschränkt, während für die übrigen Länder 
nur einige ganz dürftige, vielfach in ihrer Unvollständigkeit irreführende 
Daten gebracht werden. Auf die ganze die Epoche des Julikönigtums er­
füllende Bewegung bezieht sich nur ein Hinweis im Art. ,,Geheime Gesell­
schaften" (II, 566/98), wonach von jeher „die sozialistischen Verbindungen 
in mannigfachem direktem und indirektem Zusammenhang mit der Frei­
maurerei stehen" (II, 595) - die denn auch ihrerseits ausgiebigst abgehandelt 
wird (II, 567/90). 

Zum Schluß Hei noch l1ervorgehoben, daß sich ein besonderer Art . .,Staats­
Aozialismus (V, 59175) überwiegend mit den Anschauungen ADOLF ,v AGNEUS 
auseinandersetzt. 

Das „Staatslexikon" enthält natürlich auch viele gute und instruktive 
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Artikel, die man - trotz abweichender prinzipieller Auffassung und gerade 
um ihretwillen - mit Anregung und Nutzen lesen wird und die man nicht 
ungeschrieben wissen möchte, so von BAEUMKER, HERTLING, HITZE und so 
manchen anderen noch. Es wird jedoch nach den vorstehenden Proben kaum 
jemand ernstlich bestreiten wollen, daß die Partien des „Staatslexikons", die 
in das Arbeitsgebiet des „Archivs" fallen, wissenschaftlichen Anforderungen 
nicht entsprechen. Die Gründe hierfür sind, wie wir gesehen haben, meist 
innerer Natur. Doch ließen sich nichtsdestoweniger gewisse äußere Mängel 
leicht beseitigen: so die Ungenauigkeit und Därftigkeit der biographischen 
und literargeschichtlichen Daten; und nicht minder die zahlreichen Druck­
fehler, die mitunter von allzugroßer Flüchtigkeit zeugen (z.B. im Art. Volks­
wirtschaftslehre V, 989, 996: SI Mo N DE SISM0NDI, HI L L E BRAND statt 
(Bruno) HILDEBRAND, LISZ'l' statt LIST u. a.). 

Wien. CARL GRÜNBERG. 

1. D i e Partei e n. Urkunden und Bibliographie der Parteienkunde. Bei­
hefte zur „Zeitschrift für Politik". Hrsg. von RICHARD SCHMID'r und 
AD0Ll<' GRABOWSKY. Berlin, Karl Heymann 1912. I. Heft. gr. 8°. 
IV-108 S. (Per Band von je 6 Heften 10 Mk.). 

2. ·internationales Jahrbuch für Politik und Arbeiterbewe­
gung. Berlin, Vorwärts-Buchhandlung 1912. I. und II. Heft. gr. 8°. 
424 S. (jährlich 4 Hefte, 12 Mk.). 

3. Bulletin periodique du Bureau socialiste international. 
Bruxelles. Nr. 7 und 8. fol. 80 u. 130 S. (2 und 3.50 Fr.). 
Daa an dritter Stelle angezeigte - in unregelmäßiger Folge erschei­

nende - B u 11 et in bildet eine äußerst wichtige Quelle für die Kenntnis 
der Internationale sowie der sozialistisch gerichteten Organisationen aller 
Länder. Denn es bringt nicht bloß Mitteilungen über die Struktur, Zu­
sammensetzung und Betätigung des Internationalen sozialistischen Bureaus, 
sondern verzeichnet auch die vorkommenden internationalen und nationalen 
Kongresse und sonstigen Zusammenkünfte, ferner deren programmatisch be­
deutsamen Beschlüsse und anderweitigen Äußerungen der Organisationen, 
endlich darüber hinaus zahlreiche wichtige Tatsa.chen und Ereignisse (Wahlen 
und deren Ergebnisse ; Demonstrationen und große Streiks; u. d. T. ,,Parla­
mentarische Notizen" kurze Übersichten über die Verfassungsverhältnisse 
der dem I. S. B. angeschlossenen Länder, die Stärke der sozialistischen Parteien 
und deren parlamentarischer Vertretung, sowie das Stärkeverhältnis zwischen 
diesen und den bürgerlichen Parteien). Besonders reichhaltig in allen diesen 
Beziehungen sind die Nr. 7 und 8 des Bulletins. Ihre „Chronik" umfaßt 
die Zeit vom Kopenhagener Int. soz. Kongreß (IX. 1910) bis zum 1. I. 1912. 
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Außerdem aber enthalten sie auch noch: eine Liste der sozialistischen Buchhand­
lungen und Verleger nebst Mitteilungen über Bestrebungen zu deren inter­
nationaler Organisation, systematische Verzeichnisse der sozialistischen und 
der Gewerkschaftspresse, ausführliche Bibliographien. 

Soviel aber das B u 11 et in auch bietet und so nützliche Dienste es leistet: 
die Aufgabe eines „Geschichtskalenders", d. h. eines fortlaufenden Verzeich­
nisses aller wichtigen politischen Zeitereignisse will und vermag es in seiner 
Eigenschaft als „Amtsblatt" des I. S. B. nicht zu erfüllen. Anderseits haben 
die bisher vorhandenen deutschen Geschichtskalender von ScHuurHEss 
(seit 1860) und von WrPPERMANN (seit 1867) - zweifellos der Arbeiter­
bewegung in ihren verschiedenen Daseinsformen, der politischen, gewerk­
schaftlichen und genossenschaftlichen, unmittelbar und mittelbar nicht jene 
Aufmerksamkeit zugewendet, die ihr gebührt. Dem in dieser Richtung vor­
handenen Mangel ist nun das Intern. Jahrb. f. Polit. u. Arbeiterbew. (2) 
abzuhelfen bestimmt. Wie aus seinem Titel schon hervorgeht, will es nicht 
nur Vorkommnisse der Arbeiterbewegung, sondern auch allgemeinpolitischer 
Art registrieren, aber allerdings als Kriterium für die Bedeutung dieser ihr 
Verhältnis zu jener anwenden. Der Stoff in den beiden bisher erschienenen 
Heften, die sich auf das Halbjahr I-VI 1912 erstrecken, ist nach folgenden 
Rubriken geordnet: Deutsches Reich. Reichstagswahlen und Reichstag, 
Auswärtige Politik, Reichsfinanzen, Wirtschaftspolitik, Sozialpolitik, Parteien, 
Gewerk8chaften, Lohnbewegungen, Genossenschaften, die einzelnen Bundes­
staaten, Kommunales, Kommunalpolitisehes; Europäische Staaten .... ; 
Außereuropäische Staaten ...• Durch Stichworte am Rande wird 
das Aufsuchen der einzelnen Materien erleichtert, und je für den Jahrgang 
ist ein Sach- und Namenregister in Aussicht gestellt. Darf man nach der 
vorliegenden Probe urteilen, so wird das In t. Jahr b. nicht nur für Politiker 
und Journalisten ein unentbehrliches Nachschlagebuch werden, sondern auch 
dem Gelehrten zu einem wertvollsten Behelf werden. 

Man sieht: wie das B u II et in , und nur mit Ausdehnung auf ein 
weiteres Gebiet, will auch das In t. Jahr b. bloß ein Sammelbecken sein. 
Systematisehe Zwecke in einem anderen Sinne als in dem durch das Interesse 
an leichterer Übersichtlichkeit bedingten der Stoffgliederung nach Ländern 
und gewissen Materien liegen ihm ferne; und ebensowenig will es, obschon 
es natürlich auch Räsonnements aus Zeitungen und Vertretungskiirpern repro­
duziert, seinerseits über die verzeichneten Geschehnisse allgemeine Betrach­
tungen anstellen oder Urteile aussprechen. Anders dagegen das von den 
verdienstvollen Herausgebern der „Zeitschrift für Politik" als Ergänzung 
dieser letzteren neugeschaffene internationale Organ: ,,Die Par­
teien" (1). Dasselbe soll in einem historisch-dokumentarischen 
und in einem so z i o logisch - o r g an i s a t o r i s c h- s tat ist i s c h e n Teil 
systematische Sammelarbeit doppelter Art leisten. Jener ist zunächst bestimmt 
zur - vollständigen oder teilweisen - Wiedergabe von Partei d ok um e n t e n, 
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d. h. offiziellen Erklärungen, Programmen, wichtige Resolutionen, Wahlauf­
rufen der politischen Parteien und politisch hervortretenden großen Interessen­
verbände Deutschlands, Österreich-Ungarns, Frankreichs, Englands, Italiens, 
Rußlands und der Vereinigten Staaten von Nordamerika. Außerdem sollen 
in ihm registriert und inhaltlich objektiv dargestellt werden: die „bedeut­
samen Aufsätze, in denen die einzelnen Partei-Zeitungen und Zeitschriften 
zu den aktuellen Hauptproblemen Stellung nehmen"; aber auch alle offiziellen 
Partei-Flugblätter, -Flugschriften uncl -Rechenschaftsberichte. Endlich wird 
beabsichtigt, zu verzeichnen, inhaltlich zu charakterisieren und in wichtigen 
Fällen auch ausführlich zu rezensieren Erinnerungen, Nachrufe und sonstiges 
parteigeschichtlich interessante Material. Aufgabe des zweiten Teils aber ist 
das Studium der Zusammensetzung der Parteien und der Wechselwirkung 
zwischen ihr und den Parteiprogrammen. 

Wenn ich recht verstehe, soll gerade hierin die „neue ·wissenschaft der 
Parteienkunde" bestehen, die sich, wie die Herausgeber behaupten, ,,in den 
letzten Jahren ihre Daseinsberechtigung erkiimpft hat". Nun muß ich be­
kenneu, daß ich kein Freund der heutzutage vielfach so beliebten Umetiket­
tierung der alten und Begründung neuer Wissenschaften bin. Damit aber 
soll keineswegs die Berechtigung und sogar Notwendigkeit eines Spezial­
organs wie des von ScH:11ID'l' und GRABOWSKY ins Leben gerufenen geleugnet 
werdeu. Im Gegenteil, es ist lebhaft zu begrüßen und kann ausgezeichnete 
Dienste leisten. \Vie weit es sein überaus umfassendes Programm auch zu 
verwirklichen imstande sein wird, läßt sich allerdings nach dem Inhalt des 
ersten Heftes noch nicht abschließend beurteilen. Denn classelbe beschäftigt 
sich lediglich mit dem Deutschen Reiche Ul](l auch in diesem nur mit den 
größten Parteien (Konservativen, Nationalliberalen, Zentrum, Fortschrittliche 
Volkspartei, Sozialdemokratie), während die kleineren und die Interessenver­
tretungen vorläufig noch fortgelassen wurden. Ich werde daher nach dem 
Erscheinen weiterer Hefte auf den Gegenstand noch zurückkommen; und zwar 
um so mehr, als die besprochenen Publikationen eine Überprüfung der Frage 
nahelegen: ob die „Chronik" und die „Bibliographie" in diesem „Archiv'• 
auch für die Zukunft aufrechterhalten werden sollen. Die Beantwortung 
dieser Frage wird vornehmlich davon abhängen, wie sich Die Partei c n 
und das In t. Jahr b. entwickeln. 

Wien. CARL GRÜNBERG. 

CARL ERGANG, Untersuchungen zum Maschinenproblem in der Volkswirt­
schaftslehre. Rückblick und Ausblick. Karlsruhe, Braun 1911. 8 °. 
XI-186 S. (3,6Q M.) 
Eine fleißige Seminararbeit, hinter der eine wohlwollende, aber noch 

wenig ausgeprägte Persönlichkeit steht. Der Verf. zitiert furchtbar viel -
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zu 157 Seiten Text bringt er nicht weniger als 597 Anmerkungen --, viel 
mehr, als selbst „eine dogmengeschichtliche Untersuchung" erfordert. Die 
gewöhnlichsten Gemeinplätze der Volkswirtschaftslehre durch Autoritäten 
zu stützen, ist wirklich überflüssig und braucht auch von einer Doktor­
arbeit nicht verlangt zu werden. Keinesfalls erfordert das die "Wissenschaft­
lichkeit". Der wesentliche Teil des Buches, die Darstellung der Theorien 
über das Maschinenwesen, leidet weniger unter diesem ästhetischen Mangel 
als die Kapitel, in denen E. seine eigene Theorie auseinandersetzt; er ist 
auch der bessere Teil und stellt im ganzen eine sehr verdienstvolle und 
nützliche Arbeit dar. 

Es lag nicht in E.s Absicht, eine absolut vollständige Dogmengeschichte 
zu schreiben ; er hat sich vielmehr darauf beschränkt, ,, typische Vertreter 
der einzelnen wissenschaftlichen Richtungen zu Wort kommen zu lassen". 
Wfr erhalten auf diesem Wege eine gute Übersicht der Entwicklungsgeschichte 
des Problems, wohl des wichtigsten in der Geschichte der Arbeiterklasse. 

Von den Merkantilisten kommen COLBERT, FRIEDRICH DER GROSSE, 
MONTESQUIEU, SüsSMILCH, JusTI, SONNENFELS, BüscH, STEUART u. a. zu 
Wort. Während die älteren Vertreter dieses Systems die Maschine nur so 
lange willkommen heissen, als sie der Handarbeit keine Konkurrenz macht, 
lassen die späteren das neue Arbeitsmittel gerne zu, wenn es eine billigere 
Produktion ermöglicht, und schieben soziale Erwägungen beiseite. - Die 
Physiokraten schenken der Frage wenig Beachtung; wenn sie Stellung 
nehmen, sind sie nicht maschinenfeindlich. - In je einem umfangreichen 
Kapitel werden dann die Ansichten der Klassiker SMITH, LAUDERDALE, 
BEN'l'HAM, RrcARDO, MALTHUS, J. B. SAY, der Epigonen (MAC CULLOCH, 
SENIOR, ToRRENS, J. ST. MILL), dann einiger Spezialisten (URE, BAINES, 
BABBAGE, GASKELL usw.), endlich von SrsMONDI und MARX über die öko­
nomische und soziale Bedeutung der .Maschine kritisch geschildert. - '.t.:um 
Schluß untersucht E. das Maschinenproblem der Gegenwart, wobei er zu 
recht optimistischen Schlüssen gelangt. 

Die Natur des Buches untersagt jedes Eingehen auf einzelne Meinungen, 
und so wollen wir uns auf die Richtigstellung einiger solcher Irrtümer be­
schränken, welchen man auch bei anderen Autoren begegnet. S. 121 wieder­
holt E. die nicht neue Behauptung, MARX sei der englischen Gewerkschafts­
bewegung „verständnislos" gegenübergestanden. Wenn es eines Gegen­
beweises noch bedarf, so verweisen wir auf Kapitel 2, § 5 des "Elend der 
Philosophie", auf die Beschlüsse der ersten Kongresse der Internationale und 
besonders auf die Äußerungen von MARX, die mitgeteilt sind in BRINGMANN, 
Geschichte der deutschen Zimmererbewegung, Bd. 1, S. 364; auch die Briefstelle 
von ENGELS in BEBEL, Aus meinem Leben, II, S. 321, mag hier angeführt werden. 
- Auf S. 122 unterstreicht E. SOMBARTS Kritik des Syndikalismus, besonders hin­
sichtlich dessen Stellung gegenüber der Maschine. Der SoMBARTschen Darstellung 
des Syndikalismus wurde seinerzeit bereits von CHR. CoRNELISSEN die ge-
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bührende Zurückweisung zuteil; wie wenig die Behauptung von der Maschinen­
feindlichkeit der Syndikalisten begründet ist, davon zeugen außerdem zahl­
lose Artikel der „Bataille syndicaliste" und der „Vie ouvriere", 
welche ausdrücklich die Entfaltung des Industrialismus als Basis des Sozia­
lismus l>etrachten; Sabotage hat mit Maschinenfeindlichkeit nichts zu tun. -
S. 134 finden wir die Behauptung, der Tarifvertrag habe „eine hohe Stufe poli­
tischer und gewerkschaftlicher Einsicht zur Voraussetzung" und sei deshalb heute 
erst in solchen Gewerben zu finden, ,,die sich einer Organisation mit straffster 
Disziplin erfreuen können". Die Verbreitung des Tarifvertrags hängt aber 
von ganz anderen Faktoren ab, in erster Linie von der Größe und der Kompli­
ziertheit des Betriebes ; gerade die wichtigsten Industrien (fast die gesamte 
schwere Industrie) erweist sich bisher dem Tarifvertrag unzugänglich. 

Trotz dieser und der vorerwähnten Mängel und mancher Naivitäten wird 
sowohl der Historiker als auch der Sozialpolitiker oft zu E.s Buch greifen 
als zum ersten und im wesentlichen Teil auch gelungenen Versuch auf dem 
behandelten Gebiet der Dogmengeschichte. 

Budapest. ERWIN SZAB0. 

EooUARD SILBERLING, Dictionnaire de sociologie phalansterienne. Guide des 
Oeuvres completes de Charles Fourier. Paris, Riviere & Co. 1911. gr. 8°. 
XI-459 S. (15 Fr.). 

A. ALHAIZA, Fourier et sa sociologie societaire. Ebenda 1911. 80 S. (0·75 Fr.). 
ALBERT LEFONTAINE, Charles Fourier. Paris, Blond & Co. 1911. 63 S. (0·60 Fr.). 

Wie der Saint-Simonismus ist auch die Lehre FOURIERS und der sozie­
tären Schule niemals über eine enge Anhängerschaft aus den Kreisen der 
besitzenden und gebildeten Klassen hinausgediehen und den Massen stets 
fremd geblieben. Ihre Ideen sind aber deshalb nicht verloren gegangen. 
Vielmehr kann ihre mittelbare und bis in die Gegenwart reichende Fern­
wirkung, besonders was den Assoziationsgedanken anbelangt, kaum über­
schätzt werden. Dies im Verein mit der Tatsache, daß das Interesse an der 
Entwicklungsgeschichte des Sozialismus auch in Frankreich stetig an Aus­
dehnung gewinnt, zeitigt immer wieder neue Studien über FOURIER - trotz­
dem man nach dem großen, ja übergroßen "Werk von HUBERT BoURGIN, 
Fourier, Contribution ii. l'etude du socialisme frangais (1905), weitere kaum 
noch erwartet hätte. So auch die hier genannten von dem Fourieristen 
ALHAIZA, von dem auch das SILBERLINGsche Dictionnaire bevorwortet er­
scheint, und von LAFONTAINE, Beide - durch ihren klaren Aufbau empfehlens­
werten - Schriftehen wollen nichts anderes als einen Überblück über das Ge­
dankensystem Fouriers vermitteln wie unzählige andere vor ihnen. Denn, 
wie ALHAIZA etwas melancholisch im Vorwort zum angezeigten D i c t i o II n a i r e 
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bemerkt: ,, .•. !es livres du Maitre, abondants, un peu diffus, et d'une lecture 
laborieuse, qui demandent une application et une penetration dont peu de 
lecteurs sont capables, ont toujours et.e d'unc connaissance un peu iugrate 
a acquerir, et le seront davantagc dans l'avenir, pour les esprits presses de 
s'enquerir rapidement des principes de cette doctrine". Dies allein schon 
rechtfertigt ihm und SILBERLING ein Nachschlagebuch, das es jedermann er­
möglicht, sich bequem und an der Hand des authentischen Textes, :1!so in 
einer jeden Zweifel ausschließenden Weise über die Lehrmeinungen des 
Meisters zu unterrichten, ohne doch auf die Originale zurückgreifon zu 
müsBen. Außerdem werde so Verfälschungen des „wahren Fourierismus„ 
durch falsche Zitate entgegengewirkt. 

Das Sn,BERLINGsche Dictionnaire entspricht denn auch seinem Zweck 
vollkommen. Es stellt sich wirklich, wie ich mich durch eine Reihe von 
Stichproben überzeugt habe, als das dar, als was es ALHATZA rühmt: ,,la 
condensation la plus parfaite et fidele de l'reuvre entiere, et notamment de 
la doctrine societaire qui en est l'eRsentiel", soweit diese in den - 1841/48 in 
6 Bänden erschienenen „Oeuvres completes" niedergelegt sind. Diese um­
fassen jedoch bekanntlich nur die: ,,'l'heorie des quatre mouvements" (1808), 
den „Traite de l'assoeiation domestique-agricole" (2 Bde., 1822) u. d. T. 
,, 'l'heorie de l'unite universelle" und „Le nouveau monde industriel et socie­
taire" (1829). Nicht auch: ,,La fausse industrie morcelll:c, repugnaute, men­
songerc, et l'antidote, L'industrie naturelle" (2 Bde. 1835/36) - ein Werk, 
das, vollständig, zu einer bibliographischen Seltenheit geworden ist; und 
ebensowenig eine Reihe anderer Schriften in Buchform und als Artikel in 
der „Reforme industrielle" und „Phalange" sowie schließlich die aus dem 
Nachlaß veröffentlichten und 1851158 in 4 Bdn. gesammelten Manuskripte. 
l\f. E. hätte StLBERLI:>:G iu sein Wörterbuch jedenfalls auch „La fausse 
industrie" einbeziehen sollen. Der Historiker des Sozialismus und wer sonst 
dem System Fouriers unmittelbar näher treten will, wird sich aber der 
Sn,BERLINGschen Arbeit, auch so wie sie ist, dankbar freuen. 

Wien. CARL GRÜNBERG. 

GEORGES GuY-GRAND, La philoso11hie nationaliste. Paris, Bernard Grasset 
1911. 225 s. 

D.fütSELBE, La philoHophie syndicaliste. Ebenda 1912. 236 S. (a 3.50 fr.). 
In seinem kürzlich erschienenen ·werke: L e pro c e s de 1 a dem ocr a t i e 

(Paris, Colin 1911), hat G.-G., einer der Leiter der republikanischen und 
Laien-Jungmannschaft (Jeunesses republ. et la'iques), die verschiedenen gegen 
die Demokratie gerichteten Strömungen vom rein politischen Standpunkt aus 
geprüft. In der erstgenannten der vorliegenden Schriften macht er nun den 
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Nationalismus als Ganzes, sowohl als allgemeine wie als Gesellschaftsphilosophie, 
zum Gegenstand der Untersuchung. ·wohl lehnt er selbst den Nationalismus 
ab. Allein er schildert ihn mit so viel Unparteilichkeit und sogar Sympathie, 
daß es offenbar nur Schuld der nationalistischen Lehre selbst ist, wenn auch 
der Leser sich nicht von ihrer Richtigkeit zu überzeugen vermag. 

Der französische Nationalismus stellt sich als realistische und konkrete 
Form des alten ideologischen 'l'raditionalismus dar, der unter der Restauration 
bllihte. Ihm ist der Gedanke des Vaterlandes oder, genauer, der Begriff des 
nationalen Interesses Kriterium und Ende aller menschlichen Gefühle, Lehren 
und Handlungen. Die Nation ist ihm das Bindeglied zwischen dem zu engen 
individuellen Egoismus und dem allzu weiten und verschwimmenden idea­
listischen Humanitarismus; sie allein soll dem Geist als Endursache alles 
Tuns und Lassens vorschweben; ihr allein wird die Fähigkeit zugeHprochen, 
die vom philosophischen KritizismuH erschütterte Selbstgewißheit und Dis• 
ziplin wieder herzustellen. Die Nationalisten predigen eine positive Theorie 
des nationalen Interesses: sie scheiden dieses nicht von der monarchischen 
und katholischen Idee, die wie sie erklären - das Land groß und stark 
gemacht hat. 

Für manche unter ihnen mag es nicht allein auf irrationaler Hinneignng 
znm Althergebrachten allein beruhen, wenn sie der Tradition huldigen, sondern 
vielmehr gerade auf Erwägungen (!er Vernunft, die, über die Aera des Kriti­
zismus und der Negation hinausgelangt, sich endlich im Besitz endgtHtiger 
Wahrheit glaubt. Der Katholizismus erscheint ihnen, auch wenn sie Atheisten 
oder irreligiös sind, als das vollkommenste System sozialer, politischer und 
sittlicher Organisation, als Meisterwerk menschlicher Vernunft und ewig·er 
Klugheit. So machen sie denn aus seinen Wahrheiten ein Dogma. Anderen 
Nationafüten wieder erscheint dieser Appell an die reine Vernunft wertlos; 
zumeist Literaten und Romanciers, sprechen sie ihrerseits allen ·wert dem 
Instinkt und der Intuition zu und stellen sich auf rein relativistischen und 
geschichtlichen Boden. Praktisch fließen jedoch beide Thesen zusammen, 
und beide gipfeln in der Forderung einer stark hierarchischen Gesellschaft, 
in der die Herrschaft und mit ihr das Monopol der allgemeinen Kultur den 
Intellektuellen zufiele, während die beherrschten Klassen, ausschließlich wirt· 
schaftlicher Erwerbstätigkeit gewidmet, auch nur eine dieser entsprechende 
Ausbildung erhalten würden. 

An die detaillierte und von großer Achtung für die Personen und Ideen 
getragene Darstellung der nationalistischen Doktrinen schließt G.-G. deren 
Kritik. Dem Nationalismus gegenüber gelten dieselben Einwendungen wie 
gegenüber jedem Dogmatismus namentlich auf sozialem Gebiet. Jedenfalls 
kann er nieht beanspruchen, daß sich die Kritik ihm gegenüber Schweigen 
auferlege. Die angeblich absoluten Gesetze, die er aufstellt, tragen nicht 
schon in sich selbst den Beweis für ihre objektive Richtigkeit: sie sind sub· 
Jektive Auffassungen wie andere auch. Ein schwerer historischer Fehler ist 

Archiv f. Geschichte d, Sozialismus III, hrsg. v. Grünberg. 22 
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es, die Rolle der demokratischen Ideen und Taten in Prankreich zu ver­
kennen, und psycholog·isch verfehlt, das Ideal der arbeitenden Klassen und 
deren Glauben in die Souveränität der Arbeit unter Betonung des historischen 
Patalismus und mit der Behauptung von der Unveränderlichkeit der herr­
schenden Gesellschaftsordnung zu leugnen. Nicht minder bleibt die 'fheorie 
von den leitenden Klassen ungerechtfertigt und unbewiesen, daß dieselben 
auch die nötige Eignung zur Herrschaftsausübung bestißen. Diese kritischen 
Bemerkungen schließt der Verf. mit dem Urteil: daß der Nationalismus weder 
den Gläubigen noch den Philosophen befriedigen könne. Er vermöge sich 
weder auf den Begriff des reinen Interesses zu stützen - denn der Egois­
mus, an den er so appellierte, würde dieses zu weit finden und ihm das Ich 
vorziehen - noch auf das Pflichtbewußtsein - denn dieses falle keineswegs 
in seineT Gänze mit dem Begriff Vaterland zusammen - und die Sittlichkeits­
gebiete diesem höheren Ideale vorzuziehen, falls beide in Konflikt geraten. 
Der Grundfehler des Nationalismus bestünde darin, die Moral der Politik 
unterzuordnen und demge1Uäß das politische allen anderen sozialen Problemen 
voranzustellen. So verkenne er denn auch ebensowohl die ökonomische 
Gerechtigkeit wie das Individualrecht des Bürgers und die Strebungen zum 
ästhetischen und sittlichen Universalismus hin. Aus diesem engen Dogma­
tismus fließe die Intoleranz und der Haß des Nationalismus gegen alles außerhalb 
seiner selbst, seine überspannte Heftigkeit gegen Individuen und Parteien, 
die er als dem nationalen Interesse feindlich erklärt. All das berührt in der 
Praxis äußerst peinlich und trägt - wie G.-G. mit Recht hervorhebt 
mehr noch vielleicht als innere Widersprüche und doktrinäre Hohlheit dazu 
bei, alle jene dem Nationalismus fernzuhalten, die Hal:I und Brutalität als 
Pormen der Mentalität ansehen, welche die Menschheit mit der Wurzel aus­
zurotten die Aufgabe habe. 

Der Nationalismus befindet sich noch im Entwicklungsstadium. Die 
syndikalistische Philosophie hingegen scheint in Prankreich bereits zur Voll­
endung gediehen; und zwar so sehr, daß seine Erfinder, wie von ihr ermüdet, 
sich anderen Disziplinen zugewendet haben, und daß der hervorragendste 
unter ihnen, GEORGES SoREL, jüngst mit fliegenden Pabnen in das Lager 
des katholisch-konservativen Nationalismus übergegangen ist. Genau besehen 
wurzeln übrigens - wie G.-G. in vortrefflicher Weise zeigt - Syndikalismus 
und Nationafümus in derselben Geistesverfassung. Beide stellen eine Reaktion 
dar gegen den Intellektualismus und - politisch - gegen die Demokratie. 
Beide erstreben gedankliche Konzentration um einen einzigen Begriff; nur 
daß sich der Syndikalismus nicht auch, wie der Nationalismus, der Idee des 
nationalen, sondern der des Klasseninteresses bedient. Er begreift eine 
Philosophie, Moral und Soziologie der Produktion in sich; er stützt sieh einer­
seits auf den engst formulierten - historischen Materialismus und betont 
ausschließlich die geschichtliche Kausalität der ökonomischen Technik, 
während er anderseits - fußend auf der durch den ßl,mnsoNschen Prag-
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matismus in die Mode gebrachten Psychologie - die Superiorität der Intuition 
behauptet, die im Menschen das Göttliche, das Übermenschliche wiederfinde 
und als bewegende Kraft der sozialen Tätigkeit, der Kollektivanstrengungen 
nicht die beweisbaren Gedankenreihen, sondern die Mythen erklärt. Und da 
die Produktionstechnik in der Menschheitsgeschichte allein ausschlaggebend 
sei, so sei es auch Sache der Produzenten allein, die Institutionen der Zu­
kunftsgesellschaft zn gründen, deren Grundriß und Charakter sich ihnen 
durch ihren eigenen Anlauf offenbaren werde. So sollten sie sich denn von 
der Demokratie abwenden, die ihre Energie von der Produktion ab und zur 
Beschäftigung mit absurden politischen oder idealistischen Problemen lenke; 
so sollten sie einer neuen, den Lebensbedingungen des Proletariats selbst 
entsprungenen Moral folgen, die sie vor der Zersetzung der bürgerlichen 
Demokratie bewahren werde - einer Moral, die, asketisch in ihren Geboten, 
die souveräne -Würde der Arbeit betone und ihre Alleineignung, die Institu­
tionen zu bestimmen. 

Wie den Nationalismus kritisiert der Verf. auch den Syndikalismus ein­
gehenclst, und er versucht eine Rehabilitierung des Intellektualismus gegen­
über dem subjektivistischen und häufig mystischen Pragmatismus der syndi­
kalistischen Philosophie. Unter Hinweis auf den Begriff des Mythus, der 
sich nicht als Beschreibung von Tatsächlichem, sondern als Willensausdruck, 
als spontane Schöpfung der Intuition darstelle, zeigt er, daß die angeblichen, 
von den Syndikalisten ausgedachten Mythen mit der Wirklichkeit nicht über­
einstimmen und keine rationelle Prüfung ertragen. Aus der menschlichen 
Tätigkeit lassen sich weder Intellekt noch Endzweck ausschalten. Ohne dei 
proletarischen Bewegung ein über sie selbst hinausreichendes Ziel zu setzen, 
vermögen die Syndikalisten dieselbe nicht zu rechtfertigen, und daß sie aus 
ihr jede bewußte Zwecksetzung ausschließen wollen, nötigt sie nur zu Para­
doxen wie: daß die Lehrzeit als Revolutionär auch eine solche als Produzent 
sei. Es ist denn auch höchst unwahrscheinlich, daß der Syndikalismus der demo­
kratischen Strömung werde widerstehen können, die ihrerseits dem Ziel zu­
strebt": dem Proletariat die wissenschaftlichen Erkenntnisse zu vermitteln und 
ihm die Muße zu deren Aneignung zu vernchaffen, indem es ihm eine Ab­
kürzung der Arbeitszeit und bessere Arbeitsbedingungen V()rschafft. Und es 
liegt auf der Hand, daß jeglicher Fortschritt und jede Ausbreitung des 
wissenschaftlichen Geistes von einer proportionalen Zurückdrängung des 
irrationellen Elements begleitet ist. 

Die syndikalistische Philosophie läßt alles in der Gesellschaft, was nicht 
zur Produzentengruppe gehört, unbeachtet, und faßt zugleich den Begriff der 
Produktion in enger und subjektiver Weise auf. Unter Vernachlässigung 
der hauptsächlichsten Ausblicke auf das Gesellschaftsleben läßt sie sich einzig 
durch die Kategorie: Klasse, hypnotisieren. Der Überspannnung des Nationalis• 
mus hält die demokratische Philosophie entgegen, daß der Patriotismus nur 
auf Basis der Gerechtigkeit stark sein könne, dem einseitigen Syndikalismus 
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aber, daß eH keine Klassen-, sondern nur menschliche Tugenden gibt. Syndi­
kalismus wie Nationalismus sündigen beide durch die Enge und Unvoll­
ständigkeit ihrer Anschauung; die demokratische Philosophie hingegen, dio 
G.-G. in hohen Tönen preist, bietet eine umfassende Synthese, die, statt das 
Leben zu verstümmeln, die Gegensätze zu harmonisieren sucht. 

Beide besprochenen Schriften sind reich an tiefen Gedanken und geist­
vollen Argumenten; die Analyse der behandelten Lehren zeichnet sich gleicher­
maßen durch Klarheit und Nüchternheit aus - ein Vorzug, der um so höher 
zu werten ist, wenn man den Mangel an Präzision in den herangezogenem 
Texten in Betracht zieht; die Kritik schließlich geht überall in die Tiefe, 
ohne je Eleganz der Form und feinste Höflichkeit der Ausdrucksweise ver-• 
missen zu lassen. 

Paris. Romm PrcA1m. 

GrnsEPPE ScARLATTI, L'Internazionale dei lavoratori e l'agitatore Carlo Cafiero .. 
Reminiscenze storico-sociali. Con prefazione di FRANCESCO SA VERTO 
MERLINO e cenno biografico di LoRENZO CeNNI. Firenze, Camera del 
Lavoro 1909. 89 S. (0,50 Lire.) 

Die kleine historische Erinnerungsschrift eines alten Intcrnationalisten, der 
vom ländlichen Hilfsarbeiter und Handlanger zum Arbeiterführer aufgestiegen 
und später in eine Bombenaffäre verwickelt, zu langjährigem Zuchthaus ver­
mteilt worden ist. Sie beschreibt, in vielfacher Anlehnung an bereits erschienene 
historische Quellenwerke, die Periode des älteren italienischen Sozialismus, 
insbesondere die Geschichte der italienischen Internationale in Florenz in den 
70er ,Jahren. Was darüber hinausgeht, ist ungenau und häufig falsch. So ist es 
unsinnig, Lours fü,ANC und CABE'l' der Vaterschaft zur Theorie von der Not­
wendigkeit der Entfesselung aller bestialischen Instinkte im Menschen zu 
zeihen (S.19) und zu behaupten, daß sich MARX uncl BAKUNTN auf dem Haager 
Kongreß 1872 persönlich gemessen sowie daß alle romanischen Sozialisten hinter, 
letzterem gestanden haben (S. 28) und daß die ersten italienischen Sozialisten 1866 
Bakuninianer gewesen seien (S. 31) B. wurde in Italien überhaupt erst viel 
später bekannt u. a. m. Überhaupt ist die Schrift mehr als retrospektive Milieu­
schildenmg, denn als Tatsachensammlung interessant. Es liegt in ihr wirklich 
noch jene großzügige, opferfreudige, wenn auch etwas naive und unkompli­
zierte Stimmung, die den italienischen Sozialismus in seiner Jugendzeit aus­
gezeichnet hat. 

Turin. ------ ROBERT Mrnm,JLS, 

NAPOLEONg COLAJANNr, I partiti politici in Italia. Roma, Libreria Politica. 
Moderna 1912. 133 S. (l,50 Lira.) 
Das Buch deR bekannten italieniRchen Politikers und Statistikers an dec 

Universität Neapel will uns vor allem eine Übersicht über den Stand der. 
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11eutigen Parteien in Italien geben. Als das sie alle vereinigende Element 
hezeiclmet er den Mangel an Prinzipientreue und scharfen Scheidungslinien. Mit 
dieser Feststellung trifft C. den Nagel auf den Kopf. Diese Grundidee wird 
im einzelnen bei allen Parteien nachgewiesen; leider leidet der Nachweis unter 
zu vieler persönlicher Polemik, welche der Flüssigkeit des Stiles Abbruch tut. 
Die katholische Partei ist gleichzeitig königstreu (Roma, capitale d'Italia, 
iucrollahile !) und papistisch, leistet zum Teil dem Gebot des Papstes, sich 
zum Protest gegen Savoyen an den Wahlen nicht zu beteiligen, Folge, teils 
greift sie energisch in sie ein, ohne desavouiert zu werden (S. 58). Die re­
puhlikanische Partei (der ührigens C. seihst angehört) ist an Bedeutung stark 
'.Zurückgegangen. In der interessanten Analyse der Ursachen dieser Erschei­
nung macht C. mit Recht geltend, daß die republikanische Partei ihrer Ent­
stehung nach eine patriotische war; auf ihrem Banner habe die Befreiung und 
Einigung Italiens unter republikanischem Regime gestanden. Die Notwen­
digkeit des Kampfes aber habe es erforderlich gemacht, daß in diesem 
Dualismus das Regime in die zweite Linie hahe gestellt werden müssen. Es 
sei psychologisch leicht erklärlich, daß viele Republikaner im Kampf um die 
Einheit so sehr aufgegangen seien, daß sie schließlich, als diese endlich 
erreicht worden sei, vergessen haben, für den zweiten, zurückgestellten Teil 
ihres Programms zu kämpfen, teils wohl auch weil sie fürchteten, damit das Er­
reichte wieder aufs Spiel zu setzen. Das erkläre das Verhalten der republi­
kanischen Flthrer MAZZINI und GAmBALDI und den offenen Übergang Cmsrrn 
zur Monarchie, mit dem Bemerken, ,,es sei eine von dem nationalen Gedanken 
auferlegte Pflicht, das Bestehende nunmehr rückhaltlos anzuerkennen, denn wäh­
rend die :Monarchie alle Italiener vereine, würde die Republik sie wieder teilen. 
Als aber dann die republikanische Partei, in dem Bewußtsein der nunmehr 
gesicherten Einheit des Vaterlandes und unter dem Eindruck der Reaktion, 
die in König HmrnERT I. ihren vornehmsten Vertreter hatte, anfangs der 
SO er Jahre des vorigen Jahrhunderts sich wieder auf sich selbst besonnen 
habe, da sei ihr ein inzwischen mächtig gewordener Konkurrent in den Weg 
getreten, der ihr die politische Basis selbst, nämlich die Arbeitermassen, unter 
den Füssen weggezogen habe, die sozialistische Partei (S. 67). Sehr richtig wird 
von C. unter den Elementen des schnellen Wachstums der sozialistischen Partei, 
im Einklang mit dem in meinem Buche „La borghesia e il proletariato nel 
movimento socialista italiano" verwerteten Beweismaterial, die hohe sittliche 
Qualität seiner aus der Intelligenz stammenden Führerschaft hervorgehoben 
und darauf hingewiesen, daß daraus das Vertrauen der ]\fassen zu ihren 
:Führern entsprungen sei. Andererseits weist C. mit Nach druck auf den 
gegenwärtigen Zerfall der italienischen Sozialdemokratie hin, den er, 
vielleicht mit etwas zu starker Betonung, wiederum überwiegend mora­
lischen und psychologischen Faktoren zuschreibt: inshesondere dem Mangel 
an politischer J<Jhrlichkeit, der es verhindere, daß dem Sozialismus inner­
lich völlig entfremdete Elemente der Partei den Rücken kehren (S. 114) ; 
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ferner der Straflosigkeit, welche die Massen auch den frechsten Über­
tretern ihrer Gebote und Verhaltungsmaßregeln unter den Führern zuteil 
werden läßt (S. 118); kurz, der ganzen zerfahrenen und fast beziehungs­
losen Art des Verhältnisses zwischen den Arbeitern und ihren Parteigrößen. 
Trotz seiner durchaus pessimistisch gefärbten Zustandssc.qilderungen kann 
C. am Schluß seines Buches doch nicht umhin, die sozialistische Partei als 
„ungeachtet ihrer Fehler, ihrer Schwächen und ihrer schweren Vergebungen 
im Besitz einer latenten metaphysischen Kraft, die in einer nicht fernen Zu­
kunft ihre Wirkung nicht verfehlen wird", zu bezeichnen (S. 125) - leider ohne 
hinzuzufügen, welcher Art diese verjüngende Kraft ihm zufolge sein könnte. 
Auf den Syndikalismus, der obendrein heute die Verfallserscheinungen der 
offiziellen Sozialistenpartei in hundertfach verstärktem Maßstabe aufweist, hat 
C., der den Ideen des sog. Neumarxismus immer aufs äußerste ablehnend 
gegenübergestanden hat, doch wohl kaum anspielen wollen. 

Turin. ROBERT MH'lle,L:4. 

BRUNO FRANcm, Enrico Ferri, il noto, il mal noto e l'ignorato. Con 45 
illustrazioni, Torino, Bocca 1908. 180 S. (2,50 Lire.) 

Man möchte diese Monographie des bedeutenden Volksführers durch 
seinen Lieblingsschüler F1t., den Redakteur der neukriminalistischen Zeit­
schrift „La scnola positiva di diritto penale" in Rom, ein wertloses Mach­
werk nennen. Sie ist eine ganz kritiklose Apotheose des Meister~. Mehr 
noch: es fehlt ihr an jeder psychologischen Vertiefung. Auch gibt sie nicht 
einmal den äußeren Lebensgang FERRIS in übersichtlicher Form wieder. Es 
ist eine Sammlung von Lobreden, Anekdoten, Exklamationen und Einzeltat­
sachen, die uns da mit vielen Abschweifungen und einem Jungemädchenstil, der 
an Breite seinesgleichen sucht, in fürchterlichem Durcheinander dargeboten wird. 
Die Schrift, zu Zwecken der Reklame für eine Vortragstour F1mms in Ame­
rika entstanden, darf also auf wissenschaftlichen Wert keinen Anspruch er­
heben. Fmmr ist eine so anziehende Erscheinung, menschlich von großem 
Reiz und sachlich als Dcmagog wie als Populärwissenschaftler von hohem 
Interesse für den Sozialpsychologen und den Parteihistoriker, daß er einen 
besseren Biographen verdient hätte, auch wenn dieser ihn schlechter behandelt 
hätte als der Lohsänger FR. Ansätze zu einer wissenschaftlichen Behandlung 
des Phänomens Fmmr sind auch bereits vorhanden. Ich möchte nur an das 
eben erscheinende Werk des Turiner Professors G. M. PATmzr, L'Oratore 
(Milano, '.l'reves 1912) erinnern, das den Typus des geborenen Redners an­
thropologisch mit vielem Scharfsinne analysiert und konstruiert, und zu dem sich 
n. a. ENR!CO Fr,:rmr selbst als Studienmaterial und Untersuchungsobjekt her­
gegeben hat. Von soziologisch-psychologischen Gesichtspunkten aus habe 
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ferner ich selber ihn an mehreren Stellen meiner „Soziologie des Parteiwesens" 
(Leipzig, Klinkhardt 1911, erweitert und besonders bezüglich FEimrs ergänzt 
in der ital. Aufl. Turin, U. T. E. 'r., 1913) zu skizzieren vers~cht. Ein gutes 
Bild seiner ganz persönlichen Art, zu denken und zu scl1reiben, gibt ferner 
seine von mir eingeleitete, übersetzte und kommentierte Schrift „Die revo­
lutionäre l\Iethode" (Leipzig, Hirschfeld 1909). 

Wenn aber auch, wie bemerkt, die Biographie FERms von Fu. in Anlage, 
Auffassung und Schreibart gleich weit entfernt davon ist, als Muster dienen 
zu können, so ist tloch in ihr so viel Material über die einzelnen Phasen 
FERRis als Mann der Wissenschaft und der Politik, als Rechtsanwalt, als Vater 
usw. aufgestapelt, daß der Kenner (nicht der Laie) vielfach Nutzen aus ihr 
wird ziehen und Bausteine zu vertiefterer Arbeit in ihr wird finden können. 

Da freilich, wo der Verf., wenn auch wohl den Angaben des Biogra­
phierten selbst folgend, den Versuch macht, FERR!S Bedeutung festzustellen 
und uns den Sch!Ussel zu den verblüffenden Erfolgen, die dieser Mann auf 
den verschiedensten Gebieten errungen hat, zu geben, tappt er ziemlich im 
Dunkeln. Ihm zufolge besteht F1mms Größe in zweierlei: seinem Mut, der 
öffentlichen Meinung zu widersprechen, und der Sehergabe, die ihn stets 
das Richtige vorausahnen läßt, bevor die Menge selbst es entfernt gewahr 
wird. Inde8 liegt insbesondere der erstere Punkt doch sehr anders. FERRI 
hat sich zweimal in sehr lebendiger, ja lauter 'Weise mit seiner eigenen 
Vergangenheit in Widerspruch gesetzt, wie man zu sagen pflegt, mit ihr 
gebrochen und dadurch vielen Staub aufgewirbelt und sich heftige Anklagen 
zugezogen. Einmal 1893, als er, der bereits weltberühmte Gelehrte und 
bürgerliche Politiker, der den Sozialismus in dicken Bänden zu vernichten 
getrachtet hatte, seinen Anschluß an die revolutionäre Arbeiterpartei erklärte; 
das zweitemal 1908, als er, der sozialistische Häuptling und unermüdliche 
Bekämpfer der reformistischen und revisionistischen Strömung in der Partei, sieh 
dem König zum Minister anbot und seiner Geneigtheit für eine nationale 
Kolonialpolitik Ausdruck verlieh, was den Bruch mit der sozialistischen Partei 
bedeutete. Aber beidemale war die sprunghafte Handlungsweise weder so 
mutig noch so absolut uneigennützig·, als es im ersten Moment scheinen mochte. 
Im ersteren Fall gab er etwas Erreichtes auf, aber um Größeres zu erlangen. 
Durch seine Fühmng der Arbeiter und Bauern erwarb er sich eine dauernd 
feste Basis der Popularität, auf Grund deren er sich dann später die zweite 
Schwenkung gestatten konnte. Auch in diesem zweiten Falle nämlich gab 
er Großes auf, seine Beziehungen zur Partei, aber um Größeres zu gewinnen: 
die Gunst der Bourgeoisie und des Hofes. So ist F~JRRI denn heute in der 
seltenen Lage, in Italien oben wie unten der populärste Mann zu sein. Der 
andere Satz, den Fu. aufstellt, hat immerhin einen Schein der Richtigkeit 
für sich. FE1tRI ist kein Hellseher. Aber er hat eine ausgezeichnet feine 
Nase für das Kommende. Nicht, daß er das Richtige früher erkennt, 
sondern daß er in der Volksseele keimende Stimm 11 n gen etc. eher als 
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andere gewahr wird (und sich dann nach ihnen zu richten weiß), macht 
seine Größe aus. Seine Größe liegt da auf dem Gebiete des Instinktes, ganz 
abgesehen natürlich von den hohen Eigenschaften des Mannes von Genie 
und des Charmeurs, die J<'~rnt:r zieren uml ihn der Masse zum Halbgott 
stempeln. 

Tnrin. ROBERT l\{ICHELS, 

J 011N SP ARGO, Karl Marx, his life and works. New and revised edition. 
New York, B. W. Huebsclt 1910. Gr. 8°. 359 S. (Gebd. 8 sh. 6 d.) 
Im Vorwort des genannten Werks weist SP. auf die b'emerkenswerte Tat­

sache hin, daß es bisher an einer zulänglichen Biographie des Begründers 
des modernen Sozialismus g·efehlt hat, und noch seltsamer ist e~, daß sie 
nun endlich weder aus seinem Geburtslande kommen soll, dem er geistig 
stets zugehört, noch aus dem Lande, in dem or während der letzten 34 Jahre 
seines Lebem dürftigen Schutz gefunden hat, sondern aus den Vereinigten 
Staaten von Amerika. 

SP. ist einer der Führer des amerikanischen Sozialismus und l\Htglicd 
des nationalen sozialistischen Vollzugsausschusses, zudem Journalist und Ver­
fasser verschiedener Schriften, durch die er die sozialistischen Gedanken­
reihen bereichert hat. Er erscheint, also zu seinem Unternehmen wohl befähigt. 
Seine in Druck und Illustrationen gleichelegant, ausgestattete Darstellung 
ist denn auch ausgezeichnet geschrieben und wird, bis etwa eine umfassenden' 
in Deutschland erscheint, für englische Leser die Lücke ausfüllen. Man geht 
wohl auch kaum fehl, wenn man annimmt, daß sie bald in andere Sprachen 
übersetzt, werden wird. 

JIL\.RX' Leben, das ein für die moderne Politik bestimmender Faktor 
geworden ist, hier zu skizzieren, ist überflüssig. Jede Geschichte des Sozia­
lismus enthält einen Abriß desselben, und jeder kontinentale Leser kennt 
mehr oder minder ausführlich MARX' Kindheit und Erziehung, seine roman­
tische Ehe, die Flucht aus dem Vaterlande, das ihn so wenig würdigte, sowie 
die ihr vorausgegangenen Kämpfe, seine Tätigkeit in England, wo er mit kurzer 
Unterbrechung von 1849 bis zu seinem 1883 erfolgten Tode in Armut, und 
völlig unbekannt lebte. 

Merkwürdig mutet der Gedanke an, daß der Gründer des modernen 
Sozialismus, der den größeren Teil seines Mannesalters in London als englisch­
schreibcn<ler Journalist verbrachte, hier die Tatsachen über den Industriali,;­
mus seines Adoptivvaterlandes sammelte und in einziger ·weise zur Er­
kenntnis des industriellen Fortschrittes benutzte, nach seinem Tode in Eng­
land nur wenige hinterlassen hat, die in seine Fußstapfen traten, und daß er 
die englische Ideenentwicklung weniger unmittelbar beeinflußt hat als die 
irgend eines anderen Landes. 
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Sl'. berichtet, MARX habe starken Einfluß geübt auf die ersten unserer 
modernen Arbeiterretilncr, vor allem auf den nun lange, seit 1877, verstorbenen 
GEORnE ÜDGER, der zusammen mit ALLAN und dem noch als g·eehrter 
Veteran lebenden APPLEGARTH in vorderster Reihe für den Fortschritt der 
arbeitenden Klassen eingetreten ist und sieh an der Gründung der Inter­
nationale beteiligt hat. Man kann aber nur Hchwer hchaupten, daß englischc 
Arbeiter :MAnx vollkommenes Verständnis cntgegenbracht und auf ihn ab 
Führer gel1lickt haben. Ich selbst habe im Herbst 1883, sechs Monate nach 
MARX' Tode, die Fabian So c i et y mit ins Lehen rufen helfen. Die von 
H. M. HYNI>MAN und anderen Marxisten 1881 begründete So ci a I Demo­
c rat i c Feder a t i o n stellte sich 1884 endgültig anf sozialiKtische Basis. 
In den folgenden .fahren der Agitation jedoch vermag ieh in der englischen 
Bewegung keine Spur direkten Einflusses von .l\IA nx festzustellen. Noch 
vor zwei Jahrzehnten sprachen ::\Iänner, die in ihrer Jugend RonEitT Ow1,,;,; 
gehört und ihn unter,tützt hatten, nicht selten von dem Einflusse clieRcs merk­
würdigen :Mannes. J\iIARX' Auffassung·en hingegen drangen zu uns nicht durch 
Arbeiter, die er durch sein lebendiges ·wort gewonnen hatte, sondern durch 
Männer, Llie seine Schriften ,tudiert hatten. In der Tat. muß l\L\RX ein 
etwas wunderlicher Prophet gewesen sein. '\Vohlwollen und Kameradschaft­
lichkeit, die OwE;,; in hohem .l\Iaße eigneten, sind gewöhnlich unverträglich mit, 
der glühenden Leidenschaft und dem dogmatischen Selbstvertrauen des gP­
borenen Führers von Menschen. Nun versichert uns allerdings SP., MA1tx 
sei ,ehr belieht gewesen - bei seiner Familie! Er hatte aber dabei eine 
seltene Gahe, allzeit und mit jedermann in Streit zu geraten, und vermochte 
nicht leicht Widerspruch zu ertragen. 

Da~ .,Kapital" erfuhr erst lange nach seinem Tode eine Übersetzung 
in Englische; außerdem aber mußten seine ökonomischen 1'heorien den wenn 
auch intelligenten, so doch an einfach politisch-praktisches Denken gewöhnten 
und wie alle Engländer abstrakten Konzeptionen und metaphysischen lUet.hoden 
gegenüber mißtrauischen Arbeiterführern unverständlich bleiben. Der mar­
xisti~che Sozialismus mochte immerhin auf englischem Boden geboren worden 
sein: den Engländern stellte er sich stets dar und war auch tatsächlich 
fremdrn,sig, unbegreiflich, nicht bodenständig· nnd daher von zweifelhaftem 
Wert . 

.Bei aller Internationalität muß der Sozialismus doch auch national sein . 
• Jedes Volk muß in seiner besonderen Art an seinem Heil wirken! So muß 
denn auch England sich seinen eigenen Sozialismus schaffen, sowohl in bezug 
auf die grundlegenden Prinzipien wie auf deren Anwendung·, und schätzt 
gering, was hierin in der I<'remde gedacht und getan wurde. 

In einem Schlußkapitel untersucht SI'. die Gründe von J\IARX' Größe. 
Die Werttheorie, von der einst, in England jedenfallR, behauptet wurde, Hie 
sei die allerwichtigste Manifestation menschlichen Denkens, gibt er auf. 
,.J\Ierkwürdig genug - schreibt er ist seine weitaus wichtigste Großtat, 
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auf welcher hauptsächlich sein Ruhm sich aufbaut, fast gänzlich unbekannt; 
und ohne seine Bedeutung als Ökonomist verkleinern zu wollen, darf mau 
wohl feststellen, daß die Formulierung der materialistischen Geschichtsauf­
fassung cbensowie die praktische Wirksamkeit als einer der Schöpfer einer 
großen internationalen Bewegung ihm sicheren und besseren Anspruch auf 
dauernden Ruhm gewähren." 

Ich meinerseits wage es auszusprechen, daß MAttx' Größe auf einem 
anderen Gedanken beruht, der in Wahrheit neu war in der Welt, aber 
heute bereits allgemein anerkannt wird. Die sozialistischen Vorläufer MARX' 

waren Utopisten; sie forderten, die Menschen sollten um der Ausrottung der 
Armut willen sich in kleinen autonomen Gemeinschaften organisieren. MARX 

dagegen hat als erster die Welt gelehrt, daß die Beseitigung der Armut die 
wichtigste Angelegenheit des Staates als Ganzen ist. Und in diesem Sinne 
beruht nicht nur der moderne Sozialismus allein, sondern die 1iolitischen Prin­
zipien jeglichen modernen progressiven Staatslebens auf MAl(X' Lehren; 
und in England ist, so gesehen, der größte Marxist nicht H. :\1. Il,NDMAN, 
sondern LLOYD Ggo1:GE. 

London. Ernv. R PEASE. 

]'RANK T. S1'0CKTON, The closed shop in American trade unions. Baltimore, 
'l'he John Hopkins press Hlll. 8°. 187 S. (Doll. 1.-.). 

"Die größte Frage des amerikanischen Volkes seit dem Revolutions­
krieg" - so nannte das Organ des amerikanischen MetallindustriellenverbandeR 
die Frage der „geschlossenen Werkstatt". Tatsächlich richtet sich in Amerika 
vielmehr als in Europa das Bestreben der Gewerkschaften auf die Ausschließung 
der Niehtorganisierten von den Arbeitsstätten, die ihrem Einfluß unterliegen. 
Dieses Negativum birgt ja das Positivum der Beherrschung des Arbeits­
marktes in sich, des springenden Punktes im Kampf zwischen Kapital und 
Arbeit. Der Prozentsatz der Streiks wegen Anerkennung der Organisation 
ist denn auch in Amerika merklich größer als in Europa und zeigt eine 
fltetige Steigerung. Von 9 °/o in der Periode von 1881-1885 auf ca. 33 °/o in 
der letzten Berichtsperiode 1901-1905. (Handwörterh. 11. Staatsw., III. Aufl., 
Hd. 1). Für das letzte Berichtsjahr 1905 berechnet de!' Verf. die Zahl dieser 
Streiks gar auf 41,3 °/o und die der beteiligten Personen auf 22,3 °/o. Die 
korrespondierrnden Ziffern betragen nach unserer Berechnung: für Deutsch­
land 1899/1905: 16 °/o, für Frankreich 1904/06: 25 °/o, für England 1901/10: 
20 °/o. Schon dadurch ist eine Spezialuntersuchung dieses 'l'eilproblems der 
amerikanischen Gc•werkschaftspraxis vollauf begründet. 

Was v:erstcht man unter „c 1 o s e d s h o p"? Eine Werkstatt, ,,in der es 
den Mitgliedern Piner Organisation nicht gestattet ist, mit Nichtmitgliedern 
zusammen zu arbeitf'n•' (S. 10). Die GewerkHchaften ziehen die Benennung, 
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,,union shop" vor, weil diese Mißdeutungen, als ob z.B. kompetente Ar­
beiter ausgeschlossen werden sollten, vorbeugt. Andere in Amerika gebräuch­
liche Bezeichnungen sind: ,,fair shop", ,,card shop", ,,contract shop", 
,,organised shop" usw. 

Der Verf. untersucht zuerst das Aufkommen des Gewerkschaftswerkstatt­
gedankens in Amerika und weist nach, daß er weder amerikanischen Ursprungs 
ist noch eine Erfindung der modernen Gewerkschaftsbewegung. Er ist in 
England so alt wie die Gewerkschaften selbst. Die WEBB und BRENTANO 
führen eine Reihe alter Arbeitergilden und Bruderschaften an, die das zu­
sammenarbeiten mit „gesetzlosen Personen", d. h. mit solchen, die die durch 
Aet of Elizabeth, c. 4, vorgeschriebene Lehrzeit nicht durchmachten, bitter 
bekämpften. Im Laufe der Zeit entwickelte sich daraus bei den alten Gewerk­
schaften und wirkt heute norh fast mechanisch das „Prinzip der Ausschließung·" 
von Nichtmitgliedern, und die jüngeren übernehmen von ihnen diese Praxis. 
Eingewanderte Arbeiter verpflanzten sie nach Amerika, und hier waren es -
charakteristischerweise - zuerst die Buchdrucker von Ncwyork, die i. J. 1809 
eine Bestimmung in ihre Statuten aufnahmen, die den Mitgliedern verbot, mit 
solchen zu arbeiten, die den vereinbarten Lohn nicht verlangten. Seither ver­
schwand die Frage nicht mehr von tler Bildfüi.che, wurde der Reihe nach von 
allen Branchen (mit Ausnahme der Eisenbahner und noch einiger) aufgegriffen, 
nnd war wohl der stärkste Beweggrund für die Bildung und den Zusammen­
schluß der Al'beitgeberorganisationen. Von der National Metal 'rrades 
Feder a t i o 11 ging der Kampf um „persönliche Freiheit" aus; sie gab auch 
seit 1901 die Zeitschrift „Th e o p e n s h o p" heraus; 1902, nach dem großen 
Anthrazitkohlenstreik, nahm sich die Na ti o na I Ass o ci a ti 011 of Man ufa e­
t ur er s der Sache an und gründete hauptsächlich lokale Organisationen „Ci t i­
z e n s' A 11 i a 11 c es", deren ausschließliche Aufgabe die Bekiimpfung der Gewerk­
schaften war. 1906 hatte jede Stadt von Bedeutung ihre A II i an c e. Arbeits­
nachwcisbureaus wurden eröffnet, ,,0 p c n s h o p s c h o o l s" gegrliudet, die 
Anstellung Organisierter verhindert, Gerichtsbeschlüsse gegen die Orgaui­
~ationen (leicht) erwirkt. Aus dem Kampf gegen die geschlossene ,verkstatt 
wurde ein Kampf gegen die Gewerkschaften. Hirr war es wiederum einzig 
die Nationale Vereinigung· der Zeitungsverleger, die sich der Forderung der 
offenen Werkstatt nie anschloH. Andererseits nahmen die großen Arbeiter­
organisationen Stellung in der Frage. Die A rn er i ca n Feder a t i o n o f 
Labor erkliirte sich auf ihrem Kongreß von 190B „für die Gewerksehafts­
werkstatt überall, sowohl in den :Bundes-, den staatlichen und kommunalen, 
als auch in den privaten Unternehmungen"; die Ind ustrial workcrs of 
t h e wo d d und der T r ade an d Lab o r Co n g r es s o f Ca n ad a faßten 1905 
ähnliche Beschlüsse. 

In den folgenden Kapiteln (III bis V) untersucht ST. die verschiedenen 
Formen der geschlossenen vVerkstatt: die „einfache" (si 11111 l e), die „aus­
gedehnte" (ext ende d), endlich die höchste :Form, die „verbündete" (.j o in t,), 
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bei der sich nationale Unionen gegen die Anstellung Nichtorganisierter ver­
binden. Kap. VI und VII sind den Methoden des Kampfes gewidmet. Das 
_herrschende Prinzip ist: nicht einzelne zu organisieren, sondern Werkstätten 
zu unionisieren. Das geschieht, indem man erst so viel Arbeiter als möglich 
organisiert und dann den Unternehmer auffordert, die Gewerkschaft anzu­
€rkennen und nur Gewerkschaftsmitglieder zu beschäftigen. Stimmt er nicht 
zu, so wird gewöhnlich die Arbeit eingestellt. Ist eine Werkstatt unioni­
siert, so wird schade Kontrolle geübt, meistens vermittels des „ca r d - s y s tem", 
währencl das „check-off-system", bei welchem der Unternehmer selbst 
verhalten ist, die Gewerkschaftsbeiträge und -Strafen vom Lohn abzuziehen, 
in neuerer Zeit von den meisten Organisationen - mit Recht - verpönt wird. 

In diesem Kampf werden natürlich alle Mittel, die auch auf dem Kon­
tinent bekannt sind, angewandt und es geht auch nicht ohne gegenseitige 
„moralische" Vorwürfe ab. In schlechten Zeiten wieder sehen die schwächeren 
Unionen von der strikten Anwendung der closed shop-Regel ab und erlauben 
ihren Mitgliedern, zeitweilig „und er c o ver", d. h. incognito ( oft sogar 
unter fremden Namen) in offenen 1Verkstätten zu arbeiten. 

Das letzte Kapitel ist den sozialen Gesichtspunkten des Problems ge­
widmet. Es wird sein Einfluß auf die Leistungsfähigkeit des Betriebes, auf 
die Nicht,organisierten, endlich anf die 'l'rade Unions selbst geprüft; der 
Verfasser steht der geschlossenen Werkstatt durchaus zustimmend gegen­
über; namentlich auch, weil sie „den \Veg zu der höchsten und wirkungs­
vollsten Form des kollektiven Verhandelns eröffnet" (S. 180). Die von vielen 
geforderte staatliche Regelung der Gewerkschaften will er nur zulassen, 
„aftcr U1e elosed shop has been widely enforced." ,,Gegenwärtig ist sie, in 
der Mehrheit der Berufe, bloß teilweise durchgeführt und auch da nur mit 
grnßen Schwierigkeiten" (S. 181). 

Damit schließt das fesselnde und reichhaltige Buch. In Europa hätte 
ein näheres Eingehen auf die Rückwirkung der closed shop auf unsere Aus­
wanderer, auf die Höhe der Eintrittsgelder usw. interessiert. SI'. erklärt 
sich an einer Stelle (S. 168) gegen die „cl o s e d uni o n", wir hätten aber 
gerne mehr darüber gehört. Auch die mit der Anerkennung der Gewerk­
schaft oft verbundene „exclusive agreement"-Vereinbarungen, in denen 
die Gewerkschaft sich verpflichtet, ihren Mitgliedern zu verbieten, bei Unter­
nehmern zu arbeiten, die der Arbeitgeberorganisation nicht angeschlossen 
sind (S. 61), hätte mehr Beachtung verdient. Wir wissen, daß solche Ver­
träge bei den Schriftsetzern auch in Europa nicht selten sind und viel und 
Jieftig kritisiert werden. 

Es ist überhaupt bezeichnend, daß auch in Amerika das Buchdruckerei­
gewerbe die stärksten Tendenzen zum „gewerblichen Frieden" zeigt, während 
dit: Metallindustrie im „Scharfmachen" vorangeht. Andererseits bestätigt auch 
die vorliegende Arbeit die vVahrnehmung, daß die amerikanische Arbeiter­
bewegung, selbst die viel geschmähte American Federation of Labor, in 
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ihrer Ideologie viel gemäßigter, in ihren Handlungen hingegen, ihren prak­
tischen Forderungen und Kampfmethoden viel radikaler ist als die europäische, 
namentlich aber die deutsche Gewerkschaftsbewegung. Man muß SAMUET, 
GoMPERS Recht geben, wenn er bei Vergleichung des Programmes der deut­
schen Sozialdemokratie und der Forderungen und Erfolge der A. F. of L. 
sagt: "V crg·leiche man die obenerwähnten Forderungen und Erfolge mit den 
Erfolgen und unmittelbaren Forderungen welcher Arbeitervereinigung iunner 
und irgendwo uml der Vergleich wird zum Ansehen, zur Ausdauer und zum 
Vorteil der Arbeiterbeweg·ung unseres Landes ausfallen." ( ,,American Fede­
rntionist", May 1912, S. 369.) Es fragt sich bloß, ob auch der Vergleich 
mit den Bedürfnissen der Zeit, heute und in Amerika, so g·ünstig aus­
fallen würde? 

Budapest. ERWIX SZABÖ. 

Fackf1ireningsrörelsen i Sverge, Norge, Danmark, Tyskland, Englantl 
och Frankrike jämte specialutredningar för Sverge, herausgegeben von 
Landsorganisationen i Sverge. I-III. 264, 578, 160 S. Stockholm, 
Tidens Verlag, 1912. (5 Kr.) 
Die vorliegende Arbeit ist durch einen Vorschlag, die Gewerkschafts­

zentrale Schwedens zu reorganisieren, veranlaßt. Zu dessen möglich gründ­
lichster Vorbereitung bestellte die Landesorganisation der Gewerkschaften 
vor drei Jahren ein Komitee. Das Resultat der Vorbereitungsarbeit dieses 
Komitees nun ist eine ausführliche Darstellung der gewerkschaftlichen Bewegung 
in den skandinavischen Ländern sowie in Deutschland, England und Frankreich. 
Den Hauptwert hat natürlich der I. - von G0TTFR. BJÖRKLUND, dem Schrift­
führer des schwedischen Holzarbeiterverbands verfaßte Band, der Schweden 
behandelt. Die ersten schwedischen Gewerkschaften wurden in den 70er Jahren 
des vorigen Jahrhunderts gebildet. Der Typographen-Verband geht freilich bis 
1846 zurück; von seiner Wirksamkeit in den ersten 25 Jahren ist aber keine 
Spur zu entdecken. Von 1879 ab nahmen die Arbeitseinstellungen an Zahl 
und Umfang beträchtlich zu; auch kamen naeh und nach sozialistiscl1e Ideen 
in Umlauf. Sie wurden besonders von HJA.LMAR BRANTING, dem langjährigen 
Redakteur des „Social-Demokraten" und Führer der Arbeiterpartei verbreitet, 
clessen Einfluß in der schwedischen Sozialdemokratie wahrscheinlich größer 
gewesen ist als irgend eines anderen Führers in den übrigen europäischen 
Ländern. Als später die meisten Gewerkschaften sich zu National-Fach­
verbänden zusammenschlossen und diese wieder (1898) zu der fachlichen 
Landesorganisation, geschah es in nahem Anschluß an die sozialdemokratische 
Partei. Die meisten Gewerkschaften gehören der Partei an; die Landes­
organisation und die Parteileitung stehen aber einander recht selbständig 
gegenüber, obwohl es auch - infolge des Mangels an klaren Organisations-
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bestirnmungen - bisweilen vorkommt, daß die eine in das Gebiet der an­
deren übergreift. 

Die Geschichte und Organisation der Gewerkschaftsbewegung in Nor­
wegen und Dänemark, die den Hauptinhalt des II. Bandes ausmacht (die 
Übersichten über deutsche, englische und französische Verhältnisse bieten 
nichts Neues), sind der schwedischen ziemlich ähnlich. Doch ist in diesen 
beiden Ländern die Zentralisation viel straffer durchgeführt. In Dänemark 
ist daher in den letzten Jahren eine Opposition rege geworden gegen die 
vermeintlich zu große Vorsicht der Zentralleitung und deren zu starke Nach­
giebigkeit den Arbeitgeberverbänden gegenüber, welche größere Bewegungs­
freiheit der einzelnen Gewerkschaften fordert. Teilweise von syndikalistischen 
Agitatoren geleitet, bedroht sie die Gewerkschaftsbewegung mit völliger Auf­
lösung. Angesichts dieser Gefahr steht auch in Dä.nemark das Reorgani­
r:ationsproblcm auf der 'l'agesordnung. Und ähnliche oppositionelle Tendenzen 
sind in N orwegcn zu verspüren. Die Neuerer erstreben aber hier vorläufig 
keine Auflösung der Landesorganisation, sondern nur die Radikalisierung der 
bestehenden Verbände und der Gewerkschaftszentrale selbst. 

Kristiania. EDV. BULL, 

Dct tyveude aarhunllrede. JnbiHiumsnummer, Aug·ust 1912. Kristiania. 
So ci al- Demokraten. Jnbiläumsnummer, 22. August 1912. Ebenda. 

Am 22. VIII. 1887 wurde „die norwegische Arbeiterpartei" als selbständig·e 
politische Partei gebildet. Sie kann somit dieses Jahr auf eine 25jährige 
Wirksamkeit zurückschauen. Aus Anlaß dieses Jubiläums haben nun sowohl 
die einzige sozialistische Zeitschrift N onvegens, ,,Das XX. Jahrhundert", 
als auch das Hauptorgan der Partei, ,,Social-Demokraten", wertvolle 
Publikationen zur Geschichte der Partei gebracht. 

In „Social-Demokraten" gibt zuerst CAm, JEPPESEK, einer der Veteranen 
der Partei, einen kurzen Überblick über tlie Entwickelung der Arbeiterpartei. 
Verdienstvoll ist namentlich seine Hervorhebung der eigentümlichen Schwierig­
keiten, die der norwegischen Sozialdemokratie vom Anfang an im Wege 
standen. In dem scharf zugespitzten Verfassungskampf in den 70er und 
80er Jahren war es der Linken möglich geworden, dank ihrer vorzüglich 
organisierten Agitation sehr tief in das Volk zu dringen. Die ersten sozia­
listischen Agitatoren fanden daher eine Arbeiterschaft vor, die großenteils 
schon einer politischen Organisation angehörte und jedenfalls bestimmte poli­
tische Anschauungen hegte. Durch die Unions-Streitigkeiten mit Schweden 
wurde die Lage noch mehr kompliziert. Die Arbeiter1iartei sah sich ge­
zwungen, das nationale Programm der Linken noch zu übertrumpfen und 
forderte infolg·edessen die Auflösung dPr Union mit Schweden (1892). Erst 
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nach mehr als zehn ,Jahren wagte die Linke, sich dieser Forderung offen 
anzuschließen, die bekanntlich 1905 auch verwirklicht wurde. Hatte sich 
das politische Leben früher fast ausschließlich um nationale Fragen gedreht, 
so wurde nun die Bahn frei für eine reine soziale Politik und damit auch 
für l'inc rasche Aufwärtsentwicklung der Arbeiterpartei. 

Scharf beleuchtet wird diese Entwickelung durch die eingehende Dar­
stellung· der Geschichte des „Social-Demokrntcn", von dessen langjährigem 
Redaktionssekretilr 0. 'l'orrnmm. Von Interesse sind auch die Artikel von: 
FEic,A~DA Nrs,mc:, Die sozialdemokratische Frauenbewegung; HALVDAN 
Kmrr, Norw('gcn -.or dPr Arbeiterpartei; 01.E 0. LrAx, Die Fachorganisation 
in unserer Zeit. 

Da, Jubiliiumsheft des „'I'yvencle aarhundrcdc" enthält u. a. Erinnerungen 
von .f}Ji'PENEX über „den ersten Lohnkampf norwegischer Arbeiterinnen 1889." 
In der Zündholzindustrie wurden damals in großem Maße Giftstoffe ver­
wendet, die furchthare Krankheiten, insbesondere die Phosphornekrose, unter 
den Arbeitern z(•itigten. Der Arzt ÜS<'AH NrnNE~ und der Dichter B.JÜRNST· 
.JEH!'-m B.Ji'm:-,;sox zeigten dem Publikum die jung·en Frauen mit den von 
der Nekro~e verheerten Gesichkrn, und eine gewaltige ·welle von Sympathie 
wogte ihnen entgegen. Andererseits konsolidierten sich auch die Konser­
vativen, und die ganze Hauptstadt tf:ilte sich tatsächlich über diese Frage 
in zwei feindliche Lager. Der moderne Klassenkampf wurde hier zum ersten 
Male seit, THnAc:E von dem großen. Publikum als akut gefühlt. - KOHT 

zeigt eingehend im Art. ,,Ikr Sozialismus l\Lrnct:N THRANEs", wie SArnT­
SnH1:1, C.\BET und rnr allem WEITLrxn den f'rsten norwegischen Sozialisten 
beeinflußt haben, daß dieser aber der marxistischen Auffassung· näher steht 
als irgendeiner von jenPn Männern und daß ihm die Klassenkampftheorie 
recht deutlich vorgeschwebt hat. Unter den übrigen Artikeln wären zu 
nennen die feine Charakteristik des Begründern der Arbeiterpartei C1m. H. 
KNUD8EN von Lunw. I\b,nm nnd dir Betrachtungen KNUDSEXs über die 
Kämpfe der Partei um das allgemeine vVahlrecht. 

Kristiania. Env. BULL. 

ÜLA CASTREN, De sociala strömningarna i Frankrike plt Ludvig XIV.s tid, 
Helsingfors 1911. 8 °. 383 S, 

Die Arbeit, die eine Habilitationsschrift ist, gibt zuerst als Einleitung 
eine summarische Übersicht der bekannten Ideen über Staat und Regierung 
verschiedener Schriftsteller des 16. und 17. Jahrhunderts (MACHIAVELLI, 
Bourn, Homms, Loc1rn u. a.). Darauf folgt als Hauptteil des Buches die 
Darstellung der inneren Zustände Frankreichs zur Zeit Ludwigs XIV. oder 
richtiger, der Auffassung CoLBERTs von jenem Zustande, ebenso wie der Be-
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strebungen dieses Ministers, vorhandenen Mißständen abzuhelfen und die 
Finanzen des Landes zu bessern. So werden in besonderen Kapiteln die 
Finanz- und Volkswirtschaftspolitik ÜOLBER'rs, seine Bevölkerung·s- und 
Kolonisationspolitik, seine Ansichten über die verschiedenen Stände eingehend 
besprochen - alles nach seinen an den König gerichteten Memoiren und 
anderen Schriftstücken. Das Werk schließt mit einer Darstellung der 
sozialen Ideen in der französischen Literatur der Zeit, wobei besonders V AU­
BAN und BoISGUILLEBER'l' sowie die Staatsromane (von VAmASSE u. a.) be­
rücksichtigt werden. 

Das l!'azit dieser Musterung des betreffenden Zeitabschnittes in bezug 
auf soziale, d. h. zunächst bauern- und arbeiterfreundliche Ideen und sozial­
politische Maßnahmen zugunsten dieser Volksklassen ist sehr dürftig. Es 
kann auch nicht anders sein, denn es gab ja sehr wenig des einen wie des 
anderen im Frankreich Ludwigs XIV. Dennoch ist die innere soziale Ent­
wickelung, die eben in dieser Zeit stattfindet, sehr heueutsam. Die Um­
wandlung der Stände in Klassen, die Aufhebung der Isolierung und der 
Sonderrechte der Provinzen und Städte und das Emporsteigen eines Groß­
kapitalismus mittels der königlichen Finanzverwaltung sind soziale Erschei­
nungen von größter Bedeutung. Alles wird aber unter anderem als sozial­
politischem Gesichtspunkt aufgefaßt. vVas geschieht, vollzieht sich im Namen 
des Königs und zu dessen Nutzen, demgemäß unter politischer Etikette. 
Denn die absolute l\Ionarchie ist zugleich Mittel und Ziel dieser ganzen Ent­
wicklung. Darum machen sich soziale Gesichtspunkte und Rücksichten so 
wenig geltend. 

Die Arbeit C.s ist ein Erstlingswerk, was sich auch vielfach bemerkbar 
macht. Der Verf. hat aber die einschHlgige Literatur gründlich durch­
gearbeitet und zeigt in der Beurteilung derselben einen kritischen Blick, der 
für die Zukunft viel verspricht. So sei ihm denn zur Fortsetzung der For­
sclmngen, zu denen er sich mit der vorliegenden Schrift als sehr berufen er­
wiesen hat, bester Erfolg gewünscht. 

Djursholm. PoNTUS FAHLBECK. 

Dr. Env A Im B1cNES , Strucny nästin vyvoje moderniho socialismu (Kurzer 
Entwurf der Entwicklung des modernen Sozialismus). 2 Bde. Brandeis 
a. d. Elbe, 1910/11. 194 u. 272 S. 
Das angezeigte Werk ist bisher noch unvollständig. Es liegen von ihm 

vorläufig nur vor der Einleitungs- und der Schluß band. J euer ist iiberschrieben: 
Podminky vzniku a vyvoje moderniho socialismu (Die Entstehungs- und Ent­
wicklungsbedingungen des modernen Sozialismus) und enthält die Genesis 
des neuzeitlichen praktischen und theoretischen So7:ialismus. Der Verf., zur-
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zeit Professor an der Prager tschechischen Handelsakademie, hat es verstanden, 
die Klippen der Einseitigkeit im Gefolge übermäßiger Betonung der mate­
riellen, wirtschaftlichen Bedingungen des Sozialismus zu vermeiden. Er geht 
mehr soziologisch vor, und es ist ihm ziemlich gelungen, die Pluralität der 
wirkenden Kräfte zu erfassen, obzwar deren Fülle dadurch nicht erschöpft 
worden ist. Die soziale Frage überhaupt hat nach B.s Darstellung nicht 
hloß die materielle Lage der breiten Schichten der Gesellschaft zur Voraus­
setzung, sondern entsteht erst, wenn sich dieselben über ihre drückende Lage 
klar werden und zum Selbstbewußtsein ihrer menschlichen Persönlichkeit 
gelangen. Die soziale Frage ist der Ausdruck der Kulturentwicklung und 
des Fortschritts von Nation und Menschheit. 

B. schildert der Reihe nach zuerst die wirtschaftlichen, dann die ideellen 
Bedingungen für die Entstehung der sozialistischen Theorien und analysiert 
unter den letzteren besonders den Einfluß von Philosophie und Wissenschaft, 
wobei speziell der Anteil der modernen Nationalökonomie hervorgehoben, aber 
auch die ethischen Gründe und die Verbindung mit dem Humanitätsgedanken 
sowie die religiöse Grundlage der modernen vormarxistischen Lehren nicht 
vergessen werden. Von den politischen Ursachen wird hauptsächlich die 
Bedeutung der französischen Revolutiou gewürdigt. Man erhält so im ganzen 
ein recht anschauliches Bild von dem sozialen Konsensus der wichtigsten 
mitbestimmenden Ursachen, dank denen der moderne Sozialismus empor­
gewachsen ist, wenngleich illustrativ vorwiegend ein einziges, freilich das 
wichtigste Land, nämlich Frankreich, herangezogen worden ist. 

Auf die Frage nach dem Primat der beiden Hauptkategorien von ur­
sächlichen Faktoren der materiellen und der geistigen - geht B. nicht 
näher ein. Er begnügt sich vielmehr damit, ihre notwendige Wechselwirkung 
zu betonen und darzulegen, daß bei der Entwicklung der sozialen Frage 
niemals „ein Moment ohne das andere existierte, daß in dem Augenblick, 
wo das eine erschien, auch das andere als sein Korrelat aufgetreten ist, daß 
beide versclliedene und gleichwesentliche Seiten einer und derselben Sache 
bilden". 

Kann man B. hierin durchaus zustimmen, so scheint mir dagegen die 
Scheidelinie zwischen den „Utopisten" und dem „ wissenschaftlichen Sozialis­
mus" etwas zu scharf gezogen. Es ist wohl an der Zeit, das Vorurteil über 
die Nichtwissenschaftlichkeit der Ideologen und die alleinige Wissenschaft­
lichkeit des Marxismus fallen zu lassen. Eine ganze Reihe von Ideologen 
sind nicht weniger wissenschaftlich als MAux, und bei diesem wiederum 
finden sich ebenfalls Utopien, obzwar er gegen Rezepte für den Küchentopf 
der Zukunft eine große Abneigung hatte. Übrigens ist die Aufzählung der 
ideologischen Denker nicht vollständig: man vermißt unter ihnen ungerne 
C. PECQUEUR, den klarsten und reifsten Kopf des vormarxistischen Sozialismus. 

B. plant im weiteren eine Darstellung des gegenwärtigen Standes der 
wzialen Bewegung in den einzelnen europäischen Ländern. Von ihr liegt 

Archiv f. Geschichte d. Sozialismus III, hrsg. v. Grünberg. 23 
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jedoch bisher nur als Schlnßheft des ganzen Werkes vor: ,,Delnicke hnuti 
v Rakousku a v Öechach" (Die Arbeiterbewegung in Österreich und in 
Böhmen). Gerade dieses Heft aber erweckt mehr Interesse als der theoretische 
Einleitungsband, weil es u. a. auch akute Zeitprobleme der deutschen und 
tschechischen Sozialdemokratie berührt. 

Die letztere ist seit einigen Jahren in einem Entwicklungsprozeß begriffen, 
der auf ihre gänzliche Verselbständigung abzielt. Diese Verselbsfändigung 
vollzog sich zuerst in der politischen Organisation, erfuhr dann ganz natür­
liche Übertragung auf die Gewerkschaftsbewegung und hat schließlich auch 
das Genossenschaftswesen erfaßt. M. E. ist hierin ein elementares Geschehnis 
zu erblicken, gegen das man sich vergeblich sträuben würde, ein Exponent 
der wachsenden materiellen, biologischen und kulturellen Vitalität eines auf­
steigenden Volkes. Die tschechische Sozialdemokratie fühlt ihre Kraft, und 
ihr Selbstbewußtsein wird durch die Überzeugung gesteigert, das Recht sei 
auf ihrer Seite. Diese elementare Entwicklung ist gesund, und zwar nicht nur 
für die tschechische Sozialdemokratie, sondern auch für die österreichische 
überhaupt und nicht weniger für die gesamte Internationale. Denn zweifellos 
ist den Zielen der Internationale um so besser gedient, je kräftiger, kon­
solidierter und lebensfroher die Sozialdemokratie jeder Nation .als Einheit 
innerhalb des Rahmens der internationalen Harmonie ihren Platz einnimmt. 
Und das muß der tschechischen Sozialdemokratie zugute gerechnet werden, 
daß sie aus voller Überzeugung und besten Willens bestrebt ist, sich dieser 
Harmonie einzufügen, und daß sie den Hauptzielen und Hauptprinzipien der 
Internationale redlich Treue hält. Die Grundlage ihres Verselbständigungs­
prozesses ist auch eine durchaus sozialistische. Gebührt ja nicht in letzter 
Linie eben dem Sozialismus das Verdienst mutiger und gerechter V er­
fechtung des modernen Prinzips, daß jeder Nation, sei sie groß oder klein, 
das Recht der Selbstbestimmung eigne. Denn dieses Prinzip ist die Folge 
nicht nur der modernen Entwicklung zur Menschenwürde, sondern auch der 
sozialistischen Lehre von der Ausbeutung, resp. Nichtausbeutung. Übrigens 
ist die angedeutete Entwicklung innerhalb der tschechischen Sozialdemokratie 
so spontan und stark, daß sie eigentlich so alt ist wie diese selbst: Sehr 
früh schon, nämlich bereits am 7. IV. 1878, haben sich die tschechischen 
Sozialisten in Prag (im Gasthaus zu St. Margareten hinter dem Strahover 
Tor) als selbständige Partei konstituiert. Daß sie auf dem Hainfelder 
Parteitag von 1888/89 in der zentralistischen, ganzösterreichischen Organi­
sation aufgingen, bedeutete nur eine Episode. Denn schon 1893 wurde in 
Budweis neuerdings die selbständige tschechoslawische sozialdemokratische 
Partei gegründet. Auf dem VI. Kongreß der österreichischen Sozialdemokratie 
in Wien (1897) kam es zum Neuaufbau der österreichischen Sozialdemokratie 
auf föderativer Basis. Seither zerfällt die früher einheitliche österreichische 
Partei in 6 selbständige ( die deutsche, tschechische, polnische, ruthenische, 
italienische und südslawische) Parteien mit gemeinsamer Exekutive. 
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Bald nachdem in Österreich eine moderne Gewerkschaftsbewegung ent,• 
standen war, schloß sie sich zu einer zentralistischen Reichsorganisation zu­
sammen. Die Verschmelzung der tschechischen Gewerkschaften mit dieser 
Reichsorg·anisation hat ebenfalls nicht lange gedauert. Schon 1896 kam es 
zur Bildung einer selbständigen tschechoslawischen Gewerkschaftsorganisation, 
der immer zahlreichere Gewerkschaften beitraten, und die Konzentration 
sämtlicher tschechischen Gewerkschaften ist nur eine Frage der Zeit. Und 
da die tschechische Sozialdemokratie auch über ein selbständiges Genossen­
schaftswesen verfügt, so wird sie in kurzem auf allen vier Gebieten sozia­
listischer Betlttigung der politischen, gewerkschaftlichen, genossenschaft­
lichen, kulturellen - als einheitlicher, konsolidierter, in allen Teilen von 
gleichem Geist erfüllter Körper dastehen. Jetzt schon ist ihre Potenz eine 
beachtenswerte: zählt ja die Partei bereits mehr als 130000 organisierte 
Mitglieder. Das sollte, m1ichtc man meinen, von der ganzen sozialistischen 
Welt nur mit Freude begrüßt und gefördert werden. Indessen hat es bei 
der Internationale, wie deren Beschluß auf dem Kopenhagener Kongreß von 
1910 gezeigt hat, nur wenig Anerkennung gefunden und noch geringere bei 
der deutschen Sozialdemokratie in Österreich. Zum 'l'eil erklärt sich diese 
Erscheinung dadurch, daß mau das Wesen und die Bedeutung der Ent­
wicklung innerhalb des tschechischen Sozialismus nicht klar begriffen und 
daher auch nicht richtig gewürdigt hat. Solches ist auch, z. B. für einen 
Engländer oder Franzosen, mit Rücksicht auf die besonders eigenartige Ge­
staltung und Kompliziertheit der Verhältnisse in Österreich sehr schwer. So 
wird es wohl noch einige Zeit brauchen, bis richtige Einsicht sich Bahn 
bricht. 

Hierzu könnte einigermaßen eine gründliche historisch-kritische Dar­
stellung der sozialen Bewegung in Österreich und eine objektive soziologische 
Würdig·uug der sozialistischen Bestrebungen bei den einzelnen Nationen bei­
tragen, aus denen dieses Staatswesen sich zusammensetzt. An derartigen 
Monographien mangelt es jedoch zurzeit noch stark. Erst i. J. 1908 ist 
eine Geschichte der österreichischen Gewerkschaftsbewegung von Juuus 
DEUTSCH erschienen, ein Werk, das also auch nicht die gesamte soziale 
Bewegung zum Gegenstand hat. Ebenso gibt es keine eingehende und er­
schöpfende Darstellung der tschechischen Arbeiterbewegung. Eine sehr gute 
Studie über ihre Anfänge ist aus der Feder des Prager Universitätsprofessors 
CYRILL HonA6EK vorhanden: Poc atko ve delnick eh o hn u ti v Cechach, 
Prag 1896. Denselben Gegenstand hat später Dr. ZDENEK T0B0LKA behandelt 
in: Po ca t ky delu i ck eh o hu u ti v Cechach, Prag 1903. Einige Beiträge 
zur Geschichte der Partei hat sodann J. STEINEit geliefert: Utrpeni so­
cialui demokracie ceskoslovauske (Der Leidensweg der tschecho­
slawischen Sozialdemokratie), Prag 1902. Eine Übersicht über die Gewerk• 
schaftsbewegung haben J. STEIN ER und E. SKATULA geboten mit: Des et 
let odboroveho hnuti ceskoslovanskeho (10 Jahre tschecho-

23* 
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slawischer Gewerkschaftsbewegung), Prag 1907. Ferner hat der dem Lager 
der deutschen Sozialdemokratie angehörige Dr. Ü'l"l'O BAUER veröffentlicht; 
Die Nationalitätenfrage und die Sozialdemokratie, Wien 1908,. 
und auf tschechischer Seite der Abgeordnete FRANZ MODRACEK: N arod­
no stni otazka v socialni demokracii rakouske (Die Nationali­
tätenfrage in der österreichischen Sozialdemokratie), Prag 1908. Es gibt 
schließlich noch weitere instruktive Abhandlungen über die Entwicklung und 
den jetzigen Stand der tschechischen sozialen Bewegung, z. B. von Dr. Lgo 
WINTER in der „Tschechischen Revue" (Jahrg. I, III, IV). Eine zu­
sammenfassende Behandlung der ganzen Bewegung steht aber noch aus. 

Das Unternehmen B.s, auf breiterer Basis die historische Entwicklung 
der sozialen Bewegung in Österreich von ihren Anfängen um das Jahr 1848 
bis zu den heißen Kämpfen der neuesten Zeit zu verfolgen und zu würdigen, 
verdient demnach Anerkennung. Allerdings ist seine Schrift nicht erschöpfend. 
Sie stellt sich vielmehr als erster Versuch dar, sich auf den verwickelten 
Bahnen der Sozialdemokratie in Österreich zu orientieren. Zu diesem Zweck 
zerlegt B. die dargestellte Zeit in eine Reihe von Abschnitten, für die er so­
dann nacheinander je die deutsche und die tschechische Arbeiterbewegung 
gesornlert schildert. In einem Schlußkapitel wird außerdem die Entwick­
lung bei den übrigen Nationen Österreichs übersichtlich skizziert, und zwar 
zuerst die polnische Bewegung in Galizien, sodann die Bildung der selb­
ständigen ukrainischen, ferner der südslawischen und zuletzt der italienischen 
Partei. 

Das meiste Interesse beansprucht die Schilderung des Verhältnisses 
zwischen der deutschen und der tschechischen sozialen Bewegung. Mit Recht 
hebt B. hervor, daß der tschechischen Bewegung - bei aller ihrer, schon 
durch die Zeitfolge der Entwicklung bedingten Abhängigkeit von der deutsch­
österreichischen doch stets eine gewisse Selbständigkeit und Orig'inalität 
geeignet hat. Zu den hierfür von B. erwähnten Gründen möchte ich noch 
den anführen: daß der Sozialismus auf tschechischem Boden von jeher 
Heimatsrecht hat. Man denke nur an den Kommunismus der Taboriten und 
der Böhmischen Brüder! Auch er schon ermangelte nicht der Originalität .. 
Für die moderne Zeit betont B. richtig, daß die tschechische sozialdemo­
kratische Partei schon seit 1887 ihr eigenes, präzis ausgearbeitetes, klares 
und modern sozialistisches Programm besitzt. Was in diesem gefordert wurde,. 
das hat später in Hainfeld die sozialdemokratische Partei Österreichs in 
wenig veränderter Form auch auf ihre Fahne geschrieben. Der Hainfelder 
Kongreß hat dann allerdings seinerseits die tschechische Bewegung beein­
flußt. Allein die in Hainfeld beschlossene Einheitlichkeit der ganzöster­
reichischen Partei hat eigentlich immer nur mehr in der Theorie als in der Praxis 
existiert. ,,Tatsächlich entwickelten sich die Verhältnisse in Böhmen immer 
selbständig, und so existierte auch jetzt - trotz der Annahme des einheit­
lichen Programmes - in Böhmen eine gewisse Unabhängigkeit, wenn nicht, 
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'formell, so doch tatsächlich. Die Partei besaß· eine viel zu fest gewurzelte 
'l'radition, als daß sie infolge eines Kongreßbeschlusses mit ihrer aus der 
Vergangenheit überkommenen organischen, inneren Einheitlichkeit und Selb­
ständigkeit hätte brechen und zu unbedingter Einheit mit der österreichischen 
Bewegung verschmelzen können." Und der politischen analog war auch die 
Entwicklung im Gewerkschaftswesen, die eben den wunden Streitpunkt 
innerhalb der österreichischen Sozialdemokratie ausmacht. 

B. schildert den Kampf um die Gewerkschaften von Anfang bis über den 
Kopenhagener Beschluß hinaus mit ziemlicher Ausführlichkeit. Er sieht in 
ihm mehr als eine11 bloßen Streit um <lie Form der Gewerkschaftsorganisation. 
Dieser erscheint ihm nur als etwas Äußerliches; den inneren Grund und das 
wahre Wesen des Kampfes sucht er anderswo, vor allem nämlich in dem 
lebendigen Nationalgefühl sowohl auf tschechischer wie auf deutscher Seite. 
Dieses Nationalgefühl mag hie und da manchmal unter der Bewußtseins­
schwelle hleiben, schwächer wird es deswegen nicht. Denn es ist ein psycho­
logisches Element, das, auf dem Gattungsbewußtsein gegründet, sich in jedem 
menschlichen Wesen spontan entwickelt, einen wesentlichen Teil der mensch­
lichen Jnrlividualität ausmacht untl meistens ohne Wissen dieser oder jener 
Persönlichkeit nach seinem Recht rnft. Außerdem aber manifestiert sich im 
Verselbstäudigungsprozeß auf dem Gebiete des Gewerkschaftswesens die der 
tschechischen Nation überhaupt eigene Hiuneigung zur Idee des Föderalis­
mus. Neben diesen beiden Gründen führt B. als dritten auch den an, den 
die tschechische Sozialdemokratie selbst ins Treffen führt: den Hinweis 
darauf, daß die Partei sich nicht würde gedeihlich entwickeln können, wenn 
sie hinter sich keine starke Gewerkschaftsorganisation hätte. 

B. bemüht sich, in dem Streite möglichste Unparteilichkeit zu bewahren. 
Er anerkennt die Vorteile einer starken zentralistischen Gewerkschafts­
organisation, muß aber zuletzt zugestehen, daß das Recht ausschließlich auf 
de!' tschechischen Seite ist. An einer Reihe von Beispielen zeigt er, wie das 
Nationalgefühl der dentschösterreichischen Sozialdemokratie in eine Iguo­
ricrnng der gerechten Forderungen der tschechischen Partei mündet und 
sogar in nationale Ungerechtigkeit ausartet, und sieht darin einen sozia­
listischen Bankerott ihres Sozialismus, wie er überhaupt meint: der Sozia­
lismus, der zuerst die Lösung· der nationalen Gegensätze verheißen hat, 
sei eben an diesem Punkte gescheitert. Als Mittel znr Lösung dieser 
akuten Nationalstreitigkeiten auf dem Gebiete des Gewerkschaftswesens 
schlägt er dessen Födcralisiemng unter Beibehaltung eines vermittelnden 
Zentralausschusses vor, denselben Weg also, den die politische Organisation 
beschritten hat. 

Bei seiner Betrachtung der deutschen und der tschechischen Sozial­
demokratie in Österreich gelangt B. zum Schlusse, daß die Sozialdemokratie 
iu diesem Staatswesen einen selbständigen '.rypus neben der reichsdeutschen, 
französischen oder englischen repräsentiere. Sie ist seiner Meinung nach 
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wesentlich, innerlich und prinzipiell r e form ist i s c h , formell, liußerlich 
und taktisch m a r xi s t i s c h - orthodox. Die Partei hat offiziell ein Pro­
gramm angenommen, das sich in revisionistischer und reformistischer Richtung 
beliebig ausdehnen läßt, hat aber diesem inneren Reformismus einen äußer­
lich radikalen und marxistischen Anstrich gegeben. Sie ist so zwar nicht 
konsequent, aber ihr unerschütterliches Prinzip ist absolute Ausschließlich­
keit, eine splendid isolation. Diese Haltung hilft ihr über innere Konflikte 
hinweg, denn die Reformisten müssen durch die reformistische Tätigkeit 
befriedigt sein, und die Marxisten sind zufrieden, daß sie als Maehthaber den 
reformistischen Handlungen orthodoxen Sinn unterlegen. Das ist ein wahres 
Unikum in der ganzen sozialistischen Welt. Allein die Entwicklung und 
die Erfolge der Partei haben gezeigt, daß ihr dieser Zustand zustatten 
kommt. Ein weiterer charakteristischer Zug der österreichischen Sozial­
demokratie ist ihre praktische Tendenz. Auch die Führer sind vorwiegend 
Männer der Praxis. Die Bewegung leidet an Mangel an Theorie. In Öster­
reich gibt es keinen einzigen sozialistischen Theoretiker großen Stils. Die 
österreichische Sozialdemokratie zeichnet sich ferner durch die Ehrfurcht vor 
der Legalität aus. Und schließlich ist für sie eine ungemeine Intimität 
zwischen politischer und gewerkschaftlicher Organisation bezeichnend, die für 
die Sozialdemokratie der anderen europäischen Länder seit dem internationalen 
Kongreß zu Stutt.gart vorbildlich g·eworden ist. 

Bei der tschechischen Sozialdemokratie kehren im ganzen diesellJen Züge 
wieder. Daneben aber begegnet man aber auch einigen besonderen: vor 
allem einer gewissen Derbheit, Folgerichtigkeit und tschechischer Hartköpfig­
keit. Ebendeswegen glaubt sie an einige sozialistische Losungsworte auf­
richtiger als andere sozialistische Parteien und steht der tschechischen 
Bourgeoisie verschlossener gegenüber als die deutsche Partei dem deutschen 
Bürgertum. Deswegen hat sie auch zur Überraschung der ganzen tschechischen 
Öffentlichkeit im Parlament eine gegenstaatsrechtliche Erklärung abgegeben, 
trotzdem sie wußte, wie erregend dieselbe auf die übrigen tschechischen 
Parteien einwirken muß, nur um einen Beweis ihrer Überzeugung zu liefern. 
Für die Theorie zeigte sie mehr Sinn, denn sie besitzt schon seit über 
15 Jahren eine wissenschaftliche Revue: die „Akademie". Zurzeit ist 
sie freilich durch praktische Tätigkeit zu sehr absorbiert. Ihr eigenartigster 
Zug aber ist, daß sie eine exklusive Arbeiterpartei ist, was wiederum dem 
Charakter des tschechischen Volkes entspricht. - Dieser Chamkteristik 
möchte ich noch beifügen, daß der tschechische Sozialismus Rchon seit 
dem Kommunismus der Böhmischen Brüder sich ununterbrochen durch eine 
gewisse Vergeistigung von dem materialistisch gerichteten deutschen unter­
scheidet. 

Manchen Ansichten des Verf. möchte ich nicht beistimmen. Doch ist 
hier nicht der Ort, hierauf näher einzugehen. Was die formelle Seite an­
belangt, so war es bei der gewählten Stoffanordnung· und angesichts der 
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außerordentlichen Kompliziertheit des behandelten Problems sicherlich schwer, 
iiftere Wiederholungen zu vermeiden. Aber es hätte sich wohl manches 
konziser und genauer formulieren lassen. Man hat den Eindruck etwas zu 
großer Hast. Der Verf. bekennt librigens selbst, daß er die letzte Hand an 
sein \Verk nicht habe anlegen können. Diesem Umstande ist auch eine 
gewisse Schwerfälligkeit der Ausdruck8weise zuzurechnen. Doch soll durch 
diese Bemerkungen das Verdienst des Verf. nicht geschmälert werden. Seine 
Arbeit wird von einem künftigen Geschichtschreiber der tschechischen 
Arbeiterbewegung nicht übersehen werden dürfen. 

Prag. BftETIFlLAV FousTKA. 



Chronik. 
Juli 1911 Juni 1912. 

I. 
VII. Internationale Konferenz der gewerkschaftlichen Landes­

zentralen in Budapest 10.-12. VIII. 19111). 

Vertreten waren die angeschlossenen Landeszentralen von 
Belgien, Bosnien-Herzegowina, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, 
England, Frankreich, Holland, Italien, Kroatien, Österreich, 
Rumänien, Schweden, Schweiz, Serbien, Spanien, Ungarn, den 
Vereinigten Staaten ; außerdem durch Gast de 1 e gierte die nicht 
angeschlossene Landeszentrale von Bulgarien und die I(ndustrial) 
W(orkers) of the) W(orld) aus den Vereinigten Staaten. 

Die gefaßten Beschlüsse bezogen sich auf: 

I. Die gewerkschaftliche Einheit in den ver­
schiedenen Ländern. 

1. Abgelehnt wurde mit allen gegen die französischen Stimmen 
der - von diesen vertretene - Antrag auf Zulassung der 
I. w. w. 2

) 

2. Angenommen wurde - mit allen gegen die bulgarischen 
Stimmen - ein von Österreich, Ungarn, Kroatien, Bosnien­
Herzegowina und Serbien eingebrachter Antrag, der die beiden 
streitenden bulgarischen Landeszentralen 3

) zu nochmaligen Eini-

1) Nach dem Bericht: im Achten Intern. Bericht über d. Gewerk­
schaftsbewegung 1910. Hrsg. v. Intern. Sekret. d. gewerkschaftl. Landes­
zentralen Berlin 1911, S. 20/40 2) ln Amerika befehden sich die an­
geschlossene A(merica) F(ederation of) L(abor) und die 1905 auf revolutionärer 
Grundlage von DEns, HEYEW00D und Dm LE0N gegründeten I. W. W., die 
der A. I. L. ,,Harmonieduselei" vorwerfen. 3) Die bisher angeschlossen 
gewesenen "W citherzigen" mit 6 Verbänden und 4016 Mitgliedern und die 
,,Engherzigen" mit 11 V crbiinden und 6038 Mitgliedern. 
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gungsversuchen im eigenen Land und zur Berichterstattung hier­
über an das I(nternationale) S(ekretariat) behufs eventueller weiterer 
Entscheidung verpflichtete, bis dahin aber beide als außerhalb 
des I. S. stehend erkliirte. 

3. Wurde diskussionslos ausgesprochen: 
„fa; werden unter Wiederholung der 1907 in Christiana beschlossenen 

Pflicht der Organisationen, sich ihrer Landeszentrale anzuschließen, die 
internat. Berufssekretariate und Verbände ersncht, nur solche Organi­
sationen zuzulassen, die ihrer zustlin<lig·en Landeszentrale angehören, 
und auf diejenigen Organisationen, die ihren internat. Berufssekre• 
tariaten angeschlossen sind, ohne ihrer Landeszentrale anzugehören, 
dahin zu wirken, daß Rie sich der znständigen Landeszentrale an­
schließen." 
4. Wurde ebenfalls diskussionslos folgende Resolution angenommen: 

,,Die Einheit der Arbeiterbewegung wird immer zwingender ange­
sichts des sich mehr und mehr und ohüe Unterlaß zentralisierenden 
Unternehmertums. Die Vertreter der gewerkschaftlichen Organisationen, 
deren Mission die Verteidigung der allgemeinen Interessen des Prole­
tariats ist, können keinesfalls die l<'ortdauer des jetzigen Zustandes der 
Arbeiterzersplitterung wünschen. Zur Erreichung ihres endgiltigen 
Zieles soll die Gewerkschaftsbewegung auf dem ökonomischen Gebiete 
des Klassenkampfes die Gesamtheit der Lohnarbeiter, ganz gleich 
welcher Richtung·, umfassen. Diesem Grundsatz entsprechend (stimmen) 
die Vertreter des Proletariats aller Länder .. der Verpflichtung zu, unter 
Ausschaltung aller persönlichen Fragen alles zu tun, um die Einheit 
der Arbeiterbewegung in ihren Ländern herbeizuführen." 

II. In t e rn a t i o n a l e H i I fs a kt i o u e n. 
a) ,,Das I. S. hat sich an internat. Hilfsaktionen nur dann zu be­

teiligen, wenn gleichzeitig mehrere Bernfs- oder Industrieverbände eines 
Landes derart in wirtschaftliche Kämpfe verwickelt sind, daß die zu 
deren Durchführung erforderlichen Mittel im eigenen Lande oder von 
den internat. Branchenorganisationen, denen die beteiligten Verbände 
angehören, nicht aufgebracht werden können. 

b) Die Einleitung einer internat. Hilfsaktion hat ferner nur dann 
zu erfolgen, wenn folgende Bedingungen erfüllt sind: 1. Von der 
Landeszentrale, der die zu unterstützenden Org·anisationen angehören, 
ist ein motiviertes Gesuch an das 1. Gewerkschafts-S. einzureichen. Die 
Motivierung soll enthalten: einen summarischen Bericht iiber Ursachen 



362 Chronik. 

und bisherigen Verlauf cles Konflikts, ferner eine Übersicht über die 
Organisationsstärke und die finanzielle Leistungsfähigkeit der hilfe­
suchenden Organisationen. 2. Die zu unterstützenden Organisationen 
müssen Mitglieder einer dem I. Gewerkschafts-S. angeschlossenen Landes­
zentrale sein, insofern nicht besondere politische Verhältnisse des Landes 
dies unmöglich machen. In Ausnahmefällen kann das I. S. auch eine 
Hilfsaktion einleiten, wenn in einem Lande eine solch große Anzahl 
Arbeiter eines Berufes im Kampfe steht, daß die Mittel des eigenen 
Landes oder vom I. Gewerkscl1afts-S. nicht ausreichen. 3. Ferner wird 
die Unterstützungsaktion nur für solche Organisationen weitergeführt, 
die das I. S. durch regelmäßige Information über den Verlauf der 
Kämpfe orientieren und sich zur Veröffentlichung der Abrechnung über 
die Kosten des Kampfes verpflichten. 

c) Sind die im Abschnitt b) bezeichneten Bedingungen erfüllt, so 
hat das 1. Gewerkschafts-S. die Hilfsaktion einzuleiten. Das an die 
Landeszentralen gerichtete Unterstützungsgesuch soll enthalten: eine 
kurze Begründung, ein Gutachten des I. S. und, soweit dies möglich 
erscheint, bestimmte Vorschläge über die Art und Weise, wie die Unter­
stützung am zweckmäßigsten erfolgen könnte. 

d) Das I. S. hat ferner dafür zu sorgen, daß bei länger andauern­
den Kämpfen die an der Hilfsaktion sich beteiligenden Landeszentralen 
von Zeit zu Zeit über die Situation unterrichtet werden und daß in 
allen Fällen baldmöglichst nach Abschluß des Kampfes den betreffen­
den Landeszentralen Bericht und Abrechnung über den Kampf er­
stattet werden. 

e) Alle Gelder werden dem I. S. übermittelt, welches nach Abschluß 
des Kampfes eine Abrechnung veröffentlicht." 

(Einstimmig angenommen 1
). 

III. Die Zuwanderung ausländiseher.Arbeiterwährend 
Lohnkämpfen und in Zeiten wirtschaftlicher 

Depression. 
„Die Konferenz erklärt, daß es das Ziel der Arbeiterbeweg·ung aller 

Länder ist, mit allen Kräften die Abwanderung der Arbeiter aus einem 
Lande in andere Länder in Zeiten industrieller Depression, während 
Lohnkämpfen oder wenn solche bevorstehen, zu verhindern; es ist die 

1) Auf Antrag· der Schweiz; nur der zweite Satz von b2 und e auf 
Antrag Hollands eingeschaltet. 
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Pflicht der verantwortlichen Vertreter der Arbeiterbewegung des in 
Frage kommenden Landes, den I. S. zu informieren, welcher seiner­
seits sofort den Vertretern der Arbeiterschaft jeden Landes Mitteilung 
macht 1)." 

IV. D i e B e k ä m p fu n g der Nachtar b e i t. 
„Die Konferenz fordert die Arbeitervertreter in allen Parlamenten 

auf, dafür zu wirken, daß in ihren Ländern ein gesetzliches V erbot 
der Nachtarbeit in allen denjenigen Industrien, in welchen diese nicht 
unbedingt notwendig ist, eingeführt wird 2)." 

Außerdem wurde beschlossen: a) ein Protest wider die feind­
selige und hemmende Haltung der rumänischen Regierung gegen die 
gewerkschaftlichen Organisationen der Arbeiter Rumäniens; b) eine 
Sympathieresolution zugunsten der norwegischen Arbeiter in 
ihrem Kampf gegen die Unternehmer; c) die Überweisung eines 
holländischen Antrags an das I. S. auf Ersuchen an die Landes­
zentralen, Nationalkomitees zur Bekämpfung der Heimarbeit zu 
gründen oder solchen Komittees beizutreten, die sich dem „Bureau 
permanent du travail a domicile in Briissel" anschließen. 

Anträge auf Abhaltung Internationaler Kongresse 
(Frankreich) und auf Begründung einer Internat i o n a 1 e n 
Arbeitsförde ratio n (Verein. Staaten) wurden den Landes­
organisationen zum Studium zugewiesen. 

II. Deutsches Reich. 
Landesversammlung der Sozialdemokratie Elsaß-Lothringens zu 

Mühlhausen i. Els. 23. VII. 1911 3
). 

Angenommen wurden Resolutionen „ Gegen das Marokko­
Abenteuer" und „Gegen die Eisenbahner-Maßregelungen"; ferner 
Beschlüsse über eine durch die neue Landesverfassung bedingte 
Änderung des Organisationsstatuts sowie über die Taktik bei 
Reichstagswahlen; endlich folgende Resolution iiber die 

1) Auf Antrag <ler Verein. Staaten. 2) Auf Antrag Schwedens. 
3) Nach dem Berichte im Berliner „Vorwärts" v. 27. VII. 1911. 
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Landtagswahlen: 

„Die ... L.V .... erklärt es als Pflicht der Parteigenossen, bei 
den bevorstehenden Landtagswahlen in allen jenen Wahlkreisen in den 
Wahlkampf einzutreten, in denen ein agitatorischer, organisatorischer 
oder l\fandatserfolg irgendwie nur möglich erscheint. Die sozialdemo­
kratische Partei führt in sämtlichen Wahlkreisen den Wahlkampf in 
vollständiger Unabhängigkeit, ohne Riicksichtnahme auf irgend eine 
der bürgerlichen Parteien, mit allem Nach druck die grundsätzlichen 
Forderungen der klassenbewußten Arbeiterschaft betonend und für die 
Verwirklichung des Sozialismus wirkend.. Ob und inwieweit nach dem 
ersten Wahlgange eine Vereinbarung mit anderen Parteien erfolgen 
darf, entscheiden mit bindender Kraft für die Genossen der Landes­
vorstand und die Landeskontrollkommission, die als Zentralwahlkomitee 
eingesetzt sind, in gemeinsamer Sitzung mit den Vertretern der Kreis­
vorstände. Diese Sitzung findet am Tage nach der Hauptwahl in 
Straßburg statt." 

Landesversammlung der Sozialdemokratischen Partei Sachsens 
in Meissen 20.-22. VIII. 19ll1). 

Beschlossen wurde mit allen gegen 9 Stimmen ein neues 
Organisations-Statut für die Landespartei, das sofort in Kraft trat. 

Parteitag der sozialdemokratischen Landesorganisation Badens 
in Offenburg 26.-27. VIII. 1911 2

). 

Beschlossen wurden Resolutionen über: 
I. Die Maifeier. 

,,Ausgehend von <lcn Maifeierbeschlüssen der Intern. Sozialist. 
Kongresse und der deutschen Parteitage hält der PT. der badischen 
Landesorganisation daran fest, daß die würdigste Demonstration für 
den Maifeiergedanken die Arbeitsruhe ist. Der PT. macht den Partei­
genossen zur Pflicht, ihre Maifeiern ausschließlich nur am 1. Mai ab­
zuhalten. Veranstaltungen vor oder nach dem 1. Mai haben keinen 
Anspruch auf die Bezeichnung ,Maifeier'." 

(Einstimmig angenommen.) 

l) Pro t ok o 11 über d. Verhandlungen d. Landesversammlung. Dresden, 
Kaden & Co. 1911. 2) Pro t ok o 11 und Bericht des soz.dem. Landes-
organisation Badens. Mannheim 1911. 
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II. S o n d e r o r g a n i s a t i o n e n u n d -K l u b s. 

"Der P'l'. beschließt, daß ohne Zustimmung der örtlichen Organi­
sationen keine Klubs und Sonderorganisationen gegründet werden oder 
bestehen dürfen. Da, wo zu Bildungszwecken besondere Vereinigungen 
und Zusammenkünfte notwendig sind, sind solche nur im Rahmen der 
Parteiorganisation zulässig 1) ~)." 

(In namentlicher Abstimmung mit 116 gegen 34 Stimmen: 
angenommen.) 

Landeskonferenz der Sozialdemokratischen Partei für das Groß­
herzogtum Hessen zu Worms. 26.-27. VIII. 1911 3). 

Angenommen wurde ein Antrag: 

„Die LK. spricht die Erwartung aus, daß die Delegierten zum 
Parteitage der deutschen Sozialdemokratie (Jena) für Aufhebung des 
Parteibeschlusses, die Abführung des Tagesverdienstes am 1. Mai be­
treffend, eintreten." 

1) DieKcr Beschluß richtete sich gegen den Mannheimer „Karl Marx­
Klub", der nach dem Magdeburger Parteitag (1910) von Gegnern der Budget­
bewilligung (vgl. Archiv II, 208/09, 203i05) gegründet wurde, ,,um - auf dem 
Boden der Beschlüsse der Gesamtpartei - innere Vertiefung in das Parteileben 
hineinzutragen, durch gegenseitiges Diskutieren und gegenseitige Belehrung ... 
die Gedanken des wissenschaftlichen Sozialismus in die ~fassen zu bringen 
und sie zu parteitaktischer Sicherheit (zu) erziehen". (De leg. Merkel. Vgl. 
Pro t ok o 11 S. 16). Der Landesvorstand dagegen (vgl. Pro t ok o 11 S. 17) 
warf ihm vor, ,,eine Sonderbündelei" zu sein, mit dem „Zweck, sich zu einer 
Kamarilla auszuwachsen, einer N eb~nregierung, die die Gesamtpartei nicht 
dulden darf." Und im Namen des Gesamtparteivorstandes gab dann auch EBERT 

(Protoko 11 S. 14/15) die Erklärung ab: die Partei müsse „besondere Organi­
sationen neben der offiziellen Parteiorganisation, die sich (wie zweifellos der 
,,Karl Marx-Klub") mit Parteipolitik oder Parteiverwaltungsfragen befassen," 
entschieden bekämpfen. 2) Mit demselben Stimmenverhältnis wurde der 
von den Budgetgegnern eingebrachte Zusatzantrag abgelehnt: ,,Der P'l'. er­
achtet es für selbstverständlich, daß auch die badische Parteigenossenschaft 
sich auf den Boden der Beschlüsse des deutschen Parteitages zu stellen unll· 
namentlich bei Abstimmungen über das Budget den Klassencharakter des Staates 
darzutun hat." 3) Be r i eh t d. Landesvorstands u. d. Parteisekretärs v. 1. VIL 
1910 bis 30. VI. 1911, sowie der Landeskonferenz. Mainz, Volkszeitung. 
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Landesversammlung der Sozialdemokraten Württembergs in 
Stuttgart. 2.-3. IX. 1911 1). 

Beschlossen wurden außer einigen Änderungen und Zusätzen 
zur Geschäftsordnung der Landesversammlung sowie zum Organi­
sationsstatut, ferner zwei Resolutionen, die sich auf Streitigkeiten 
innerhalb der Landespartei bezogen, endlich einer Resolution 
,,gegen die Einmischung der deutschen Regierung in den Marokko­
handel und den empörenden Versuch, in Verbindung damit Deutsch­
land in einen Krieg mit Frankreich hineinzuhetzen", folgende Er~ 
klärung über 

Das Wesen des Delegiertenmandats: 

„Die LV. erkennt das Recht nicht an, den gewählten Delegierten 
für ihre Abstimmungen auf der LV. eine bestimmte Stellungnahme 
zur unabänderlichen Pflicht zn machen. Die einzelnen Abstimmungen 
miissen vielmehr immer das Ergebnis der auf der LV. selbst geführten 
Debatten sein, da der Wert und die Bedeutung dieser Debatten sonst 
illusorisch gemacht würden." 

Parteitag der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zu Jena. 
10.-16. IX. 1911 2

). 

Angenommen wurden - außer Anträgen: a) Auf Anweisung der 
Delegierten der Partei im Internationalen Bureau: sie mögen 
„dahin wirken, daß die Maifeier auf die Tagesordnung des nächsten 
Intern. Sozialistenkongresses gesetzt" werde; b) auf dringliche Auf­
forderung der Arbeiter zur Einhaltung des vom Leipziger Partei­
tage (1909) beschlossenen Schnapsboykotts; c) auf Wahl einer 
Kommission zwecks Beratung einer Reorganisation des Partei­
vorstandes und Berichterstattung auf dem nächsten Parteitag; 
d) gegen die Vergewaltigung Finnlands durch den Zarismus; 
e) auf Veranlassung einer Broschüre über die Lage der englischen 
und deutschen Arbeiter und ihre Interessensolidarität; f) auf 

1) Bericht d. Landesvorstandes, sowie Protokoll über d. Landes-
versammlung in Stuttgart 1911. 2) Protokoll über die Verhandlungen 
,des Parteitages. Berlin, Vorwärts-Buchhandlung, 1911. 
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Einberufung von Frauenversammlungen zur Zeit der Reichstags­
eröffnung behufs Protesterhebung gegen Lebensmittelwucher und 
Preistreiberei in allen Formen; g) auf Interpellation des Reichs­
kanzlers durch die Reichstagsfraktion beim Zusammentritt des 
Reichstages über die Teuerung ufül Forderung von Reichs-, 
Landes- und Kommunalmaßnahmen gegen sie, sowie Aufforderung 
der Arbeiter zu gewerkschaftlichem, genossenschaftlichem und 
politisch-organisatorischem Zusammenschlusse; h) gegen die polizei-, 
schulaufsichts- und justizbehördliche Verfolgung der proletarischen 
Jugendbewegung und auf Aufforderung der Arbeiter und Arbei­
terinnen zur Unterstützung der letzteren - folgende Resolutionen: 

Ia. Zur Reichsverfassung. 

Beauftragung der Reichstagsfraktion zu unverzüglicher Ein­
bringung eines Antrages auf Abänderung und Ergänzung der 
Reichsverfassung in folgender Richtung: 

,,Unter Aufnahme der bereits gestellten Anträge die konstitutionell­
demokratischen Forderungen des Erfurter Programms (Erziehung zur 
allgemeinen W ehrhaftigkeit, Volkswehr, Entscheidung über Krieg und 
Frieden durch die Volksvertretung, Schlichtung aller internationalen 
Streitigkeiten auf schiedsgerichtlichem Wege) in die Reichsverfassung 
zugleich als Verfassungsbestimmung eine Reichskriegssteuer auf hohe 
Einkomhlen, Vermögen und .Erbschaften einzuführen, die im Falle 
eines Krieges mit dem 'l'age der Mobilmachung in Kraft tritt." 

Ib. Zur Frage internationaler Verwicklungen. 

Beauftragung der Reichstagsfraktion zur Einbringung eines 
Antrages im Reichstage „ wonach die Reichsregierung verpflichtet 
werden kann, in Fällen internationaler Verwicklungen den Reichs­
tag einzuberufen und die gewählte Volksvertretung über die Ver­
handlungen mit den auswiitigen Regierungen unterrichtet zu halten." 

(Einstimmig angenommen.) 

II. Zur Marokko angelegenhei t. 

„Der Parteitag der deutschen Sozialdemokratie zu Jena erhebt auf 
das nachdrücklichste Protest gegen jeden Versuch, einen männer­
mordenden Krieg zwischen Kulturvölkern, wie sie das franztisische, 
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englische und deutsche sind, hervorzurufen, der notwendig ein Welt­
krieg werden müßte und mit einer allgemeinen Katastrophe enden 
würde. 

Die Bestrebungen einer großkapitalistischen Clique, in Marokko 
festen Fuß zu fassen, um es um so wirkungsvoller kolonialpolitisch 
auszubeuten und dafür Gut und Blut des deutschen Volkes in An­
spruch zu nehmen, unter der verlogenen Vorgabe, ,,daß die Ehre und 
die Interessen der Nation" dieses erfordern, weist der Parteitag als 
bewußte Fälschung der 'fatsachen und schamlose Heuchelei zurück. 

Die einzigen, die hüben und drüben an dieser Verhetzung ver­
schiedener Kulturvölker ein Interesse haben, sind neben den Kolonial­
piraten die Chauvinisten zu Wasser und zu Lande, deren Handwerk 
der Krieg ist, die nach Avancement und Auszeichnung dürsten, und 
die Fabrikanten und Lieferanten von Kriegsmaterial aller Art, die 
durch den Krieg ungeheure Gewinne in die Tasche stecken auf die 
Gefahr hin, daß Hnnderttausende von Menschen in diesen Kämpfen 
zugrunde gehen, Millionen in Not und Ungliick gestürzt werden. 

Nur den seit vielen Jahren betriebenen Hetzereien der interessierten 
Kreise ist es zu danken, daß Mittel- und Westeuropa wiederholt in 
einen Zustand kriegerischer Unruhe versetzt wurden. Diese Beute­
macher versuchten dabei die Reichsregierung in die Rolle des ge­
fügigen Handlangers zu drängen, damit sie die Wehr- und Volkskraft 
der Nation ihren Interessen opfere. Der Grad, in dem ihnen dies 
gelang, zeigt, wie die heutigen Regierungen nur der Verwaltnngsaus­
schuß für die Interessen der besitzenden Klassen sind. 

Der Parteitag weist mit Empörung diese dem Volke gemachten 
Zumutungen zurück und erwartet, daß insbesondere die deutsche Ar­
beiterklasse jedes mögliche Mittel anwendet, um einen Weltkrieg zu 
verhindern. 

Der Parteitag fordert die sofortige Einberufung des Reichstags, 
damit der Volksvertretung Gelegenheit gegeben wird, ihre Meinung zu 
äußern und den volksfeindlichen Machinationen entgegenzutreten." 

(Einstimmig angenommen 1 .) 

1) Zu diesem Resolutionsantrag - des Parteivorstandes hatten Max 
und Hulda Maurenbrecher, sowie Gerhard Hildebrand folgenden 
Gegenantrag eingebracht: 

„1. Angesichts des schnell zunehmenden Bedarfs der Kulturvölker an 
tropischen und subtropischen Nutzstoffen; 2. angesichts der tatsächliehen Un­
fähigkeit vieler tropischer und subtropischer Völker, die von ihnen bewohnten 
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Die Reichstagswahl. 

„Der Parteitag erwartet, daß, soweit es noch nieht geschehen sein 
sollte, die Parteigenossen in allen Wahlkreisen, in denen die Partei 

Gebiete schon jetzt in Einklang mit den Bedürfnissen der internationalen 
Verkehrswirtschaft zu verwalten und zu entwickeln; 3. angesichts der großen 
und dauernden Gefährdung des Weltfriedens durch eine ungeregelte, wesent­
lich von Sonderinteressen einzelner Kapitalistengruppen bestimmte Expan­
sionspolitik der Kulturstaaten; 4. angesichts aber auch der handgreiflichen 
Gefährdung der Lebensinteressen des deutschen Volkes und namentlich der 
deutschen Arbeiterklasse durch die rücksichtslosen kolonialpolitischen Mono­
polbestrebungen der herrschenden Klassen in Frankreich und England erklärt 
der Parteitag der deutschen Sozialdemokratie: 

1. Die deutsche Sozialdemokratie betrachtet es nach wie vor als ihre 
wichtigste Aufgabe auf dem Gebiete der internationalen Politik, im Verein 
mit den ausländischen Bruderparteien für einen friedlichen und dauernden 
Ausgleich internationaler Interessengegensätze einzutreten. 2. Ein solcher 
Ausgleich ist aber nur möglich, wenn keine einzelne Nation in der kolonialen 
Versorgung einen monopolistischen Vorsprung für sich beansprucht und keine 
sich vom friedlichen Wettbewerb mit gleichen Chancen gewaltsam ausge­
schlossen sieht. 3. Der Ausgleich der einander widerstreitenden kolonial­
politischen Interessen der Kulturvölker könnte entweder in der völligen Auf­
hebung aller einzelstaatlichen Monopole und Vorzugsstellungen zugunsten 
gemeinschaftlicher Verwaltung und Erschließnng kolonialer Gebiete bestehen 
oder durch eine proportionale Verteilung der ausländischen Einflußgebiete 
nach Maßgabe ihres wirtschaftlichen Wertes und der Versorgungsbedürfnisse 
der Besitzerstaaten herbeigeführt werden. 4. Solange eine Verständigung 
auf einer dieser Grundlagen nicht erreichbar ist, wird sich die deutsche 
Sozialdemokratie im Verein mit den übrigen Teilen des deutschen Volkes 
allen Versuchen anderer Kolonialmächte widersetzen, ihre bereits unverhält­
nismäßig wertvollen Einflußgebiete unter systematischer Nichtachtung der 
deutschen 'Wirtschaftsbedürfnisse durch weitere Besitz- und Vormachtaus­
dehnung immer noch mehr einseitig zu vergrößern; denn dadurch würde der 
Spielraum der deutschen Volkswirtschaft unerträglich eingeengt und der 
kulturelle Aufstieg der deutschen Arbeiter gehemmt oder von den unkon­
trollierbaren Zufälligkeiten ausländischer Wirtschaftspolitik abhängig gemacht 
werden. 5. Soweit die deutsche Diplomatie kein anderes Ziel verfolgt, als 
die Nichtbeachtung deutscher Wirtschaftsinteressen durch die englische und 
französische Diplomatie zn verhindern, soweit ihr Vorgehen also nur der 
Verteidigung berechtigter Gesamtinteressen des deutschen Wirtschaftslebens 
dient, soweit hat die deutsche Sozialdemokratie keinen Grund, ihre Oppo­
sitionsstellung aus der inneren auch auf die äußere Politik der Regierung 
zu übertragen." 

Archiv f. Geschichte d, Sozialismus III, hrsg, v. Grünberg. 24 
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Anhänger besitzt, unverzüglich die Vorbereitungen zur Reichstagswahl 
treffen, um selbständig in die Wahl einzutreten. 

Der Parteitag erwartet weiter, daß die Parteigenossen die Wahl­
agitation gründlich ausnützen, um sowohl neue Mitglieder für die 
Parteiorganisation, wie neue Abonnenten für die Parteipresse zu werben. 

Insbesondere muß die Wahlagitation auch für Erlangung des all­
gemeinen, gleichen, direkten und geheimen Wahlrechts im Sinne des 
Parteiprogramms für die Wahlen zum Landtag in Preußen wie in den 
Staaten, die das allgemeine, gleiche, direkte und geheime Wahlrecht 
noch nicht besitzen, ausgenutzt werden. 

Wo nach dem Ausfall der Hauptwahlen die Parteigenossen bei 
engeren Wahlen eine Entscheidung zwischen gegnerischen Kandidaten 
im treffen haben, dürfen sie nur demjenigen Kandidaten ihre Stimmen 
zuwenden, der sich verpflichtet: 1. für Aufrechterhaltung des bestehen­
den Wahlrechts für den Reichstag; 2. gegen eine Beschränkung des 
Vereins- und Versammlungsrechts und des Koalitionsrechts; 3. gegen 
eine Verschärfung der sogenannten politischen Paragraphen des Straf­
rechts; 4. gegen ein wie immer geartetes Ausnahmegesetz; 5. gegen 
jede Erhöhung von Zöllen auf die Verbrauchsartikel der großen Masse; 
6. gegen jede Neueinführung oder Erhöhung indirekter Steuern auf 
Verbrauchsartikel der großen Masse einzutreten und zu stimmen. 

Der betreffende Kandidat ist zu ersuchen, seine Erklärung vor 
Zeugen oder schriftlich abzugeben. 

Stehen in der engeren Wahl zwei Kandidaten, die beide bereit sind, 
die aufgestellten Bedingungen zu erfüllen, so ist der Liberale dem 
Nichtliberalen vorzuziehen. 

In jedem anderen Falle ist strikte Stimmenenthaltung zu proklamieren." 
(Einstimmig angenommen.) 

VI. Sozialdemokratische Frauenkonferenz in Jena. 8.-9. IX.1911 1). 

Angenommen wurde eine Resolution 
Zur Mutter- und Säuglingsfürsorge. 

„Die Konferenz erklärt, daß sie als Minimum einer Mutter- und 
Säuglingsfürsorge in der Versicherungsgesetzgebung ansieht: 1. Aus-

Bei der Unterstützungsfrage für die Resolution erhob sich jedoch keine 
Hand. Die Antragsteller selbst waren auf dem Parteitage nicht anwesend, 
da sie kein Mandat zu demselben erlangt hatten. 

1) S. 366 Anm. 2 zit. Pro t ok o 11. S. 414/459. 
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dehnung der Krankenversicherung auf alle lohnarbeitenden Frauen, 
sowie auf alle !<'rauen, deren Familieneinkommen 5000 Mk. nicht über­
steigt; 2. obligatorische Gewährung einer Schwangerenunterstützung 
auf die Dauer von 8 Wochen; 3. freie obligatorische Gewährung der 
Hebammendienste und freie ärztliche Behandlung der Schwanger­
schaftsbeschwerden; 4. obligatorische Gewährung der Wöchnerinnen­
unterstutzung auf 8 Wochen; 5. die Schwangeren- und Wöchnerinnen­
unterstützung ist den Arbeiterinnen in der Höhe des versicherten 
Lohnes, den übrigen Frauen in der Höhe des durchschnittlichen Tage­
lohnes für weibliche Arbeiter zu gewähren; 6. obligatorische Gewäh­
rung eines Stillgeldes für die Dauer von 26 Wochen in der Höhe des 
Krankengeldes für alle versicherten Mütter, die ihr Kind stillen; 
7. Vereinheitlichung der Krankenkassen und volles Selbstverwaltungs­
.recht der Versicherten. 

Die Konferenz verpflichtet die sozialdemokratischen Frauen, den 
Kampf um die Verwirklichung dieser Forderungen mit aller Schärfe 
weiterzuführen." 

III. Österreich. 
A. Nachträge: 

Zu Archiv II, 193. 

Erklärung der Delegierten der tschechischen sozialdemokratischen 
Partei vom 30. X. 1905 

abgegeben auf dem Gesamtparteitage der Soz.dem. Arbeiterpartei 
in Österreich zu Wien (29. X. - 2. XI. 1905) 1). 

,,Die Delegierten . . . erklären: 
Daß sie sich im Hinblick auf den äußerst kritischen Moment seines 

(seil. d. Parteitags) Zusammentretens, wo das Signal zum gemeinsamen 
entscheidenden Angriff des Proletariats aller Nationalitäten in Öster­
reich auf die Wahlprivilegien und zum Kampfe für das allgemeine 
Wahlrecht gegeben werden soll 2), im gegenwärtigen, von ihnen als 
historisch anerkannten Moment nur dieser Sache widmen wollen. 

1) Protokoll über die Verhandlungen dieses Parteitags. Wien, Wiener 
Volksbuchhandlung 1905, S. 70/71. 2) Den Hauptberatungspunkt bildete: 
„Die österreichische Krise und das Wahlrecht" und - im Zusammenhang 
,damit - ,,Der Generalstreik". In Gemäßheit der gefaßten Beschlüsse kam 

24* 
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Im Hinblick auf den Beschluß der Gesamtparteivertretung, nament­
lich der polnischen, slovenischen und italienischen Genossen, welche 
eingehende Informationen fordern, verschieben sie ihre Forderungen 
hinsichtlich der gewerkschaftlichen Organisationen 1) auf eine der näch­
sten Sitzungen der Gesamtparteivertretung mit den Prager und Wiener 
Gewerkschaftskommissionen, eventuell auf einen außerordentlichen ge­
meinsamen Parteitag, der berufen wäre, sich mit dieser Sache zu be­
fassen. 

Sie fordern jedoch eindringlichst, daß diese Angelegenheit in kür­
zester Zeit erledigt werde, da sie ihre günstige und dem Nationalitäten­
programm der Gesamtpartei entsprechende Austragung für eine uner­
läßliche Bedingung des weiteren gemeinsamen Vorgehens und der Existenz 
der soz.dem. Arbeiter-Gesamtpartei in Österreich halten. 

An diesen Grundforderungen müssen sie schon deswegen festhalten, 
weil auch das gemeinsame Vorgehen und die Entwicklung der gewerk­
schaftlichen Organisation unter dem Proletariat in Österreich, ent­
sprechend den Intentionen der internationalen Sozialdemokratie, bedingt 
sind in der absoluten Gleichberechtigung und Gleichwertung der Arbeiter­
schaft aller Nationalitäten in Österreich." 

Zu Archiv II, 214. 
Konferenz der tschechischen sozialdemokratischen Partei zu Pray 

vom 25. IX. 1910 2). 

Diese von der tschechoslaw. Parteivertretung, den Abgeord­
neten und Vertrauensmännern beschickte Konferenz nahm folgende 
Resolutionen an: 

a) Über den Internationalen Kongreß zu Kopenhagen: 

,,Nach Anhörung des Berichtes der Delegierten der tschech. Soz.­
Dem. zum intern. Kongr. in Kopenhagen beschließt die Konferenz der 
Vertreter der tschech. Soz.Dem. mit den W ahlkreisvertrauensmännern 

es sodann in allen Industriezentren Österreichs und vorab in Wien (28. XI. 
1905) zu Arbeiter-Massenaufzügen, durch welche die Wahlreformbewegung in 
raschen Fluß gebracht wurde, die mit der Wahlreform v. 26. I. 1907 abschloß. 

1) Formuliert auf der Brünner Konferenz v. 4. X. 1905 (abgedruckt im 
Archiv II, 193/94). 2) Reproduziert sub „Materialien" i. d. Verhand­
lungen d. deutschen soz.dem. Arbeiterpartei zu Innsbruck v. 1911, S. 76/79. 
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ans Böhmen, Mähren, Schlesien und Niederösterreich folgendes: Mit 
Hinblick auf die Grundforderungen unseres gemeinsamen soz.dem. 
Programms über absolute Gleichberechtigung und Gleichwertigkeit und 
das Recht jedes Individuums und jeder Nation auf ungestörte Ent­
wicklung in allen Richtungen; mit Hinblick weiter auf das vom Ge­
samtparteitag in Briinn i. J. 1897 beschlossene Nationalitätenprogramm, 
in dem feierlich das Recht jeder Nation auf nationale Existenz und 
nationale Entwicklung und Autonomie aller Völker proklamiert wird; 
mit Hinblick weiter auf die Stuttgarter Resolution, deren wesentlicher 
Bestandteil allen sozialistischen Parteien einmütiges Zusammenwirken 
und solidarisches Vorgehen der politischen mit den gewerkschaftlichen 
Organisationen auferlegt; mit Hinblick schließlich auf die Resolution 
iiber die Einheitlichkeit der Partei, mit der der Kopenhagener Kongreß 
neuerdings den Beschluß des Amsterdamer Kongresses v. J. 1904 be­
stätigte, mit dem dem Proletariat aller Nationen auferlegt wird, daß 
jede Sektion der Internationale eine einheitliche und zusammenge­
schlossene Gruppe bilden soll; und unerschütterlich auf den Beschlüssen 
des Gewerkschaftskongresses v. J. 1907 beharrend, die festsetzten, daß 
die tschechische Gewerkschaftskommission die einzige 
Zentrale der tschechischen gewerkschaftlich organi­
sierten Arbeiterschaft ist; erklärt die Konferenz, 

daß sie mit den Beschlüssen der Parteivertretung v. 27. u. 28. III. 
1910 vollauf übereinstimmt und das Vorgehen der tschech. Delegation 
beim Kopenhagener Kongreß billigt, das mit dem allgemeinen soz.dem. 
Programm, wie auch mit den Statuten und Beschlüssen der Kongresse 
der sozialistischen Internationale und mit dem ganzen bisherigen Vor­
gehen der tschech. Soz.Dem. übereinstimmt. 

Mit Nachdruck weist die Konferenz die durch die Herausgabe des 
Pamphlets „Pro I et;\ i·" bekundeten Bestrebungen zuriick, mit dem 
unter Mithilfe der deutschen Genossen aus unserer Partei ausgeschlos­
sene Leute auf die Spaltung unserer bisherigen einheitlichen Bewe­
gung hinarbeiten. 

Nicht weniger entschieden protestiert die Konferenz gegen die un­
zulässige Art, wie sich die Mitglieder der deutschen Sektion beim 
Kopenhagener Kongreß in innere Angelegenheiten der tschechischen 
Sektion eingemischt haben; besonders verwahrt sie sich gegen die 
Behauptung, daß sie im Namen von 118000 tschechischen, in den 
zentralistischen Verbänden organisierten Arbeitern sprechen, da sie 
von niemand dazu ermächtigt wurden, wie jetzt die Proteste dieser 

' 
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Organisationen selbst beweisen. Indem sie der tschech. Delegation 
Delegierte aufzwangen, die zum Kongreß ohne Wissen und Teilnahme 
der Partei entsendet wurden, haben sie ihnen zu unserer Schwächung 
in der Internationale für diesen Kongreß provisorisch zwei abgesplitterte 
Stimmen erwirkt. - Die Verantwortung dafür fällt auf alle die, die 
auf diese Weise die auf Untergrabung der bisherigen Einheitlichkeit 
der tschech.-soz.dem. Arbeiterpartei, einer der festesten und verläß­
lichsten Sektionen der sozialistischen Internationale, gerichteten Bestre­
bungen unterstützt haben." 

b) Über das weitere Vorgehen: 

,,Die Konferenz beschließt nach reiflicher Überlegung: 
Auf den Grundprinzipien des Sozialismus, auf den Statuten und 

Beschlüssen der intern. Kongresse als auch auf den Beschlüssen der 
eigenen Parteitage fußend, erklärt die tschech. Soz.Dem. feierlich, daß 
sie so wie bisher auch weiterhin unerschütterlich die Gebote der pro­
letarischen Solidarität mit der klassenbewußten Arbeiterschaft aller 
Nationen hochhalten, mit ihr in einer Schlachtlinie kämpfen wird für 
die Befreiung aus der Lohnsklaverei, für die Eroberung der politischen 
Macht und für die Demokratisierung und Sozialisierung aller öffent­
lichen Einrichtungen. Dazu bedarf sie in erster Reihe unbedingt voller 
Freiheit der Entwicklung, voller Selbständigkeit und Einheitlichkeit 
des Vorgehens der politischen mit den gewerkschaftlichen und genossen­
schaftlichen Organisationen der gesamten tschech. Arbeiterschaft. Indem 
die sozialistische Internationale die Arbeiterschaft aller Nationen für 
gleichberechtigt und gleichwertig anerkennt, verlangt sie zugleich, daß 
auch sie von der Arbeiterschaft aller Nationen als gleichberechtigt 
anerkannt werde. 

Wir wollen auch weiterhin mit den deutschen Genossen in einer 
Schlachtlir.ie vorgehen, aber nur als Gleiche neben Gleichen, als selb­
ständige und eigenberechtigte Abteilung der großen sozialistischen 
internationalen Armee, mit Hinblick auf die Selbständigkeit und Ein­
heitlichkeit unserer Bewegung und die unbedingt notwendige gemein­
same Aktion der politischen mit den gewerkschaftlichen Organisationen. 

Unter welchen Umständen und Bedingungen das gegenseitige Zu­
sammenwirken der tschechischen Gewerkschaften mit den anderen 
Organisationen möglich ist, ist Sache der Verständigung unserer dazu 
berufenen gewerkschaftlichen Korporationen mit den zuständigen Kor­
porationen der anderen Nationen. Die Verhältnisse der Sozialdemo-
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kratie in Österreich sind derart, daß sie im jetzigen Stadium der Ent­
wicklung in keinem anderen Staate der Welt eine Analogie haben. 
Besonders seit der Einführung des allgemeinen und gleichen Wahl­
rechts für das Reichsparlament hat es sich bestätigt, daß hier neben­
einander und gemeinsam zwei Parteien arbeiten, die tschechische und 
die deutsche Sozialdemokratie, von denen jede zu den mächtigsten 
Sektionen der sozialistischen Internationale gehört, die beide gezwungen 
sind, in den schwierig·sten Situationen und unter den beschwerlichsten 
Bedingungen zu arbeiten, in einCin Staate, der sich in rasche1· Um­
bildung vom agrarischen zum Industriestaat befindet und iu seinen 
Grundlagen erschüttert wird von inneren Streitigkeiten einiger Nationen 
entweder zum Schutze ihrer Existenz, ihrer Entwicklung oder im Kampfe 
um die Selbständigkeit gegen die Bourgeoisie eines Volkes, die die 
Erhaltung ihrer ausschließlichen, aber auf die Dauer unhaltbaren Macht 
im mehrsprachigen Staat erstrebt. Es ist selbstverständlich, daß das 
gegenseitige Zusammenleben und das gemeinsaiµe Vorgehen beider 
Parteien, die Hunderttausende von deutschen und tschechischen Prole­
tariern vertreten, unter solchen Umständen eine besonders sorgfältige 
Regelung heischen, damit das Vorgehen und die Entwicklung keines 
dieser beiden großen Zweige der Internationale erschwert oder gar 
unmöglich gemacht werden; aber daß doch jede Partei soviel Freiheit 
der Bewegung, Selbständigkeit und der wirtschaftlichen Potenz habe, 
daß sie das Proletariat ihres Volkes nach und nach ganz auf das 
Gebiet des Klassenkampfes und des internationalen Sozialismus bringen 
könne. Diese Kompliziertheit der Dinge hat gewiß den Antrag der 
tschechischen Sektion begründet und auch ihre warnende Stimme: der 
internationale Kongreß möge über den heutigen Gewerkschaftsstreit 
nicht voreilig und übereilt ein Gutachten abgeben. W eun aber der 
internationale Kongreß gegen alle bisherige Gepflogenheit sich in den 
internen organisatorischen Streit zweier Sektionen eingemischt und im 
vorhinein eine bestimmte These über die Form der Gewerkschaften 
ausgesprochen hat und dann das internationale Sekretariat, das poli­
tische und das gewerkschaftliche auffordert, ihre guten Dienste zur 
Erreichung einer Verständigung anzubieten, wenn er sich also die 
Kompetenz arrogiert hat, im vorhinein in einer Sache zn entscheiden, 
über die erst entschieden werden sollte nach vorhergegangener V er­
liandlung der beteiligten Parteien, so hat er ein geradezu verkehrtes 
Vorgehen gewählt und hat dem Werke der Einigung in keiner Rich­
tung gedient. 
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Auf unserer Seite war gewiß nie Mangel an Bereitwilligkeit zur 
Verständigung. Aber es war nicht in unserer Macht, die Kurzsichtig­
keit und verblendete Hartnäckigkeit zu überwinden dort, wo wir Ver­
ständnis, parteigenössisches Vertrauen und genügend sozialistische 
Solidarität erwarten konnten. Wir tschechischen Sozialdemokraten 
haben immer treu erfüllt, was uns die gemeinsame Sache des Sozialis­
mus auferlegt. Das werden wir auch in aller Zukunft tun. Deswegen 
appellieren wir in der heutigen schweren Zeit an alle Anhänger der 
PaTtei, daß sie mit allen Kräften dazu arbeiten, daß unsere gewerk­
schaftliche und genossenschaftliche Bewegung möglichst fest ver­
einigt und verbunden sei mit unserer Partei, in der Überzeugung, 
daß je stärker und mächtiger unsere Partei in allen ihren Zweigen 
sein wird, im politischen sowie im gewerkschaftlichen und genossen­
schaftlichen, wir um so eher das ganze tschechische Proletariat 
organisiert haben werden; um so mehr werden wir seinen Klassen­
kampf stärken und um so mehr werden wir der Sozialdemokratie 
ganz Österreichs nützen und der sozialistischen Internationale der 
ganzen Welt." 

c) Über die Resolution des Kopenhagen er Internationalen 
Kongresses zur Genossenschaftsbewegung. 

,,Die Konferenz wiederholt mit Nachdruck den Beschluß des Kon­
gresses der tschech. Soz.Dem. v. J. 1907, womit allen genossenschaft­
lichen Unternehmungen, die Anspruch darauf erheben, als Glied der 
tschechischen Arbeiterbewegung anerkannt zu werden, die Zugehörig­
keit zum Zentralverband der tschechischen Konsum-, Pro­
duktiv- und Wirtschaftsgenossenschaften in Prag zur 
Pflicht gemacht wird. 

Dieser Beschluß möge im Interesse einer einheitlichen Bewegung 
der Wegweiser für alle die Genossen sein, die ein Interesse daran 
haben, daß alle Arbeiterkorporationen, politische, gewerkschaftliche 
und genossenschaftliche, ein einheitliches Ganzes in der Bewegung des 
tschech. Proletariats zu seiner Entwicklung und Kräftigung im Kampfe 
gegen das System der privatkapitalistischen Produktion und gegen die 
gesellschaftlichen Einrichtungen seien." 
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Zu Archiv II, 214. 
In Gemäßheit des Beschlusses der Gesamtexekutive vorn 

30. IX. 1910 erging folgende 

Einberufung der Einigungskonferenz 1
). 

,,Parteigenossen! Die Kommission zur Schlichtung des Gewerk­
schaftsstreites, die von der Gesamtexekutive vorgeschlagen wurde, wird, 
nachdem alle Instanzen ihre Zustimmung gegeben haben, am Sonntag 
den 13. XI. in Prag zusammentreten und ihre Arbeiten beginneD. -
Dieser Versuch der Verständigung in einer Lebensfrage des österrei­
chischen Proletariats soll mit allem Ernst und in aller Ruhe unter­
nommen werden. Darum fordern wir in Durchführung eines einstim­
migen Beschlusses der Gesamtexekutive alle Organisationen und Blätter 
beider streitenden 'feile sowie alle einzelnen Genossen auf, sich bis 
auf weiteres der gegenseitigen Angriffe zu enthalten, um so für die 
Verhandlungen möglichst günstige Bedingungen zu schaffen. 

Wien, 9. XI. 1910. 
Für die Gesamtexekutive 

ADLER, NEMEC, DIAMAND, PITTONI." 

Zu Archiv II, 227. 

Verständigungskonferenzen. 
I. Sitzung in Prag vom 13.-14. XI. 1910 1

). 

II. Sitzung in Wien vom 15. XII. 1910 3
). 

In der letzteren wurden von der Reicl1s-Gewerkschaftskom­
mission zur Debatte gestellt folgende: 
"Grnndprinzipien, nach welchen die Vertreter der Reichskommission 
mit den Vertretern der Prager Kommission in Verhandlungen zur Her-

stellung des J<'riedens eingehen können." 

I. Lohnbewegungen. 

1. Die Lohnbewegungen im Angriff und in der Abwehr sowie Streiks, 
Boykotts und Aussperrungen sind organisatorisch einheitlich zu führen. 

l) Reproduziert sub „Materialien" a. a. 0. S. 81. 2) S. Archiv II, 
226. Das Datum ist daselbst unrichtig mit 12.-13. XI. 1910 angegeben. 
3) Reproduziert sub „Materialien" a. a. 0. S. 83/84. 
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2. Zur Führung dieser gewerkschaftlichen Kampfesaktionen werden 
einheitliche Ausschüsse, die nach der Anzahl der vertretenen Mitglieder 
beider Organisationen bestimmt werden, zusammengesetzt; die einheit­
lich gebildeten Ausschüsse sind ständige Einrichtungen der Vorstände 
beider Organisationen und diesen auch verantwortlich. Zur Durch­
führung der Beschlüsse des einheitlichen Ausschusses wird ein Sekretär 
von der Reichsberufsorganisation beigestellt. 

3. Sämtliche Mitglieder der autonomen Organisationen haben den 
obligaten Beitrag an den zentralen Widerstandsfonds durch ihre Zen­
tralen an die Reichsberufsorganisationen abzuführen, der einheitlich 
für die gesamte Organisation im Reiche Yerwendet und verwaltet wird. 

4. Die autonomen Organisationen können für den eigenen Gebrauch 
Lokalwiderstandsfonds einführen und verwalten, um kleinere Streiks 
im eigenen Wirkungskreis zu führen. Doch müssen solche Streiks 
der Leitung des einheitlichen Ausschusses vorher ang·emeldet und über 
dessen Verlauf und Ergebnis berichtet werden. 

5. Bei Streiks und Aussperrungen, die die Kräfte der einzelnen 
Berufsorganisationen bereits erschöpft haben, kann die Hilfe der Reichs­
kommission im Sinne des Streikreglements und der Bestimmungen über 
den Solidaritätsfonds in Anspruch genommen werden. 

6. Die Reichskommission hat jedoch zur entscheidenden Sitzung 
,Vertreter der gemeinsamen Ausschüsse resp. Vertreter der Prager 
Kommission einzuladen, sofern sich diese Hilfe auf den Wirkungskreis 
der Prager Kommission ausdehnt. 

7. Die Entscheidung über die zu gewährende materielle Hilfe ob­
liegt nur der Reichskommission. 

II. 0 r g a n i s a t i o n. 

8. Gegen derzeit noch bestehende Zentralorganisationen und zen­
trale Ortsgruppen dürfen keine auf Spaltung oder zum Übertritt hin­
wirkende Agitationen eingeleitet werden. 

9. Die autonomen Organisationen beschränken ihre Tätigkeit auf 
jene Orte in Böhmen, an welchen sie bereits Ortsgruppen oder Zahl­
stellen errichtet haben. 

10. An Orten in Böhmen, wo bereits Ortsgruppen von Zentral­
verbänden bestehen, sind Neueinrichtungen autonomer Ortsgruppen 
oder Zahlstellen zu unterlassen. 

11. In gemischtsprachigen Orten sind in Zukunft Ortsgruppen nur 
von Zentralorganisationen zu errichten. 
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III. Vertrags b es t i mm u n gen. 

12. Die Ausarbeitung von Einzeldetails der Vertragsbestimmung;en 
und Regulativs kann nur Sache der einzelnen Verbände mit den auto­
nomen Organisationen sein. 

13. Vereinbarungen der Zentralverbände mit den auton. Organisationen 
dürfen aber die Grundprinzipien, die hier aufgestellt sind, nicht verletzen. 

14. Alle Vereinbarungen, bevor sie gegenseitig abgeschlossen und 
unterfertigt werden, sollen vorher den beiden Kommissionen zur Be­
gutaehtung vorgelegt werden. 

15. Beide Kommissionen sind berechtigt, einen Delegierten zu allen 
Verhandlungen, die mit den autonomen Organisationen gepflogen wer­
den, zu entsenden. 

16. Ein Zwang für die Zentralverbände, in ein engeres Yerhältnis 
mit den autonomen Organisationen einzugehen, wie <lies in Jen Grunu­
prinzipien festgelegt wurde, besteht für sie nicht und es bleibt ihrem 
Ermessen freigestellt, ein solch engeres Verhältnis zu vereinbaren. 

17. Sämtliche Vereinbarungen, die im obigen Sinne mit den auto­
nomen Organisationen getroffen wurden, haben bis zu den nächsten 
Kongressen der Zentral- oder autonomer, Organisationen Geltung. 

18. Die Reichskommission ist berechtigt, in allen sprachlichen und 
national-kulturellen Angelegenheiten oder bei Fragen, die da8 Ver­
hältnis uer Gewerksehaften zur Partei berühren, Vertreter der be­
treffenden nationalen Parteiexekutiven der Beratung beizuziehen. 

Die tschechischen Vertreter erklärten, diese Vorschläg·e der 
tschechoslaw. Gewerkschaftskommission und den autonomen Or­
ganisationen zur Diskussion unterbreiten zu wollen, worauf 
einstimmig beschlossen wurde: ihre Beantwortung der „ Grund­
prinzipien" sollten nach Einlangen durch den Konferenzvorsitzen­
den den einzelnen Delegierten übermittelt und sodann eine neuer­
liche Sitzung einberufen werden. 

Zu einer solchen kam es jedoch nicht, da die in einer 
Plenarversammlung der tschechoslaw. Vertrauens­
mii.nner und der Prager Gewerkschaftskommission 
zu Prag am 2. III. 1911 formulierten Gegenvorschläge (s. Ar­
chiv II, 229/230) von der Reichskonferenz der Zentral­
gewerkschaften Österreichs zu Wien am 17. III. 1911 
zurückgewiesen wurden (s. Archiv II, 231/32). 
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B. Fortsetzung der „Chronik" im Archiv II, 233. 
Konstituierender Parteitag der Tschechischen sozialdemokratischen 

Arbeiterpartei in Osterreich zu Brünn 13.-14. V. 1911. 

Derselbe beschloß folgende 
,,Prinzipienerklärung. 

1. Wir fühlen uns als ein Glied der Internationale der Welt und 
der österreichischen Internationale, in deren Kongressen wir unsere 
höchste Instanz sehen. 

2. Wir betrachten als unsere vornehmste Pflicht, das Proletariat 
nach den Bedürfnissen des Klassenkampfes und in den Grundsätzen 
der internationalen Solidarität zu erziehen. 

3. Nur die internationalen Gewerkschaftsorganisationen, deren Mit­
gliedschaft wir unseren Parteiangehörigen als Pflicht auferlegen, können 
als ein Ausdruck des lebendigen Internationalismus und als wirksames 
Instrument des wirtschaftlichen Kampfes angesehen werden. 

4. Die nationale Frage im heutigen Staate ist in erster Reihe eine 
Verwaltungsfrage, an deren Lösung vor allem die besitzenden Klassen 
interessiert sind. 

5. In der Frage, die jetzt im Vordergrund steht, der Frage der 
Minoritätsschulen, ist unter den gegebenen Umständen nach dem An­
trag der soz.dem. Abgeordneten im Parlament vorzugehen, d. h. durch 
Subventionierung privater Minoritätsschulen aus einem besonderen vom 
Staate dotierten Fonds 1) 2) ~)." 

1) Reproduziert aus „Materialien" a. a. 0. S. 91/92. 2) Die im 
Oktober 1910 aus der Tschechoslaw. Partei ausgeschlossenen mährischen 
„Zentralisten" (s. Archiv II, 214/216) richteten gegen ihren Ausschluß eine 
Beschwerde dat. Brünn 20. X. 1910 an die Parteivertretung der tschech. 
Sozialdemokratie in Prag. Dieselbe blieb jedoch unerledigt. Der Abbruch 
der Verständigungskonferenzen über den Gewerkschaftsstreit (siehe Archiv II, 
231/32) traf zeitlich mit der Auflösung des im Mai 1907 gewählten Ab­
geordnetenhauses zusammen (30. III. 1911), worauf die „Zentralisten" in 
Mähren und Schlesien beschlossen, sich als selbständige Partei zu konsti­
tuieren und als solche in den Parteikampf einzutreten. 3) Auf diesem 
konstituierenden Parteitage war die Deutsche soz.dem. Arbeiterpartei in 
Üsterreich nicht vertreten, vielmehr hatte sie die Einladung hierzu vom 22. IV. 
rnn mit einer Zuschrift an den Einberufer MERTA abgelehnt, in der es hieß: 

,,So sehr wir mit Ihrer Haltung in der Frage der Gewerkschaftsorgani­
sation solidarisch waren und sind, so wenig können wir eine Spaltung der 
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Beschluß der Parteivertretung der deutschen Sozialdemokratie 
vom 27. VI. 1911. 

,,Die Parteivertretung empfiehlt ihren Abgeordneten, sich im kiinf­
tigen Parlament1) als Klub der deutschen Sozialdemokraten zu kon­
stituieren 2). 

So dringend das österreichische Proletariat einer möglichst einheit­
lichen Vertretung und Aktion bedarf, so sicher ist es, daß im bisherigen 
Verband der soz.dem. Abgeordneten diese Aufgabe nicht voll erfüllt 
werden konnte. Es erscheint darum derzeit geboten, den Vorstand 
des Klubs zu beauftragen, mit den soz.dem. Klubs anderer Nationen 
in allen politischen und wirtschaftlichen Fragen möglichst enge Fühlung 
und Zusammenarbeit aufrecht zu erhalten. 

Dementsprechend erfolgte am 6. VII. 1911 die Konstituierung 
des „Klub der deutschen soz.dem. Abgeordneten", dem 
auch die drei i t a 1 i e n i s c h e n soz.dem. Abgeordneten und der 

tschechoslawischen Partei billigen und sind darum außerstande, an dem orga­
nisatorischen Vollzug derselben in irgendeiner Weise teilzunehmen. Wir 
beklagen auf das Tiefste den Streit unter den tschechischen Genossen, der 
nicht nur die tschechischen Arbeiter, sondern im gleichen Maße das Prole­
tariat aller anderen Nationen schädigt. Wir sind jedoch nach wie vor 
der Überzeugung, daß die deutsche Sozialdemokratie weder das Recht 
noch die Möglichkeit hat, sich in diesen Streit in irgendeiner ·weise einzu­
mischen ... " 

1) Die Neuwahlen zum Abgeordnetenhause hatten in der Zeit vom 13. VI. 
bis 8. VII. 1911 stattgefunden. Das Parlament trat am 17. VII. 1911 zusammen. 
2) Schon i. J. 1907 hatten sich innerhalb des gemeinsamen „Soz.dem. 
Verbandes im Abgeordnetenhause" ebenso wie Klubs der tschechoslawischen, 
der polnischen und der italienischen sowie der Vertretung der rutheniHch­
ukrainischen soz.dem. Abgeordneten auch ein „Klub d. deutsch. Soz.dem. i. 
Abgeordnetenhause" gebildet. Dies entspraeh auch dem 1897 (zu Wien) 
und 1899 (zu Brünn) festgelegten Statut über die „Gesamtorganisation der 
Sozialdemokratie Österreichs", in dem es sub. II heißt: ,,Die politische Leitung 
der Gesamtvertretung der Sozialdemokratie in Österreich .... Die Gesamt­
vertretung setzt sich aus den Exekutivkomitees der deutschen, tschechischen, 
polnischen, ruthenischen, italienischen und südslawiscben Organisationen zu­
sammen". Ein Vertreter der letzteren ist weder 1907 noch 1911 ins Ab­
geordnetenhaus gelangt. 

Nach den Neuwahlen von 1911 erwies sich die Wiederaufrichtung des 
internationalen parlamentarischen Verbandes als unmöglich. 
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einzige gewählte Vertreter der rutbeniseb-ukrainiseben 
Soz.dem. beitraten, so daß er im ganzen 48 Mitglieder zählte 1). 

Ebenso konstituierten sieb selbständig: auf der Konferenz in 
Bladno vom 2. VII.1911 der „Klub der tscbecboslawischen 
soz.dem. Abgeordneten" mit 25 Mitgliedern und der „Klub 
der p o lni sehen so z.d em. Abgeordneten", dem sieh auch 
der einzige Abgeordnete der Tschechischen soz.dem. Arbeiterpartei 
anschloß, mit insgesamt 9 (10) Mitgliedern 2

). 

Bezirkskonferenz der deutschen Sozialdemokratie Mährens zu Brünn 
vom 3. IX. 1911 3

). 

Beschlossen wurde die Vorlage eines Memorandums über 
die separatistische Bewegung an den InnsbruckerPartei­
tag der Deutschen soz.dem. Partei (s. unten S. 391), das in der 
Forderung gipfelt: 

„ Wir verlangen ... , daß die tschechische soz.dem. Partei als einzige 
berufene Vertreterin der international denkenden Arbeiterschaft an­
erkannt werde. Mit den Autonomisten in Mähren ist aus prinzipiellen 
und persönlichen Gründen jedes Zusammenarbeiten ausgeschlossen. 
Zur endgültigen Beschlußfassung in der schwebenden Angelegenheit 
wolle ungesäumt der Gesamtparteitag einberufen werden." 

Reden österreichischer Sozialdemokraten auf dem Parteitage der 
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands in Jena vom 10.-16. 

IX. 1911 4
). 

Von den aus Österreich erschienenen Gastdelegierten hielten 
.auch Dr. VIKTOR SouKuP namens der Tschechoslawischen, 
V1KT0R ADUJR namens der Deutschen Soz.Demokratie, und V1KTOR 

1) Aus: Die Tätigkeit der soz.dem. im österr. Reichsrat XII. Legis­
laturperiode. I. Heft. Wien, Wiener Volksbuchhandlung 1912. S. 6. 2) Die 
Tätigkeit u.s.w. S. 6, und Wiener „Arbeiterzeitung" v. 5. VII. 1911. 
3) Protokoll i. d. Brünner Parteiorgan „Volksfreund" v. 5. u. 8. IX.1911. 
4) Protokoll über die Verhandlungen des Parteitages. Berliner Vorwärts­
Buchhandlung '.1911. S. 176/180. 
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STEIN namens der Tchech. soz.dem. Arbeiterpartei Begrüßungs­
ansprachen, in denen sie u. a. ausführten: 

S0UKUP: ,, ... Entschuldigen Sie, wenn ich das Bedürfnis fühle, 
auf diesem Platze auch ein Wort über Dinge zu sagen, die das bis­
herige Zusammenarbeiten der internationalen Sozialdemokratie in Öster­
reich schwer beeinträchtigen. Ich spreche hier im Namen der Partei, 
die m. A. nach weit über die Grenzen Österreichs diffamiert ist. Wer 
die Geschichte der Partei kennt, der muß meiner bescheidenen An­
sicht nach den Worten Adlers im letzten „Kampf" 1 ) zustimmen, daß 
die tschechische Sozialdemokratie eine durch und durch proletarische, 
in hundert schweren Kämpfen erprobte Partei ist, die sich mit Recht 
rühmt, eines der stolzesten Bataillone der internationalen Armee zu 
sein. In den letzten Jahren sehen wir leider die Degradation dieser 
Partei in der Internationale als eine nationalistische, als eine separa­
tistische und als eine im Internationalismus minderwertige Partei. Ich 
wage zu behaupten, daß uns hier ein schweres Unrecht geschieht, das 
wir nicht verdienen. Es ist selbstverständlich hier nicht der Ort dazu, 
wo wir über rein Usterreichische interne Parteiprobleme Vorträge halten 
können. Aber Ihnen gegenüber, deren Arbeit wir hoch schätzen und 
deren Urteil uns nicht gleichgültig ist, muß ich erklären: Wir sind 
keine Nationalisten, wir sind auch keine Separatisten, sondern wir sind 
internationale Sozialdemokraten, so, wie wir es seit vier Dezennien 
immer waren. Die Sache ist nicht so primitiv, wie man sie sich vor­
stellen könnte. Es ist gewiß nicht denkbar, daß die 'I'ausende und 
Hunderttausende des tschechischen Proletariats, die die Sache der 
internationalen Sozialdemokratie 40 Jahre ununterbrochen und ehrlich 
hochgehalten haben, und die ihr in den Reihen des tschechischen 
Volkes zum großen Siege verholfen haben, nun mit einem Schlage 
aufgehört haben, sozialdemokratisch zu denken und zu handeln. Wir 
fordern, daß überall in Österreich, wo das Bedürfnis besteht, das Kind 
in der Schule die Muttersprache sprechen kann, die es versteht und 
in der es sich am leichtesten die elementaren Kenntnisse aneignen 
kann, um für das Leben gut gewaffnet zu sein. Das ist nicht nur 
ein Gebot der modernen Pädagogik, sondern ein rein proletarisches 
Interesse. Wir wünschen auch, daß im Verkehrsleben ein Arbeiter 
überall, wo seine Sprache landesüblich ist, sich auch in dieser Sprache 

1) Gemeint ist der Artikel von V1KTOR ADLER, Die separatistische Krise, 
in »Der Kampf" IV, 527ff. 
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iiberall orientieren kann. Wenn wir wünschen, daß das Recht dem 
Proletarier in seiner Sprache gesprochen wird, so ist das nicht nur 
die höchste Maxime der modernen Straf- und Zivilprozeßordnung, die 
Maxime der Unmittelbarkeit und Mtindlichkeit, daß der Mensch, der 
gerichtet werden soll, seinen Richter versteht, es ist ein rein proleta­
risches Interesse, daß der Mensch da, wo über seine materiellen und 
ideellen Güter verhandelt wird, sich auch vollständig verteidigen kann. 
Das ist unser Nationalismus; darauf bestehen wir und können nichts 
anderes und identifizieren uns hier mit AUGUST BEBEL, der aus­
gesprochen hat: ,,Die Aufgabe der Arbeiterklassen aller Kulturländer 
ist eine nationale und internationale. Indem sie innerhalb der eigenen 
~ation, des engeren Heimatlandes, für die Durchführung von Maß­
regeln und Eim'ichtungen kämpft, die ihre Lebenslage verbessern, 
höhere Kulturbedürfnisse zu befriedigen ermöglichen und schließlich 
die Gleichberechtigung und soziale Gleichstellung Aller ermöglichen, 
mußte sie auf internationalem Gebiete die gleichen Bestrebungen durch­
zuführen suchen, weil sie sich dadurch allein die Dauer der Verbesse­
rungen im eigenen Heimatlande erst garantiert und sichert. National 
und international sind also keine Begriffe und Bestrebungen, die sich 
gegenseitig ausschließen, sondern sie ergänzen sich gegenseitig." Na­
türlich . . . sind bei der praktischen Durchführung dieser Probleme 
Schwierigkeiten und Differenzen vorhanden, weil die innere Entwick­
lung Österreichs, der Kampf der Nationen um den Staat, noch lange 
nicht finalisiert und durch das allgemeine Wahlrecht noch nicht zum 
Ende gebracht wurde. 

Wir sind . . . aber auch keine Separatisten. Wir wollen uns sepa­
rieren nur von dem Unverstand, mit dem unabänderliche Tatsachen 
bei uns begriffen werden. Aber die Absicht einer Separation von der 
Internationale oder von unseren deutschen Briidern in Üsterreich uns 
zuzuschieben, ist ein Unding. Wir werden ... speziell in der deut­
schen Presse, speziell in Deutschland, diffamiert, wir werden als die­
jenigen hingestellt, Wirren in die österreichische Sozialdemokratie 
hineingetragen und die die Lebenskraft des österreichischen Prole­
tariats gelähmt haben. Tatsache ist, daß in Österreich fast alle ge­
werkschaftlichen Organisationen auseinandergegangen sind in dem 
Sinne, daß sich selbständige Gewerkschaften gebildet haben und daI> 
der Kopenhagener Kongreß nicht imstande war, diesen Prozeß aufzu­
halten oder eine Revindikation herbeizuführen. Das alles aber sind 
Symptome einer schweren Krisis, die in Österreich der Internationale 
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beschieden ist und die überwunden werden muß. Wir sind zu stark 
und zu schnell gewachsen. Die Partei hat das allgemeine Wahlrecht 
erobert und ist mit einem Schlage zu einer parlamentarischen Macht 
von etwa 80 Mandaten geworden. Eine große Reihe von Fragen, an 
denen die Partei früher vorübergehen konnte, sind lebendig geworden 
und rufen nach Lösung. In Österreich sind zwei Parteien vorhanden, die 
tschecl1ische und die deutsche. In der Art ihrer Ausdehnung liegt die 
Zukunft in Österreich. Wir haben schwer beklagt, daß einer der 
hervorragendsten Männer der deutschen Sozialdemokratie und ein 
Träger der Wissenschaft in diesen Kampf eingetreten ist, wobei er 
das erste Gebot der Objektivität und Kritik fallen gelassen hat 1), 

Ich glaube, mit Brandfackeln und Kriegsproklamationen wird man 
nichts ausrichten können, wo nur Ruhe und Objektivität Heilung 
brin.gen können. Und kann die österreichische Internationale nicht 
als eine mathematische Einheit existieren, so kann sie doch weiter 
bestehen als eine Konföderation, in der große Einheiten zusammen­
gefaßt werden. Und wenn die ruhig denkenden Männer in der deut­
achen Sozialdemokratie in Österreich die Überzeugung gewinnen werden, 
daß die stramme Zentralisation in Österreich, speziell was die tsche­
chische Sozialdemokratie anlangt, ein Ding der Unmöglichkeit ist, so 
bleibt nur ein technisches Problem, das zu lösen nicht unmöglich ist. 
Auch in der Gewerkschaft wünscht das tschechische Proletariat nur 
so viel Bewegungsfreiheit, als unbedingt nötig, und so viel Vertrauen 
verdient es schon, daß es im l\foment der Gefahr alles aufbieten wird, 
um der gemeinsamen Sache des Proletariats zum Siege zu verhelfen. 
Das tschechische Proletariat ist dasselbe geblieben, wie seit vierzig 
.Jahren, nur die Methoden des Kampfes haben sich geändert. Das 
tschechische Proletariat hat vor kurzem einen Kampf bestanden, der 
ohne Beispiel in der Geschichte ist. Die gesamte Bourgeoisie hatte 
sieh zu einem vernichtenden Schlage organisiert. Aber wir haben den 
Sehlag pariert und das behauptet, was wir früher erobert haben. Aber 
die Zeiten sind zu ernst, nicht zu einem Bruderkampf dürfen wir rufen, 
sondern zu einer Aussöhnung zwischen den Brüdern, die miteinander 
kämpfen müssen. In keinem Staat gibt es so viele verwickelte Probleme 
wie in Österreich, in keinem werden auch so viele Ansprüche an die 
Vernunft und Ruhe des Proletariats gestellt, und ich habe keinen 
heißeren Wunsch, als daß wir auf dem nächsten internationalen Partei-

1) Gemeint ist KARL KAuTSKY und dessen Artikel: Eine Frage, in 
»Der Kampf" IV, 481/84. 

Archiv f, d. Geschichte des Sozialismus III, hrsg. v. Grünberg. 25 
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tag in Wien der ganzen Welt beweisen können, daß das österreichische 
Proletariat nicht nur in den Zeiten des Sturmes und Dranges, sondern 
auch in den Zeiten der positiven. Arbeit immer auf der Höhe ge­
standen hat und stehen wird." 

STEIN: ,, ... Als eine Art Verkörperung des österreichischen .Jammers 
komme ich hierher, als Vertreter der von der Not der Verhältnisse 
geschaffenen politischen Organisationen der zentralistischen internatio­
nalen tschechischen Sozialdemokratie Österreichs. Ich bin nicht hierher 
gekommen, um Klagen zu erheben, denn zum Klagen fühlen wir uns 
viel zu stark, da wir auf den Beschliissen des Kopenhagener Kon­
gresses und den bewährten sozialistischen Prinzipien fußen. Wir sind 
auch nicht hierhergekommen, um irgend welchen Sentimentalitäten 
nachzugehen, sondern Ihnen zu sagen, daß wir aus Ihren V erhand­
lungen aus der Geschichte Ihrer Partei neue Kraft schöpfen und mit 
Leidenschaftlichkeit und Ausdauer den schweren leidvollen Kampf für 
die Erhaltung der einheitlichen internationalen gewerkschaftlichen Or­
ganisationen in Österreich führen wollen und uns bemühen, so viel 
an uns liegt, eine einheitliche Partei in Üsterreich zu erreichen ... " 

ADLER: ,, ... Ich komme aus Österreich, aus dem Lande der tra­
gischen nationalen Konflikte, und wenn Sie hier einen kleinen Aus­
schnitt davon zu hören bekommen haben, so bitte ich Sie, nicht allzu 
weitgehende Schlüsse aus diesen Konflikten zu ziehen. Wir deutsche 
Sozialdemokraten in Österreich, die von Euch getrennt sind nur durch 
die Grenze, durch sonst aber nichts, die mit Eueh geboren wurden, 
die mit guch gewachsen sind, haben wohl das schwerste und kompli­
zierteste Geschäft, das je einer Sozialdemokratie zugedacht war. Ich 
bin darin mit meinem Vorredner einverstanden, daß hier nicht der 
Ort ist, um unsere Schmerzen vor Sie zu bringen, um Fragen zur 
Entscheidung, auch nur zur Beurteilung zu bringen, an denen wir uns 
jahraus, jahrein abplagen müssen. Das eine Wort möchte ich Ihnen 
aber doch sagen: Wenn es sich in dem Kampfe, der sich leider inner­
halb und zwischen den einzelnen nationalen Organisationen in Öster­
reich nunmehr entsponnen hat, um die nationalen r'orderungen handeln 
würde, die Ihnen Genosse Sou k u p entwickelt hat, das Recht des 
tschechischen Proletariats auf tschechische Schulen, auf tschechisches 
Amt, dann würde dieser Konflikt nicht existieren. Mehr will ich dar­
über nicht sagen. Wir haben den Kampf bei uns auszufechten, und 
seien Sie überzeugt, wir fühlen die Kraft in uns, trotz dieser Wider­
wärtigkeiten und trotz dieser furchtbaren Konflikte die Verantwortung 
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voll zu tragen für die Geschicke des Proletariats aller Zungen in 
Österreich· ... " 

Und nnter Hinweis auf die zunehmende und stetig die Lebens­
haltung der arbeitenden Klassen bedrohende Teuerung wies ADLER 

auf die \V ahrscheinlichkeit hin, ,,daß . . . das Proletariat gezwungen 
sein wird, da man ihm billige Lebensmittel nicht verschaffen kann, 
den Kampf um höhere Löhne mit um so größerer Intensität zu führen. 
Das steht uns bevor; wieweit es für Deutschland zutrifft, weiß ich 
nicht. Und nun werden Sie begreifen, mit welchem Schmerz wir 
gerade in diesem Moment organisatorische Schwierigkeiten in unserer 
gewerkschaftlichen Organisation sehen, nun werden Sie begreifen, was 
für uns in diesem Moment mehr wie je die Einheit der Gewerkschaft 
bedeutet, die Frage, um die sich heute alles in der Arbeiterschaft 
Österreichs dreht." 

Parteitag der Deutschen sozialdemokratischen Arbeiterpartei in 
Osterreich zu Innsbruck. 29·. X.-2. XI. 1911 1

) 
2
). 

Angenommen wurden folgende Resolutionen: 

I. Das Verhältnis der deutschen Sozialdemokratie zu 
den B ru derp a rtei en in Ös te r re i eh. 

,,Die internationale Geschlossenheit der sozialdemokratischen Ge­
samtpartei Österreichs hat sich in den schwersten Kämpfen gegen den 
gemeinsamen Gegner der Arbeiterklasse glänzend bewährt und hat 
die Sozialdemokratie von Erfolg zu Erfolg geführt; sie war und ist 
die stärkste und unentbehrlichste Waffe gegen die Verlockungen sowohl 

1) Protokoll über die Verhandlungen des Parteitages. Wien, Wiener Volks­
buchhandlung 1911. 2) Von den andersnationalen soz.dem. Parteien Österreichs 
hatten Vertreter entsandt: die polnische, italienische, südslawische, ruthenische 
sowie die tschechische soz.dem. Arbeiterpartei. Von der tschechoslawischen war 
folgendes Schreiben eingelangt: ,,Die Exekutive der tschechoslawischen sozial­
demokratischen Arbeiterpartei hat in ihrer letzten Sitzung über die freund­
schaftliche Einladung vom 9. d. (X. 1911) zu dem bedeutungsvollen Kongreß 
der deutschen Bruderpartei beraten und hat mich damit betraut, Sie zu 
bitten, gefälligst für diesmal die Abwesenheit von Delegierten unserer Partei 
auf Ihrem Kongreß entschuldigen zu wollen. 

Die Parteiexekutive begreift vollauf die Bedeutung der Verhandlungen 
<les Innsbrucker Kongresses, soweit sie in dem dritten Punkt der Tagesordnung 

25* 
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wie gegen die Bedrohungen durch die bürgerliche nationalistische De­
magogie; sie ist der selbständigen Entwicklung der national gegliederten 
proletarischen Parteien niemals und nirgends ein Hemmnis gewesen, 
vielmehr hat sie immer und überall ihren Aktionen Kraft und Zu­
sammenhang, Nachdruck und Würde gegeben. 

Diese internationale Geschlossenheit der Sozialdemokratie in Öster­
reich ist nun in beklagenswerter Weise schwer gefährdet. Indem die 
tschechoslawische Sozialdemokratie den gewerkschaftlichen Separatismus 
im Gegensatz zu der deutlich ausgesprochenen Überzeugung der Ver­
trauensmänner der gesamten W eltinternationale als prinzipielle Richt­
schnur ihrer Parteipolitik und als Grundlage ihrer Parteiorganisation 
proklamierte, hat sie sich mit der schweren Verantwortung dafür be­
lastet, daß die gewerkschaftliche Organisation und damit die wirt­
schaftliche Kampffähigkeit des Proletariats aller Nationen in Österreich, 
nicht zum mindesten die des tschechischen Proletariats selbst empfind­
lich geschwächt wurden, daß das Bewußtsein der internationalen Inter­
essengemeinschaft und Solidarität der Arbeiterschaft in Österreich ge­
trübt und gestört, ja die Gefahr der Einschleppung nationalistischer 
Feindseligkeit in proletarische Organisationen heraufbeschworen wurde, 
sowie daß schließlich vor allem das internationale Einvernehmen sowie 
die Geschlossenheit der Aktion der österreichischen Gesamtpartei in 
bedenklicher Weise beeinträchtigt wurden. 

Angesichts dieser Tatsachen erklärt der Parteitag der deutschen 
Sozialdemokratie: 

Wir wissen uns eins mit der gesamten Internationale, deren ein­
stimmigem Votum die tschechoslawische Partei beklagenswerterweise 
demonstrative Mißachtung entgegengesetzt hat; wir wissen uns eins 

ausgedrückt sind, und sie will auch nicht im geringsten den Kongreß be­
einflussen und will insbesondere nicht, daß der Kongreß und die auf dem 
Kongreß abzuführende Debatte infolge der Anwesenheit unserer Delegierten 
durch die gesellschaftlichen Rücksichten gebunden wären, wie sie bisher 
immer auf den Kongressen aller Bruderparteien gegenüber den Delegierten 
als geladenen Gästen ängstlich beobachtet wurden. Deshalb hat mir die 
Exekutive aufgetragen, an Sie die obenerwähnte parteigenössische Bitte zu 
richten, die Sie uns, wie wir glauben, nicht abschlagen werden, und Sie 
werden Ihrem Kongreß versichern, daß die Exekutive der tschechoslawischen 
sozialdemokratischen Arbeiterpartei in Österreich Ihrem Kongreß und seinen 
Beschlüssen vollen Erfolg wünscht. 

Gemäß dem Beschluß der Exekutive der tschechoslawischen sozialdemo­
kratischen Arbeiterpartei mit Parteigruß ANTON BRUHA, Sekretär." 
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mit allen anderen der österreichischen Gesamtpartei angehörenden 
nationalen Parteien, die von diesen Ereignissen nicht minder schwer 
berührt werden als das deutsche Proletariat, wenn wir den Separatis­
mus, als der internationalen Grundanschauung der Sozialdemokratie 
widersprechend, prinzipiell ablehnen. Wir stützen uns auf traurigste 
Erfahrungen in letzter Zeit und am eigenen Leibe des Proletariats 
aller Zungen in Österreich, wenn wir den gewerkschaftlichen Separa­
tismus und die durch ihn bewirkte Zerschlagung der gewerkschaftlichrn 
Zentralorganisationen für praktisch verderblich erklären. 

Wir sind der Überzeugung, daß der täglich deutlicher und mächtiger 
werdende internationale Zusammenschluß des Unternehmertums zwin­
gender denn je die international geschlossene Zentralisation unserer 
Gewerkschaftsorganisation zur ersten Bedingung erfolgreichen gewerk­
schaftlichen Kampfes macht, deren Preisgabe die Lebenshaltung des 
organisierten Proletariats schwer gefährden muß. 

Der Separatismus widerspricht also nicht nur dem Grundgedanken 
der sozialistischen Internationale, er ist auch eine ernste Gefährdung 
unseres politischen und gewerkschaftlichen Kampfes. 

Die deutsche Sozialdemokratie muß die Verantwortung für diese 
Erscl1einungen der tschechoslawischen Sozialdemokratie überlassen; 
um so mehr hat sie die Pflicht, ihren eigenen Boden, ihre eigene poli­
tische Entwicklung und Aktion vor den Folgen des separatistischen 
Irrweges zu schützen. 

Der Parteitag billigt es darum, daß sich die deutschen sozialdemo­
kratischen Abgeordneten im Parlament als selbständiger Klub konsti­
tuiert haben, und erwartet, daß sie nach wie vor in möglichst enger 
Fühlung mit den sozialdemokratischen Abgeordneten der anderen Na­
tionen echt proletarische Politik im Parlament machen werden. 

Der Parteitag billigt es, daß sich die deutschen sozialdemokratischen 
Abgeordneten niemals den demagogischen Bediirfnissen und dem Gebot 
der deutschbürgerlichen Nationalisten, aber ebensowenig der tschechisch­
bUrgerlichen Nationalisten gebeugt haben, und er erwartet, daß der 
deutsche sozialdemokratische Klub nach wie vor das Recht und die 
Interessen des deutschen Proletariats zu vertreten sowie dem Gebot 
der internationalen Vernunft zu folgen wissen werde. 

Die deutsche Sozialdemokratie wird alles, was in ihrer Macht steht, 
tun, um den traurigen Zustand zu beseitigen, der durch den tschecho­
slawischen Separatismus herbeigeführt wurde, zunächst aber seine ver­
hängnisvollen Folgen möglichst einzuschränken suchen. Die Partei 
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wird darum die gewerkschaftlichen Zentralorganisationen in dem ihnen 
aufgezwungenen Abwehrkampf gegen die separatistische Zerschlagungs­
taktik mit ihrem ganzen Einfluß und aller Energie unterstützen. 

Der Separatismus hat schließlich auch zu einer Spaltung innerhalb 
der tschechischen Sozialdemokratie geführt. Er trägt die Verantwor­
tung dafür, wenn die dem Separatismus widerstrebenden Gruppen des 
klassenbewußten tschechischen Proletariats gezwungen waren 1), sich 
entgegen dem von allen internationalen Kongressen sanktionierten 
Prinzip der Parteieinheit zu einer eigenen Partei zusammenzuschließen. 
So sehr der Parteitag diese Spaltung, die eine notwendige Konsequenz 
der separatistischen Methode ist, bedauert, so sehr muß er die Tat­
sache begrüßen, daß ein erheblicher Teil der tschechischen Arbeiter 
den Grundsätzen der Internationale unbeirrt treu geblieben ist. Der 
Parteitag erklärt, daß die deutsche Sozialdemokratie die neugegründete 
„ Tschechische sozialdemokratische Arbeiterpartei in Österreich" als 
proletarische Bruderpartei anerkennt und daß er ihren Anspruch, 
in die Gesamtpartei und in die Internationale 2) als gleichberechtigte 
politische Organisation aufgenommen zu werden, unterstützen wirtl. 

Der Parteitag wünscht dringend, die Hoffnung möge nicht ver­
gebens sein, daß auch in der Masse der tschechoslawischen Partei 
das Bewußtsein wieder erwachen werde, daß die Riickkehr zu 
ihrer ruhmvollen internationalen Tradition das wichtigste Gebot der 
Selbsterhaltung für das tschechische Proletariat und eine Grund­
bedingung des Klassenkampfes für das Proletariat aller Zungen in 
Österreich ist. 

Diese Entwicklung zu beschleunigen und den "\Veg zum Fi·ieden 
in zäher Geduld offen zu halten, ist die unverbrüchliche Pflicht der 
deutschen Sozialdemokratie. 

Da gegenwärtig die Einberufung eines Gesamtparteitags kaum 
möglich und sicher nicht erfolgreich wäre, beschließt der Parteitag, 
die Parteivertretung zu beauftragen, zu der ihr geeignet erscheinenden 
Zeit die Initiative zur Einberufung einer außerordentlichen Reichskcm­
ferenz der Exekutiven aller sozialdemokratischen Parteien in Österreich 
zu ergreifen, der es obliegen soll, die internationale Organisation der 

1) In dem vom Parteivorstand vorgelegten Resolutionsentwurf waren 
die Worte „gezwungen waren" ersetzt durch: ,,gezwungen zu sein 
g 1 au b t e n ". 2) Im Resolutionsentwurf f e lt 1 t e n die vV orte: ,, und in 
die Internationale". 
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sozialdemokratischen Gesamtpartei wieder aufzurichten uncl den gegen· 
wärtig gegebenen politischen Bedingungen anzupassen" 1) 2). 

(Einstimmig angenommen.) 

II. Die L eben s mittelte u er u n g und die Wohnungsnot. 

„I. Die Teuerung ist eine Wirkung der kapitalistischen, auf dem 
Privateigentum an Produktionsmitteln beruhenden Produktionsweise. 
Der Kapitalismus ist nicht denkbar ohne Perioden der Teuerung, wie 
er nicht denkbar ist ohne Ausbeutung, ohne Arbeitslosigkeit, ohne die 
Zerstörung des Handwerks durch das Kapital, ohne die Verschuldung 
der Bauern, ohne das Verbrechen und ohne die Prostitution. Die 
Teuerung kanu nicht beseitigt werden, ohne daß ihre Ursache beseitigt 
wird. Die Aufhebung des Massenelends setzt also voraus: die Er­
oberung der politischen Macht durch das Proletariat, die Expropriation 
der Expropriateure, die Verwandlung der kapitalistischen in die sozia­
listische Produktionsweise. 

II. Die Teuerung wird verschärft durch die Schutzzölle und Ein­
fuhrverbote. Der Zolltarif vom Jahre 1906 beruht auf einem Kom­
promiß des industriellen Kapitals und des die Industrie beherrschenden 
Finanzkapitals mit den Großgrundbesitzern und den Großbauern. Er 
ist beschlossen worden von allen bürgerlichen Parteien gegen die 
Stimmen der Sozialdemokraten. Er ist festgelegt bis zum Jahre 1917 
durch die Verträge mit engarn. Die Linderung der 'l'enerung setzt 
daher die vollständige Revision des ganzen Zollsystems voraus, die 

1) Der Resolutionsentwurf war von V. ADLifü eingebracht worden. 
2) Vielfach. wurde in Anträgen die v o r d e n V e r h a n d I u n g e n ein­
gebracht worden waren, ein viel entschiedeneres Vorgehen gegen die separa­
tistische tschcchoslaw. Sozialdemokratie in dem Sinne gefordert, daß alle Be­
ziehungen zu ihr autonom sofort oder von dem österreichischen Gesamtparteitag 
solidarisch abzubrechen uncl die tschech. Zentralisten „als einzige berufene 
Vertreter der international denkenden Arbeiterschaft anzuerkennen" seien. 
(Anträge der Bezirksorganisationen Wien-Währing, Wien-Wieden, Wien­
Margarethen, 1\fährisch Ostrau, sowie der Kreisorganisation Reichenberg und 
'1er Landesorganisation Salzburg. (Protokoll S.105/108.) Vgl. auch den Be­
schluß der Brlinncr Bezirkskonferenz, oben S. 382). Von den meisten der 
genannten und von anderen Organisationen wurde auch die sofortige und 
ungesäumte Einberufung des Gesamtparteitags verlangt. 

Hierzu ist festzuhalten, daß seit 1905 ein Gesamtparteitag nicht mehr 
stattgefunden hat. 
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nur im Klassenkampf gegen die an den Kartellschutzzöllen und 
an den Agrarschutzzöllen interessierten Klassen durchgesetzt werden 
kann. 

III. Die Teuerung wird weiter verschärft durch die hohen indirekten 
Steuern. Dieses Steuersystem ist das Produkt: erstens der traurigen 
Geschichte Österreichs, die den Volksmassen eine ungeheure Staats­
schuld aufgebürdet hat, in dem vergeblichen Bestreben, der Dynastie 
die Vorherrschaft in Deutschland, in Italien und auf der Balkanhalb­
insel zu erhalten; zweitens der wachsenden Ansprüche des Militarismus 
und des Marinismus; drittens der Herrschaft der besitzenden Klassen, 
die den größten Teil der Steuerlast auf die Volksmassen abgewälzt 
haben. Die Linderung der Not setzt also voraus : die Befreiung des 
Staates von dem Tribut an das Finanzkapital; die Befreiung der 
Völker von den Lasten des Militarismus, des Marinismus und der 
Großmachtpolitik; die Befreiung des Gemeinwesens von der Herrschaft 
der besitzenden Klassen. 

IV. Auch innerhalb des bestehenden Zoll- und Steuersystems gibt 
es Mittel zur Linderung der 'l'euerung. Zur sofortigen Abwehr der 
Lebensmittelteuerung fordern wir insbesondere: die unbeschränkte Zu­
lassung der Einfuhr überseeischen Fleisches; die A bschließung von 
Handelsverträgen, die die Einfuhr von Lebendvieh und Fleisch nach 
Österreich zulassen; die zeitweilige Suspension der Zölle auf Getreide, 
Hiilsenfriichte und Futtermittel; die Ermäßigung der Frachtgebühren 
für Milch und die Errichtung großer Milchwirtschaftsbetriebe durch 
den Staat und die Gemeinden; die Entziehung aller den Kartellen vom 
Staate gewährten Begünstigungen; die Vorbereitung der Enteignung 
der Kohlenbergwerke; die Schaffung eines zeitgemäßen Genossen­
schaftsgesetzes und die Befreiung der Konsumvereine von der Erwerb­
steuer. Zur Abwehr der W ohnnngsteuerung fordern wir insbesondere: 
ein Enteignungsgesetz, das die Gemeinden ermächtigt, Grund und 
Boden den Krallen der Bodenspekulation zu entziehen; Erbauung von 
Volkswohnungen durch die Gemeinden; Abschaffung der Gebäudesteuer 
für Neubauten; wirksame Besteuerung der städtischen Gru,ndrente 
(Wertzuwachssteuer) ; die Ausgestaltung des Wohnungsfürsorgefonds ; 
die Umgestaltung des Mietrechtes und die vollständige Trennung des 
Mietvertrages vom Arbeitsvertrag. 

Der Parteitag verpflichtet die Vertreter der Partei im Abgeordneten­
hause und in den Gemeindestuben, den Kampf für diese Forderungen 
mit aller Tatkraft fortzusetzen. 
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V. Der Anwendung dieser Mittel zur Abwehr der 'feuerung wider­
setzen sieh die Nutznießer der Teuerung, die durch die I-Iofkamarilla, 
durch das Herrenhaus, durch die bürgerliche Mehrheit des Abgeord­
netenhauses, durch das Privilegienwahlrecht für die Landtage und die 
Gemeindevertretungen die ganze Gesetzgebung und V erwaltuug be­
herrschen. Die Teuerung ist also in den politischen Machtverhältnissen 
begründet. Jede Linderung der Teuerung setzt große Verschiebungen 
in den politischen Machtverhältnissen voraus. 

Die Arbeiterklasse muß den politischen Kampf gegen die Ursachen 
der Teuerung und ihre Nutznießer in der Erkenntnis führen, daß sie 
in diesem Kampfe auf den erbittertsten Widerstand der ihre Profite 
verteidigenden herrschendeu Klassen stößt uud stoßen muß. Diese 
Erkenntnis darf die Arbeiterklasse nicht entmutigen; die Kraft des 
Widerstandes der Klassen, die die Nutznießer der Teuerung sind, muß 
vielmehr die Arbeiterklasse anspornen, ihre Bemühungen zu verdoppeln, 
ihre politischen Organisationen zu kräftigen, die sozialistische Erkennt­
nis in den Volksmassen zu verbreiten nnd in dieser Weise den Umsturz 
der die Teuerung vernrsaehenden politischen Machtverhältnisse vorzu­
bereiten. 

VI. Aber wenn heute die Kraft der Arbeiterklasse noch nicht zu­
reicht, die in den politischen Machtverhältnissen gelegenen Ursachen 
der Teuerung auszurotten und durch ihre parlamentarische Aktion die 
Staatshilfe in den Dienst der Volksernährung zu stellen, so kann sie 
durch organisierte wirtschaftliche Selbsthilfe den Verelendtmgstendenzen 
<les Kapitalismus wirksam entgegenarbeiten und die Arbeiterschaft 
kampffähig erhalten nnd immer kampffähiger machen. 

Diese Selbsthilfe der Klasse ist eine doppelte: ihre Gewerkschaften 
mlissen stark genug werden, um auf die Gestaltung des Arbeitsmarktes 
maßgebenden Einfluß zu erlangen und zu lrnhaupten, insbesondere die 
Lohnhöhe der allgemeinen Preisentwicklung anzupassen und durch die 
Stärke und Geschlossenheit der Organisation den Widerstand der Unter­
nel1merverbände zu brechen. 

Diese gewerkschaftlich organisierten Arbeiter müssen auf der an­
<leren Seite die Kaufkraft ihrer gesamten Klasse organisieren und den 
Lohn in ebenso planmäßiger sozialer Gemeinschaft aufwenden, wie sie 
ihn gewerkschaftlich erobert haben, und dadmch bestimmenden Einfluß 
auf den Warenmarkt zu gewinnen suchen. Sie mlissen durch den lo­
kalen Konsumverein den Ring der Detailhändler durchbrechen, durch 
den zentralen Einkauf im großen den Zwischengewinn der Großhändler 
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und schließlich durch Eigenproduktion, vor allem in den durch Kartelle 
beherrschten Industrien, den Profit der privatkapitalistischen Produ­
zenten auszuschalten streben. 

Der Parteitag verpflichtet daher alle Organe und Organisationen 
der Partei, ihre ganze Kraft und alle Mittel ihrer Propaganda in den 
Dienst der Gewerkschaften sowohl wie der Genossenschaften zu 
stellen 1 ). " 

(Einstimmig angenommen.) 

III. Die Wehrreform in Österreich. 

„Die Sozialdemokratie verhält sich gegen alle ]'orderungen des 
:Militarismus prinzipiell ablehnend und steht nach wie vor auf dem Stand­
punkt, daß es gegenüber einem Wehrsystem, das lediglich als ein Macht­
instrument der herrschenden Klassen funktioniert und in seiner Ab­
hängigkeit von dynastischen und imperialistischen Einflüssen eine stete 
Gefahr für den Weltfrieden bildet, keine andere Politik geben kann 
als die der unversöhnlichsten, jeden Mann und jeden Groschen ver­
weigernden Opposition. 

Eine parlamentarische Mitarbeit an Heeresreformen kann es dahei· 
für eine sozialdemokratische Fraktion nur in dem Sinne geben, als 
die Möglichkeit besteht, einerseits die Militärlasten der Bevölkerung 
zu erleichtern und andererseits die V orbedingungeu für eine allmäh­
liche Umwandlung des stehenden militaristischen Heeres in eine demo­
kratische Wehrgenossenschaft, in eine Volksmiliz zu schaffen. 

1) Punkt VI der Resolution erhielt die vorliegende Fassung auf Grund 
der Debatte. Ursprünglich hatte er gelautet: ,,Solange die Kraft der Arbeiter­
klasse nicht zureicht, die in den politischen Machtverhältnissen gelegenen 
Ursachen der Teuerung auszurotten, kann sie ihre Lage nur durch die Kräf­
tigung ihrer wirtschaftlichen Organisation verbessern. Die Arbeiterklasse 
muß die Konsumgenossenschaften stärken, damit ihr Einfluß auf die Waren­
preise wachse. Die Arbeiterklasse muß ihre Gewerkschaften kräftigen, damit 
sie stark genug werden, die Höhe der Arbeitslöhne der verringerten Kauf­
kraft des Geldes anzupassen. In den Lohnkämpfen, zu denen die Teuerung 
unvermeidlich führen muß, wird die Arbeiterklasse auf den erbitterten Wider­
stand des in den Unternehmerverblinden organisierten Kapitals stoßen. Nur 
starke Organisationen des Proletariats werden die Kraft des organisierten 
Kapitals zu brechen vermögen. Der Parteitag verföchtet daher alle Organe 
und alle Organisationen der Partei, ihre ganze Kraft und alle Mittel ihrer 
Propaganda in den Dienst der Ausdehnung und Kräftigung der Gewerkschaften 
zu stellen." 
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Die sozialdemokratische Fraktion hat demgemäß mit aller Energie für 
eine ausgiebige und für alle in gleicher Weise geltende Abkürzung 
der Aktivdienstzeit - zunächst auf zwei Jalue, im weiteren Verlauf 
auf vierzehn Monate -, bei gleichzeitiger Aufhebung aller Begünsti­
gungen, mit Ausnahme derer, die besitzlosen Familienerhaltern zugute 
kommen, wie auch für die gesetzliche Gleichstellung der Soldaten mit 
den anderen Staatsbürgern unter Abschaffung jeder Sondergerichts­
barkeit einzutreten. 

In Erwägung, daß der von der Regierung eingebrachte Entwurf 
zur Reform des Wehrgesetzes eine ungeheure Mehrbelastung· der Be­
völkerung anstrebt; 

in fernerer Erwägung, daß der statt der einheitlichen zweijährigen 
Dienstzeit gebotene trügerische Schein einer Dienstzeitverkürzung nicht 
nur keinerlei Kompensationen bietet, sondern bloß einen Zustand 
schaffen würde, der die Härten der Militärdienstpflicht, zumal für die 
Arbeiterklasse, noch unerträglicher machen müßte; 

in weiterer Erwägung, daß die Reformvorlagen auch schwere finan­
zielle Mehrbelastungen vorsehen, die ohne Rücksicht auf die akute 
wirtschaftliche Bedrängnis der Bevölkerung aufgebürdet werden sollen; 

in weiterer Erwägung, daß diese Vorlagen bei noch größerer Be­
rücksichtigung der Interessen des Bürgertums jede soziale Einsicht 
gegenüber dem Proletariat vermissen lassen; 

in schließlicher Erwägung, daß demnach die von der Regierung· 
beabsichtigte Reform der Heeresorganisation in jeder Hinsicht einen 
Rückschritt darstellt, erklärt der Parteitag, daß diese Vorlagen in der 
entschiedensten Weise zu bekämpfen sind, daß aber zugleich mit nicht 
geringerer l<~ntschieclcnheit der Kampf um die bedingungslose Verkür­
zung der .Aktivdienstzeit auf zwei Jahre ohne Vergrößerung dc8 
Friedenspräsenzstandes zu führen ist. 

Der Parteitag fordert nachdrücklich die .Abschaffung der gesonderten 
Militärgerichtsbarkeit und die Unterstellung aller Staatsbürger, ob sie 
Soldaten sind oder nicht, unter dasselbe Recht und unter dieselben 
Gerichte. Er verurteilt den von der Regierung vorgelegten Entwurf 
einer neuen Militärstraf'prozeßordnung, um so mehr, als er ein Hohn 
auf die Grundsätze der Unabhängigkeit der Gerichte und der Üffent­
Jichkeit des Verfahrens ist und sogar eine von der Gunst der Regie­
rung unabhängige V crteidigung ausschließt." 

(ginstimmig angenommen.) 
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XII. Parteitag der Polnischen sozialdemokratischen Partei in 
Lemberg. 10. XII. 1911 1

). 

Beschlossen wurden Resolutionen über: 
I. Das Verhältnis zu den andern sozialistischen Parteien. 

„Die Spaltung der einheitlichen internationalen gewerkschaftlichen 
Arbeiterorganisation aller Nationen Österreichs, konsequent und ziel­
bewusst von der tschechoslawischen sozialdemokratischen Partei voll­
lJracht, hat die Kraft dieser Organisation im Kampfe mit der geeinigten 
Kapitalistenklasse geschwächt; sie brachte Uneinigkeit und Mißtrauen 
in das Parteileben, führte zur Entzweiung der politischen und parla­
mentarischen Organisation des Proletariats in Österreich und artet 
immer mehr in einen Bruderkampf zwischen den einzelnen national 
organisierten sozialdemokratischen Parteien ans. Schließlich entstand 
im tschechischen Proletariat eine zweite Partei, die „Tschechische 
sozialdemokratische Partei", und es kam zur Spaltung, deren Beseitigung 
die wichtigste Aufgabe jeder Klassenorganisation des Proletariats bildet. 

Der XII. Kongreß der polnischen Sozialdemokratie in Galizien und 
Schlesien gibt seinem lebhaftesten Bedauern über diese Erscheinungen 
und seiner Überzeugung Ausdruck, daß die gewerkschaftliche Organi­
sation der Arbeiter aller Nationen Österreichs einheitlich sein muß. 
Sie muß fürsorglich mit allen Bedürfnissen der Arbeiter aller Nationen 
rechnen. Zum Kampfe mit dem Kapitalismus, zum Kampfe um die 
Existenz, um die Entwicklung und die Zukunft des Proletariats ist 
sie aber nur dann befähigt, wenn sie alle gewerkschaftlich organisierten 
Arbeiter ohne Rücksicht auf die Nation umfaßt. 

Der Kongreß empfiehlt der Exekutive, an der einzuberufenden 
Konferenz aller Exekutiven der national organisierten sozialdemo­
kratischen Parteien in Österreich teilzunehmen, um dort im Geiste der 
internationalen Solidarität die Beseitigung der Spaltung dieser Organi­
sationen anzustreben. 

Der Kongreß nimmt die Bildung der Tschechischen sozialdemo­
kratischen Partei zur Kenntnis, erkennt sie als eine Bruderpartei an 
nnd gibt im Sinne der internationalen Kongresse dem Wunsche Aus­
druck, daß der Bruch im tschechischen Proletariat in nächster Zukunft 
beseitigt werde, daß die Einigung aller sozialistischen Organisationen 

1) Aus d. Wiener Arbeiter-Zeitung v.19. XII. 1911. 
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des tschechischen Proletariats erfolge und daß das tschechische Prole­
tariat zur einheitlichen zentralen Gewerkschaft zurückkehre. 

Der Kongreß fordert den polnischen sozialdemokratischen Klub im 
Parlament auf, er möge wie bisher die Wiedererrichtung des Verbandes 
anstreben und jedenfalls für die zeitweilige Verständigung aller sozia­
listischen Klubs sorgen." 

Bei getrennter Abstimmung wurden Abs. 1-IV einstimmig, 
Abs. V mit allen gegen 3 Stimmen und sodann bei der Gesamt­
abstimmung die ganze Resolution einstimmig angenommen. 

II. Das Verhältnis zu den jiidischen Sozialdemokraten. 

,,Der Kongreß nimmt die Bestrebungen des Vorstandes der pol­
nischen Partei, mit der Jüdischen sozialdemokratischen Partei eine V cr­
einbarung zu treffen, zur Kenntnis und erklärt, daß für die polnische 
Partei eine solche Einigung nur unter der Bedingung der Aufrecht­
erhaltung einer einheitlichen sozialistischen Politik auf dem Territorium 
der Polnischen sozialdemokratischen Partei, geleitet von unserer Partei, 
möglich ist. Der Kongreß schickt den Entwurf der Einigungserklärung 
an den Vorstand zurück mit dem Auftrng, die Verhandlungen fortzu­
setzen und unter den oben angeführten Bedingungen eine Vereinbarung 
zu treffen. Wir erklären vorläufig, daß die neugebildete j Udische 
sozialdemokratische Partei autonom zu wirken berechtigt ist in der 
jüdischen Arbeiterbevölkerung, die die polnische Sprache nicht ver­
steht, von der polnischen Kultur noch nicht erfaßt ist und die Fähig­
keiten noch nicht erreicht hat, zum gemeinschaftlichen Klassenkampf 
und zur Politik, die die Polnische sozialdemokratische Partei im Lande 
führt. 

Alle jüdischen Parteigenossen, die sich als Polen fühlen und mit 
uns verbunden sind durch unzerreißbare Bande der Brüderlichkeit, 
sehen wir als vollberechtigte Mitglieder der Polnischen sozialdemo­
kratischen Partei an. Der Kongreß erklärt sich mit dem Vorschlag 
der .Jüdischen Partei, daß ihre Mitglieder zu gleicher Zeit beiden 
Parteien angehören können, aus dem Grunde nicht einverstanden, 
damit unkontrollierbare Einflüsse auf die Beschlüsse und Instanzen der 
Polnischen sozialdemokratischen Partei ausgeschaltet werden." 
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Landesparteitag der deutschen Sozialdemokratie Böhmens in Aussig. 
24. III. 1912 1). 

Einstimmig angenommen wurde eine Resolution „gegen die 
Klassenjustiz in Deutschböhmen", und eine Sympathiekundgebung 
zugunsten der Lohnbewegung der Bergarbeiter Österreichs. 

XIX. Landesparteitag der deutschen Sozialdemokratie Wiens und 
Niederösterreichs zu Wien. 2.-4. II. 1912 2

). 

Angenommen wurden folgende Resolutionen iiber: 
I. Gründung von Bau- und Wohnungsgenossenschaften. 

„In der Erwägung, daß das heutige Privateigentum an Grund und 
Boden im Zusammenhang mit der privatkapitalistischen Produktions­
weise die ständig steigende Teuerung nicht nur aller Lebensmittel, 
sondern auch der W olrnungen und Mietzinse herbeiführt und da­
durch das Wohnungselend der sogenannten unteren Volksschichten 
mit allen seinen Begleiterscheinungen hervorruft; in weiterer Erwägung, 
daß durch die stark gesunkene Kaufkraft des Lohnes der Arbeiter 
und die fortwährend steigenden W olrnungs- und Lebensmittelpreise 
eine durchgreifende Selhsfüilfe für die breiten Massen der Arbeiter­
schaft auf absehbare Zeit ausgeschlossen ist, die heutige privatkapita• 
listische Bauspekulation, die aber nur auf Profit ausgeht, nicht imstande 
ist, aus eigenem das W ohnungseleml zu beseitigen und den von ihr 
ausgebeuteten Volksklassen Dach und Herd zu sichern; in weiterer 
Erwägung, daß in allererster Linie die Gemeinden verpflichtet und 
berufen sind, auf die Gestaltung der \V ohnungsverhältnisse den ent­
sprechenden Einfluß auszuüben, erklärt der heute tagende Parteitag: 

1. Vor allem ist darauf hinzuwirken, daß die Gemeinden als die 
berufenen Organe dem henschenden Bodenwucher und dem Mangel 
an Kleinwohnungen durch Erwerbung von Verbauungsgrundstticken 
und Errichtung von Häusern mit Kleinwohnungen und durch eine 
vernünftige Verkehrspolitik im Sinne einer Verbilligung und Verdichtung 
des Verkehrs zu steuern verpflichtet sind. In allen Gemeinden ist 

1) Protokoll in dem Teplitz-Schönaner Parteiorgan „Freiheit" v. 26. III.1912. 
2) Protokoll in dem Wiener Wochenblatt „Volkstribüne" v. 24. und 
31. I., 7. 14. 21. 28. II. 1912. 
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weiter dureh die Bildung von Wohnungsausschüssen und die Einführung 
einer entsprechenden Wohnungsinspektion dafür Vorsorge zu treffen, 
daß das W olmungselend der Arbeiterschaft nach Möglichkeit gemildert 
und beseitigt wird. 

2. Die Gründung von Arbeiterbau- und W olrnungsgenossenschaften, 
die nur auf die Selbsthilfe der Mitglieder sowie auf die Unterstützung· 
und FUrderung des Wohnungsfürsorgefonds angewiesen sind, wird für 
jene Orte und Bezirke empfohlen, in denen die Gemeinden den ihnen 
obliegenden Verpfliehtungen nicht oder nur in ungenügendem Maße 
nachkommen, und alle sonstigen Voraussetzungen für die erfolgreiche 
Gründung von Bau- und Wohnungsgenossenschaften bestehen. 

3. Die Gründung von Ban- untl W olmungsgenossenschaften soll 
nur dann erfolgen, wenn eine genügende Anzahl von Mitgliedern im 
Orte oder in der nächsten Umgebung vorhanden ist, die auch ent­
sprechend hohe Geschäftsanteile einzahlen und der Genossenschaft 
dauernd anzugehören in der Lage sind. Zwerggenossenschaften sind 
ebenso zu vermeitlen, wie übergroße Genossenschaften ohne örtlichen 
und persönlichen Zusammenhang der Mitglieder. 

Der Parteitag empfiehlt nur die Gründung von Bau- und Wohnungs­
genossenschaften nach Städtebezirken oder nach Berufsgruppen, um 
die unnötige Zersplitterung der Kräfte nach Möglichkeit hintanzuhalten 
und von vornherein die Entwicklungsmüglichkeit zu sichern. Um 
leichtfertigen Gründungen von vornherein zu begegnen und die Ge­
nossenschafter vor Schaden zu bewahren, empfiehlt der Parteitag den 
Beitritt nur zu jenen Bau- und vVohnungsgenossenschaften, welche 
mit Zustimmung des Zentralvereines österreichischer Konsumvereine 
gegründet wurden und ihm als Mitglieder angehören. 

Der Parteitag warnt zugleich vor dem Eintritt in jene Genossen­
schaften, welche bei niedrigen Anteilen jedem Beitretenden die Er­
werbung eines eigenen Wohnhauses zusichern oder sonstige übertriebene 
Hoffnungen erwecken, die bei den heutigen Grundpreisen und Bau­
preisen nie erfüllt werden können. 

Die Geschäftsanteile der Mitglieder einer Bau- uncl Wohnungs­
genossenschaft müssen mindestens ein Zehntel der Bau- und Her­
stellungskosten einer zu erstehenden Wohnung betragen. Da Ein­
familienhäuser hohe Kosten verursachen und überdies auf den Woh­
nungsmarkt nur geringe Einwirkung üben, empfiehlt der Parteitag den 
Bau- und Wohnungsgenossenschaften, ihre Tätigkeit zunächst auf den 
Bau von Miethäusern zu beschränken und Einfamilienhäuser nur dort 
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anzustreben, wo gutgestellte .Arbeiter mit beträchtlichen Ersparnissen 
und mit stabilen Arbeitsverhältnissen unter der Mitgliedschaft über­
wiegen, und die Grundpreise niedrig sind." 

Außerdem gelangte der Zusatzantrag zur Annahme: 
,,Der Parteitag erklärt es als die Pflicl1t der Gemeinden, die Bau­

und Wohnungsgenossenschaften durch die Beistellung von Grund, durch 
Hypothekendarlehen der Gemeindesparkassen und durch den Verzieht 
auf die Gemeindeumlagen bei genossenschaftlichen Kleinwohnungs­
häusern tatkräftigst zu fördern. 

Der Parteitag verurteilt die vollständige Untätigkeit der Wiener 
christlich-sozialen Gemeindel1errscher auf dem Gebiet der Wohnungs­
reform und ruft die Bevölkerung zum entschiedensten Kampfe gegen 
den W ohnungswncher und diejenigen, die daran schuld sind, auf." 

II. S e p a rat i s m u s. 

„Der Parteitag der deutschen sozialdemokratischen Arbeiterpartei 
:Niederösterreichs verurteilt jeden nationalen Separatismus als eine 
schwere Schädigung der Arbeiterklasse. 

Gerade in Niederösterreich, wo in allen Großbetrieben deutsche 
und tschechische Arbeiter, in vielen anderen auch magyarische, slowa­
kische, polnische und italienische Arbeiter von denselben Kapitalisten 
ausgebeutet werden, müßte die nationale Zersplitterung die vollständige 
Kampfunfähigkeit des Proletariats herbeiführen. Gerade in Nieder­
österreich, wo die Unternehmerorganisationen stärker entwickelt sind 
als in den anderen Ländern, muß die ganze .Arbeiterschaft, in ein­
heitliche Organisationen vereinigt, den gemeinschaftlichen Kampf gegen 
die Ausbeutung führen. Der Parteitag begrüßt es daher, daß die 
Mehrheit der tschechischen Arbeiter Niederösterreichs der internatio­
nalen gewerkschaftlichen Organisation treu geblieben ist, und ver­
pflichtet die Presse und die Vertrauensmänner der deutschen sozial­
demokratischen .Arbeiterpartei, die tschechischen Genossen im Kampfe 
gegen die Verlockungen des Separatismus zu unterstützen. 

Der Parteitag entbietet schließlich den von einem brutalen Unter­
nehmertum ausgesperrten Metallarbeitern in Böhmen seinen brüder­
lichen Gruß. Er hofft, daß es ihnen gelingen werde, den frechen 
Anschlag des international organisierten Unternehmertums abzuwehren. 
Er erwartet, daß der Übermut der böhmischen Maschinenfabrikanten, 
die, ob Deutsche, ob Tschechen, ob Juden, ob Christen, sich zur 
Niederwerfung der Arbeiter verbündet haben, die tschechische Arbeiter-
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schaft in der "Cberzeugung befestigen werde, daß der Kampf gegen 
das international organisierte Kapital nur von der international orga­
nisierten Arbeiterschaft bestanden werden kann." 

III. F r au c n w a h 1 r e c h t. 

„Bei EinlJringung aller selbständigen Anträge auf Erweiterung des 
Wahlrechts ist nicht nur im Landtag und in der Reichshauptstadt 
Wien, sondern in allen Gemeinden, die Ausdehnung des Wahlrechtes 
auf die Frauen ausdriieklieh zu fordern und zu begründen." 

Parteitag der südslawischen Sozialdemokraten in Laibach. 
26.-28. V. 1912 1

). 

Angenommen wurden Resolutionen, in denen: der W alilrechts­
kampf der Arbeiterklasse in Ungarn begrüßt, gegen die Aufhebung 
der Verfassung und die Gewaltherrschaft des Kgl. Kommissars 
Cuv AJ in Kroatien-Slawonien protestiert, die nationalistische Politik 
der biirgerlichen Parteien in Österreich gebrandmarkt und die 
Umgestaltung des Reiches auf Basis der nationalen Autonomie 
und der internationalen Solidarität gefordert wird. 

Ferner wurde einstimmig folgende Resolution angenommen, 
Uber 
Das Verhältnis zu den anderen sozialistischen Parteien 

i n Ü s t er r e i c h. 

„Die siidslawische Sozialdemokratie steht unerschütterlich auf dem 
Boden der politischen Autonomie und der internationalen Solidarität 
der Arbeiterschaft, um sich die Freiheit der Aktion in ihren eigenen 
Angelegenheiten zu wahren, zugleich aber möglichst wirksamen Schutz 
der Arbeiterinteressen zu sichern. - Die politische Lage der Nation, 
in der die Partei wirkt, legt ihr - abgesehen von der Gesamtinter­
nationale - Beziehungen nach zwei Richtungen auf: 

1. gegenüber den Bruderparteien in Österreich, mit welchen sie 
staatlich in einem Hanse, zum Teil in nächster Nachbarschaft und in 
gemischten Siedlungen lebt; 

2. gegeniiber den national verwandten Bruderparteien in der an­
deren Reichshälfte, in Bosnien und der Herzegowina und am Balkan. 

1) Aus d. Wiener Arbeiter-Zeitung v. 29. V. 1912. 
Archiv f. Geschichte d. Sozialismus III, hrsg. v. Grünberg, 26 
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Die Beziehungen mit den an zweiter Stelle genannten Parteien 
pflegt die Partei im Sinne der Beschlüsse der ersten südslawischen 
sozialdemokratischen Konferenz. - In Üsterreich strebt sie nach einem 
solchen V er band der sozialdemokratischen Parteien, welcher eine mög­
lichst enge Gemeinschaft und ein einheitliches Vorgehen in allen An­
gelegenheiten verbürgt, die die Interessen der Arbeiterschaft aller 
Nationen berühren. 

Die Partei bedauert, daß die einst mustergültige Eintracht der 
österreichischen sozialdemokratischen Arbeiterschaft getrübt wurde, sie 
hofft, daß das gesunde Empfinden der klassenbewußten Arbeiterschaft 
die Anlässe beseitigen wird, welche die Verschlechterung des Verhält­
nisses verursacht haben, und erwartet, daß die Gesamtexekutive alle 
geeigneten Maßregeln ergreifen wird, um der Arbeiterschaft die in der 
internationalen Gemeinschaft begründete Kampffähigkeit wiederzugeben. 

Obwohl die Partei bedauert, daß sich das tschechische Prole­
tariat in zwei Parteien gespalten hat, würdigt sie die Gründe, welche 
die Gründung der Tschechischen sozialdemokratischen Arbeiterpartei 
(Tschechische Zentralisten) herbeigeführt haben, und erkennt sie als 
Bruderpartei an. 

Auf dem gewerkschaftlichen Gebiet sieht die südslawische Sozial­
demokratie eine starke zentralistische Organisation zum Kampfe gegen 
das internationale Kapital als unentbehrlich an; sie lehnt jede Spaltung 
dieser Organisation ab und wünscht, daß auch die tschechoslawische 
Sozialdemokratie zurückkehre auf das einzige Gebiet, wo die Arbeiter­
schaft Erfolge erreichen kann 1). 

Sitzung der Gesamtexekutive der österreichischen Sozialdemokratie 
zu Wien vom 20. VI. 1912. 

Dieselbe trat in Gemäßheit der Beschlüsse der deutschen, der 
polnischen und der südslawischen Sozialdemokratie zusammen. 
Auf der Tagesordnung stand als erster Punkt „Die Eing 1 i e de-

1) Der letzte Absatz wurde in die Resolution erst auf Grund der Debatte 
aufgenommen, in der sehr entschieden die Meinung zutage trat, daß der ur­
sprüngliche Resolutionsentwurf den Separatismus nicht seharf genng verur­
teile und sogar gefordert wurde: die Parteivertretung sei zu beauftragen, sie 
möge im Internationalen Bureau in Brüssel die Ausschließung der tscheeho­
slawischen Sozialdemokratie aus der Internationale beantragen. 
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r u n g der t s c h e chi s c h e n So z i a 1 d e m ok rat i e in die G e­
s am t p arte i. Erschienen waren die Vertreter der deutschen, 
polnischen, siidslawischen und italienischen Exe­
kutiven, während der Vertreter der ru t h e n i s c h e n Exekutive, 
am persönlichen Erscheinen verhindert, schriftlich mitteilte, 
seine Partei sei der Ansicht, daß den tschechischen Zentralisten 
Sitz und Stimme in der Gesamtexekutive zu gewähren sei. 

Die t s c h e c h o slawische Exekutive war unvertreten. Von 
ihr lag der Konferenz der folgende Brief vor: 

,,Prag, 17. Juni 1912. 
Die Exekutive der tschechoslawischen sozialdemokratischen Arbeiter­

partei hat in ihrer letzten Sitzung über Ihre Einladung zu der Sitzung 
der Gesamtexekutive der Partei in Österreich verhandelt, welche für 
Donnerstag den 20. VI. 1912 einberufen ist, und mir aufgetragen, 
Ihnen mitzuteilen, daß sie sich mit Rücksicht auf den ersten Punkt 
der Tagesordnung an der Sitzung der Gesamtexekutive nicht beteiligen 
kann. Die Exekutive unserer Partei könnte an der Verhandlung der 
Gesamtexekutive nur dann teilnehmen, wenn der erste Punkt der Tages­
ordnung abgesetzt würde. 

Unsere Vertreter haben in der letzten Sitzung der Gesamtexekutive 
durch den Mund des Genossen ANTON NEMEC in einer jeden Zweifel 
ausschließenden Erklärung mitgeteilt, daß die Aufnahme der tschechi­
schen Zentralisten, dieser bewußten Schädiger der tschechischen sozial­
demokratischen Arbeiterbewegung, von uns betrachtet würde als unsere 
Ausweisung aus der Gesamtexekutive. 

Außerdem haben wir durch unsere Zuschrift vom 14. XII. 1911 
mitgeteilt, daß nach unserer Ansicht die Gesamtexekutive gemäß dem 
Beschluß des Gesamtparteitages der sozialdemokratischen Parteien, 
welcher vom 24. bis zum 29. VIII. 1899 in Brünn abgehalten wurde, 
kein Recht hat, in ihren Verband irgend welche neue Parteien auf­
zunehmen oder ihnen eine Vertretung zu gewähren. Das bisher gültige 
Organisationsstatut der Gesamtpartei zählt die Parteien, welche in den 
Verband der Gesamtexekutive gehören, ausdrücklich auf und gibt 
nirgends der Gesamtexekutive das Recht, irgend welchen neuen Par­
teien eine Vertretung zu gewähren. 

Über diese Angelegenheit kann rechtsgültig nur der Parteitag der 
österreichischen Internationale entscheiden, der den Beschluß über die 

1) Aus d. Wiener Arbeiter-Zeitung v. 24. VI. 1912. 
26* 
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Zusammensetzung der Gesamtexekutive ändern müßte, damit diese um 
die Vertreter irgendwelcher neuen Partei erweitert werden könnte. 

Auf dieser Ansicht beharren bis heute die Exekutive und die 
Parteivertretung unserer Partei und aus diesen Gründen mußte die 
Exekutive mit Rücksicht auf den ersten Punkt der Tagesordnung ihre 
Teilnahme ablehnen und sie kann sich an der Sitzung der Gesamt­
exekutive nur dann beteiligen, wenn der angeführte erste Punkt von 
der Tagesordnung abgesetzt wird. 

Auf Grund eines Beschlusses der Exekutive der tschechoslawischcn 
sozialdemokratischen Arbeiterpartei. Für das Sekretariat: ANTON BRUHA, 
Sekretär." 

Die Gesamtexekutive faßte sodann einstimmig folgenden 
Beschluß: 

„In Übereinstimmung mit den Beschlüssen der deutschen, der 
polnischen, der slovenischen, der ukrainischen und der italienischen 
Organisation wird die Tschechische sozialdemokratische Arbeiterpartei 
als ein Glied der sozialdemokratischen Arbeiterpartei in Österreich 
anerkannt und ihrer Exekutive Sitz und Stimme in der Gesamt­
exekutive eingeräumt", 
worauf sofort die Vertreter der anerkannten Partei zur Teilnahme 
an der Fortsetzung der Konferenz zugelassen wurden. 

Der T s c h e c h o s 1 a wischen Partei wurde folgende Be­
gründung dieses Beschlusses schriftlich mitgeteilt. 

„Die neugegründete Partei entspricht in ihrem Programm und in 
ihrer Taktik den Grundsätzen der sozialdemokratischen Arbeiterpartei; 
sie ist von den deutschen, den polnischen und den südslawischen 
Organisationen durch Parteitagsbeschlüsse als Bruderpartei anerkannt 
und die italienische Exekutive hat in der heutigen Sitzung mündlich, 
die ukrainische schriftlich mitgeteilt, daß auch die italienische und die 
ukrainische Sozialdemokratie auf dem gleichen Standpunkt stehen. Es 
besteht also kein Zweifel, daß die tschechische Sozialdemokratie eine 
Organisation des klassenbewußten Proletariats ist. So sehr die Gesamt­
exekutive, was die Vertreter aller nationalen Exekutiven überein­
stimmend erklärten, die Spaltung des tschechischen Proletariats be­
dauert, und so herzlich sie seine Wiedervereinigung wünscht, kann 
sie doch nicht verkennen, daß die unheilvolle Spaltung nur unter dem 
unwiderstehlichen Zwang eines Notstandes erfolgt ist und daß sie als 
eine vollendete Tatsache anerkannt werden muß. Die Verweigerung 
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der Aufnahme der neuen Partei würde diesen Tatsachen widersprechen. 
Sie wäre mit dem Sinne und dem Wortlaut des Organisationsstatuts 
der Gesamtpartei nicht in Einklang zu bringen. 

Auch der Einwand, daß die Gesamtexekutive nicht kompetent sei, 
die Aufnahme zu beschließen, ist nicht stichhaltig. Er kann sich weder 
auf den Wortlaut des Organisationsstatuts noch auf die bisherige 
Übung berufen. In dem einzigen Falle, in dem eine neugebildete 
Partei sich bisher um ihre Aufnahme in die Gesamtpartei beworben 
hat, hat die tschechoslawische Sozialdemokratie selbst anerkannt, daß 
die Gesamtexekutive das Recht hat, die Aufnahme zu gewähren oder 
zu verweigern. Die Entscheidung der Gesamtcxekutive ist in dem 
jetzigen Falle umsomehr geboten, weil - wie die tschechoslawische 
Sozialdemokratie sehr gut weiß - die Einberufung eines Gesamt­
parteitages nicht ohne weiteres möglich ist. Die organisatorischen 
Verhältnisse, auf denen die alten Bestimmungen über die Zusammen­
setzung deR Gesamtparteitags beruhten, Rind vollständig umgestaltet 
worden. Ehe ein Gesamtparteitag einberufen werden könnte, müßte 
also in einer Konferenz der Exekutiven das Recht der Delegierung 
geregelt werden. Von einer solchen Konferenz könnte aber auch die 
tschechische Sozialdemokratie unmöglich ausgeschlossen werden. Es 
ist also unvermeidlich, daß die Gesamtexekutive zunächst selbst ent­
srheidet. 

Die Gcsamtexekutive kann daher die Auffassung, als ob die Auf­
nahme der tschechischen Sozialdemokratie in die Gesamtpartei der 
,,Ausweisung" der tschechoslawischen Sozialdemokratie gleichkäme, 
nicht anerkennen. Sie bedauert, daß die tschechoslawische Exekutive 
an der Sitzung nicht teilgenommen hat, und spricht die Hoffnung aus, 
daß die tschechoslawische Exekutive sich der in voller l<Jinmütigkeit 
und mit der größten Bestimmtheit geäußerten Meinung der anderen 
Exekutiven arn,chließen wird." 
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Der Untergang der „Deutsoh-Französisohen Jahr­
bücher" und des Pariser „Vorwärts". 

Von 

Gustav Mayer (Berlin-Zehlendorf). 

I. 
Nach dem Verbot der „Deutschen Jahrbücher" und der Unter­

drückung der „Rheinischen Zeitung" mußten die Führer der radi­
kalen Opposition in Preußen einsehen, daß es vergebliche Mühe 
sein würde, wenn sie innerhalb des Bereichs der aller vor­
übergehenden liberalen Verkleidungen von neuem beraubten 
Zensur den publizistischen Kampf gegen den Absolutismus noch 
einmal aufnehmen wollten. Sie waren es auch reichlich über­
drüssig, daß sie kein Wort zu ihrem Volke sprechen sollten, 
ohne es zuvor, wie JOHANN JACOBY damals an ARNOLD RGGE 
schrieb, ,,durch einen von den Staatsheuchlern erkauften Dumm­
kopf prüfen zu lassen" 1

). Wie die Verhältnisse lagen, blieb der 
Bewegungspartei, sofern sie überhaupt noch in der Presse zu 
Wort kommen wollte, kein anderer Weg übrig, als außerhalb 
des deutschen Bundesgebiets sich ein Organ zu schaffen. Da 
lag am nächsten, daß sie die Augen auf das Literarische Comp­
toir in Zürich-Winterthur richtete, das schon seit einigen Jahren 
das ultimum refugium für alle solche Schriften bildete, die inner­
halb des Deutschen Bundes nicht gedruckt werden konnten. 
Aber die konservative Züricher Regierung bot, wie die Aus­
weisung HERWEGHs bewies, keine Gewähr dafür, daß sie diplo­
matischen Schritten der Berliner Regierung Widerstand leisten 
würde. Deshalb wandte der im Mittelpunkt jener organisatorischen 
Bestrebungen stehende RuGE den Blick frühzeitig nach Westen. 

1) JACOBY an RuGE, 25. November 1843 (ungedruckt). 
Archiv f. Geschichte d. Sozialismus III, hrsg. v. Grünberg. 27 
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Auf französischem Boden, in der Heimat der demokratischen 
Ideen, sollte der freie deutsche Gedanke seine Zuflucht suchen! 
Ursprünglich wollte man in Straßburg eine Buchhandlung gründen, 
als Filiale des Literarischen Oomptoirs, in das RuGE um diese 
Zeit mit einem größeren Betrag als Teilnehmer eintrat. Aber 
die anfänglich gehegte Hoffnung, daß die Aktionäre der ehe­
maligen Rheinischen Zeitung und die ostpreußischen und andere 
Liberale in großem Umfang pekuniäre Beihilfe leisten würden, 
erfüllte sich nicht. Das deutsche Bürgertum war noch nicht 
hinreichend politisch erzogen, um für solche Zwecke Geldopfer 
zu bringen. Die geplante von der Zensur emanzipierte Buch­
handlung, ,,der ~"'reunde der freien Presse", die eine Aktiengesell­
schaft sein sollte, kam nicht zustande 1

). Ein näheres Eingehen 
auf die einzelnen Stadien, die das Projekt durchlief, bis am 
Ende weiter nichts als das bekannte einzige Doppelheft „Deutsch­
Fran z ö sis c her Jahrbücher" dabei herauskam, ist hier 
überflüssig, weil schon MEHRING die wichtigsten Daten anschau-
lich zusammengestellt 2) hat. , 

Der preußischen Regierung lag von vorne herein sehr viel 
daran, das Wiederaufleben der von ihr im Inland unterdrückten 
radikalen Zeitungen in der alten oder in veränderter Gestalt auf 
zensurfreiem ausländischem Boden zu verhüten. Obgleich sie 
Ende November 1843 bereits wußte, daß das Straßburger Projekt 
sich zerschlagen hatte, hielt sie es dennoch nicht für überflüssig, 
ihren Karlsruher Gesandten, den Oberst VON RADOWITZ zu er­
mahnen, daß er ferner die publizistischen Bestrebungen ver­
dächtigen Inhalts im nahen Elsaß genau im Auge behielte 3

). 

Schon einige Wochen früher hatte BUNSEN, der preußische 

1) FRöB.EL, Ein Lebenslauf, Stuttgart 1890, Bd. I, S. 99 f. und 104 ff. 
Die Statuten in RuGEs Briefwechsel etc., Bd. I, S. 314. 

2) Aus dem lit. Nachlaß von Marx, Engels, Lassalle, hrsg. von MEHRING. 
Stuttgart 1902, Bd. I, S. 331 ff. 

3) Minister des Auswärtigen VON BüLOW an den Minister des Innern 
Graf von A.RNIM-BonzENBURG, 26. November 1843, (Kgl. Preuß. Geheim. 
Staatsarchiv). Soweit nicht ausdrücklich andere Quellen angegeben werden, 
beruht die ganze folgende Darstellung auf dem A.ktenmaterial des eben 
genannten Archivs in Berlin. 
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Gesandte in London und persönliche Freund des Königs, die 
Blicke seiner Regierung nach Paris gelenkt. Er wollte aus sehr 
vertrauter Quelle erfahren haben, daß sich dort unter dem Namen 
„La nouvelle Allemagne" eine Gesellschaft revolutionärer 
Deutscher und Polen zusammengetan hätte, die u. a. mit Hilfe 
einer lithographischen Korrespondenz lügenhafte Nachrichten über 
deutsche Zustände in die englische Presse zu bringen gedächten 1). 

Aber als der Minister des Auswärtigen Erkundigungen in Paris 
einzog, erhielt er die Antwort, daß es sich bei dieser Mitteilung 
offenbar um eine Verwechslung mit der Übersetzungsfabrik für 
französische Theaterstücke handle, die vor kurzem der ehemalige 
Schauspieler HEINRICH BöRNSTEIN zusammen mit dem angeb­
lichen Polen MAX MAitE'I'ZEK dort gegründet hätte 2). Erst 14 Tage 
danach, auf dem Umweg über Wien, erfuhr die preußische Regie­
rung, daß tatsächtlich die deutsche revolutionäre Richtung in der 
französischen Hauptstadt ein Organ herauszugeben im Begriffe 
stand. ME'ITERNICH, der sich seinen Nachrichtendienst etwas kosten 
ließ, hatte gleich von zwei Projekten. gehört, über die er am 
12. Dezember dem Grafen VON TRAUTTMANSDORFF, der Österreich 
in Berlin vertrat, mit dem Auftrag berichtete, die preußische 
Regierung zu gemeinsamen V orkehrungsmaßregeln gegen die 
drohende Invasion zu veranlassen. Einmal hatte er von einer 
Zeitung erfahren, als deren Redakteure der preußische Exoffizier 
ADALBER'I' VON BoRNSTEDT und der „ Theaterkorrespondent" 
BöRNSTEIN genannt wurden, und die „allem Abschaum deutscher 
politi~~t.Schriftstellerei", der innerhalb des Bundesgebiets nicht 
gedruckt werden könne, die eigenen Spalten öffnen wollte. 
Außerdem würde ein ähnliches Unternehmen mit dem Titel 
einer deutschen Monatsrevue und rein kommunistischer Tendenz 

1) BUNSEN an BüLOw, 19. Oktober 1843. 
2) BüLOW an ARNIM-BOITZENBURG, 26. November 1843. Näheres über 

die im Text erwähnte Übersetzungsfabrik findet man in BöRNS'I'EINs nur mit 
Vorsicht zu lesenden Memoiren: ,, 75 Jahre in der alten und neuen Welt". 
11. Aufl., Leipzig 1884, Bd. I, S. 324 ff. MARETZEK war übrigens nicht einmal 
Polr; er stammte aus Brünn. BöRNSTErn erwähnt von ihm nicht, daß er 
.an seinem Unternehmen beteiligt war. 

27 * 
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durch die bekannten HERWEGH, RuGE, FRöBEL und HEss vor­
bereitet. 

Nun stand freilich BoRNSTEDT, wie sich noch späterhin zeigen 
wird, im Solde der preußischen Regierung und diese durfte an­
nehmen, daß ihr von einem Blatt, an dessen Redaktion jener sich 
beteiligte, keine Gefahr drohen werde 1). Aber selbst für den 
Fall, daß die Tendenz der fraglichen Journale nicht ganz so 
schlimm ausfallen würde, wie METTERNICH befürchtete, erachteten 
die Minister und der König, den HERWEGHS „21 Bogen aus der 
Schweiz" neuerdings noch mehr gegen die freie Presse erbittert 
hatten, es für angebracht, auf den Wiener Vorschlag einzugehen. 
Ließ sich gar ein Zusammenwirken aller deutschen Regierungen 
zu diesem Zwecke bewerkstelligen, so bekundeten sie damit 
offensichtlich, daß sie nach wie vor an dem Bundesbeschluß vom 
5. Juli 1832 und dem Beschluß der Wiener Konferenz von 1834 
festhielten, und zügelten dadurch den Übermut der deutschen 
Zeitungsopposition ~). Aber die in diesem Sinne an die preußischen 
Vertreter bei den deutschen Höfen und freien Städten ergangenen 
Instruktionen mußten alsbald zurückgenommen werden. Denn 
der Bundestag in Frankfurt hatte inzwischen am 18. Januar 1844 
seinerseits einen Beschluß gefaßt, der den Regierungen in die 
Erinnerung rief, daß außerhalb des Bundesgebiets in deutscher 
Sprache erscheinende Druckschriften politischen Inhalts von 
weniger als 20 Bogen für den Vertrieb in Deutschland einer vor­
gängigen Genehmigung bedürften. Der Antrag war im Auftrage 
des Ausschuss~~.-fi:i:I .. }J~~~Ilg~l~~Il~~.i"t~!l_ von dem preußischen 
Bundestagsgesandten Grafen DöNHOFF ausgegangen, der bei der 
Begründung au.sdrücklieh auf die „Deutsch-Französischen .Jahr­
bücher" hinwies 3). 

Nun erachtete aber METTERNICH plötzlich einen solchen Be-

1) ARNIM-BOITZENBURG an BüLow, 31. Dezember 1843; BüLows Ant­
wort, 21. Februar 1844. 

2) ARNIM-BOITZENBURH an BüLOW, Februar 1844 (ohne genaues Datum),. 
BüLOW an ARNIM•B., 21. Februar 1844. 

3) BüLOWs Zirkular an die preußischen Vertreter bei den deutschen. 
Regierungen vom 13. Februar 1844. 
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schluß für ausreichend, um den beiden neuen Zeitschriften das 
Lebenslicht auszublasen, und richtete eine Depesche nach Berlin, 
in der er die zuvor von ihm angeregte Sonderaktion der beiden 
Großmächte für iiberflüssig erklärte. ,,Allein und nunmehr ge­
wissermaßen im Widerspruch mit Österreich" wollte Preußen um­
soweniger vorgehen, als DöNHOFF gleichzeitig berichtete, daß mit 
jenem Bundesbeschluß das Höchste erreicht worden sei, was bei 
der Disposition der einzelstaatlichen Regierungen auf diesem 
Wege erzielt werden könnte 1 

). Man hatte in Berlin um so mehr 
Grund, sich zurückzuhalten, als man in den letzten Jahren be­
obachten konnte, daß das Wiener Kabinett je länger je mehr 
,,jedes offene und selbsttätige Hervortreten in Preßangelegenheiten" 
sorgfältig vermied. Preußens Sache konnte es unmöglich sein, 
ein Odium auf sich zu laden, dem Österreich aus dem Wege 
ging~). 

Nun hatten aber in neuester Zeit die scharfen Angriffe der 
Presse auf seine Person und sein System den König derart er­
bittert, daß er jetzt entschlossen war, auch den Rest der Zensur­
erleichterungen zurückzunehmen, die er vor 2 Jahren gewährt 
hatte. Schon vor den eben geschilderten Vorgängen am 27. Januar 
1844 erließ er eine Kabinettsordre, die ein Verbot des gesamten 
Verlags des Literarischen Comptoirs, bei dem HERWEGHS Sammel­
schrift erschienen war, anregte und den Minister des Aus­
wärtigen VON BüLow beauftragte, eine Ausdehnung des Bundes­
beschlusses vom 5. Juli 1832 auch auf Biicher von mehr als 
20 Bogen bei den Kabinetten von Wien, München, Hannover 
und Dresden zu beantragen. Auf DöNHOFFs Berichte gestützt 
bat BüLOW jetzt den König, ihn von der Befolgung der in 
jener Kabinettsordre gegebenen Befehle zu entbinden. Denn 
selbst auf Österreichs Unterstiitzung· wäre dabei schwerlich zu 
rechnen, da Fürst METTERNICH bereits zu wiederholten Malen seine 
Ansicht dahin ausgesprochen habe, daß es ihm nicht rätlich er­
scheine, an der bestehenden, im wesentlichen für ausreichend zu 

1) BüLOWS Immediateingabe an den König vom 6. Februar 1844. 
2) BüLOW an ARNI~r-BorrzENBURG, 21. Februar 1844; BüLOW an den 

König, 6. I:<'ebruar; AuNm-BorrzENBUIW an Büuiw, 8. März 1844. 
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erachtenden Bundespreßgesetzgebung zu rii.tteln. Auch Bayern 
habe schon bei früheren Anlässen betont, daß es bundespreß­
gesetzliche Bestimmungen nur soweit durchführen könne, als sie 
mit seiner Verfassung vereinbar wären. Wie sehr der österreichi­
schen Regierung daran läge, dem norddeutschen Publikum nicht 
als die treibende Kraft bei allen Maßregeln gegen die auf Preß­
freiheit und Verfassung gerichteten Bestrebungen zu gelten, möge 
der Monarch daraus ersehen, daß sie zum Zweck der ständigen 
Beeinflussung der öffentlichen Meinung in diesen Gebieten den 
Geheimen Archivrat ZIMMERMANN in Hannover in il:iren Sold 
genommen habe. 

Aber was auf dem Wege über Frankfurt anzustreben nicht 
rätlich erschien, ließ sich durch außeramtliche Vorstellungen bei 
den einzelnen Höfen und für das eigene Gebiet durch Ver­
fügungen an die Oberpräsidenten erreichen. Der Eintritt der 
,,Deutsch-Französischen Jahrbücher" in Deutschland mußte un­
bedingt verhindert werden. Denn daß sie zu den „verderblichsten" 
und gefährlichsten Produkten der oppositionellen Literatur gehörten, 
konnte der Berliner Regierung nach dem Bericht, den ihr Pariser 
Gesandter HEINRICH FRIEDRICH VON ARNIM (WERBELow) am 
8. März 1844 darüber erstattete, nicht im geringsten mehr zweifel­
haft sein 1). Dieser Diplomat skizzierte hier kurz den politischen 
Charakter der einzelnen Beiträge, die begreiflicher Weise durch­
weg nicht nach seinem Geschmack waren: HEINES Lobgesäng·e 
auf König Ludwig fand er „niedrig und skandalös"; in HERWEGHS 
Gedicht „Verrat!" würden alle deutschen Souveräne als Verräter 
an dem Recht der Völker angeklagt; der Briefwechsel von 1843 
enthielte Ausfälle gegen Seine Majestät den König von Preußen; 
in seiner Kritik der Hegelschen Rechtsphilosophie deute MARX 
auf eine tätliche Revolution in Deutschland hin. Die Zeitungs­
schau von BERNAYS melde die Unterschlagung von Staatsgeldern 
durch den König von Bayern und verunglimpfe den Großherzog 

1) Gesandter VON A1rnrn an BüLow, 8. März 1844. - MEHRINGs An­
nahme (Nachlaß etc. Bd. I, S. 335), daß die Jahrbücher erst Ende März heraus­
gekommen seien, ist zu berichtigen. Sie wurden in Paris schon in den letzten 
Februartagen ausgegeben. 
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von Baden (BERNAYS hielt der Gesandte, der später über seinen 
Irrtum belehrt wurde, noch nur für ein Pseudonym von MARX). 
Weil hier HEss in seinen Briefen aus Paris von der Korruption 
in Frankreich und der Lügenhaftigkeit der letzten Thronrede 
gesprochen hatte, hoffte ARNm, daß eine Intervention zur Ver­
hinderung des Weitererscheinens der Jahrbücher, die er seiner 
Regierung ankündigte, bei den französischen Ministern auf guten 
Boden fallen würde. Einen ausführlicheren Bericht über den In­
halt des Doppelhefts erstattete 14 Tage spiiter GeheJgirat SuLzER 
aus d~ Ministerium des Inneren seinem Chef dem Grafen ARNIM.: 
BOITZENBURG: Die Tendenz der Herausgeber sei Insurrektion der 
Gedanken als Mittel zur Revolution. Auf Preußen hätten sie 
es vorzugsweise abgesehen, die Schmähungen auf des Königs 
}fajestät überstiegen alle Grenzen, die Hohenzollern würden 
wiederholt mit dem Schicksal der Stuarts und Bourbons bedroht. 
Österreich dagegen werde kaum genannt, und fast möchte man 
darin die Aufklärung für den Widerruf der von dessen Regie­
rung gegen die Jahrbücher angeregten Maßregeln erkennen. Der 
Beitrag von HEss, der sich neuerdings wieder in Köln aufhalte, 
sei nicht verbrecherisch, und auch gegen JAC0BY ließe sich wegen 
des Abdrucks seiner vom Oberzensurgericht zurückgewiesenen 
Schrift nicht einschreiten 1). 

Auf Grund dieses Referats gab der Minister des Inneren am 
16. April allen Oberpräsidenten Nachricht davon, daß die „Deutsch­
Französisehen Jahrbücher" den Tatbestand des versuchten Hoch­
verrats und des Majestätsverbrechens darstellten, daß die Ver­
fasser der einzelnen verbrecherischen Artikel und die Heraus­
geber dafür verantwortlich seien und daß an die Polizeibehörden, 
ohne dadurch Aufsehen zu erregen, die Anweisung zu ergehen 
habe, RuGE, MARX, HEINE und BERNAYS, sobald sie preußisches 
Gebiet beträten, unter Beschlagnahme ihrer Papiere zu verhaften. 
Übrigens hatte schon am 28. März 1844 der Oberpräsident der 
Rheinprovinz nach Berlin gemeldet, daß an der pfälzisch-fran­
zösischen Grenze in Bergzal>~!ll 230 Exemplare der Jahrbücher 

1) SuLzJ<JR an ARNIM-BorrzJ<JNBURG, 23. März 1844. 
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beschlagnahmt worden seien. Das war anscheinend ein recht be­
trächtlicher 'feil der Auflage 1). Wie schwierig bei dieser Wachsam­
keit der Regierungen der Vertrieb der Jahrbücher nach Deutschland 
sich gestaltete, beweist auch ein ungedruckter Brief von BERNAYS 
an den Buchhändler WILLERT in Königsberg, dessen Hilfe er 
nötig hatte, um wenigstens JOHANN JACOBY ein Exemplar der 
Schrift zustellen zu können 2

). 

Der Pariser ARNIM, bemühte sich, um bei der Regierung des 
Bürgerkönigs die Unterdrückung der Jahrbücher und die Aus­
weisung ihrer Herausgeber durchzusetzen. Aber gleich aus den 
ersten Berichten, die er über seine diesbezüglichen Unterhaltungen 
mit GmzoT nach Berlin erstattete, gewinnt man den Eindruck 
von einem anfänglich sehr geringen Entgegenkommen des fran­
zösischen Ministers, der die Angelegenheit offenbar dilatorisch 
behandelte. Er erkliirte sich zwar „soweit es die gesetzlichen 
Bestimmungen nur irgend zuließen", geneigt, der Berliner Regie­
rung gefällig zu sein, fügte aber hinzu, ,,daß er noch nicht 
absehen könne, ob solches möglich wäre 3). Das war der Grund, 
aus dem man in Berlin schon im April erwog, ob sich das Ein­
gehen der Jahrbücher nicht leichter auf dem Umweg über die 
französischen Preßgesetze erreichen ließe 4

). Jedoch für das erste 
erschien es „ weder eiforderlich noch ratsam" 5

), diese immerhin 
delikaten Bemühungen in Paris fortzusetzen. Denn von dort kam 
jetzt die erwünschte Nachricht, daß aus Mangel an Geld keine 
weitere Lieferung mehr herauskommen werde. Das Gerede von 
einer Umwandlung der Jahrbücher in eine Vierteljahrschrift habe 
nur den Zweck, den Bankerott der RuaE und MARX zu ver­
bergen 6). Überdies hätte der grobe und pöbelhafte Stil des 
Heftes sogar das Missfallen verschiedener deutscher Flüchtlinge 

1) FRöBEL a. a. 0. I, S. 184. 
2) BmrnA YS an WILLERT, 1. März 1844. 
3) ARNil\1 (Paris) an BüLOw, 20. März 1844. 
4) Bi;Low an ARKIM-BOITZENBURG, 4. April und dessen nicht genau 

datierte Antwort. 
5) ARNIM-BOITZENBURG an BÜLOW 23. April 1844. 
6) ARNDl (Paris) an Büww, 1. April 1844. 
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erregt. VENIWEY habe den Herausgebern erklärt, daß der Inhalt 
ihrer Zeitschrift keineswegs das Mittel sei, eine Reform in Deutsch­
land zu W eg·e zu bringen, und FRöBELS Rücktritt von dem Unter­
nehmen sei auf den heftigen Ton zuriickzuführen, der in dem 
Doppelheft angeschlagen wurde 1). 

So schien es, als ob durch das Scheitern des RuGE-MARXschen 
Projekts die preußische Regierung der peinlichen Notwendigkeit 
enthoben wurde, die Schergendienste GurzoTs zur Unterdriickung 
der nach Paris geflüchteten freien deutschen Presse in Anspruch 
zu nehmen. Der Gesandte erhielt den Auftrag, weitere Schritte 
vorläufig zu unterlassen; und bloß die Verhaftbefehle gegen die 
bei den Jahrbüchern kompromittierten Personen wurden aufrecht 
erhalten. Der Oberpräsident von Schlesien erbat sich damals 
die Signll~ von RuGE, MARX, HEINE und BERNAYS. Aber 
man besaß in Berlin bloß ein nicht mehr brauchbares, weil aus 
dem Jahre 1832 stammendes, von Rum:. Der Minister Graf 
ARNIM erklärte deren Beschaffung noch für keine unumgäng­
liche Notwendigkeit, denn es käme nicht sowohl darauf an, sich · 
jener Individuen zu bemächtigen als ihnen den Aufenthalt im 
Lande unmöglich zu machen 2). Was hätte er auch mit HEINRICH 
HEINE als gefangen gesetzten Hochverräter anfangen sollen? Erst 
einige Monate später, als er, um den „Vorwärts" mundtodt zu 
machen, die Ausweisung der deutschen revolutionären Schrift­
steller aus Frankreich von neuem betrieb, nahm er für die Be­
schaffung jener Signalements die Hilfe der Pariser Polizei in 
Anspruch 'l). Die Auskunft über HEINE sei hier wiedergegeben: 
„Heine, homme de lettres, cinquante ans, taille moyenne, nez 
et menton pointus, type israclite marquc, c'est un debauchc 
dont le corps affaisse denote l'epuisement." HERWEGHs Erken­
nungszeichen waren seine guten Manieren; BERNAYS, sein vieles 
Reden und sein höchst exzentrisches Wesen. Ein Signalement 
von MARX fand ich an dieser Stelle nicht bei den Akten. 

1) ARNIM (Paris) an BüLOw, 20. März 1844. 
2) ARNIM-BOITZfüNBURG an MERUKEL 17. Mai 184±. 
3) ARNIM-BOITZEXHURG an BtLOW 24. September. 
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II. 

Die „Deutsch-französischen Jahrbücher" waren mit der aus­
gesprochenen Absicht gegründet worden, der aus Preußen ver­
triebenen radikalen Opposition ein neues Sammelbecken zu 
schaffen. Dagegen hatte der „Vorwärts" zunächst eine weit 
harmlosere Tendenz, die erst umschlug, als dem Blatt voreiliger 
Weise jenseits des Rheins der Eintritt verweigert wurde. Der 
aus Hamburg gebürtige ehemalige österreichische Korporal, 
Schauspieler, Theaterregisseur und Literat HEINRICH BöRNSTEIN, 
der das Blättchen aus Geschäftsstreberei und Eitelkeit ins Leben 

· rief, war so wenig ein roter Revolutionär wie der königlich 
· preussische Generalmusikdirektor MEYERBEER, der dem gewandten 
aber bis dahin unpolitischen Impresario aus Gefälligkeit das Geld 
zur Verfügung stellte. 

Das Blatt hielt anfänglich eine so gemäßigte Richtung ein, 
daß es sich den Spott aller radikaler gesinnten Deutschen 
in Paris zuzog. ALEXANDER WEILL konnte im März 1844 an 
GuTZKOWS „Telegraph" berichten, der „Vorwärts" beweise, daß 
man auch ohne Zensur dumm und flach sein könne; ähn­
lich äusserte sich Rum;; im Mai in einem Brief an MomTz 
FLEISCHER. BöRNSTEINS spiritus rector in politischen Fragen war 

1 während dieser Zeit jener ADALBERT VON BoRNSTED'I', ein ziem-
1 lieb dunkler Ehrenmann, über den aber schon deshalb einige 

Mitteilungen hier am Platze sind, weil MARX und ENGELS be­
kanntlich noch 1847 an der von ihm herausgegebenen „Deut­
schen Brüsseler Zeitung" mitarbeiteten. Dieser ehemalige 
preussiscbe Offizier, der erst 20 Jahre alt, zur Zeit der Juli­
revolution freiwillig oder unfreiwillig den Dienst quittierte und 
,;einen dauernden Wohnsitz in Frankreich nahm, hatte sich in 
Paris besonders in journalistischen Kreisen gut eingenistet. Von 
hier aus entfaltete er eine beträchtliche Korrespondententätigkeit 
besonders für die Augsburger „Allgemeine Zeitung", wobei er 
in geschickter Weise zwischen den deutschen Regierungen, von 
denen er sich bezahlen ließ, und den deutschen Flüchtling,;­
kreisen, in denen er sieb häufig Anregungen holte, zu lavieren 
verstand. Für seine besonderen Zwecke hatte sich der literarisch 
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ganz begabte Abenteurer ein politisches Programm zurechtgemacht, 
das ungefähr dem damals in Frankreich beliebten .Juste-Milieu 
entsprach. Einer kleinen Schrift, die er 1838 her Ü'l"l'O WmAND 
erscheinen liess, setzte er das Motto „ 'l'oleranz" voraus. Er 
machte sich darin anheischig, die W agschale halten zu wollen, 
zwischen den Theorieen des äussersten Radikalismus und des 
einseitigen Absolutismus 1

). An METI'IfüNICH schickte er, wie ver­
lautet, in den 30er Jahren, hauptsächlich auch über HEINI~, gut 
bezahlte Berichte; - der Dichter selbst nennt ihn in einem Brief 
an AUGUST L11~WALD einen „agent provocateur bei den deutschen 
Handwerkern" 2

). Mit der preußischen Regierung knüpfte er 
nachweislich erst 1840 an, nachdem eine von ihm 1838 heraus­
gegebene Deutsche Pariser Zeitung raschen Schiffbruch erlitten 
hatte. Auf Empfehlung der Gesandtschaft ernannte ihn damals 
Rocnow gegen festes Gehalt zum Korrespondenten der Staats­
zeitung, und BoRNSTEDT verpflichtete sich dafür, auch in anderen 
deutschen und in französischen Blättern im preußischen Sinne 
zu wirken 3). 

Daß diese beiden Helden, die gleichzeitig auch noch die 
Errichtung eines deutschen Hilfsvereins in Paris betrieben, unter 
einer Decke steckten, war, wie wir schon sahen, allgemein be­
kannt. Die damals noch in Brüssel erscheinenden „Grenzboten" 
warfen, weil sie BoRNSTEDTs geheime Beziehungen kennen mochten, 
im Februar 1844 dem „Vorwärts" vor, daß er zwar gewaltig· 
liberal tue, aber trotzdem ein Organ der Pariser preußischen 
Gesandtschaft sei. Auf diese Anschuldigung hin wiederholte 
das Blatt nur, daß es den gemäßigten Fortschritt ver-

1) A. VON BoRNSTEDT, Hauts Reliefs der Gegenwart. Worte an meine 
Zeit und mein Vaterland. Leipzig 1838, S. 107. 

2) H. H. HouBEN, Jung-Deutscher Sturm und Drang. S. 161; DRAEGEH, 
Mundt. S. 157 ff. 

"\;2) B0RNSTEDT richtete am 29. August 1844 ein langes Memorandum an 
den Minister des Auswärtigen VON BüLow, in dem er seine Verdienste um 
Preußen auseinandersetzte. Im Oktober kam er nach Berlin, wo er zwei 
lange Verhöre durch SULZER zu bestehen hatte. Über seine Benützung durch 
die preußische···RegTe.rung:BüLOW an AmuM-BOITZENBUIW, 28. Februar und 
3. Juli 1844. 
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treten wolle und allem „Ultra-Wesen" abgeneigt sei. Es wies 
aber gleichzeitig darauf hin, daß der Vertrieb des „Vorwärts" 
durch die Post in Preußen verboten worden wäre. Als das 
erste und einzige Doppelheft der „Deutsch-französischen Jahr­
bücher" erschienen war, wandte der „Vorwärts" sich voll Pathos 
gegen die Schriftsteller, welche „die rote Jakobinermütze auf 
einer steilen Felsenspitze am schwindelnden Abgrunde aufpflanzen 
und das Volk gewaltsam mit sich hinaufreißen wollen, statt in 
seine Mitte hinabzusteigen und belehrend . . . unter ihm zu 
wandeln . . . . Wir finden nur Negierung alles Bestehenden und 
schimmernde Luftgebäude in unkenntlicher Feme als Ersatz 
dafür." Ende März verbreitete sich BöRNSTEIN eingehender über 
die Schikanen, die dem Vertrieb des „Vorwärts" jenseits des 
Rheins entgegengesetzt würden: Sachsen und Lübeck täten es 
darin Preußen gleich; Österreich, Wiirttemberg, Baden und 
Bayern benähmen sich bis jetzt mit größerer Klugheit und 
M1ißigung. Mit richtiger und ehrlich gemeinter Selbsteinschätzung 
fügte BöRNSTEIN hinzu, daß die deutschen Fiirsten, wenn sie 
dieses Blatt, das gar nicht einmal für die Heimat, sondern für 
die Deutschen in Frankreich, England, Amerika usw., bestimmt 
sei, lesen würden, es sicherlich nicht verboten hätten. 

Offenbar waren neben dem erwähnten Einfuhrverbot eher 
Gründe persönlicher als politischer Art dafür entscheidend, daß 
das Blättchen, das eben erst die „Deutsch-französischen Jahr­
bücher" so hart verurteilt hatte, sich noch in dem gleichen 
Frühling den Mitarbeitern jener inzwischen eingegangenen Zeit­
schrift zur Verfügung stellte. Nun hat sich BoRNSTEDT damals 
und später, als er in Berlin zur Rechenschaft gezogen wurde, 
bei den preußischen Behörden das Verdienst zugesprochen, daß er 
es gewesen sei, der BöRNSTEIN so lange vor der Umgarnung 
des Bösen bewahrte und den Einfluß der „Rugianer" auf das 
Blatt hintanhielt, von dem er sich erst getrennt hätte, als er 
erkannte, daß dessen Tendenz mit seinen Überzeugungen nicht 
mehr vereinbar wäre. Aber auf Angaben solcher Menschen 
läßt sich nicht bauen. Tatsache bleibt jedenfalls, daß der „ Vor­
wiirts" Anfang· Mai mitteilte, BoRNSTEDT habe eine Reise ins 
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Ausland angetreten und fast gleichzeitig die ersten Artikel von 
FERDINAND CoEI,ESTIN BERNAYS abdruckte, der nun bei BöRN­
STEIN in die Stelle des offensichtlich abgehalfterten preußischen 
Spitzels trat 1). Am 11. Mai erschien im „ Vorwärts" ~{~INE~ / 
soeben entstandene blutige Parodie auf FRIEDRICH WII,HEL~I IV., 
„Der Kaise~:_y,9n China", und in kurzen Zwischenräumen folgten 
dieser Satyre einige seiner gepfeffertsten und revolutionärsten 
Zeitgedichte, u. a. auch „Die arII1~1:}Weber". Die Nummer vom 
15. Juni enthielt die beiden ersten Abschnitte des den König· 
von Preußen als Trunkenbold karikierenden „Neuen ,Alexander", 
und 4 Tage später begann der durch das erneute Scheitern seiner 
publizistischen Pläne stark verbitterte RuGE seine hauptsächlich 
gegen die preußische Regierung gerichtete Mitarbeit an diesem 
Blatt, das nun mit einem Schlage für die Berliner Regierung 
zu dem gefährlichsten Organ der oppositionellen Presse wurde! 

Die „empörenden Schmähungen auf des Königs Majestät" 
führten alsbald zu einem lebhaften Meinungsaustausch zwischen 
dem Minister des Inneren und des Äusseren über den geeignetsten 
Weg, auf dem am schnellsten diesem Unwesen zu steuern wäre. 
Mit dem Haftbefehl, den man sofort gegen den behaglich in 
Paris sitzenden BöRNS'l'EIN erließ, war noch nichts erreicht. 
Graf ARNIM drang alsbald stürmisch auf ein „direktes offenes 
Einschreiten" bei der französischen Regierung. Dagegen hielt 
BüLOW es für unratsam, gerade aus Anlass der Schmähungen auf 
den König der französischen Regierung gegenüberzutreten, ,, weil 
unsere diesfällsige Entrüstung, so gerecht sie gewiß an und für 
sich ist, nur zu leicht eine Deutung erhalten könnte, die uns, 
so unbegründet sie auch sein würde, doch überall schon nicht 
gleichgültig sein kann". Der Minister des Inneren erachtete 
es in diesem Falle mit der Würde der Regierung für kaum ver­
einbar, daß man sich, wie sein Rat MATHIS es angeregt hatte, 
zur Beeinflussung BöRNSTEINS im Sinne der Mäßigung des von 
BORNSTEDT bediente, von dessen Entzweiung mit dem bisherigen 

1) H. BöRNSTEIN, 75 Jahre in der alten und neuen Welt etc. Bd. I 
S. 349 ff. Vgl. oben S. 2. 
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Kumpan man in Berlin noch keine Kunde hatte. Aber WILHELM 
VON HUMBOLDTS Schwiegersohn urteilte bei solchem Anlaß kühler 
und auch wohl konsequenter als der uckermärkische Grande in 
seinem ritterlichen Royalismus: Benutze die Regierung einmal 
Männer wie den VON BORNSTEDT, um u. a. auch auf die fremde 
Presse einzuwirken, und stehe sie sogar nicht an, selbst ihren 
d i p l o m a t i s c h e n Agenten die persönliche Einwirkung auf die 
Redakteure preußenfeindlicher Blätter zur Pflicht zu machen, so 
sehe er nicht ein, warum man im vorliegenden Fall vor einer 
solchen Auskunft zurückschrecken sollte. Was für einen Wert 
hätte es überhaupt, ein Verhältnis, wie es zwischen der Regie­
rung und VON BoRNSTEDT bestehe, fortdauern zu lassen und 
Geld daran zu wenden, wenn man bei einer solchen Gelegen­
heit nicht daraus Nutzen zöge?, Wirklich wäre BüLOW für 
diesesmal mit seinen Gründen durchgedrungen, wenn nicht von 
dem Pariser Gesandten die Antwort gekommen wäre, daß die 
Beziehungen zwischen BoRNSTEDT und BöRNSTEIN ein Ende ge­
nommen hätten 1), weshalb durch diesen bei jenem nichts mehr 
zu erreichen wäre. 

Wenn aber der „Vorwärts" sich im Juli selbstbewust rühmte, 
daß ein „deutscher" Gesandter in Paris geäußert hätte, das 
Blatt läge ihm gewaltig im Magen, so sagte er die W abrheit. 
Mit dem Schluß des „neuen Alexander", der damals erschien, 
setzte HEINE seinen poetiache!! MajestätsbeleidlgE-nJ;~p. die Krone 
auf. Graf ARNIM-BOITZNBURG sah sich am 8. August 1844 von 
neuem genötigt, die „steigende Frechheit und Gemeinheit", 
womit in den Nummern 56, 57 und 58 des Königs Majestät 
verunglimpft werde, beim Minister des Äußeren zur Sprache zu 
bringen. Er bat den Kollegen jetzt, kein Mittel unversucht zu 
lassen, um jenen Schändlichkeiten baldigst ein Ziel zu setzen. 
Am 26. Juli hatte das bekannte Attentat des abgesetzten Bürger­
meisters TscHECH auf FRIEDRICH WILHELM IV. stattgefunden. An­
gesichts der durch dieses Ereignis hervorgerufenen Stimmung konnte 

1) MATIHS an AnNIM, 23. Juni; ARNIM an BüLOW, 28. Juni; BüLOW an 
Auxrn 3. Juli und 12. August 1844. 
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auch BüLOW sich nicht länger sträuben, bei der französischen 
Regierung direkte Vorstellungen gegen das Treiben des „ Vor­
wärts" und seiner Mitarbeiter zu erheben. Wenn wir VARNHAGEN, 
der der Familie BüLow-HuMBOLDT nahe stand, Glauben 
schenken, so hatte Graf ARNIM anfänglich hinter BüLows 
Rücken den Pariser Gesandten zu einem Schritt bei Gmzo'r be­
stimmt, der aber erfolglos geblieben wäre und dem Pariser 
ARNIM noch obendrein einen tüchtigen Rüffel seiner nächsten 
Vorgesetzten eingetragen hätte. In welchen Monat diese an­
scheinend früheste Aktion zu setzen wäre, ließ sich nicht fest­
stellen 1

). Aber auch über den Verlauf der diplomatischen Ver­
handlungen mit dem Pariser Kabinet, die nun darzustellen sindJ 
enthielt das von mir benutzte Material des Berliner Geheimen 
Staatsarchivs einige Lücken. Immerhin vermag ich deren Gang 
in der Hauptsache anschaulich zu machen. 

Wohl unter dem frischen Eindruck des Attentats hatte der 
preußische Gesandte in Paris eine Unterredung mit dem fran­
zösischen Ministerpräsidenten, in der er diesen auf das „ ver­
brecherische Treiben" des „Vorwärts" und auf die Notwendig­
keit, ihm Einhalt zu tun, aufmerksam machte 2). GmzoT gab 
ihm zur Antwort, dass das Blatt höchstens wegen Mangels einer 
gesetzlichen Kaution direkt unterdrückt werden könne. Andern­
falls müßte die preußische Regierung einen offiziellen Antrag· 
auf Ausweisung des BöRNSTEIN und seiner Gefährten aus dem 
französischen Staatsgebiet stellen. Der Gesandte richtete hierauf 
nach Berlin die Frage, ob man dazu bereit wäre. Aber wegen 
des Aufsehens, das ein derartiger Schritt und noch mehr die Aus­
weisung selbst erregen würde, hielt BüLow es für angezeigt, 
daß man sich dabei zuvor der ausdrücklichen Zustimmung des 
Monarchen versicherte. Dagegen hatte der Minister des Inneren 
nichts einzuwenden, nur müßte es schnell geschehen. 

Inzwischen hatte der „Vorwärts" das Attentat des TscHECH 
auf seine Weise glossiert und sich dabei zu der Behauptung· 

1) V ARNHAGENs Aufzeichnung steht in seinem Tagebuch unter dem 
27. März 1845. 

2) Der Bericht des Gesandten darüber ist vom 31. Juli datiert. 
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verstiegen, daß für Deutschland, nachdem dort alle anderen 
Beweise nicht eingeschlagen hätten, eine 'l'at dieser Art der 
einzige Beweis gegen den Absolutismus geworden sei. Sobald 
der Absolutismus angreifbar werde, verliere er seine göttlich 
unfehlbare Natur! Hinfort könne es in den Augen der deutschen 
Menschheit keine Unmöglichkeit mehr sein, sich an einem König 
zu rächen! 

König HuMBERT nannte einmal die Attentate die Berufs­
unfälle der Könige. Da LOUIS PHILIPP FIESCHI und seine Nach­
folger noch nicht vergessen haben konnte, so mußte es auf den 
französischen Premierminister Eindruck machen, daß ein Blatt, 
das solche Taten nicht grundsätzlich verurteilte, in der Haupt­
stadt der Monarchie geduldet wurde. Als ihm daher der preus­
sische Gesandte in einer zweiten Unterredung in der ersten 
Augustwoche jenes Zeitungsblatt überreichte, erklärte GUizOT sich 
bereit, diesen „den Königsmord in Schutz nehmenden Artikel 
dem Conseil vorzulegen und auf die Expulsion von BöRNSTEIN, 
RuGE, MARX und HEINE anzutragen". Über den scheinbar günstigen 
Fortgang der Angelegenheit war besonders der preußische Minister 
des Innern erfreut. Obgleich ARNIM-BorrzENBURG seinem Kol­
legen BüLow gestanden hatte, daß er bei der Schwere des 
Falles vor einem ausdriicklichen Ausweisungsantrag in Paris nicht 
zurückschrecken würde, so sah doch auch er aus mancherlei 
Gründen es lieber, wenn man ohne einen solchen zum Ziele 
kam. Die Auswahl, die er unter den politischen Flüchtlingen, 
auf deren Vertreibung Gewicht zu legen wäre, traf, begründete 
er BüLow gegenüber damit, daß BöRNSTEIN als Redakteur des 
„Vorwärts", HEINE wegen „ verbrecherischer Lieder'', die er in 
das Blatt habe einriicken lassen, RuaE und MARX wegen Heraus­
gabe der „Deutsch-französischen Jahrbücher" sich einer Kriminal­
untersuchung schuldig gemacht hätten. 

Am 20. August 1844 teilte GUIZOT dem Pariser ARNIM das 
Ergebnis der Konseilssitzung mit, in der er, wie anderweitig 
berichtet wird, LOUIS PHILIPP mit dem Inhalt jenes „Vorwärts"­
Artikels bekannt gemacht hatte. GUIZOT gestand, daß die 
französische Regierung nunmehr die Notwendigkeit eingesehen 
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hätte, gegen die Redakteure des „Vorwärts" wegen des „ver­
ruchten Artikels vorzugehen". Es käme für sie ein doppelter Weg 
in Betracht: Einmal würde gegen BERNA YS, der seit dem Juli 
für BöRNSTEIN verantwortlich zeichnete, vor der Police correctio­
nelle ein Verfahren eingeleitet werden, weil er das Blatt ohne 
Kaution erscheinen ließe; sodann sollte der Staatsanwalt den 
Befehl erhalten, die Redakteure wegen Aufforderung zum Königs­
mord von Amts wegen gerichtlich zu verfolgen und vor die Ge­
schworenen zu stellen. GmzoT meinte, daß diese jetzt mit 
Sicherheit eine V crurteilung aussprechen würden. Aber selbst 
wenn es nicht geschähe, werde es möglich sein, die Redakteure 
auszuweisen! 

Da der französische Ministerpräsiclent bald nach dieser Unter­
redung von einem wirklichen oder diplomatischen Unwohlsein 
betroffen wurde, so konnte ihm der Gesandte erst am 4. Oktober 
den Dank der preußischen Regierung „für das gegen die Heraus­
gabe des gedachten Blattes angeordnete Verfahren" aussprechen. 
GmzOT wies in seiner Erwiederung darauf hin, daß die An­
gelegenheit durch die inzwischen eingetretenen Gerichtsferien 
eine Verzögerung erlitten hätte! 

Man erinnert sich, daß in erster Reihe die beißenden Gedichte 
HEIN~ auf FRIEDRICH WILHELM IV. den Anstoß zu der gegen 
d~n „Vorwärts" gerichteten diplomatischen Aktion gegeben hatten, 
und man stutzt deshalb anfänglich über den folgenden Satz, der 
sich in dem Bericht des Gesandten vom 4. Oktober befindet: 
,,Dagegen sind bei mir Zweifel darüber entstanden, ob der p. 
Heine wirklich Mitarbeiter an dem Vorwärts ist. Es haben 
zwei(!) Gedichte von ihm in diesem Blatte gestanden, es scheint 
aber nicht gewiß, ob er an der Redaktion teilnimmt. Der Unter­
suchungsrichter wird indessen hierüber bald Gewißheit haben ... " 
Und ARNIM-BOITZENBURG ließ am 29. Oktober diesen Bericht, 
der ihm von BüLOW zur Kenntnisnahme eingeschickt worden 
war, an diesen mit dem Bemerken zurückgehen, daß auch ihm 
keine Umstände bekannt seien, welche auf eine Teilnahme des 
H. HEINE an der Redaktion schließen ließen. Nun hatte aber 
HEINE im „Vorwärts" bis zum Oktober 1844 nicht bloß 2, son-

Archiv f. Geschichte d. Sozialismus III, hrsg. v. Grün herg. 28 
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dern 11 Gedichte, die alle eine politische Spitze hatten, zum 
Abdruck gebracht, und es wäre höchst befremdlich, wenn dem 
preußischen GeRandten in Paris, der das Blatt von Amts wegen 
genau lesen mußte, dieser Tatbestand unbekannt. geblieben wäre. 
Wenn er also die Tendenz verfolgte, den Dichter zu schonen und 
wenn sein Namensvetter in Berlin ebenfalls auf dessen Verfolgung 
keinen übermäßigen Wert legte, so muß man die Gründe für 
eine solche Haltung, da Sympathien für den schlimmsten Be­
leidiger der Person des Königs bei ihnen schwerlich ausschlag­
gebend gewesen sein werden, in politischen Erwägungen suchen. 
Beiden ARNIMS kam es, was der BoITZENBURGER mit großer 
0.ff enbeit aussprach, zunächst und hauptsächlich darauf an, den 
„Vorwärts" so schnell als möglich mundtot zu machen. Diese 
Aufgabe hätten sie sich unnötig kompliziert, wenn sie die Aus­
weisung HEINES bei ihrer diplomatischen Aktion in den Vorder­
grund gerückt hätten. Sie mußten wissen, daß die parlamen­
tarische Lage des Ministeriums GuizoT eine ziemlich unsichere 
war und daß dieses sich sehr hüten mußte, der Opposition in 
der Deputiertenkammer Wasser auf ihre Mühle zu liefern. Wie 
würden THIERS und gar LEDRU-ROLLIN es ausgebeutet haben, 
wenn Frankreich dem berühmten Dichter auf Vorstellungen 
Preußens das Asyl gekündigt hätte! 

Nun verfügte freilich eine Kabinettsordre FRIEDRICH WILHELMS 
vom 12. Dezember 1844 außer der Verhaftung von BöRNSTEIN, 
RuGE und MARX auch diejenige HEINES, falls er die preußische 
Grenze überschritte. Aber ein Haftbefehl war, wie man weiß, 
gegen den Dichter schon im April ergangen, und es stand nicht 
zu erwarten, daß dieser, von seiner Reise nach Hamburg eben 
wohlbehalten nach Paris zurückgekehrt und über die Maßregeln, 
die man in Preußen gegen ihn getroffen hatte, genau unterrichtet, 
irgendwie Lust verspüren würde, sich freiwillig in die Fänge 
des Adlers zu begeben, den er gerade in der letzten Zeit so 
arg und oft gezaust hatte ! 

Auf die kommunistischen Tendenzen des „Vorwärts", die 
darin am lebendigsten, wenn auch nur anonym, WEERTH und 
ENGELS verfochten, wies in Berlin besonders nachdrücklich eine 
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Denunziation BoRNSTEDTS hin, die vom 29. August 1844 datiert 
war. Von dem Bestreben geleitet, sich wegen seiner vorherigen 
Mitarbeit an dem Blatt, dem er nun mit Entrüstung den Rücken 
gekehrt hätte, rein zu waschen und seine gefährdete Pension 
zu retten, bezeichnete er dieses jetzt als „ein Verbrechen am 
deutschen Geist". Seit dem 1. Juli werde es offiziell von dem 
aus Deutschland ausgewiesenen BERNAYS, einem Mitglied der 
Pariser deutschen Kommunisterei, geleitet. Dieser sei ein wilder, 
verbitterter und gereizter Radikaler, der darin gemeinsam mit 
HEINE, RuGE, MARX, HEss, WEBER 1), MÄURER den Umsturz 
aller Religion, Güterteilung, Kommunismus und Rechtfertigung 
des Königsmordes predige. 

Von ministerieller Seite finde ich das Stichwort des Kommu­
nismus zuerst in einem Schreiben BüLows an seinen Kollegen 
im Ministerium des Inneren vom 14. November 1844 aufgegriffen, 
das an zwei weitere seither eingegangene Berichte des Pariser 
Gesandten anknüpft und uns im Verständnis der inzwischen 
fortgesetzten Verhandlungen mit GurzoT weiterführt. Ziehe man 
in Betracht, so schreibt der Minister hier, daß alles darauf an­
kommen müsse, das Blatt so zeitig wie möglich zu unterdrücken 
und die Redakteure sowie einige der gefährlichsten Kommunisten 
unverweilt aus Frankreich ausgewiesen zu sehen, erwäge man 
ferner die Unsicherheit der Hoffnung auf eine Verurteilung durch 
die Geschworenen und bedenke man endlich, daß bei einer solchen 
öffentlichen Verhandlung leicht Momente zur Sprache kommen 
könnten, die der preußischen Regierung nicht ganz gleichgiltig 
sein möchten, so müsse man aus vollster Überzeugung die 
Wendung genehm halten, die der königliche Gesandte in Paris 
der Sache gegeben habe. Dort hatte nämlich inzwischen ARNIM 
mit GmzoT verabredet, daß sie von einem Prozeß vor den Ge­
schworenen gänzlich abstehen und bloß darauf Wert legen 
wollten, daß der „Vorwärts" im Wege des zuchtpolizeigericht­
lichen Verfahrens unterdrückt wiirde. Außer den Redakteuren 

1) Die G. WEBER gezeichneten Artikel sind allem Anschein nach von 
vVR1mTu verfaßt. Ob ENGELS irgendwie an ihnen beteiligt war, ist eine 
noch ungelöste Frage. 

28* 
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sollten bei dieser Gelt'\genheit dann auch einige der bedeutendsten 
Kommunisten vertrieben werden. Der Minister des Inneren 
stimmte diesem Kompromiß unter der Bedingung zu, daß der 
Gesandte, wenn GmzoT in der Erfüllung seines Versprechens 
sich saumselig zeigen sollte, die Ausweisung „der betreffenden 
Individuen" eifrigst betreiben werde. 

Nun konnte aber der Pariser AnNIM am 13. Dezember 1844, 
seiner Regierung die Kunde geben, daß BERNAYS wegen des Er­
scheinens des Blattes ohne Leistung der g·esetzmäßigen Kaution 
zu zweimonatlicher Gefängnishaft verurteilt worden sei: ,,Bereits 
gestern Abend setzte mich Herr Gu1zoT schriftlich von dem Aus­
gang des Prozesses in Kenntnis, indem er hinzufügte, daß er 
bei unserem nächsten Zusammentreffen mit mir über das weitere 
Rücksprache zu nehmen beabsichtige". Leider befand sich der 
vom 21. Dezember datierte Bericht des Gesandten über diese 
wichtige mündliche Unterredung nicht unter den mir zugänglich 
gemachten Akten. Immerhin ergibt sich aus der Korrespondenz 
zwischen den Ministern des Inneren und des lußeren, die darauf 
Bezug nimmt, daß GmzoT in jener Unterredung der Vertreibung 
von BüRNSTEIN, BERNAYS und MARX zustimmte, aber gegen die 
Ausweisung einiger anderer „Flüchtlinge", deren Namen ich 
nun leider nicht zu nennen vermag, die aber in dem Aktenstück 
angeführt sind, Bedenken erhob. Zweifelsohne war hier auch 
von HEINE die Rede! Weil er mit der Vertreibung der Redak­
teure die Unterdrückung des „Vorwärts" vollständig erreicht zu 
haben glaubte, legte selbst der BorrzENBURGER in der ersten 
Freude keinen Wert mehr darauf, beim französischen Ministerium 
noch weitere Ausweisungen durchzusetzen. Wohl aber schärfte 
er den Oberpräsidenten ein, jene drei Staatsverbrecher und auch 
RuGE, falls sie sich auf preußischem Gebiet betreffen ließen, 
sofort zu verhaften. 

Als aber dann die französische Regierung ihrem Versprechen 
nicht mit preußischer Schneidigkeit nachkam, erachtete man es 
in Berlin für ratsamer, sich ebenfalls nicht zu entgegenkommend 
zu zeigen. Da die Mehrzahl der Mitarbeiter des „Vorwärts" 
sich noch immer in Paris befand, so mußte man befürchten, 
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daß dessen im Dezember angekündigtes Wiederaufleben als kau­
tionsfreie Monatsschrift zustande kommen könnte. Die preußische 
Regierung zögerte um so mehr, an der ursprünglich geplanten 
:vloclifikation des früheren Antrages festzuhalten, als die scharfe 
Kritik, auf die der Ausweisungsbefehl in :F'rankreich bei den 
Republikanern und Legitimisten gestoßen war, das Ministerium 
(hnzoT bei dessen Ausführung mindestens zur allergrößten Nach­
sicht und zur Vermeidung jeder Härte bestimmen mußte. 

Die mir zugänglich gewordenen Akten enthalten keine Mit­
teilung darüber, wie es im einzelnen dahin kam, daß Preußen 
wenigstens formell die Ausweisung einer größeren Anzahl von 
Schriftstellern, darunter auch HERWEGHS und HEINES, verlangte. 
Dieses Dunkel erleuchtet v i e 11 eicht ein bisher ungedruckter 
Brief ARNOLD RuGES an SnlON MEYERowrrz, den nahen Freund 
,JoHANN JACOBYS in Königsberg. Rum~ schreibt am 11. Februar 
1845; ,,Die Preußische Gesandtschaft hat die Maßregel lange 
vergeblich gefordert. Dann hat sie den Preßprozeß vom Vorwärts 
möglich gemacht und nun sich versprechen lassen, wenn der 
I_)rozeß nicht zur Unterdrückung der Publikation führte, so sollte 
Guizot die Redakteure ausweisen. A 1 s nun die Prospekte 
der projektierten Revue „Vorwärts" erschienen, 
verlangte Arnim die Erfüllung jenes Versprechens. 
Gt:IZOT hat sich nun eine Liste von ihm geben lassen und so 
habe ich die Ehre, von Herrn von Arnim für den Chef dieser 
ungfücklichen Vorwärtser ausgegeben zu sein. Das ist pfiffig; 
denn den Franzosen ist es schwer begreiflich zu machen, dass 
ich ihnen nur abgeprellt bin, da sie von diesem ganzen Kram 
garnichts wissen . . . Indessen verzweifle ich noch nicht ganz, 
die Zuriicknahme zu bewirken . . . Doch ist die Geschichte 
nicht so leicht, weil der König persönlich dafür gewonnen sein 
f':011. Er hat in seinen Salons gesagt: II faut purifier Paris des 
doctrines subversives de l' Allemagne. Man sagt Humboldt hätte 
ihm diese lächerlichen Heilsgedanken beigebracht. Humboldt 
leugnet es zwar, aber die Regel: si fecisti, nega ! ist ihm gewiß 
bekannt." 

Die Meinung, daß ALI~XANDifü VON Ilu1"IBOLDT bei der Aus-
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weisung der deutschen radikalen Schriftsteller in Paris die Hand 
im Spiel gehabt haben solle, war damals verbreitet, und aueh 
li'RIEDRICH ENGELS hat sich noch nach Jahrzehnten zu ihrem 
Dolmetsch gemacht. Aber die Annahme hat keine Wahrschein­
lichkeit für sich, daf~ der Gatte seiner Nichte GABRIELE, der 
die auswärtige Politik Preußens bis dahin leitete, die Dienste 
des großen Gelehrten, der sich sonst öfter zu diplomatischen 
Missionen bereit finden ließ, zu diesem Zwecke in Anspruch 

\ genommen hätte. Die Akten liefern keinen Anhalt dafür, und 
\sachliche Erwl:igungen sprechen durchaus dagegen. 
· Noch am 14. März 1845 wußte der preußische Minister des 
Inneren nicht genau, welche Personen wegen ihrer Beteiligung 
am „Vorwärts" aus ]'rankreich bereits ausgewiesen waren oder 
<'rst ausgewiesen werden sollten, da GmzoT Wert darauf gelegt 
hatte, daß die Mitarbeiter der Zeitung nur n ach u n d n a c h 
von Paris entfernt würden. ARNIM-BOITZENBURG bat deshalb 
seinen Kollegen vom auswärtigen Amt, in Paris Erkundigungen 
darüber einzuziehen, gegen welche Personen der .Ausweisungs­
befehl zurückgenommen oder sistiert worden wäre. Hierauf er­
widerte der dortige Gesandte 14 'l'age später, er habe von dem 
französischen Minister des Innern auf seine Anfrage, ,, wie es 
mit der Ausweisung stehe, ob sie aufgehoben sei oder noch in 
Ausführung gebracht werden würde", bisher noch keine Ant­
wort erhalten. Für RuGE habe sich der sächsische Gesandte 
verwandt, und er wie BöRNSTEIN, der auch Beschützer gefunden, 
hätten einen .Aufschub erlangt. BERNAYS habe seine Haft ab­
gebüßt und befände sich nur deshalb noch in Paris, weil der 
Minister des Inneren in der Kommission der Deputiertenkammer, 
welche den Bericht über das demnächst zu diskutierende Gesetz 
iiber clie politischen Fliichtlinge abfassen sollte, iiber die Gründe 
der Ausweisungen interpelliert worden wäre und fürchtete, daß 
in der Kammer zuviel Gerede entstehen könnte, wenn die 
Ausweisung jetzt erfolgte. Daß MARX Paris verlassen und sich 
zuerst nach Liittich und dann nach · Briissel gewandt hatte, 
wußte man in Berlin bereits aus einem Bericht des Freiherrn 
HEINRICH ALEXANDER voN A1rnrn-8uc1rnw, der Preußen bei der 
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belgischen Regierung vertrat und im folgenden Jahr der Nach­
folger des Pariser A1rnrn wurde. 

Um die Mitteilungen über die diplomatischen Verhandlungen 
in dieser Angelegenheit zu beenden, sei noch erwähnt, daß ein 
Bericht des Pariser Gesandten vom 7. Juli 1845, iiber dessen 
Inhalt ich nur ein kurzes Referat fand, nach Berlin die Griinde 
mitteilte, aus denen die französische Regierung „der Ausführung 
der gegen die Herausgeber und Mitarbeiter der Deutsch-franzö­
sischen Jahrbiicher und des Vorwärts angeordneten Maßregeln 
vor der Hand Anstand gegeben hat." Diese Gründe waren, wie 
,;ich schon zeigte, innerpolitischer Natur. Das Schlußwort lassen 
wir billig dem Grafen ARNIM-BOITZENBURG, der am 26. Juli 1845 
sein Bedauern dariiber aussprach, daß die französische Regie­
rung ihr gegebenes Versprechen unerfüllt gelassen lüitte UU(l 
daß ihr V erhalten „ zu einem geringen Vertrauen in solchen 
Fällen fiir die Zukunft berechtige". Da indessen, mindestens für 
den Augenblick, die Ausweisung der fraglichen Literaten für sein 
Ressort nicht mehr notwendig erschien, so wollte er die weitere 
Entschließung in der Angelegenheit lediglich dem erleuchteten 
Ermessen des neuen Ministers des Auswärtigen iiberlassen, der den 
unheilbar erkrankten BüLow ersetzen sollte. FREIHERR voN 
CANYrZ hat die Angelegenheit dann anscheinend einschlafen 
lassen. Er konnte sich dazu verstehen, da BöRNS'rEIN, um in 
l<'rankreich verbleiben zu können, auf die Umwandlung des 
unterdriickten „Vorwärts" in eine kautionsfreie Monatsschrift 
verzichtet hatte. 

Freilich hatte die preußische Regierung ihr nächstes Ziel 
e1Teicht und die nach Frankreich geflüchteten letzten Ausläufer 
der großen publizistischen Oppositionswelle von 1842 zum 
Schweigen gebracht. Aber das freie Wort läßt sich nicht mit 
Gewalt niederhalten in einer Nation, die der politischen Mündig­
keit entgegenreift. Das System FmEDIUCH WII,IIELl\is IV brach 
3 Jahre danach zusammen7 weil es sich dieser Erkenntnis zu 
lange verschlossen hatte! 



Die sozialistische Bewegung in Norwegen 1
), 

Von 

Edv. Bull (Kristiania). 

I. 

Die von MARCUS THRANE 1848 erstmals in Norwegen ent­
fachte Arbeiterbewegung wurde von der Regierung schon i. ,J. 
1851 vollständig niedergeschlagen. Es folgten dann in den 50er 
und 60er Jahren ruhige Zeiten, in denen das norwegische 
Wirtschaftsleben kräftig emporwuchs, und moderne Industrie 
sowie Fabrikbetrieb festen Fuß im Lande fassten. In den 70er 
Jahren nahmen Verfassungskämpfe alles öffentliche Interesse in 
Anspruch, und erst als diese 1884 ein vorläufiges Ende mit dem 
Siege der Fortschrittspartei gefunden hatten, war die Möglichkeit 
für die Entstehung einer dauerhaften Arbeiterbewegung auf 
sozialistischer Grundlage gegeben. 

Die „ Thranitenbewegung" war großenteils eine bäuerliche 
gewesen. Die Landarbeiter, sowohl die eigentlichen Tagelöhner 
als auch die „Hausmänner", waren noch auf lange hin weitaus 
zahlreicher als die städtischen Handwerksgesellen und Industrie­
arbeiter. Allmählich aber vollzog sich hierin eine Wandlung. 

1) Literatur: Eine zusammenfassende Geschichte der sozialistischen 
Bewegung in Norwegen gibt es zurzeit noch nicht, sondern nur eine kurze 
bis 1903 reichende Darstellung von HALVDAN Kon'I' im II. Bde. des von 
C. E. JENSEN und F. J. BoRGBJERG hrsg. dänischen Sammelwerkes „Social­
demokratiets Aarhundrede", Kopenhagen 1904. - Über die 48er Arbeiter­
bewegung hat DERSELBE in diesem „Archiv" II, 237-27 4 berichtet. - Als 
weitere Quellen sind zu nennen: Or.Av KRINGEN, Det norske arbeiderpartis 
landsmöter (Sammlung der soz.dem. Parteitagsbeschlüsse), Kristiania 1910; 
DERSELBE, De förste socia!ister i N orge (über die Bewegung in den 70er 
Jahren) ebenda 1910; endlich die soz. Zeitschrift „D et t y v ende a a r h und­
red e", ebenda 1901-12. 
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I. J. 1850 waren nur etwa 12 000 Arbeiter in Fabriken be-
8chäftigt; 15 Jahre später zählte man deren schon 23 750, eine 
Zahl, die innerhalb des nächsten Dezenniums sich wieder fast 
rnrdoppelte. Der Hochkonjunktur zu Beginn der 70er Jahre 
folgte dann freilich ein Stillstand. Von 1875-1885 fiel sogar 
die Zahl der Industriearbeiter von 45 660 auf 45 310. Dann 
aber steigt sie neuerdings: 1895 auf 59800, 1900 auf 79450, 
1908 auf 102 850 - Ziffern, die mit der absoluten Be­
völkerungszunahme zusammengehalten eine Vorstellung von der 
gewaltig wachsenden Bedeutung der Industriearbeiterschaft geben. 
Denn diese hat 1865-1908 eine Zunahme von 305 °lo erfahren, 
während die Gesamtbevölkerung dagegen 1865-1910 einen Zu­
wachs von nur etwa 41 ° /o aufweist. - Die Zahl der Landarbeiter 1) 

stellte sich 1908 auf 34 500. Dazu kommen noch Fischer, Seeleute, 
J.rbeiter in Handel und Kommunikationswesen sowie verschiedene 
andere Gruppen. Die Gesamtziffer der „organisierbaren" Arbeiter 
Norwegens wurde 1908 von der gewerkschaftlichen Landes­
organisation auf 229 260 berechnet, darunter 25 670 Frauen 
also auf beinahe 10 °/o der Gesamtbevölkerung, die am 31. De­
zember 1909 mit 2 370 000 Köpfen festgestellt worden ist. 

Infolge der kräftigen Repressionsmassregeln der Regierung 
waren die meisten der von TnRANE gegründeten Arbeitervereine 
der Auflösung verfallen. Andere, die fortbestanden, hatten jeden­
falls ihr Programm dermaßen geändert, daß sie fortan eigentlich 
nur als Hilfs- und Krankenkassen funktionierten. Als Gegen­
gewicht gegen die klassenbewußten Thranitenvereine war aber 
schon 1850 eine neue Bewegung zustande gekommen. Der 
Pfarrer HoNORATUS HALLING hatte in einem der Vororte Kristia­
nias einen christlich-sozialen Verein „Enerhaugens Samfund" 
gegründet und ähnliche Vereine entstanden kurz nachher a ueh 
m Bergen, Trondhjem und anderen Städten. Auch die gegen-

1) Die Hausmänner jedoch nicht mitgerechnet. Die Stellung derselben 
iRt, hauptsächlich durch das Gesetz vom 24. IX. 1851, wesentlich verändert 
worden, dmch das ihnen größere Unabhängigkeit von den Hofbauern ge­
Hichert wurde. Ihre Zahl ist in der Zeit von 1855-1890 von 67 400 auf 
etwa 30000 gesunken. 
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seitigen Hilfs- und Krankenkassen nahmen in den 50er, 60er 
und 70er Jahren großen Aufschwung und hielten wenigstens den 
Organisationsgedanken in der norwegischen Arbeiterschaft wach. 
Noch wichtiger wurde in dieser Hinsicht die edle und humane 
Wirksamkeit EII,ERT SuNDTS. Dieser widmete sein Leben dem 
Studium der unteren Volksschichten und es wurde ihm bald 
klar, daß die unheimlich starke Verbreitung der sittlichen Übel 
ihren eigentlichen Grund in dem immer mehr hervortretenden 
Pauperismus hatten. Diesen aber meinte er wenigstens teilweise 
beseitigen zu können durch bessere Volksaufkfärung· und durch 
Aufmunterung der Arbeiter zur Selbsthilfe. So setzte er in ge­
wissem Sinne die Wirksamkeit des großen Dichters und Volks­
freundes HENRIK WERGELAND (1808-45) fort. Das Zentrum 
der Bestrebungen EILERT SuNDTS wurde seit 1864 der von ihm 
gegründete und durch die ersten 6 Jahre auch präsidierte Verein 
„Kristiania Arbeidersamfund". Die Verhandlungen in 
diesem Vereine führten zur Errichtung einer Reihe von Konsum­
vereinen nicht nur in Kristiania, sondern auch in vielen anderen 
~tädten, und im Jahre 1871 bildete sich auch, auf dem Vorschlag· 
des jungen Sozialstatistikers und Nationalökonomen J. N. MOHN 
eine kooperative Landesunion, die freilich nur sehr kurzlebig 
war; erst 20 Jahre später konnte in Norweg·en eine wirklich 
lebensfähige Kooperation entstehen. 

Politik aber wurde dem Arbeidersamfund fern gehalten. Nur 
einmal, 1868, war derselbe an einer Petition an das „Storting" 
um Ausdehnung des Wahlrechts beteiligt. Sonst wurde, selbst dem 
Vorsitzenden gegenüber, streng darüber gewacht, daß politische 
Meinungen nicht laut wurden. Von 1870 ab wird dies alles 
anders. EILERT SuND'l' und mit ihm der grösste Teil des Vor­
standes traten aus dem Verein aus. Und da fortan allgemeinen 
Diskussionen gegenüber noch größere Vorsicht waltete als früher, 
so riefen eifrige Mitglieder einen engeren Diskussionsklub inner­
halb des „Samfund" ins Leben, in dem über Streiks, Kinder­
arbeit in Fabriken, Arbeitslohn u.s.w. debattiert wurde, wobei 
der junge, radikale Student 0. J. F.röRTOFT bald eine Hauptrolle 
spielte. In dem von ihm mit einigen Freunden redigierten Wochen-
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hlatt „Fram" (Vorwärts) wurden die Prinzipien des Sozialismus 
und der „Internationale" dargelegt; hier wagte man es auch zum 
ersten Male wieder sympathisch von MAncus 'l'HRANE und der 
'l'hranitenbewegung zu schreiben. Auch die bürgerlichen Zeitungen 
beschäftigten sich viel mit der Internationale, mit der Pariser 
Kommune, und selbst im „Arbeidersamfund" wurde ein Vortrag 
,,über den Sozialismus" von einem schwedischen Baron LöwEN­
BORG gehalten. Im Jahre 1872 fanden auch mehrere Arbeits­
einstellungen statt, die man im konservativen Lager dem Einfluss 
der Internationale zuschrieb. 

Gleichzeitig wurde der Verfassungskampf akut. Die Linke, 
die im Storting die Regierung bekämpfte, war früher fast aus­
schließlich eine Bauernpartei gewesen; unter der Leitung von 
JoHAN SvERDRUP und SöREN JAAB.-EK entfaltete sie sich aber 
nun zu einer wirklichen demokratischen Partei auf breiter Basis. 
Namentlich J.A.AB.-EK agitierte nicht nur für das allgemeine Wahl­
recht, sondern auch für mehr spezielle Arbeiterforderungen wie 
den Normalarbeitstag u. a. Die natürliche Folge war, daß die 
Arbeiter jetzt begannen, politischen Fragen grösseres Interesse 
entgegenzubringen. 

Parallel zum politischen vollzog sich auch ein literarischer 
und moralischer Kampf. Die neuen Ideen, deren Vorkämpfer 
in Dänemark GEORG BRANDES war, fanden auch in Norwegen 
fruchtbaren Boden. Die großen Dichter lBsEN und B.röRNSON 
in erster Linie und in ihrem Gefolge eine ganze Reihe beachtens­
werter Talente - ALEXANDER KrnLL.AND, JONAS Ln:, Amu; 
HARBORG, AM.ALIE SKR.AM - führten das Leben mitten in ihre 
Dichtung hinein. ,,Probleme wurden zur Debatte gestellt" ; ,,das 
freie Denken" wagte sich an alles heran; die konventionellen 
Anschauungen über Politik, Gesellschaft, Religion, Moral gerieten 
ins Wanken. So war im Anfang der 70er Jahren Gährungsstoff 
in Fülle vorhanden; die Geister waren auf Neues wohl vor­
bereitet. 

In den Jahren 1871 und 1872 war in Dänemark eine wirk­
lich sozialistische Bewegung zustande gekommen. Der junge 
Student Loms PIO hatte sie angefacht, indem er eine Sektion 
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der „Internationale" gründete. Wohl wurde sie schon 1873 von 
den Behörden gewaltsam aufgelöst; inzwischen hatten sich aber 
Gewerkschaften gebildet, die die Bewegung ununterbrochen weiter­
führen konnten. Von Dänemark aus kam dann die Bewegung· 
nach Norwegen. Ein kopenhagener Sattelmachergeselle, MARIUS 
JAN'l'ZEN, war an der dortigen internationalistischen Propaganda 
eifrig beteiligt gewesen - so eifrig, daß er es nach deren 
polizeilicher Unterdrückung für ratsam fand, sich nach Kristiania 
zu begeben. Hier kündigte er schon wenige Wochen darauf (im 
August 1873) in den Zeitungen einen Vortrag über die „Arbeiter­
frage" an und berief zu diesem Zwecke eine öffentliche Arbeiter­
versammlung ein. Sie verlief sehr stürmisch, und es wurde 
daher für die Folge JANTZEN unmöglich, ein passendes Lokal 
zu bekommen, so daß die späteren Versammlungen im Freien 
abgehalten werden mußten. JANTZEN wurde von dem oben ge­
nannten FJöRT0FT und dem schwedischen Tischler J. 0. LJUNGDAL, 
der ebenfalls an der Internationale in Kopenhagen beteiligt ge­
wesen war, unterstiitzt. Dieser und JANTZEN selbst wurden 
hierauf von ihren Arbeitgebern entlassen, FJöRTOFT aber wurde 
aus dem „Arbeidersamfund" ausgeschlossen. Obwohl die Ver­
sammlungen häufig sowohl von betrunkenen Gesellen als auch 
von jungen Lümmeln aus der Bourgeoisie recht empfindlich ge­
stört wurden, waren sie doch meist gut besucht und JANTZEN 
wie seine Kameraden erwiesen sich in den Diskussionen als 
ihren Gegnern vollständig überlegen. Es gelang ihm denn auch 
schließlich einen „Verein norwegischer Arbeiter" sowie 
eine Zeitung „D e m ok raten" zu gründen, von der einige 
Nummern erscheinen konnten. Nach etwa einem Jahr aber be­
gann die Bewegung hinzusiechen. Von 1875 ab waren die 
Konjunkturen für mehrere Jahre im Sinken begriffen. FJöRTOFT 
erkrankte und schied aus dem öffentlichen Leben, die übrigen 
Leiter aber sahen sich genötigt auszuwandern. Die zweite sozia­
listische Bewegung war anscheinend spurlos verschwunden. 

Nur einige Gewerkschaften erhielten sich. Die älteste ist 
der 1872 entstandene „ Typographische Verein in Kristiania". 
Ebenfalls 1872 organisierten sich auch die Tischler und 1876 
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die Bäcker. Auch in einzelnen anderen Städten kam es zur 
Bildung von Organisationen in diesen und in einigen anderen 
Branchen, doch waren das vorläufig nur Ausnahmen. In den 
schlechten Zeiten von 1878-80 versuchten die Arbeitgeber 
mannigfach die Löhne zu drücken; die Arbeiter antworteten mit 
Streiks und gewaltsamen Demonstrationen, die aber meist völlig 
resultatlos verliefen; mehrmals wurde die bewaffnete Macht gegen 
sie aufgeboten 1

). In bürgerlichen Kreisen machte sich die Auf­
fassung geltend, daß die Arbeitseinstellungen gesetzwidrig seien 2), 
während unter den Arbeitern ein immer stärkeres Missvergnügen 
mit den bestehenden Arbeitsverhältnissen sich äusserte. 

Mit dem Jahre 1879 war der Tiefpunkt der „schlechten 
Zeiten" erreicht, und allmählich setzte ein neuerlicher Aufstieg 
ein. Gleichzeitig bekamen auch im „Arbeidersamfünd" neue 
:Strömungen die Oberhand. Der radikale Flügel der Linken 
suchte die Arbeiter zur Selbstwirksamkeit zu bringen, und diese 
Bestrebungen hatten ihren natürlichen Mittelpunkt im „Arbeider­
samfund" und in dem alten FJöRTOFTschen Diskussionsklub, der 
wieder zum Leben erwachte. Von hier aus wurde, in engem 
Anschluß an die Politik der J;~ortschrittspartei, in den folgenden 
Jahren eine eifrige politische und soziale Agitation unter der 
Arbeiterschaft der Hauptstadt betrieben und zugleich auch eine 
fruchtbringende Aufklärungsarbeit, beides namentlich unter Leitung 
des Staatsrevisor ANDREAS HöLAAS und des Armenvorsteher 
ANDREAS J0HNSSON. Eine Zeitung wurde gegründet und zum ersten 
Male seit der Zeit THRANES wurden allgemeine norwegische Arbeiter­
kongresse abgehalten, in Kristiania 1880 und in Trondhjem 1882. 
Der letztere setzte auf sein Programm das allgemeine Wahlrecht 
und beschloß auch die Bildung eines Zentralverbandes aller nor­
wegischer Arbeitervereine, die aber allerdings erst 1885 gelang 3). 

1) Eine gute Schilderung einer solchen Bewegung in Drammen (1881} 
findet man in dem Roman „Streik" von PER S1vLE (Kristiania 1890). 

2) Bürgerlichen Kreisen entsprungen war auch die skandinavische sog. 
,,Arbeiterversammlung" in Stockholm 1870, die sich gegen jede kol­
lektive Arbeitseinstellung aussprach. 

3) Auch später (1885, 1888, 1891) haben solche Kongresse stattgefunden 
ohne doch zu grössercm Einfluss zu gelangen. 
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II. 
Inzwischen vollzog sich der Sieg der :E'ortschrittspartei. Im 

Jahre 1884 wurde das alte Ministerium von dem politischen 
,,Reichsgericht" verurteilt und der König sah sich gezwungen, 
die Bildung des neuen Kabinetts dem Führer der Linken, JoHAN 
SvERDRUP, zu übertragen. Der Verfassungskampf war zu Ende, 
der Parlamentarismus durchgeführt, für das politische und soziale 
Leben Norwegens eine neue Zeit heran.gebrochen. Gleichzeitig 
aber beginnt eine neue Epoche auch für die Arbeiterbewegung. 
In zweifachem Sinne: sie befreit sich endgiltig von der Vor­
mundschaft der Bourgeoisie und wird wirklich zu einer Bewegung· 
der Arbeiter, und zugleich wird sie so z i a li s t i s c h. 

Ende 1883 gab es in Kristiania etwa 15 Gewerkschaften. 
Auf Antrieb des damaligen Vorsitzenden des Kristianiaer Typo­
graphischen Vereins CHRISTIAN HoLTERMANN KNUDSEN (geb. 1845), 
der noch heute an der Spitze der norwegischen Arbeiterpartei 
steht, traten Vertreter dieser Gewerkvereine zu einer Zentral­
kommission mit dem Ziele zusammen, eine kräftigere, gewerk­
schaftliche Organisation vorzubereiten. Vor allem mußte eine 
allgemeine Arbeiterversammlung in Kristiania abgehalten werden, 
um das Programm der neuen Organisation festzustellen, und zu 
dieser Gelegenheit (Mai 1884) brachte KNUDSEN auch die Probe­
nummer einer neuen Zeitung „Vor t Arbe i de" (Unsere Arbeit) 
heraus. Nicht ohne große Schwierigkeiten: die bürgerlichen 
Druckereien weigerten sich, das Blatt zu drucken und KNUDSEN 
selbst wurde von seinem Prinzipal entlassen. Er ließ sich jedoch 
nicht entmutigen, sondern gründete eine eigene Druckerei. 

Schon von Anfang an wurde in „ Vort Arbeide" der Klassen­
kampf gepredigt. Die Lehre fand auch starken Anklang. Denn 
es zeigte sich bald, daß die Arbeiter von der siegreichen Linken 
nicht viel erhoffen durften. Wohl war es zu einer kleinen Wahl­
rechtserweiterung gekommen, auf das allgemeine Wahlrecht wollte 
sich aber das neue Ministerium nicht einlassen. ,,Vort Arbeide" 
vertrat daher die politische Verselbständigung der Arbeiter und 
die Bildung einer eigenen Partei. Diese Tendenzen erhielten 
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durch den 'l'ischler L.JUNGDAL 1), einem Schweden, der schon an 
der Bewegung von 1873-1874 beteiligt gewesen war, Unter­
stützung·. Derselbe hielt im Winter 1884-1885 sozialistische 
Vorträge in den Gewerkschaften. Im März 1885 wurde sodann 
der heute noch bestehende„ Sozialdemokratische Verein" 
in Kristiania mit etwa 100 Mitgliedern begründet, welcher fortan 
.,Vort Arbeide" herausgab. Seit 1886 nahm das Blatt den Namen 
.,Social-Demokraten" an :i). Eine bedeutende agitatorische 
und journalistische Kraft gewann die Bewegung bald in dem 
jungen dänischen Bürstenbinder ÜARL JEPPESEN, der von 1887 
an die Redaktion des Hauptorgans übernahm. 

Auch in Bergen, der zweitgrößten Stadt Norwegens, war seit 
1885 eine ähnliche Bewegung ins Leben getreten und auch hier 
waren die Typographen die ersten, welche mit der gewerkschaft­
lichen Organisation vorangegangen (1876). Zum Klassenkampf­
bewußtsein aber wurden die bergenschen Arbeiter erst 1885 
durch die Agitation des Dänen SoPHUS PrnL geweckt. Prnr, 
hatte ebenso wie JANTZEN und LJUNGDAL an der sozialistischen 
Wirksamkeit P10s in Kopenhagen 1871-1872 teilgenommen und 
hatte sogar mehr als ein Jahr im Gefängnis gesessen. Er war 
sodann nach Südafrika ausgewandert, wo er 7 Jahre verlebte, 
und ging von dort aus nach Bergen, wo er - zeitweise von 
dem deutschen Studenten VICTOR BRAUNE aus Dresden tüchtig 
sekundiert - durch 3 Jahre bis zu seinem Tode (1888) eine 
rege und erfolgreiche Organisationsarbeit auf gewerkschaftlichem 
Gebiete leistete. 

Noch an einer dritten 'Stelle regte sich um dieselbe Zeit eine 
starke und radikale Arbeiterbewegung: in der kleinen Seestadt 
Arendal. Sie war freilich aus zufälligen Ursachen entstanden 
und daher nur von kurzer Dauer, in ihren mittelbaren Wirkungen 
aber war sie von großer Wichtigkeit. Das Geschäftsleben der 
Stadt, besonders die Seefahrt, war in den 70 er Jahren kräftig 

1) LJUNGDAL (geb. 1843) blieb nicht lange in Kristiania. Er kehrte 
nach einem sehr abenteuerlichen Leben in seine schwedische Heimat zurück, 
wo er noch 1910 im Armenhaus bei Malmö lebte. 

2) Vom 1. Januar 1894 an wurde die Zeitung von der Partei übernommen. 
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emporgeblüht, die Bevölkerung wuchs, überall zeigte sich große 
Regsamkeit: da kam es plötzlich zu einem großen Bankkrach 
und in seinem Gefolge zu Ruin und Arbeitslosigkeit. Die Er­
bitterung der Arbeiter war groß, und um sich der drohenden 
Not einigermaßen zu erwehren, schlossen sie sich in einem zahl­
reichen Verein „Samhold" (Einigkeit) zusammen; bald wurde 
auch eine Zeitung, ,,Samholds Avis", gegründet und Zweig­
vereine entstanden in den angrenzenden Landdistrikten. 

Von dem Redakteur des „Samholds Avis" ANDREAS HANSSOK, 
ging die Idee einer Versammlung von Repräsentanten aller wirk­
lichen Arbeitervereine aus, welche die Grundlagen für deren 
politisches Zusammenwirken schaffen sollte. Die Versammlung 
fand denn auch am 21. und 22. August 1887 statt. Es waren 
auf ihr 19 Vereine - darunter der sozialdemokratische Verein 
in Kristiania durch JEPPESEN und KNUDSEN - vertreten. Sie 
beschloß die Schaffung einer politischen Organisation unter dem 
Namen „Die (vereinigte) 1

) norwegische Arbeiterpartei'· 
mit folgendem Programm: Allgemeines Wahlrecht; Einführung· 
eines Arbeiterschutzgesetzes und speziell des Normalarbeitstages; 
Aufhebung aller Zölle auf notwendige Gebrauchsartikel sowie 
Einführung einer progressiven direkten Besteuerung; Unter­
stützung jeder berechtigten und anerkannten Arbeitseinstellung· 
durch die Arbeiterorganisation. 

Man sieht: in diesem Programm ist von Sozialismus mit keinem 
Worte die Rede. Neu an ihm war nur, daß die Arbeiter - durch 
die Haltung der Linken in der Wahlrechtsfrage tief enttäuscht -
ihre Sache in eigene Hände nahmen und daß Klassenpolitik an 
Stelle der Parteipolitik trat. Schon dies aber bedeutete einen 
entschiedenen Sieg der überzeugten Sozialisten, und es sollte sich 
bald zeigen, daß das Prinzip des Klassenkampfes binnen kurzem 
die neue Bewegung mit sozialistischem Geiste erfüllen mußte. 

Die Hauptsache war zunächst die Erringung des allgemeinen 
Wahlrechts. Zu diesem Zwecke wurde in Arendal beschlossen: 

1) Dieses Wort wurde bei der Statutenrevision von 1891 als überflüssig: 
gestrichen. 
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die Arbeiterpartei solle versuchen, die schon bestehende Organi­
sation, die verbündeten norwegischen Arbeitervereine, für ihr 
Programm zu gewinnen. Demgemäß wurde die Wahlrechtsfrage 
auf dem im darauffolgenden Sommer 1888 abgehaltenen Kongreß 
der Arbeitervereine von KNUDSEN und 0. G. GJöSTEEN zur Debatte 
gestellt und auf des ersteren Vorschlag beschlossen : daß die 
Arbeiter überall, wo die Linke sich nicht auf das allgemeine 
Wahlrecht sollte verpflichten wollen, eigene W ahlmänner-Kandida­
turen 1) aufstellen sollten. Dies bewirkte, daß die Linke sich 
tatsächlich genötigt sah, in mehreren städtischen Wahlkreisen 
der Forderung der Arbeiter sich anzubequemen; in Kristiania 
wurde sogar GJöSTEEN als Kandidat für das Storting aufgestellt. 
Da aber die Linke aus verschiedenen Elementen zusammengesetzt 
und nur durch den Verfassungskampf zusammengehalten worden 
war, so spaltete sie sich nun in einen „moderaten" und einen 
„radikalen" Flügel, die „reine" Linke - eine Entwicklung, die 
ihrerseits wieder zum ersten Male seit 20 Jahren den Konser­
vativen zur Stellung der stärksten Partei im Storting verhalf. 

Inzwischen wuchs die Gewerkschaftsbewegung kräftig empor. 
Unter den verschiedenen Organisationen bestand anfänglich keine 
nähere Verbindung. In Kristiania gab es wohl seit 1883 eine 
Zentralkommission der Gewerkschaften, sie war aber mehr poli­
tischen als fachlichen Zwecken angepaßt. Und das Beispiel der 
Typographen, die auch diesmal als Erste den richtigen Weg 
beschritten und 1882 einen nationalen Verband schufen, fand 
zunächst keine Nachahmung. Erst der erste skandinavische 
Gewerkschaftskongreß in Göteborg, 1886, schuf hierin Wandel, 
indem er sich bestimmt für die Bildung nationaler Fachverbände 
aussprach. Von da ab ging es dann allerdings schnell vorwärts : 
1889 wurde der Holzarbeiterverband gegründet und in rascher 
Folge in den nächsten Jahren andere Zentralverbände. Erst 
durch diese fachliche Zentralisation wurde die Gewerkschafts­
bewegung eine wirkliche Macht. 

Die ersten skandinavischen Gewerkschaftskongresse (Göte-

1) Die Wahlen zum Storting waren damals noch indirekt. 
Archiv f. Geschichte d. Sozialismus III, hrsg. v. Grünberg. 29 
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borg 1886 ; Kjöbenhavn 1888; Kristiania 1890) wurden auch in 
anderer Hinsicht für die norwegische Arbeiterbewegung bedeut­
sam. Die Bewegung in Dänemarck und Schweden war schon 
ausgesprochen sozialistisch : in diesem Sinne wirkte nun der 
nähere Zusammenschluß auch in Norwegen und nicht minder 
der internationale Kongreß in Paris 1889, auf dem Norwegen 
zum ersten Male vertreten war. 

Die Beratungen der Gewerkschaftskongresse über die Orga'ni­
sation von Streiks, Unterstützungen usw. sollten sich bald als 
von der Zeit gefordert zeigen. Seit 1888 äußerte sich die an­
steigende Preisbewegung auch in einer Verteuerung der not­
wendigen Bedarfsartikel. Diese aber zwang die Arbeiter zu 
Versuchen, ihre Lage zu verbessern, und zeitigte eine Reihe auf'.. 
sehenerregender Streiks in Kristiania, Bergen, Fredrikshald und 
anderen Orten. Besonders charakteristisch war der Arbeiterinnen­
streik in der Zündholzindustrie bei Kristiania. Die Arbeiterinnen 
waren gänzlich unorganisiert und die Arbeitseinstellung war eine 
rein impulsive gewesen. Bald aber übernahmen die sozialistischen 
Führer die Leitung des Streiks. Neben JEPPESEN und KNUDSEN 
trat hierbei besonders der Arzt OscAR NISSEN hervor, der von 
der Beschäftigung mit Fragen sozialer Hygiene, besonders des 
Alkoholismus, nach und nach zu einer sozialistischen Gesamt­
auffassung gelangt war und ebensowohl durch seine hohe Bildung 
wie durch seine vollständige Selbstlosigkeit einen großen Gewinn 
für die junge Partei bedeutete. Der Streik wurde nach sieben 
Wochen verloren; die Vorführung aber der jungen Arbeiterinnen 
mit den von der Phosphornekrose entstellten Gesichtern und die 
Schilderung NissENs, wie diese Krankheit von den in der Indu­
strie angewandten Giftstoffen hervorgerufen werde, prägte sich 
dem Bewußtsein der Arbeiter ein als das Bild des Gegensatzes 
zwischen Kapital und Arbeit. Wie in diesem Kampf unterlagen 
die Arbeiter auch in den meisten anderen von 1888-1890 ab­
geführten. Gerade diese Niederlagen aber wurden für die weitere 
Entwicklung wichtig, denn sie führten zur Gründung vieler 
neuer Gewerkschaften und vertieften das Klassenbewußtsein der 
Arbeiter. 
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So vereinigten sich alle Umstände, um die vorsichtige Politik 
der sozialistischen Führer bei der Bildung der Partei zu recht­
fertigen. Die Arbeiterpartei trieb von selbst dem Sozialismus 
entgegen. Schon auf dem III. Parteitage (Kristiania 1889) wurde 
das Programm mit einer kurzen Einleitung versehen, die als eine 
Art Brücke zu einer wirklich sozialistischen Formulierung dienen 
konnte. Auch in anderen Beschlüssen gaben sich sozialistische 
Tendenzen kund: so auch in der Wahl KNUDSENS und im darauf­
folgenden Jahre JEPPESENS zu Vorsitzenden. Im Sommer 1891 
endlich vollzog sich der endgiltige Übergang der Arbeiterpartei 
zur Sozialdemokratie. Mitte Juli wurde in Drammen ein Kongreß 
der verbündeten Arbeitervereine abgehalten, zu dem sich auch 
mehrere Männer der Arbeiterpartei eingefunden hatten, um ihre 
sozialistischen Prinzipien zu verfechten, so vor allem JEPPESEN 
und NISSEN. Es kam zu einer scharfen Auseinandersetzung 
zwischen der alten, ,,demokratischen" und der neuen, sozialistischen 
Arbeiterbewegung. Die letztere wurde geschlagen, und der Kon­
greß entschied nicht nur gegen den Sozialismus, sondern auch 
gegen alles Zusammenwirken mit den Sozialdemokraten. Drei 
Wochen später hielt die Arbeiterpartei ihren V. Parteitag in 
Kristiania. Er war von der Auffassung beherrscht, daß nach der 
Entscheidung in Drammen jede Hoffnung auf Gewinnung der älteren 
Organisation für die Ziele der jüngeren aufgegeben werden 
müsse und daß daher die Fortsetzung der früheren, vorsichtigen 
Politik fürderhin unklug wäre. So nahm er denn ein Programm 
entschieden sozialistischer Prägung an, das mit dem zwei Monate 
später in Erfurt votierten deutschen nahe verwandt war. 

In die Wahlen von 1891 trat die „reine" Linke mit dem 
Programm des allgemeinen Wahlrechts ein und erhielt daher die 
Stimmen der Arbeiterpartei. Sie siegte denn auch, erlangte 
jedoch nicht die zur Verfassungsänderung notwendige Zweidrittel­
Mehrheit. Demgemäß mußte auch die politische Wahlrechts­
erweiterung unterbleiben. Dagegen forderten die Arbeiter so­
fortige Ausdehnung des Kommunalwahlrechts, wozu ein durch 
die absolute Mehrheit zu beschließendes Gesetz genügte. Dieser 
Forderung wollte sich aber die Linke nicht fügen und ihre 

29* 
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Weigerung niitzte natürlich nur der selbständigen Politik der 
Arbeiterpartei, die auch auf dem Parteitage von 1892 beschloß, 
künftig sich an allen Wahlen als selbständige Partei zu beteiligen. 
Wahlbündnisse sollten nur mit jenen Parteien zulässig sein, die 
sich auf das allgemeine Wahlrecht verpflichten und versprechen 
würden, eventuell wenigstens das kommunale Wahlrecht allein 
auszudehnen. Während der Wahlen von 1894 gab auch die 
Linke tatsächlich ein solches Versprechen. 

Um jene Zeit zeigte sich ein rasches Wachstum der Arbeiter­
partei. Unmittelbar nach ihrer Begriindung in Arendal (1887) 
hatte ihre Mitgliederzahl beinahe stagniert. Ja, es war sogar 
insofern ein Riickgang eingetreten, als die „Samholds"-Vereine 
in und bei Arendal schon 1888 und 1889 zusammengebrochen 
waren. Nach dem offenen Bekenntnis zum Sozialismus (1891) 
ging es aber schnell vorwärts: 1892 zählte die Partei etwa 
3000 Mitglieder, zwei Jahre später aber schon 11 500. Besonders 
erfreulich bei diesem Zuwachs waren zwei Umstände: erstens 
die Eroberung des alten V creins EILERT SuNDTS, ,,Kristiania 
Arbeidersamfund", der festen Burg der Linken in Kristiania; 
zweitens der Übergang von der alten „demokratischen" Arbeiter­
bewegung zu der Arbeiterpartei, der sich in dem Bezirke Buskerud 
vollzog. Auch die Landarbeiter wurden nunmehr in die Be­
wegung mit hineingezogen. Die Arbeiterpartei blieb nicht mehr 
auf einige wenige Städte beschränkt. - Die Maifeiertags-Demon­
strationen in Kristiania und einzelnen anderen Städten seit 1890 
wiesen ebenfalls zunehmende Beteiligung auf. Am deutlichsten 
aber manifestierte sich der Fortschritt in der Presse. Seit An­
fang 1894 verfügte die Partei über zwei täglich erscheinende 
Zeitungen: den „So ci al-D e m o kr a ten" in Kristiania, der 
früher nur zwei- bis dreimal wöchentlich erschienen war, und 
die neubegründete „Arbe i de t" in Bergen. 

Das rasche Wachstum der Arbeiterpartei drängte zu organi­
satorischen Änderungen in ihrem Aufbau. Von Anfang an 
beruhte dieser auf gewerkschaftlicher Grundlage : die Fachvereine 
waren der Partei angeschlossen; sie waren auf den Parteitagen 
vertreten; sie wählten auch die Parteileitung und bestimmten die 
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politische Richtung der Bewegung. Eine zentralisierte Leitung 
der Gewerkschaften gab es aber in den ersten Jahren nicht, und 
ebensowenig bestimmte Streikkontingente. Der Parteileitung oblag 
daher nicht bloß politische Wirksamkeit, sie mußte vielmehr auch 
in die Lohnkämpfe der einzelnen Gewerkschaften mit Rat und 
Tat eingreifen. Eine allmähliche Wendung zum Bessern trat 
hierin erst mit der Bildung· der Fachverbände im Laufe der 
90 er Jahre ein; und in noch stärkerem Maße dadurch, daß die 
sozialdemokratischen Fachvereine in Kristiania im Jahre 1893 die 
Gesamtorganisation all er Arbeitervereinen verließen und sich in 
einem einheitlich gesinnten Verband der „ Samvirkende Fag­
foreninger" (zusammenwirkende Fachvereine) zusammenschlossen, 
in dessen Vorstand die Parteileitung zwei Mitglieder zu delegieren 
das Recht erhielt, so daß die enge Verbindung zwischen der gewerk­
schaftlichen und der politischen Richtung der Arbeiterbewegung· 
erhalten blieb, die Parteileitung aber fürderhin der Notwendigkeit 
enthoben wurde, sieh unmittelbar mit den Lohnkämpfen in Kristiania 
zu befassen, während sie allerdings noch bis zur Bildung der „Faglige 
Landsorganisation" (fachliche Landesorganisation), 1899, an der 
Leitung von Streiks außerhalb Kristiania Teil nehmen mußte. 

Nach dem großen Aufschwung in den Jahren 1891-1894 kam 
ein Riickschlag; von 1894 bis 1895 sank die Mitgliederzahl der 
Partei von 11 000 auf etwa 6000, um sich freilich schon nach 
2 Jahren wieder bis zu 12 000 zu heben. Die Ursache lag haupt­
siichlieh in der erstarkten Stellung· der Linken. Das Storting 
von 1892-1894 hatte eine Reihe von Arbeiterschutz-Gesetzen 
angenommen (Verbot der Fabrikarbeit für Kinder; feste Regeln 
für die Gesundheits- und Sicherheits-Verhältnisse in Fabriken; 
Unfallversicherung usw.), wodurch natiirlich die Arbeiter der 
linken Stortings-Mehrheit gegenüber günstiger gestimmt wurden. 
Noch wichtiger aber war die Unionsfrage. In dem unablässigen 
Kampfe mit Schweden um volle Gleichstellung in der Union 
erlitt Norwegen 1894-1895 eine empfindliche Niederlage. Der 
radikale Standpunkt der Arbeiterpartei 1), dem auch leitende 

1) Der Parteitag von Skien (1895) sprach sich dahin auR, cfaß alle ,,Ab­
teilungen der Partei mitwirken (sollten), um die Bevölkerung für die Auf-



452 EDV. Bur.L. 

Männer der schwedischen Sozialdemokraten beitraten, war der 
überwiegenden Mehrheit des Volkes ebenso neu wie fremd; die 
Sozialisten mußten wiederholt gegen die nationale Erregung auf­
ti·eten; die Linke aber war immer die feste und treue Hüterin 
der nationalen Unabhängigkeit gewesen. Sie errang denn auch 
bei den Wahlen für die Legislaturperiode 1898-1900 79 von 
den 114 Stortingsitzen, während die Arbeiterpartei 1897 nur 947 
(gegen 732 im Jahre 1894) Stimmen auf ihre Kandidaten zu 
vereinigen vermochte. Ökonomisch machte sich der Rückgang 
ebenfalls fühlbar: das Defizit des „Social-Demokraten" w-urde 
immer größer und nur große Opfer des immer hilfsbereiten 
KNUDSEN ermöglichten den Fortbestand des Blattes. 

III. 

Mit den Jahren 1897 /98 beginnt ein neuerlicher Aufstieg der 
Arbeiterpartei. Die Linke hatte während der Wahlen die V er­
pflichtung übernommen, bei Erlangung der qualifizierten Mehrheit 
im Storting, das allgemeine Wahlrecht einzuführen. Dies geschah 
auch 1898 insofern, als allen über 25jährigen Männern, die in 
dem der Wahl vorangegangenen Jahr keine Armenunterstützung 
erhalten hatten, das Stimmrecht gewährt wurde. Für die Kom­
munalwahlen war die fakultative Einführung des Proportional­
wahlrechts schon 2 Jahre früher erfolgt. Sodann wurde auch 
den Frauen erst (1901) das Gemeindewahlrecht in ungefähr 
demselben Maße eingeräumt wie 1898 den Männern und weiterhin 
(1907) auch das politische. Die Folgen dieser W ahlrechtsände­
rungen, die allerdings noch etwa die Hälfte aller erwachsenen 
Frauen ohne Stimmrecht gelassen haben, zeigten sich schon bei 
den kommunalen Wahlen von 1898, bei denen die Arbeiterpartei 
25 Sitze in verschiedenen Stadt- und Gemeindeverwaltungen 

lösung der norwegisch-schwedischen Union zu gewinnen". Gleichzeitig erklärte 
er es "für höchst wichtig, daß die Sozialdemokratie in Norwegen und Schweden 
sich in der Arbeit für diese Sache vereinige, weil die Union jede soziale 
Fortschrittsarbeit in beiden Ländern •von jeher gehindert habe und stets 
hindern werde" (Vgl. KimwEN, Arbeiderpartiets landsmöter, S. 35). 
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errang 1), darunter in Kristiania für alle Führei:: JEPPESEN, 
KNUDSEN, GJöSTEEN, NISSEN. 

Unter den leitenden Köpfen der Arbeiterpartei trat von dieser 
Zeit an für einige Jahre ein neuer Mann besonders hervor, der 
Rechtsanwalt LUDVIG MEYER. Er hatte sich an den literarischen 
und moralischen Kämpfen der 80er Jahre als Verteidiger einzelner 
wegen „ Unsittlichkeit" angeschuldigter Schriftsteller eifrig beteiligt. 
Im Streite für die Freiheit der Literatur und gegen die polizei­
liche Konfiskationspraxis nahm nun die Arbeiterpartei eine kon­
sequentere Stellung ein als irgend eine andere Partei. Hierdurch 
wurde ihr MEYER zugeführt und er ward bald zum fleißigen 
Mitarbeiter des „Social-Demokraten". Größeren Einfluß als durch 
seine publizistische Tätigkeit gewann er aber als Redner; seine 
elegante und spöttische Form machte ihn zu einem gefürchteten, 
fast unüberwindlichen Gegner. Schon 1892 war er in die Partei­
leitung entsendet worden ; aber erst, nachdem er 1897 zu ihrem 
Vorsitzenden gewählt worden war, vermochte er - für etwa 
3 Jahre - der ganzen Bewegung gewissermaßen sein Gepräge 
aufzudrücken. Allerdings begegnete er von erster Stunde an 
der Gegnerschaft einiger unter den anderen Führern, namentlich 
JEPPESENS und NISSENs. Der letztere insbesondere wollte die 
seit 1894 innegehabte Redaktion des „Social-Demokraten" unter 
MEYERS Führung nicht behalten und so wurde MEYER 1898 auch 
Redakteur des Hauptorgans der Partei. 

Unter der Leitung MEYERS traten theoretische und gewerk­
schaftliche Fragen in den Hintergrund und die Partei erhielt 
eine mehr praktisch-politische Orientierung, so daß ihre Haltung· 
oft eher durch opportunistische als durch prinzipielle Rücksichten 
bestimmt erschien. Die Presse machte gewaltige Fortschritte; 
in mehreren Städten wurden lokale Zeitungen gegründet; ,,Social­
Demokraten" in Kristiania wurde erweitert und den Forderungen 
der modernen Journalistik angepasst; das hierdurch entstandene, 
bedeutende Defizit deckte MEYER aus eigenen Mitteln - eine 
Tatsache, die einerseits die Partei ihm gegenüber in eine ge-

1) 1901 betrug die Zahl schon 147; 1904 330; 1907 873; 1910 1071. 
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wisse, ökonomische Abhängigkeit brachte, andererseits aber den 
Widerstand gegen seinen überwältigenden Einfluß verstärkte. 

Von grosser Wichtigkeit· wurde die 1899 erfolgte Bildung der 
„Faglige Landsorganisation" (Fachliche Landesorganisation). Der 
skandinavische Arbeiterkongress in Stockholm, 1897, hatte sich 
für die Gründung gewerkschaftlicher Zentralorganisationen in 
den drei Ländern ausgesprochen, und nach zwei Jahren konnte 
eine solche in Norwegen mit etwa 4000 Mitgliedern ins Leben 
treten. Damals haben sich nur 5 Verbände der Zentrale an­
geschlossen; heute gehören ihr 24 Verbände und 7 Einzelvereine 
mit etwa 57 000 Mitgliedern an, und nur die - interskandinavisch 
organisierten - Sattler stehen außerhalb der nationalen Zentral­
leitung. 

Seit diesem organisatorischen Zusammenschluß hat der Aufbau 
der politischen und gewerkschaftlichen Arbeiterbewegung in Nor­
wegen keine wesentliche Änderungen erfahren. Politisch sind 
die Gewerkschaften entweder einzeln der Partei angeschlossen 
oder durch ihren Stadt-, Bezirks- oder Kreisverband; g e werk­
s c h a f t l ich dagegen sind sie in nationale Berufsverbände ver­
einigt, die dann ihrerseits der Gewerkschaftszentrale untergeordnet 
sind. Übrigens sind nicht alle Gewerkschaften politisch organi­
siert; so zählte die Partei Ende 1911 nur 36 000 Mitglieder, 
während in der Fachlichen Landesorganisation 57 000 Arbeiter 
vereinigt sind. Eine Schwäche der politischen Organisation bildet 
auch folgender Umstand: wenn die Mehrzahl eines Fachvereins 
den Beitritt zur Arbeiterpartei beschließt, so sind sämtliche Mit­
glieder zur Zahlung des Parteibeitrages gehalten, obwohl natür­
lich der Zutritt zu den Gewerkschaften jedem Arbeiter ohne Rück­
sicht auf politische Anschauungen offen steht. In Schweden, 
wo die Organisation im übrigen der norwegischen sehr ähnlich 
ist, besteht die eben erwähnte Verpflichtung nicht, und dem­
gemäß ist auch - ohne Schaden für das intime Zusammen­
wirken beider Zweige der Bewegung - eine Quelle von viel 
Mißvergnügen und Unklarheit verstopft. Die Zusammenarbeit 
von gewerkschaftlicher und politischer Bewegung manifestiert 
sieb in Norwegen u. a. darin, dass die Parteileitung in das Sekre-
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tariat der Gewerkschaftszentrale und umgekehrt diese in die 
Parteileitung einen Vertreter entsendet. 

1899/1900 wurde das ganze Land, besonders die Hauptstadt, 
von einer schweren Wirtschaftskrise heimgesucht. Die Arbeits­
losigkeit wurde in den nächsten .Jahren immer umfangreicher; 
'l'ausende von Arbeitern wanderten nach Amerika aus, andere 
sahen sich auf Armenversorgung angewiesen und gingen so ihres 
Wahlrechtes verlustig; die Mitgliederzahl der Vereine erfuhr viel­
fach einen beträchtlichen Rückgang, und es wird daher verständlich, 
daß die Arbeiterpartei bei den Wahlen von 1900, trotz der Wahl­
reform von 1898 nur etwa 7000 Stimmen mustern konnte. Innere 
Schwierigkeiten kamen hinzu. Teils infolge der kräftigen Op­
position, teils und hauptsächlich infolge persönlicher Verhältnisse 
trat LuDvIG MEYER immer mehr in den Hintergrund, bis er 
schließlich 1903 mit der Arbeiterpartei vollständig brach. Das 
große Defizit des „Social-Demokraten" wurde damit eine schwere 
Last für die Partei, die Zeitung musste stark eingeschränkt 
werden und erst 1904 wurde.das Gleichgewicht im Budget wieder 
hergestellt. Auch andere Kräfte gingen verloren. So der - seit 
den 90er Jahren in der Partei tätig gewesene - Tischler EDVARJJ 

ÜLSEN, der teils aus prinzipiellen, teils aus persönlichen Motiven 
zu der Linken übertrat. Auch GJöSTEEN wurde, ohne die Sozial­
demokratie zu verlassen, der Bewegung mehr und mehr ent­
fremdet. 

Damals schob sich auch das Agrarproblem immer mehr in den 
Vordergrund. Die alte, orthodox-sozialistische Schule war von der 
Auffassung beherrscht gewesen, daß auch auf dem Gebiete der land­
wirtschaftlichen Produktion ein gesellschaftlich geordneter Groß­
betrieb Platz zu greifen habe. Angesichts der natürlichen Produk­
tionsbedingungen Norwegens erschien jedoch ein solcher mehr oder 
weniger undurchführbar, und in den meisten Teilen des LandeR 
der Kleinbetrieb als die einzig mögliche Betriebsform. Die 
kleinen Bauern Norwegens sind keine Kapitalisten. Im Gegen­
teil, sie werden von dem Großkapital durch Hypotheken und 
andere Schuldverpflichtungen mindestens ebenso stark ausge­
beutet wie die Industriearbeiter. Den Kleinbauern und Land-
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arbeitern, die im letzten Jahrzehnt der Partei beigetreten waren, 
kam es daher hauptsächlich darauf an, diese Ausbeutung zu ver­
hindern und auf dem Parteitage in Trondhjem (1902) gelang es 
ihnen schließlich, unter der tüchtigen Leitung von CHR. HoRNSRUD 
aus Buskerud, ihre Meinungen durchzusetzen. Das dort be­
schlossene Programm fordert: Staat und Gemeinde sollen den 
Landarbeitern zu Grundbesitz verhelfen und den Kleingrundbesitz 
gegen Zwangsvollstreckung wie überhaupt gegen jeden Eingriff 
der Gläubiger schiitzen; wo dagegen Großbetrieb im Ackerbau 
noch existiert, sollen Minimallohn und Maximalarbeitstag gesetzlich 
festgelegt werden. Auf dem folgenden Parteitag in Kristiania 
(1903) wurde dieser Sieg der opportunistischen Elemente nach 
hartem Kampfe dadurch bekräftigt, daß H0RNSRUD zum Vor­
sitzenden gewählt wurde. Die wenige Monate darauf statt­
gefundenen neuerlichen Wahlen brachten der Arbeiterpartei erst­
mals wirklichen Erfolg: die Zahl der sozialdemokratischen Stimmen 
stieg von 7000 im Jahr 1900 auf 24000, und 5 Sozialdemokraten 
---- alle aus dem Norden des Landes - hielten ihren Einzug in 
das Storting. 

Das Verdienst hieran hatte vor allem der Pfarrer ALFRED 
ERIKSEN. Die Arbeiterbewegung im Norden datierte auch nur 
wenige Jahre zurück, der Klassengegensatz dagegen war dort 
alt und tief. Die zu ihrem Unterhalt hauptsächlich auf Fischerei 
angewiesene Bevölkerung befindet sich in großer Abhängigkeit 
von den Händlern. So war es allerdings schon seit Jahrhunderten 
gewesen, in den 90er .Jahren aber steigerte sich dieses Ab­
hängigkeitsverhältnis in bedenklichem Umfange, der moderne 
Kapitalismus mit Maschinen u. ä. bemächtigte sich des Fischfanges, 
die Fischer wurden fast in Lohnarbeiter verwandelt, der Klassen­
gegensatz spitzte sich zu, ein gärendes Mißvergnügen war vor­
handen, es fehlte nur der Führer. Er fand sich in ERIKSEN -
dem größten agitatorischen Talent in der norwegischen Arbeiter­
bewegung. Seine kalte, beißende Ironie ist von allen Gegnern 
gefürchtet; noch stärker wirkt er aber auf die Massen durch 
sein gewaltiges, suggestives Vermögen. Hat er doch sogar, bevor 
er seine sozialistische Laufbahn begann, als „Mirakeldoktor" 
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Wunderkuren vollbracht! Im Laufe von nur zwei Jahren wurde 
das dumpfe Mißvergnügen der Fischer in ,klares Klassenbewußt­
sein verwandelt - obgleich natürlich ihr theoretisches Verständ­
nis für die Ziele und Aufgaben des Sozialismus noch viel zu 
wünschen übrig ließ; eine Organisation wurde geschaffen, der 
Kampf gegen Beamte und „Händler" mit unbarmherziger Konse­
quenz geführt, und das Endergebnis war eben die Wahl der 
ersten 5 sozialdemokratischen Stortingsmänner 1). 

Trotz dieses Erfolge~ stellten sich aber die folgenden Jahre 
als eine Ruheperiode für die sozialistische Bewegung dar. Alles 
öffentliches Interesse war von der Unionsfrage in Anspruch ge­
nommen. In rascher Entwicklung führte der Unionsstreit mit 
Schweden, der 1903 fast beigelegt schien, zu einer Krise, die 
mit der Auflösung der Union endete (7. Juni 1905). Die Sozial­
demokraten waren mit den übrigen Parteien einig, daß die Union 
aufgelöst werden müsse, suchten aber gleichzeitig den schwe­
dischen Arbeitern gegenüber ihren absoluten Willen, den Frieden 
zu bewahren, zum Ausdruck zu bringen. Noch bedeutungsvoller 
war in dieser Hinsicht die Haltung der schwedischen Arbeiter. 
Einerseits anerkannten sie unbedingt das Recht der Norweger, 
die Union aufzulösen, und anderseits wandten sie sich gegen 
die Kriegspartei in ihrem eigenen Laude und trugen so nicht 
wenig zur Erhaltung des Friedens bei. Die nationalistischen 
Parteien in Schweden wollten aber die Union nicht bedingungslos 
aufgeben, und nach schwierigen Unterhandlungen kam schließ­
lich der Traktat von Karlstad zustande, in dem Norwegen u. a. 
verpflichtet wurde, seine Grenzfestungen gegen Schweden zu 
schleifen. Die überwiegende Mehrzahl des Volkes fügte sich, 
obwohl mit schwerem Herzen, dieser Übereinkunft; so auch die 
Sozialdemokraten, mit alleiniger Ausnahme von ALFRED ERIKSEN. 
Dieser folgte dem kleinen radikalen Flügel der Linken, der den 
Vertrag als nationale Demütigung empfand und es daher lieber 
auf den Krieg mit Schweden ankommen lassen wollte. 

1) Einer unter ihnen, EGEDE N1ssm1, war schon seit 1900 Mitglied des 
Stortings, gehörte aber bis 1903 dem radikalen Flügel der Linken an. 
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In einer anderen V eifassungsreformfrage dagegen standen die 
Sozialisten einmütig den Bürgerlich-Radikalen zur Seite. Die 
Rechte sowohl wie der größte Teil der Linken wollten das König­
tum beibehalten wissen, während die Radikalen und Sozialisten 
Anhänger der Republik waren. Der kräftigen Agitation und 
dem suggestiven Einfluß des ungemein populären Staatsministers 
CHR. MICHELSEN gelang es aber, den Republikanern eine große 
Stimmenzahl abwendig zu machen, und so hatten sie schließlich 
bei der Volksabstimmung (12.-13. Nov. 1905) nur etwa 70 000 
Wähler auf ihrer Seite gegen 260 000 royalistische. 

Die Auflösung der Union brachte dem Lande eine gänzlich 
neue politische Orientierung. War früher die Struktur der 
Parteien hauptsächlich durch nationale Rücksichten bestimmt 
gewesen, so traten nunmehr soziale und wirtschaftliche Fragen 
in den Vordergrund und damit geht Hand in Hand einerseits 
ein starkes Wachstum der Sozialdemokratie, sowie anderseits 
die mehr oder weniger deutliche Tendenz zum Zusammen­
schluß der bürgerlichen Parteien zu einem antisozialistischen 
Block. 

In deutlicher Weise wird das Wachstum der Arbeiterpartei 
durch die Stimmenzahl bei den Stortingswahlen illustriert: 1903 
betrug sie 24 500; 1906 schon 43 000; 1909 endlich 91000 1

). 

Eine ganz analoge Entwicklung zeigt auch die gewerkschaftliche 
Organisation: im Jahrfünft 1900-1905 stieg die Zahl der organi­
sierten Arbeiter bloß von 12 000-16 000; in dem einen Jahre 
1905-1906 dagegen weiter auf 26 000; sodann 1907 auf 39 000 
und 1908 auf 46 000; es folgt dann ein kurzer Stillstand, aber 
seit 1910 geht es wieder schnell aufwärts bis zu der jetzigen, 
auf etwa 57 000 berechneten Zahl. 

Auch nach innen ist die Arbeiterpartei seit 1905 bedeutend 

1) Festzuhalten ist jedoch bei der Würdigung dieser Ziffern, daf? zwischen 
1906 und 1909 die politische Wahlberechtigung der Frauen eingetreten ist. Da 
aber durch einen für die Männer nicht mehr gültigen Zensus etwa die Hälfte der 
erwachsenen Frauen des Stimmrechts beraubt geblieben ist, so läßt sich ver­
muten, daß die meisten der abgegebenen Frauenstimmen den bürgerlichen 
P11rteien zugefallen sind. 
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erstarkt'. Der Parteitag von 1906 1
) schwenkte von der opportu­

nistischen Richtung, die unter dem Präsidium Lunvm MEYERS und 
auch später unter HoRNSRUD vorgeherrscht hatte, ab; dies kam da­
d-qrch zum Ausdruck, daß nunmehr zum Vorsitzenden NISSEN und 
nach dessen Tode (1910) ÜHR. H. KNUDSEN gewählt wurde. An 
ERIKSENS Haltung gegenüber dem Karlstader Vertrag wurde scharfe 
Kritik geübt. Auch andere Stortingsmänner der Partei, so namentlich 
der Fischer LIND JoHANSEN, hatten sich der Parteidisziplin nicht 
fügen wollen und wurden daher nachdrücklich gerügt. Gleiches 
widerfuhr dem Redakteur ÜLA v KRINGEN und seine Stellung wurde 
mit JEPPESEN besetzt. Das Parteistatut wurde durch straffere 
Disziplinarbestimmungen ergänzt. Wahlallianzen mit anderen 
Parteien wurden verboten und es wurde beschlossen, daß zu 
Kandidaturen der Arbeiterpartei für den Storting oder die Kom­
munalräte nur Mitglieder eines Parteivereins zugelassen werden 
sollten, die integral das prinzipielle und praktische Parteiprogramm 
anerkennen. - Die späteren ordentlichen Parteitage von Harnar 
(1909) und Stavanger (1912) sowie der außerordentliche von 
Kristiania (1911) haben im großen und ganzen auf demselben 
intransigenten Standpunkt verharrt und sind daher häufig genötigt 
gewesen, der Stortingsfraktion gegenüber entschiedene Kritik zu 
üben. 

In besonders scharfer Weise ist dies von seiten der „ Ungdoms­
bevregelse" (Jugendbewegung) geschehen. Schon um das Jahr 1900 
waren in den größeren Städten sozialistische Vereine für die Arbeiter­
jngend gegründet worden, in denen sich bald eine syndikalistische 
Agitation - hauptsächlich schwedischen Ursprungs, teilweise aber 
auch direkt aus Frankreich herstammend - geltend machte, und 
der antiparlamentarische „Jungsozialismus" schien um das Jahr 
1907-1908 eine große Zukunft in Norwegen zu haben. Ebenso 
schnell wie sie emporgekommen war, brach jedoch diese Be­
wegung zusammen: zum Teil infolge persönlicher Schwierigkeiten 

1) 1904 war ein neues Statut angenommen worden, wornach die ordent­
lichen Parteitage fortan nur in 3jährigen, mit den Legislaturperioden zu­
sammenfallenden Abständen in denselben Jahren wie die Stortingswahlen 
stattfinden sollen. 
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unter den Führern, zum Teil aber auch infolge des Eingreifens 
der Arbeiterpartei. Die meisten der Jugendvereine blieben bei 
dieser Partei; dank der jungsozialistischen Agitation ist ihnen 
aber ein radikaler Geist eingehaucht worden, der sich bei mehreren 
Gelegenheiten bemerkbar gemacht hat. So ist die rein und 
konsequent festgehaltene, antimilitaristische Haltung der Arbeiter­
partei großenteils dem Einfluß der Jugendvereine zuzuschreiben; 
ebenso die programmatische Forderung eines absoluten Verbotes 
gegen den Handel mit alkoholischen Getränken (Branntwein, 
Wein, Bier) und gegen deren Genuß - eine Forderung, die 
allerdings durch die langjährige Arbeit der bürgerlichen Abstinenzler 
sowohl als durch die Wirksamkeit ÜSCAR NissENS unter den Ar­
beitern von langher vorbereitet erscheint. 

Auch in der Gewerkschaftsbewegung strebt die „neue Rich­
tung", unter der tüchtigen Leitung MARTIN TRANMJELS, nach 
Geltung. Wie oben gezeigt, setzte 1906 eine neue Periode schnellen 
Wachstums für die zentralisierte Gewerkschaftsorganisation ein. 
Etwa um die gleiche Zeit gelangte auch der 1900 gegründete 
,,Norsk Arbeidsgiverforening" (Norwegischer Arb ei tsge b er­
v e rein) zu größerer Bedeutung. Natürlich nahm damit die 
Zahl der Lohnbewegungen zu, und ebenso selbstverständlich ist 
es, daß diese auch durchgängig der Kontrolle der Landesorgani­
sation unterliegen. Die Macht der letzteren ist in diesen Fragen 
in Norwegen recht groß, größer als z. B. in Schweden. Die 
Taktik der „Fachlichen Landesorganisation" ist nun im großen 
und ganzen den Arbeitgebern gegenüber eine vorsichtige gewesen: 
von 762 Lohnbewegungen in den Jahren 1903-1910 sind 489 
oder 65 °/o durch Verhandlungen beendet worden und nur 35 °/o 
haben zu offenem Konflikt geführt. Der Arbeitgeberverein auf 
der anderen Seite zeigt eine entschiedene Lust vorkommenden 
Konflikten möglich größten Umfang zu geben. Schon 1907 und 
1908 kam es zu bedeutenden Aussperrungen in der Papier­
und Zellulose- sowie in der Bau-Industrie. Die nächsten zwei 
Jahre verliefen zwar ruhig; 1911 aber brachte den - bisher in 
Norwegen überhaupt - größten Konflikt, indem 32 000 Arbeiter 
ausgespent wurden. Es gelang freilich in diesem Kampf den 
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Arbeitgebern nicht, den Arbeitern eine Niederlage zu bereiten, 
wie bei dem Riesenstreik in Schweden zwei Jahre zuvor. Wohl 
aber wurden die Kräfte der Gewerkschaften stark mitgenommen 
und ihre Kassen beinahe vollständig geleert. 

Unter diesen Umständen ist es nicht verwunderlich, daß eine 
radikale Richtung unter den Arbeitern zu größerem Einfluß gelangt 
ist. Diese, die ihren Hauptsitz in Trondhjem hat, verficht die 
These, daß die beiderseitig verpflichtenden Tarifverträge zwar 
früher den Arbeitern nützlich gewesen seien, jetzt aber den Arbeit­
gebern größere Vorteile gewähren; das gleiche gelte auch von 
den Hilfs- nnd Versicherungskassen; die Arbeitskämpfe seien 
überhaupt nicht so sehr mit Geld zu führen als durch „direkte 
Aktion" der Arbeiter, und als Kampfmittel wird u. a. die Sabotage 
empfohlen. Dieses letztere Wort ist nicht nur von den bürger­
lichen Parteien, sondern auch von den konservativeren Gewerk­
schaftlern selbst aufgegriffen worden und bildete den Anlaß zu 
einer heftigen Agitation gegen die „neue Richtung" und deren 
Führer TRANM.lEL. Noch heute gehen die Wogen hoch. 

Der Streit zwischen revolutionären und revisionistischen 
Sozialisten - um einen auch in Norwegen einigermaßen adä­
quaten Ausdruck zu gebrauchen - wird noch komplizierter 
durch die Haltung ALFRED ERIKSENS in dem Sprachenkampf. 
Die Schriftsprache Norwegens ist ihrem Ursprung nach dänisch. 
In dem nationalen das ganze 19. Jahrhundert ausfüllenden Kampfe 
mit Schweden ist aber eine Richtung entstanden, die auch auf 
sprachlichem Gebiet volle Selbständigkeit fordert und eine natio­
nale Schriftsprache auf den Bauerndialekten aufbauen will. Ihre 
Gegner hinwiederum betonen, daß moderne Kulturbegriffe sich 
in den Bauerndialekten nicht ausdrücken lassen und daß die 
„Norwegisierung" der Schriftsprache nur sehr langsam erfolgen 
könne. Der Streit wird von beiden Seiten mit großer Erbitterung 
geführt und macht sich auch auf politischem Gebiete geltend. 
Die Arbeiterpartei hat sich für volle Neutralität entschieden, ihr 
Führer im Storting aber, ALFRED ERIKSEN, hat sich zum Vor­
sitzenden des „Reichssprachverbandes", der für die gegenwärtige 
Sch:dftsprache eintritt, wählen lassen. Dieser Verein wirkt nun 
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bei den Wahlen für Kandidaten, die sich auf sein Programm 
verpflichten und kann so unter Umständen gegen die sozial­
demokratischen Wahlwerber auftreten müssen. Der diesjährige 
Parteitag hat daher erklärt: die Doppelstellung ERIKSENS sei mit 
der Parteidisziplin unvereinbar. Dieser hat sich jedoch dem 
Parteibeschluß nicht gefügt und seine Stellung als Vorsitzender 
des „Reichssprachverbandes" nicht niedergelegt, weshalb ihn die 
Parteileitung als aus der Partei ausgetreten deklariert. ERIKSI<,N 
seinerseits bestreitet der Parteileitung das Recht hierzu, kandi­
diert neuerdings als Sozialdemokrat für das Storting und scheint 
auch Anhänger zu finden. 

So befindet sich die Sozialdemokratie Norwegens augenblick­
lich in einer inneren Krise. Wie tief diese geht und in welchem 
Maße sie die Stellung der Arbeiterpartei den anderen Parteien 
gegenüber beeinflußen wird, läßt sich heute nicht überschauen. 
Daß die diesjährigen Stortingswahlen Stillstand oder gar Rück­
gang zeigen werden, ist wohl möglich. Für eine e rn s t I ich e 
Gefährdung der Einheit in der sozialistischen Bewegung sind 
aber keine Symptone vorhanden 1). 

1) Der vorstehende Artikel ist am 1. IX. 1912 abgeschlossen worden. 
Seither haben in der Zeit vom 21. X.-11. XI. 1912 die Neuwahlen zum 
Storting stattgefunden; mit dem Ergebnis, daß die Sozialisten 12 neue und 
im Ganzen 23 Sitze erobert haben, während ihre Stimmenzahl von 91000 auf 
ca. 140 000 gestiegen ist. Auch innerhalb der bürgerlichen Parteien hat 
sich eine entschiedene Wendung nach links vollzogen: die Mandatzahl der 
Rechten ist von 64 auf 24 zurückgegangen, die der Linken von 48 auf 76 
gestiegen. 

Der offizielle Kanditat der Arbeiterpartei trug in Oslo einen glänzenden 
Sieg über ALPRED EmKSEN davon, obwohl dieser sogar konservative Stimmen 
erhalten hat. 

Daß die „neue Richtung" sich jetzt nicht mehr auf das gewerkschaft­
liche Gebiet beschränkt, sondern sich auch politisch geltend zu machen 
beginnt, zeigt die am 21. XI. 1912 erfolgte Wahl TRANl\LELS zum Redakteur 
des Hauptorgans im Norden des Landes-,,Ny Tid" (Neue Zeit). 



Der Einfluß des Sozialismus auf die Volkswirtsohaftslehre. 
Von 

Lewis H. Haney (Austin-'L'exas) 1
). 

I. 

Um die Wirkungen des Sozialismus auf die Volkswirtschafts­
lehre zu verstehen, muß man von gründlicher Kenntnis der Ziele 
und des logischen Zusammenhanges dieser beiden Ideenkomplexe 
ausgehen. Kein Irrtum ist häufiger als der, sie als einander 
feindselig und notwendig entgegenwirkend zu betrachten. Die 
Verfehltheit dieser Auffassung wird am besten durch gewisse 
J;'eststellungen illustriert, die auch sehr gut dazu dienen werden, 
die einzuhaltenden Gesichtspunkte zu fixieren. 

Erstens ist zwischen dem Sozialismus als politischer Propa­
ganda und als Gedankensystem oder Gesellschaftsphilosophie wohl 
zu unterscheiden, und es bedarf keiner weiteren Begründung, 
daß der Sozialismus im ersterwähnten Sinne der Volkswirtschafts­
lehre nicht feindlich sein kann, denn diese ist eine Wissenschaft 
und bewegt sich daher auf ganz anderem Boden. Würdigen wir 
aber den Sozialismus als philosophisches System, so bemerken wir 
sofort, daß er als solches mehr bedeutet als die Volkswirtschafts­
lehre, daß sein Ideenkreis umfassenderer ist. 

Auch ohne daß wir uns auf eine genaue Definition des 
Sozialismus einlassen, wird uns jeder zugeben, daß derselbe viel 
mehr von Wohlfahrt als von bloßem Reichtum handelt und den 
Menschen auch in anderen als rein wirtschaftlichen Beziehungen 
betrachtet. 

Der Unterschied ist also ein extensiver und nicht notwendig 
ein solcher der Richtung. Es gibt auch tatsächlich zweierlei 

1) Aus dem englischen :Manuskript übersetzt von A. Sz. 
Archiv f. Geschichte d. Sozialismus III, hrsg. v. Grfinberg. BO 
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Ökonomisten: sozialistische und nicht sozialistische. Oder um 
dasselbe anders auszudrücken: es gibt individualistische und nicht­
individualistische Ökonomisten. Diese unterscheiden sich von 
jenen durch den Umfang ihres Gedankengebietes, sie müssen 
ihnen aber nicht notwendig in rein wirtschaftlichen Dingen op­
ponieren. Das Gebiet dieser letzteren ist vielmehr beiden Gruppen 
gemeinsam. Ja, noch mehr: es trifft nicht einmal zu, daß alle 
nicht-sozfoJistischen Ökonomisten sich mit dem Sozialismus in 
jenem zweiten Sinne der politischen Propaganda in Widerspruch 
befinden. Freilich fehlt es nicht an antisozialistischen Volkswirt­
schaftern des individualistischen Typus, wie jene, die sich auf 
der - zuweilen als „Solidarität" bezeichneten - goldenen Mittel­
straße halten. Andererseits aber gibt es auch eine ansehnliche · 
Gruppe von nicht-sozialistischen Ökonomisten, die ihr Gebiet 
lediglich derart einschränken, daß sie die Folgerungen in der 
Richtung zur sozialistischen Philosophie hin ausschließen. Man 
darf sie mit einem aus der politischen Geschichte Amerikas ent­
lehnten Wort als die „strengen Konstruktionisten" (strict con­
structionists) bezeichnen. Denn sie ·gehen allen ethischen Fragen 
aus dem Wege, und manche unter ihnen schalten sogar aus ihren 
Betrachtungen alle anderen als rein ökonomischen Motive aus 
und begnügen sich hauptsächlich mit der Beschreibung der be~ 
stehenden gewerblich-industriellen Ordnung. Ökonomisten, die 
so orientiert sind, geraten in keinen unmittelbaren Streit mit 
der sozialistischen Propaganda. Ebenso gibt es „wissenschaftliche 
Sozialisten", deren Betrachtungsweise eine rein wirtschaftliche 
ist, und andere, bei denen dies nur teilweise zutrifft, wie etwa 
die „christlichen Sozialisten". 

Über die bloße Analyse der bestehenden Wirtschaftsverfassung 
hinaus führt die weiterschauende sozialistische Philosophie not­
wendig zu einer Kritik dieser mit ihr im Widerspruch befindlichen 
Einrichtungen. Ihre Vertreter arbeiten stark mit Gesetzen, deren 
Voraussetzungen mit dem bestehenden Industriesystem verflochten 
sind, mit Gesetzen, deren Prämissen variabel sind · und deren 
gegenwärtigem Status nur relative Giltigkeit zukommt. Soweit 
aber diese Gesetze die herrschende Wirtschaftsordnung zur Vo.raus-
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setzung haben, steht der Sozialismus ihrem Geltungsanspruch 
kritisch gegenüber. 

Damit wird nicht die Volkswirtschaftslehre an sich ange­
griffen, sondern nur eine ihrer Seiten oder, besser gesagt, eine 
gewisse Stellung einiger Ökonomisten. Denn weder steht die 
:B~xistenz der Volkswirtschaftslehre notwendig mit irgend einer 
besonderen Struktur der Gesellschaft in untrennbarem Zusammen­
hang, noch obliegt den Ökonomisten eine aus dem Wesen ihrer 
Wissenschaft fließende Pflicht zur Verteidigung irgend einer be­
"'timmten Gesellschaftsordnung. In der Tat, finden wir nicht selbst 
unter den antisozialistischen Ökonomisten, die individualistisch 
orientiert sind, solche, denen die Gesellschaft als wirklicher Or­
ganismus erscheint, und andere wieder, welche die goldene 
Mittelstraße in der Synthese von Wirkung und 'Gegenwirkung 
suchen? Jene Volkswirtschaftslehrer, welche die Prämissen ihrer 
relativ gültigen Gesetze verteidigen, sind mehr als bloße 
Ökonomisten. Sie werden zu Individualisten und befinden sich 
im Widerspruch zu der ersten der oben beschriebenen Formen 
des Sozialismus. Der Sozialismus als Gesellschaftsphilosophie 
war konstruktiv und hat die Wissenschaft vom Wirtschaftsleben 
bereichert. Er hat versucht, auf den Individualismus zerstörend 
einzuwirken ,und hat auch in diesem Sinne gewirkt. Sie be­
kämpfen sich gegenseitig und streben, sei es als einseitige Philo­
sophie sei es als politische Propaganda, danach, einander entgegen­
zuarbeiten. Diejenigen Wirtschaftsgesetze, die auf breiter Basis 
aufgebaut und logisch wohlbegriindet sind - Gesetze, die nicht von 
individualistischer Ethik gefärbt waren - sind unverändert ge­
blieben. Das Endergebnis war eine Art von Beiseitesehiebung der 
Ethik des 18. Jahrhunderts, in welcher die Volkswirtschaftslehre ur­
sprUnglich eingebettet war. 

II. 
Der Sozialismus als solcher kam zuerst als Kritik der Volks­

wirtschaftslehre in Frankreich auf. SAINT-SIMON bekämpfte zwischen 
1803 und 1823 die optimistische Auffassung des Individual­
interesses als des großen Motors im Wirtschaftsleben und betonte 

Funktionen und Pflichten des Individuums in der Gesellschaft 
30* 
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nachdrücklicher als dessen Rechte und Privilegien. Zugleicli 
zeigte er Müßiggang und falsche Leitung der Industrie als Mm­
stände auf. Seine Nachfolger rollten jene soziale Frage auf, die 
eine Begleiterscheinung ist der 'l'rennung der Arbeiter von den 
Produktionsmitteln, und wiesen auf den Niedergang des Mittel­
standes hin. - Fommm hinwiederum betonte die Idee des Kon­
sums und den Wert der Assoziation in der Produktion. - Minder 
utopistisch durchleuchteten sodann BLANC und PROUDHON zwischen 
1840 bis 1846 das Wesen der freien Konkurrenz und stellten die 
Forderung des Rechtes auf Subsistenz auf. Besonders gilt dies von 
PROUI>HON, der wenngleich inkohärente, so doch ungemein heftige 
direkte Angriffe gegen die Volkswirtschaftslehre richtete und dessen 
Kritik gleichermaßen die Ökonomisten wie die späteren Sozialisten 
beeinflußt hat. Er verwarf nachdrücklich das Privateigentum, speziell 
an Grund und Boden, und leugnete die Gerechtigkeit des Unter­
nehmergewinnes. Er machte sich über die Werttheorie der Öko­
nomisten lustig und stellte selbst eine Arbeitskosten-Theorie auf. 
Die geschichtliche Auffassung von der Gesellschaft war bei all 
diesen älteren französischen Sozialisten eine ziemlich mechanische. 

Mit dem Mißerfolg der Revolution von 1848 erlosch auch der 
französische Sozialismus. Seine Wirkungen aber überlebten ihn. 
Er rief unter den Ökonomisten auf französischem Boden leiden­
schaftliche Gegnerschaft hervor, als deren teilweise Folge man 
zweifellos die Auswüchse des französischen Liberalismus von 
BASTIAT bis auf unsere Tage anzusehen hat. Wichtiger aber 
war: die Fackel des Sozialismus wurde von deutschen Denkern 
iibernommen. 1842 erschien LORENZ STEINS „Der Sozialismus 
und Kommunismus des heutigen Frankreichs" und vier Jahre darauf 
schrieb S·rEIN die prophetischen Worte nieder: ,,Die reichen Ar­
beiten der sozialistischen Literatur bilden ein selbständiges Ganzes 
neben der alten Nationalökonomie. Sie sind ihr noch nicht ein­
verleibt, aber es wird unmöglich sein, auf die Dauer ihnen neben 
andern Theoremen ihren Platz zu verweigern" 1

). Auf deutschem 

1) L. STEIN, Der Begriff der Arbeit und die Prinzipien des Arbeitslohne, 
in ihrem Verhältnis zum Sozialismus und Kommunismus, i. Zeitschrift f. d .. 
ges. Staatswissenschaft, 1846, S. 242. 
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Hoden hat denn auch diese Prophezeiung vollere Erfiillung gefunden 
als in irgend einem anderen Lande. 

Erst entsta1vl der deutsche „ wissenschaftliche" Sozialismus 
mit RoDBERTUS und l\hRx. Vom Kommunistischen Manifest 
(1848) etwa an datiert die Ausbildung einer Theorie der sozialen 
~~ntwicklung, die mit ihrer Betonung der materialistischen Grund­
lagen der Gesellschaft und ihrer Lehre vom Klassenkampf' die 
Volkswirtschaftslehre auf das 'l'iefste beeinflußt hat. 

Bis gegen 1850 hatte der sozialistische Gedanke in Deutsch­
land sowohl in der Tagespresse wie in der gelehrten Publizistik 
geringen, wenn i'tberhaupt einen Widerhall gefunden. Aber um das 
Revolutionsjahr ward das Feuer entzündet und seine Glut färbte 
rasch die Ideen der Nationalökonomen. Schon 1848 beleuchtete 
HRUJfO HILDEBRAND in seiner „Nationalökonomie der Gegenwart 
und Zukunft" die Verdienste der Sozialisten um die Betonung 
,·thische Faktoren in der Wirtschaftslehre. Mannigfache dem 
<leutschen Geistesleben jener Zeit eigentümliche Umstände förderten 
iliese Entwicklung. Daß die Auffassung von der Zulässigkeit 
staatlicher Eingriffe auf dem Gebiete der industriellen Produktion 
sich in Deutschland leichter Bahn brach als beispielsweise in 
England, war sicherlich auch eine Nachwirkung der Kameralistik. 
Vor allem aber: es kristallisierte sich ein neuer und richtigerer 
Begriff von der G c s e 11 s c h a ft heraus 1

). Erst erkannte man 
Recht und Staat als Produkte der Entwicklung und unterschied 
sodann klar zwischen Staat und Gesellschaft. Die klassische 
Nationali:ikonomie war großenteils von der Betrachtung des Staates 
oder der Regierung als der höchsten menschlichen Gemeinschafts­
erscheinung ausgegangen. Innerhalb des Staates, den sie als 
Pine quasi mechanisch-politische Organisation auffaßte, bewegten 
sich die Individualatome im Spiel ihrer Sonderinteressen. Es 
mangelte also der Begriff einer tief'erliegenden Beziehung zwischen 
den Menschen - die Idee der „ Gesellschaft" als etwas vom 
:Staat Verschiedenen - und daher wurden auch gewisse ins 

1) Vgl. E. v. P1111,11•POVICH, Das Eindringen der sozialpolitischen Ideen 
iu die Literatur, in „Die Entwicklung· der deutschen Volkswirtschaftslehre im 
XIX. Jahrhundert·'. Lllipzig· 1908, II. Bel. XXXI, S. 6_f. 
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Hreitere und Tiefere wirkende Kräfte, die aus den sozialen Be­
ziehungen erwachsen, übersehen. So wurde die Wirkung niedriger 
Löhne auf die Gesellschaft nur wenig beachtet. Aber selbst 
soweit bei den Klassikern bereits ein blasser Gesellschaftsbegriff 
auftaucht, ist er ziemlich abstrakt und kalt. Der Sozialismus 
hingegen machte durch den Nachdruck, den er auf die Idee der 
Klasse legte, wenigstens diese lebendig und tat mit seiner Lehre 
von den Klassen - die ja 'feile einer lebenden Gesellschaft 
sind - einen Schritt vorwärts zu einem umfassenderen sozialen 
Gesichtspunkt hin. Das deutsche Denken aber bewegte sich weit 
über jenen engen Gesellschaftsbegriff hinaus; und dies im Verein 
mit den bereits angedeuteten Umständen bewirkte, daß die Philo­
sophie der Sozialisten in Deutschland lebhaftere Wertschätzung 
fand als anderwärts. Die „Entdeckung" der Gesellschaft brachte 
eben daher der Nationalökonomie auf deutschem Boden nur ver­
hältnismäßig geringe Erschütterung. 

So kam es, daß in den 60er Jahren die vereinigten Kräfte 
des Sozialismus und der allgemeinen historischen und ethischen 
Auffassungen vom Wesen der Gesellschaft in den Schriften der 
führenden Vertreter der Volkswirtschaftslehre zu klarem Ausdruck 
gelangten. Ihren Höhepunkt erreichten sie mit ADOLPH W AGN1ms 
„Rede iiber die soziale Frage" (1872) und mit der Gründung 
des „ Vereins für Sozialpolitik" (1873). 

Es ist interessant mit der skizzierten deutschen die gleich­
zeitige ganz parallel laufende englische Ideenentwicklung zu­
sammenzuhalten, obgleich in England weder der Sozialismus 
noch die historische Schule zu einer auch nur annährend gleichen 
Rolle wie in Deutschland gelangt sind. Die 1848 erschienenen 
„Principles of political economy" von J. St. l\f1LL zeigten sich 
wohl einigermaßen durch SAIN'r-Srnox und SISMONDI beeinflußt. 
Zwischen 1850 und 1860 aber ist in den Diskussionen des 
,,Pol i t i ca I e c o n o m y c I u b" keinerlei Einwirkung des Sozialif1-
mus zu bemerken. 1869 soll dann MrLL eine Schrift über 
Sozialismus geplant haben, und erst in den 70cr Jahren begegnen 
wir deutlicherem Ausdruck eines umfassenderen Begriffes von der 
„Gesellschaft" in BAmmoTs „Physics and Politfos" (1872) und hci 
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Lmn,11<_: (1876). - Natürlich fohlt es auch in iUteren Büchern 
nicht an Diskussionen iiber Sozialismus. Allein die Bedeutung 
desselben für die Lehre vom Wert und von der Güterverteilung; 
- des „Gesellscl1afts"-Bcgriffes gar nicht zu gedenken ---- wird 
in ihnen im allgemeinen nicht erkannt. Sie begnügen sich viel­
mehr lediglich mit der Verteidigung des Privateigentums als 
bewegender Kraft in der Produktion. So verfocht M' Cur,Locu 
in seinen „Principles" (1825) die Sicherheit des Eigentums gegen 
Schriftsteller wie RousSEAU, BECCARIA und MABLY, ging aber 
dabei so weit, die Arbeit als Quelle des Reichsturm; zu erklären, 
ohne jene Autoren auch nur zu erwähnen. lWALTHUS hingegen 
zeigt sich einigermaßen mit sozialistischer Spekulation bekannt 
und durch sie beeinflußt, wenn er eine bessere Organisation der 
Gesellschaft fordert und auf clic Vervollkommnungsfähigkeit der 
menschlichen Natur hinweist. 

Von Deutschland giug die Fackel des Sozialismus an die 
Vereinigten Staaten über. Hier beginnt der Sozialismus um 
1885 Einfluß zu üben, wie nicht nur eine Anzahl von Schriften 
aus jener Zeit 1), sondern auch die 'fatsache beweist, daß in den 
Arbeiten bürgerlicher Nationalökonomen sozialistische lfänwirkung 
bemerkbar wird. So halten sich die „Elements of political 
economy" (1873) von PERRY noch gan½ von sozialistischen Ge­
dankenreihen frei. PERRY konfundiert noch die Begriffe „Staat" 
und „Gesellschaft" und vertritt noch ~anz im Sinne BASTIATS, 
allerdings nur mit wenig 'l'alent, das Prinzip des laisser faire. 
Zwölf Jahre später jedoch widmet schou Professor NEwCOMB in 
seinen „Prineipler,; of political economy" (1885) dem Sozialismur,; 
einige Beachtung und cfü, ,,Political economy" von WALKER (1887) 

1) Eine Übersetzung· yon P1w111J1IONs „Q.u'cst cc que Ja pro11ri<'.,te·· t:r• 

schien bereits 1876 in Boston. Ihr folgten: 1880 CuoKs „Socialism" und 
W OOL8EYs „Communism aud Socialism". 1884 schrieben Hodann STARKWJ.JA'l'HEH 
und Wn,80N „Socialism" und 1885 SuMNEI: ,, ,vhat social classes owe each 
other", sowie HILL „Principles and fallacies of socialism". Das Jahr 188fi 
endlich brachte die Werke: ELY, French and gernrnn socialism; 08<:o<w, 
Scientifi.c socialism; BltüWN, St,mlies in modern socialism; Gn..\1Lnr, The social 
problem; RoLE:-, 'l'lw social da.nger; BF,rnrnxnH, Socialism and Christianity. 
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läßt bereits die Wirkungen des sozialistischen ::lauerteigs deutlich 
erkennen. W ALKEn wendet sich gegen die Behauptung, daß 
Lohnherabsetzungen ung·efährlich seien, und weist nach, daß der 
größere Profit weit eher Luxusausgaben zeitige, als die Nachfrage 
nach Arbeit steigere, so daß hierdurch diese fortwährend ent­
wertet werden könne. Er spricht von den großen Massen ver­
gewaltigter Arbeiter in Europa als von einer unbestreitbaren 
'fatsache und leugnet, daß das 8elbstinteresse ausreiche, um ein­
sichtiges Handeln zu garantieren, wie er auch mit seiner Kritik 
gegen BASTIATS Rechtfertigung der herrschenden Ordnung nament­
lich die Grenzen rein ökonomischer Betrachtungsweise zutreffend 
zieht. 

Die Gründe dafür, daß diese Reaktion in Amerika so spät 
einsetzte, sind verhältnismäßig einfach. Ein streng individua­
listisches Volk auf reichem Neulaml mit schwacher Entfaltung 
von Kapitalismus und Klassenbewußtsein bietet sozialistischer 
Saat einen nur seichten Boden. Die Krise von 1873 jedoch 
lockerte ihr das Erdreich und machte es aufnahmefähiger. Mit 
dem Bürgerkrieg erwachte der patriotische Geist und erhielt 
durch das Wachstum von Handel und Gewerbe weitere Ver­
stärkung·. In der Periode zwischen dem Krieg und 1873 kam 
der Kapitalismus zu bedeutsamer Entfaltung; die Arbeiterbewegung 
brach sich Bahn und fancl in großen Streiks und in der poli­
tischen Propaganda nrn 1876 ihren Ausdruck. Zuletzt ebnete 
dann zu Beginn der 80 er .Jahre eine ansehnliche Zahl junger 
Gelehrter, die in Deutschland ihre wissenschaftliche Ausbildung 
erfahren hatten, neuen Auffassungen über die Gesellschaft den 
Weg und importierten Ideen über Methode und Staatsintervention, 
die vorher in den Vereinigten Staaten keinen Knrs gehabt hatten. 

III. 
Alle Einwirkungen des Sozialismus auf die Volkswirtschafts­

lehre kann man unter folgenden Rubriken zusammenfassen: Philo­
sophie, Ziele, Methode und Logik der reinen Ökonomik, deren 
drei erste sich augenscheinlich auf die Voraussetzungen beziehen, 
während die~ letzte von der Richtigkeit der ökonomistischen Prä-
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missen ausgeht und sich auf die Giltigkcit der aus ihnen ah-
6üleiteten Schlußfolgerungen bezieht. Hier sollen hauptsächlich 
die Einwirkungen der zweiten und vierten Kategorie besprochen 
werden. Doch müssen vorerst aueh Philosophie und Methode 
;-;ummarisch berührt werden 1). 

Die Volkswirtschaftslehre handelt von den Bemühungen der 
Menschen, ihren Lebensunterhalt zu gewinnen. Der Mensch lebt 
jedoch nicht vom Brot allein. Außerdem können die Anschauungen 
iiber das große Problem des Daseinszweckes notwendigerweise nicht 
ohne modifizierenden Einfluß bleiben auf jene über die Gewinnung 
des Brotes und sogar auch - des Butterbrotes. Oder deutlicher: 
indem sieb die Volkswirtschaftslehre mit dem Menschen und 
besonders mit dem Menschen innerhalb der Gesellschaft beschäftigt, 
formuliert sie Gesetze, welche die Geltung gewisser philosophischer 
und epistemologischer Pri:imissen zur Grundlage haben. Dem­
gemäß hängt die Gestaltung der Betrachtungsweise und der 
Folgerungen auf dem Gebiet des Wirtschaftslebens davon ab, oh 
der Ausgangspunkt ein materialistischer, idealistischer oder utili­
tariscber ist. Und das Gleiche gilt auch von der Methode. Der 
Mechanismus der Maschine bestimmt zum 'l'eil ihre Leistung. 
Daher wird ein Anhänger der historischen Schule wahrscheinlich 
zu anderen I~rgebnisscn gelangen als der .Jünger der „exakten" 
deduktiven Methode. Nun ist der Sozialismus logiscl1 mit einer 
bestimmten philosophischen Anschauung verbunden und verfolgt 
gewöhnlich - wenn auch nicht notwendig - eine bestimmte 
Methode. So hat denn sozialistisches Denken auf diesem Wege 
indirekt auf die ökonomischen Wissenschaften eingewirkt; ins­
besondere in dem Sinne, daß es im ganzen zu einer mehr idea­
listisch-philosophischen Begründung der ökonomischen Analyse 
geführt hat, wiihrend es in seinen neueren Phasen die historische 
Methode gefördert hat. 

Gehen wir nun zu den Problemen des Ziels und der Logik 
iiber, so finden wir zunächst im Gefolge des Sozialismus eine 
Hinausriickung der Ziele der Volkswirtschaftslehre. Ihm ist es 

l Vgl. meint' Histor~· of ecouornic thought. Ne\1· York t!J11. 8. 7ff. 
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vor allem zu verdanken, daß die Ideenreihen vieler National­
ökonomen einen --· zuweilen bewußten und wohlerwogenen -
ethischen Einschlag erhalten haben. Indem der Sozialismus die 
große Frage nach einer gerechten Güterverteilung aufwarf, zwang 
er, nach einer Antwort hierauf zu suchen - die anders als durch 
Aufstellung ethischer Forderungen nicht gegeben zu werden ver­
mag. In der Tat, was hat man unter „gerechtem" Lohn zu ver­
stehen? Und ist der Gewinn des Unternehmers berechtigt? 
Diese Probleme werden nun häufig in ökonomischen Abhand­
lungen erörtert. Das alte Durcheinander von 'l'heorie und Politik 
dauert hierbei fort. Die Einführung ethischer Momente in die 
Betrachtung verleiht den Schlußfolgerungen teleologischen Charakter. 
Das Studium des Wirtschaftslebens wird hierdurch zweckbestimmt. 
Sein Ziel wird eine bessere Güterverteilung usw.1

). Unter dem 
Einfluß ethischer und teleologischer Tendenzen wird - vielleicht 
in allzurasch zufahrender Weise - die Scheidung· zwischen den 
Gesetzen der Produktion und der V crteilung vollzogen. Ist diese 
letztere, ethisch betrachtet, schlecht Ull(l ist es Pflicht der Wissen­
schaft, sie zu verbessern, so kommt es wesentlich darauf an, 
die Möglichkeit einer Regulierung der Distiihution nachzuweisen. 
So wird denn an den Staat appelliert und der Volkswirtschafter 
aufgefordert, staatsmännische Aufgaben auf dem Gebiet der Wirt­
schaftspolitik zu lösen. Kurz, es kommt zu einer Fusion ver­
schiedener Werte oder Bewertungsstandpunkte. Die Erweiterung 
in der Zwecksetzung der Volkswirtschaftslehre durch den Sozialis­
mus hat also die Verbindung ethischer, rechtlicher und polifü;cher 
Urteile mit rein ökonomischen gezeitigt. 

Tatsiiehlich ist auch hierdurch die Ausbildung der Soziologie 
als selbständiger Disziplin verzögert worden. Von dem, was in 
Amerika rasch als „Soziologie" Verbreitung findet, scheint näm­
lich in Deutschland wenig zu existieren. Allerdings geht diese 
Erscheinung auch auf andere Ursachen zuriick als auf den Sozialis­
mus, in erster Linie aber doch auf die Hinausschiebung der Ziele 

1) Vgl. Pom.B, Die gegenwiirtige Kri8is in tler deut,schen Volkswirt­
schaftslehre. Leipzig 1 \)11. 
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ffü.i die deutsche Volkswirtschaftslehre. Was ich damit meine, 
erhellt, wenn wir PHILIPPOVICH feststellen hören: ,,Aus einer 
bloßen Wirtschaftslehre wurde die Nationalökonomie zur Soziallehre, 
welche nicht nur den einfachen Zusammenluing zwischen Gütern 
und handelndem Eigeninteresse beschreiben, sondern ihn auch 
als Ursache und Wirkung anderen Geschehens erkennen und 
damit den Wandel der Wirtschaft unter dem Einflusse der Natur 
und. der Gesittung verstehen lehren soll, damit wir lernen ihn 
zu beherrschen" 1). Und unter dem direkten Einfluß von Co111T1<: 

und dem indirekten der zeitgenössischen sozialistischen Bewegung 
schrieb lNGUA.M: ,, The truth is, that at the bottom of all ccouomic 
investigation must lie thc idea of the dcstination of wcalth for 
the maintenance and evolution of society" 2

). Er würde die 
Nationalökonomie zu einem 'l'eil einer umfassenderen Wissenschaft 
der Soziologie gestaltet haben. Es obwaltete mit einem Wort die 
wohlbedachte 'l'cndcnz zur Aufhebung der Unterschiede ,mischen 
den verschiedenartigen Behauptungen und Bewertungen und ;1,u 
deren Verschmelzung in einer einzigen Gesellschaftswissenschaft, 
und man kann hierin eine Wirkung des sozialistischen Kritizismus 
erkennen. 

Was nuu dessen Einfluß auf die Logik der reinen Wirtschatts­
lehre im engeren Sinne betrifft, so ist zunächst als bedeutsam fest­
zuhalten das Resultat des vom Soziafümrns nachdriicklich her­
vorgehobenen gesellschaftlichen Gesichtspunktes. Dieses l~rgebnis 
ist natiirlich innig mit der Einwirkung auf die Philosophie ver­
knüpft. Es ist jedenfalls wesentlich für die Wirtschaftslehre, 
mag sie noch so eng aufgefaßt werden, den Menschen als ein 
Mitglied der Gesellschaft zu betrachten : Der Mensch im Rahmen 
der gegenständlichen Welt steht nicht vereinzelt da. Wenn 
auch nicht beißen soll, daß der Nationalökonom die Frage nach 
der besten Gesellschaftsform zu beantworten hat, so <loch, <lall 
jegliche Robinson -Theorie praktisch wertlos ist. Durch die so­
zialistische Kritik sind die Nationalökonomen zu höherer Auf­
fassung des Begriffs der reinen Niitzlicbkeit fii.r die Gesellschaft 

1) Pnrr,IPPOVICH a. a. ü. s. 51. 
,,conomy. New York 1897. S. 241. 

2) J. K. [xorc\~r, Hi,;t,ory of 
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hingedrängt worden. In letzter Instanz müssen die Ergebnisse 
jeglicher Individualpolitik oder -'l'ätigkeit unter dem Gesichts­
punkt dieses Nützlichkeitsbegriffs gewürdigt werden. Denn das 
Leben der Gesellschaft, von der das Individuum einen Teil aus­
macht, erstreckt sieb über viele Generationen. Auch bat die 
wachsende Erkenntnis von der Interessensofülarifät innerhalb 
der Hesellschaft die fernere Erkenntnis gezeitigt, daß die lediglich 
individuellen Ansprüche auf Reichtum ausgeschaltet werden 
müssen, weil sie als Reichtum unter sozialem Gesichtspunkt 
etwas Geringeres begreifen, denn die Summe der Einzelansprüche. 
Und um die Giltigkeit dieses allgemeinen Satzes zu illustrieren, 
hedarf es bloß des Hinweises auf die persönlich so wechselnde 
Quote an Arbeit und Luxus. 

I:i~ines der ersten und wichtigsten Resultate des Sozialismus 
war die .Feststellung der einfachen Tatsache, daß die Arbeit 
unzertrennlich ist von den menschlichen Persi)nlichkeiten, welche 
Teile des sozialen Ganzen darstellen. Infolge dessen hat das 
Lohnproblem eine größere Bedeutung gewonnen : Niedriger Lohn 
bedeutet mehr als ein niedriger Preis für eine Ware, denn 
er v(irmindert die Leistungsfähigkeit der Arbeit nnd schädigt so 
die Gesellschaft. ~js gibt ferner heutzutage nur wenige ökono­
mische Schriften, in denen nicht der Luxus erörtert und die 
Verwendung· der Güter zu andern Zwecken als zur höchstmög­
lichen Befriedigung sozialer Bedilffnisse nicht direkt oder in­
direkt verurteilt würde. 

In engem Zusammenlrn,ng mit dem Vorhergehenden steht auch 
der !<3influß des Sozialismus auf die Lehre vom Segen des Wett­
bewerbs. Kein Dogma der klassischen Nationalökonomie ist von 
den Sozialisten frühzeitiger und heftiger angefochten worden. 
Die alten Ökonomisten, namentlich jene der französischen und 
englischen Schule, waren geneigt, in der freien Konkurrenz etwas 
schlechthin Gutes zu erblicken. Jetzt verwenden wir sie noch 
rein theoretisch ah; logische Abstraktion wie der Physiker den 
leeren Raum, schr~inken aber, wenn wir das bestehende Industrie­
,;:ystem schildern oder einen idealen Zustand ausmalen, ihren Spiel­
nmm wesentlich ein und hetrachten sie als ein Mittel, das ,virt-
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schaftlich nur dann wünschenswert ist, wenn es die Freiheit des 
Austausches auf sozial p1·oduktive Weise fördert. Es wird mm­
mehr wohl allgemein zugegeben: erstens, daß ein Gebiet natür­
lichen Monopols existiert, auf welchem die Konkurrenz nicht 
wünschenswert ist; zweitens, daß es für ein anderes bestritten 
wird, ob nicht die Nachteile der Konkurrenz ihre Vorteile auf­
wiegen; drittens, daß es ein innerökonomisches Gebiet gibt, auf 
dem ein unethischer Kampf sich abspielt, der lieber vermieden 
werden sollte. Kein Element aber des volkswirtschaftlichen 
Denkens war der Entwicklung wahren Verständnisses der Kon­
kurrenz so förderlich wie die sozialistische Kritik. 

In Wechselbeziehung zu dem eben Besprochenen steht sodann 
eine folgerichtigere Analyse der Funktionen des Staates in der 
Industrie. Eine solche Analyse war früher für die Berichtig11.mg· 
englischer Ideen sehr notwendig, und JmIN STUAR'l' MILL bedeutet 
hierin einen Wendepunkt. Unter dem Einfluß des Sozialismus 
gelangte er zur Verfechtung von Maßnahmen wie die gesetzliche 
Festlegung des 9stündigen Arbeitstages und innere Kolonisation 
von Staatswegen. Seit den Tagen MILLS aber ist der Fortschritt 
ein so rapider gewesen, daß heute die Nationalökonomen im eng­
lischen Sprachgebiet, um den Attacken des Sozialismus auszu­
weichen, gezwungen sind, in ihren Feststellungen der Grund­
lagen staatlicher Einmischung zwischen „Sozialismus" und „sozialer 
Reform" zu unterscheiden. Mir erscheint diese Tatsache als eines 
der segensreichsten Ergebnisse der sozialistischen Kritik und als 
ein Fortschritt in der Richtung wahrer Synthetisierung der so1iia­
listischen und der individualistischen Philosophie. 

Als nicht minder interessant stellt sich der Einfluß des so­
zialistischen Denkens auf die Behandlung des Distributionsproblems 
als besonderen Zweiges der Volkswirtschaftslehre dar. Die Ten­
denz des Sozialismus geht zur Gänze dahin, Distribution und 
Produktion gesondert zu betrachten. Mit dem Wachsen des 
sozialen Problems und zunehmender Dringlichkeit der Fragen 
nach Gerechtigkeit in der Güterverteilung rückte diese immer 
mehr in den Vordergrund der volkswirtschaftlichen Erörterung. 
Sicherlich wäre dies einigermaßen auch ohne den Sozialismus 
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geschehen. Die sozialistischen Gedankenreihen haben jedoch 
den Prozeß in hohem Maße gefördert. Nicht genug an dem 
aber finden wir auch, daß MILL bemüht ist, die Forderung sozialer 
Reformen den „natürlichen" Gesetzen der klassischen National­
ökonomie anzupassen, zwischen den Gesetzen der Güterverteilung 
und der Produktion unterscheidet und dafür hält, daß die ersteren 
von sozialen Einrichtungen in stärkerem Maße abhängen und 
daher Veränderungen zugänglicher sind. Dieser Unterschied 
wurde denn auch in weitem Umfang anerkannt. Doch haben, 
was nicht weiter befremdlich ist, einige jüngere, dem Sozialismus 
feindliche Ökonomisten diese Unterscheidung MILLS wieder zu 
beseitigen gesucht. So u. A. J. B. CLARK, der daran festhält, 
daß die traditionelle Teilung der Nationalökonomie in die 
Lehre von der Produktion und von der Distribution sich logisch 
nicht rechtfertigen lasse. Ich für meine Person kann zwar keinen 
entscheidenden Beweis zu ihren Gunsten anführen, glaube aber, 
daß der Sozialismus zum wenigsten den Niedergang der Lohn­
fondstheorie beschleunigt hat, die bekanntlich RoDBERTUS be­
sonders eingebender Kritik unterzogen bat und deren Verfechtung 
der Vorherrschaft des Kapitals wesentlich Gegenstand heftigster 
Angriffe von seiten der sozialistischen Analyse geworden ist. 

Höchst kompliziert war die Einwirkung des Sozialismus auf 
die Wertlehre. SMITH und RICARDO hatten beweislos in unklarer 
Weise gelehrt, daß die Arbeit die "wahre Quelle" des Wertes 
sei. MARX und andere nahmen die klassische 'l.'heorie auf und 
versuchten ihre Ausbildung zu einer extremen Arbeitswerttheorie: 
Indem sie die Lehre logisch zu Ende dachten, führten sie sie 
ad absurdum. - Dann entwickelten im Gegensatz hierzu die 
Österreichische Schule und JEVONS eine extrem-subjektive Nutz­
werttheorie, die friiber schon, aber ohne allen äußeren Erfolg, 
in Deutschland von HERM. HEINR. GosSEN und in England von 
LLOYD vorgetragen worden war. Aueh sie ihrerseits wurde 
kritisiert und der Sozialismus - immer alert - hat den modi­
fizierenden Einfluß ungleicher Güterverteilung in den Vordergrund 
geschohen. So bewahrte er uns davor, zu vergessen, daß die 
:Nützlichkeit nicht schon Nachfrage ist, sondern lediglich ein 
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Element derselben neben dem anderen , das darin besteht, 
denjenigen, der das Gut begehrt, die Vertügungsgewalt darüber 
zu verschaffen. So gebührt denn unseren sozialistischen Preunden 
zu nicht geringem 'l'eil das Verdienst, uns durch eine verwickelte 
Reihe von Wirkungen und Gegenwirkungen den Weg zu einer 
richtigen und vollständigen Werttheorie gewiesen zu haben. Als 
Zeugen för deu Weg, den die Werttheorie durchgemacht hat, 
sei an W rnsrms Bemerkungen iiber die W ertantinomie 1) erinnert, 
in denen auf PrwmmoN znrlickgegangen und die Wichtigkeit 
der sozialistischen Attacken anerkannt wird. ,, Prondhon hat -
föhrt-WIERER aus -, wenn er auch seine Behauptung nicht ganz 
richtig formuliert hat, eine Antinomie des Verkehrswertes be­
hauptet", die darin bestehe, daß dieser nicht dem gesellschaft­
lichen Nutzen entspricht und daß daher, da die Produktion 
unter dem Einfluß des Verkehrswertes sich vollzieht, die Güter 
nicht im Verhältnis zum gesellschaftlichen Beuarf erzeugt werden. 
WIESER ist denn auch in Erwiderung darauf genötigt, zuzugeben, 
daß der Verkehrswert „seinen Dienst in der Volkswirtschaft nur 
in unvollkommener Weise zu vollziehen geeignet ist". Er an­
erkennt, daß „die Produktion sich ... statt der bloßen Bedürftig­
keit auch dem Reichtum unterordnet" und daß „überall dort, 
wo die Versorgung der Gesellschaft mit Gütern durch private 
Unternehmer stattfindet, welche hieraus einen Erwerb machen, ... 
jeder Unternehmer seinen Vorteil dabei findet, wenn es ihm 
gelingt, freie Güter in . . . wirtschaftlich knappe zu verwandeln 
und . . . die Verkaufsmenge zugunsten der Steigerung des Er­
löses zu vermehren" --· und umgekehrt. Nur wenn die Pro­
duktion sich „im aufsteigenden Ast" befinue, könne man mit 
Sicherheit darauf rechnen, daß Einzelinteresse und Verkehrswert 
im Sinne des gesellschaftlichen Interesses wirken. Woraus folgt', 
daß Dank dieser von PROUDHON und anderen angeregten Dis­
kussion unsere Analyse von der Eignung· des Verkehrswertes 
zum Regulator der industriellen Tätigkeit und von der BegTenzt-

1) Vgl. FmEDH. VON WIESEH, Der natürliche Wert. Wien, 1889. S. 32 ff., 
5B f., 55 ff. 
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heit dieser Eignung eine klarere und gesündere geworden ist. 
als sie es ohne PROUDH0N geworden wäre. 

Die vorstehende Skizzierung der Einwirkung des Sozialismu:-; 
auf die Werttheorie beweist, wie subtil sie in manchen Be­
ziehungen gewesen ist. In der Tat sind nicht die unwichtigsten 
dieser Einflüsse indirekte gewesen und haben ihren Ausdruck 
in gewissen stillschweigenden Weglassungen oder Wiederholungen 
gefunden, die dazu bestimmt waren, der Kritik vorzubeugen 
oder ihr zu begegnen. Das Kapital- und Zinsproblem wird dies 
beleuchten. 

Die Berechtigung des Kapitalzinses ist von Sozialisten sehr 
hartnäckig· bestritten worden. Eine Folge davon war, daß die 
Nationalökonomen mit einander wetteiferten, ihre Analysen de,.: 
Prozesses der Kapitalbildung und der Natur des Zinses zu ver­
feinern. Zuerst entwickelte N. W. SENIOR in den 30er .Jahren des 
vorigen Jahrhunderts seine Abstinenztheorie. In der Folge wurde 
- teilweise Dank der sozialistischen Kritik - ihre Vollständigkeit 
oder ihre Angemessenheit angezweifelt, und jetzt sind wir 
gewohnt, den Terminus „entbehren" zu vermeiden, und ihn durch 
„sparen" und „warten" zu ersetzen. Hat hierzu nicht LASSALLES 
klassischer Pfeil der Ironie bezüglich der Abstinenz des Barons 
ROTHSCHILD beigetragen? Gleichermaßen waren die National­
ökonomen auch gezwungen, bei aller Zurückweisung der Auf­
fassung, daß Kapital nur „angehäufte" oder „ vorgetane Arbeit" 
und Profit „Raub" sei, die Lehren SMITH' und RICARDOS in 
bezug auf Kapital und Zins genauer zu analysieren, als sie es 
vor den Schriften RoDBERTUS und MARX' getan hatten. Und 
erklärt sich, um ein anderes Beispiel zu nennen, nicht auf 
gleiche Weise auch JOHN B. CLARKS Verteilungstheorie? Indem 
ÜLARK behauptet, daß beim Walten freier Konkurrenz jedem 
Produktionsfaktor soviel Anteil am Jlrodukt zufällt, als er selbst 
hervorgebracht hat, ist er in erster Linie bemüht, mit den „Re­
siduen" und ausbeuterischen Anteilen aufzuräumen und die An­
teile von Arbeit und Kapital als durch normale ökonomische 
Kräfte nach dem Schlüssel der Grenzproduktivität genau bestimmt 
hinzustellen. gr und seine Anhänger äußern mehr oder weniger 
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offen die Überzeugung, <laß, wenn erst einmal ihre Lehre durch­
gedrungen wäre, auch die Gerechtigkeit des herrschenden Ver­
teihmgssystems der Hauptsache nach festgestellt wäre. Denn 
wenn die Verteilung der Gerechtigkeit entsprechen solle und wenu 
bewiesen werde, daß das die Verteilung bestimmende Element die 
Produktivität sei, so sei auch schon hiermit <las Problem der 
distributiven Gerechtigkeit gelöst. Wobei aber kaum dargetan 
zu werden braucht, daß mit dieser Argumentation, die sich auf 
die Produktionsfaktoren als solche bezieht, nichts für das Problem 
der persönlich-individuellen Verteilung gewonnen ist. 

Doch genug! Siimtliche Einflüsse des Sozialismus auf die 
nationalökonomische Theorie im Rahmen dieser flüchtigen Skizze 
zu besprechen, wi:i.re auch dann unmöglich, wenn man imstande 
wäre, sie in ihrer Gesamtheit aufzudecken und zu analysieren. 
Wir brechen also hier einfach deshalb ab, weil wir an irgend 
einem Punkt abbrechen miissen. Zum Schlusse aher noch ein 
Wort der Vorsicht und der Einschr~inkung. 

Ich bin weit davon entfernt, zu hehaupten, daß der 8ozialis­
nrns ein Monopol auf „soziale Betrachtungsweise" hat, oder auch 
nur, daß diese, soweit wir ihr bei Sozialisten begegnen, die 
richtigste ist. Und sicherlich trifft dies bei vielen unter den 
führenden Sozialisten der Vergangenheit nicht zu. Man muß 
vielmehr einige, verschiedene Arten „sozialer Betrachtungsweise" 
unterscheiden. In der klassischen Nationalökonomie tritt sie uns 
in der Form entgegen, daß auf das größte Vermögen der größten 
Zahl, den Reichtum der Nation usw. Nachdruck gelegt erscheint. 
Aber diese Anschauung ist unvollständig und einseitig. Denn 
weder unterscheidet sie hinreichend zwischen Reichtum und Wohl­
fahrt, noch berücksichtigt sie genügend, daß Produzenten auch 
Konsumenten sind. Die soziale Anschauung der Sozialisten hin­
wiederum war zu sehr eingestellt auf den Gesamtnutzen und be­
faßte sich zu wenig mit dem Problem einsichtsvollster Leitung 
der Produktion. Ferner wäre noch jene Auffassung zu er­
wähnen, die in der Volkswirtschaft einen nach einheitlichem Plan 
vorgehenden Organismus sieht mit ihrem Grenznutzen-Begriff. 
M. E. aber trifft ebenso wie die anderen auch sie nicht die 

Archiv f. Geschfohte d. Sozialismus III, hrsg. v. Grünberg. 31 
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Wahrheit, die darin besteht, daß, wie eng- auch die Beziehungen 
zwischen Individuum und Gesellschaft sein mögen, doch das 
Individuum ein Ding für sich ist und die Gesellschaft ein anderes; 
daß das reale Individuum jedoch nur in der Gesellschaft lebt 
und durch seine Nebenmenschen allseitigst beeinflußt wird; und 
daß ferner, weil die Menschen sowohl Produzenten als auch 
Konsumenten sind, unter den gegenwärtigen Bedingungen der 
Preis- und Angebotsbeschränkungen die Höchstbefriedigung nur 
durch Beobachtung der marginalen Nützlichkeit in Verbrauch und 
Produktion gesichert werden kann. 



Zur Verbreitung der ·worte „Sozialist" und „Sozialismus" 
in Deutschland und in Ungarn. 

Von 

Ernst Czöbel (Budapest). 
Nach den Feststellungen GRüNBERGs ') war es RocnAu (A. L. UHUROA), 

der in seinem 1840 erschienenen Buche: ,,Kritische Darstellung der Sozial­
theorie Fouriers" den Neologismus „Sozialist" erstmals in deutscher Sprache 
zur Anwendung gebracht hat. Die von GRÜNBJ<JRG angezogene Stelle scheint 
denn auch tatsächlich zu beweisen, ,,daß RocnAu selbst es gewesen ist, der 
das deutsche Wort neugebildet hat, um das zur Kennzeichnung von Fouriers 
Theorie dienende „societaire" zutreffend zu übertragen; und demgemäß auch, 
daß dasselbe aus Frankreich in den deutschen Sprachschatz gelangt ist. 

Demgegenüber ist jedoch hervorzuheben, daß das Wort „Sozialist" gleich­
zeitig mit RoCHAU auch von anderer Seite in der deutschen wissenschaft­
lichen Literatur gebraucht worden ist, und zwar an zwei Stellen, von 
denen aus es viel leichter Verbreitung finden konnte, als durch das ROCHAuische 
Buch und zugleich in einer Form, aus der sich schließen Hißt, daß es auch 
schon früher bekannt gewesen ist. 

Die eine dieser beiden Stellen findet sich in der „Deutschen Viertel­
j a h r s s c h r i f t", dem damaligen Organe der liberalen Publizisten, und zwar 
im III. Heft von 1840. Der betreffende Artikel, dessen Verfasser nicht 
genannt ist, trägt die Aufschrift: ,,Die Vergangenheit, Gegenwart und Zu­
kunft der politischen Ökonomie", und rührt wohl von einem Mitarbeiter des 
RO'ITECK-WELCKERschen Staatslexikons her; vielleicht von MoHL, BüLAU 
oder W. ScHULTZ, die auch an der "Vierteljahrsschrift" mitarbeiteten. Der 
Anonymus weist in seiner Darstellung darauf hin, daß die klassische poli­
tische Ökonomie noch immer fest dastehe, daß sie aber inmitten der all• 
gemeinen Umwandlung sämtlicher sozialer Wissenschaften ebenfalls einer 
Umgestaltung bedürfe, um „nicht länger die Veranlassung zu höchst gefähr­
lichen Übeln" zu geben. Wohl werde versucht, sie von Grund aus umzu• 
stürzen, jedoch ohne Erfolg. ,,Der Sturm der indisciplinierten Horden vo11 
ST. SIMON, FOURIER und OWEN" habe ihr nichts anhaben können (S. 1). ,,Das 
.g!i.nzliche Mißlingen der verschiedenen so z i a I ist i s c h e n Angriffe rührt •.. 
• nicht sowohl von der Unüberwindlichkeit der Lehre A. SM11·us, als teils von 

1) Vgl. CARL GRÜNBERG, Der Ursprung der Worte "Sozialismus" und 
"Sozialist", in der „Zeitschrift für Sozialwissenschaft", IX (Hl06), S. 507; 
DERSELBE in dies e m „Archiv" II, 379. 

31 * 



482 ERNST CZÖBEL. 

,,der manchfachen unverdauten Rohheit der neuen Sätze, theils von der un­
"sittlichen und atheistischen Beimischung ... " (S. 2-3). Hier stoßen wir 
in dem erwähnten Artikel zum ersten. Male auf das Wort „sozialistisch", u~d 
zwar entschieden zur gemeinsamen Bezeichnung der drei großen Reformatoren. 

Im weiteren Verlaufe seiner Darlegungen, bespricht sodann der anonym(> 
Verfasser ausführlich jene Systeme, die infolge des Hervortretens der 5o­
genannten Schattenseiten des Industriesystems entstanden sind. Hierbei werden 
die "reformatorischen Systeme" von SAINT-SIMON, FouRnm und OWE~ 
in einer besonderen Gruppe behandelt und einleitend wird darauf hingewiesen, 
daß sie znr Zeit in Deutschland ,,in scharfer Bestimmtheit verhältnismäßig 
,,nur Wenigen gegenwärtig seyn möchten·'. (S. 35-36.) Bei dieser Gelegen­
heit werden Fomumi und seine Schule als „so z i et ä r", ÜWJ<JNs System und 
Lehre jedoch als „so z i a I ist i s c h" bezeichnet. Alle Versuche ÜWJ<JNS zur 
Verwirklichung seiner Pläne heißt es da - blieben erfolglos. ,, Wir reden 
,,hier nicht von New-Lanark, welches allerdings unter der persUnlichen Leitung· 
,, von ÜWIDN in hoher Blüthe stand; hier war nicht von der Anwendung de~ 
,,so z i a li s t i s c h e n Systems die Rede, sondern von der zweckmäßigen 11111! 

„menschlichen Einrichtung einer großen :Fabrik unter Beibehaltung des ganzeu 
„Wesens unserer dermaligen Einrichtungen" (S. 53-54). Um was es sich 
allein handeln könne, seien vielmehr New-Harmony und Orbiston, die heid;; 
gescheitert seien. ,,Doch es hlitte dieser Probe gar nicht bedurft, um die 
„ Unausführbarkeit der sozial ist i s eh e n Lehre . . . auf den croiten .Blick 
„zu zeigen." Denn ohne persönliches Eigentum verflüchtigt sieh die Lust 
zur Arbeit. ,,Zur Gütergemeinschaft werden sich immer Liebhaber melden; 
,,allein natürlich nur der Abschaum der Gesellschaft" (S. 54). 

In dieser Sonderwürdigung der einzelnen Systeme wird also bloß das­
jenige ÜWENs als „sozialistisch" bezeichnet; und zwar wahrscheinlich im 
Anschluß an -· die übrigens vom Anonymus zitierte -- berühmte und auch 
in Deutschland sehr verbreitete Geschichte der politischen Ökonomie vou 
AnoLPHE BLANQm, in der ebenfalls die Bezeichnung als sozialistisch ledig­
lich auf das ÜWENsche System beschränkt wird '). 

Mit BLANQUis -- auch in deutscher Übersetzung erschienenen") - Gr­
schichte der politischen Ökonomie hängt aueh jene andere Stelle zusammen, 
an der das Wort „Sozialist", ebenfalls im J altre 1840, gebraucht wird. 
BLANQUI konstatiert einen schroffen Unterschied zwischen Ow1<,Ns Lehre und 
FOURIERS „sozietärem" System und bezeichnet jene als sozialistisch. Nicht 
diese Stelle aber ist es, die uns hier interessiert. Denn der II. Band ,der 
deutschen Übersetzung, in welchem sie enthalten ist, erschien erst 1841. Der 

1) Vgl. A. BLANQUI, Hist. de l'economie politique en Europe. PariR, 
1837, II, 333/34. 

2) ADOLPH BLANQm, dem Älteren, Geschichte der politischen Ökonomie 
in Europa von. Übersetzt von Dr. F. ,T. Bus!', 2 Bde. Karlsruhe 1840/41. 
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I. Band tlagegen ist bereits 1840 zur Ausgabe gelangt, und tler Übersetzer, 
f'R. ,J. Buss - der berülnnte Vorkämpfer des Ultramontanismus in Baden, 
<ler als Vertreter des kleinbiirgerlichen Sozialismus, bereits im Jahre 1837 
im badischen Landtag mit. sozialpolitischen Forderungen hervorgetreten 
war') - hat ihm eine vom .J u 1 i 1.840 d a t i c r t e Vorrede vorausgeschickt, in 
der er das Wort "Sozialist," anwendet. Sie enthält eine scharfe Kritik der 
deutschen Nationalökonomie, und indem sie auf die Krisen des Zeitalters hin­
weist, will sie die Notwendigkeit großer Ideen und einer allgemeinen Ge­
sellschaftswissenschaft begründen. In dieser Richtung - führt Buo1s weiter 
aus (I. S. IV /V) haben in erster Reihe die Franzosen Versuche gemacht: 
..... Die französische ökonomische Schule hat den genommenen Anlauf zur 
,.so c i a li s t i sehen Theorie fortgcsponnen, ist aber dabei freilich auch ins 
.. Leere, Gehalt- und GrenzenloHe hinausgefallen. Vornehm hatten in 'l'eutsch­
. .land Viele auf diese Regungen, wie umschattende· Träume, hinausgeblickt, 
.. und glaubten so die Sache von sich abgewehrt zu haben. Allein die Not.h 
,.ist zudringlich ... Schon der Pa.uperiBmus, dieser klopfende Wächter unserer 
.. 1/;eit, mag uns mahnen, daß man mit Begriffen und Schulsystemen noch 
.. keine Mächte beschwört. Mag auch des Verkehrten bei dem Owenismus, 
.. Saint-Simonismus und Fourierismus noch HO Vieles gelioten werden, im 
„Hintergrund ruhen ein freches Bedürfnis und ein guter Stock gesunden 
.. Guts ... Es bedari' einer organischen Hierarchisierung des Isolierten in ein 
.. lebendiges System. Lassen wir diesen so c i a I ist i s c h e n Schulen ihre 
.. Schatten und Dichtung im constitutiven Theil: ibren kritischen Theil nehmen 
.. wir an. In diesen Menschen glühen tiefere '!'riebe, aus ihnen reden stärkere 
.. ~öthen, als aus unsern Meistern der regelrechtesten Compendien, mit den 
.. ,prossenreichsten Begriffsleitern und den zerklüftetsten Schematismen." 

Aus dem vorstehenden Zitat, erhellt, daß Buss den Neologismus "Sozialist" 
nicht von BLA~Qlll übernommen hat. Wendet ihn doch dieser le<liglich auf 
Owli,N allein an. Außerdem aber beweist das Zitat auch, daß sich die deutsche 
Wissenschaft bereits zu Ende der Dreißigerjahre mit den Theorien der so­
genannten Utopisten befaßte. Besonderes Interesse heischt im Zusammenhang 
mit der angeführten noch tlie folgende Stelle aus Buss' Vorrede (S. XI): 
.,Einer ... Krise gehen wir entgegen ! . . . Sehen wir nicht, wie hier der 
„Pauperismus die frevle Axt an den Grundstamm gesellschaftlicher Ordnung 
. .legt, dort fremdartige Secten, wie Busseträger des sozialen Wehes ... an 
.,die Pforte des Doms eines sogenannten Neochristianismus klopfen?" Worte, 
die darauf hinweisen, daß Bussjene Systeme als sozialistisch bezeichnet, die auf 
"ine radikale Umgestaltung der bestehenden Gesellschaftsordnung hinarbeiten 2). 

1) Vgl. .Fr. J. Bims, Erste sozialpolitische Rede in einem deutschen Par­
lament im ,Jahre 1.837. Offenburg, 1904. Geleitwort von A. BmrnL. 

2) Buss hat im ,Jahre 1.8::lH eino "Geschichte der Staatswissenschaft" 
liernn~gegebeu die eigentlich mit ihren 1618 Seiten eine Einleitung zu 
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Es ist ein bemerkenswerter Umstand, daß von RocHAU bloß FOURIERS 
Lehre als sozialistisch bezeichnet wird, im Artikel der „Deutschen Vierteljahrs­
schrift" jedoch und noch entschiedener von Buss das Kennwort zur gemein­
samen Charakterisierung auch der Doktrinen SAINT-SIMONS und ÜWEN~ 
benützt wird. Der Zusammenhang aber zwischen dieser Anwendung und 
BLANQUis Geschichte erhärtet neuerlich GRÜNBERGS Feststellung, daß der Neolo­
gismus „Sozialist" (,,sozialistisch") aus Frankreich nach Deutschland gelangt ist. 

Das Wort „Sozialismus" kommt gleichzeitig mit der bekannten Schrift 
LORENZ STEINS und möglicherweise unabhängig von demselben im RoTTECK­
schen „Staatslexikon" vor. In dem - von RUTENBERG signierten -- Artikel 
„Radikal, Radikalismus" des letzeren 1) wird nämlich auf das religiöse Moment 
hingewiesen, das einen wichtigen Entstehungsgrund vieler radikaler Theorien 
und Bewegungen bilde: ,,Das religiöse Moment arbeitet sich unter den ver­
„schiedensten Formen immer wieder hervor, sollte es sich auch nur in einer 
„bestimmten Theorie des Sozialismus erkennen lassen" (S. 294) - zu 
welcher sodann LAMENNArn, die Praktion des „Reformateur", Foum1m und 
OWEN gerechnet werden. 

* * 

Auch in Ungarn wurden unsere lJeitlen Neologismen in kurzer Zeit 
bekannt. Dem Wort „Sozialismus" begegnen wir dort erstmals in einem 1842 
von Auous•t· TREJ<'ORT im „Tu d o rn an y t a r", dem offiziellen Organ der 
Ungarischen Akademie der Wissenschaften, veröffentlichten Vortrag über die 
Systeme der Nationalökonomie, den TRJ<JPOR'l' am 6. Dezember 1841 in einer 
Akademiesitzung gehalten hatte. 

Den Ausgangspunkt dieser Abhandlung bildet der Bankerott des Smlthia -
nismus. Derselbe, führt 'fREI-'OR'l' aus, wird aus mehreren Lagern bestürmt. 
Die Vorkämpfer des dritten Lagers "richten ihre Waffen nicht bloß gegen 
„dieses System, sondern gegen den gesamten wirtschaftlichen Zustand der 
„Gegenwart, ja sogar gegen den gesamten Organismus der gegenw!!.rtigen 
„Gesellschaft. Der neuzeitliche gewerbliche ]fortschritt hatte zur Folge, daß 
"mit dem Zuwachs des gesamten Nationalreichtums der Zustand der Arbeiter­
„klassen sich verschlechterte, da das Maschinenwesen mit dieser Klasse in 
,,Konkurrenz getreten ist, und dieser Umstand hat den Sozialismus hervor­
"gerufen. Diese Schule will das Los der leidenden Arbeiterklassen durch 
„Konzentration der zerstreuten Kräfte verbessern. Daß dieses Mittel Y.ll 

HEPPS „System der Staatswissenschaft" bildet. Er besprieht daselbst SAINT­
SIMON und FOURIER ausführlich, ohne aber das Wort „Sozialist~ zur An­
wendung zu bringen. Hieraus läßt sich jedoch nicht mit Sicherheit auf de1L 
Zeitpunkt schließen, in dem Buss diesen Terminus bildete ocler mit ihm 
bekannt wurde. Denn wir erfahren aus den letzten Zeilen · dieser riesigen 
Flinleitung selbst, daß „über ein halbes Jahrzehnt an dem Buch gedrucld; ward''. 

1) XIII. Band. 1842. 
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.,großen Hoffnungen berechtigt, beweist die Erfahrung; jedoch will der 
,.Sozialismus dieses Mittel in sämtlichen Teilen des gesellschaftlichen Körper8 
„zlll' Anwendung bringen und trachtet nach einer neuen Religion, einem 
„neuen Recht, einer neuen Moral, und nach solchen Institutionen, wie sie 
,,eine völlige Umgestaltung der menschlichen Natur voraussetzen" 1). 

TREP0RT gehörte zu den Führern jener Gruppe von Gelehrten und Schrift­
stellern, welche die in Westeuropa aufgekommenen modern-liberalen staats­
wissenschaftlichen und uationalökonomischen Theorien durch eine regsame 
'wissenschaftliche und publizistische Wirksamkeit in Ungarn zu verbreiten 
trachteten. Man bezeichnete sie damals als Zentralisten und Doktrinäre. 
Nach dem Sturze der Reaktion und nach dem Abschluß des Ausgleiches von 
1867 erlangten sie die höchsten Stellen im konstitutionellen Staat, und auch 
'rnE1''0RT selbst wurde im Jahre 1872 znm Unterrichtsminister ernannt. 

Im Jahre 1842 Htoßen wir aber in der ungarischen Literatur auch noch 
ein zweites Mal auf den Terminus „Sozialist". Auch diesmal auf liberalem 
1:<'orum, im „Pesti Hirlap" (Pester Zeitung), dem Organ Lunwm KossUTII8, 
zu dessen Mitarbeitern schon damals die Doktrinären gehörten, die später 
die Leitung des Blattes ganz in ihre Hände nahmen. In der Nummer vom 
12. Juni 1842, erschien eine Mitteilung über ÜWEKs 72. Geburtstag in der 
ÜWEN als „Apostel der Sozialisten" charakterisiert und zugleich auf den 
bevorstehenden VII. sozialistischen Kongreß hingewiesen wurde. 

Um jene Zeit fanden <lie auf eine Besserung der gesellschaftlichen .Miii­
~tände und <lie Beschwichtigung der Unzufriedenheit hinzielenden Theorien 
auch in Ungarn reges Interesse. So wurden denn auch die Theorien der 
Utopisten öfters erwähnt und besprochen, doch wird das ·wort „Sozialismus" 
oder „Sozialist" in die,;en Besprechungen nicht angewendet. Das Werk 
LORENZ STEINS vermittelte sodann gründlichere und ausführlichere Kenntnis 
dieser Theorien, welche hinfort allgemein als „sozialistisch" bezeichnet wurden. 
Im Jahre 1843 erschien im „Atheuaeum", der ·wochenschrift der liberalen 
nnd demokratischen Elemente, eine Abhandlung von MAURUS LUKACS unter 
dem Titel: "Einige Worte üher den Sozialismus". LUKACS, der hauptsächlich 
aus LORENZ STEr:-;s Werk und den Ausführungen im obenerwähnten Artikel der 
„Deutschen Vierteljahrsschrift" schöpfte, gehörte mit T1rnFOR'l' zu jener 
Plejade von Publizisteu , die ganz unter dem Einflusse westeuropäischer 
Bildung standen. Er war auch in den .Jahren 1843-1844 der Korrespondent 
der MAugshurger Allgemeinen Zeitung" aus Ungarn. Es ist nicht nötig, ein 
Zitat aus der erwähnten Abhandlung mitzuteilen. STEIN folgend bezeichnet 
anch er die Utopisten deshalb als Sozialisten, weil sie die Herstellung einer 
neuen Gesellschaft erstreben. Im übrigen gebrauchte er unsere beiden Ter­
mini bereits ganz ungezwungen nnd vermittelte sie so weiteren Kreisen auf 
ungarischem Boden. 

1) T n d o rn an y t ,i r 184J. 1::rtekezüsek. XII. S. 61. 



Statuts de l' assooiation des travaillenrs de toutes 
les professions et de tons les pays. 

Materialien zur Geschichte der produktivgenossenschaftlichen Bewegung in 
Frankreich. 

Mitgeteilt und eingeleitet von 
Carl Grünberg (Wien). 

Unter den Ideen und Plänen sozialer Reform, die während des Juli­
königtums die geistige Atmosphäre Frankreichs erfüllten und weit über dessen 
Grenzen hinaus Widerhall weckten, steht der „Assoziations"-Gedanke obenan. 
Keiner hat magischere Wirkung geübt: trotz oder vielmehr wegen &einer 
Unbestimmtheit. Denn über die Mittel, ihn in die Wirklichkeit zu überführen, 
herrschte tiefstgreifende Meinungsverschiedenheit An dieser Stelle interessiert 
uns jedoch nur eines derselben: die Produktivassoziation. Die Arbeiter, 
schlug man vor, sollten sich im Gefühl und in der Erkenntnis ihrer Interessen­
solidarität zu Erzeugergruppen zusammenschließen, deren wirtschaftliche 
Fundierung dadurch zu erfolgen hätte, daß jedes Mitglied seine Arbeits­
werkzeuge und etwaH Kapital einbrächte. So würden sie den Gegensatz 
zwischen Kapital und Arbeit, zwischen Unternehmer und Arbeiter durch deren 
persönliche Vereinigung aufheben und sich der Lohnsklaverei entledigen. 
Erst wenige und dann immer mehrere, zuletzt alle. Denn da ein Teil des 
Geschäftsgewinnes entweder zur Erweiterung der bereits bestehenden oder 
zur Begründung· neuer Genossenschaften verwendet werden sollte, so hoffte 
man, allmählich und friedlich die bestehende Produktionsordnung zur Gänze 
in eine solche überleiten zu können, in welcher die Arbeiter und nur sie 
,mgleich auch Herren der Produktionsmittel wären. 

Diese Beschränkung der Vergenossenschaftung auf die private Initiative 
und die alleinige wirtschaftliche Kraft der Arbeiter sowie die hierdurch be­
dingte Hinausrückung des Endzieles in unabsehbare Ferne mußte freilich 
·~ wenn nicht enthusiastischeste Stimmung ein Gegengewicht bildete 
höchst nüchtern anmuten. In so 1 c her Formulierung verlor der Assoziations­
gedanke das Meiste von seinem Zauber, noch bevor Erfahmng über seine Un­
realisierbarkeit belehrt hatte. Die Produktivgenossenschaften haben daher in 
der französischen Arbeiterbewegung weder vor der Februarrevolution noch 
auch während oder nach derselben irgend eine erhebliche Rolle gespielt 
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Im Zeitraum von 1834-1846 sollen - nachdem die schon 1831 von 
Bu<,HRZ begrümlete Tischler-Produktivgenossenschaft überhaupt nicht hatte 
zur Aufnahme ihrer Geschäftstätigkeit gelangen können -- im ganzen nicht 
mehr als 6 Genossenschaften in Paris (darunter die berühmte von Bucimz 
init,lierte katholische „Association des bijoutierH en dore"), 3 in 
den Departements und 1 (landwirtschaftliche) in Algier, zusammen also 10 
ins Leben gerufen worden sein 1). Sehr wenige auch nur kamen in der 
•·rsten Hälfte des Jahres 1848 zu Htande. Nichts ist leichter verständlich. 
Die hochgehenden ,v ogcn der sozialen und politischen Bewegung hatten 
schon vor dem Ausbruch der Revolution schwere volkswirtschaftliche Störungen 
gezeitigt; zahlreiche Arbeiter waren damals auch infolge des Saisoncharakters 
ihrer Berufstätigkeit beschäftigungslos; die revolutionären Ereignisse schließ­
lich Y!lrschärften die Krise ins Ungemessene. Wie sollten unter solchen 
lJmsfänden zu den alten neue -- notwendig kapitalschwächst,e genossen­
,chaftlichc - Unternehmungen sich bilden, es sei !lenn, daß man der Absatz­
~elegenheit sicher war? Dies war nun - dank Loms BLAN<:s Initiative und 
Einfluß -- <ler Fall zugunsten von 3 hauptstädtischen Prmluktivgenosscn­
schaJten: der Schneider in der Ru e de C li c h y, cler S a t t I c r und der 
Spin 11 er, <lic insgesamt von der Pariser Munizipalität uncl den Staats­
hehörden zu Lieferungen für die National- und die Mobilgarde herangezogen 
wurden 2). Außerdem sind noch zu nennen in Paris: die So c i et e gen er a 1 c 
politique et philanthropique des meeaniciens et serruriers, 
nud in Lyon: eine Spinner genoss e n s c lt a f t und die von fourieristischen 
Ideen getragene „Union d c s t r a v a i 11 e ur s", die sich bei den Eisenbahn­
hauten zwischen der Hauptstadt uml Lyon betätigen wollte"). Abgesehen 
aber davon! 'fägte nicht im Palais Luxcmbomg unter BLANC8 Vorsitz die 
.. Commission du gouvernement pour !es travailleurs", nm den Plan einer 
•·ndgHtigen, allgemeinen, von Staats wegen durchzuführenden „Organisation 
der Arbeit" zu entwerfen? Hatte nicht die provisorische Regierung in­
zwischen, nachdem sie in jener berühmten Proklamation vom 25. Februar 
das "Recht auf Arbeit" feierlich anerkannt hatte, die „Ateliers nationaux" 
errichtet? J<'reilich war es unmöglich, die kolossalen und durch Zuzug aus 
der Provinz sowie infolge von Streiks stetig anschwellenden Massen Arbeits­
loser, <lie alle den „Nationalwerkstiitten" eingegliedert wurclen, berufsmäßige 
uder auch nur ge1neine Arbeit zuzuweisen. Das verschlug jedoch den Meisten 
gar wenig. Erhielten sie ja auch für den Nichtarbeitstag· die Hälfte des 
reglementm1ißigcn Lohnes, rl. h. 1 Fr. ausbezahlt - genug, um über die böse 

1; Vgl. Uuo RxBBENo, Le societa cooperative di produzione. Milano 
1889. S. 186/187. 2) Vgl. Loms BLANC, Histoire de la revolution de 
1848. Paris 1870. J. Bd. S. 199/211. 3) Vgl. GE0RG1<:s R1.JNA1m, La 
repubHqne de 1848 (IX. Hd. der „Histoire socialiste" von JA1mf;;;, Paris o . .T.), 
8. 275 f. 
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Zeit hinwegzukommen. So geschah es denn, daß die Produktivgenossenscilall'ta­
bewegung erst nach den Junitagen und der Auflösung der Nationalwerkstätten 
in lebhafteren Fluß geriet. 

Am 4. Mai 1848 war die Konstituante - in de1· die Sozialisten eine ver­
schwindende und überdies uneinige Minorität unter 900 Abgeordneten bildeten 
zusammengetreten und hatte fünf Tage darauf die provisorische Regierung 
durch eine „Commission executive" ersetzt. Sie war zum weitaus größten 
Teil innerlich oder offen monarchistisch gesinnt, und noch ausgeprägter war 
ihre konservative Struktur. So ist es denn nicht weiter verwunderlich, daß 
in ihrer Mitte die Abneigung gegen die „Nationalwerkstätten" immer deut­
licher hervortrat. Gewiß hatte diese Institution mit den von BLANC propa­
gierten „Ateliers sociaux" und mit dem von ihm ausgegebenen Schlagwort: 
„Organisation der Arbeit" nichts zu tun. Sie war vielmehr von Anfang an 
als Gegengewicht gegen die sozialistischen Bestrebungen gedacht und ins­
besondere dazu bestimmt, BLANcs Einfluß auf die Pariser Arbeitermassen zn 
brechen. Praktisch aber hatte sie sich durch die Gewalt der Umstände zu 
einer -- dazu noch sehr kostspieligen -- Kampforganisation des Proletariats 
ausgewachsen. Gerade deshalb schien es um so dringlicher, mit ihr möglich8t 
bald aufzuräumen, wie anderseits eine solche Kraftprobe - im Hinblick auf 
die bei den Wahlen zutage getretene Stimmung des Landes - mit keiner 
ernstlichen Gefahr verbunden. Immerhin wurde der auf die Auflösung der 
Nationalwerkstätten abzielende Regierungserlaß vom 24. 1\Iai 1848 durch 
fast einen Monat geheimgehalten. Seine Veröffentlichung erfolgte erst am 
21. Juni und lüste sodann erst große Demonstrationen der Pariser Arbeiter­
schaft und im weiteren Verlaufe die viertägigen blutigen Straßenkämpfe vom 
23.-26. Juni aus, die mit der vollständigen Niederwerfung der Aufständischen 
endeten 1). 

Dieser Katastrophe fielen auch die wenigen Produktivgenossenschaften 
zum Opfer, die unter Lours BLANCS Einfluß entstanden waren. Vor allem 
jene der Schneider in der Rue de Clichy. Sie hätten, hieß es, an der Juni­
insurrektion teilgenommen. Ohne Rücksicht auch darauf aber sollte die .Auf­
lösungsmaßregel der Regierung den sozialistischen Geist treffen, der sie er­
füllte. Vermochte ihnen ja auch der mit der Untersuchung betraute Polizei­
kommissär mit Sicherheit nur vorzuwerfen: sie hätten es während der Junius­
tage abgelehnt, in den Reihen der Nationalgarde die Ordnung zu verteidigen. 
,,parceque, disent-ils, ils ne savaient pas au juste ou etait le bon droit" 2). 
Dafür aber rechnete er ihnen als schwere Verbrechen an: den Mangel fester 

1) Vgl. E11nL1,1 'rno111A1-i, Histoire des ateliers uationaux. Paris 184N. 
S. 265 ff.; Loms BLANC a. a. 0. II. Bd. S. 71 ff., 131 ff.; DANIEL STERN, 

Histoire de la revolution de 1848. (Ausgabe von 1889.) Ill. Bd. S. 144 ff. 
2) Vgl. Rap p o r t d e l a C o m m i s s i o n d ' e n q u e t e sur J'insurrection 
... du 23. Juin. II. S. 135. (Proces-verbal du cornrnissaire de police Loyei:ix.) 



Statuui de l'association des travailleurs de toutes les professions etc. 489 

Über- und Unterordnungsverhältnisse zwischen den - freigewähltem 
Leitern und den ausführenden Arbeitern; die Gleichbemessung der Löhne 
mit 2 Frs. für sämtliche Genossenschafter ohne Rücksicht auf 'l'üchtigkeit, 
tatsächliche Leistung, Bedürfnis und die Möglichkeit anderwärts höheren 
Verdienstes; die Forderung öffentlicher Unterstützung auf Kosten des Steuer­
säckels und der Monopolzuweisung öffentlicher Lieferungen zum Schaden der 
Privatindustrie 1). Und nicht besser als der Genossenschaft der Schneider 
erging es jenen der Spinner und Sattler 2). 

Diese Unterdrückungsmaßregeln vermochten freilich die Massenarbeits­
losigkeit ebensowenig augenblicklich aus der Welt zu schaffen, wie der 
politische und militärische Sieg der Ordnungsparteien und die Einstellung 
der Nationalwerkstätten. Ebendeshalb hatte auch der Leiter der letzteren, 
:i<:MrLE THOMAS, vor überstürzter Beseitigung dieses Surrogats von Arbeits­
gelegenheit gewarnt und empfohlen, sie u. a. erst vorzubereiten durch Be­
lebung des privaten Unternehmungsgeistes im Wege der Gewährung von 
8taatsvorschüssen an Gewerbetreibende, durch Inangriffnahme öffentlicher 
Bauten und namentlich der Herstellung von Arbeitervierteln, durch Schaffung· 
von Fachwerkstätten und Arbeitersyndikaten 8). Wohl oder übel mußten da­
her Gesetzgebung und Verwaltung den Tatsachen Rechnung tragen und Ab­
hilfe wenigstens bis zur Wiederkehr des normalen Wirtschaftslebem1 zu 
schaffen sich bemüht zeigen. Anderseits hatte zwar der Sozialismus eine -
wie man damals meinte, endgiltig vernichtende --- Niederlage erlitten, nicht 
aber auch der Assoziationsgedanke als solcher. Ja, dessen Vertreter in der 
gemäßigt-nüchternen Formulierung der Männer, die sich um die Zeitscrurift, 
„L'Atelier" scharten, glaubten nun erst ihre Stunde gekommen. Und er 
mußte auch innerhalb der Arbeiterschaft um so stärkere Anhängerschaft 
tindeu, je mehr die Entwicklung seit den Februartagen ihre alten Illusionen 
nnd deren Voraussetzungen zerstört hatte. 

All das muß zum Verständnis des Folgenden festgehalten werden. 
An dem Tage, an dem die ,Juniusschlacht begonnen hatte, stand in der 

Nationalversammlung ein Antrag auf der Tagesordnung: es seien die •il.8• 

sociations industrielles et agricoles formees soit entre ouvriers, soit entre 
patrons et ouvriers" durch Gewährung von Staatsdarlehen zu fö1 dem. Ein­
gebracht hatte ihn der Abgeordnete MICHEL ALCAN schon am 30. Mai in der 
Debatte über die Nationalwerkstätten. Die auf den 5. Juli 1848 verschobene 
Beratung endete mit der einstimmigen Votierung eines Gesamtkredites 
von 3 Millionen Francs. Die Zuweisung der Darlehen sollte durch einen 
„Conseil d'encouragement" unter dem Vorsitze des Ministers für 
Handel und Ackerbau erfolgen 4). 

1) Ebenda S.1341136. Vgl. auch SIGM. ENGLÄNDER, Geschichte der französ. 
Arbeiterassoziationen. Hamburg 1864. IlI. Bd. S. 46 ff. 2) Vgl. ENGLÄNDER 

ebenda S. 46ff. 3) Vgl. THOMAS a. a. O. S. 269. 4) Vgl. L. PAILLOTET, De 
l'enconragement anx associations ouvrieres vot6 par l 'Assembh~e constit1:rn.nte 
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Bedarf eH erst ausdrücklicher Feststellung, daß in der Einhelligkeit dieses 
Beschlusses kein Maßstab für die wahre Gesinnung der Nationalversammlung 
den .Assoziationsbestrebungen gegenüber zu erblicken ist? Schon die Gering­
fügigkeit des Unterstützungsfonds bezeugt es. Nach der Julirevolution von 
1830 hatte der Staat der Industrie und den Ban~eu einen Notstandskredit, 
von 30 Millionen zur V crfügung gestellt 1) : nun sollte ein Zehntel dieser 
Summe genügen, um wie wenigstens der Berichterstatter Uber den .ALCAN­
Hehen Antrag, CoRDON, vermeinte 2) -- einer neuen Organisationsform des 
Wirtschaftslebens die Wege zu ebnen! Nicht die Geringfügigkeit der Geld -
unterstützung war jedoch das Entscheidende. Sie wäre - gleich einhellig 
auch größer bewilligt worden, wenn die Freunde des Produktivgenossenschafü,­
gedankens es gefordert hätten. ADOLPHF: 'rmERS sprach es unumwunden 
aus: ~Ce n'etait pas trois millions, mais vingt qu'il fallait demander. Oui, 
vingtmillions; nouHlesaurionsdounes: ce n'etait 11as trop pour faire 
une experience (iclatante qui vous guerit tous de cette grandc 
f o l i e !" 5) Die Maßregel war eben von der Majorität in demselben Geiste 
gedacht wie die Nationalwerkstätten - und sie wurde auch in demselben 
Geiste durchgeführt. 

Wohl gestatte die Nationalversammlung mit Dekret vom 15. Juli 1848 
die Vergebung öffentlicher Arbeiten bis zum Betrage von 20 000 Frs. auch 
an Arlleitergenossenschaften .• Ja, diese sollten sogai· hierbei unter gleichen 
Bedingungen vor Privatunternehmern bevorzugt werden. Außerdem wurden 
ihnen Gebührenerleichterungen und die Befreiung von der Pflicht zur Kautions­
bestellung gewährt 4). Das „Conseil d'enconragement" seinerseits interpretierte 
in seiner Instruktion vom 12. Juli 1848 den einleitenden Satz des Dekrets 
vom 5. Juli in sehr ausgedehnter \Veise. In diesem hatte er gelautet: 
„L'assemblee nationale, voulant encourager l'esprit d'asRociatiou 
8ans nuire it la liberH des contrats"; in der Instruktion aber hieß 
es: ~L'assemblee nationale p e n et r ti e du desir de voir s'ameliorer la con­
dit.ion des Travailleurs et du de v o i r q u i 1 u i e H t im p o s e de c o n -
courir, par lcs moyens dont elle peut rlisposer, :\ faire passer les tra­
vaillcurs <le l'etat de salairil·H it celui d'associes volontaires, 
a v ulu encourager l'eHprit d'association"j). Dafür aber sollt@ 
l1ic unterstützten Genossenschaften weitestgehender staatsbehUnllicher Aufsicht, 

(im „Journal des l°,conomisteH'·, t. 24 (184cl)), S. 321/341, 1und t,. 25 [1850J, 
S. 46/59); Lours RfilYBAUn, M,nnoirc sur les associations entre ouvriers et 
entre patrons et ouvriers f'onllees en France avec une subvention le l'Etat. 
(ebenda, t. B2 118521, R. 209/2:14); R. fo:v ASHEUR, Histoire des classe8 

ouvrieres en France depuis 1789 jusr1u'a nos jours. Paris 1867. t. 2, S. 262, 
l) Vgl. LEVAHSEUH a. a. 0. S. 4/5. 2) Vgl.PA!LLOTET a. a. 0. t. 24 

:s. 321/t)22. 3) Vgl. RABBENO a. a. O. S. 80. 4) Vgl. LEVASSfillfH 

n. a. 1). S. 26212(i:l. 5) Vgl. PAILLOTET a. a. 0. t. 24, S. B28, B24 f. 
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und Überwachung sich unterwerfen. Das vom „Conseil ll'encouragement" für 
sie entworfene Musterstatut enthielt nur geringe Spuren der ursprünglichen 
Bumn1zschen Konzeption. Bei Licht besehen eigentlich nur: die Schaffung 
eines unteilbaren, prinzipiell der Verfügungsgewalt der Genossenschafter ent­
zogenen, unabiinderlich mit 10 "/o des Gewinnes zu dotierenden Fondes (fond 
de retenue indivisible), der bei Auflösung der Genossenschaft der öffentlichen 
Gewalt (Staat, eventuell Departement) zu zweckgleicher oder zwecklihnlicher 
Verwendung anheimfallen sollte. Anderseits aber schrieb er vor: die Rechts­
form der Offenen Handelsgesellschaft und demgemäß auch eine zeitlich -­
mit mindestens 20 und höchstens 99 Jahren - begrenzte Dauer der Genossen­
schaft, sowie der Voraussetzungen, unter denen es den Sozietären gestattet 
sein sollte, sich zeitweise auch außerhalb der letzteren zu betätigen 1); die 
Beschränkung der Austrittsbefugnis der Genossenschafter auf die Fälle von 
Krankheit, Invalidität (und Tod); die Ungleichbemessung der Löhne; so 
starke Ausdehnung der Vollmachten des GeschäftsführerR, daß dieser tatsächlich 
;mm Herrn der Unternehmung wurde; als Voraussetzung- der Aufnahme neuer 
Genossenschafter, deren vorausgegangene Beschäftigung als Hilfsarbeiter der 
Genossenschaft durch gewisse Zeit, während deren sie zwar am Gewinn parti­
zipieren, jedoch nicht zur Bucheinsicht berechtig·t sein sollten; die Dotiernng· 
des Reservefonds mit einer bestimmten Prozentualquote des Ucwiunes '). Und. 
es war nur folgeriehtig, wenn jede Abänderung aller dieser eutscheideml 
wichtigen Bestimmungen (Art. 6, 8, 18-20, 2H, 25-27, 30--32) nicht, nur an 
den Beschluß einer Zweidrittelmehrheit der Genossenschafter gebunden wurd,,, 
sondern überdies auch noch an die Autorisation des Handelsministers - eine 
Vorsieht "contre l'esprit d'innovation", die auch der den Produktionsgenossen­
schaftern durchaus abholde PArLLO'l'E'r nicht anders denn a!H „excessive" zu 
bezeichnen vermag 3). 

Rechtlich stellte sich natürlich das Musterstatut nur als „Empfehlung" 
tlar. Die Genossenschaften, die Staatsdarlehen anstrebten, durften aber nm· 
dann auf ein solches hoffen, wenn sie sich au die Empfehlung hielten. Sonst 
erachtete eben das „Conseil d'encouragement" im Sinne seiner Instruktion 
vom 12. Juli 1848 die "garanties serieuses de succes et de duree" 4) nicht als 
gegeben. Solchem Druck gegenüber versagte die Widerstandsfähigkeit der 
Meisten, und nichts ist charakteristischer einerseits für das Verhalten des 
„Conseil" und anderseits für die Fügsamkeit der Darlehenswerber, als daß sogar 
PIERRE LEIWUX um einer Staatsunterstützung für die von ihm in Boussac 
gegründete Buchdruckergenossenschaft willen das von ihm entworfene Statut 
derselben einfach fallen ließ, als das „Conseil" es von ihm verlangte, und daß 
hinwiederum dieses eine solche Forderung einem Manne gegenüber wagte, 

1) Vgl. nnten S. 496. 2) Vgl. PAILLOTE'l' a. 11. O. 
LEVASSE{m a. a. o. II. s. 264; G. RI<JNARD a. a. 0. s. 278. 
a. a. 0. t. 24, S. 332. 4) Ebenda S. 235. 

t. 24, s. 330/341 ; 
3) p AILLOTE'I' 
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,,!flll etait bien eu droit «l'avoir un systeme a lui et «l'en essayer l'execution 1). 

Man braucht diese Zwangsproselytenmacherei nicht gerade aui Böswilligkeit 
zurückzuführen und auf den Wunsch, das sozialökonomische Experiment, daH 
die Produktivgenossenschaft darstellte, zum Scheitern zu bringen. Näher liegt 
,die Erklärung zum 'feil durch Sektengeist, zum Teil durch bureaukratische 
Überhebung: das "Conseil" war eben von der Trefflichkeit seines Statuten­
schemas überzeugt --- und zugleich darauf bedacht, das Risiko der Kredit­
_gewährung möglichst abzuschwächen. Allein es ist klar, daß unter solchen 
Umständen von freier Entfaltung und Ausprobung originaler organisatorischer 
Ideen keine Rede sein konnte. Jegliche Eigenart wurde unterdrückt, Alles 
über einen Leisten geschlagen. 

Übrigens kam der Staatskredit die Genossenschaften auch sonst nicht 
gax billig zu stehen. Das „Conseil d'encouragement" hatte einen 3°/oigen 
Zinsfuß in Vorscl1lag gebracht, die Nationalversammlung ihn jedoch auf 50/o 
erhöht, ,,pour reudre Jes chances plus egales avec l'industrie". In Wirklichkeit 
betrug er, zuzüglich der Nebengebühren, mindestens 6°/o, in der Regel noch 
weit mehr 2). Und diese Teuerheit des Kredits wurde nicht einmal durch 
Heranziehung der Genossenschaften zu öffentlichen Lieferungen und Arbeiten 
kompensiert. Wohl war, wie wir wissen, die Regierung hierzu ermächtigt 
worden. Allein sie machte von dieser Ermächtigung so gut wie gar keinen 
Gebrauch. Ein Antrag aber auf Ausdehnung und Verallgemeinerung des im 
Dekret vom 15. Juli 1848 ausgesprochenen Grundsatzes wurde am 18. Juni 
1850 in der - inzwischen neugewählten - Gesetzgebenden Versammlung 
niedergestimmt 3). 

Wichtiger aber noch als das Alles war die Art, in der der 3 Millionen­
Kredit zur Verwendung gelangte. 

Daß der Zudrang der Bewerber um die Staatsunterstützung ein außer­
ordentlicher war, ist leicht erklärlich. Noch im Jahre 1848 sollen mehr als 
500 und im darauffolgenden Jahre neuerdings über 600 Unterstützungsgesuche 
eingebracht worden sein. Wirklich beteilt wurden nur 

in Paris 30, darunter 27 Arbeiter- und 3 gemischte Genossenschaften 
mit 890 500 Francs; 

in den De p arte m e n t s 26, darunter 11 Arbeiter- und 15 gemischte 
Genossenschaften mit 1700000 Francs, 

1!0 daß nach Abzug von Druck- u. ä. Kosten ein unverwendeter Betrag von 

1) Ebenda S. 340/341. Übrigens ist der vom „Conseil" der Genossenschaft 
,,,Pierre Leroux, Nettre et comp., imprimeurs-typographes" ursprünglich be­
willigte Kredit von 20 000 Francs nachträglich wieder annulliert worden! 
(Vgl. REYBAUD a. a. 0. S. 228.) 2) Vgl. PAILLOTET a. a. 0. t. 25, 
S. 50/51; REYBAUD a. a. 0. S. 223. 3) Vgl. LEVASSEUR a. a. O. II. 
8. 263; ENGLÄNDER a. a. 0. III. s. 73. 
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400 000 Francs resultierte 1
). Den bei der Gesuchserledigung eingehaltenen 

Modus umschreibt REYBAUD mit den Worten: ,,il y eut une part laissee au 
hasard, une autre aux influences" '). Und, muß man hinzufügen, der Rück­
sicht auf die politische Gesinnung der Bewerber 3), namentlich seit der am 
10. Dezember 184B erfolgten Wahl Lours NAPOLEONS zum Präsidenten der 
.Republik und parallel zur allmählichen aber stetigen Ausmerzung jener 
Männer aus dem „Conseil d'encouragement", die dem Assoziationsgedanken 
Verständnis oder doch wenigstens keine Feindseligkeit entgegenbrachten. 
8chon daß unter den 56 unterstützten Genossenschaften nicht weniger als 
18 gemischte waren und daß in der Provinz diese überhaupt überwogen, 
bezeugt dies. Noch mehr aber auch ihre ganz außerordentliche Bevorzugung 
hei der Bemessung der Kredite im Vergleich mit den Arbeitergenossenschaiten t~ 

Meist waren die gemischten nur Scheinassoziationen, bestimmt, Fabrikanten 
Staat:shilfe zuzuführen, die in Schwierigkeiten geraten waren - ein Umstand, 
der auch das sonst unbegreifliche Mißverhältnis zwischen der Mitgliederzahl 
der unterstützten Genossenschaften und der Höhe der ihnen bewilligten Dar­
lehen erklärt 6). 

Die vorstehende Schilderung der Art, wie die im Juli 1848 von der 
~ationalversammlung beschlossene sozialökonomische Maßregel ins Werk ge­
~etzt wurde, wäre unvollständig, wenn nicht auch die Rücksichtslosigkeit er­
wähnt würde, mit der der Staat als Gläubiger auftrat und die Darlehen in 
dem Augenblick kündigte, in dem er sie infolge schlechten Geschäftsganges 
gefährdet glaubte - was natürlich die betreffenden Genossenschaften soforti­
gem Untergang zutrieb. Dank diesem kleinlich-bureaukratischen Geist wurde 
allerdings - da für Darlehen von 800 000 Francs hypothekarische Sicher­
st.ellung gegeben worden war - die Verlustgefahr auf Seite des Staates 
von vorneherein auf etwa !3/, Millionen und der t,atsächliche Verlust 
aul etwa 600 000 Francs beschränkt 6). 

1) Vgl. REYBAUD a. a. 0. S. 226/228, wo eine genaue Liste der unter-
8tützten Genossenschaften zu finden ist. 2) Ebenda S. 226. 3) Vgl. 
oben, S. 491/492, Anmerkung 1. 4) Vgl. die Details bei REYBAUD (a. a. 0. 
S. 225 ff.) und ENGLÄNDER (a. a. 0. III. S. 20 f.). Von der auf die Departe­
ments entfallenden Gesamtsumme von 1 700 000 Francs erhielten: die 11 Ar­
beitergenossenschaften bloß 480 000 (nach ENGLÄNDER [S. 25] gar nur 50000), 
die 15 gemischten dagegen 12:W 000 Francs. 5) Die Zahl der Sozietäre 
betrug in Paris: 434, von denen sich 19! in 6, der Rest von 240 in 
24 Genossenschaften gruppierten. Jene erhielten Darlehen im Betrage von 
178 000, durchschnittlich also pro Kopf 922 Francs; diese zusammen 612 500, 
im Durchschnitt demnach pro Kopf 2 250 Francs. Doch besagen diese Durch­
schnittsziffern nichts, wenn man bedenkt, daß allein der Assoziation der Shawl­
fäbrikanten Bonfils, Michel, Sovraz et comp. mit 18 Mitgliedern 200 000 l<'rancs, 
d. h. 11000 auf den Kopf, zu!l'eteilt wurden. (REYBAUD a. a. O. S. 229.) 
6) Vgl. REYBAUD a. a. 0. S. 219,234; ENGLÄNDER a. a. 0. III. S. 26 ff. 
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Bereits um die :\litte des Jahres 1851 waren denn auch in Pariii 111 
der Provinz 8 der unterstützten Genossenschaften zugrunde gegangen: ein 
volles Drittel. Die meisten übrigen fielen dem Staatsstreich vom 2. Dezember 
1851 zum Opfer. 1854: weiß ihrer AUDIGANNE nur mehr 9, sämtlich in Pari,. 
zu nennen; ein Jahrzehnt später bloß 4-5 1) ! 

Allerdings erschöpfte sich die produktionsgenossenschaftliche Bewegun;r 
der Jahre 1847-1851 keineswegs in dem durch den 3 Millionen-Kredit g,·­
zogenen Rahmen. Vielmehr entstanden damals auch zahlreiche freie A,· 
soziationen, die entweder Staatskredit nicht erhielten oder ihn verschmähten. 
Über ihre Zahl, ihre innere Struktur und den Umfang ihrer Mitgliedsclrn.!t 
sind wir jetloch weder vollständig noch zuverlässig unterrichtet - wie c~ j,t 
leider noch immer an einer pragmatischen Geschichte dieser Seite der fran· 
zösischen Arbeiterbewegung während der zweiten füipublik fehlt 2). Ilit, 
Gründe hierfür liegen übrigens klar zutage. Vo1· allem war einem GroßtPii 
jener assoziativen Gebilde überhaupt nur eine Eintagsfliegen-Existenz br,­
schieden, worauf sie spurlos aus dem Gesichtskreis verschwanden 3). Sodann 
gingen die Anschauungen darüber: welchen von ihnen 1irod11ktionsgenossen· 
schaftlicher Charakter zuzuerkennen sei, vielfach auseinander. Manche Schrift· 
steller schieden die nichtsozialistischen aus, andere wieder die nichtgewerblich· 
industriell tätigen; bei manchen obwaltet die 'l'endenz, die Bewegung al, 
möglichst unbedeutend hinzustellen, bei anderen die entgegengesetzte. So 
wird es verständlich, daß REYBAUD 4) nur von 7 Produktivgenossenschaften 
zu berichten weiß und nur von 5 derselben als solche~ ,,ou l'initiative de 
.l'ouvrier est evidente et son action bien marquee". E:sGL;i.:NIJEH 5) dagegm1 
zählt als zur Zeit des Staatsstreiches in der Hauptstadt a II ein vor· 
banden 281 auf, darunter freilich nicht wr>niger als: 

f>O von Köchen, 5 von vVäscherinnen. 
38 „ Friseuren, 6 .. Apothekern, 
26 „ Wein-, Bier-, Kaffee- B ., Medizinern und ,og-M 

und Limonadeausschänkern, 1 ,. Hebammen! 
DuvAL hinwiederum reduziert diese Zahl für den genannten Tag in Pari­

auf 210, erwähnt aber weitere 7!) in den Departements"). RABBENO endlich 

1) Vgl. REYBAUD a. a. 0. S. 234. 2) Vgl. A. ÄlJDIGANNI•J, Les popu· 
lations ouvrieres et les industries de Ja France. Paris 1854: t. 2 S. 298 f.: 
derselbe, Les ouvriers d'apresent. Paris 1865. S. 383. 3) Vgl. außer 
den bereits zitierten Werken noch: L. R. VILLERME, Des associations ouvriere,. 
Paris 1849; A. Cocnu'r, Les associations ouvrieres. Histoire et th<'.•orie des 
tentatives de reorganisation industrielle operties dcpuiH la revolution de 1848. 
Paris 1851; LEMERCI'I<JR, Etudes sur les associations ouvrieres. Pari,; 1857. 
4) a. a. 0. S. 240/244. 5) a. a. 0. IV. S. 29!/304. 6) Vgl. J. DuVA1· 

Du mouvement cooperatif. Les origines, in „L'association" 1865. (Zit. n11th 

RABBENO a. a. o. s. 74). 
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,chätzt die Gesamtzahl der von 1848--1851 im ganzen Lande ins Leben ge­
rnfenen Assoziationen auf „vielleicht zwischen B00-400", die.der gleichzeitig 
existierenden im Durchschnitt auf etwa 150 1). 

Absolut sichere Lösung des Verbreitungsproblems ebensowohl wie der 
anderen oben angedeuteten Fragen wird kaum je zu erreichen sein. Ihre 
Voraussetzung wäre die Kenntnis der Statuten und Geschiiftsberichte aller 
seit ller Mitte des Jahres 1848 bis F_:nde 1851 geschaffenen Produktiv­
genossenschaften. Diese Voraussetzung formulieren, heißt aber auch schon die 
Schwierigkeit, ja fast Unmöglichkeit ihrer Erfüllung· begreifen. Um so 
größeres Interesse dürfen daher wohl die nach,tchend mitgeteilten Materialien 
beanspruchen 2). 

Sie beziehen sich auf eine bisher absolut unbekannt gebliebene Produktiv­
!.!,'enossenschaft, die zwar erst am 19. August 1849 sich rechtlich konstituierte, 
aber bereits einen Monat zuvor in Chatillon bei Paris, Ruc de Clamart (i, ihre 
Geschäftstätigkeit begonnen und am 12. November desselben Jahres auch noch 
eine Filiale auf der Chaussee-ClignancoUI't 30, Barriere Rochechouart, eröffnet hat. 

Nach der Absicht ihrer Schöpfer sollte sie eine „association d'uu nouveau 
genre" sein. Und sie war auch in der Tat neuartig genug. 

Ihre Statuten sahen u. a. vor: unbegrenzte - lediglich durch das Vor­
handensein noch irgendwelcher zur Fortführung der Gemeinschaft gewillter 
~1itglieder bedingte Dauer der Genossenschaft; den freien Zutritt neuer 
Sozietäre: jedoch erst nach einem mindestens 3- und höchstens 6 monatlichen 
„Noviziat", während dessen die Anwärter zwar nicht anders als die Sozietäre 
behandelt, aber vom Mitbestimmungsrecht ausgeschlossen sein sollten; die 
freie Befugnis der Mitglieder, unter Einhaltung einer 10tägigen Kündigungs­
frist jederzeit aus der Genossenschaft auszutreten, wie anderseits dieser zum 
Ausschluß Unwürdiger; die Gleichstellung der männlichen und weiblichen 
Sozietäre; Unverzinslichkeit der Einlagen; die Schaffung eines unteilbaren, 
mit 1

/, des Gewinns zu dotierenden Reservefonds, der das Kapital ller Ge­
nossenschaft vermehren und nur im Fall ihrer Auflösung unter die letzten 
Mitglieder verteilt werden sollte; die Verteilung der restlichen 3/4 des Gewinnes 
unter die Mitglieder (und „Anwärter") nach Maßgabe der von ihnen geleisteten 
Arbeitstage; einen durchaus demokratischen Aufbau der Geschäftsführung und 
Vertretung. 

Ähnlicher Struktur waren freilich auch die Satzungen so mancher anderer 
Genossenschaften. Was aber die unsere so merkwürtlig macht,, ist vielmehr 
folgendes: 

~------
.. 1) Vgl. RABBJcNO a. a. 0. S. 75, 93. 2) Ein sehr mühsamer -
nbrigens auch nur für Paris erfolgversprechender - Weg wäre die Durchsicht 
der Genossenschaftsregister beim Pariser Handelsgericht. Sind aber auch 
alle - oft ebenso rasch auftauchenden wie verschwindenden - Assoziationen 
regelrecht eingetragen und gelöscht worden? 

Atehiv f. Geschichte d. Sozialismus III, hrsg. v. Grünberg. 32 
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Vor allem erkannten ihre Gründer, daß die in den sozialistischen Ge­
nossenschaften sonst übliche Gleichentlohnung aller Mitglieder nur eine: 
scheinbare bleiben müsse, solange nicht entweder eine Ausgleiclrnng der Be­
dürfnisse stattfände oder die Löhne parallel zu deren (durch Ehe, Familien­
stand etc. bedingten) Differenzierung abgestuft würden. Jener erste Ausweg 
war natürlich schlechthin ungangbar. Gleichermaßen aber auch im System 
individueller Geldentlohnung der zweite. Folgerichtig gelangten sie daher 
zum Gedanken, das letztere auszuschalten und sich auf kommunistischen 
Boden zu stellen. Mit der Produktion sollte auch die Konsumtion vergemein­
schaftet werden, und die Genossenschaft sollte zugleich einerseits die Kinder 
der Mitglieder erziehen und anderseits diese in Krankheitsfällen, im Alter 
und bei eingetretener Invalidität erhalten. Und daraus ergab sich wieder 
der Anspruch der Gemeinschaft auf allen von den Sozietliren außerhalb de, 
Genossenschaftsbetriebes etwa verdienten Arbeitslohn. 

Ein Zweites war das Streben nach Heraushebung der Genossenschaft ans 
den Wirbeln der Verkehrswirtschaft. Aus dem Wesen der letzteren fließt die 
Abhiingigkeit der Produktion und demgemäß auch von Art und Umfang der 
Arbeitsgelegenheiten von den Schwankungen des Warenabsatzes. Die Unzu­
kömmlichkeiten hieraus: periodische Abwechselung von Arbeitslosigkeit uml 
Überarbeitung, ließen sich aber vermeiden, wenn es gelänge, jederzeit parallel 
zu den Verschiebungen im Absatz und reflex in der Produktion auch die 
Verwendung der Arbeitskraft zu verschieben. Zu diesem Zwecke sollte die 
Beschränkung der Assoziationsbildung auf je nur einen Gewerbezweig auf· 
gegeben und zur Schaffung einer „Association de toutes les professions" ge· 
schritten werden. 

Zehn Personen : 6 Männer und 4 Frauen, darunter 3 Ehepaare, waren 
es, die diesem Ziele zusteuerten. Beruflich gliederten sie sich in: 5 Köche, 
1 Buchhalter, je 1 Kindergärtnerin, Weißnäherin, Korsettnäherin und ohne 
bestimmten Beruf. Die Einlage war mit 500 Francs bemessen. Bar wurden 
jedoch nur 100, demnach zusammen 1000 Francs einbezahlt. Der Rest von 
4000 Francs sollte durch 20°/o Abzüg·e von den Gewinnanteilen der Sozietäre 
hereingebracht werden. l\1it diesem Betriebskapital gedachten sie ftiT den 
Anfang eine Speisewirtschaft, Zimmervermietung und Gemüse­
bau zu betreiben. Sie hofften aber, bald zahlreichen Zulauf aus den ver­
schiedensten Berufen zu erhalten und sodann ihre Tätigkeit umfassendst und 
weitest ausgestalten zu können. Aus diesem Grunde sorgten sie denn auch 
gleich von vorneherein für einen Verwaltungsapparat, der selbst bei größter 
Entfaltung der Genossenschaft, allen Anforderung·en sich anzupassen vermocht 
hätte. Sie gingen aber noch weiter. Programmatisch schwebte ihnen 
als Zweck ihrer Vereinigung vor: in deren Rahmen, durch Angliederung 
stets neuer Zweigniederlassungen, nicht allein die Hauptstadt und das 
übrige Frankreich, sondern auch alle anderen Länder einzubeziehen. Sie 
sollte wahrhaft sein eine „Association des travailleurs de toutes les pro· 
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fessious et de tous les pays", eine Pro cl u kt i v genossen s c h a ft 1 ich e 
International c und nicht bloß eine Internationale Produktivgenossenschaft, 
dadurch aber auch der Keim zur künftigen Uni v er s a l r e p u b 1 i k. 

Verglichen mit den sonstigen genossenschaftlichen Zielsetzungen jener 
Zeit war das in der 'l'at originell. Wohl hatte auch die BI,ANcsche „As­
sociation fraternelle des ouvriers tailleurs" in der Rue de Clichy Nicht• 
franzosen als Mitglieder zugelassen ein Umstand, der nach der Juni­
insurrektion mit als Vorwand für die N otwendig·keit ihrer Auflösung benützt 
wurde 1

). Ein solcher Kosmopolitismus entsprnch auch ganz dem Geist der 
Biüderlichkeit, der die damalige französische Arbeiterbeweg·uug erfüllte. 
Bewußt-programmatisch jedoch war diese nationalen, oder mindestens nicht 
internationalen Gepräges, mochte sie auch reflex internationale "Wirkungen 
auslösen. Und das gleiche gilt von BLANl'S Konzeption einer „Organisation 
der Arbeit", weil sie wenngleich überall im Bereich der freien Verkehrs­
wirtschaft Anwendung heischend - in konkreter Anwendung an die Wirk­
samkeit des Staates, d. h. eines jeweils bestimmten Staates, und daher auch 
au seine räumlichen l\fachtgrenzen gebunden war. Auch die „Union ouvriere", 
wie FLORA TRISTAN sie predigte 2

), hat nichts mit unserer Assoziation zu 
tun. Abgesehen davon aber: clen übrigen Produktivgenossenschaften im 
Zeitraum von 1848-1851 blieb - auch wenn sie am Prinzip des gleichen 
Lohnes festhielten und nach möglichster verbandmäßiger Konzentration 
strebten - jegliches konsum-kommunistische Experiment fern. Wobei 
übrigens bemerkt werden mag, daß auch unsere Vereinigung dem Kommunis­
nms einigermaßen dadurch untreu wurde, daß sie die Ansprüche der Mit­
glieder auf Sonderanteile am Gewinn anerkannte. 

Über ihre Schicksale ist mir, außer den kargen Mitteilungen in den 
nuten folgenden Materialien, nichts bekannt. Sie scheint sich aber bis zum 
Staatsstreich erhalten zu haben. Wenigstens findet sich in der früher zitierten 
ENGL;\:•mimschen Liste 3) auch eine „Association de cu1srn1ers, 
Chaussee Clignancourt 30, Barriere Rochechonart," die offenbar 
mit der uns bereits bekannten Filiale 4) identisch ist. Man darf also an• 
nehmen, daß damals auch das außerhalb des Pariser Weichbildes gelegene 
und deshalb von ENGLÄ:--:DER nicht mitaufgenommene Mutteretablissement 
noch bestanden hat. Jedenfalls aber hat weder dieses noch jene den Unter­
gang der Republik überlebt. 

Schon seit Beginn der Präsidentschaft Lom:-; NAPOLJWNs waren die 
Produktivgenossenschaften im allgemeinen und vornehmlich die sozialistisch 
gerichteten Gegenstand unaufhörlicher Polizeichikaneu und Verfolgungen 

1) Vgl. den Bericht des Polizeikommissärs L0YEUX (a. a. 0. II. S. 135): 
,, . . . parmi les societaires il y a des Allemands, des Italiens, des Belges ... " 
2) Vgl. l<'umA TmSTA:,,, Union ouvriere. Edition populaire. Paris 1843. 
3) Vgl. ENGLÄN1>Elt a. a. 0. IY S. 299. 4) S. oben S. 495. 

32* 
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geworden. Gerade das freilich scheint der sozialistischen Agitation unter 
den Arbeitern neuen Antrieb gegeben zu haben, so daß man, wie auch unsere 
Vereinigung beweist, in den zwei letzten Jahren der Republik von einer 
sozialistischen Renaissance sprechen kann 1). Um so brutaler wurde sie nach 
dem Pariser Straßenaufstand vom 3. und 4. Dezember 1851 niedergetreten. 
In der Provinz verfielen die Arbeitervereinigungen ausnahmelos sofortiger 
gewaltsamer Aufüisung. In der Hauptstadt wagte man zwar nicht gleich 
radikal vorzugehen. Aber auch hier verschwanden die Assoziationen binnen 
kurzem bis auf wenige: wenn nicht unmittelbar unter dem Zugriff der Polizei, 
so doch aus .Furcht vor ihm oder weil der 'l'od auf den Barrikaden und das 
Gefängnis sie ihrer Führer beraubt hatte 2). LFNABSEUit kennt ihrer ein 
halbes Menschenalter später noch etwa 10, deren bedeutendste gerade aber 
Hilfsarbeiter beschäftigten und sich praktisch in Aktiengesellschaften ge­
wandelt hatten 3). 

Die von den Konservativen aus diesem Verlauf der Dinge erhoffte Heilung 
von der „großen Torheit" der Arbeiterassoziation trat allerdings zunächst 
nicht ein. Wie hätte es angesichts des geschilderten Verhaltens der öffent­
lichen Gewalt auch anders sein können? Die Anhänger der Produktiv­
genossenschaften -- mochten sie nun auf dem Boden der Selbsthilfe ver­
harren oder Staatshilfe fordern - sehrieben natürlich alle Schuld an dem 
Mißerfolg der Unvernunft, der Unfähigkeit und der Böswilligkeit des Staates 
zu. Aber auch objektive Gegner mußten zugeben, daß der Ausgang des in 
Frankreich gemachten Experiments für sich allein noch kein entscheidendes 
Argument gegen die Lebensfähigkeit produktivgenossenschaftlicher Gebilde 
abgebe. Wie so häufig hatte auch diesmal blind-brutales Zutappen die ent­
gegengesetzte von der erstrebten Wirkung gezeitigt. Dadurch ward der 
richtige Sachverhalt verdunkelt. Denn auch ohne gewaltsame Behinderung 
und Hemmung von oben her wäre der Ausgang der produktivgenossenschaft­
lichen Bestrebungen kein besserer gewesen. Sie mußten an ihren inneren 
Gebrechen scheitern. Nicht allein daran, daß „la classe ouvriere comptait 
alors plus d'apotres que d'hommes d'affaire," (REN ARD); dauernd wirkten und 
wirken die Schwierigkeiten der Kapitalbeschaffung, der Leitung, der Regelung 

1) Vgl. RENARD a. a. 0. S. 281 f. Die von R. angeführten: ,,Association 
des ouvriers-Tailleurs du departement du Rhone" in Lyon (gegründet im 
April 1849) und die „Societe generale des ouvriers de l'indnstrie du bronze" 
in Paris (gegründet im März 1850) können sich mit der unseren an Radika-
lismus entfernt nicht messen. 2) Vgl. RABBENO a. a. 0. S. 92 f.; ENG-
LÄXDER a. a. 0. IV S. 195ff. 3) Vgl. LEVASSEUR a. a. 0. II S. 266f. 
Zählt man zu dieser Ziffer, die 4-5 noch in den Sechzigerjahren vorhandenen 
unterstützten Genossenschaften hinzu, so weicht sie von der von RABBENO 
(a. a. 0. S. 93) nach dem „Almanach de la cooperation" für 1869 genannten 17 
kaum ab. 
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des .:11itgliederbestandes und des Verhältnisses der Mitglieder zu einander. 
Darüber vermochte nnd vermag auch höchst gesteigerter Enthusiasmus nicht 
hinwegzuhelfen ganz abgesehen davon, daß der Enthusiasmus nur bei 
wenigen war. Schätzt man ja die Gesamtzahl der 1848-1851 frei- und 
unterstützt-genossenschaftlich Organisierten auf etwa 1500 was im Hin­
blick auf die zu lösende Aufgabe auch nicht viel mehr bedeutet als jene 10, die 
mit 1000 Franks die kommunistische Universalrepublik herbeiführen wollten. 

Statuts 
de 

l' Association des Traoailleurs 
de toutes les Professions 

et de tons les pct!JS 
Fondee le 19 _juillet 184.9, a Cluitilton, pm· 1lfontro1t,11e, 

departement de la Seine. 

Sommaire: 
1 ° E:q;osl: des motif s; - 2° Education des Enf ants; 

3° Statuts de l' Association des Travailleurs; 
4° E:vtraits du Reglement genfral de l' Associatiou. 

P1·i:J:: 10 centimes. 
Pm·is. 

lmprimerie Baill;IJ, Düwy et Ce, 
Place Sorbonne, 2. 

1849. 
* 

* 

1 

Statuts lle l' Association des Tra1Jaillew·s de toutes les Prn.fessions et de H 
tous les Pavs. 

Au.-r: Travaillmtrs: 
Cito1;ens et Citovennes, 

lt /1 a cnviron 1tn an qite, malgre toutes les entl'aves imay,inables, nous, 
F'ondateurs de la presente As.~ociation, avons fonde les Associations ouvrie1'es. 
Ces Associations ont prosped, yräce a la solidw·ite qui 1mit les Socialistes et 
les Republicctins. Pres de trois cents Maisons ont deja ete ouvertes a Paris 
et le nombre s' en accrott chaque jour, la demande du travail s' accroissant 
dans la meme proportion. 

Un premier dsultat est donc obtenn; le salaire est aboli entre les travail­
le1o·s associ!s et remplace par un partage ,!quitable des blnejices. Mais notre 
succes meme a cree nn danger qu'il nous impo1'te d'ev#er. Quand il va exister, 
pow· une seule profession, de nombreuses Associations, si elles ne se reunissent 
pas en une seule, tlles 'VOnt se faire une concurrence meurtriere p01tr leurs intirets et 
fächeuse pow· la Jalousie et l'esprit d'hostilite plus ou moin.~ declaree qui va en 
1·lsulter. Si, au contrafre, elles se reunissent, elles vont reconstitue,· les cor'J)O-
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4 J'ations de l'ancien nJgime. Or, selon nous, les corporatünis ne sont qu'ime 
sorte d'individ1talisme collectif bien tfloigntf des vrais principes du socialisme. 

Une aittre impetfection des Associations [oum·ieres telles qu'elles ont tfttf 
pratiquees jusqu' ici, c' est que, quoique la plupart d' entre elles ait adopttf le 
principe de t' egalittf de rtfpartition, ce principe, fut-il sincerement applique

1 

n'esi rtfalise que d'une maniere dtfrisoire des que, d'une pai·t, les uns restent 
charges du soin d'une famille nombreuse, tandis que les autres n'ont nulle 
charge, et que, d'une autre part, dans certaines industries, le gain est plus ou 
moins eleve que dans d'autres. L'tfga!ite ne rilgnera veritablement su1· la terre 
que lorsque la fratei·nite sera son inseparable compa,qne. Ce n'est que lorsque 
l' Association elle-meme, comme itne me1·e commune, se chargera de l' tfducation 
des enfants de ses Membres, ce n'est qu'aloi·s que nous deviendrons i!gaux et 
freres. Il fant encore que chacun, quelle que soit sa fonction, quelle que soit 
sa professioii,, quel que soit son sexe, ait les memes droits dans la dtfcision 
des affaires sociales et dans la repartition. Ce n'est qu'ainsi que nous serons 
associtfs et egaux. 

De plus, nous n'aurions l'i!gaUtt! que dans la misere ou du moins dans 
la gl!ne, si nous ne nous associions pas pour la consoimnation aussi bien qiie 
pour la productioii et si nous ne i-eunissions pas en un seul faisceau toutes 
nos forces, tous nos moyms tfpars dans les Associations isoltfes. 

Ces con.~iderations, Citoyens, nous out dt!cide a f onder itne Association 
d'un nouveau genre reunissant sous le meme acte de socitfttf, des T1·availlew·s 

5 de tontes les professions et de tous les pays. Dans cette Associcttion, chaqne 
11/embre, selon son aptitnde et ses facnlttfs, pourra au besoin chan,qer de tra­
vaux et d'occupations. Il y a peu d'industries qui n'offrent une saison de 
presse et une morte saison ,· la premiere est une grande cause de fati,que pouv 
les 'L'ravailleurs, la seconde est une cause de ruiiie. Ces deu.T inconvtfnients 
disparaissent a l'instant meine oi't les Travailleurs de tout genre, meine ceux 
de l' agriculture, se rtfunissent en une seule Associatioii et itn seul inttfret. 
Ceu:x: qui chomeroiit dans leur tftat aicleront ceux qui seront presst!s. Soit 
cl' une maniere, soit de l' autre, nous aurons coiitinuellernent di~ travail, et tout 
le monde pouvant etre ernploye fructueusement, l' Association pourra sans cesse 
s'agrctnd-ir et adrnettre de nouveaux 1Wernbres. Dans notre espoir, les vt!ritables 
Socialistes pourront enfin se rallier sympatMquement en un centl'e d'action 
01i l' education et les beaiix-arts trouverout leur place. 

Ensuite, par l'aitgmentation de la richesse sociale, les 1'ntrailleurs po1tl'-
1·ont s' elever a l' aisance, ameliorer leur condition intellectuelle et lew· bien-r?tre 
moral et travailler aii bien de l'humanittf. 

Notre Association sera cosrnopolite. Si nous i·r!ussissoiis, eile s' ltmdra 

partout; elle tendra li la Rlpublique universelle. 
Chdtillon, pres Paris, 10 dt!cembre 1849. 

* * * 
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Edncation des Enf ants. 6 
Les enfants des Associes seront 1!le1)(/s au:c frais de l' Association, et de 

maniere a pouvoir continuer et perfectionner l'entrepris(: commencee par leurs 
pct1'ents. 

1/ education se1·a professionnelle et agricole; les pensümnats seront situes 
dans les localites recommes les plus seines pour t'enfance. L'instruction se1·a 
anssi etendtte que le comporteront les ressources de l' Association. 

L' instruction generale se1·a la nu!me pou1· tous, garr;ons et filles; mais les 
hitdes speciales varieront mtivant le sexe et suivant les tramux dijferents pour 
lesquels les eleves montreront de l' aptitnde. 

L'instruction methodique et l'enseiguement de la discipline seront plits 
pw·ticulierement conjies aux instituteurs. 

Les soins coiporels, l'education moralc et la fonnation du caracth·e des 
enfants seront plus particulierement conjies at~.T institut1·ices. 

Cependant les institnteurs et les institutrices se concerteront ensemble pour 
l'adoption des methodes d'enseignement, ajin d'agi1· avec nnite et en conformite 
pa1f aite avec les vues et les p;•iiicipes de l' Association. 

Les instituteurs et institutrices devi'ont etre munis, selon les pays oä 
l'Associati<>n sera etablie, des diplomes necessaires pow· que l'eclucation des 
enfants etran,qers y puissc etre f aite sans entmces. 

* * 
Statuts de l' Association des Travaillem·s de toutes les Professions et de 7 

totts les Pays. 
Article 1e,·. Nature de l' Associcdion. 

1. Jl est etabli, par les presentes C01wentions, une Association d'wi 
ca,·actere a la Jois civil et commercial, et dont tous les 1lfembres sont soli­
dairement responsables. 

2. L' Association acq1üe1·t continuellement de noui·eanx 1lfembres et elle en 
pei·d d'anciens, ce qui ne l'empeche pas de se continuer •sans inter1·uption, tous 
ces changements n' etant que des developpements et cles modi;jications prei-us des 
le Jour de sa f ondation. 

fJ. Toute entree et toute so1·tie d' Associes est constatee pa1· un acte d'in­
ro1poration ou de sortie, soit volontai1·e, soit forcee, ä la suite des presents 
Statuts qiti seront transc1·its 1m1· un registre tenit a cet rjfet par l' Association. 

4. L' Association a commence de fai:t le 19 jnillet 1849. Elle est fondee 
et constituee par les soussignes: 

1 ° Alliot (Pien·e-Etienne), 49 ans, cuisi11ier, rue Jledeah et Plaisance 
( banlieue); 

2° Cite Altiot, nee Henriette Vignot, fJ5 ans, li11pe1·e, meme adresse que le 
pdcedent, de son mari auto1·ist!e; 

3° Cite Fremaua::, nee Julienne 8ebe1·t, fabric. de corsets, 25 ans, Faub.-
8aint-Denis, 19, a Paris, cle son mari auto1·isee; 

4° Gay ( Jules), •i2 ans, teneur de lim·es, demeurant et r:Juttillon, pres Paris; 
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5° Cit• Gay, nee Jeanne-Desiree Veret, institntl'ice pow· le p1·emie1· d.r1e, 
.'J.9 ans, meme adresse que le precedent, de son mari mttorisee; 

6° Grout (De.sire-Joseph-Leonor), 26 ans, cnisinie1·, rue du Vieux-Colo111-
bier, 11, 1i Paris; 

8 7° Lefevre (Feli.r-Desire), 4.'J ans, cui.~inier, rue Sainte-Ai,oye, 52, a Pai·is; 
8° Pialoux (Joseph), 26 ans, cuisinier, rue de Va11girard, 146, lt Paris; 
9° Treheux (Joseph-Desire), 24 ans, cuisinier, rue du Ponceau, .'35, a Pai·is; 
10° Et cit• Treheux, nee Elisabeth-Antoinette Christal, 2:1 ans, memr 

adresse, de son mari a1ito1·isee. 
Art. 2. - Dnree de l' Association. 

r,. La cluree de l'Association est illimifl!e. 
6. L' Association ne peut etre dissoute, ni pw· la sortie d'un de ses llfem­

bres, ni par une clecision de la majorite d' entre eu.r. Elle snbsiste cmssi long­
tmips que plnsienrs Associes 1·estent ensemble. 

Art . .'J. - But de l'Association. 
7. Le but de l'Association est de procurer a toiis ses Jlfembres le bien etrP 

physique et moral, et de les faire jouir integralement des fruits de le1u- travail. 
8. Les moyens de l' Association consistent dans la mise en ceuvre de l'in­

clustrie et des talents de ses Membres, a mesure qu'elle s'a,qre,qe des individus 
capables d' exercer· les differentes professions ou ce1·taines fonctions pubtiques. 

Art. 4. - Siege de l' Association et Etablissements sociaux . 
.9. Le siege de l' Association est etabli provisoi1·ement a Ch1Uillon, prh 

Paris, rue de Clamart, 6. 
10. L' Association fonde, ä mesure qu' etle trouce avantage ä le faire, de., 

Etablissements succursales a Paris, a la campagne et generalement dans tous 
les pa71s, et quelque nationalite qu' ils appartiennent. 

11. Chaque changement de domoicile social et chaque fondation d'un Etu­
blissement nouveau sont constates, a leur date, par acte transcrit snr le registrr 
a la suite des presentes. 

9 12. La Maison ouverte au,fourd' Jmi par l' Association, servant de dmwicilP 
social et de siege de la Soci!ite, est en miJme temps ajfectee a l'usage de restau­
rant, lt la c11lture potctgere et ä la sous-location de logements garnis 011 no11 

garn:s. Cet Etablissement portera le n° 1 parmi les Etablissements de 
l' Association. 

Art. 5. - Nom de l' Association, Raison sociale et Signature sociale. 
13. La Societe prend poui· tit1·e et pou1· ra1:son sociale ces mots: Associatio11 

des Traoailleurs de toutes les Professions et de tous les Pays. Elle apposr 
11n timbre, contenant ce titre, sur toutes les pieces of ficielles qui emanent dr 
son sein. Ce tünbre est indispensable p01t1· completer, avec la signature socialP, 
la validite des billets, en,qagements et autres pü?ces coinptables. 

14. Dans chaque Etablissement, le Comptablc est chai·ge de la parde et 

de l' appositirm de ce timbre. 
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J;j, La 8ignature sociale se compose du nom du Gt!rctnt de l' Associcttion, 
miivi des mots et Cie. Cormne ce Girant est s1{jet (t etJ'e change ii l'impro­
riste, la Si,qnature sociale est egalement variable. Les chan,qements en sont 
em·egistr/s ä leiw date, ä la suite du pre.~ent acte. 

1(/. A l' 01·igi11e de l' Association, la signatnre sociale est Pialoua: et Ce. 

A,·t. 6. - Capital social. 
17. Le capital socictl est essentiellement variable. Il est forme: 1.0 pm· un 

apport de 500 jr. f ait par chaque Associe; 2° pa1· un quart preleve su1· les 
ben~fices et destine ii l'accroissement du capital et ä l'etäension de l'Associatilm. 

18. Le capital social est sujet ii 11tre rednit: 1° l01·sq11e, un Associe dece­
dant 011 se retirant, son apport lui est rembourse; 2° dcms le cas ml, dans un 
inventaire, le resultat etant 1me perte, cette pe1·te 1.'iend1·ait diminuer d' autant 
le capital social. 
~-----------··---------------------- -~- ~------ ------ ----------

19. Le capital entie1· peut et1·e mnploye comme fonds de roulement. 
20. Chaque mois, le chijf;·e actuel du capital est constate s11r tes livres 

de comptabilite. 
21. L'opp01·t social de 500 fr. n'est point productible d!interfts. 
22. Le prix de l' opport sociat est payable en especes ayant cow·s, entre 

les mains d'un des caissien; de tu Societe, contre un re91t de la somme. 
2.'J. Quand l' Associe ne paie en ent1·ant qu'une partie de la somme, il let 

complete en se faisant opt!re1· 1me retenirn de 20 p. 100 s11r ses premiers dfri­
dendes de benefices. 

24. A lct date d'aujoui·d'hui, le capital social s'elere a la somme de 1,000f1·. 

A1·t. 7. - Admission des Membres. 
25. Pour etre admis dans l' Assoäation des Trarnilleurs, il faut ,' 1 ° remplir 

les conditions de capacite et de moralite qui sont ea:igee.~ par les Re,qlements 
de la Societe; 20 adherer aua: pdsentes Conventions et aux Reglements sociaux, 
et adresser au Conseil central cl' ctdministration une demande ecrite en admission. 

26. Le postulant est soitriiis, avant son admission d~finitive, ii itn n01,iciat 
qui ne saw·ait durer moins de trois mois, ni plus de si.x. Durant ce noviciat, 
les adherents participent aux benejices eyalitairement avec les autres Associes, 
mais sans pouvoir prend1'e part aua: deliberations sociales. 

27'. Taute femme mariee doit founiii· une piece constatant qu'elle est cmtori­
see d contracte1· socii:te commercialP. 

Ar·t. 8. - Droits et devoirs des Associes. 
2H. La Societe nourrit ses Memb1·es,' elle elilve gratuitement leurs enfants 

et elle les entretient de tmd ce qui lenr est utile, meme lorsque ces enfants 
deviennent orphelins. Elle se charge de fah·e lem· educati:on industrielle. En 

1.0 

dedornmagement, le benejice de leurs travau:x: lui est completement acquis. 11 
29. A l'ä,qe de 18 ans, cei; jeunes ,qens, lepalement emancipes, peuvent, s'ils 

le sollicitent, etre admis com me Associes. 
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80. Si mt Associe tombe malade, ou s'il lui arrive un accident, la Societe 
lui prodigue tous les soins et tous les secmtrs dont il a besoin. 

31. L' Association assure des moyens d! existence au vieillard et a l'invalide 
a;1Jant travaille dix ans au moins dans sou sein. 

32. Les forces, l'aptitude, la capacite, les talents d'mi inclividu, puis ses 
goiUs, sont les motifs de son classement. 

33. La diversite de le1trs f onctions ne produit entre les Associes aucune 
inegalite de traitement ni la possession d' aucun privilege. 

34. Toutes les f onctious sont egalement honorables, et nul A.ssocif ne doit, 
sans juste motif, refuser de s' occ1tper a un travail que la Societe, cm ime As­
semblee ou seulement le Conseil Ju,ge utile. 

35. Les remunerations du dehors, accordees a im llfembre pow· un travail 
ejfectue durant l' Association, appartiennent a la Socii:te. 

36. Les ceuvres intellectuelles ou inventions materielles faites par un 
.iWembre pendant le ternps de la Societe appartiennent a cette dernie1·e et f ont 
partie de l' exploitation sociale. 

37. Le nornbre d'heures de travail est le meme pour les t,·amilleurs de 
toutes les professions, sauf quelq1tes exceptions qui peuvent etre reconnues 
necessaires, selon les etats plus ou moins f atigants. Cette duree du tr-avail et 
l' ordre des Jours de repos et des conges sont determines pa1· les r1lglements et 
al'retes sociaux. 

Art. 9. - Goitvernement de la Societe ou Legislature. 
38. Dans tous les Etablissements de l' Association, chaque soii', avant de 

12 se separer, les Associes se reunissent pour deliberer en coiniuun sur les 
ajf aires sociales. 

39. Dans chaque Etablissement, les Associes y demeurant se choisissent 
un Regisseur, un Comptable et un Caissier. Ces fonctionnait·es preparent la 
besogne, correspondent avec le Conseil central de l' Association, puis le1~r expo­
sent l' etat journalier des aff aires sociales. 

40. Tous les Associes, repandus dans les divers Etablissements sociaux, 
nomment, pour toute la Societe: 1 ° le Gerant ou Agent general de l' Association; 
2° un Comptable general; 3° un Caissier general. 

41. L'universalite des Associes di:cide_ et prononce sw· toutes les quest-ions 
importantes. 

42. Elle designe les ·industt·ies qui ont droit de se choisir un Directeur 
general qiti les represente dans le Conseil central. 

43. Elle arrete et modijie les reglements sociaux. 
44. Elle prononce l' ouverture de nouveaux Etablissements 01t la .fermetui·e 

d'anciens. 
45. Elle autorise les engagements a prendre en son nom. 
46. Elle adopte le bttdget du mois prochain, rer;oit les comptes du mois 

passe et reconnaft le bilan mensuel. 



Statuts de !'association des travailleurs de toutes les profesRions etc. 505 

47. Elle autorise les poursuites judiciain~. 
48. Elle decide si 1m Associe est dans le cas de devoir eti-e consided 

dernissionaire. 
49. Elle peut introduire des modijications ti l' acte d' association. 
50. Elle se prononce s1w ces sortes de questions ä nne majorite des deu.T tiers 

,les voix exprimees, et au moins de moitie plus un du nombre total des Associes. 
51. Toute question est soumise ä 1m double e,:camen: 1 ° la prise en con­

sideration; 2° la resolution definitive. 
52. Quant aux nominations a1tx jonctions, it suf fit qu' elles soient jaites 

11 une majorite simple. Dans le cas meme 011, cette majorite ne se serait pas 
declaree a une premiere epreuve, la simple pluralite des s1~tf1·ayes 3:,f jit ä 
la seconde. 

53. Tous les jonctionnaires de l'Association peuvent toujours et1·e renou- 13 
neles ä la volonte de ceux qui les ont nommes; car ceux-ci peuvent, ti chaque 
instant, devenir mecontents de lew· choix, ou voir se produire 1tne capacite 
plus elevee encore que celle qu'ils avaient choisie. 

54. Dans chaque projession, les travailleurs nomment leurs Chefs d'atetie,·, 
teurs Directeurs tocaux et, quand il y a lieu, un Directeur general. 

55. Il est nomme au moins 1tn Suppleant pour chaque jonction, afin de 
1·emplacer au besoin le titulaire en cas d'absence momentanee. 

56. Les jemmes sont elues au.T jonctions generales ainsi que dans celtes 
qui leur sont speciales, au meme titre que les hommes; c' est-ä-dire en raison 
de leur capaC'ite, de leur aptitude et de leiw gout. 

57. Dans chaque Etablissement, l' Assemblee juge les dijjicuttt!s ou les con­
testations qui surviennent entre les Associes. En cas de resistance prolongee 
de l'une des pa1·ties, la cause est 1·envo;l/ee en derwie1· ressort derant t'univer­
salite des Associes. 

Art. 10. - Conseil central d'Administration. 
58. Le Conseil central d'administration de t'Association se compose: 1° de 

l' Economat, compose du Gerant, du Comptable gene1·al et du Caissier .rJeneral; 
2° des Directeurs generaitx des diverses branches de trarnil. 

59. Le nombre des Directeurs generaux etant rnriable, celui des Membt·es 
du Conseil est par·eillement va1'iable. 

60. Le Conseil est en permanence; ses seances ont lieu tous les jours et 
toute l' annee. 

61. Le Conseil represente l' Association dans tes circonstances 01't cela est 
necessaire. 

62. lt veille ä l' execution des Statuts. 
63. Il jait executer les decisi<ms prises par ta majorite des Associes. 
64. Il prononce l' admission des postulants, et quand, apres avoil' consutte 

sur leur moralite l'universalite des Associes, il reconnatt que lew· noviciat a 14 
lte satisfaisant, il les admet dejiniUvement dans t' Association. 
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65. D' acconl avec les Associes, il fixe cm chwiye lew·s residences. 
66. Le Gerant porte la parofr au nom du Conseil et au nom de l' Assn­

ciation toitt entiere. 
l:J7. Il fait observei· les i·eglements soc,iaux. 
68. Les livres de commerce doivent etre tenus en parties doubles et doivent 

et;•e constamment a jour. 
6.9. lt n' y a qu'une seule cornptabilitl generale pour tous les Etablisse­

ments de l'Association, bien qu'ils soient dans des pa11s dijfi!rents et quelque 
diverses que soünt leurs destinations. 

70. La caisse centrale est ä trois spn•ures ou cadenats, dont !es clej:, 
sont entre les mains du Glfrant, du Comptable general et du Caissier general. 

71. Chaque Directe1ff genfral assiste au.x seances du Conseil et ?I repre­
sente sa splcialite; il conti·esi_qne tont ce qui a rapport ä cette specialite et il 
se tient en cOJTesponilance directe et continnell~ avec tous les Dfrecteurs locattir. 

Art. 11. - Comite de Surveillance. 
72. L'universalite des Associes nomme et 1·e1iouvelle par tiers, ä la suite 

de chaque üwentaire mensuet, un certct'in nombre d' inspecteurs generaux char­
yes de se transporter dans les divers Etablissements et d' !/ verifier: 

1 ° Si les Reglements sont obse;•ves et si les decisions sociales sont conre­
nablement executees; 

2° Si les ecr#ures de commei·ce sont Justes et si les pieces ä t'appui sont 
coinpletes et i-eridiques; 

3° Si l'etat de lct caisse, des 111archandises, des meubtes et des imme1ibtes 
est conf onne ä ce qu' accussent les ecritures journaUeres et les inventaires. 

78. Au moins itne fois par mois, a l'epoque des inventaires, les Jnspecteit1·s 
,qlnei·au:c eni-oient, par l'interrnediaire du Conseil d'administration, c't tous les 
Etablissements de l' Association, le resnltat de lew· e:camen. 

15 74. Les ,Wembres du Conseil d'administi·ation etant eu:i:-memes sous la 
sui·oeiltance des lnspecteui·s generau:r, ces derniern ne font pas partie de ce 
Conswil. 

7 6. A l' origine de l' Association, les lnspecteurs yeneraua: sont au nombrl' 
de trois, mais ce nombre est 1)ariable, etant proportionne au nombre des Eta­
blissements 11 inspecter et a leur eloignement. ll est modifiable par des articles 
speciaux ajoutl~ ä leu,r date, ä la suite des presentes. 

76. Les premiel's lnspecteurs generaua: sortants sont desi,qnes pal' le sort. 
Les suppleants succ1)dent, de droit, aux titulail'es; lfä no1welles nominatüms 
desi9nent seulement, en ce cas, de 1101weaua: suppleants. 

Ai·t. .12. Repartition des BeneJices. 
77. Chaque mois, au siege de t' Association et dans tous les Etablissements, 

les lcritures sociales sont aretees le dernier jour au soir et il est procedl ,i 

11n iwcentai;•e yenb·al qui doit etre tennine dans le plus bref delai. 
78. En cas de benljices, ils sont distl'i'.lmh ainsi qu'il mrit: 
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7g_ Les trois pt·eiwie;·s quarts sont dpartis par p(ti'ts egales ent1·e tous 
les Associis ei adherents, proportionnellement tontefois an nomb1·e de Joun,ees 
f0111·nies par chacun d'eux. 

80. Le dernier quart est consacre lt la fonnation d'un fonds de dse1·1,e 
indfrisible et impartageable, et concourt lt l' accroissement du capital social. 

81. En cas de perte, chaque Associe est debite, pour 1me pai·t l~qale, mais 
2u·oportionnelle au nornbi·e de J01wnhs qu'il a, durant l'exercice, fournies ri 
l' Association. 

82. Quant a la repartitiun des trois premiers quarts des ben1fices, l'AssociP­
,w peut exiger qu'il lui soit paye immediaternent plw; de la moitie de ce qui 
lui revient, ni le snrplus avant la .fin du mois. 

Art. 13. - Sortie des 11fembres. 
8B. Tout Associe peut se retire1· lt volonte de l' Association; il doit ad,·esser 

au Conseil sa demissüm par ecrit, au moins dh: Jours lt l'avance. 
84. S'il emm1:ne ses enfants nes dumnt ta Societl, il peut lui etN reclame 

une indemnite proportionnee au:1: frais occasionnes par leur premiere education. 
85. Si des llfembres ne se conduisent pas d'une maniere convenable et con­

forme lt ce qiti est prescrit par les Reglements, s' ils veulent faire des Etablisse­
ments particuliers ou des Associations d' interets distinctes de la pdsente societe, 
ils sont censes, pa1· cela senl, donner leur demission. 

86. Le compte de l' Associe demissionnai1·e est a1Tete r't la fin du mois dans 
lequel il donne sa dernission. Sa pa;•t proportionnelle dans le br!n1fice ou dans 
la perte est calculee Jusqu' ait J01w de sa sortie, et ce qui lui rei•ient, tuut 
compte fait, lui est remis. Cependant, l' Assocüt demissionnaire ne peut e:1:iyer 
son remboursement complet avant ti-ois rnois lt dater du J0111· de sa sortie. 

87. Lorsque l' Associe, pm· ca1~se de vieillesse oit d' infirrnite incurable, 
devient incapable de continuer lt tra11ailler, il ne peut deineurer dacanta,qe ddns 
la Societe cornme Mernbre actif; son campte est mTete et ltti est re11du con­
formement lt ce q1~i vient d'etre dit. 

88. Si l' Associe meurt durant la Societe, le compte est rendu c't ses he1·i­
tiers, egalement en se conformant a ce qui vient d'etre dit. 

Art. 14. Dissolution 1!ventuelle de la Societe. 
89. En cas, malgre les te1·mes du parag1·aphe 6, d'une dissolution defiwi­

tive de l' Association, le f onds de reserve serait partage, par parts egales, entre 
les derniers Associes restants et les orphelins eleves, ä ce moment, aux jl'ais 
de la Societe. Les pens-ions de retraite dues a11x anciens 1lfernb1·es de l' Asso­
ciation sont inscrites att passif de l'inventafre. 

16 

L' original des presents Status, signe par les Fondatew·s soussignes, sera 17 
dr!pose a Me Bouclier, notait-e lt Paris, puui· etre mis an rang de ses minutes. 

Un ext1·ait sera depose au Tribunal de commerce et insere dans les jour­
naux judiciaires; lt cet ejfet, tous pouvoirs sont donnes au porte11r. 

Ji'ait et arrete lt Paris, le 18 aout 1849, en un seul original. 
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Cel'tijie sincere et reritable par les soussignes, et annexe c't la minute d'un 
acte de depot rer;u par Jl,fe Guillaume Boitcliel' et smi collegue, nota·ires a Paris, 
aussi soossigne. Cejoitrd'Jwi 18 amU 1849. 

Signe: J. Ga,y. P. E. Alliüt. 
F'. D. Lef evre. J. Pialoux. 
E. A. Christal. J. D. Veret. 
H. Vignot. 

D. J. L. Graut. 
J. D. Treheux. 
J. Sebert. 

Preroteau. BoucUer. 
Enregistre a Paris, 68 bureau, le 21 aotU 1849, 1•ol. 3, fol. 13. Ret;u 5 fr. 

50 c. pou.i· decime. 
* * * 

18 Le 12 novembre 1849, l' Association a p;·is une secmde 1lfaison, situee 
Chmtssee-Clignancourt, so, barriere Rochechouart, deja affectee a l'usage de 
Restaurant par associatiün. Phtsieurs Associes nooveau:v se sont incorpores 
dans notre Association, et nous avons plusieurs autres Maisons en vue pow· 
une ouver·titre prochaine, ainsi que beaucrmp d'adhesions de travailleurs de 
plusieurs professions. 

Nous saisissons l' occasiou de la presente publication pour engage;· toutes 
les persmnes qui en prendront connaissance, et qui aiment t't vivre en Asso­
ciation, ä se mettre en 1·apport avec noits. 

* * * 
19 .E'xtraits du Reglement general de l' .Association des Travailleurs de toutes 

les Professions et de tous les Pays. 

Des Adherents. 
Toutes les pe1·sonnes qui desirent s'incorporer dans l'Association doivent 

declarer, par ecrit, au Gerant ou a1t R~qisseur d'nn des Etablissements leurs 
nom et prenoms, liett et date de naissance, pro/ ession et occupations a1txquelles 
elles pourraient etre appliq1~ees, enjin lei,r domicile actuel et les adresses des 
personnes chez qui on peut prendre des renseignements sur leur moralite. 

Elles doivent indiquet· si elles peuvent verser immediatement toitt ou partie 
de l' apport social exige. 

Eltes doivent declarer les nom et uge des enf ants et des vieillards q1ti 
sont a leui· charge. Elles declarent, de plus, qu' elles adherent a l' acte de 
societe et aux reglements sociaux dont etles ont pris connaissance, et eltes de­
mandent d etJ"e admises dans l' Association. Cette piece doit etre signee. 

Les femmes mariees f ont la demande en leur nom personnel et idepen­
damment de la demande f a#e par leur mari. Elles doivent toutefois mention­
ner l' autorisation donnee par ce dernier. 

Les demandes d'incorporation re<;ues sont t1·ansmises dans les 24 heures 
au Conseil, et il est rendu reponse aux postulants dans la huitaine. 

Les postulants declares admissibles re,;oivent le titre d' adlu}rents, et doivent, 
.,'t la requisition du Gerant ou d'1tn R~gisseitr, venfr trnvailler t't t' Etablisse-
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ment qui lew· est dlsigne, p1·ovisoirement en qualite de cüpartageants dans les 
benejices sociau:c. 

Jls n'ont pas le droit d'assi.~ter au.x rli!libel'{ttions sociales, tant que lew· 
,admis,9io,i definitive n' anra pas ete prononcee selon le para,qraphe 26 des Statuts. 

Les trcwanx de quelqne genre qtte ce soit que l' Association des Travailleurs 

.a a faire jafre par des etnm,r1e1·s, sont cot\fies de pvlference an.c adherents admis 20 
provisoi1:ement. 

Le geraut ou le re,qissew· mentionnent sur leur rapport Jow·nalier, an 
Conseil··ou ,) leur Assemblee, les travaua: qu'ils ont ainsi conjies, les indil!idus 
qn'ils en ont cha1'!Jes, les conditions et les resultats. 

Les adherents doivent, des le moment de la declaration de leur admissi­
bilite, sill(nt ~fj'ect1wr, dn moins cormnencrr rl. ejf'ectner le versement de le11r 

apport social. 
Si le Conseil d'administration le j11ge ntile, des fonctions snperienres peu­

vent etre confiees an.x adluJ1·ents, e:x:cepte tontefois les fonctio1rn de regisseurs, 
d' inspectew·s genermt.'l: et celles donncmt entree da1rn le Conseil central d' ad­
ministratirm. f,eurs fonctions penvent, dans ce cas, necessitei· leur presence 
dans les Assemblers sociales, mais ils n' !J sauraient avoii· IJllC voix consnltatil'e. 

Droits et Devoirs des Associes. 
Chaque J1embre de l' Association doit respecter la liberte des autn~ 

Memb1·es. En tout ce q11i n'est defendn ni par les reglements ni pa1· !es 
usages, clwcun conserve la liberte d'agir et de parler comme il l'entend. 

Les AssoC'ies sont egana, en droüs. Les fmwtions qui lew· smt confiees 
ne leitr confei·ent d' cnttoritl qne pendant le temps 011 ils etcercent ces fmctions 
et pour l' exercice desdites f onctions. 

Nul avanta,qe particnlier ne doit etre attribue ä de certains associes en 
raison de lew·s f onctions 01t comme recompense de leur conduite. Nulle p1·i-
1·ation ne doit etre injligee <i d' cmtres en raison de la snbalternite de leitrs 
fmctions, ni nulle punition et cause de leiu· incondnite ou de la mauvai:~e 
quµUte de lmtr ou1wage. Le.~ cas de mawvaise volonte sont senls exceptes, etant 
consideres comme une premie1·e declaration des indfridns de lew· intention de 

se retirer de l' Association. Les degdts qn'ils occasionnent dans des moments 21 
de coli':!·e 011 d' animosite restent et le ur char,qe. 

La fraternite consistant sw·toitt dans les bons procedes les uns a t'tfgard 
des aufl'es, il est recommande aux Associes d'eviter toutes mauvaises plaisan­
teries, les maniere.~ b1·usques ou grossieres, les querelles et les imputations 
hasardi:es. Ajin de faire respecter le principe de l' Associaf'ion, il est d'obligation 
poiir eux <l'observer des manie;·es convenables. Ils doivent aussi s'abstenir de 
bn,taliser les mfants. 

ll est du devoir de tout Assocü! qui pense q1t'1m de ses conji·e1·es oublie 
.ces recom111andaf'ion.s, de ti, tui .rappele1· fraternellement. Si, va1· quelque raison 



510 CAnL GnüNBJ<JRG. 

que ce jüt, ce cof!frere ne faisait pas droit ä des obsermtions .fustes, il est dn 
devoir du temoin de donner connaissance des faits c't l'assemblee du soir mi!me. 

Si le cas etait m·gent, l'Associe temoin devrait immediatement prier les 
autres coassocies presents de s'immiscer dans la connaissance des faits et de 
s' opposer ä lenr continuation, s'ils te .fugent necessaire. 

La gravite du cm, et la recidive doivent faire considerer l' Associe frascible, 
brntal on inconvenant, comme demissionnaire. 

La proprete des habits, etc., est recommandee comme acte de fratern#e. 
Tout en 1·espectant le principe de l' egalite, les e,qards sont plns particn­

liei·ement d' obligation envers les Membres plus tl_qes. 
Chaqne j&nctionnaire est investi d'une autorite p;·opre c't la fonäion qui 

lui est confiee. lt est, en qnelqne soi·te, t'expression 1:i,xmte de la loi pow· sa 
foncti&n. Ses coassocies doivent donc se co11forme;· c't ses i11dications, puisqn' ils 
doivent obeissance c't la loi sociale. 

s,; l' on croit que le f onctiünnaire se trampe, on doit te lui faire observe1· ,· 
mais, en cas d' avis different, on ne doit pas pe1·sister dcms la dsistanee, car 
tout fonctionnaire a sa re8ponsabilite; seulement, on mlresse ses observations, 
soit a un .mperie1ir en f onctions, soit, selon le besoin, ä l' Assemblee locale ou 
an C&nseil general. 

22 L'indiscipUne, quand elle se prolonge, fait considere;· celui qui s'en rencl 
coupable coinme denu:ssionnaire. 

Une probite scrupnleuse est exigee de toiis les Associe.~. lls ne sont adm,is 
dans t' Association que sur de bons renseignements rt cet e_qard. La premiere 
indelicatesse envers la Societe, on mi!me nn fort de ce genre c't l'eganl d'nn 
autre Associe oit d'un etranger, pendant le temps de l' Association, s11Jfit, inde­
pendamment des actions .fndiciaires qui pourraient lui i!fi'e intentees, ä partir 
du nwment oi't le fait est avere, poitr faire conside1·er cen.x qui s'en sont 
rendns coupables comme demissiünnaires. 

L' Associe qui s' enivrerait durant l' exercice de ses fonctions se1·ait pl'ie par 
le regisseur de se retire1·, pendant le reste de la .fonniee, du local de l' Asso­
ciation. Cette .foitrnee lui serait diminttee lors de la repartition. De plus, la 
connaissance du fait doit i!tre deferee a l' Assemblee locale; en cas de recidive, 
le Conseil central est informe, et, par suite, la Societe entiere, laqnelle Juge de 
la gravite d1t f ait. 

L'i1Jrogne est, de droit, considere comme demissionnaire. 
La paresse habitnelle, etant une sorte d'improbite, peut egalement faire 

considerer celtti qui s' en rend coupable comme demissionnaire. Tont Associe 
qui croit s'apercevoir d'un tort de ce ,qenre chez un de ses cünfreres, cloit l1~i 
en faire l' obser1Jatioii f raternelle. Si ce dernier n' y a pas egard, it est dtt 
de1Joir du temoin de preveni1· le regissenr, lequel, s' il .fu_qe le rep1·oche jonde, 
f ait son rapport c't l' Assemblee, puis, en cas de 1·ecidive, au Conseil central. 

ll est difendu de fumer, de canser, de chanter, de .fouer, de demeurer 
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avec les 1!isiteu1·s, ei~fin de se litTei' ä aucune espece de distractions pendant la 
duree du travail; car, comme la paresse, ces di.~tractions sont une sm·te d' im­
pr·obite envers l' Association. 

Toutes les f ois que des parents des Associes viennent les 1Jisiter, ils sont, 
pour ce qui concerne les consommaticms, consideres comme tout cl f ait etrange1·s 
ä l' Association. 

Les fonctionnaires de tout ordre, drpuis le gercint jusqn'a l'app1·enti, ne 23 
doivent jamais rester inactifs, et, lo1·sque leur mwrage est tei·mine dans un 
sei·vice, ils doivent se rnettre ä tout autre ouvrage utile, et clont ils sont capables. 

En attendant que l' Assemblee locale choisisse c'i t' Associe 1me f onction 
supplementaire, le gerant ou le regisseur lui indique le travail auquel il con­
vient qii' il s' occupe. 

Dans le cas 011 l' ordre serait tronble par qui que ce soit, d'une maniere 
qui n' aurait pas ete prevue par les reglernents, le regisseur aurait le droit et 
le devoir de s'opposer a la continuation du desordre et de l'abus, et de prendre, 
ä cet ~tfet, toutes les mesures necessaires. Il serait toutef ois pr(YJJOse imme­
diatement c'i l' Association un nmwel article de reglement destine ä empeche1· 
le desordre de se reproduire. 

Dans le cas oä 1m Associe s'aper9oit de quelqne abus, de quelque faute 
d'un de ses coassocies, et 011, soit par peur, soit par une condescendance cou­
pable, trahissant les interets de l' .Association, il neglige d' en avertir, soit le 
regisseur, soit l' assernblee des Associes, il se 1·end complice des torts qn'il a 
caches. Si la faute est assez grave pour faire considerer le principal coupable 
comme demiss'ionnaire, le complice doit etre considere lui-meme comme demis­
sionnaire. 

Le reglernent general contient, en outre des precedents, les chapit1·es snivants: 
Rmploi du temps et jixation des conges. - Credit des Associes. - Publicite 

et controle general. - Elections. - Organisation des travaux et des 
a.ff aires sociales. - Fonctions du gerant et des regisseurs. - Fonctions 
du comptable general et des comptables des etablissements. - Ponctions du 
caissier general et des caissiers d' etablissements. Des directeurs generaux 
et locaux. - Des inspecteurs generaux. - Ventes et achats. - Tenue 
des seances d' Assemblee et du Conseil. 

Archiv f. Geschichte d, Sozialism111 III, hrsg, v. Grünberg. 33 



Elisee Reclus' Briefwechsel 1) 
2
). 

Von 

Max Nettlau (London). 

Durch den vorliegenden ersten Abdruck vieler Briefe E. R.s vermehrt 
sich die Zahl der das Leben und den Entwicklungsgang der bekanntesten 
Anarchisten dem Studium näherbringenden Schrüten: PROUDHON und BAKU­
NIN, MAX STIRNER und J OSIAH w ARREN, GODWIN und TOLS'fOI sind früher 
schon Gegenstand der Spezialforschung geworden und nun folgen den viel­
verbreiteten ,Memoiren' P. KROPO'l'KIN's R.'s Briefe. 

Die Entwicklung der beiden letztgenannten kommunistischen Anarchisten 
bietet manche Parallelen. Beide entrissen sich einem sie durch Geburt und Er­
ziehung umklammernden Milieu, R. dem religiösen, KROPO'l'KIN dem aristo­
kratisch-militärischen. Beide hatten bei diesen Kämpfen einen Bruder zur Seite 
(ELIE; ALEXANDER), mit dem sie innigste Solidarität und Ideengemeinschaft 
verband, so daß diese Brüderpaare der feindlichen Umwelt gegenüber je eine 
durch gegenseitige Hilfe verstärkte Gruppe bildeten, wodurch das in ihnen 
schlummernde Solidaritätsgefühl, das sie zur Konzeption des idealsten 
Kommunismus führen sollte, mächtig gefördert wurde. Beide ,wurden durch 
Wissensdrang und Liebe zur Menschheit zum umfassendsten Studium von 
Natur und Menschen geführt, nicht um sich auf einem engen Gebiet zu 
spezialisieren, sondern um auf Grund exakter Beobachtungen den Weg der 
gesellschaftlichen Evolution zu erkennen und, von der Theorie zur Tat vor­
schreitend, die Hindernisse dieser Evolution aus dem Weg zu räumen. R.'s 
geographische Arbeiten gipfeln in seinem nachgelassenen Werk „L'H o mm e 
et l a Te r r e", während KROPO'l'KIN's Studien, die in seinem „Mut u a 1 
Aid" und den jetzt im „Nineteen th Cen tury" erscheinenden Erörterungen 
einzelner Probleme der Entwicklungslehre nur einen vorläufigen Abschluß 

1) ELrs~JE RECLus, Correspondance. 3 vol. Paris, Schleicher freres 
1911/13 (T. I, Decembre 1850 - Mai 1870. 352 S.; T. II, Octobre 1870 -
Juillet 1889. 519 S.; T. III, 1889-1905. Mit 3 Portraits. - a 3.50 fr.). 

Der III. im Druck befindliche Band ist mir von der Herausgeberin freund­
lichst in Manuskript zugänglich gemacht worden. 

2) Im folgenden ist (ELisim) RECLUS in (E.) R. abgekürzt. 
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fänden, sich seinem letzten Ziel, der Abfassung einer Ethik, von der ja 
bereits die Anfänge vorliegen, zu nähern beginnen. 

So standen diese beiden Männer, die man, da ihr Leben zu anderen 
Angriffen wirklich auch nie einen Vorwand gab, ,, utopistische Träumer" 
zu nennen pflegt, durch ihr tägliches Studium bis ins hohe Aher, der 
Natur iu all ihren Erscheinungen, dem so unendlich differenzierten Leben 
der Menschheit, dem den Geist immer reg erhaltenden Treiben der Wissen­
schaft, m. E. viel näher als viele der sog. ,,praktischen" Leute und wohl 
alle auf Dogmen eingeschworenen oder sich der jeweiligen Zweckmäßig­
keit anpassenden Politiker auch der radikalsten sozialen und sozialistischen 
Nuancen. 

Beide wurden früh auf den Kommunismus hingewiesen, R. auI den 
idealisierten Kommunismus der Urchristen und späterer verfolgter religiöser 
Sekten, KIWP0TKIN auf den primitiven Kommunismus der russischen Bauern; 
beide lernten naturwüchsige Urvölker kennen (in Südamerika, in Sibirien). 
Diese Anregungen und die oben erwähnten Umstände bewirkten, daß jeder 
von ihnen sich seinen Sozialismus aus sich selbst heraus bildete und nie 
einer bereits vorhandenen Schule oder Partei angehörte. Sie hatten eben 
das Zeug dazu, selbstä.ndig zu denkeu, und dasselbe taten Arbeiter und 
Studenten an anderen Orten, wie z. B. die kleine Gruppe Lyoner Flüchtlinge 
in Genf (P_1;.;1mARE, DuMARTHERAY u. a.) und junge italienische Internatio­
nalisten in Neapel (CA~'IEIW, MALA'l'B8'1'A etc.). All diese trafen sich in der 
zweiten Hälfte der 70er in der romanischen Schweiz und es entstand die 
freiere Richtung des Kommunismus, der kommunistische An a r c h i s­
m u s, der den bereits etwas verkniicherten anarchistischen Kollekti­
vismus der vorhergehenden 8-10 Jahre zu ersetzen begann und noch er­
setzt, bis die seit damals größer gewordenen Bedürfnisse eines richtig ver­
standenen Individualismus auch hier wieder einer neuen Entwicklungsstufe 
den Weg bahnen werden. Ein Vorbild für eine solche zwanglose Weiter­
entwicklung bildet das einträchtige Nebeneinanderwirken R.'s und KROPOTKIN's 
vom Ende der 70er Jahre bis 1905, dem Todesjahr des 75jährigen R., 
dessen Freund KROPO'l'KIN im Dezember 1912 das siebzigste Lebensjahr 
vollendet. 

Neben diesen Parallelen im Leben der beiden, die noch vermehrt 
werden könnten, wie viele Verschiedenheiten ! Sie herauszufinden bildet eine 
immerwährende Abwechslung und einen intimen Reiz für den Leser der 
"Memoiren" KROPOTKIN's und der Briefe R.'s, wie ihrer sonstigen so zahl­
reichen Schriften. Doch will ich mich endlich dem vorliegenden Briefwechsel 
selbst zuwenden. 

Die Sammlung und Herausgabe derselben geschah mit liebevoller Sorg­
falt durch eines der dreizehn Geschwister E. R.'s, Frau LouISE DUMESNII., 
der zahlreiche Familienpapiere zur Verfügung standen. ELISEE selbst er­
zählte einiges aus seiner frühesten Jugend in einem das Leben seines Bruders 

33* 
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ELIE darstellenden Privatdruck 1), der uns in die ersten zwanzig Jahre seines 
Lebens (1880- Anfang 50), aus denen keine Briefe vorliegen, einführt. Dann 
aber beginnen Briefe an die Eltern, zahlreiche Briefe an ELrn und dessen 
Frau Noemi, in geringerer Zahl an seine erste, zweite und dritte Frau, an 
seine Schwester LoursE und deren Mann, ALFRED Dm,IESNIL, in Vascceuil, 
später an seine Töchter MAHALC und JEANN~, und deren neue Familie, an seinen 
Neffen PAUi, RECLUS usw. Hierdurch ist für viele äußere Verhältnisse 
seines Lebens und seine intimen Stimmungen zum erstenmal eine feste Grund­
lage gegeben. 

Die wissenschaftliche Korrespondenz fehlt fast ganz; wie ausgedehnt sie 
war, konnte ich einem mir gestatteten Einblick in eine große Anzahl zufällig 
erhaltener, an R. gerichteter Briefe entnehmen: für die jährlichen Riesen­
bände der Geographie mußte er durch Reisen und brieflich in Beziehungen 
mit den besten Kennern von Land und Leuten in tatsächlich allen Teilen 
der Erde treten, die Material herbeischafften, das von R. geschriebene einer 
Durchsicht unterzogen usw., woran sich die Diskussion unzähliger Einzel­
fragen schloß. Daneben legten auch die meisten Geographen R. ihre Arbeiten 
in irgend einer Weise vor und erhielten seine stets so klaren Erwiderungen, 
in denen immer etwas Neues lag und das Problem oft auf ein höheres Niveau 
gehoben wurde. All diese Briefe sind verloren oder liegen noch in allen 
Ländern zerstreut. 

Die Korrespondenz mit Freunden und Gesinnungsgenossen nahm allmählich 
einen ähnlich weiten Umfang an, von dem die hier vorliegenden Briefe keinen 
Begriff geben. Vieles wurde nicht aufgehoben oder bei Verfolgungen zer­
stört oder den Besitzern weggenommen. Der vieljährige Briefwechsel mit 
P. KROP0'rKIN ist bis auf geringe Reste beiderseits vernichtet worden; denn 
auch R. sammelte keine Briefe an. Vieles wird noch zum Vorschein kommen ; 
denn für manchen war der Empfang eines Briefes R.'s ein Lichtstrahl und 
seine Worte wußten aus jedem das Beste, das in ihm lag, zwanglos heraus­
zuheben; so wurde vielleicht wenig leichthin verworfen. Wir werden aber 
für diesen Mangel an Universalität reichlich dadurch entschädigt, daß der 
Briefwechsel mit einzelnen Personen recht vollständig erhalten ist, so daß 
diese selbst uns im Lauf der Lektüre immer plastischer vor Augen treten 
und wir mit ihnen fühlen. 

Da ist der alte Engländer RICHARD HEATH (1881-1912), Verfasser 
vieler Schriften über die englischen Bauern und Landarbeiter, die sozial 
radikalen Sekten des Mittelalters usw., ein Mann, der mit eiserner Zähigkeit 
an einem von seiner Einbildung geschaffenen Christentum festhielt, in das er 
alle in ihm warm lebende Menschen- und Freiheitsliebe hineindichtete. R. 

1) ELIE REcLus 1827-1904 (Paris, Inpr. L'Emancipatrice, 32 S.); 
vlämisch, nach E. R.'s Tode, in der Revue Ontwaking (Antwerpen), Sept. 
bis Nov. 1906 (auch separat erschienen). 
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hatte ihm als FlüchUing in London 1852 einigen Unterricht gegeben und 
hatte in dem fast gleichaltrigen Mann einen solchen Eindruck hinterlassen, 
daß HEATH 1905 hierüber in einem Brief schreiben konnte: 

„That teaching I have reason to believe was something unique, at least 
it was to mc. The little I had of it, fifty years ago, now, was one of the 
gTeatest benefits, the greatest in the scholastic way I cver had. The wonder 
of it I can never forget. Othcrs may have been able to communicate to 
their pupils an insight into the meaning of things and the habit of seeing 
things a~ a whole and relating all things to that whole, but I can hardly 
believe that, combined with this, another teacher will easily be found who 
had such intense belief in the causc of Justice and 'l'rutb and who could 
a w a k e n in his pupils both habits of mind ... " Von seinem Charakter sagt 
er: ,,There was something in it austere as the Alps, yet gentle and human 
and affectionate to all who bad a pluce in his heart." (Vgl. auch 
Corresp. TI, 221 n.). 

Diese Worte lassen sich auf R.'s Wirkung auf alle, die mit ihm in Be­
rührung kamen, anwenden und erklären mehr als viele äußere Tatsachen 
die stille und intensive Verbreitung der anarchistischen Ideen. HEATII verlor 
R. aus dem Gesicht und schrieb ihm erst wieder im November 1871, als er 
ihn als Gefangenen der V ersailler Regierung von der Deportation bedroht 
sah. Seitdem suchte HEATH unermfüllich R. sein im äußersten Grade ideali­
siertes Christentum vorzuführen und R. widerlegt ihn stets, mit rührender 
Geduld und vollendeter Courtoisie, aber mit schneidender Schärfe der Argu­
mente; sie blieben die besten Freunde. 

Viel näher stand R.'s Ideen das ungarische Geschwisterpaar ANTONINA 
DE G~mANDO-TELEKI und ihr Bruder AT'rrLA (t 1897). Fräulein DE GE­
RAND0 leitete durch viele Jahre eine freie Schule in Klausenburg, ihr 
Bruder begleitete R. auf seiner türkischen Reise. Erziehungsfragen werden 
hier vielfach berührt. 

Die eigentlichen Fragen der Anarchie werden vorwiegend behandelt in 
Briefen an: den jungen HENRI RoorrnA, Frau CLARA MESNIL, JACQUES 
G1wss, JEAN GRA VB, AnmEN P1<,RRARE u. m. a.; in prägnanten, spiegel­
klaren Äußerungen werden hier neben einfachen auch schwierige Probleme 
so diskutiert, daß der Leser, von allen Seiten gepackt, durch diese Briefe 
vielleicht tiefer in das wahre Wesen und den ganzen Umfang der Anarchie 
eindringen kann als durch ein anderes existierendes Buch. Sind es doch 
durchwegs ernste, intime Äußerungen eines bis 1905 unter uns weilenden, 
die bis zu seinem Todesjahr reichen ! Man hält die Anarchisten für finstere 
Yerschwörer - welche andere Partei aber wäre imstande, mit so offenen 
Karten zu spielen, die Korrespondenz eines ihrer besten, dem wenig entging, 
in solchem Umfang offen auf den 'l'isch zu legen, wie dies durch die vor­
liegenden Bände geschieht? 

Andere Briefe zeigen uns den uralt gewordenen, ewig jungen NAnAR u. a. 
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Vieles fehlt natlirlich oder vielmehr: dauernder Aufenthalt in Paris und 
Brlissel seit 1890, brachte so viele persönliche Begegnungen, daß diese Zeit 
des reichsten persönlichen Wirkens wenig briefliche Spuren hinterließ. So 
war R. Anfang der 90 er Jahre in vielfacher Berührung mit der damaligen 
"Jeu n e li t,t er a tu r e", die sich der Anarchie so sehr näherte; auch in 
Belgien standen ihm die jungen künstlerischen Kreise nahe. BERNARD LA­
ZARE, PIERRE QUII,LARD, CAMILLE PISSARO, V AN RYSSELBEllGHE seien hier 
genannt. All dies lassen die Briefe erkennen, ohne ein ausreichendes Bild 
zu geben, das einer Biographie überlassen bleibt. Auch die vielen Beziehungen 
mit Kommuneflüchtlingen, Internationalen der Juraföderation, Russen u. a. 
während des langjährigen Aufenthalts in der Schweiz (Lugano, Clarens 
1872-90) hinterließen nur unvollkommene Spuren, der Briefwechsel mit 
BAKUNIN nur geringe Reste, unter denen allerdings der Entwurf eines 
Briefs BAKUNIN's an R. (1875) ist, die letzte größere Äußerung allgemeinen 
Inhalts des dem Tode nahen BAKUNIN ; hätte derselbe seine Memoiren ge­
schrieben, so wlirde R. dieselben zum Druck vorbereitet haben. 

So schwankt, man bei der Betrachtung dieser Bände zwischen der Freude 
über das vorliegende, eine reichliche Gabe, und dem Wunsch nach dem, was 
wir vielleicht später haben werden, einer vielvermehrten Neuausgabe oder, 
besser noch, weiteren Nachtragsbänden. Denn aus jedem neuen Brief spricht 
wieder für einen :Moment R.'s verstummte Stimme mit ihren krystallreinen 
Gedanken und wunderbarer Güte zu uns. 

Ich möchte meinen Eindruck von diesen Briefen durch einige Zitate den 
Lesern näherbringen. Zuerst will ich aber eine Stelle aus dem Brief vom 
April 1850 (aus Berlin) anführen, in welchem der bis dahin zum Pastor 1

) 

bestimmte junge R. seinen Eltern die für diese niederschmetternde und un­
begreifliche Mitteilung macht, daß er entschlossen sei, nicht Pastor zu 
werden. Er sei fest entschlossen, nur dem „cri de ma conscience" zu folgen. 

,,Pour moi qui accepte la theorie de la liberte en tout et pour tout, 
comment pourrai-je admettre la domination de l'homme dans uu coeur qui 
n'appartient qu'a Dieu seul ?" ... Nicht das Predigen widerstrebt ihm: ,,mais 
prendre d'abord un brevet de capacite chretienne, puis demander un passeport 

1) Es handelte sich dabei nicht um ein bequemes staatskirchliches Pastoren­
turn im deutschen Sinne. Man denke an die „p aste ur s du des er t", wie 
sie N. PEYRAT und E. PEI,LETAN schilderten. Ein Vorfahre R.'s erlitt ähn­
liche Verfolgungen und in seinem Vater, dem Pastor in Orthez im alten 
Bearn, lebte dieser Geist weiter, der inzwischen auch in den meisten übrigen 
prot0119tantischen .Milieus in :Frankreich ausgestorben war. Darum klärte der 
l}:ontakt mit der Wirklichkeit, den Herrenhutern in Neuwied, der prote­
stantischen Universität in Montauban, den jungen R. zunächst über die Rolle 
der Kirche auf, ohne noch seine ihm intensiv anerzogenen religiösen An­
schauungen zu beseitigen. 
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d'amour et de foi soit aux professeurs soit au consistoire, soit a l'eglise meme, 
sous peine d'etre coutrebandier dans le domaine des coeurs, voila qui me 
r(ipugne par dessus tout et voila ce que Dieu me donnern certainement 
la force de ne pas faire. J'avais longtemps herce danH rnon csprit 
Je desir d'etre pasteur ... et j'ai ete rarement plus heureux que ce 
jour 011 j'ai preche a Jlfontauban devant deux professeurs, mon frerc et des 
bancs vides", aber jetzt sage er: ,,je ne veux, ni ne peux, ni nc dois etre 
pasteur". 

„Ne voyez pas Ja, chers parents, l'effet du doute; si je doutaiH, je me 
bornerais a hesiter; c'est au contraire par suite de croyances positives et 
absolues que je me decide. Je crois que le jour est venu llans lequel doivent 
etre abaisses tous ceux qui s'erigent au dessus des autres en rnaitres et en 
prophetes: le rneilleur moyen d'evangeliser ce n'est pas aujourd'hui de se 
cuirasser de diplomcs et de monter snr des tahourets brevetes, rnais c'est 
d'ouvrir tout simplement et tout bonnement son coeur devant ses amis, Grec 
chez les Grecs, paysan chez !es 11aysans, pai:en chez !es pa"iens a la maniere 
de St. Paul qui de l'autel du Dien inconnu ramenait !es Atheniens an Dieu 
que nous conuaissons ... Un temps viendra 01\ chaque homme sera son propre 
roi et son propre pasteur, 011 chacun offrira l'encens a Dien dans Je propre 
temple de son corps et de son ame. Alors Dien seul s'elevera au dessus de 
nous et nous conduira. Entre !es hommes il n'y aura plus que des rapports 
d'influence et d'amour; chacun parlera a son frere des idees qui agitent sa 
tete, des sentiments qui traversent son coeur; ces idees et ces sentiments 
pounont germer en un chacun, sans avoir revetu nn caractere d'officialite et 
sans avoir ete hrevetes par un hornme ou par une rennion d'hommes, par un 
consistoire ou par un troupeau. II n'y aura plus d'homme qui gouverne ou 
conduira d'autres homrnes, rnais chacun agira sur son voisin et prechera Ja 
verite qu'il sent et qu'il croit. Mais comment amener cet avenir si nous ne 
le realisons pas en nous rnemes, si non-contents de rejeter tout roi et tout 
pasteur, nous ne protestons pas eontre toutc idee interieure qui uous dirait 
de devenir nous-memes cc que nous blamons." ... Er tadelt nicht, was sein 
Vater tut; ,,nous faisons des choses opposees, mais j'atteste avec Dien que 
nous faisons bien tous deux . . . Oh, si vous vouliez me tendrc, vous, rnon 
pere et ma mere, une main de fraternite chretienne, saus restriction, saus 
tristesse, sans reticence ! " ... 

Diese so glücklich erhaltenen Worte von 1850 zeigen bereit, die Keime 
all seiner späteren Ideen (vgl. z. B. mit Corresp. II, 1314 1884): unbegrenzte 
Achtung und Liehe der Freiheit ließ ihn darauf verzichten, die geistige 
Autorität auszuüben, zu der ihn seine ganze Erziehung und Umgebung heran­
gebildet hatten; ein solcher Mann weist in gleicher Weise den Staat, das 
Eigentumsmonopol, die traditionellen Familienformen, die von der jeweiligen 
Majorität sanktionierte Moral usw. zurück die ganze Anarchie liegt schon 
in ihm und er ging von da an seine eigenen ·wege und führte ein Leben 
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harter Arbeit, aber im Genuß der absoluten geistigen und der größtmöglichen, 
heute erreichbaren materiellen Freiheit. 

Betrachten wir kurz seinen Lebensgang, der neben seiner Darstellung in 
der am 3. November 1905 von DE Gm,JE~• an der Universite Nouvelle in Brüssel 
gehaltenen Rektoratsrede 1

) erst durch diesen Briefwechsel in vielen Teilen 
näher bekannt wird. 

Geboren am 15. März 1830 in Montcaret bei Sainte-Foy-la-Grande im Tal 
der Dordogne wuchs ELISEE eigentlich lange Zeit fern von seinen Eltern, die 
vielerlei Sorgen absorbierten, bei verschiedenen Verwandten auf und wurde 
schon mit 12 Jahren allein zu den Herrenhutern nach Neuwied am Rhein 
geschickt, später in das protestantische College in Saint-Foy und auf die 
Universität Montanban. Die vielfach freudlose Jugend wurde durch den 
innigsten Anschluß an den älteren Bruder ELIE erhellt; 1849 studierten die 
jungen Leute neben ÜKEN und SUHELLING schon Prnmrn LEROUX und 
Pnoum-ION, und die Fakultät wurde von dem „wachsamen" Präfekten veran­
laßt, ihnen anläßlich einer Fußtour, um das Meer zu sehen, statt Theologie 
zu studieren, das c o n s i 1 i um ab e und i zu erteilen. Dies trieb ELISEE 
nach Neuwied, wo er diesmal als Lehrer sein Brod verdienen sollte, sich aber 
bald losriss und nach Berlin ging, um die Universität zu besuchen; hier 
hörte er CARL RrT'l'ER's geographische Vorlesungen. In den Ferien (1851) 

1) GorLLAUMJ<J D.E G1rnr,1F, Eloges d'Elisee Reclus et de Kelles-Kranz 
(Gent, Volksdrukkerij, 1906, 55 S.) - Von sonstigen biographischen Schriften 
und Würdigungen vonR.'sPersönlichkeit möchte ich erwähnen: Elisee Reclns. By 
P. KROPOTKIN (from The Geographical Journal, 1905, S. 337-343), Lon­
don; PATRICK GEDDEH, A Great Geograph er: Elisee Reclus, 1830-1905 (from 
The Scottish Geographical Magazine for Sept. and Oct. 1905), Edin­
burgh, 14 S.; H. RooRDA VAN EYSINGA, Elisee Reclus propagandiste in La 
S o c i et e n o u v e 11 e (Mons), 1907, S. 186-199; Elisee Reclus ten gedenke 
(On tw akin g, Antwerpen, August-Sept. 1905), mit Beiträgen vonF. Domela 
Nieu w e nh uis, Jacques l\1esnil und zwei vlämischen Autoren; daraus: Elisee 
Reclus, von F. DoMELA NrEUWENHUIS (Antwerpen, 1905, 1.5 S.); JACQUES 
MESNIL, Eliseo Rech1s, Note biografiche, Mantua, 1905, 32 S. aus I 1 
Pens i er o; R. Heath in Th e Humane Review (London); HENRI SENSINl<, 
in der Gazette de Lausanne, 3. und 4. VIII. 1905; LuurEN DESCAVES 
in Le Journal (Paris), 6. VII. 1905; Erinnerungen verschiedener in den 
Te m p s n o 11 v e au x, L e Re v e i 1 (Genf) etc., 1905. Publikationen ferner­
stehender erschienen z. B. von PAUi, Gmo, Paris 1905; ALBERT FRAN9orn, 
Gent 1905; F. DE MAGIST1rn,, Jesi 1905; dem Circulo Internacional 
de Estudios sociales, Montevideo 1905 usw. 

Erwllhnt sei noch Professor DE GREE~•'s E 1 o g e d'E 1 i e Re cl u s 
(Bl. Oktober 1904), Brüssel und ELrE REcurn' nachgelassenes Werk La 
C o mm u n e de Paris au j o ur 1 e j o n r. Paris, 1908, 391 S. 
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traf er E1,n:; in Straßburg und beide durchwanderten zu Fuß ganz Frank­
reich zu den Eltern nach Orthez (Basses-Pyrenees). Hier gehörten die Brüder 
zu den wenigen, die g·egen den Staatsstreich vom 2. Dezember zu kämpfen 
bereit waren, mußten flüchten und der 1. Januar 1852 fand beide in London, 
auf sich allein angewiesen, wie E1,1s1~rn es srit der Relegation von Montauban 
schon gewesen war. 

Das Flüchtlingselend drückte ihn nicht nieder. Nachdem er in London 
Unterricht gegeben, fand er in Irland (County Wicklow) als eine Art Guts­
verwalter Gelegenheit, das praktische Leben kennen zu lernen, und die Idee 
erfaßte ihn hier zuerst, die l<Jrde mit all ihren Erscheinungsformen zu 
beschreiben, was er zuerst in dem ·werk „La Terre" 1867-68 durch­
führte. Es trieb ihn bald nach Amerika, wo er in letzter Linie eine urwald­
frische Gegend zu finden hoffte, wo er, sein Bruder ELrE, den er jahrelang 
vergebens erwartete, und andere Freunde sich eine freie Niederlassung gründen 
wollten. Der Zufall führte ihn zuerst nach New Orleans (1854), wo er sich 
mühsam ernährte, bis er auf einer benachbarten Pflanzung Hauslehrer wurde. 
Er liebte die 'fochter des Hauses und hätte sie erringen können, wenn er 
nicht gefühlt hätte , daß ihn all seine Ideen von dem unerschütterlichen 
Standpunkt der s k I a v e n h a 1 t enden Familie trennten. Darum riss er sich 
los und nach einer Reise auf dem Mississippi und bis Chicago, finden wir ihn 
seit 1856 in Neu Granada 1), dem heutigen Columhia, und zwar im Hafenort 
Rio Hacha, mit der Sierra Nevada de Santa Marta als :Forschungsgebiet und 
Ort der geplanten Colonie. Viele Briefe schildern seine Hoffnungen und ihr 
Scheitern und im Juli 1857 kehrte er nach Frankreich zurück, wo er nun 
bis zur Commune lebte. Durch sein erstes Buch, die Schilderung der Sierra 
Nevada (1858-1859 2) machte er sich einen Namen. Von nun ab gab er der 
„Revue des deux Mondes", dem „Tour du Monde", der „Revue 
p o I i t i q u e et I i t t er a i r e" etc. zahlreiche geographische Artikel im weite­
sten Sinn und verschmähte auch nicht die Bearbeitung· größerer Reisehand­
bücher (,,G u i des J o an n e"), wobei ihm all diese, manchmal populär 
gehaltenen Arbeiten die Möglichkeit gaben, die vielartigsten Reisen zu 
machen -- an die französische Seeküste, in die Alpen und Pyrenäen, nach 
London, Deutschland, der Schweiz, Italien bis Sizilien usw. und Eindrücke 
und Erfahrungen, geistiges Material, für seine geplanten größeren Werke an-

1) Dieses Land erregte Anfang der 50er Jahre Aufmerksamkeit durch 
die Annahme einer außerordentlich radikalen Verfassung; in den Augen der 
Reaktionäre war dort der Sozialismus fast schon zur Macht gelangt (vgl. 
z.B. 'fHIJ:SISSRN's Geschichte des Sozialismus). In R.'s Zeit setzte die Reaktion 
schon ein, doch hegte er noch immer die größten Hoffnungen für die Zukunft 
des Landes (vgl. Corresp. I, 138-13\l). 

2) Voyage a la Sierra Nevada de Saintc--lHarthe. Paysag-cs 
de la nature tropicale. Paris, 1861 (II. Aufl. 1881). 
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zusammeln. ,,La Te r r e" (1867-1868) und die kleine „His t o i r e d'u n 
Ruisseau" (1869) waren die nächste Vorarbeit; alles driingte zum Ziel einer 
allgemeinen Geographie, als der Krieg und die Kommune eine längere Unter­
brechung herbeiführten. 

Wo waren seine noch für 1850 von ihm selbst so sicher bezeugten 
religiösen Anschauungen geblieben? Er erzählte später einmal, daß als er 
nach Amerika reiste und dem Meer, der großen Natur gegenüber war, sich 
das alles wie vom Wind verweht verflüchtigte, und es ist keine Rede mehr 
davon. Daß er schon längst durch und durch Sozialist war, ist sicher. Von 
der Politik hielt es ihn instinktiv fern: er hatte nie den Wunsch, Macht für 
sich zu e1Tingen und solange er die bestehende ]\facht nicht zerstören konnte, 
ig·norierte er sie. ELIE und ELISEE nahmen Teil an der beginnenden 
Kooporativbewe1,•1mg 1) und an des früheren Icariers J. P. Btu·zE's Unter­
nehmung „Credit au Travail"; sie hatten für Frau A:rnut, LEo's soziale 
Bemühungen Interesse 2). So bescheiden auch diese ihre sozialistische Tä,tig­
keit nach außen scheinen mochte, gehörten sie doch zu den wenigen Franzosen, 
die BAKU:'-II.': in seinen engsten Kreis zu ziehen für richtig fand; sie traten 
1864 der Fraternite internationale bei; die weitere Geschichte dieser 
Beziehungen würde hier zu weit führen. (Vgl. Corresp. II, 164-171; auch 
I, 279-288, 294; II, 440-441). 

R. hatte sich Ende 1858 mit einer in Frankreich aufgewachsenen Mulattin, 
Clarisse, verheiratet, der Mutter seiner Töchter l\fagali nnd Jeanne; sie starb 
1869. In den 60er Jahren bildeten die jungen Familien der Brüder eine dem 
politischen und sozialen Elend der Zeit nach Möglichkeit fernstehende intime 
Gruppe. In diesem Sinn schrieb EustJE 1859 seiner Schwester LoursE, die 
sich, wie alle Geschwister, dem religiösen Milieu des Elternhauses zu entringen 
hatte und die er schon als „une fille de la liberte" begrüßen konnte: 
,,Fondons en nous-memes et autour de nous de petites republiques. Graduel­
lement ces groupes isoles se rapprocheront comme des cristaux epars et 
formeront la grande Republique" (Co r resp. I, 206). 

Kurz vor dem Kriege hatte er sich, qiesmal in freier Ehe, mit FANNY 
LHERMINEZ verbunden, die mit den Kindern in dem blumenreichen Vascreuil 
blieb, dem Heim seiner Schwester LournE und ihres Tuiannes. R. blieb in 
dem belagerten Paris und war dort auch, als die Revolution vom 18. März 1871 
stattfand. Er schilderte oft das Glücksgefühl der ersten 'l'age nach dem 
18. Mlirz, als das Vergangene weggefegt und die neue Macht noch nicht er-

1) S. die Pariser Zeitschriften „L'Association" (seit November 1864) 
und „La Cooperation" (seit 9. November 1866 bis Mitte 1868). 

2) Aus diesem Kreis liegen mir zwei Prospekte einer W oehenschrift 
L'A gr i c u lt e ur vor, unterzeichnet von Paul Lacombe, J. Tonssaint (einem 
alten Saint-Simonisten), EI i s c c Re c l u s und Andre Leo (2 S. in 4 ° und 1 S. 
in 8 °, undatiert); die Zeitschrift dürfte nicht erRchienen sein. 
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richtet war. ;\fit seinen Brüdern ELIE und PAUL nahm er an dem Ausfall 
vom 4. April teil, der Duv AL nnd Fr,OURENR das Leben kostete; ihn traf die 
Gefangenschaft, die Kerker von Versailles, die Forts von Brest, die Verur­
teilung zur Deportation und, nach Intervention der ersten englischen Gelehrten, 
die Verbannung für zehn Jahre (15. Februar 1872) und der Transport, gefesselt, 
im Zellenwagen, in die Schweiz. 

Endlich frei (er hatte im Gefängnis gearbeitet, Unterricht gegeben, viele 
:Freunde gewonnen), traf er in Zürich den geflüchteten Eum und seine Frau, 
mit der er nun in Lugano zwei sehr glückliche Jahre zubrachte, bis auch 
sie nach der Geburt eines bald gestorbenen Sohnes ihm im Frühjahr 1874 
vom Tod entrissen wurde. Er übersiedelte dann, der Erziehung seiner 
Töchter und der Arbeitsmöglichkeiten wegen, nach Vevey und Claren~, wo er 
mit seiner dritten Frau, EmrAXUE, auch nach der Amnestie noch viele .Jahre 
lebte, bis 1890, dem .Jahre seiner Übersiedlung nach Nanterre und S1~vres 
bei Paris. 

Sein wissenschaftlicher Ruf und die Reinheit seines Charakter:; standen 
so hoch, daß ihm trotz des fanatischen Hasses gegen alle Communards in 
jenen Jahren, die Firma HA<'HETTE die Ausarbeitung einer allgemeinen Erd­
kunde in noch nicht und noch nicht wieder erreichtem Umfang übertrug 1). 

Endlich konnte er sein Lebenswerk beginnen, dessen 19 Riesenbände von 1875 
bis 1893 pünktlich jedes Jahr erschienen, mit dem Band über Südeuropa 
einsetzend. Viele Reisen waren hierzu erforderlich, die ihn nach W'ien und 
Ungarn, nach Deutschland, in die Türkei und nach Kleinasien, nach Spanien 
und Portugal, in die Vereinigten Staaten und Canada und bis nach Brasilien 
führten. Gewiß fehlten Hilfskräfte nicht, aber daneben führte R. auch ein 
reiches Familienleben, besuchte seine Geschwister, seine in Algier angesiedelte 
ältere Tochter oftmals, trat, seit er in Vevey wohnte, in der Internationale 
hervor, besonders in der bekannten Versammlung vom 19. März 1876 in 
Lausanne, wo er sich wohl zum erstenmal öffentlich als Anarchist erklärte, 
nahm seit 1879 am „Revolte" einen nach der Verhaftung P. KnOPOTKrn's 

immer intensiver werdenden Anteil und wurde überhaupt in tausend Dingen 
die am meisten in Anspruch genommene, immer hilfsbereite, unsclüitzbare 
Arbeitskraft der internationalen anarchistischen Bewegung. Wie er all 
diese Arbeit bewältigte, ohne im geringsten durch sie geistig abge,pannt, 
einseitig, pedantisch, verdrießlich zu werden, im Gegenteil aus der Arbeit 
selbst immer neue Kräfte schöpfend, jugendlich frisch, heiter, liebenswürdig, 
universell bleibend, ist vielleicht nur dem verständlich, der wirklich glaubt, 
daß geistige Freiheit, Menschlichkeit und Güte den ganzen :Menschen, cht 
ja Körper und Geist eins sind, kräftiger, gesünder, arbeitsfähiger machen. 

In jenen Jahren waren seine Töchter herangewachsen und vereinigten 

1) Nouvelle Geographie universelle. La 'rerre rt les 
Ho mm es, 19 vol., Paris, 1875-189/3. 



522 MAX NETTLATJ. 

sich am 14. Oktober 1882 in freier Ehe mit den Männern ihrer Wahl. Eus1;;E 
hielt eine von seinem Bruder ELrE verfaßte Ansprache; er schreibt hierüber 
an NADA!t, den dieser die ortho<loxe Familie negierende Akt glücklich gema<;ht 
hatte, am 19. Dezember 1882 (Co r resp. II, 263-264): "' . . Convient-il 
de me fäliciter d'avoir ete simplement fidele il. moi-meme? ... Lorsque les 
jeunes gens eurent decide la forme de leur mariage, ils convinrent qu'il serait 
bon de donner a leurn parents et amis la raison de leur conduitc. Se defiant 
modestement d'eux-memes, ils chercherent un interprete, mais tres justement, 
ce me semble, ils ne voulurent pas du pere. Si j'avais expose leur cause, 
on aurait pu croire que j'exposais la mienne. Leur liberte, leur dignite en 
eussent souffert. Je leur donnai pleinement raison. 11s firent choix de mon 
excellent frere et tu vois, par son expose, qu'ils ne pouvaient trouver un 
meilleur ami pour exprimer leurs sentiments et revendiquer leurs droits" 1) ; 

(vgl. auch II, 259-262). 
R.'s anarchistische Schriften hier anzuführen würde zu weit führen 2

). 

Jede Systemmacherei lag ihm fern und seine meisten Broschüren entsprangen 
einem zufälligen Anlaß, einem Vortrag, Artikel usw.; nur einmal arbeitete er 
auf Grund seiner meistverbreiteten Broschüre E v o I u t i o n et Re v o 1 u t i o n. 
Conference faite a Geneve le 5 mars 1880 (Geneve, 1880, 25 S.) ein 
größeres Buch aus: L'Ev o l u ti on, 1 a Revolution et l'Id ea 1 anarchique 
(Paris, 1897, 296 S.). Eine Sammlung seiner sehr zerstreuten Schriften fehlt 
noch; sie werden noch immer nach Bedarf in einzelnen Broschüren neugedruckt 
und übersetzt 3). 

Mit der Vollendung der Geographie (1893) hielt der 63jährige Mann seine 
Aufgabe nicht für beendet. Während er die Länder beschrieb, boten sich 
so viele Beobachtungen über die Menschen dar, daß er ein diese Ergeb­
nisse zusammenfassendes Schlußwerk plante, das jetzt in „L' Ho mm e et l a 
Te r r e·' (Paris, 6 Bände in 4 °, 1905-1908) als teils in seinem letzten Lebens-

1) Der damals erschienene, also von ELIE R. verfaßte Privatdruck: 
„Unions libres. Expose des motifs. Allocution du pere a ~es 
fi 11 e 8 et a s es gen d r es. Paris (1882), 32 S. wurde 1907 in Mons neu­
gedruckt (61 S.) - Eine Ansprache bei der freien Verbindung zweier anderer 
Personen existiert gleichfalls als Privatdruck (3 S., 4 °, s. a.); diese ist von 
ELISEE selbst verfaßt. 

2) Die bis 1897 erschienenen verzeichnet im wesentlichen meine „Biblio­
graphie de !'Anarchie" (Brüssel, 1897), eine Compilation, die R. ihre An­
regung verdankt, wie die ganze Serie „Bibliotheque des Temps Nouveaux". 

3) Erst vor wenigen Monaten wurde z. B. die sozialistische Literatur in 
b r et o n i scher Sprache durch die Übersetzung von R.'s „A mon Frere le 
Paysan·' inauguriert, die in den beiden Dialekten von Vannes und Treguier 
erschien (Guingamp, 1912). Vgl. auch Ew AN GwEsNou, An t e e. L es Br e­
t o n , et I e S o c i a 1 i s m c ( ebenda, 1912). 
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jahr erschienenes, teils von seinem Neffen PAUL nach llern Manuskript zum 
Dmck vorbereitetes Werk vorliegt. Ebenso dachte er nun an die V erhreitung 
seiner Erfahrungen durch eine Lehrtätigkeit und freute sich auf die Vor­
lesungen über vergleichende Geographie, die er von Anfang 1894 ah in der 
Universite Libre in Brüssel, nach deren schon 1892 erhaltener Einladung, 
halten sollte. 

Da traten sein weiteres Leben störende Ereignisse ein. Anliißlich 
VAILl,ANT's Attentat gegen die Kammer (Dezember 1893) war ein Neffe R.'s 
einer geradezu wütenden Polizeiverfolgnng ausgesetzt, deren Grundlosigkeit 
sich längst ergeben hat. Bei Eus~~E wurde damals gehaussucht (1. Januar 
1894) und ELIE wurde für einige Stunden von der Polizei mitgenommeu. 
Das waren an sich Kleinigkeiten; aber Ängstlichkeit ergriff die Professoren 
in Brüssel sowie die große Firma HACHE'l'TE, deren einstige Leiter sich nicht 
gefürchtet hatten, ein Riesenunternehmen wie die „Geographie" dem Co m­
m u n a r d R. anzuvertrauen, die aber jetzt glaubte, ihre Beziehungen zu dem 
An a r chi s t e n R. mit Rücksicht auf ihre Klientel lockern zu müssen, was 
natürlich den Abbmch der langjährigen Beziehungen zur Folge hatte. Da& 
„L'Homme et la Terre" erst so spät und unter für R. wenig angenehmen 
Verhältnissen erscheinen konnte, ist die Folge dieser Kleinmütigkeit. Ebenso 
sah sich die Universite Libre in Britssel bemüßigt, R.'s Vorlesungen zu ver­
schieben, ohne ihn auch nur zu befragen, was zu Studentendemonstrationen, 
dem Austritt der freisinnigen Professoren und der Gründung der Uni ver­
s i t e No u v e 11 e (1894) führte. R. begann seine Vorlesungen im Lokal einer 
Freimaurerloge (2. März 1894) und wirkte bis zu seinem Tode für die Uni­
versite Nouvelle, speziell für das von ihm gegründete Institut Ge o­
g r a phi q u e 1). Diese von manchen Reisen (London, Schottland, Algier etc.) 
unterbrochenen elf Jahre in Brüssel waren arbeitsreich und alle freiheitlichen 
Kreise, viele Künstler und die Universitätsjugend waren in vielfachen Be­
ziehungen mit R. und empfingen seine Anregungen. Aber diese .Jahre brachten 
neben dem Tod seiner jüngeren Tochter, auch manche Enttäuschungen und 
Aufregungen, wie aus dem Briefwechsel (Band III) näher ersichtlich ist, und 
R.'s so feste Gesundheit wurde durch ein quälendes Herzleiden erschüttert, 
dem er .Anfang Juli 1905 erlag. So lange er sich aufrecht erhalten konnte, 
war er für seine Ideen tätig und arbeitete an seinem Werk; wenige Monate 
vor seinem Tode, im Winter 1905, erschien er zum letztenmal in der Öffent­
lichkeit, um in einer Pariser Versammlung für die Freiheit Rußlands einige 
Worte zu sprechen; er mußte wegen Herzschwäche nach einigen Worten 
verstummen. PAUL R.'s Brief an P. KROPO'l'KIN, der den Briefwechsel schließt, 
schildert seinen sanften Tod. 

1) Eine Liste seiner wissenschaftlichen Publikationen fehlt; seine Schwester, 
die Herausgeberin der Correspondance, besitzt eine wohl einzige Sammlung 
derselben, deren Umfang beträchtlich ist. 
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Daß es von Interesse ist, den Äußerungen eines solchen Mannes in seinem 
intimen Briefwechsel zu folgen, bedarf keines Beweises; was die anarchistischen 
Ideen betrifft, so sind sie in wenigen Büchern zu, ich möchte sagen, so viel­
fältiger Blütenpracht gebracht, wie in vielen Stellen dieser Briefe, in denen 
der wirkliche Kern vieler Probleme ohne alles Beiwerk mit der R. eigenen 
Klarheit behandelt wird. Ein anderer mag diese zerstreuten Blumen zu einem 
System ordnen; ich will nur einige von ihnen pflücken: 

"l'anarchiste ... qni est-il, si non celui qui ne reconnait pas de maitre 
et qui s'intercfü d'etre le maitre de personne. C'est l'homme qui met toute 
son ambition, tout son devoir a vivre parmi des egaux, sans ordre a donner 
ni a rccevoir." (8. Jnli 1882.) 

„Le respect de la personne hnmaine doit etre complet, mais complet 
aussi le sentimcnt de Ja solidarite de chacun avec tous. Jene puis m'imaginer 
l'anarchie sans le communisme. - Vons me demandez si dans c c t t e commune, 
des compagnon~ garderaient quelque propriete privee. II serait facile sur ce 
chapitre de jouer sur lcs mots; mais d'une fagon generale, je reponds: Non. 
Le capital eRt commun, la terre est commune, !es machines, !es bibliotheques 
sont a tous. Ce qui n'empechcra pas l'artiste d'avoir son crayon favori et 
le poete de relire son Shakespeare. 'I'out ce qui est la simple expansion de 
l'individu reste a l'individu." (4. November 1887.) 

„Que chacun agisse conformement a sa nature, et que de la diversite 
des efforts naisse l'action commune. Pas de mot d'ordre. Que chacun soit 
a lui-meme son propre conseiller. (9. Juli 1890.) 

,,Ne jugeons point ... , ne moralisons point ... , ne predisons pas ... , 
ne nous ingerons point a organiser avant que l'organisme naisse de soi-meme. 
N'epanouissons pas la fleur de force: elle s'ouvrira bien d'elle meme si la 
vie la penetre." (7. ,Juni 1892.) 

,,Vous me dites que mon „poeme" (die in dem Artikel der Contem­
p o rar y Re v i e w „Anarchy by an Anarchist", Mai 1884 ausgesprochenen 
Ansichten) n'est pas realisable, c'est un reve. A ceci, je commence par vous 
repondre que, s'il en etait ainsi, il y aurait encore lien de preferer ce beau 
reve au vilain reve, au cauchemar de la societe actuelle, car cette societe, 
vous le reconnaissez, n'a point d'etat, d'organisation, de realites avouables. 
. . . Mais, de ce que Ja societe actuelle est impossible et peut etre qualifiee 
tle constant and perpetual failure, aussi bien dans son ensemble 
que dans ses groupes nationaux ou familiaux, cela ne prouve pas, je l'avoue 
que notre reve d'equite soit realisable. Cela est vrai. Aussi, je reponds 
simplement: ou bien nous pouvons realiser ce reve pom· la societe tout 
entiere; dans ce cas, travaillons avec energie. Ou bien nous ne pouvons le 
realiser que pour un petit nombre; dans ce cas, travaillons eneore. Pourquoi 
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ne pas faire fleurir une petite oasis de paix, de rcspect mutuel, d'egalitc au 
milieu de !'immense desert ?" (6. Juni 1884.) 

., V ous me demandez aussi: comment creer cette douce oasis de paix et 
d'lrnrmonie entre hommes qui se sentent egaux et qui travaillent de concert 
a l'avenemcnt de Ja justice? C'est en nous aimant, en nous appuyant !es uns 
sur !es autres par la propagande et l'encouragement. Nous sommes eloignes, 
mais une lettre, un mot, Ja conscience que l'on pensc et l'on sent d'accord 
nous font du bien et nous fortifient a travers l'espace. La pensec que j'ai 
des amis en Italie, en Hongrie, en Angleterre, en France, en Afrique, me 
rend henrenx: saus eux, je serais une chose; avec eux, je suis nn homrne" (1884). 

„Lcs pays Oll !es anarchistes sont Je plus nombrenx sont ceux Oll !es 
esprits out ete depuis longtemps liheres des prejnges religieux et rnonarchi­
ques, oll les precedents revolutionnaires ont ebranle la foi dans l'ordre etabli, 
Oll la pratirprn des franchises comrnunales a Je mieux accoutume !es hommes 
a se passer de maitres, 011 l'etude desinteresse developpa des penseurs en 
dehors de toute coterie. La m't ces conditions diverses se rencontrent, la 
naissent les anarchistes. C'est en France rl'abord, puis dans la Catalogne, 
dans l'Italie du Nord, a Londres, chez !es Allemands des Etats-Unis, dans 
les republiques hispano-amerieaines, en Australie, que l'anarchie a le plus 
d'adeptes. La race n'y est pour rien, c'est l'Mucation qui est tout." 
(2. Juni 1888.) 

Anläßlich eines Artikels der „Temps nouveaux" ,,qui nous parlait 
de Ja lutte contre le clericalisme, contre Je christianisme, cornme d'importance 
secondaire dans la grande bataille economique": ,,N'y a-t-il pas la une erreur 
de jugernent? Historiquement, la terreur de l'Inconnu, origine de 1a religion, 
me parait avoir precede le regime de la propriete privee. Si l'homme a taut 
de peine a se revoltcr contre l'Injustice, c'est qu'il se sent toujours domine 
par Je mystere." (25. December 1899.) 

„La propriete privee, voila le vol ! Si un restituteur y touche, anime de 
l'esprit de justice et de solidarite, je n'y trouve point a redire. Moi-merne, 
j'agis autrement par nature, par habitude, par tendance personnelle, mais de 
quel droit dirais-je: ,,Imitez-moi dans ma fai,;on d'agir"? Ce n'est pas a moi 
a parler en modele." (1887.) 

,,Quand un homme isole, emporte par sa colere, se venge contre Ja so­
ciete qui l'a mal eleve, mal nourri, mal conseille, qu'ai-je a dire? C'est la 
resultante d'horribles forces, la consequence de passions fatales, l'explosion 
d'une justice rudimentaire. Prendre parti contre le malheureux pour justifier 
ainsi d'une maniere indirecte tout le systeme de sceleratesse et d'oppression 
qui pese sur lui et des millions de sernblables, jamais." (1887.) 



526 °MAX NETTLAU. 

„De mllme tout oppnme, tout malheureux, tout homme prive de soleil 
et d'air, de liberte on d'etude, tout lltre lese dans son existence et dans son 
droit, tous ont droit a lever la main contre l'oppresseur. Un tres petit nombre 
le fait, parceque la honte, la sympathie humaine, l'esprit de solidarite l'em­
pechent, mais le droit stricte n'en subsiste pas moins. Bien plus, le mal­
heureux de par la faute d'autrui a droit contre moi, qui suis un heureux et 
d'avance, je dirai: c'est bien fait !" (13. December 1893.) 

„Ce que je dis de Ravachol il Mais ce que vous en dites vous-meme 
[A. Perrare]. - Un acte, quel qu'il soit, n'a aucun sens par lui-mllme: il n'en 
a que par le volonte de l'auteur. C'est a Ravachol de nous expliquer le sens 
de ses actes et il l'a fait. Nous n'avons rien a lui demander de plus. Quant 
au caractere de l'homme, il est d'une puissance remarquable et je l'admire: 
il a tout, la force, la droiture, la simplicite, la noblesse, et par dessus tout 
la honte. Je trouve que cet homme est parmi les plus grands du siecle. -
Je ne saurais vous dire combien l'attitude de nos camarades Simon, Etievant, 
Fougoux, Moineau et tant d'autres m'emplit de joie. Ouvrez un livre 
d'histoire, vous en lirez des centaines de pages sans que durant le recit d'un 
siecle, vous trouviez un homme, et dans le tas des anarchistes, ici, sous nos 
yeux, vous trouvez deja les caracteres par dizaines. J'y vois une preuve que 
les idees elevent les caracteres. C'est parceque ces hommes out raison qu'ils 
sont si beaux. II est vrai que la noblesse des caracteres les a aides a pro­
fesser leurs idees" (10. August 1892.) 

In Bezug auf einen Artikel der „Temps Nouveaux": ,,Il n'est pas 
mauvais qu'une voix nous rappelle a nous, moralistes et moralisateurs, que nous 
aussi nous vivons de vol et de rapine et que, personnellement, nous avons a 
nous nettoyer tous. Je prends ces observations non comme une insulte, mais 
comme une lei,on a mediter. Dans la societe d'injustice, de caprice oft nous 
vivons, nous sommes, malgre nous, solidaires de tout le mal qui se fait. A 
nous de tenter l'assainissement par la Revolution: il n'y a pas d'autre voie". 
(29. November 1891). 

,,Pour ma part, j'embrasse aussi !es animaux dans mon affection de soli­
darite socialiste. Mais je me dis aussi: Toute chose se fait par degres et 
!es premiers devoirs commencent autour de nous ! Realisons la justice dans 
Je cercle le plus vaste qu'il nous serf possible de le faire : dans le cercle 
civilise d'ooord, puis dans le cercle humain. Toute realisation d'un ideal 
partiel nous rendra plus sensibles, plus delicats pour la realisation future d'un 
ideal plus grand . . . Ma ferme confiance est que notre societe harmonique 
doit embrasser non seulement les hommes, mais tous !es etres ayant consci­
ence de leur vie. Oft est Ja limite? Je l'ignore, seulement, je sais qu'elle 
est au-dela des animaux que tuent nos chasseurs et qu'egorgent nos bouchers. 
Je ne comprends pas le meurtre d'un animal ou d'un homme, je ne fais une 
difference que lorsqu'il s'agit de defense personnelle ou sociale" (1884). 
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,,Quant aux animaux, ce sont des freres; il fant !es elever, les developper, 
!es aider comme cles camarades et devenir leurs compagnons soliclaires" (1887). 

„Partant de l'idee que toute loi, tout gouvernement sont de nature a 
corrornpre !es hornrncs et que, pour retrouver la source de toute bonne ini­
tiative, il faut faire appel a chaque individn en particulier et lui laisser sa 
liberte complete, teile qu'il la com;oit, nous pouvons nous attendrc i\ ce que 
Je mode d'agir differe ,ingnlierernent snivant les personnes. . . Vous et moi, 
je le sais, nous avon,; Ja ferrne volonte d'etre parrni ceux qui out l'intention 
d'agir par Je renoncernent, Je devouernent pcrsonnel, l'affection envers tous, 
amis et ennemis; rnais n'oublions pas non plus nos allies sauvages, les 
farouches egalitaires, les justiciers bruyants qui n'ont pas encore appris a 
parler notre langage". (3 . .Januar 1887.) 

,,Ils [die Naturforscher] sont bien tenns de declarer aussi que la cellule, 
comparable a l'homme dans la societe, s'associe et se dissocie sans cesse, 
voyage sans fin dans l'immeuse torrent de Ja vie, alternativernent nourriture, 
sang, chair et pensee. . . Quoi que vous fassiez, vous agirez touj our8 cornme 
une libre cellule voyageuse, vous ne consulterez que vous-rnerne pour sentir 
et penser. N'acceptant les idees d'autrui qu'apres !es avoir rendues votres, 
n'ayant point de maitre, vons etes bei et bien anarehiste. Laissez le, autres 
l'etre aussi. Au fond, l'anarchie n'est que la tolerance parfaite, la reconnais­
sance absolue de Ja liberte d'autrui. Et si l'humanite peut se debarasser de 
tous ses educatenrs, pretres, academiciens, polyteehniciens et rois, si elle ne 
perlt pas comme une fleur avortee, son epanouissement sera !'Anarchie entre 
Freres" (an Professor Georges Renard, 2. Juni 1888). 

Genug der Auszüge. Die Herausgeberin hat der Erinnerung an ihren 
Bruder ein schönes Denkmal gesetzt, und ich möchte nur wünschen, daß sie 
uns noch viele weitere Briefe geben und uus auch ihre persönlichen Erinne• 
rungen (sie stand ihm besonders in den Brüsseler ,Jahren zur Seite) nicht 
vorenthalten rnög·e. 

Archiv f. d. Gcschichto des Sozialismus III, hrsg. v. Grünberg, 



Literaturbericht. 

Dr. JOHANN PLENGE, Marx u n d Hege 1. Tübingen, Laupp 1911. 8 °. 
184 S. (4 M.). 

HEGEL ist die Mode von morgen. Von allen Seiten her wird die Arbeit 
in Angriff genommen, den Schutt abzutragen, den vulgäre Mißdeutung über 
das Werk des Denkers gelag·ert hat. Erkenntniskritiker, Rechtsphilosophen 
und Theologen bemühen sich, eine Beziehung zu H:EGEL zu gewinnen. Noch 
llört jeder von ihnen aus der „grotesken Felsenmelodie" der REGELsehen 
Dialektik andere Töne. Aber so verschieden die Frage beantwortet wird, 
was HßGJ.Jr, uns sein könne, ist doch allen diesen Antworten das Streben 
gemein, der Kern der REGELsehen Philosophie dem Denken unserer Zeit wieder 
einzuverleiben. Die Geschichte des Sozialismus kann aus diesen Arbeiten 
manchen Gewinn schöpfen; aber auch diese Arbeiten aus der Geschichte des 
Sozialismus. ,,Was wüßten wir von HEGBI,, wenn KARL MARX nicht gewesen 
wäre?" fragt P. mit Recht (S. 17ti). Denn der Schüler HEGELS, der von 
allen am mächtigsten in unsere Zeit hereinwirkt, ist uns in der Tat „ein 
unentbehrliches Vermittlungsglied zwischen uns und unserer philosophischen 
Vergangenheit" (S. 137). Die Aufhellung des Verhältnisses zwischen MARX 
und HEGEL ist also ein gemeinsames Bedürfnis der Geschichte des Sozialismus 
und der Geschichte der Philosophie. Darum ist es erfreulich, dass die Zahl 
der Arbeiten an diesem Gegenstande wächst. Zu MAX ADLER, KorrEL, 
HAMMACHER hat sich nur PLENGE gesellt. 

Handelte es sich nur um die Frage, wie HEGEL für den jungen, 24jährigen 
MARX die Brücke zu den ihm eigentümlichen Erkenntnissen gewesen, so 
wäre die Antwort unschwer gegeben. Man muß nur HEGELS Einleitung zu 
seinen Vorlesungen über die Philosophie der Geschichte neben MARXens 
Kritik der REGELsehen Rechtsphilosophie legen, um diese Beziehung zu er­
kennen. 

Nach HEGELS Lehre ist die Freiheit der Endzweck der Geschichte. Der 
Fortschritt im Bewußtsein der Freiheit vollzieht sich durch den Kampf der 
Individuen gegen einander, die durch ihre Bedürfnisse, Interessen, Leiden­
schaften in Gegensatz zu einander gesetzt sind. Es ist die List der Vernunft, 
sich der für ihre subjektiven Zwecke kämpfenden Individuen als ihres Mittels 
zu bedienen, um ihren objektiven Zweck zu erreichen, der von all den sub-
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jektiven Zwecken verschieden ist. Dieser Zweck der Geschichte kann aber 
nur darum erreicht werden, weil auch das Bewußtsein des einzelnen kämpfenden 
Individuums eine Erscheinungsform des Geistes ist, im Keime also bereits 
all das enthält, was im Verlaufe des geschichtlichen Prozesses durch den 
Kampf der Individuen zur Entfaltung kommt. MARX gibt nun diesem Ge­
danken HEGELS nähere Bestimmung, indem er an die Stelle der kämpfenden 
Individuen die kämpfenden Klassen setzt. Wie HEGELS Individuen sind 
MARxens Klassen durch ihre Beuürfnisse, Interessen, Leidenschaften bestimmt. 
Aber wie nach H1,~m~r. wird auch nach MARX durch diese Kämpfe ein ob­
jektiver Zweck venvirklicht, der von den subjektiven Zwecken der Kämpfenden 
verschieden ist: der „ Verein freier Menschen", der ihm an die Stelle des 
HEGELschen Staates tritt. Und wie nach HEGEL der Fortschritt der Frei­
heit aus den Kämpfen (ler Individuen nur darum hervorgehen kann, weil das 
zu Entwickelnde im Bewußtsein uer Kämpfenden schon im Keime enthalten 
ist, so kann auch nach MARX der Klassenkampf nur darum zur menschlichen 
Emanzipation führen, weil die bürgerliche Gesellschaft aus sich eine Klasse 
erzeugt, in deren Daseinsbedingungen die Emanzipation von der bürgerlichen 
Gesellschaft schon im Keime enthalten ist: ,,eine Klasse der bürgerlichen 
Gesellschaft, welche keine Klasse der bürgerlichen Gesellschaft ist, ein Stand, 
welcher die Auflösung· aller SUinde ist". 

Zur Darstellung dieser Fortentwicklung der HEGELschen Geschichts­
philosophie durch den jungen MARX hat P. einiges beigetragen. Ist seine 
Dar8tellung dieses Zusammenhanges zwischen den beiden Denkern weder er­
schöpfend noch einwandfrei, so kann sich doch der Leser mancher zutreffenden 
und geistreichen Bemerkung freuen. Aber damit ist das Problem „MARX 
und HEGEL" doch keineswegs gelöst. Vorerst ist der Gedanke, daß die 
Geschichte durch den Kampf der Individuen für ihre subjektiven Zwecke 
ihren objektiven Zweck erreiche, überhaupt nicht HEGEL eigentümlich; er 
ist ein gemeinsamer Besitz der deutschen Philosophie von KANTS „Ideen zu 
einer allgemeinen Geschichte in weltbürgerlicher Absicht" bis zu WuNDTs 
Lehre von der „Heterogonie der Zwecke". Überdies aber ist dieser Gedanke 
für MARX doch nur die Brilcke gewesen, die ihn aus der Welt des absoluten 
Idealismus in den empirischen Realismus seiner späteren Geschichtsbetrachtung· 
herübergeführt hat; sobald er diesen Boden erreicht hatte, ist die „List der 
Vernunft" aus seinem Gedankenbau vollständig ausgemerzt worden, das Prole­
tariat ist ihm nun kein Agent des Weltgeistes mehr. Soll also die Regelei 
nicht bloß „eine Jugendsünde" MARXens gewesen sein (S. 18), so müssen 
ganz andere Beziehungen zwischen MARX und HEGEL aufgesucht werden. 
Hier aber, in ihrer vornehmsten Aufgabe versagt P. s Darstellung vollständig. 

P. hat HEGELS Philosophie der Geschichte neben MARXens Kritik der 
REGELsehen Rechtsphilosophie gelegt, um die Beziehung zwischen den beiden 
Denkern aufzudecken. Aber so fand er doch nur das Verhältnis des jungen, 
noch in der idealistischen Spekulation verstrickten MARX zu seinem Meister. 

34* 
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Das Verhältnis des reifen MARX zu HEGEL aufzuzeigen, hätte er MARXens 
„Kapital" neben HEGELS „Logik" legen müssen. Dann wären ihm Analogien 
der Darstellungsweise aufgefallen, die mehr als das Problem „l\lARx und 
HEGEL" aufzeigen; die wirklich zeigen, was HEUEL uns noch sein kann; 
Analogien, aus denen sichtbar werden kann, was uns als dauernder Besitz 
bleibt, wenn wir HEGELS Denkmethode ihrer ontologischen Hülle entkleiden. 
Aber diese Beziehung zwischen MARX, dem reifen MARX und HEUEL hat P. 
überhaupt nicht gesehen. Er sucht, auch im reuen MARX immer noch die 
Vorstellung, daß das „mechanische Einzelgetriebe" der Produktivkräfte und 
der Klassenkämpfe nur ein Werkzeug der sozialen Vernunft sei, und da er 
sie nicht findet, meint er, der MARX des „Kapitals" sei ärmer als der ~iARx 
von 1842. Ein Mißverständnis, das doch nur darin begründet ist, daß P. 
in MARX den Grundgedanken der HEGELschen Geschichtsphilosophie statt 
der Methode der HEGELschen Logik sucht. 

Trotz alledem bleibt P. s Buch ein Verdienst: das, den Sprachschatz der 
philosophischen Kritik recht wesentlich bereichert zu haben. ,, Verblödendes 
Schlagwort", ,,Gedankenlosigkeit", ,,Charlatanerie des ekstatischen Träumers", 
,,doktrinärer Dilettant", ,, vierschrötiges Dogma", ,,poetische Raserei", ,,dema­
gogisches Drum und Dran", ,,dumme und grauenhaft barbarische Phantasie", 
„verbohrte Übertreibung", - das sind einige Beispiele für die Kennzeichnung 
MARxscher Denkarbeit durch P. Wir wollen ihm das Verdienst nicht ab­
sprechen, daß er die Phraseologie des Reichsverbands zur Bekämpfung der 
Sozialdemokratie in die Sprache der Wissenschaft eingeführt hat. 

Wien. ÜTTO BAUER. 

Dr. Emnrn FRmmcuowicz, Grundriß einer Geschichte der Volks­
wirtschaftslehre. München und Leipzig, Duncker & Humblot, 1912. 
gr. 8 ° VII-267 S. (Geb. 6 M.) 

Auf dem Titelblatt des angezeigten Buches flammt uns das „Leitwort" 
entgegen: "Das Schwerste leicht und faßlich sagen, Heißt aus gediegenem 
Golde Münzen schlagen"! Hypertrophisches Selbstbewußtsein fragt man 
sich zweifelnd, da man es liest - oder naiv-mißverständliche Umkehrung 
des alten Spruches: Gute Ware lobt den Meister? Noch nachdenklicher ge­
stimmt wird man durch die Breittretung des Leitwortes in der Vorrede. Er 
wolle, erklärt Herr F. dort, ,,in dem Umfang eines Grundrisses eine er­
„s c h ö p f ende Geschichte der Volkswirtschaftslehre bringen" und habe „dies 
„Ziel zu erreichen gesucht durch eine kurze, präzise, jedes unnütze Wort 
„meidende Sprache, durch eine scharfe, jede Wiederholung ausschließende 
,,Disposition, durch eine gedrängte, ja gepreßte, nur immer das Charakte­
„ristische hervorhebende Darstellung, nicht aber indem ( er) dem Stoff selbst 
„Abbruch tat". Habe er ja vielmehr diesen noch durch den neuen Versuch 
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erweitert, ,.die VolkswirtHchaftslehre in enge Beziehung zur \Virtschafts­
„geschichte zu bringen (und) zu zeigen, wie die wirtschaftlichen Verhältnisse 
„die Fordernngen der Volkswirtschaftslehre erzeugen und wie anderseits diese 
auf jene wirken". Und all das auf Gnmdlag·e steter Eigenforschung! Denn 
„Bücher zu besprechen, iu die er nicht selbst einen Einblick zu nehmen 
,.vermochte, konnte er sich nicht entschließen". Deshalb seien auch die Er­
scheinungen in russischer Sprache unbeiiicksichtigt geblieben, da seine „Fähig­
,,keit in bezug auf fremdsprachige Literatur sich auf Griechisch, Lateinisch, 
,,Englisch, Französisch und Italienisch beschränkt". 

Es liegt in der menschlichen Natur, daß angesichts so vieler Vortrefflich­
keit Mißtrauen sich regt und die Lust, ihr genauer auf den Grund zu gehen. 
Namentlich, wenn solche Vortrefflichkeit von Flecken des Undankes nicht frei 
scheint. Jede geistige Arbeit beruht auf vorangegangener. Eine gewisse 
Pietät gebietet daher, diese wenigstens in ihren Hauptvertretern - aus 
der Erinnerung· der Menschen auch dann nicht ganz zu tilgen, wenn man 
selbst sie weit überholt hat. Vergeblich aber wird man im „Gnmdriß" nach 
einer s p e ziel l e n Bi b I i o g r a phi e von literaturgeschichtlichen Werken 
nicht etwa über Teilgebiete der politischen Ökonomie oder ihrer Sonderent­
wicklung in Zeit und Raum, somlern auch nur allgemeinster Art suchen. 
Dies mag jedoch noch hingehen. Nicht minder, daß ältere Historiker der 
Nationalökonomie wie ADOLPHE BLANQUI, JULIUS KAUTZ, ROBF,RT VON MOHL 
überhaupt nicht genannt werden. Auffälliger schon ist es, daß u. a. A. auch 
vollständig verschwiegen werden: A. EsPINAs, Histoire des doctrines eco­
nomiques (o. J.); HECTOR DENrs, Histoire des doctrines economiques et 
socialistes (2 Bde. 1904/07); HUGO EISENHART, Geschichte der Nationalöko­
nomik (1881, III. Abdr. 1910); L. W. HANEY, History of economic thougt 
(1911); JOHN KELLS !NGRAM '), History of political economy (1888; deutsch 
1890, II. Aufl. 1905) - und sogar „Die Entwicklung· der deutschen Volks­
wirtschaftslehre im 19. Jahrhundert" (ScHMOLLER-Festgabe. 2 Bde. 1908). 
Am auffälligsten aber ist, daß auch soweit die Verfasser von Untersuchungen 
zur Geschichte der Volkswirtschaftslehre genannt werden, meist gerade 
diese Arbeiten unerwähnt bleiben. Das gilt z. B. ebensowohl von Eu GEN 
DüHRING wie von AUGUST ÜNCKEN, "Oll GEORG ADLER wie von MAURICF. 
BLOCK, von CHARLES PERIN wie von JOSF.PH RAMBAUD, von E. v. PHILIP­
POVIUH wie von ÜTHMAR SPANN, von HEINRICH DIE'l'ZEL wie von Anou· 
DAMASCHKE, von KARL DIEHL wie von STEPHAN BAUER. Das ist kein Zu­
fall und wohl auch nicht ausschließlich durch Unwissenheit zu erklären. Hält 
man vielmehr die voran geführten Tatsachen mit der anderen zusammen, d aß 
Herr F. von Vorgängern einzig sich selbst zitiert (in den Anm. 
S. 48, 63, 71), so erkennt man klar, daß man es mit dem Prinzip zu tun 
hat: Ihr sollt keine Geschichte der Nationalökonomie kennen außer der F.schen ! 

1) INmLU! kommt zwar im Namenregister, nicht aber auch im 'l'ext vor. 
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Dieses Prinzip, das darf man nun wol1l sagen, ist lediglich ein Ausfluß 
jener erquickenden Bescheidenheit, die wir bereits aus der Vorrede des Herrn 
F. kennen, und nicht etwa, wie man meinen sollte, des Undankes gegen seine 
Vorgänger. Hat er ja von diesen in der '.l'at recht wenig gelernt. Sonst 

und wenn er auch nur das „außerordentlich verdienstvolle, wenn auch 
,,etwas einseitige(?) Hand w ört erb u eh der Staats wissen s c haften" 
(S. 214) und das „sehr gut redigierte Wörterbuch der Volkswirt­
schaftslehre" (S. 223; richtig: W. d. Volkswirtschaft) zu Rate ge­
zogen hätte -- wären unzählige Schnitzer leicht zu vermeiden geweser1. 

So z. B. die Verballhornungen von Namen wie: J. BLOCH in Block, 
CusUMANO in Cutumano, E~'FERTZ in EJ'ferts, KARL KAUT8KY in Kautzky, 
KmrnRZYNSKI in Komorczynski, FEDELE LAMPERTICO in '.l'edele L., MALA· 
TESTA in Maletesta, CHARLEl'l RrsT in Riste, THOMAl'l SPENCE in Spencer etc. 

Ferner, daß in einer „erschöpfenden Geschichte der Volkswirtschaftslehre,'' 
in der es von Namen der unbedeutendsten und gleichgültigsten Zeitgenossen 
nur so wimmelt, über einen Mann wie DüimING nichts weiter zu erfahren 
ist als: ,,In Deutschland hat CAREY einen Anhänger in E. D. gefunden" 
(S. 114 Anm.), und überhaupt keine Spur zu finden ist von folgenden - aufs 
Geratewohl herausgegriffenen - Schriftstellern: G. v. BELOW, BuONAROTTI, 
BURET, CANNAN, CIBRARIO, 00LINS, GODWIN, HERRENSCHWANT>, HODG8KIN, 
V. A. HUBER, KowALEWSKY, J<'. A. Lange, LASPEYRES, LrNGUET, LuzzA't"l'I, 
MALON, Ruv. MEYER, PM,sv, PoEHLMANN, ScHLETTWEIN, Sonnenfels, 
Lorenz -v. Stein, WILL. THOMPso;,.;, Vauban, VrLLERM~,, SmNEY und 
BEATRICE WEBB, ART!!. YOUNU. 

Sodann hätte Herr F. auch leicht feststellen können, daß - wie viel­
fach schon Studenten iu jüngeren Semestern bekannt zu sein pflegt -- er-
schienen sincl : nicht sondern 

MoRus, Utopia . um 1525 1516 
HoRNICK, Österreich über alles 1654 1684 
JoH. J0Ac11. BECHER, Politischer Diskurs 1672 1667 
MoRELL Y, Les iles flottantes . um 1750 1753 

" 
Code de la nature um 1755 1755 

MABLY, Doutes propose8 um 1770 1768 

" 
De la legislation um 1775 177G 

BmssoT de WAR WILLI,, Recherches philosophiques, um 1789 1780 
SrsMONIH, Nouveaux principes 1818 1819 
Auo. COMTE, Cours de philosophie positive 1839/42 1830/42 
CABJcT, Voyage en Jcarie um 1840 1840 
WEITLINo, Garantien um 1840 1842 
FRIEDR. ENGELS, Anti-Dühring . 1870 1878 

" 
Ludwig Feuerbach . 1873 1888 

" 
Ursprung der Familie . 1877 18S4 
Entwicklung des Sozialismus 1883 1882 
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ScHÄFFLE, Ban und Leben . . . . . . 
CUNNlNGHAM, Growth of english intlustry . 
ANT. MENGER, Recht auf den vollen Arbeitse1trag 

,, Das bürgerliche Recht . . . . 

nicht 
1872 
1882 
1875 
1891 
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somlern 
1875/78 
1890/92 

1886 
1890(1889). 

Die Zahl dieser falschen Datierungen kann beliebig vermehrt werden. 
Ihr kläglicher Eindruck wir<l noch verstärkt durch die gleich zahllosen un­
richtigen Titelangaben - Unrichtigkeiten, die auch I<'.s „Fähigkeit iu Bezug 
auf fremdsprachige Literatur" in seltsamem Licht erscheinen lassen. 

Allerdings entschädigt uns Herr F. auf der anderen Seite durch mancherlei 
Entdeckungen. Sie insgesamt an dieser Stelle auszuschöpfen ist unmöglich. 
Es sollen aber wenigstens einige hervorgehoben werden. 

Woher stammt !ler Terminus „ Politische Ökonomie?" ,,Montchretien de 
„Watteville - antwortet Herr F. - nannte sein um 1615 erschienenes Buch 
„Traite de l'Oeconomie unrl gab dadurch tler neuen Wissenschaft ihren 
,,Namen" (S. 40). Nebenbei wird man noch belehrt, daß besagter „Traite" 
so lückenhaft ist, ,,daß er kein Wort über die Landwirtschaft verliert; 
„freilich entsprach dies seinem einseitigen sog. C0LBERT'schen 
„Standpunkt" (ebenda) - unbeschadet des Umstandes, daß COLllERT erst 
1619 das Licht der Welt erblickt hat. Nicht ohne Spannung wird, wer 
sich für die Entwicklungsgeschichte des Sozialismus interessiert, erfahren, 
daß ein gewisser BorsSEL „um 1550" einen Staatsroman „Icaria" veröffent­
licht hat (S. 182). Bisher kannte man nur l<'RAN9ors BorsSEL (t ca. 1807), 
als Verfasser des „Catechisme du genre hurnain" (1789). - Gleichbeachtens­
wert sind die Mitteilungen von einer - auch ADVIELLE (Histoire de 
Grncchus Babeuf. Paris 1884. I. Bd. S. 475 ff.: Bibliographie) entgangenen -
kommunistischen Schrift BAJlEm's „Bouleversement general dans l'ordre de 
propriete (um 1795)"; sowie, daß derselbe BABEUP „auch dadurch berühmt 
,,ist, daß er im Jahre 1795 ... mit einem Bund der Gleichen (Co n f e de­
„r a t i o n des E g au x) einen Aufruhrversuch ... machte" (S. 182 f.). Darnach 
wäre also die allgemeine Annahme irrig, daß BABEm's Aufruhrversuch erst 
in die Zeit nach Auflösung des Pantheon-Clubs (29. II. 1796) fällt und daß 
die Verhaftung der Verschworenen am 10. V. 1796 stattgefunden hat. - Mit 
I<'reude werden AN'l'ON 1\1:rnNGERs I<'reunde und Verehrer hören, daß der seit 
tlem 6. II. 1906 als todt Beklagte „im Ruhestande" lebt (S. 168). Wem wird 
nicht die Tatsache neu sein, daß das 1848 von l\1ARX und EN"GELS verfaßte 
Kommunistische l\1anifest „mit den Worten begann: Proletarier aller 
„Länder einigt euch" (S. 162)? - Außerdem aber sei den MAJL'l:-Biographen 
noch zur Kenntnis gebracht, daß l\1ARX nach seinem mißlungenen Habili­
tationsversuch in Bonn „sich ein a I t es, angesehenes rheinisches Blatt, die 
Rheinische Zeitung kaufte, sie aber in so radikalem Sinne redigierte, daß 
die Regierung sehr bald das weitere Erscheinen verbot'; (S. 161 f.). In diesem 
Sinne sind also die Daten zu korrigieren: daß die „Rheinische Zeitung" 
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erstmals am 1. I. 1842 erschienen, seit dem X. 1842 unter l\Lrnx' Oberleitung 
gestanden, zum 1. I. 1843 von der Regierung eingestellt und nach einer 
3monatlichen, durch MARX' Rücktritt erkauften Galgenfrist endgültig unter­
drückt worden ist. 

vVer eine Vorstellung von der „ wirtschaftsgeschichtlichen" Fundierung 
der Dogmengeschichte bekommen will, lese einmal die Schilderung der Auf­
hebung des „regiment (!) feodal" (S. 80). - Kennzeichnend für den F.schen 
Stil wieder sind etwa Sätze wie: ,,Der Krummstab hatte geglaubt, durch 
,,die Macht der religiösen Beherrschung der Geister seine Herrschaft sichern 
zu können" (S. 161). Oder mit Bezug auf den Eindruck von MARX' Schreib­
weise auf die Massen: ,, ... Gerade das, was uns Gebildeten verschroben vor­
„kommt, regt die Arbeiter zum Nachdenken an, weil sich ihnen beim Lesen 
,,gewissermaßen eine kalte Gänsehaut über den Rücken zieht" (S. 167). 

l\Iit all dem ist jedoch die Originalität des Grundrisses nicht erschöpft. 
Neu ist auch seine Systematik 1). 

,,Bisher -- doziert Herr F. in der Vorrede tadelnd - kannten alle Dar­
,,stellungen, wenn es hoch kam, 7 Schulen: den Merkantilismus, den Physio­
„kratismus, den Smithianismus, den Romantizismus, den Sozialismus, die 
,,Soziologen und die Historische Schule". Das ist natürlich viel zu wenig. 
,,Deshalb unterscheidet Herr F. ,,ab gesehen vom Altertum und Mittel­
,,alt er zunächst 4 Richtungen": I. den Merk anti li sm u s, II. den Ratio­
nalismus, III. die Soziologen, IV. den Historismus, und gliedert 
sodann: 

I. ,,schon ... innerhalb des Merkantilismus ... die sich geltendmachenden 
,,Strömungen ... , was alle bisherigen Darstellungen vermissen ließen"; 
sodann 

II. den Rationalismus „zunächst in 3 Hauptrichtungen": A. den indi­
vidualistischen, B. den populationistischen, C. den anti­
in div i du a 1 ist i s c h e n. 

A. Der in div i du a 1 ist i s c h e Ration a I i s m u s wieder zerfällt in: 

1. den physiokratischen, 2. klassischen, 3. anarchistischen; 

C. der antiindividualistische aber in a) ,,den auf dem Boden 
der heutigen Staats- und Wirtschaftsordnung stehen­
den", und b) "'den die heutige Staats- und Wirtschafts­
ordnung bekämpfenden"; 

a) der auf dem Boden der heutigen Staats- und Wirt­
s c h a f t so r d nun g stehende seinerseits ist untergruppiert in 
den: et) m e rka n tilis tis chen, ß) religiös -ethis eh sozialen, 
r) psychologischen und B) mathematischen; 

1) Die nachfolgenden Bezeichnungen mit Buchstaben und Ziffern sind 
der Übersichtlichkeit wegen - vom Rei. beigesetzt. 
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b) der die heutige Staats- und Wirtschaftsordnung be­
kämpfende in den oc) föderalistischen, ß) sozialistischen, y) kom­
munistischen und ll) agrarsozialistischen. 

III. Bei den Soziologen bildet F. 5 Gruppen: 1. die Met h o d o 1 o gen, 2. die 
Deskriptiven, 3. die Biologen, 4. die Pragmatiker, 5. die 
Spezialisten. 

IV. ,,Die Historiker (teilt er) in (A) die alte und (B) die neue Schule, 
„außerdem sucht (er) zu zeigen, wie in jedem Lande die historische 
„Schule noch wieder besondere Gruppen erzeugt hat". Eine Ausnahme 
von dieser Unterteilung machen jedoch Deutschland, Amerika und Ruß­
land. Die beiden letztgenannten Länder, weil „hier die nationalökonomische 
,,Literatur noch zu schwach vertreten ist, als daß man außer den Haupt­
,,richtungen noch Unterabteilungen machen könnte"; Deutschland aber, 
weil es hier „wohl führende Gelehrte aber keine Schulen gibt" und 
„übrigens auch der „Unterschied zwischen der älteren und der 
„neueren historischen Schule ... mehr in der Art, wie die betreffenden 
,,Gelehrten ihre Kollegs(!) halten, als in der Literatur zutage tritt". 

Wem fiele nicht angesichts solcher Stoffgliederung die lustige Persiflage 
gelehrter Systematisierungssucht durch HEINRIUH HEINJ,J im „Buch Legrand" 
ein? Freilich ist diese Systematisierungssucht das einzige „Gelehrte" am 
F.schen Grundriß. Zudem versagt sie noch, wie wir gesehen haben, am 
Schluß, so daß Herr F. sich „damit begnügt hat, die jüngere deutsche 
,,(historische) Schule im allgemeinen zu charakterisieren, ohne (sich) darüber 
,,auszusprechen, wer der älteren oder der jüngeren Schule angehört, und die 
,,deutschen Nationalökonomen der historischen Schule dann a 1 p habe t i s c h (!) 
,,aufzuführen" und zwar 24 Namen als „bedeutendste Vertreter" (S. 212/222), 
67 als „ weitere erwähnenswerte Vertreter" (S. 222/28) und 14 als bloß „ weitere 
Vertreter in der Gegenwart oder jüngsten Vergangenheit", die denn auch 
in eine Anmerkung (S. 228/29) verwiesen erscheinen. Bei den wenig·sten 
sind ihre Titel vergessen, wohl aber bei den meisten die Angabe ihrer ~ auch 
nur bedeutendsten - Schriften. Sie wird durch die clausula generafü : 
„schrieb l'tber ... " oder „seine Hauptarbeitsgebiete sind ... " ersetzt. Mitunter 
folgt auch noch - hier wie in den anderen Kapiteln eine patzige Be­
merkung, z.B.: GEORGES vVEILLs Werke „kommen der Vorliebe der Fran­
zosen zur Legerite (soll heißen legerete) bis zum Anekdotenhaften entgegen" 
(S. 238); W. T. AsHLEYS „Surveys historic and economic ... , eine Art Philo­
„sophie der Wissenschaftsgeschichte ... mußte bei allem Fleiß und allem 
,,Aufwand von Geistreichigkeit schnell der Veraltung infolge der weiteren 
,,Forschung verfallen. Es macht immer einen traurigen Eindruck, hoch­
„bedeutsame Gelehrte infolge von Ungeduld sich auf Irrwegen bewegen zu 
„sehen" (S. 248); EmmNBJ<,RG, ,,ein fleißiger aber wenig wissenschaftlicher 
„Arbeiter" (S. 223); l'ilALATESTA, ,,der ·~ echt italienisch - die Propaganda 
„des Dolches lehrte" (S. 109); die Ö s t erreich i s c h e Schule ... h:it uns 
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.,nicht einmal eine für die österreichischen Verhältnisse ihrer Zeit zutreffende 
„Volkswirtschaftslehre geliefert; ihre Untersuchungen über den Wert bieten 
„uns vielmehr nur die Beschreibung der privatwirtschaftlichen Motive der 
,, Wiener Wochenmarktsbesucher ... " (S. 130). 

Nach dem bisher Gesagten ist es wohl überfliissig, sich noch näher mit 
dem Inhalt des „Grundrisses" zu befassen. Am wenigsten aber würde dies 
mit Bezug auf die Darstellung der sozialistischen Theorien und Bewegungen 
(denn auch diese letzteren werden S. 175/181 behandelt) sich lohnen. Nur 
des Registers sei noch gedacht, das bei zahlreichen Stichproben sich als 
gä.nzlich unzuverlässig erwiesen hat. 

Wenn überhaupt an die Anzeige dieses jämmerlichen Machwerkes, dessen 
Wertlosigkeit nur mit der Anmassung seines Verfertigers einen Vergleich 
aushält, so viel Mühe und Raum gewendet wurde, so ge8chah dies aus zwei 
Gründen. Erstens, um vor dem „Grundriß" eindringlichst zu warnen. So­
dann aber und hauptsächlich, eben deshalb auch so ausführlich motiviert, als 
Appell an den Verlag, der es unglücklicherweise herausgebracht hat. Der 
Name der Firma DUNCKER & Hm,rnL0T ist seit vielen Jahren auf das innigste 
und ehrenvollste mit der Entwicklung der Staatswissenschaften in Deutschland 
verknüpft. Er bedeutet gleichermaßen einen Anreiz zur Anschaffung ihrer 
Verlagswerke wie eine Bürgschaft für deren wissensehaftlichen Charakter. 
Um so mehr sollte sie sich daher beeilen, den „Grundriß" sofort aus dem 
Buchhandel zu ziehen, damit Irreführung und Schädigung der Käufer und 
namentlich von solchen aus den Kreisen der Studierenden hintangehalten werde. 

Wien. CAHL GRC:-iBEIU,. 

:FRANZ ÜPPJ<,NHElMER, Die soziale Frage und der Sozialismus. Jena, G. Fischer, 
1912. 8°. 188 S. (1.20 :Mk.) 
0. wirft mit diesem Buche den marxistischen Theoretikern den literari­

schen Fehdehandschuh hin, um eine kontradiktorische Auseinandersetzung 
über die :Marxsche Theorie mit ihrem Hauptvertreter KAUTSKY herbeizuführen. 
In einem vorgedruckten offenen Schreiben wird dieser ersucht, mit dem Verf. 
„die Klinge zu kreuzen", und eine Weigerung des provozierten Schülers 
von :MARX für ausgeschlossen erachtet, da es die mathematisch-deduktive 
Methode des Marxschen „Kapitals" sei, deren der Verf. sich bediene. Er 
fordert die strenglogische Nachprüfung seiner Gedankenreihen und die un­
bedingte Annahme der Konklusion, wenn sich ergehe, daß der Beweis formal 
unantastbar sei und die Behauptung mit den 'l'atsachen übereinstimme. Zur 
Erleichterung sind 16 formulierte Thesen vorangeschickt. Das Buch be­
handelt im I. 'reile die soziale Frage, im II. den Sozialismus. Von seinen 
9 Abschnitten sind 5 nen, die anderen 4 sind wenig veränderte ältere Arbeiten. 
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Gelegentlich wird im Texte das Erscheinen einer neuen Arbeit von O., ent­
haltend eine eindringenderc Darstellung und Kritik der ::IIarxschen W crt­
und :Mehrwertlehre, angekündigt. 

Der I. Teil bildet das Grundgerüst von 0.s sozialökonomischer Gesamt­
anschauung, die er als 1 i her a 1 e n Sozi a I i s m u, bezeichnet. Sozialismus 
deshalb, weil eine von allem Mehrwert erlöste \Virtschaftsonlnung, in der 
alle Arbeit ihres vollen Ertrages sicher, aus drr Grundrente 1111(1 Kapital­
profit verschwunden sind, geglaubt und erstrebt wird. Li b er a I er Sozialis­
mus, weil dieses Ziel nicht durch Bes e i t i g n n g, sondern gerade durch 
E n t fesseln n g der freien Konkurrenz für erreichbar gehalten wird. Er· 
beruhet auf einem unbestrittenen volkswirtschaftlichen Gesetze, wonach die 
freie Konkurrenz auf die Dauer alle J~inkommen entsprechend der Quali­
fikation ausgleicht, soweit nicht ::IIonopole einspielen, denn diese beruhen 
gerade darauf, daß die Konkurrenz nicht eingreifen kann. Die Entfernung 
aller Monopole muß also die Ausgleichung aller Einkommen und mithin rlen 
Zustand des „rationellen Sozialismus" herbeiführen. 

Gegen die „ungeheuere Autorität" der ::llarxschen Lehre wircl diese 
'l'heorie verteidigt durch den Nachweis, daß die erstere in einigen wichtigen 
Punkten irre. Das Z i e 1 allerdings wird für beiden gemeinsam erkliirt, 
nämlich die durch die eigene Entwickelungstendenz der kapitaliHtischen Ge­
sellschaft „ von allem Mehrwert erlöste Gesellschaft". Nur stellt sich il. <lie 
innere Ordnung und Gestaltung dieses Sozialismus der Zukunft ancler, yor 
:tls MARX und glaubt an eine viel Hchnellere Verwirklichung dieses ~fonsch­
heitsideals als der gläubigste der lebenden Marxiste,n. Die meisten von uns 
würden noch Bürger dieses Zukunftsstaates werden. 0. zeigt sich also hier 
als starken Optimisten. ,,l\Iarxisch" neunt er ferner die Grundlage seines 
Werkes, sofern er sich als „rechtgläubigen Bekenner der materialistischen 
Geschichtsauffassung'' bezeichnet. Auch die rein logische Methode, die Auf­
fassung von Wert und Mehrwert sowie vom \Vesen und der Entstehung des 
Kapitals, ferner die Wertung der kapitalistischen Wirtschaft lediglich als 
,, '.\Iehrwertpresse", endlich die Ablehnung des l\falthusschen „Bevölkerungs­
geschwätzes" bekennt er mit MARX gemeinsam zu haben. 

Dagegen trennt er sich von ihm in zwei wichtigen Punkten: in der 
Reproduktion des Kapitalverhältnisses und iu der Lehre vom \Vert, die 
nach 0. bei MARX unvollständig ist, sodaß dieser den Mehrwert aus ihr 
falsch ableite. vVas den ersteren Punkt betrifft, so entsteht die „industrielle 
Reservearmee" nach MARX, indem die Maschine fortdauernd und in steigendem 
Maße Arbeiter freisetzt. Dann müsse aber die Industrie viel mehr Arbeiter 
in die Reservearmee abstoßen als die Landwirtschaft, während das Umg·ekehrte 
der Fall sei. So sei z. B. die deutsche Bevölkerung zwischen zwei Zählungen 
um 14 °/o, die städtische Arbeiterschaft dagegen um 44 °/o gewachsen. Heim 
zweiten Punkt geht 0. von dem von ihm früher entdeckten „Gesetze" aus, 
nach dem in den Waren sich gleiche Arbeitswerte austauschen, um in sub-
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tilcr Darlegung zu dem Schluße zu kommen, daß die Arbeits k r a f t (gleich 
ArbeitH vermögen) keinen Wert hat, weil sie keine Ware ist, womit der 
Marxschen Mehrwertableitung der Boden entzogen sei. Nur die Arbeits• 
1 eist u n g sei Ware, erhalte aber ihren natürlichen Preis wie jede Ware 
nur dann, wenn auf beiden Seiten freie Konkunenz wirken könne und dürfe. 
In der Regel sei nun aber der Käufer der Arbeitsleistung Monopolist und 
erhalte darum für seinen Gegenwert, das Lohngeld, einen Mehrwert, dem 
ein l\iinderwert des Verkäufers entspreche. Das sei der „Monopollohn", den 
der Geldbesitzer trotz MARX im Zirkulationsprozeß gewinne, weil u n t e r 
einem Monopolverhältnis kontrahiert werde. 

Warum ist nun aber jener Käufer Monopolist? Dank dem K I a s s e n • 
Mono p o I ver h ä I t n i s. Damit ist der in allen Werken O.s weitaus wich· 
tigste Punkt, die Zentralachse seiner Deduktionen, berührt. ,,Seit drei Jahr· 
hunderten stellt die soziale Sphinx der Menschheit ihre drohende Frage: 
was ist die Ursache der sozialen Not? Und seit drei Jahrhunderten erklingt 
immer wieder die gleiche Antwort: Das Monopol. Immer hat der Sozialismus 
erkläit, das arbeitslose Einkommen, der ,,Mehrwert", sei ein Monopolgewinn 
- und das Eigentum sei ein Monopol." Mit diesen einleitenden Sätzen des 
Buches fixiert 0. gleich die Quintessenz des Problems, dessen Lösung zu 
finden die Aufgabe ist. Aus jeder Seite liest man heraus, daß er sich wegen 
dieser Übereinstimmung mit dem Sozialismus als Sozialist fühlt. Nur be· 
dauert er es und findet es zugleich unerklärlich, daß MARX das Wort 
„Monopol" nur vorübergehend gebraucht, nirgends von Monopolwerten spricht 
noch Inhalt und Wirkung des :Monopols untersucht, obwohl RICARD0 u. a. 
zwischen natürlichen und Monopolwerten unterscheiden und der Sozialismus 
von jeher das Monopol als Ursache der sozialen Not angeklagt hat. Für 0. ist 
dagegen der Monopolbegriff „der Hauptschlüssel, der alle versperrten Pforten 
der nationalökonomischen Wissenschaft öffnet". Ein Monopol ist nach ihm 
eine wirtschaftliche Vorzugsstellung, die darauf beruht, daß die Konkurrenz 
nicht frei wirken kann. Dem n a t ü r I ich e n Monopol steht das recht I ich e 
gegenüber, jenes auf natiirlicher, dieses auf künstlicher Seltenheit des Monopol· 
produkts beruhend, und letztere hergestellt durch das öffentliche Recht (bei 
Patenten usw.) oder durch das private Eigentumsrecht (bei der Spen-ung 
vorhandener Gütermengen und dem z. B. durch Kartellierung geschaffenen 
Vertragsmonopol). Wird eine Monopolware gegen eine Nichtmonopolware 
getauscht, so besteht zwischen den Tauschenden ein Monopolverhältnis: der 
Monopolist bekommt einen Mehrwert (Monopolgewinn), sein Gegner einen 
Minderwert. Das ist die Ursache allen Mehrwerts. Die soziale Frage ist im 
Grunde nur die Frage des Mehrwertes. Als wissenschaftliche Frage lautet 
sie nach seiner Ursache, als praktische nach seiner Beseitigung. Was die 
- im weitesten Sinne - Arbeitenden alle ausnahmslos von den Werten, die 
sie schaffen, abgeben müssen, ist Mehrwert. In ihn teilen sich die oberen 
Klassen und nennen das Grundrente und Kapitalprofit. Früher zwang das 



Literaturbericht. 539 

Gesetz die Arbeiter dazu im Altertum die Sklaven, im Mittelalter die 
Hörigen. Diese Gesetze bestehen nicht mehr. Die Arbeiter sind jetzt freie 
Bürger. Nur eine wir t s c h a f t l ich c Einrichtung·, nur ein Monopol kann 
ihnen daher diesen Riesentribut abzwingen, und zwar muß es eine hesondere 
Art von Monopol sein, niimlich ein geHcllschaftliches Klassenmonopolverhältnis, 
d. h. eine auf dem Konkurrenzausschluß beruhende, sehr breit, und tief be­
gründete wirtschaftliche Vormachtstellung der Oberklasse gegenüber rler 
Arbeiterklasse. 

Worin steckt nnn aber dieses Klassenmonopol? Die Antwort i,t aus 
O.s früheren Werken bereits bekannt: es beruht auf der 11 o n o p o I i sie r u n g 
des Bodens, ist Bodenmonopol, entstanden durch Sperrung·. Die 
Oberklasse hat die Unterklasse vom Boden ausgesperrt. Der sehr eingehende 
historisch-statistische Nach weis, daß und wie dies geschehen, füllt fast den 
ganzen ersten 'feil. Damit wird zugleich widerlegt, was „bisher alle Volks­
wirte geglaubt" haben: daß nämlich das Bodenmonopol ein natürliches, auf 
absoluter Seltenheit beruhendes und daß der Boden schon seit Urzeiten für 
die Bedürfnisse der Menschheit viel zu klein sei. Im speziellen spitzt Hich 
(liese Beweisführung auf die Untersuchung zu : wieviel Land b r a u c h t eine 
deutsche Bauernfamilie, und ferner wieviel Land kann sie ohne Hilfskriifte 
bestellen? Auf beide Fragen wird die Antwort gefunden: durchschnittlich 
1 ha pro Kopf und 5 ha pro Familie. Ferner wird festgestellt, daß in 
Deutschland bei 32 Mill. ha lanclwirtschaftlicher Fläche und 17 Mill. landwirt­
schaftlicher Bevölkerung diese letztere vollständig als gedeihliche Bauern­
familie seßhaft gemacht werden könnte und noch immer fast die Hälfte des 
gesamten Nutzlandes unbesetzt bliebe eine Fläche, die überaus lange aus­
reichen würde, dem Nachwuchse der Landbevölkerung Raum zu geben. 
Und endlich, daß trotzdem weit über die Hälfte aller in der Landwirtschaft 
hauptberuflich tätigen Deutschen überhaupt kein Land hat. Mindestens 10 
von jenen 17. Mill. leben als Proletarier, weil sie entweder zu wenig oder 
gar kein Land haben. 

Aus der Bodensperrung leitet 0. nun aber auch den anderen Hauptteil 
des gesellschaftlichen Mehrwertes, den Kap i t a I pro fit her. Auch dieser 
ist nur Klassenmonopolgewinn, der mit der Bodensperre steht und fallen 
wird, ist mittelbare Folge der Grundrente. Denn ohne die Sperrung des 
Bodens durch das Großgrundeigentum, zu dem O. übrigens auch den groß­
bäuerlichen Betrieb rechnet, würde es keine „freien" Arbeiter, d. h. keine 
Menschen, die ihre Arbeit zum :Minderwert zu verkaufen gezwungen sind, 
und mithin auch keinen Mehrwert, keinen Profit und kein Kapital geben, 
das nichts als „Mehrwert heckender Wert" ist. Hierfür den Beweis zu er­
bringen ist der (ältere) II. Abschnitt des I. Teils, ,,Wesen und Entstehung 
<les Kapitalismus" bestimmt. Er läuft nach Widerlegung der Bevölkerungs­
gesetze von MAvrnus und MARX in die Feststellung eines eigenen derartigen 
Gesetzes aus, wonach der Lohn, den das Großgrundeigentum seinen Arbeitern 
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gönnen muß, der bisher vergeblich gesuchte Bestimmungsgrund a 11 er übrigen 
Löhne ist,, und ferner, je niedriger er ist, um so höher Rente und Profit 
sind, und umgekehrt. Dieser Lohn ist aber nicht der des deutschen, sondern 
der des als Ersatz für die landflüchtigen Arbeiter notgedrungen heran­
gezogenen ruthenischen und rnssischen „Ackersklaven". Dieser letztere Lohn 
bildet mithin das tiefste Fundament des Kapitalismus der ganzen Welt. 
Denn das Einkommen dieses „Grenzkuli" ist der Nullpunkt wie der Lohn­
skala so auch der Lelienshaltung. In ihm wird das „eherne Lohngesetz" 
zur traurigen Wahrheit. Diese Kulis strömen kraft der Freizügigkeit nach 
einem bekannten Gesetz vom Orte des konstanten sozialen Druckes (d. h. an 
dem das Großgrundeigentum herrscht) in Orte niedrigeren Druckes, also in die 
industriereichen Städte mit höheren Löhnen ab. Das Großgrundeigentum 
erscheint dabei nach seiner ganzen Entstehung als ein Fr e m d k ö r p er, 
der krankheiterzeugend wirkt, als ein noch nicht ausgestoßener Rest au, 
einer sonst überwundenen Vorzeit. Nicht die zu Unrecht angeklagte freie 
Konkurrenz, sondern das Großgnmdeigentum hat also die Schuld an der 
sozialen Not. Der Kapitalismus ist nach alledem „ein Bastard aus der 
widernatürlichen Verbindung der beiden von allem Anfang an feindlichen 
Mächte, deren Kampf die Weltgeschichte erfüllt, ja bedeutet": der auf Er· 
oberung ruhenden Herrschaft, die den Feudalstaat und das große Grurnl­
eigentnm schuf, und der Freiheit. 

Ans dieser Lage kann nur eines heraushelfen: das }Ionopol der Boden· 
sperre ist ein privates Eigentumsrecht, es läßt sieh durch Expropriation 
gegen Entschädigung aufheben. Die große Forderung der Stunde ist daher: 
in n c r e K o 1 o n i s a t i o n in größtem Maßstabe und schnellstem Schrittmaß. 
Ihre Möglichkeiten und günstigen Wirkungen werden eingehend geschildert. 
Auch hier tritt wieder der starke Optimismus 0.s hervor. Das Bodenmonopol 
wird nach ihm bald unter seinem eigenen Gewichte zusammenstürzen infolge 
Zunahme der Landflucht und Steigens der Löhne, welche letzteren in ab s eh· 
b a r er Zeit den Punkt erreichen müssen, wo die Rente verschwindet, die 
RechtAform des Großgrundeigentums damit ihren wirtschaftlichen Inhalt ver· 
liert und die wertlos gewordene Position verlassen wird. Ja, diese Ent· 
wickelung wird sogar noch sehr verkürzt werden durch die Umwälzung der 
Agrarverhältn.isse Rußlands, dessen ungeheure innere Kolonisation in vollem 
Gange ist, sodaß es bald keine Grenzkulis mehr hergehen kann. Die Frei­
zügigkeit zerbricht somit zuletzt die Bodensperre, womit der gesellschaftliche 
Mehrwert verschwindet, und in freier Konkurrenz steuert sich eine neue 
Wirtschaft des Reichtums u n d d er G er e c h t i g k e i t. 

Der hier ganz kurz umrissene kühne Gedankenbau stellt einen voll· 
ständigen systematischen Umbau des überlieferten Lehrgebäudes der bürger· 
lieben Sozialökonomie dar, verbunden mit einer Neufundamentierung großen 
Stiles. Das neue System wird hier aber nicht zum erstenmal vorgeführt, 
viel mehr hat 0. es in seiner „Th e o r i e der reinen u n u pol i t i s eh e n Öko· 
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n o m i e" (1910) in vollen Zügen und mit allen Einzelheiten der Konstruktion 
und der Beweisführung entwickelt. Das vorliegende Buch verhält sich zu 
diesem Werke (von 700 S.) ungefähr wie der Querschnitt zum Längsschnitt. 
Es ist entstanden aus dem Bedürfnis des Verf., eine Kritik, Durchprüfung 
im einzelnen und Auseinandersetzung zu erzwingen und wohl zugleich auch 
durch eine konzentrierte Form der Darstellung zu erleichtern. Der wissen­
schaftliche Marxismus wird provoziert mit der Beschwerde des Verf. darüber, 
daß er vom Marxismus seit 18 Jahren ebenso behandelt werde wie einst 
MARX, nach dessen eigenen Worten, von der deutschen Bourgeoisie, nämlich 
zunächst durch Todtschweigen, als dies aber nicht mehr anging, durch An­
weise „zur Beruhigung des bürgerlichen Bewußtseins" unter dem Vorwande 
einer Kritik. 

Nach 0. ist die Sozialökonomik ihrer Natur nach in allem WeHentlichen 
deduktive Wissenschaft. Daher ist er überzeugt, sein System rein deduktiv 
aus erweisbaren und erwiesenen Prämissen im 'iVegr strenger Logik ableiten 
und rechtfertigen, alle Einwände auf diesem uml nur anf diesem Wege 
widerlegen zu können. Es ist ihm daher stets und überall um strengste 
Geschlossenheit der Beweisführung, überhaupt um tadellosen Gebrauch des 
logischen Schließverfahrens zu tun. Andererseits erscheint ihm alle biirger­
liche sozialökonomische Theoretik ebenfalls in deduktiver Ifolenchtung, näm­
lich aus einem obersten Axiom abgeleitet, der „ursprünglichen Akkumulation", 
das heißt der alten Anschauung, wonach die Verschiedenheiten von Einkommen 
und Y ermögen und somit auch die sozialen Klassen sich allmählich aus 
lediglich wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Freien und Gleichberechtigten 
entwickelt haben. Die Kritiker und Gegner der bürgerlichen Ökonomik 
hätten diesen Irrtum bekämpft, ohne doch auch l\!IARX nicht - die wahre 
Ursache gefunden zu haben. 0. will sie in einem politischen Momente 
von entscheidender Bedeutung, in der Spernmg· des Bodens durch das Groß­
grundeigentum entdeckt haben, der alles arbeitslose Einkommen entstamme. 

Dan:ich ist klar, warum 0. die Kritik gerade und nur von seiten des 
m a r xi s t i s c h e n Sozialismus provoziert. Wird nämlich seine Auffassung· 
vom deduktiven Charakter der Sozialökonomik nicht geteilt, so fehlt der 
gemeinsame Boden zur Austragung des gesuchten literarischen Zweikampf8. 
Die Duellanten würden aneinander vorbeifechten. Dem orthodoxen Marxismus 
dagegen sind Kampfboden und Fechtmethode mit 0. gemeinsam. Er darf 
daher den Fehdehandschuh nicht liegen lassen, ohne sich dem Verdachte 
mangelnden wissenschaftlichen Selbstvertrauens auszusetzen. Auf „bürgerlich­
ökonomischer" Seite ist man dageg·en wohl allgemein darüber einig, daß die 
Sozialökonomik keine rein deduktive, d. h. keine sich ganz oder doch im 
wesentlichen auf der Deduktion aufbauende, mit der alleinigen Methode logi­
schen Schließverfahrens zu bearbeitende und beherrschende Wissenschaft ist. 
Man weist hier vielmehr die ausschließliche oder doch überwiegende A.n­
wendung der deduktiven Methode nach HASBACHS treffender Formulierung 
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„den Gebieten gesicherter Erkenntnis" zu. Daß die Sozialökonomik zu 
diesen nicht gehört, bedarf keines Beweises. vVäre ein solcher nötig, so 
könnte O.s grandioser Versuch völliger Umsystematisierung der theoretischen 
Sozialökonomik gut dafür gelten. l\Ian ist sich der engen Verbindung und 
der gegenseitigen Abhängigkeit und Bedingtheit von Induktion und Deduktion 
und damit der grundsätzlichen Gleichberecl1tigung beider Methoden vollauf 
bewußt geworden. 0. wendet sich daher durchaus an die richtige Adresse. 
Nur irrt er -- wenigstens von derjenigen Grundanschauung aus, in der alle 
sonst noch soweit auseinandergehenden „bürgerlichen" Sozialökonomen einig· 
sind --- darin, daß dieses sein Verfahren das „einzig wissenschaftliche" sei. 

Gleichwohl ist O.s System und seine Ableitung auch für die nicht­
sozialistischen Sozialökonomen von größtem Interesse. Bei mangelnder 
Pflicht der Kritik ergibt sich ein Recht zu solcher schon aus der 
mannigfachen kritischen Behandlung, die O. den „bürgerlichen" Anschauungen 
zuteil werden läßt. Hier sei indessen nur versucht, seinen „ liberalen 
Sozialismus" als Ganzes, als Gesamt- und Weltanschauung kurz zu würdigen. 
In dieser Benennung vereinigen sich zwei nach aller bisherigen Anschauung 
und Denkw'eise grundverschiedene und unvereinbare Theorien: Sozialismus 
und ökonomischer Liberalismus. vVas aus dieser Verschmelzung hervorgeht, 
davon läßt 0. freilich weit mehr die negative als die positive Seite erkennen. 
--wir erfahren mehr, wovon in diesem neuen Gesellschaftszustande die Mensch­
heit „befreit" und „erlöst" sein wird, als von seiner positiven Grundstruktur. 
Grundrente und Kapitalprofit sind verschwunden und mit der kapital ist i­
s c h e n Konkurrenz alle ihre „duftigen Blüten" wie die vVirtschaftskrisen, 
die plutokratische Korruption der 'rrusts, fast die gesamte Innen- und Außen­
politik, nicht minder „die unter heuchlerischem Romantizismus nur schlecht 
verborgene Brutalität der Gesinnungen, die Rückwärtserei in allem Kultur­
lichen, die Flucht ins feudalklerikale Mittelalter, der hohle Ästhetizismus 
der Intellektuellen usw." Dagegen ist alle Arbeit ihres vollen Ertrages 
sicher, Freizügigkeit und freieste Konkurrenz bestehen und wirken, durch 
kein gesellschaftliches Monopol beschränkt, das Großgrundeigentum ist durch 
Innenkolonisation beseitigt. Ein bäuerlicher Mittelstand ersetzt es, dessen 
Mitglied zu werden jedem offen steht, und in den Städten ist der Lohn so hoch, 
daß die Industriearbeiter genug ersparen, nm sich selbst in den Besitz 
genügender Produktionsmittel zu setzen, sei es als Alleinmeister, sei es 
durch Zusammenschluß in der Produktionsgenossenschaft. Das ist im wesent· 
lichen die Summe der positiven Komponenten der neuen Ordnung. Das 
private Eigentum ist sonach weder am Boden noch an den Produktions­
mitteln, weder rechtlich noch tatsächlich, weder ganz noch überwiegend be­
seitigt, ebensowenig die Individualwirtschaft. Die Hauptkriterien der sozia­
listischen Gesellschaftsordnung finden wir also in der neuen Ordnung nicht. 
Im wesentlichen ist es daher, trotz aller Betonung des vielen mit MARX 

Gemeinschaftlichen, eine von allem Kapitalismus gereinigte, die Konkurrenz· 
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freiheit erst zur vollsten Entfaltung bring·ende und daher im strengsten 
Sinne liberal-ökonomische Ordnung. Das Charakteristische ist in 
ihr das Fehlen aller Lohnarbeit. Wenn wir eine Wirtschaftsordnung ohne 
letztere uns nur sehr schwer vorstellen können, so liegt die Schuld freilich 
nicht an 0., sondern an der engen Verwachsenheit unserer wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Anschauungen und Vorstellungen mit dem Bestehen 
und der volkswirtschaftlichen Funktion der Lohnarbeiterklasse. 

Ein hoher Optimismus durchzieht, wie schon gezeigt, die Grundanschau­
ungen wie die Erwartungen O.s, namentlich von dem baldigen Eintritt der 
neuen Ordnung, die er, ganz wie MA1tx die seinige, mit immanenter Not­
wendigkeit aus dem Schoße des Kapitalismus sich entwickeln sieht. Aber 
auch Charakter und Dauer des neuen Zustandes erscheinen im Lichte eines 
gleich hoch gespannten Optimismus. ,,Freiheit und Gleichheit", ,,Reichtum 
und Gerechtigkeit" finden in ihr volle und dauernde Verwirklichung. Es 
ist ein Zustand absoluter Vollkommenheit ein Idealzustand, zwar los­
gelöst von Wünschen und Zielsetzungen, aber doch als solcher erkannt und 
empfunden. 

Das Endergebnis, die Zurückführung aller sozialen Not auf das Groß­
grundeigentum und auf dessen Entstehung durch Gewalt, ist ein solches, 
das sich bestimmten parteipolitischen Anschauungen stark nlihert. Dadurch 
entsteht für den Verf. die große Gefahr, von denen, die von diesem Ergebnis 
Notiz nehmen, ohne 0. auf dem \V cge seiner Gedankenführung zu folgen 
(und das entspricht der Gewohnheit der großen Menge) falsch beurteilt zu 
werden. Darum erscheint es als Pflicht, die bei aller Einseitigkeit streng 
wissenschaftliche Methode und die durchweg klar hervorleuchtende Lauterkeit 
des Strebens nach nichts anderem als reiner und voller Erkenntnis der 
Wahrheit zu bezeugen. Dem sei hinzugefügt, daß es von Anfang bis zu 
Ende Freude bereitet, der scharfen und klaren Entwickelung und kausalen 
Verknüpfung sowie der lebendigen Veranschaulichung der Gedankengänge 
0.s zu folgen. Die mathematisch-deduktive Methode bedeutet bei ihm nicht, 
wie sonst bei deren Anhängern, abstrakte uncl schematische Gedankenopera­
tionen in zwangsläufiger Richtung. Seine Darstellung wurzelt vielmehr tief 
im Leben, und Lebenswirklichkeiten sind es auch, in reicher Fülle und 
Gliederung und mit lebhafter, oft temperamentvoller Darstellungsweise vor­
geführt, die er bei Anwendung seiner Methode verwebt und verkettet. Auch 
wer der Erklärung aller sozialen Nöte aus einer einzigen letzten Ursache 
ebenso wie ihrer rein logischen Ableitung mit erheblichen grundsätzlichen 
Bedenken gegenübersteht, wird diese großen Vorzüge gern anerkennen. 

Nicht unerwähnt darf endlich bleiben die vorzügliche psychologische 
Analysiernng und Präzisierung der Stellung, in der Marxismus und Revisionis­
mus heute einander gegenüberstehen, in dem (älteren) Abschnitt über die 
wissenschaftlichen Grundlagen dieser beiden Richtungen. Sie gipfelt darin, 
daß die eine Partei im Besitze einer Theorie ist, die mit den Tatsachen 

Archiv f. Geschichte d, Sozialismus III, hrsg. v. Grünberg. 35 
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nicht stimmt, die andere im Besitze von Tatsachen, die mit ihrer 'rheorie 
nicht stimmen. Schon diese feine und treffende Gegenüberstellung müßte 
den provozierten Gralswächter des Marxismus zur Antwort veranlassen, so­
fern daH nicht schon die beiden letzten, allerdings gleichfalls älteren Ab­
schnitte „Kautsky als Agrartheoretiker" und ,,Kautskys Zukunftsstaat" be­
wirken sollten. 

Auch abg·esehen von der Bereicherung der soziaHikonomiKchen Theorien­
weit durch O.s völlig eigenartiges „Gedankeng·erüst" einer neuen Gesell­
schaftsordnung und ihrer gesetzmäßigen Entstehung aus dem Schoße des 
Kapitalismus, die sein Buch bringt, ist es sonach wohl geeignet, als Ferment 
zur Klärung, Verselbsttindigung und organischen Fortentwickelung der von 
der Gesamtbezeichnung· des „Sozialismus" umfaßten Theorien zu wirken. 

Marburg a. L. H. KöPPE. 

,Ta h r b u c h des Z e n t r a 1 ver b an des ö s t erreich i s c h er Konsum­
v er eine 1912. Hrsg. v. Sekretariat des Verbands in Wien. 176 u. 
LV S. (5 K.). 

Jahrbuch des Zent r a I verband es deutscher Konsumvereine. 
X. Jhrg. Hrsg. v. Generalsekretär d. Verbandes HEINRICH KAUI'MANK. 
2 Bde. Hamburg 1912. 1015 u. 1079 S. (10 1\f.) 

Die periodischen Berichte der GL'llossenschaftsverbände bilden sich mit 
der zunehmenden Bedeutung des Genossenschaftswesens immer mehr zu 
wichtigen Dokumenten der sozialen Bewegung heraus. Bietet es schon hohe~ 
Interesse, das Wachstum der Genossenschaften von Jahr zu ,Jahr zu ver­
folgen, so muß eine Übersicht über einen f,'Ti>ßeren Zeitraum, wie sie das 
angezeigte .Jahrb. d. Österreich. Zentralverllandes enthält, umso willkom­
mener sein. Am 14. VII. 1911 war es 10 Jahre her, daß der „Zentralverband 
österreichischer Konsumvereine" oder, wie er anfangs· genannt wurde, der 
,, Verband der Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften in Österreich" ge­
gründet wurde, und diese Tatsache nimmt das Verbandssekretariat zum Anlaß, 
um mit seinem Bericht über d. J. 1911 eine leider nur sehr kurzgehaltene -
Rückschau auf die bisherige Entwicklung des Zentralverbandes zu veröffent­
lichen. An der Gründungsversammlung i. J. 1901 hatten sich nicht mehr als 
20 Genossenschaften beteiligt. Ein Jahr darauf war diese Zahl erst auf 52, 
nach 2 ,Jahren erst auf 184 gewachsen. Immerhin aber ging es wenn auch 
langsam so doch ununterbrochen vorwärts. Das Jahr 1911 zeigt uns denn 
auch die g·anz stattliche Ziffer von 515 angeschlossenen Genossenschaften auf, 
darunter 371 deutsche, 82 tschechische, 28 polnische, 19 italienische, 13 slo­
wenische und 2 rnmänische ein Österreich im kleinen, zumal auch die 
nationalen Konflikte nicht ausgeblieben sind! Die Summe der her ich t e. n den 
Vereine bleibt aber bedauerlicher Weise stets weit hinter der Gesamtzahl 
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zurück, 1911 z.B. umfaßt sie 1/5, da !H Vereine keine Berichte erstatteten. Der 
Sinn für die Pflege tler Statistik fohlt, wie man sieht, bei den östeITeichischen 
KonsumvereinRverwaltungen noch in hohem Grade - sehr im Gegensatz zn 
denen des Deutschen Reiches, wo im gleichen Jahre von 1181 Vereinen nur 
8 die Berichterstattung unterlassen haben. Hier haben also die österreichischen 
Genossenschaften noch viel zu lernen. Die berichtenden V ercine hatten 
273 058 Mitglieder. Gegenüber d. J. 1901 mit einer Mitgliederzahl von 33012 
hat sich also der Mitgliederstand im abgelaufenen Dezennium, wenn man die 
uichtberichtenden Vereine mitrechnet, etwa verzehnfacht. Der Warenumsatz 
stieg in der gleichen Periocle von 2 638 527 auf 12 928 909, der Reingewinn 
von 443 1ß8 auf 4 264 602 Kronen. Heute besitzt der Zentralverband 2 Vereine, 
von denen jeder mehr Mitglieder und mehr Jahresumsatz aufweist als alle 
berichtenden Vereine im ersten Jahre der Yerbandsbildung zusammen. -
Neben deru Verbandsbericht enthält das .Jahrbuch auch clie wichtigsten Daten 
über die Großeinkaufsgesellschaft, die 1911 einen Unrnatz von 
221/4 Mill. Kr. erreichte; weiter das Protokoll des 10. ordentlichen Verbands­
tages und den Text der neneu Regierungsvorlage über Erwerbs- und Wirt­
schaftsgenossenschaften. 

Wie Riesen nehmen sich neben dem schlanken Bande des österreichischen 
die 2 dicken Bände des deutschen Jahrbuches aus. Zum Glück für die 
österreichischen Konsumvereine spiegelt dieses Stärkeverhältnis nicht auch 
das der beiderseitigen Genossenschaftsbeweg·ungen wieder. Der Zentralver­
band deutscher Konsumvereine, der im Mai 1913 sein X. Geburtsfest feiern 
wird, wies am 31. XII. 19111181 angeschlossene Vereine auf, was gegen das 
Yorjahr einen Zuwachs von 32 bedeutet. Dies scheint sehr wenig. Doch 
ist zu bedenken, daß man in Deutschland mit Erfolg um die Verschmelzung· 
benachbarter Genossenschaften und um die Bildung großer Bezirkskonsum­
vereine bemüht ist. Hierdurch muß sich natürlich das Zuwachsprozent ver­
ingern. Ein ganz anderes und zutreffenderes Bild erhält, man bei der Be­
trachtung der lliitgliederbewcgung. Von 1910 auf 1911 vermehrten sieh die 
Genossenschafter des Zentralverbandes stärker als je zuvor, nämlich um 
143 000 und haben nunmehr die Ziffer von 1324000 eITeicht. Die Zahl der 
Verkaufsstellen beträgt 3928, die der beschäftigten Personen 21939, um 3000 
mehr als i. J. 1910. Dabei hat der Umsatz erreicht: im eigenen Geschäft 
die gewaltige Höhe von 364, im Lieferanteng·eschäft 30, der Großeinkaufs­
gesellschaft 1091/2 l\Iill. l\L In eigener Produktion wurden von den Verbands­
vereinen um 81 l\Iill. l\L Waren hergestellt (gegen das V 01:jahr ein Plus von 
15 Mill.). An Erübrigung (Dividende) wurden von den Konsumvereinen 
22 Mill. M. verteilt. - Von größtem Interesse ist der soziale Charakter der 
Mitgliedschaft, wie er in der Berufsstatistik zum Ausdruck gelangt. Danach 
umfassen die Gruppen: der selbständigen Gewerbetreibenden und Landwirte 
7,9 ¼; der Beamten und Ang·ehiirigen freier Berufe 3,7 % ; der „gegen Gehalt 
oder Lohn beschäftigten Personen" in gewerblichen und landwirtschaftlichen 

35* 
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Betrieben 79-80 °/o; der Personen ohne bestimmten Beruf (Privatiers, Alters­
rentner etc.) 8,6 ¾, Uberwiegend sind also die proletarischen Elemente. 
Auffallend stark, rund 50 °/o, ist im letzten Jahre die Zunahme der w e i b-
1 ich e n Mitglieder, die jetzt 13,3°/o der Gesamtheit ausmachen. - Die 
statistischen Tabellen des deutschen Jahrbuches sind ungemein zahlreich und 
ins einzelne gehend. Man muß sich wundern, daß Männer der praktischen 
Arbeit so viel Zeit und Miihe auf die retrospektive Betrachtung verwenden 
können. Natürlich bietet auch der Text eine Fiille interessanten Stoffes. 
Mit den Berichten verbunden ist das Protokoll des 9. ordentlichen Verbands­
tages mit den Verhandlungen iiber die geplante Volksversicherung und die 
Protokolle der Generalversammlungen der Großeinkaufsgesellschaft und der 
Unterstützungskasse des Zentralverbandes. Der II. Band enthält nur die Be­
richte der Unterverbände und die Protokolle ihrer Verbandstage. 

Im ganzen geben sowohl das deutsche wie das österreichische Jahrbuch 
ein gutes Bild von dem gegenwärtigen Stande der Konsumgenossenschafts­
bewegung in beiden Ländern, ein Bild emsiger und erfolgreicher Organi­
sationsarbeit, aber auch fortwährender Kämpfe mit zahlreichen Feinden. }fit 
besonderem Interesse darf man dem nächsten Jahrbuche des deutschen Zentral­
verbandes entgegensehen, das sicherlich eine ausführliche Geschichte des 
letzten Jahrzehnts deutscher Konsumvereinsbewegung bringen wird. 

Wien. ERN8T LEN½, 

J. B. VON ScHWEI'I'½ER, Politische Aufsätze und Reden. Mit Einleitung und 
Anmerkungen hrsg. von FRANZ MEHRING (,,Sozialistische Neudrucke" V). 
Berlin, Buchhandlung Vorwärts 1912. 8 °. 327 S. (3 l\Ik.) 

Niemand war zu einer Sammlung und Wiirdigung von Sc:a.s tages­
journalistischen Arbeiten befugter als der Historiker, der als der erste das 
Andenken dieses staatsmännischsten unter den deutschen sozialdemokratischen 
Führern von den schwarzen Flecken, die es Jahrzehnte hindurch es verun­
zierten, gereinigt hat. Daß MEHRING es trefflich versteht, geschichtliche 
Dokumente zu publizieren und zu kommentieren, dafür besaßen wir neben 
manchem anderen einen vollgiltigen Beweis besonders in seiner Ausgabe 
des literarischen Nachlasses von MARX und ExHELS, welche die Sorgfalt des 
gewissenhaften Arbeiters mit dem stets auf das Wesentliche gerichteten Ge­
schichtsiiberblick einer geschlossenen Persönlichkeit verbindet. Nun reiht sich 
würdig diese neue an jene friiherc Veröffentlichung! Angesichts der Fiille 
des ihm zu Gebote stehenden Stoffs hatte der Herausgeber geschwankt, wie 
er die Auswahl am besten treffen sollte. Am Ende hat er sich mit Recht 
gesagt, daß ScH. in erster Reihe politischer Parteiführer und dahinter erst ein 
selten klarer Popularisator der sozialistischen Gedankenwelt gewesen ist. 
Als berechtigtes Nebenmotiv mitgewirkt haben mochte bei M1<JHRING auch der 
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Vilunsch, den innerhalb der Sozialdemokratie bekanntlich noch nicht völlig 
beendeten Streit über Scn.s Integrität durch den Abdruck und die Erläute­
mng seiner viel verleumdeten politisch taktischen Aufsätze endgiltig zu seinen 
Gunsten zum Austrag zu bringen 1). Ich nehme an, daß dieser Erfolg bei 
der großen l\Iasse der nicht voreingenommenen Elemente der Partei nun nicht 
länger ausbleiben kann. Einer Polemik mit BrnBEL, der bekanntlich den 
entgegengesetzten Standpunkt vertritt, geht l\irrnRING an dieser Stelle mit 
Recht aus dem Wege. Er läßt Sem. für sich selber plädieren. 

Eine höchst willkommene Stütze erhielt die Art der Beurteilung des 
bedeutenden Agitators, die auch ich in meinem Werk über „Schweitzer und 
die Sozialdemokratie" vertrete, durch seine hier zum ersten Male veröffent­
lichten Briefe an l\L\.1ix, die aus tlem Besitz von LAURA LAFARGUE stammen. 
Man darf deren Mitteilung um so freudiger begrüßen, als uns überhaupt nur 
wenige Briefe Smis. erhalten sind. Seine erste Anknüpfung mit MARX ist 
vom 11. XI. 1864 datiert, sie fordert den „Begründer und ersten Verfechter 
der Deutschen Arbeiterpartei" zur Mitarbeit am „So c i a l dem ok rat" auf. 
Diese wurde, wie man weiß, zugesagt, aber schon nach wenigen Wochen 
zurückgenommen. Aus ScH.s Brief vom 15. II. 1865, den MARX als ein "Ulti­
matum" bezeichnet hat, das er mit einer Absage beantworten müßte, waren 
einige Sätze kurz darauf von MARX veröffentlicht worden. Liest man jetzt 
zum ersten :Male den ganzen Brief, so erhält man den Eindruck, daß der 
Schreiber selbst, wie MEHRING richtig bemerkt, ihn eher als eine Chamade 
denn als eine Fanfare abgesandt hat. Die wirklichen Ursachen des Bruchs 
waren - auch darin stimme ich dem Herausgeber bei - ,,die Vorein­
genommenheit, die MARX und ENGELS nun einmal gegen LASSALLE und 
alles Lassallesche hegten und dann auch die Tatsache, daß sie durch ihr lang­
jähriges Exil die enge Fühlung mit den deutschen Verhältnissen verloren hatten". 
Eine Wiederanknüpfung erfolgte, wie man schon weiß, im April 1868, als 
Scu., auf dem Höhepunkt seiner Macht, den eben erschienenen I. Band 
des „Kapital" im „Socialdemokrat" anerkennend besprochen hatte. Anfangs 
ersuchte er MARX nur um ein Gutachten über die Frage der Eisenzölle; 
darnach wollte er ihn überreden, auf der Hamburger Generalversammlung 
des Allgemeinen Deutschen Arbeitervereins zn erscheinen. Er hoffte wohl, bei 
einer mündlichen Besprechung das „Haupt der europäischen Arbeiterbewegung" 
- so nannte ihn sein Brief vom 15. IX. - gegen LIEBKNECHT und BEBEL 
und für seine Person und seine Ziele einzunehmen. Aber MARX kam nicht: 
beide Männer haben sich niemals persönlich kennen gelernt. Als es darauf 
·zwischen Sen. und LrEBKNECIIT-BEBEL zum endgiltigen Brnch kam, ent­
schieden J\'IARX und ENGELS sich für die Partei, von der sie sicher waren, 
daß si!i vollkommen und ohne Vorbehalt ihren Standpunkt vertraten und 

1) Vgl. hierüber meinen Aufsatz: Bebels Memoiren in diesem ,,Archiv" 
II, 441 ff. 
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nicht wie Sen. wohl respektvoll aber doch als ]\facht zu Macht mit ihnen 
verkehren wollte. 

Schon vorher hatten die beiden Führer der sächsischen Volkspartei in 
ihrem fanatischen Haß gegen den angeblichen Söldling BISMARCKS Himmel 
und Hölle in Bewegung gesetzt, um MARX zum endgiltigen Bruch mit SeH. 
zu veranlassen. Sie suchten diesen auf jede Weise in London anzuschwärzen 
und erreichten schließlich ihr Ziel, nachdem MARX anfänglich noch zu ver­
mitteln versucht hatte. Sm1.s letzter Brief, auf den wohl kaum noch eine 
Antwort ergangeu ist, war am 2. XII. 1868 geschrieben. Er erklärt darin u. a., 
sein Verhältnis zu LIEBKNEeHT sei ein so verbittertes geworden, daß höch­
stens noch ein p er s ö n l ich es Eingreifen von MARX den ausgebrochenen 
Krieg in dauerhafter Weise beenden könne. Dann folgen Sätze, die für ScH. 
so charakteristisch sind, daß ich sie hier einflechte: ,,Ich bin nicht bescheiden; 
ich weiß meine Befähigung richtig zu schätzen - nach oben wie nach unten. 
Ich sage mit Bestimmtheit, daß ich besser zur Führung geeignet bin wie 
Herr LIEBKNEeHT, und daß ich die Sache besser verstehe. Ich setze hinzu, 
daß hinwiederum Sie sie besser verstehen wie ich. Ich bin unter· solchen 
Umständen derjenigen Partei, die nun einmal meine Leitung· will, es schuldig, 
mit aller Kraft auf meinem Posten auszuharren, bis ich mit aufrichtigem 
Sinne meiner Partei einen Führer empfehlen kann, von dem ich die Über­
zeugung habe, daß er die Sache besser versteht als ich. Zwei Führerschaften 
aber sind vom Übel". Kaum eine andere Beschuldigung konnte das überaus leicht 
zu weckende Mißtrauen des Gründers der Internationalen Arbeiterassoziation 
empfindlicher erregen, als die, daß ein lführer der Arbeiter ein Gegner dieser 
Vereinigung sei. Gerade das behauptete LIEBKNEeII'l' von Smr. bei jeder 
Gelegenheit. Wie grundlos es aber war, beweisen zur Evidenz erst die jetzt 
bekannt gewordenen Briefe. Wir erfahren hier, daß der Redakteur des 
„Socialdemokrat" schon 186fi von dem damaligen Präsidenten BERNHARD 
BECKEU einen so engen Anschluß des Lassalleschen Vereins an die Inter­
nationale forderte, wie es nach der Vereinsgesetzgebung des Deutschen Bundes 
nur irgend statthaft wäre. Einern Aufgehen der national organisierten Partei 
in die Internationale widersetzte sich Sen., wie s p ä t er auch LIEB KNECHT 
und BrcBEL, freilich damals schon, in richtiger Würdigung der zukünftigen 
Gestaltungsmöglichkeiten! 

Die Ergebnisse, zu denen ich in meinem Buch über Scu. komme, finden 
in der weitaus größten Mehrzahl der Fälle, wo er es erwähnt, die Zu­
stimmung des Herausgebers. Die wenigen Punkte, über die wir verschiedener 
Meinung sind, erscheinen mir teils nicht beträchtlich genug, um sie hier zu 
berühren, teils hängen sie wohl auch mit der Verschiedenheit unseres all­
gemeinen Standpunkts zusammen, der an dieser Stelle nicht zur Diskussion 
steht. Inhaltlich sei bemerkt, daß MEHRING mit Recht vor allem ScH.s poli­
tische Ansprachen und seine Leitartikel berücksichtigt, diese aber nur bis 
zum Sommer 1869, daß er also die Zeit, wo jener „durch eigene und fremde 
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Schuld auf die abschüssige Bahn" geriet, bei Seite llißt. Nun hatte freilich 
ScH. den Leitartikel des „Sozial<lemokrat" damals schon an HASSELMANN ab­
getreten, aber für den wöchentlich erscheinenden „Agitator" schrie h er ihn 
oft doch noch selbst! Gerade für die demagogische Raffiniertheit, über die er 
verfügen konnte, wenn er wollte, wären im „Agitator" einige charakteristische 
Belege zu linden gewesen. Wichtiger bleibt auf alle Fälle, daß MEHRING 
am Schluß seiner Ausgabe das sehr selten gewordene politische 'l'estament 
Sc11.s vom November 1872 neu zum Abdruck bringt, dessen Inhalt nur den 
wenigsten Lesern bekannt sein dürfte! Zweifellos wird die deutsche Sozial­
demokratie dem Herausgeber von Scu.s politischen Aufsätzen und Reden 
dafür Dank wissen, daß er für sie eine Ehrenschuld abgetragen hat gegen­
über den Manen eines Mannes, dem sie - mochten seine Motive auch von 
Egoismus gefärbt sein - so Großes und Dauerndes verdankt wie nur ganz 
wenigen anderen ! 

Berlin-Zehlendorf. n USTA v ,rA VER. 

J. BELLJ, Die rote Feldpost und anderes. Stuttgart, Dietz 1912. 171 S. 
(Mk. 1.50.) 
Das „andere" im angezeigten \Verkchen sincl Erinnerungen aus den 

Kinder-, Lehr- und Wanderjahren des Verf. Sie stehen schriftstellerisch ent­
schieden höher als die folg·enden zumeist kurz abgerissenen Darstellungen. 
Besonders das I. Kap. läßt die Bauerngestalten des badischen, Straßburg 
gegenübergelegenen Dorfes, in dem B. geboren wurde, mit ihrem engen 
\Virkungsfeld uD(l engen Geisteshorizont, ihrer Kirchlichkeit, ihrem Aber­
glauben und ihrer Abhängigkeit von der Natur in scharfen Umrissen her­
vortreten. 

Aber gerade diese Kapitel müssen an diesem Ort zurücktreten hinter der 
Schilderung der Kämpfe, die B. als Sozialist unter dem Sozialistengesetz zu 
bestehen hatte. Ziemlich kurz sind vorher die Mitteilungen darüber, wie es 
kam, daß der Sohn des kleinen Weinbauern der neuen Lehre ein Apostel 
wurde. Er ist streng katholiseh erzogen und vernimmt als Schuhmacher­
lehrling um 1865 im Gesellenverein zum ersten Male etwas von Lass a 11 e 
und der Sozialdemokratie, u. zw. in „wohlwollender Weise". Mit einem 
Sattlergesellen, der in Mannheim schon vom Arbeiterevangelium gehört hat, 
verschafft er sich Broschüren LASSALLES, und als er sie gelesen hat, ist 
,,die Ansteckung da". Vorher aber haben einige Bücher aus der Vereins­
bibliothek, die eigentlich nicht hineingehören, die Wirkung gehabt, daß B. 
sich von religiösen Dingen angewandt hat. Es ist, wie gesagt, schade, daß 
dieser \Vandel der Anschauungen nur beiläutig festgestellt und nicht näher 
erläutert wird; sollte es doch eine der beachtenswertesten Denkwürdigkeiten 
im Leben eines nach altem Herkommen erzogenen Arbeiters sein, wie er 
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schnell die sozialistische Lehre in sich aufnimmt uncl wie diese Lehre sein 
Leben in zwei Abschnitte trennt. 

Als das Sozialistengesetz 1878 edassen wird, lebt B. jungverheiratet als 
Inhaber eines Schuhwarengeschäfts im schweizerischen Grenzort Kreuzingen 
bei Konstanz. Er hilft die Organisation schaffen, die Ende September 187\) 
nach dem Erscheinen des „Sozialdemokrat" nötig geworden ist, um das bald 
verbotene Blatt über cleu Bodensee uncl auf anderen gefahrvollen Schleich­
wegen ins Deutsche Reich zu schmuggeln. Da türmen sich Schwierigkeiten 
auf Schwierigkeiten. Wenn sonst alles klappt, scheitert der 'I'ranspmt des 
Gutes an der Feigheit prahlhänsiger Freunde; wenn dann aber in schlimmer 
Not gar kein Ausweg zu finden ist, trifft es sich am Ende, daß ein sozia­
listisch verseuchter Zollwächter bei der Revision verständnisinnig beide Augen 
zudrückt. So finden wir in der Tragikomödie zuweilen die Rollen vertauscht 
uncl schmunzeln, wenn die Tolpatschigkeit unsicherer Gehilfen beim Schmuggel 
wett gemacht wird durch Ahnungslosigkeit oder gar wohlwollende Nach­
lässigkeit bei denen, deren Amt es ist, den Schmuggel zu verhindern. Dann 
wieder sind plötzlich alle Wege verrammelt; man brütet mit dickem Schädel, 
und JULIU8 MOTTELER, der rote Generalpostmeister in Zürich, erlebt schwere 
Stunden. Aber noch trüber wird der Ausblick, wenn in der freien Schweiz 
selbst den Sozialdemokraten das Wirken erschwert wird durch die törichten 
Verbrechen, zu denen sich die Anarchisten hinreißen lassen, und wenn ferner 
in den eigenen Reihen zu erwarten ist, daß der vorgebliche Genosse, der 
sich über die zu milde Schreibweise des „Sozialdemokrat" aufhält, am ancleren 
Tage als ein Lockspitzel der preußischen Polizei entlarvt wird. Gerade der 
Kampf mit cten Polizeiagenten ist entsetzlich nervenaufreibend und gewiß 
viel peinlicher als die Gefahren, denen Leiter und Hilfsgenossen des Schmuggels 
ausgesetzt sind, wenn sie die deutsche Grenze überschritten haben Ull!l sehen 
müssen, wie ihre Photographie in den Amtszimmern der Grenzstationen hängt 
und wie ihnen die reguläre Polizei oft hart auf clen Fersen ist. 

Ich selbst hatte gleichfalls die Ehre, mich im Dienste der roten Felcl­
post betätigen zu dürfen. In den letzten drei, vier Jahren der sozialisten­
gesetzlichen Zeit allerdings erst. Bis dahin aber hatten auch die Leute vom 
„Sozialdemokrat" viel gelernt. Beim Lesen von B.s Erinnerungen ist einem 
wie dem Prokuristen eines modernen Handelsgeschäfts, dem GFSTAV FREYTAGS 
Roman „Soll und Haben" unter die Finger gerät. Den von B. mit Humor 
und Ingrimm registrierten Jammer habe ich nicht kennen gelernt, ocler doch 
nur in bescheidenen Grenzen. Schmuggel des „Sozialdemokrat" und der 
anderen verbotenen oder noch zu verbietenden Literatur? Pah ! Die Matrizen 
kamen von London herüber u. zw. in einer Verpackung so sicher und unauf­
fällig, daß auch einem sehi· gewiegten Pfadfincler der Polizei nicht der Ge­
danke an Kontrcbande hätte kommen können. Sobald der Empfänger die 
Ankunft des kostbaren Gutes gemeldet hatte, ging der Beauftragte damit zur 
Druckerei. Also hatte die Polizei damals doch ihre guten Gründe, wenn sie 
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die sozialdemokratischen Zeitungsbetriebe scharf aufs Korn nahm r Ach, d1t 
lieber Himmel, au solcher Stätte hätte der GPschäftsführer Augen gemacht, 
wenn man ihm mit dem Drnck des „Sozialdemokrat" gekommen wäre. Wer ein 
bischen Ortskenntnis hatte, wußte immerhin eine kleinere „Quetsche" zu linden, 
deren Be~itzer schwer ums Dasein zu kämpfen hatte nud dem daher ein 
nobel entlohnter Auftrag geradP recht kam. Dort, wo zuverlässige Männer 
in der Nacht den „Sozialdemokrat" erst in Platten gossen und dann sauber 
druckten, war tags zuvor irgend eine Kriegervercinszcitung aus der Maschine 
gebracht worden. Das gfog gegen Bargeld und wenn es sein mußte, unter 
Gewllhrung von Vorschuß alles in geschäftsmäßiger Ruhe und Nüchternheit 
zu. Nur die Bedingung war unerläßlich, daß möglichst wenig Leute um 
die Sache wußten, daß diese wenigen die Kunst des Schweigens übten und 
daß sie im übrigen in der Parteibewegung gar nicht hervortraten, am aller­
wenig·sten aber sich in der Öffentlichkeit zeigten. Es hlitte sonderbar zugehen 
müssen, wenn unter den tausenden J\Iitgliedern einer großen, trotz dem Aus­
nahmegesetz wohlorganisierten Gemeinde sich nicht ein halbes Dutzend Genossen 
gefunden hätten, die diesen Anforderungen entsprachen. 

So kam denn die neue Art der Herstellung uu<l Verbreitung verbotener 
Lektüre vor allem wohlfeiler zu stehen als die alte <les umRtlindlicheu 
Schmuggels, auch wenn der Drucker mit seinen braven Gehilfen der Nacht­
arbeit entsprechend entlohnt wurde und es auf ein Fäßchen Bier mit Abend­
brot nicht ankam, falls ein besonders hübscher Streich gelungen war. G-ewili, 
_auch diese Sache war sehr vom Zufall abhängig und hätte eines Tages ge­
fährlich ablaufen können. .A.ber das Glück blieb der roten Feldpost unter 
der neuen Einrichtung hold, und als Anfang Oktober 1890 die letzte Nummer 
des „Sozialdemokrat" ausgedruckt war, konnte über die Arbeit mehrerer Jahre 
quittiert werden mit dem Vermerk, daß die Polizei uns nicht ein einzigesmal 
ins Gehege gekommen war. Freilich, so ganz ohne Unannehmlichkeiten ging 
auch diese Arbeit nicht von statten. Die Qual mit den unsicheren Empfängern 
der ins Land gesandten Druckschriften, die B. klagend hervorhebt, blühte 
auch uns; und es war besondern mit dem Versandt nach Berlin ein steter Ärger. 
Im letzten Augenblick, manchmal gar, wenn die Sendung bereits auf der 
Bahn war, kam Bescheid, daß die Adresse wegen ihrer Unzuverlässigkeit 
gewechselt werden müsse; und es ist ein Wunder, daß es immer m1>glich 
war, selbst auf dem Transport das Gut noch zu retten. 

Es fehlt bis jetzt an einer sachkundigen Darstellung des innel'en Lebens 
der Sozialdemokratie unter dem Sozialistengesetz. Sie wird auch nicht leicht 
zu schreiben sein, weil es damals als erstes Gebot galt, alle Briefe und 
andere Schriftstücke über Parteiinterna sofort nach dem Lesen zu verbrennen. 
l\fan weiß, mit welcher Sorgfalt die Polizei nebensächliche Papierfetzen zur 
Einleitung vou Geheimbundsprozessen aneinanderreihte. Von belangreichen 
Schriftstücken aus jener Zeit werden also wohl nur wenige aufbewahrt sein. 
Etliche Überbleibsel, die von den Gefahren des Schriftenvertriebs Kunrle 
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geben, dmckt B. in seinen Erinnerungen ab. Seine Arbeit ist, wie diese 
Inhaltsangabe erkennen läßt, von beträchtlichem Wert für alle, die sich da­
rüber unterrichten wollen, wie es in den ersten 80 er Jahren um das Wirken 
der Sozialdemokratie nieht nur im Süden Deutschlands, sondern auch in der 
Schweiz nnd in Österreich bestellt war. Es wird ja kaum anzunehmen sein, 
daß eine Zeit wie die damalige für die inzwischen riesig angewachsene 
Arbeiterbewegung wiederkehrt. Gewissen Staatsrettern aber, die da meinen, 
daß dennoch die Flut durch Gewalt abzudämmen sei, könnte dcis Studium 
der Roten .l<'eldpost Nutzen bringen. Lehrt es doch, daß der Mut und die 
Opferwilligkeit der Unterdrückten immer über die Maßregeln der Gewalthaber 
den Sieg davontragen. Schon damit diese Lehre recht eindringlich verkündet 
werden könnte, wiire es gut, wenn dieser und jener ältere Sozialdemokrat 
das von B. gegebene Beispiel nachahmte und für sein Teil aus der sozial­
demokratischen „Geheimgeschichte" berichtete, was sich dem Gedächtnisse 
eingeprägt hat. 

Berlin-Wilmersdorf. WILHELM ScHRÜD~clt. 

ARTURO LA1mroL,\, II capitalismo. Lineamenti storici. Torino, Bocca 1910. 
8 °. 3U5 S. (5 Lire). 

In lebendigen Farben schildert uns L. den großen geschichtlichen ProzeII 
der Zerstörung des unabhängigen Handwerks und des Aufbaues der gegen­
wä.rtig·en kapitalistischen Imlustrie auf den Trümmern desselben. Die kleine 
patriarchalische Gewerbetätigkeit aus vorlrnpitalistischer Zeit sowie ihre Licht­
und Schattenseiten werden beschrieben. Es wird gezeigt, wie - erst neben 
ihr und sodann immer mehr auf ihre Kosten die kapitalistische Unter­
nehmung entsteht und wächst; wie sie schrittweise die Erde überzieht und 
sich die verschiedensten Produktionsgebiete unterwirft; wie sie schließlich 
bei niedergehender Rentabilität sich der Spekulation bemächtigt und ver­
mittelst der Kartelle und Trusts eine mißbräuchliche Herrschaft übt; wie sie 
sich so stetig von der Produktion entfernt und gerade hierdurch einerseits 
wachsende Verarmung der Arbeit und anderseits immer größere Stärke der 
Arbeiterverbände zeitigt, die eben infolge dieser ihrer wachsenden Macht 
eines Tages den Sieg über die kapitalistische Ordnung erringen und auf 
ihren Ruinen die gewerkschaftliche Wirtschaftsordnung aufrichten werden. 

Mit dieser Darstellung bietet uns L. im wesentlichen einen g es chi c h t-
1 ich e n, jedes logischen Unterbaues baren Marxismus, wie man ihm auch 
in dem „Modernen Kapitalismus" von So1mAR'r begegnet; die Erzählung der 
verschiedenen Phasen, des Umwandlungsprozesses des unabhängigen Hand­
werks in die kapitalistische Industrie - ohne jegliche theoretische Analyse 
des Kapitalismus oder der Uesetze, die den Kapitalprofit regeln. Originell 
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aber nnd höchst beal'htenswert ist an L.s Schrift der Versuch, anf die he­
sprochenen J;JrHchcinnngen die Ergebnisse der Blmwm:xschen Philo,ophie 
anzuwenden, zu denen jedoch ein Ver!., wie er mitteilt, selbständig und noch 
vor der Lektüre der „E v o l u t i o n c r e a tri c e" gelangt ist. Er behauptet 
also, daß die Entwicklung nicht Dank einem immanenten Prozeß sich voll­
ziehe, der die jeweilige soziale 8truktur in eine andere, höhere wandelt, 
sondern im Wege jähen Auftretens plötzlicher und unvorhergesehener Krtifte, 
die durch ihre Bewegung in eine g·egebene Richtung· die neue Ordnung der 
Dinge schaffen. Oder in unserem Falle: üher das tollte Gewässer der „sich 
selbst genügenden" Produktion einer - unbewegten, leb- un,l geschiehts­
losen -- Gesellschaft unabhängiger Produzenten, weht mit einem Male der 
erlösende Hauch neuer Einflüsse unu unerwarteter Energien, die etlt8prechend 
entwickelt und geleitet, jenes ungestalte Gerippe zerschellen Ull(l durch die 
neue wahrhaft lebendige uml mannigfacher Entfaltung fähige - Uesell­
schaft ersetzen. Eine von außenher kommende Bewegung also zer;;chlägt 
die Gesellschaft des unabhängigen Handwerks, um jäh deu Kapitalismu,, an 
ihre Stelle treten zu lassen, und auf gleiche ,v eise wird einst auch der 
Kapitalismus enden, um drm Regime der gewerkschaftlich organisierten Er­
zeuger Platz zu machen. 

,Jüngst erst habe ich ausgeführt, daß ich (ler BER0hoxschen .ßv0lutions­
theorie nicht zustimmen kann 1). Die betreffenden Darlegungen gelten daher 
auch L. gegenliber. Ist gegen BERGS0N einzuwenden, daß er in Wahrheit 
den Evolutionismus zugunsten eines Creationismns aufgibt, ,o 
fordert die Auffassung· L.s durch ein Übermaß willkürlicher Behauptungen 
noch zu anderweitiger Kritik heraus. vVie kann man z. B. die Gesellschaft 
des unabhängigen Handwerks geschichtslos nennen? vVie läßt sich, ange­
sichts ihrer auch dem wenig eindringlichen Blick wahrnehmbarrn zahlreichen 
Wandlungen, ihre absolute Unbewegthcit erweisen? Darf man behaupten, 
daß ganze Epochen ohne Geschichte gewesen sind und daß diese erst 
mit der Lohnarbeit beginnt? Zugeben kann und soll man sicherlich auch, 
claß in Epochen wie das Mittelalter mit seiner langsamen Bevölkerungszunahme 
auch die gesamtwirtschaftliche Entwicklung die ja eine Folge der Be­
völkerungsvermehrnng ist --- verhältnismäßig gering gewesen ist. Das be­
deutet aber doch keine absolute Unbeweglichkeit! Diese vorgefaßte Meinung 
L.s hat aber auch seinen Blick nach mehreren anderen Richtungen hin ge­
trlibt und hat ihn dort jähe Übergänge oder unvorherg·esehene Wirkungen 
neuer Kräfte sehen lassen, wo lediglich von stetiger Tätigkeit immer gleicher 
und dem demographischen und Produktionsprozeß immanenter Ursachen die 
Rede ist. In der Tat ist es gerade die Bevülkernngszunahme, die er;;t auf 
den Trümmern der Sklaverei das unabhängige Handwerk hervorgerufen und 

1) Vgl. meine Abhandlung: La derniere evolution de la thforie de 
l'evolution, in „Revue intern. de sociologic" 1\ll2'XII. 
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sodann dieses allmählich und in demselben Maße zur Auflösung gebracht hat, 
in dem es sich als ungeeignet erwies, die wachsenden Bedürfnisse der wim­
melnden Menschenmassen zu befriedigen. Ein Prozeß, in dessen Verlauf 
schließlich die kapitalistische Industrie auf den Plan tritt und der durchaus 
natürlich und ohne Zuhilfenahme des „Anlaufs von Lebenskräften" oder des 
Eingreifens sonstiger unvorhergesehener schöpferischer Mächte zu erklären ist. 

Verlassen wir nunmehr daH philosophische Gebiet und wenden wir uns 
dem eigentlich-ökonomischen zu, so will ich hier nur einen Punkt hervor­
heben. L. befaßt sich (S. 291 ff.) eindringlich mit der These zur Verteidigung 
der Maschine: daß die Arbeiter, welche durch die Maschine ersetzt werden, 
nicht schon deshalb allein der Arbeitgelegenheit verlustig werden, da sie ja 
zur Erzeugung der neueingeführten Maschine verwendet würden. Und er 
erwidert hierauf: die Maschine bedürfe zu ihrer Herstellung einer geringeren 
Zahl von Arbeitern, als sie verdränge, so daß ein Teil derselben notwendig 
arbeitlos werde. All das beruht m. E. auf Begriffsverwirrung. War bisher 
eine Arbeitergruppe A. mit der Erzeugung von Lebensmitteln beschäftigt, 
die nach Fertigstellung zum Unterhalt einer zweiten Gruppe B. dienen sollen; 
und werden fortan die Arbeiter der Gruppe A. (oder auch wenigere bezw. 
mehrere) zur Herstellung einer Maschine verwendet, die fortan die Arbeit der 
Gruppe B. leisten soll, so hat dies m1mittelbar gar keine Arbeitlosigkeit zur 
Folge, da ja vorläufig die Maschine erzeugt wird. Die Arbeiter A erzeugen 
eben einfach an Stelle von Lebensmitteln eine Maschine. Sind zu deren 
Herstellung mehr Arbeiter erforderlich, so werden sie eventuell der Gruppe B. 
entnommen werden; wenn weniger, so werden einige von ihnen andere Waren 
erzeugen. Arbeitslosigkeit aber tritt keinesfalls ein, denn es ist das zur Beschäfti­
gung der Gesamtheit von Arbeitern erforderliche Kapital - die Lebensmittel -
vorhanden. Nach Herstellung der Maschine aber tritt diese an Stelle der 
bisher zum Unterhalt der Gruppe B. dienenden Kapital-Lebensmittel. Von 
diesem Augenblick an ist also diese ganze Gruppe unbeschäftigt, und zwar 
in jedem Fall und unvermeidlich, mag die Zahl der zur Herstellung der 
Maschine erforderlich gewesenen Arbeiter groß oder klein gewesen sein. Diese 
Zahl ist nur insofern von Bedeutung, als in demselben Maße, in dem sie ge­
ringer ist, der Preisrückgang bei der Ware, zu deren Herstellung fürderhin 
die Maschine dient, zunimmt und damit auch die Ersparnis des Konsumenten, 
seine Kapitalanhäufung und seine Nachfrage nach Arbeit, und daß somit 
um so rascher die durch die Maschine außer Arbeit gesetzten Arbeiter wieder 
in den Produktionsprozeß eingestellt werden. Die geringe Zahl der zur 
Maschinenherstellung nötigen Arbeiter vergrößert demnach nicht nur nicht 
den durch ihre Einführung entstehenden Schaden (wie L. meint), sondern 
vermindert ihn vielmehr. 

Die vorstehenden kritischen Bemerkungen sollen jedoch den Wert des 
angezeigten Buches keineswegs verkleinern. Ausdrücklich sei vielmehr be­
tont, daß es an seinen Gegenstand in lebensvoll-leidenschaftlicher iVeise 
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herantritt und ihm ~o manchen neuen Ausblick abgewinnt; ma" es immerhin 
beim Bankett der Wissenschaft nicht als Braten figurieren, so1:dern als Senf 
oder Paprika: die patentierte Wissenschaft hat unsere Magen durch ihr 
'l'eewasser allzusehr geschwächt, als daß nns nicht ein ,.;o)ches Reizmittel 
willkommen wäre. 

Turin. ACllILLE LORIA. 

CHEN HUAN-CHAN<l, Ph. D., The Economic Principle, of ConfncinB and his 
School. (Stud. in Hist., Econ. und Public Law edit. hy the Faculty of Polit. 
Science of Columbia University. Vol. XLIV--XLV). ~ew York, Longmans, 
Green & Co. 1911. 2 vol. gr. 8 °. XV-756 S. (5 Doll.) 
Das angezeigte Werk ist sehr umfassend und bietet inhaltlich weit mehr, 

als der Titel verspricht: nämlich nicht bloß eine Darstellung der in den 
Schriften Com'UCIUS' und seiner Schüler vielfach verstreuten ökonomischen 
Ansichten, sondern in Wahrheit so ziemlich den Versuch einer allgemeinen 
Übersicht über die Wirtschaftseinrichtungen und die Wirtschaftstheorien in 
China in alter sowohl wie in neuer Zeit. Die Stoffanordnung ist iu erster 
Linie nicht historisch, sondern systematisch; und zwar - wie wir ans der 
Bevorwortung des Buches durch Professor H. R. SEAGER erfahren - mit 
Rücksicht darauf, daß „diese Art der Stoffgruppierung in englischen Mono­
graphien aus dem Gebiete der politischen Oekonornie üblich zu sein pflegt". 

CHENS Untersuchung zerfällt in fünf Teile. Der I. bringt eine Einleitung·; 
der II. handelt von der Konsumtion; der III. ,,Produktion" überschriebene 
enthält Kapitel über: Handel und Verkehr, Wert und Preis, Geld- und Kredit­
wesen, Grundrente, Zins und Unternehmergewinn, Lohn und sozialistische 
Verwaltungsmaßnahmen; der IV. befaßt sich mit der Finanzwirtschaft; im 
V. endlich werden die Ergebnisse kurz zusammengefaßt. Diese Gliederung 
macht aus CH.s Werk ein sehr bequemes Nachschlagebuch für jeden, der sich 
ohne große Mühe über die den modernen volkswirtschaftlichen Doktrinen 
entsprechende Gedankenwelt Chinas unterrichten will; anf der anderen Seite 
aber weckt sie natürlich leicht den Eindruck, als ob man es in CH.s Schrift 
weit eher mit einem vollständigen methodischen und ausgearbeiteten System, 
denn in der Tat mit CONJ;'UCIUH' und seiner Schüler ökonomischen Lehren 
zu tun habe. Dieser Eindruck wird vielleicht noch dadurch verstärkt, daß 
der Verf. erstens altchinesische Ideen im Lichte modern-europäi~cher volks­
wirtschaftlicher Theorien analysiert und erläutert, sodann auch weil er aus 
mageren und dürftigen Bemerkungen in den Originalquellen weitestgehende 
Schlüsse zieht und tatsächlich vage und unbestimmte Äußerungen der von 
ihm benützten Texte als durchaus klar und bestimmt J1instellt. Ferner ist 
hier hervorzuheben, daß er nicht nur C0XFIJCIUS und dessen unmittelbare 
Schüler, sondern auch spätere Schriftsteller zitiert und manchmal sich auch auf 
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moderne Gesetzbücher wie die Institutionen der Ts'ing-Dynastic (Ta 'fs'ing· 
Hui Tien) beruft, wie er hinwiederum in seiner Beschreibung der Wirtschafts­
zustände nicht bloß archaistische Gewohnheiten, sondern gesetzgeberische 
Versuche aus jüngerer Zeit heranzieht. 

Abgesehen von dem Vorwort Professor SEA!Hms erscheint das vorliegende 
·werk auch von dem ausgezeichneten Sinologen an der Columhia-Universität 
Professor FmEIHUCH Hm·ru einbegleitet. Von ihm und ans dem Titelblatt 
erfahren wir, daß der Vel'f. früher Sekretär im Groß-Sekretariat in Peking 
war, sodann zum Studium der englischen Sprache nach New York kam, da­
selbst volkswirtschaftliche Vorlesungen hörte und das angezeigte Werk 
schrieb. Er war ein Schüler von KANG-YU-WEI und auf den Umstand, daß 
er von diesem Forscher <lie allgemeinen Gedanken über den Confueianismus 
übernommen hat, scheinen manche Besonderheiten in seinen Ansichten zu­
rückzugehen. 

In der Einleitung legt CH. nach einer kurzen biographischen Ausführung 
über CoxFUCIU8 dar, was er als dessen fundamentale Ideen ansieht, wo­
bei er die „Dreistufen-Theorie" - wie es scheint seine Lieblingsidee -
besonders hervorhebt (S. 16-20). Gerade in diesem, tatsächlich grundlegenden 
Punkt jedoch kann ich ihm nicht beistimmen und muß seine Ausführungen 
bestreiten. Die drei Stufen sind nach ihm: die der Gewalt, des fortschreiten­
den Friedens und des vollen Friedens. ,,Die Phase des fortschreitenden 
Friedens schreibt er - wird auch als die der beschränkten Ruhe und die 
Phase des vollen Friedens als die der großen Gleichartigkeit bezeichnet." "Die 
Stufe der vollen Gleichartigkeit oder vollen Friedens ist das Endziel von 
CoNFUCIUR; sie ist das goldene Zeitalter des Confucianismus". (S. 17 /18.) 
In ihm behauptet er dann, wird es weder Nationalstaaten noch Krieg, 
weder Ehe noch Familie, weder Erbrecht noch Eigentum und auch keine 
Klassenunterschiede geben. Dies ist in der Tat eine überraschende Be­
hauptung, die m. E. mit dem Geist der echten Lehre CoNFUcrus' nicht 
ganz übereinstimmt. Der Verf. zitiert zu ihrer Unterstützung eine lange 
Stelle ans dem Li Ki ( dem „Buche der Riten)". Wir :finden auch daselbst 
wirklich eine Beschreibung beider Entwicklungsstufen: der „Beschränkten 
Ruhe" und der „Großen Gleichartigkeit". Sieht man aber genauer zu, so 
enthält jene Schilderung der „Großen Gleichartigkeit" keinen so phantastischen 
Gesellschaftszustand, wie der Verf. ihn ausmalt. Der (S. 18) mit den Worten: 
„Die ganze "Welt wird eine Republik" wiedergegebene Urtext, ist richtig zu 
übersetzen mit: ,,Alles unter dem Himmel funktioniert im Interesse des Gemein­
wesens"; und die Sentenz: ,,Jetzt, da das große Prinzip sich doch noch 
nicht g I e i c h entfaltet hat, wird die Welt vermittelst der Familie besessen" 
(ebenda), soll wiedergegeben werden mit: ,,Jetzt, da der große Weg bereits 
verborgen ist, richtet sich jedermann unter dem Himmel nach dem Inter­
esse seines eigenen Hau8es." Dem Verf. zufolge hat die Phase der großen 
Gleichartigkeit niemals existiert; sie soll erst kommen; wir müssen nach dem 
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goldenen Zeitalter in die Zukunft ausscha~en. Nach <lern Urtext aber hat 
die große Gleichartigkeit in der Vergangenheit bestanden und ist schon ver­
loren gegangen. C11. scheint anzunehmen, daß der von ihm zitierte Satz aus 
dem Ki Li wirklich von CoNFucrn:-; selbst herrühre, und legt daher auf ihn 
besondercu Nachdruck. Ich halte ihn jedoch mit Sicherheit, für apokryph: 
er stammt m. E. von einem nachconfucianischcn Schriftsteller, der ein Eklektiker 
war und unter dem Einfluß von LAo Tzu und dessen Schule stand. Die 
Lehre von der großen Gleichartigkeit ist zweifellos nicht confucianisch, sondern 
ist einem anderen Gedankenkreise entsprungen. 

Es ist unmöglich, alle beachtenswerten Darlegungen und interessanten 
Tatsachen aus dem besprochenen Buch anzuführen und einzeln zu iiberprüfen. 
Ich muß mich vielmehr damit begnügen, einige wenig·e zu erwähnen. Im 
I. Teil (Buch 2, Kap. 5) spricht Cn. von den Beziehungen zwischen Volks­
wirtschaftslehre und anderen Wissenschaften und macht hierbei seine Bemer­
kungen iiber rlie altchinesischen Begriffe „Unterhalt" und „Bequemlichkeit": 
,.Diese zwei Worte repräsentieren rlas ganze Wirtschaftsleben und spielen 
die erste Rolle bei der menschlichen Tätigkeit. Nach der Befriedigung der 
materiellen Bedürfnisse beginnen die religiösen und die Gottesverehrung" 
(S. 50). - In dem 9. Kapitel des I. 'reils, Buch 3, ,,Wirtschaftliche Entwicklung 
als Hauptursache des Fortschritts", zitiert C11. die bekannten Stellen über tech­
nischen und wirtschaftlichen Fortschritt aus dem „Buch der Wandlungen" 
untl meint hierzu: man habe hierin eine materialistische Geschichtsauffassung 
zu erblicken (S. 126). - Bei der Besprechung volkswirtschaftlicher Maß­
nahmen im allgemeinen behauptet er: ,,Ihnen (den Com,'ucrus-Schülern) schwebt 
stets die sozialistische Idee vor. Am besten ist die gleiche Verteilung der Güter, 
weil am schlechtesten die Spaltung des Volkes in Reich und Arm. Eine solche 
Theorie ist nicht kommunistisch, sondern eher staatssozialistisch" (S. 174). 

Im II. Teil, Buch 4, Kap. 12, erörtert tler Verf. die confucianische Riten­
lehre sowie die von LAo T,-m, l\Io 'l'su und YA:--G C11u (S. 187/91) und führt 
aus: Unter dem Wort „Riten" sei zu verstehen, was jederzeit schicklich ist. 
„Es ist - fügt er hinzu -- inhaltlich zu umfassend, als daß es durch einen 
englischen Ausdruck - ausgenommen etwa „Civilisatiou" - gleichwertig 
sich wiedergeben ließe (S. 187). - Auf S. 426 wird die Lehre der Sm,N­
NUNG-Schule von den gleichen Preisen und ihre Widerlegung durch MENCTUS 
geschildert und im Hinblick auf die alte Geschichte des Geldes in China 
bemerkt: man könne das chinesische Geld als das früheste Beispiel der Gold­
währung anführen (S. 428). Andrerseits aber erklärt der Verf., nach dem 
Werke ,,'rribut von Yii" habe es da drei Geldgattungen gegeben: Gold, 
Silber und Kupfer. Erscheine dies nun auch als Drei-Metallwährung, so habe 
man es doch theoretisch nur mit Goldwährung zu tun, weil Gold die höchste 
Geldsorte repräsentiert habe, Silber und Kupfer aber nur eine mittlere und 
niedere. Oder moderner au,gedrückt, Gold sei das Währungsmetall gewesen, 
dem Silber und Kupfer aber nur t•ine subsidiäre Rolle zugekommen (S. 435). 



558 Literaturbericht. 

Mil' allerdings scheint diese Auffassung des altchincsischen Geldwesens un­
begründet. 

Sozialistische Gerlankenreihen und Maßnahmen werden besonders im 
8. Buch des III. Teils (S. 497/601) abgehamlelt. Wir finden daselbst Er­
<irterungen über: das „Brunnen-Felll"- (Tsing Tien-) System, die Staatsmono­
pole und die Regierungskontrolle über Angebot und Nachfrage, die Regu­
lierung des Getreidehandels, die Gelddarlehen uml Unterstützungen durch 
die öffentliche Gewalt. Was die Grundeigentumsordnung insbesondere an­
belangt, so schildert der Verf. nieht allein das Tsing Tien-System aus vor­
christlicher Zeit, sondern auch die Gesetzgebung über die Gleichverteilung 
des Bodens ans dem i'i., ß. und 7. Jahrhundert unter den Dynastien des 
Nordens Wm, Cu'r, C1wu, SUI und TANG. Seine Ausführungen über das 
Tsing Tien bieten weniger kritischen Einblick als eine sehr detaillierte Be­
schreibung der späteren Versuche zur Herstellung der Gleichheit in der 
Grundbesitzverteilung. Sie werden aber denjenigen willkommen sein, die 
außerstande sind, seihst die chinesischen Quellen zu Rate zu ziehen. Die 
Besprechung der Hauptgegenstände in den Kapiteln über die Regulierung 
von Angebot und Nachfrage, Getreidehandel, Kredit und öffentliches Unter­
stützungswesen bezieht sich nicht auf Lehren des Com0 ucru:-; selbst hierüber, 
sondern auf die Geschichte der Sozialgesetzgebung in späterer Zeit. So auf 
die Gesetzgebung des WANn AN-SHm unter der SUNG-Dynastie, speziell u. a. 
auf das sog. ,,Grünsaat-Geld"-System, d. h. Darlehen, welche die Regierung 
znr Herbstzeit, da die Frucht noch auf dem Halm steht, dem Volke gewährte. 
Der Verf. schildert die praktische Funktionierung dieses Systems mit dem 
Bemerken: das Gesetz habe weniger die Unterstützung des Volkes bezweckt 
als die Beschaffung von Staatseinkünften. Erst habe es das Volk zur Auf­
nahme von Darlehen gezwungen und sodann zu deren Bezahlung. 

In den Schlußbetrachtungen stellt der Verf. fest: man könne „das ganze 
Wirtschaftsleben der Chinesen als mehr sozialistisch bezeichnen denn das 
eines der westlichen Völker" (S. 723124). Dem gegenüber ist aber zu fragen, 
welchen Sinn hier der Verf. dem Worte „sozialistisch" unterlegt. Wenn 
den allgemein üblichen, so .halte ich die Gründe für seine Behauptung keines­
wegs für überzeugend und vermag ihre Berechtigung nicht einzusehen. 

In einem Anhang zum II. Bde. bringt CH. ein Verzeichnis seiner Quellen, 
n. zw. ebensowohl mit ihren chinesischen Titeln wie mit deren englischer 
Übersetzung·, sodaß man sie leicht identifizieren kann. Die Art aber, wie er 
sie benutzt hat und interpretiert, läßt im ganzen einigermaßen zu wünschen 
übrig. Oft ist es zweifelhaft, ob was der Verf. C0NFUCIUS zuschreibt, auch 
wirklich von diesem selbst gelehrt wurde; und in so manchen wichtigen 
Fällen zögert man, seiner Meinung beizutreten. Trotz dieser Vorbehalte ist 
jedoch anzuerkennen, daß CH.s Werk auf mühevollen Studien beruht, sehr 
suggestiv wirkt und überdies durch große Flüssigkeit des Stils sich auszeichnet. 

Kyöto. Grnzo UcumA. 



Anfragen und Nachweise. 

Das „Archiv" eröffnet hiermit eine neue, für kurze bibliographische An­
fragen und Nachweise bestimmte Rubrik mit der Bitte an die Leser, von ihr 
möglichst häufigen Gebrauch zu machen. 

La philosophie de Ruvarebohni. 
Bemerkungen zu H. LINDEMA;IINS Artikel »Restif de la Bretonne". 

Von Max Nettlau (London). 
Dem Verf. der Besprechung des im Titel genannten seltenen Werkes 

(in diesem „Archiv" III, S. 247-275), das der Verf. Restif de Ja 
Bretonne zuschreibt, ist entgangen, daß das Problem der Autorschaft 
dieser Utopie längst eine definitive Lösung gefunden hat. Hierüber gibt 
erschöpfende Auskunft die Vorrede des auch den „Catechisme" enthaltenden 
Neudruckes u. d. T.: 

Le Ruvarebohni (Le Vrai bonheur), reedite d'apres un exemplaire 
echappe au pilon de la Haute Police Imperiale par CARLE DE RASH 1). 

Paris, Sandoz et Fischbacher 1881. 
2 vol. in 16 o. 1, LIV, 276 und 1, 135, 103 S. 
Die Verfasser sind P. J. JAUNEZ, SPONVILLE und NrcOLAS BUGNE'r; 

dem Herausgeber gelang es noch, die uralte Tochter eines derselben zu 
finden, und in deren Besitz ein Exemplar des Buches mit handschriftlichen 
Ergänzungen ihres Vaters. Auszüge hieraus, die die Entstehung des Werkes 
sehildern, sowie ein in einem Brief an GALL enthaltenes Resume der Ideen 
des Verfassers gibt die Vorrede. 

CARLE DE RAsH weist 2 Exemplare des Buches nach; ferner befinden 
sich Exemplare im British Museum (noch irrtümlich unter RES'IW ein­
getragen) und in der Bibliotheque nationale (vgl. auch deren ge­
druckten Katalog sub BUGNET). 

Ein ganz intaktes ungebundenes Exemplar, das noch die kleinen Riicken­
schildchen besitzt, enthielt die Bibliothek JEAN WALLONs, des Colline von 
MuRGERs Boheme; dieses Exemplar fand seinen Weg auf die Pariser Quais 
und dann in meine Sammlung. Der genaue Titel desselben lautet: 

La Philosophie du Ruvarebohni, Pays dont Ja decouverte 
semble d'un grand interet pour l'homme, ou Recit dialogue des moycns 
par lesquels les Ruvareheuxis, habitans de ce pays, ont ete conduits au 
vrai et solide bonheur; par feu P. J. J. S** et NrcoLAS BuGNET. 

1) CHARLES READ, 1881 Herausgeber des „Intermediaire des Cherchcurs 
et Curieux". 

Archiv f. Geschichte d. Sozialismus III, hrsg.v. Grünberg, 36 
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2 vol., pet. 8 °; VIII, 283 und 222, 1, 3; s. a.; dem II. Bande ist bei­
geheftet: 

Catechisme social, ou Exposition familiere des principes poses par feu 
M. 0. J. J * *. S * *, dans un ouvrage inedit, auquel il a donne pour titre: 
Recherches sur la nature des Etres sensibles; par NICOLAS BUGNET. Paris, 
chez Le Normant, 1808. 72, 1, 1. 8. 

Ob das Buch selbst, das nach dem „Catechisme" gedruckt wurde, 
wirklich von der Polizei unterdrückt und vernichtet wurde, wird sich viel­
leicht aus den Akten der damaligen Polizei noch ergeben, die ja jetzt in 
den Archives nationales so fleißig untersucht werden. Ich möcht~. die Ver­
mutung äußern, daß wohl der „Catechisme social",. 1808, in die. Offentlich­
keit gelangte und gewiß bald unterdrückt oder vom Verkauf zurückgezogen 
wurde, daß das Buch selbst aber einen Privatdruck darstellt, den der 
überlebende der Verfasser allmählig einzelnen Personen vorlegte; die Auf­
lage des nie in den Buchhandel gekommenen Buchs mag klein gewesen sein 
und wurde vielleicht, soweit noch vorhanden, nach dem Tode des letzten 
der Verfasser vernichtet? 

* * * 
Wir erhalten folgende Anfrage: 
Sind die Verfasser der folgenden Schriften nachweisbar? 
1. Zilia et Agathide, ou la Volupte et le Bonheur; par M****. 

(a Madrid, 1787, 2 vol. in 16°; 180, 168 S.); 
keine eigentliche Utopie, aber eine glühende Schilderung zukünftiger 

Kämpfe gegen finstere Mächte und des Triumphs von Schönheit, Liebe und 
Glück; Druckort fingiert. 

2. Republique Universelle, ou l'Humanite ailee, reunie sous 
l'empire de la Raison (s. l., l'an premier de la Raison VIII, 398 S., 2 Bilder); 

als Verfasser zeichnet 
RAINSER, II; de la Cite des Genevois, le 80 de la Balance de l'an 

1788 vieux style. 
3. L es V o y a g es d 'Er t e 1 i b (Liberte), conte traduit de l'arabe du po~te 

Ed b e n sah i r ad. (Geneve, chez Manget et Cherbuliez, impr.-libr., 1822, 
69 S. kl.80); 

eine Allegorie, der Sieg der Freiheit, die auf S. 60-62 in einer kleinen, 
merkwürdig freiheitlich-kommunistischen Utopie gipfelt. 

M. N. 
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